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MEINEN ELTERN


I. Einleitung

The tendency, when new material appears, is to build it into what one already believes about the subject. The true scholar tears down the whole structure of his own belief, and starts again.

Herbert Butterfield1

1. Thema – Fragestellung – Methode

Als das britische Wochenmagazin The Economist am 3. Januar 1948 einen Ausblick auf das neue Jahr wagte, blätterte es im Gedenkkalender hundert Jahre zurück. „Wie aber wird das Neue aussehen?“,2 hatte Alexis de Tocqueville damals, im Revolutionsjahr 1848, gefragt. Jetzt, hundert Jahre später, da eine neue Zäsur der Weltgeschichte bevorzustehen schien, spekulierten die Zeitungsmacher über einen neuen Völkerfrühling, eine neue deutsche Nationalversammlung, einen neuen Louis Napoleon und einen neuen Metternich.3

Zahlen- und Gedankenspiele haben gewiss ihren Reiz. Aber auch in Fleet Street erkannte man, wie wenige Parallelen sich im Jubiläumsjahr aufdrängten. Eine fiebrige Welt sehnte sich nach Ruhe. Doch das Gegenteil trat ein. Während Fredric Warburg noch in seinem Gutachten zu Nineteen Eighty-Four notierte: „Here is the Soviet Union to the nth degree, a Stalin who never dies, a secret police with every device of modern technology“,4 wurde das Orwellsche Albtraum-Szenario zum Kennzeichen eines neuen Imperiums.5 Zeitgleich formierte sich ein antikommunistischer Block, der in der Gründung neuer Institutionen und einer wachsenden Kooperations- und Integrationsbereitschaft seinen Ausdruck fand.

Überschattet und zum Teil beschleunigt wurden diese Prozesse von einem Ereignis: der Blockade Berlins. Für weit mehr als ein Jahr schauten die „Völker der Welt […] auf diese Stadt“ und beargwöhnten den „Appetit des russischen Bären“.6 Amerikanische und britische Bombenteppiche und der verlustreiche Häuserkampf durch die Rote Armee hatten die ehemalige Hauptstadt Preußens und des Deutschen Reiches, das ‚Spree-Athen‘ der Blütezeit des ausgehenden 17. Jahrhunderts und den Mittelpunkt des europäischen Geistes-, Musik- und Theaterlebens der Weimarer Republik, in Schutt und Asche gelegt. Der Zusammenbruch war vollkommen: Abbild gestürzter Macht, zerborstener Größe, gedemütigter Hybris. Ruinen waren die stummen Zeugen des nationalsozialistischen Größenwahns, „waren wie ein Totenfeld, […] Pompeji, Herkulaneum, Troja, versunkene Welt.“7

Trotz erster Erfolge beim Wiederaufbau bot Berlin drei Jahre nach Kriegsende nach wie vor einen „atemberaubenden Anblick“.8 Der gespenstischen „Vorschau auf den Zusammenbruch der Zivilisation […] im voratomaren Zeitalter gleich“,9 schien die Stadt „tot, nur noch ein Schatten ihrer selbst. […] Die Straßen lagen schweigend und leer und undurchdringlich dunkel. […] Jetzt war alles zunichte. … [J]ede einzelne dieser vagen architektonischen Formen war Sinnbild zerbrochener Träume, enttäuschter Hoffnungen und gebrochenen Tatendrangs.“10 Die Ruine des rußgeschwärzten Turms der Gedächtniskirche glich dem „Stummel einer schmutzigen alten Zigarre“, das von Hilflosigkeit geprägte Leben in den Ruinen dem „Hausen in einem Schützengraben“.11 Und doch trat die Stadt noch in ihrer Zerstörung dem Betrachter gleichsam trotzig entgegen: „Die Ruinen in Berlin hatten etwas tragisch Majestätisches an sich […]. Berlin war eine kalte Großstadt […], hochmütig und anmaßend. Solche Städte zogen den Zorn der Götter und Menschen auf sich.“12

Nie besaß die Stadt eine zentralere Bedeutung als in den der „deutschen Katastrophe“13 folgenden Jahren, als einmal mehr „um Deutschlands Seele gerungen wurde“.14 Wie in einem Brennglas spiegelte sich der Kalte Krieg in Deutschland wider und verschmolz als „international-nationaler Doppelkonflikt“15 am sichtbarsten in Berlin, dem noch nicht geteilten Zentrum des sich teilenden Zentrums, zu einer Einheit.

Die Blockade Berlins markiert einen der großen Wendepunkte in der Geschichte des Ost-West-Konflikts. Die Allianz der unnatürlichen Partner, in den Tagen der nationalsozialistischen Bedrohung als Anti-Hitler-Koalition gegen Deutschland gebildet, zerfiel endgültig sieben Jahre später im Sommer 1948 wegen Deutschland. Der letzte Versuch, einen westdeutschen Teilstaat doch noch zu verhindern, wurde zum entscheidenden Baustein bei der Gründung der Bundesrepublik Deutschland, ihrer Einbindung in den Westen, der Formierung politischer, ökonomischer und militärischer Bündnisse und der Förderung des antikommunistischen Konsenses in Westdeutschland, Westeuropa und den Vereinigten Staaten. Die auf die Dominanz Europas ausgerichtete Politik Stalins resultierte in einer amerikanischen Politik aus Hegemonie und Gleichgewicht.16

Nur drei Jahre nach Kriegsende wurden die Waffenstillstandslinien des Jahres 1945 somit zu Barrieren, die Barrieren wenige Jahre später und erneut zunächst in Berlin zu in Beton gegossenen mauerhaften Festungen, deren Überschreiten den Casus Belli hervorgerufen hätte. Für vierzig Jahre blieb das westliche Berlin eine „Insel der Freiheit in einem Meer des Totalitarismus“,17 Frontstadt mit „Viermächtestatus ohne Viermächteverwaltung“,18 die nicht nur die unvollständige Teilung Deutschlands und Europas symbolisierte, nicht nur die westliche Entschlossenheit, keine Veränderung des Status quo zugunsten der Sowjetunion hinzunehmen, sondern auch die gemeinsame, freiwillig eingegangene, wenn auch beizeiten nur widerwillig akzeptierte Verpflichtung, Berlin, Deutschland und Europa auf friedlichem Wege wieder in Freiheit zu vereinen.

Wenn die Stadt während der Ost-West-Konfrontation „so etwas wie der geometrische Mittelpunkt eines [weltpolitischen] Mobiles“19 war, dann ist es nur konsequent, dass, nachdem die polnische Gewerkschaft Solidarność mit ihrer Politik der gesellschaftlichen Selbstorganisation zum Eisbrecher für das Ende des Kalten Krieges geworden war, die tektonischen Verschiebungen des Epochenjahres 1989 in Berlin ihr eigentliches Zentrum fanden. Zu diesen Realitäten gehört freilich auch das bitterer Ironie nicht entbehrende Nachspiel, das sich nach der Vereinigung Deutschlands im Winter 1990/91 ereignete, als die nach dem Ende der anglo-amerikanischen Luftbrücke im Herbst 1949 angelegten Lebensmittel- und Treibstoffvorräte den Not leidenden Völkern der Sowjetunion zum täglichen Überleben zur Verfügung gestellt wurden.

Als eine Auseinandersetzung zwischen der Sowjetunion und den Westmächten um ihren künftigen Einfluss in Berlin, Deutschland und Europa erfüllte die Blockade Berlins die zentralen Voraussetzungen eines krisenhaften Konflikts: Unvereinbare Positionen erzeugten eine kritische Spannung. Diese Unvereinbarkeit war den beteiligten Akteuren bewusst. Sie gefährdete ihre vitalen Interessen, beeinflusste ihr unter Zeitdruck stehendes Handeln und war mit der Möglichkeit einer militärischen Konfrontation verbunden.20

Die erste Berlinkrise war zugleich die erste offene und direkte Konfrontation der beiden „Supermächte“.21 Wie so viele internationale Krisen wirkte auch sie als Katalysator für Einstellungen und Tendenzen, die bereits längerfristig im Spiel waren. Sie wurde zum Modellfall des Kalten Krieges. Während die eine Seite unter Anwendung politischen und indirekt militärischen Drucks begrenzte, wenn auch nicht immer klar definierte Ziele verfolgte, ging es der Gegenseite um die Wiederherstellung des Status quo ante. Erstmals im nuklearen Zeitalter wurden die politischen Akteure mit dem bekannten Problem eines von beiden Seiten nicht gewollten, aber doch in Betracht gezogenen Krieges konfrontiert: einerseits mit dem Risiko, dass Handlungen, die als Provokation verstanden werden, zu einer nicht beabsichtigten Eskalation führen können; andererseits mit der Gefahr, dass eine nachgiebige Haltung den Gegner zu unakzeptablen Forderungen verleiten kann, die ihrerseits als Ausfluss einer reaktiven Mechanik der Konflikteskalation in einer militärischen Konfrontation resultieren können. Der Verlauf der Krise und das Verhalten der Protagonisten ließen erkennen, dass beide Seiten die Gewissheit abgesteckter Interessensphären der Ungewissheit eines militärischen Konflikts vorzogen. Insofern wird die erste krisenhafte Auseinandersetzung des Kalten Krieges nicht nur als Modell für Konfrontationen im Rahmen des Ost-West-Konflikts interpretiert, sondern vor allem als ein Lehrstück für konfrontative und kooperative Konfliktstrategien, als ein Lehrstück für eine politische Krisenbeherrschung.22

Selten zuvor in der Geschichte der internationalen Beziehungen ist ein ganzes Kapitel der Zeitgeschichte23 so schnell der kollektiven Erinnerung anvertraut worden wie die vier Jahrzehnte des Kalten Krieges, jene Dekaden des „langen [europäischen] Friedens“.24 Die Geschichte der Blockade Berlins ist insofern sehr lange her. Sie ist, um eine Formulierung Thomas Manns aufzugreifen, „schon ganz mit historischem Edelrost überzogen“,25 da sie in den Tagen einer Welt spielt, die einer endgültig abgeschlossenen Epoche angehört. Das Ende des Ost-West-Konflikts hat dazu geführt, dass angesichts der Gebundenheit geschichtswissenschaftlicher Aussagen an ihre jeweilige Zeit und aufgrund neu zugänglich gewordenen Quellenmaterials Folgen und Wirkungen, die zuvor im Schoß der Zukunft aufgehoben waren, nunmehr überblickt, Fragen informierter gestellt und Gewichtungen fundierter getroffen werden können, ohne dabei den „Hauch der Zeitatmosphäre“,26 also den zeitgenössischen Erfahrungshorizont und die zeitgebundenen Motivations- und Wirkungszusammenhänge des Entscheidungshandelns zu übersehen.27

Schließlich hat der Fall der Berliner Mauer im November 1989, der das Jahrhundert der Ideologien, der Diktaturen und der Gewaltpolitik zu einem vermeintlich vorzeitigen Ende brachte, auch dazu beigetragen, dass die Geschichte der internationalen Beziehungen aus dem Schatten ihrer langjährigen Vernachlässigung getreten ist. Es sind ja gerade die Studien zur internationalen Politik, die durch die „Beschäftigung mit politischen Entscheidungssituationen und durch die Auslotung der darin zum Vorschein kommenden Handlungsspielräume der Akteure dazu [beitragen], eine der ganz zentralen Aufgaben der Geschichtswissenschaft zu erfüllen, nämlich individuelle Freiheitschancen angesichts überindividueller Bedingungen und Notwendigkeiten der Geschichte erkennbar zu machen“.28

Die vorliegende Arbeit versteht sich als zeitlich und thematisch begrenzte Fallstudie zum Kalten Krieg. Im Sinne einer politischen Geschichte von den internationalen Beziehungen, die das Moment der Entscheidungen gegenüber der Vorstellung vom Prozesscharakter der Geschichte betont, untersucht sie den außenpolitischen Entscheidungsverlauf während der Blockade Berlins unter dem erkenntnisleitenden Prinzip der Motive und Ziele der Regierung Attlee. Dabei sind die zeitgenössischen außen- und innenpolitischen Konstellationen, ihre Wahrnehmung durch die verantwortlichen Akteure, die gegeneinander stehenden, einander ablösenden oder sich im Kompromiss zusammenfügenden Motivationen der Entscheidungsträger, die kurzfristigen Interessen, die langfristigen Konzeptionen und die Umsetzung in konkretes Entscheidungshandeln unter Berücksichtigung der Bandbreite von Optionen voneinander zu unterscheiden und miteinander in Beziehung zu setzen.29 Da die Studie sich auf das Krisenmanagement eines Akteurs konzentriert, werden die politischen Entscheidungsprozesse in Washington, Moskau und Paris nur insoweit berücksichtigt, als sie unmittelbar zum Verständnis des britischen Entscheidungshandelns beitragen. Weil das Krisenverhalten ohne die komplizierte Vorgeschichte nicht zu verstehen ist, wird auch die Rolle Großbritanniens im Entstehungsprozess der Teilung Deutschlands analysiert.

In einem in der britischen Geschichte des 20. Jahrhunderts beispiellosen Ausmaß wurde die tagespolitische Agenda auch nach den das Königreich überfordernden Jahren des Zweiten Weltkriegs von außenpolitischen Überlegungen bestimmt. Die Labour Party, die im Sommer 1945 mit ihrem auf innenpolitische Reformen zielenden Programm einen erdrutschartigen Wahlsieg über die Tories davongetragen hatte,30 sah sich plötzlich einer Aufgabe gegenüber, die Winston Churchill nach dem Schweigen der Waffen in Europa im Mai 1945 für sich und seine Partei in Anspruch genommen hatte: „to finish the job“.31

Stattdessen fanden sich Attlee und Bevin am Potsdamer Konferenztisch in der von dem an der Heimatfront besiegten, siegreichen Kriegsführer so beschriebenen Rolle des Löwen wieder, der sich mit dem russischen Bären und dem amerikanischen Büffel an der Einigung auf einen neuen Modus Vivendi für das daniederliegende Deutschland die Zähne ausbeißen sollte.32 Dem charismatischen Kriegshelden, folgte dessen unscheinbarer Stellvertreter, dem an den Eliteschulen Eton und Oxford erzogenen weltläufigen Außenminister ein wenig gebildeter, des Schreibens kaum mächtiger, in den innenpolitischen Auseinandersetzungen der zwanziger und dreißiger Jahre gestählter Gewerkschaftsführer,33 der nach erfolgreichen Jahren als Arbeitsminister in Churchills Kriegskabinett viel eher geeignet schien, das angestrebte Schatzamt zu übernehmen, als in die ihm unbekannte und fremde Welt der internationalen Diplomatie einzutauchen.

Als der gesundheitlich angeschlagene Außenminister wenige Wochen vor dem Ende der sowjetischen Blockade auf die vergangenen zwölf Monate zurückblickte, musste er feststellen, dass sich die Welt verändert hatte: Das Verhältnis zur Sowjetunion hatte schweren Schaden genommen. Die Beziehungen zu den Vereinigten Staaten und Frankreich waren nicht selten auf eine harte Probe gestellt worden. Die Verbindung zu Deutschland, zu den westlichen Zonen, die sich anschickten, verjüngt und verkleinert wie Phönix aus der Asche aufzuerstehen, hatte eine neue Dimension gewonnen. Und nicht zuletzt hatte die Berlinkrise auch zu einer Neubestimmung der eigenen Position in Europa geführt.34

Was aber hatte London selbst zu alldem beigetragen? Welche Chancen hatten sich der Labour-Regierung in den spannungsreichen Jahren zwischen Krieg und Frieden eröffnet, auf die politische Nachkriegsordnung in Berlin, Deutschland und Europa Einfluss zu nehmen? War es, um in der Terminologie des Kriegspremiers zu bleiben, der britische Löwe, der als einziger den Weg nach Hause, das heißt aus der Krise kannte oder doch zu kennen glaubte? Oder glich die Rolle eher der eines widerwillig, vielleicht auch willenlos oder gar willfährig hin- und hergeschobenen Bauern auf dem Schachbrett amerikanischer außenpolitischer Konzeptionen?

Über geraume Zeit ist die britische Rolle im Ost-West-Konflikt der frühen Nachkriegsjahre nicht zuletzt deshalb weitgehend vernachlässigt worden, weil das Land auch im Zuge der fortschreitenden Auflösung der alten europäischen Kolonialreiche als Akteur auf der politischen Weltbühne zunehmend an Bedeutung verlor. Als Dean Acheson am Ausgang der Macmillan-Ära, die wie kaum eine andere Regierungszeit in der britischen Nachkriegsgeschichte die Diskrepanz zwischen machtpolitischem Anspruch und weltpolitischer Wirklichkeit verkörpert, durchaus treffend bemerkte, Großbritannien habe ein Weltreich verloren, eine neue Rolle aber noch nicht gefunden,35 war eine Formulierung geboren, die schnell zum geflügelten Wort wurde und für viele in ihrer faszinierenden Einfachheit, jedoch auch in einer vom Urheber nicht gewollten Vereinfachung, die Bedeutung Großbritanniens im Kräftespiel der Mächte für die gesamte Epoche des Kalten Krieges auf die eines missvergnügten Juniorpartners der USA oder, schlimmer noch, eines Kaisers ohne Kleider reduzierte.

Gewiss, aus dem einst wichtigsten Kreditgeber der Welt war der größte Schuldner geworden, der versuchen mochte, seine weit verstreuten Residenzen aufrechtzuerhalten, aber doch nicht verbergen konnte, dass das Dach des eigenen Palastes undichte Stellen aufwies und die Stützpfeiler ins Wanken gerieten.36 Bei alledem sollte gleichwohl nicht übersehen werden, dass sich Aufstieg und Fall großer Mächte schrittweise vollziehen, über längere Zeiträume, in einem breiteren Kontext von Handlungsspielräumen und Handlungszwängen. Macht, so lehrt die Geschichte der internationalen Beziehungen, ist stets relativ. Sie umfasst die eigene Stärke ebenso wie die Schwäche der anderen, die Stärke der anderen ebenso wie die eigene Schwäche. Sowenig Lord Curzons Kassandraruf der Jahrhundertwende zutraf, wonach mit dem Verlust Indiens sogleich der Abstieg zur drittklassigen Macht besiegelt sei, so wenig war die Labour-Regierung in den ersten Nachkriegsjahren dazu verdammt, die vom Staatssekretär im Außenministerium37 befürchtete Rolle des Lepidus im Triumvirat mit Octavian und Antonius zu spielen – ganz abgesehen davon, dass ein Ausweichen vor den europäischen Händeln und ein Rückzug in die splendid isolation ohnehin keine glaubwürdige Alternative darstellte. Weil weder wirtschaftliche noch militärische Stärke, ob allein oder gemeinsam, die Bedeutung eines Staates bestimmen, ja noch nicht einmal dessen politischen Einfluss garantieren können, da sich Einfluss nur bedingt proportional zu Macht verhält, bedarf es darüber hinaus der „politische[n] Verfaßtheit“, der „moralische[n] Kraft“ und des „nationalen Willen[s]“ eines Staates, um sich als ein bedeutender Faktor im internationalen System neben anderen zu behaupten.38

Eine zentrale Frage der vorliegenden Untersuchung lautet daher, ob das Inselreich aus einer gar nicht zu übersehenden Position ökonomischer und militärischer Schwäche und außenpolitischer Überanstrengung immer noch ein Maximum an Gestaltungsvermögen gewinnen konnte, das auf politischer Klugheit, einer überzeugenden Verhandlungsstrategie und einer geschickten Instrumentalisierung der überlegenen Ressourcen des engsten politischen Partners, der Vereinigten Staaten von Amerika, beruhte.

Eine Studie, die den britischen Entscheidungsprozess und den spezifisch britischen Anteil an der Politik der westlichen Verbündeten im Vorfeld und während der Blockade Berlins untersucht, wird zunächst danach fragen, ob allen unvermeidbaren taktischen Schachzügen des politischen Alltags zum Trotz langfristige strategische Konzeptionen das außenpolitische Planen und Handeln bestimmten oder ob pragmatisches Agieren und Reagieren und kurzfristiges Krisenmanagement den Vorzug erhielten. Dabei ist von vornherein zu beachten, dass Außenpolitik ein eigener Raum politischen Handelns mit zum Teil spezifischen Zielen und Mitteln ist,39 wobei das jeweilige Handeln von der Formulierung präferierter Positionen über die Beschlussfassung bis hin zur Durchführung beizeiten weniger Ausfluss eigener Entscheidungen als Reaktion auf Veränderungen im Geflecht der internationalen Beziehungen ist. Dieses Spannungsverhältnis zwischen Handlungsfreiheit und Handlungszwang gilt es detailliert zu beleuchten.

Auf der Ebene der subjektiven Handlungsimpulse ist zu untersuchen, ob Großbritannien eine separate Berlinpolitik verfolgte oder aber ob sich die Politik gegenüber Berlin nur im breiteren Kontext der Deutschlandpolitik verstehen lässt. Wenn es richtig ist, dass britische Deutschlandpolitik gedanklich in Berlin begann und endete,40 dann warf die sowjetische Bedrohung im Frühjahr 1948 ganz neue Fragen auf. Wie stark hatten sich die eigenen Präferenzen und Interessen neben den objektiven Verschiebungen, die nach 1945 mit dem Versuch einhergegangen waren, das europäische Gleichgewicht neu zu konzipieren und dabei als Kernstück die Mitte des Kontinents neu zu ordnen, verändert? War Berlin für den Westen zu einer strategischen Belastung geworden, die die eigenen Pläne in den westlichen Zonen zu konterkarieren drohte? Nutzte die Regierung Attlee die Krise in und um Berlin geschickt als Nebelwand, hinter der sich ein westdeutscher Teilstaat als Eckpfeiler der westlichen, gegen die Sowjetunion gerichteten Eindämmungspolitik etablieren ließ? Eröffnete das sowjetische Vorgehen den Hauptakteuren in Whitehall etwa den unverhofften und doch lang ersehnten Vorwand für die Durchsetzung der zielstrebig verfolgten Teilung Deutschlands, wobei sie durch konstante Beteuerungen des Gegenteils der „Legende […], die Westmächte hätten es mit der Wiedervereinigung wirklich ernst gemeint“,41 Vorschub leisten und Nachdruck verleihen konnten? Dann bedarf es allerdings einer Erklärung, warum London für vierzig Jahre an West-Berlin und dessen absurder Lage festhielt, zumal doch „die Mitte auf die Dauer zur Grenze nicht taugt“.42 Hatte man angesichts der Offenheit der weltpolitischen Lage und in Abhängigkeit von den noch nicht einschätzbaren Ereignissen in der sowjetischen Zone zumindest aus subjektiver Perspektive zunächst auf möglicherweise nicht einzuhaltende Zusagen verzichtet, die sich durch das politische Handeln im Nachhinein aus objektiver Sicht als langfristige Verpflichtungen gegenüber Berlin und Deutschland entpuppten, von denen man zu einem späteren Zeitpunkt nicht mehr abrücken konnte? Mit anderen, pointierteren Worten: War Großbritannien in den Tagen der Blockade Berlins zum „Retter wider Willen“43 geworden?

Am konkreten Fall ist zu prüfen, ob die Akteure von Stalins Vorstoß überrascht wurden, ob sie in Erwartung des Befürchteten wie das Kaninchen auf die Schlange starrten oder ob sie vorab verschiedene Krisenszenarien entwickelt hatten. Überhaupt stellt sich die Frage, wie sehr die einzelnen Krisenstadien einem konzeptionellen außenpolitischen Wandel unter Verwendung welcher politischer, wirtschaftlicher und militärischer Mittel unterworfen waren; wie stark der Entscheidungsprozess zwischen „Chaos, Rationalität, Instinkt und Tradition“44 schwankte; wie gut einzelne Politikfelder aufeinander abgestimmt waren; ob es widerstreitende Interessen in der Außen-, Verteidigungs- und Wirtschaftspolitik gab; ob die Verteidigungspolitik auf die Umsetzung außenpolitischer Vorgaben vorbereitet war oder ob sie vielmehr, von finanziellen Engpässen getrieben, im Ernstfall den proklamierten außenpolitischen Zielsetzungen nicht hätte dienen können; wie realistisch die nicht nur kurzfristigen, sondern auch langfristigen Konsequenzen eines potentiellen Rückzugs beziehungsweise Verbleibs in Berlin beurteilt wurden; mit welchem Erfolg und zu welchem Preis der Weg in die gefährliche Sackgasse zwischen unerträglichem Macht- und Prestigeverlust auf der einen und unverantwortbarer Kriseneskalation auf der anderen Seite vermieden werden konnte; und nicht zuletzt wie die Männer der gebrochenen Erfahrung, also die Weltkriegsgeneration, im heraufziehenden nuklearen Zeitalter mit der Frage von Krieg und Frieden vor dem Hintergrund der unterschiedlich wahrgenommenen Lehren der beiden Weltkriege umgingen.

Eine Studie, die in erster Linie die Motive und Ziele der verantwortlich Handelnden offenlegen will, wird sich freilich auch der Tatsache bewusst sein müssen, dass in der Außenpolitik mehr als in jedem anderen politischen Arbeitsfeld neben der individuellen Handlungsfreiheit auch tatsächliche oder vermeintliche Sachzwänge zu den „realities behind diplomacy“45 gehören. Dabei wird den systemischen Faktoren der internationalen Ordnung eine zentrale Bedeutung beigemessen. Hinzu treten längerfristig wirksame Dispositionen und Konstellationen, zu denen zuvor getroffene außenpolitische Weichenstellungen und bündnispolitische Rücksichtnahmen ebenso zu zählen sind wie das wirtschaftliche Potential und die militärischen Fähigkeiten eines Staates. Schließlich können variable Faktoren wie zum Beispiel plötzlich eintretende Ereignisse den außenpolitischen Handlungsspielraum begrenzen. Zu berücksichtigen ist ferner, dass das besiegte Deutschland und seine sich erst organisierenden Politiker zwar nicht unmittelbar als selbständige Gestalter an dem Entscheidungsprozess der Alliierten teilnehmen konnten, dass aber gleichwohl das Wirtschafts- und Menschenpotential des zum Objekt der Weltpolitik gewordenen Staates und Reaktionen seiner Bevölkerung im Kalkül der britischen Entscheidungsträger gelegentlich eine überragende Bedeutung gewannen.

Weil Außenpolitik in Großbritannien traditionell eine Domäne der Regierung mit einem vom Unterhaus legislativ kaum erfassten Gestaltungsbereich ist, wurde der Einfluss innenpolitischer Faktoren auf den außenpolitischen Entscheidungsprozess häufig gering veranschlagt.46 Die neuere Forschung hat indes aufzeigen können, dass der innenpolitischen Dimension in der britischen Außenpolitik eine nicht zu unterschätzende, bisweilen sogar überragende Bedeutung beizumessen ist.47 Der Rolle des Parlaments, der Öffentlichkeit und der Medien gehört deshalb ein weiteres Augenmerk der Studie – nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Gegenwart der Vergangenheit in den ausgehenden vierziger Jahren.

Schließlich gilt die Aufmerksamkeit auch den Verhandlungsstrategien und den Eigenheiten des außenpolitischen Regierungsstils. Informelle Entscheidungsprozesse sind ebenso herauszuarbeiten wie institutionalisierte. Darüber hinaus stellt sich die Frage nach der regierungsinternen Machtverteilung in Whitehall. Dem Verhältnis zwischen Premierminister und Außenminister kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. Sowohl von Bevins Amtsvorgänger Anthony Eden als auch von Selwyn Lloyd, dem Nachfolger aus den Tagen des Suez-Debakels, ist bekannt, wie sehr sie darunter litten, dass 10 Downing Street das Feld der Außenpolitik für sich beanspruchte.48 Auch die Möglichkeiten der Einflussnahme durch das Kabinett mit seiner überlieferten Funktion als „hyphen which joins, a buckle which fastens“,49 durch die Militärs, die Diplomaten und die Militärregierung in Berlin verdienen eine genaue Betrachtung.

Um die aufgeworfenen Fragen zu beantworten und die Komplexität der historischen Situation zu verstehen, wird es nicht ausreichen, politische Entscheidungen auf systemtheoretische Ansätze und sozialgeschichtliche Komponenten zu reduzieren. Vielmehr müssen die einzelnen Vorgänge aus dem jeweiligen Kontext heraus interpretiert werden. Weil es bei dem hier gewählten methodischen Ansatz nicht in erster Linie darum geht aufzuzeigen, wie die Entscheidungsträger agierten und reagierten, sondern vor allem zu erklären, warum sie zu einem bestimmten Zeitpunkt einen klar identifizierbaren politischen Kurs einschlugen und dabei auf andere Optionen, die dem rückblickenden Betrachter als versäumte Gelegenheiten erscheinen mögen, bewusst oder erzwungenermaßen verzichteten, muss das britische Krisenverhalten aus der Perspektive der politisch Handelnden betrachtet werden. Denn ein „Schlüssel zum Verständnis der Conditio humana ist eben diese Erkenntnis: daß es für den einzelnen keine Wirklichkeit – jedenfalls keine verständliche und nützliche Wirklichkeit – gibt als allein die vom menschlichen Auge und Hirn wahrgenommene, mithin keine vom Auge des Betrachters losgelöste, abstrakte. Was immer wir um uns herum erblicken, ist stets in gewissem Sinne Teil unseres Selbst, Reflex unserer eigenen Astigmatismen, unserer grundpersönlichen Perspektiven und – manchmal – unserer Intuitionen. Nur so können wir Wirklichkeit erkennen, ja überhaupt wissen.“50

Wenn wir also George Kennan folgen, dem Wanderer zwischen den Welten der Politik und der Wissenschaft, dann gehört dazu auch, dass wir der durch Geschichtsschreibung aufzuschlüsselnden Vergangenheit ihre ursprüngliche Offenheit als historische Gegenwart zurückgeben und nicht der Versuchung erliegen, die einer der besten Kenner der Geschichte des Kalten Krieges einmal treffend mit „the tyranny of knowing what came next“51 umschrieben hat. Erst wenn vor dem Hintergrund des Möglichen das Geschehene in seiner Bedeutung erkennbar und zudem erklärt wird, wie und warum Perzeptionen in politisches Handeln umgesetzt wurden, kann auch beurteilt werden, wie realistisch individuelle Einschätzungen der gesamtpolitischen Lage, der eigenen Rolle sowie der Politik des Gegners waren beziehungsweise ob und warum die Entscheidungsträger Fehlannahmen unterlagen.

Das politische Handeln der britischen Regierung während der Blockade Berlins zu verstehen, heißt aber auch, sich der komplizierten Vorgeschichte bewusst zu sein. Dabei geht es zum einen um die Frage, warum es zu einer Zuspitzung in Deutschland kam, und zum anderen darum, ob deutschlandpolitische Konzeptionen der frühen Nachkriegszeit auch unter den besonderen Bedingungen der Krisenzeit fortwirkten beziehungsweise ob und warum sie modifiziert oder ganz aufgegeben wurden. Denn ohne die Kenntnis des Kontextes lässt sich nur wenig über die tatsächlichen Absichten der Akteure und noch weniger über Kontinuität und Wandel ihrer Einstellungen sagen. Bevor jedoch in den folgenden Kapiteln auf diese Vorgeschichte eingegangen wird, bedarf es neben einem Hinweis auf die benutzten Quellen noch einiger Ausführungen zum Forschungsstand.


2. Forschungsstand

Die deutsche Frage in ihrer spezifischen Verflechtung nationaler und internationaler Faktoren und Deutschland als zentraler Schauplatz des Kalten Krieges fanden bereits 1966 in der Studie von Hans-Peter Schwarz zur Geschichte des Landes „vom Reich zur Bundesrepublik“52 ihren Niederschlag. Die Erforschung des Deutschlandproblems und der Entstehung des Kalten Krieges, dessen zeitliche Abgrenzung umstritten ist,53 schritt in vier Schüben voran. Ohne der eine Homogenität der Argumente vorspiegelnden Kategorisierung in „Traditionalisten“ und „Revisionisten“ zu folgen,54 lässt sich festhalten, dass die ersten Nachkriegsjahrzehnte von Arbeiten dominiert wurden, die nicht selten den Charakter von Schuldzuweisungen annahmen. Stand zunächst meist unter Vernachlässigung anderer Faktoren das ideologisch und machtpolitisch motivierte Expansionsstreben der Sowjetunion im Mittelpunkt der Erklärungsansätze, so wurde verstärkt seit Mitte der sechziger Jahre unter dem Einfluss des Vietnamkriegs eine von ökonomischen Interessen getriebene, gegen die Sicherheitsinteressen der Sowjetunion gerichtete Politik der Vereinigten Staaten für die Teilung der Welt verantwortlich gemacht.55 Erst mit der Offenlegung amerikanischer Quellen Mitte der siebziger Jahre wurden in einer dritten Phase die ideologischen Interpretationsmuster beiseitegelegt, ohne allerdings den voreilig konstatierten „neuen Konsens“56 zu erzielen. Dafür blieben die Erklärungsansätze zu unterschiedlich, zumal einige Historiker nunmehr in der gegenseitigen Fehlperzeption von Absichten und Interessen das entscheidende Erklärungsmuster des Ost-West-Konflikts zu erkennen glaubten.57 Die durchaus vorhandene, wenn auch bisweilen übertriebene oder geschürte Angst in den westeuropäischen Hauptstädten vor einer sich bedrohlich breit machenden neuen Diktatur fand dabei kaum noch Berücksichtigung; und ebenso wenig der expansionistische Charakter der sowjetischen Außenpolitik.

Die häufig emotional geführte Kontroverse über die Ursprünge des Kalten Krieges war eine im Kern amerikanische Debatte, die ihr Interesse ausschließlich auf Washington und Moskau richtete und London und Paris die Rolle passiver Figuren im politischen Spiel der Supermächte zuwies. Dabei hatte Ernst Deuerlein bereits in den späten sechziger Jahren auf die eigenständige Rolle der britischen Deutschlandpolitik hingewiesen.58 Aber erst mit Donald Cameron Watts auf den Erkenntnissen seiner Tätigkeit im Foreign Office Research Department beruhenden und aus Anlass der Öffnung der britischen Archive Ende der siebziger Jahre programmatisch verfassten Denkschrift zu einer genaueren Bestimmung des britischen Beitrags und bündnispolitischen Gewichts setzte die Historisierung der Zeitgeschichtsschreibung für die Entstehungsphase des Kalten Krieges ein.59 Gestützt auf intensive Archivstudien, haben zunächst vor allem deutsche Historiker meist noch in Untersuchungen über begrenzte Themen, dann aber auch in übergreifenden Darstellungen die Eigenständigkeit der britischen Deutschlandpolitik und die Bedeutung des Ost-West-Konflikts für Deutschland herausgearbeitet.60

Mit der fortschreitenden Erschließung der britischen Archive lag schon bald eine ganze Reihe von umfangreichen (Teil-)Studien zur (Außen-)Politik der Labour-Regierung,61 zur britischen Rolle im Entstehungsprozess des Kalten Krieges,62 zur Londoner Deutschlandpolitik der Jahre 1945 bis 1947,63 zu Teilaspekten der anglo-amerikanischen Beziehungen64 sowie zu verteidigungs- und sicherheitspolitischen Fragen65 vor. Sowohl für sich allein als auch in ihrer Gesamtheit haben diese Arbeiten den bis dahin vorherrschenden Mythos von der Rolle des Juniorpartners ebenso zerstört wie den von einer angeblich bereits unmittelbar nach Kriegsende strikt bipolar ausgerichteten Welt.

Dabei gab es in der britischen Geschichtsschreibung auch die Tendenz, auf der Grundlage des neu erschlossenenen Quellenmaterials die Bedeutung der Regierung Attlee in den ersten Jahren des Kalten Krieges überzubewerten. Diejenigen, die mit Bewunderung davon gesprochen haben, es sei London gelungen, Washington von der Notwendigkeit zu „überzeugen, die Welt durch die britische Brille zu sehen“,66 hat David Reynolds zur Vorsicht gemahnt und darauf hingewiesen, dass zwar Politiker und Beamte in Whitehall dem amerikanischen Rohdiamanten allzu gerne den nötigen Schliff geben wollten, dass ihr Partner aber möglicherweise ein ganz anderes Selbstverständnis hatte, das wiederum der Historiker bei seiner Interpretation zu berücksichtigen habe.67 Im Großen und Ganzen hat die von Watt angestoßene Debatte jedoch zu einer differenzierten Betrachtung der britischen Rolle in den frühen Jahren des Kalten Krieges geführt.

Darüber hinaus hat sich die Forschung in den vergangenen Jahrzehnten zunehmend einzelnen britischen Politikern der frühen Nachkriegsjahre zugewandt. Gefördert durch die schriftlich überlieferten Eindrücke und Beobachtungen der Zeitgenossen und nicht zuletzt durch seine Memoiren, haftete Clement Attlee lange das ursprünglich von Herbert Asquith Andrew Bonar Law zugedachte Image des „unbekannten Premierministers“ an. Für manche blieb er nicht nur ein Mann ohne Eigenschaften, sondern auch ohne außenpolitische Ambitionen, ja ohne Interesse an Fragen der internationalen Politik. Für andere war er schlicht „Labour’s Lord Liverpool“: „herrisch und kleinlich in den unbedeutenden Fragen, unbestimmt in den wichtigen“.68 Seit Mitte der achtziger Jahre haben aber nicht nur Attlees Biographen versucht, den Regierungschef als „Figur von größerer Bedeutung in der Außen- und Verteidigungspolitik“69 darzustellen.

Ernest Bevin hingegen galt von Beginn an als Turm in der internationalen Arena, der sich, gestützt auf sein ausgeprägtes außenpolitisches Interesse, stets die Entscheidung selbst vorbehielt und sich schon nach Herkunft und Lebensweg nicht dazu eignete, die Marionette für andere zu spielen.70 Und doch wurde das einst von dem stets mit Argwohn auf das Außenamt schielenden Kabinettskollegen geprägte Wort von der „im Spinnennetz gefangenen dicken Hummel, die glaubt, sie sei die Spinne“,71 in neuer Form von der Wissenschaft aufgegriffen. Manchem erscheint der ehemalige Gewerkschaftsführer als Gefangener seiner diplomatischen Beamtenelite, die es geschickt verstanden habe, den Vorgesetzten für die eigenen Ziele zu instrumentalisieren.72

Die vierte Welle der Erforschung der frühen Jahre des Kalten Krieges begann nach dem Fall der Berliner Mauer mit der zunächst euphorisch beurteilten Aussicht auf Öffnung der russischen Archive.73 Umfangreiche Arbeiten mit dem Anspruch auf eine breit angelegte Synthese liegen mit ganz unterschiedlichen Akzentsetzungen aus den Federn von Marc Trachtenberg, John Gaddis, Georges-Henri Soutou, Bernd Stöver, Melvyn Leffler und Odd Arne Westad vor.74 Darüber hinaus analysiert die von Leffler und Westad herausgegebene Cambridge History of the Cold War die verschiedenen politischen, militärischen, ökonomischen, sozialen und kulturellen Facetten des Kalten Krieges von den Ursprüngen bis zur Zeitenwende 1989/91.75

Während sich Trachtenberg in seiner Darstellung auf die ersten beiden Jahrzehnte des Kalten Krieges auf dem europäischen Kontinent beschränkt, rückt Gaddis in seiner US-zentrierten Analyse die strategischen Konzepte der beiden Supermächte in den Mittelpunkt. Mittelmächte und kleinere Staaten finden dabei ebenso wenig Berücksichtigung wie ganze Schauplätze der Ost-West-Konfrontation. Leffler konzentriert sich in seiner Darstellung auf zentrale Fallstudien zu den amerikanisch-sowjetischen Beziehungen. Gestützt auf innen- und außenpolitische Faktoren, wägt er die Gründe für die Langlebigkeit des Kalten Krieges ab. Soutou und Westad begreifen den Kalten Krieg nicht nur als globalen Vorgang; beide entziehen sich auch der nationalen Perspektive, analysieren die Schauplätze und tragen auch dem Handeln regionaler Mächte Rechnung. Mit dem Bemühen um Vollständigkeit erzählt schließlich Stöver die Epoche des Kalten Krieges als globale, multilineare und auf vielfache Weise politisch, ökonomisch, sozial und kulturell verflochtene Geschichte.

Mit der Studie zu den „Viermächte-Verhandlungen über die Friedensregelung mit Deutschland“ von Hanns Jürgen Küsters verfügt die Forschung über eine „empirische Untersuchung vorwiegend außenpolitisch-diplomatischer Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse der alliierten Hauptsiegermächte und der beiden deutschen Staaten“,76 die die deutschlandpolitischen Entscheidungen mit Bezug auf die Deutschland-Konferenzen zwischen 1945 und 1990 auf der Grundlage der verfügbaren Quellen erklärt.

Auch wenn in den letzten drei Dekaden manches die sowjetische Außenpolitik umgebende Rätsel gelöst werden konnte, fallen sie doch weitgehend in die Amtszeiten der Generalsekretäre Chruščev, Brežnev und Gorbačev. Die nach wie vor unzureichende Dokumentation der Stalinschen Außenpolitik beruht keineswegs nur auf logistischen und finanziellen Schwierigkeiten, sondern häufig auf politischem Widerstand und bürokratischer Willkür sowie auf der staatlich geduldeten Manipulation und dem Missbrauch selektiv zur Verfügung gestellter regierungsamtlicher Quellen. Die einschlägigen Akten des Präsidial- oder Kreml-Archivs, einschließlich der persönlichen Papiere Stalins und der protokollierten Sitzungen des Politbüros, bleiben ebenso unzugänglich wie die Bestände des Zentralen Militärarchivs, des Archivs des Föderalen Sicherheitsdienstes, des Geheimdienstes, des Verteidigungsministeriums und ein Teil der relevanten Korrespondenz des Außenministeriums.77 Ein Gesamtbild über den internen sowjetischen Entscheidungsprozess und die ihn speisenden Informationsquellen muss sich deshalb mit einigen weißen Flecken begnügen,78 auch wenn die aus einem deutsch-russischen Kooperationsprojekt hervorgegangene vierbändige Quellenedition aus dem Archiv für Außenpolitik der Russischen Föderation der Forschung für den Zeitraum Juni 1941 bis November 1949 erstmals einen wichtigen Einblick in die Arbeit des sowjetischen Außenministeriums erlaubt.79

Vladislav Zubok hat eine umfang- und quellenreiche Studie über die sowjetische Außenpolitik während des Kalten Krieges vorgelegt, die, basierend auf der traumatischen Erfahrung des Zweiten Weltkriegs und dem Bedürfnis nach Sicherheit, die Bedeutung des imperialen Strebens nach geopolitischer Dominanz unter Stalin betont.80 Jonathan Haslam hingegen rückt den Faktor Ideologie als die die sowjetische Außenpolitik treibende Kraft in den Mittelpunkt seiner von der Oktoberrevolution bis zum Fall der Berliner Mauer reichenden Studie.81

Die Berlin-Frage hat schon aufgrund ihrer politischen Bedeutung in der Forschung stets besondere Aufmerksamkeit gefunden. Neben den zahlreichen Einführungen in die eng mit der Berlin-Blockade verknüpften Gründungsprozesse der beiden deutschen Staaten und den dort erfolgenden Einordnungen der Krise in den historischen Gesamtkontext82 liegen auch umfangreiche Arbeiten vor, die sich einer historisch-politischen und völkerrechtlichen Darstellung des Viermächtestatus und der Entwicklung Berlins im Wandel des Ost-West-Konflikts und der deutschen Frage bis hin zum Viermächteabkommen vom September 1971 ebenso verpflichtet fühlen wie der Schilderung des Berlin-Problems aus der Sicht der Alliierten, der Stadt und deren Einwohner.83 Auch mit der ersten großen Krise des Kalten Krieges zusammenhängende Aspekte sind zum Gegenstand eingehender Untersuchungen gemacht worden: zum rechtlichen Status der Stadt,84 zur alliierten Vereinbarung über die Luftkorridore,85 zur Luftbrücke,86 zur Währungsfrage,87 zum Kontrollratsregime,88 zur Alliierten Kommandantur,89 zur Versorgungslage der Bevölkerung in den Westsektoren während der Blockade90 sowie zur Alltagsgeschichte in den ersten Nachkriegsjahren.91

Die Blockade wird in allen Gesamtdarstellungen zur Entstehung des Kalten Krieges berücksichtigt. Das Hauptaugenmerk richtet sich dabei stets auf die Supermächte.92 Darüber hinaus gibt es auch eine ganze Reihe von Arbeiten, die detailliert den gesamten Zeitraum der Krise abdecken. Bereits 1958 legte Walter Davison seine auf den damals verfügbaren Dokumenten, zeitgenössischen Presseberichten und Interviews basierende Analyse der Ereignisse vor, die er im Wesentlichen als Kampf zweier Giganten versteht.93 Ebenso wie in den Studien von Manuel Gottlieb94 und Jean Edward Smith95, in der Ost-Berliner Untersuchung von Gerhard Keiderling96 und in den aus Anlass des fünfzigsten Jahrestages der Luftbrücke vorgelegten Darstellungen97 finden Großbritannien und Frankreich dabei so gut wie keine Beachtung.

Davison kommt zu dem Ergebnis, die westliche Politik sei durch „Unbestimmtheit, Unschlüssigkeit und Mangel an Planung“98 geprägt gewesen. Zu demselben Befund kommt Daniel Harrington in seiner 2012 erschienenen Studie, die sich zwar als Gesamtdarstellung versteht, in Fortschreibung der 1979 an der Universität Indiana entstandenen Dissertation des Autors aber in erster Linie die amerikanische Krisenpolitik beleuchtet. „Inkohärent und unlogisch“ sei die westliche Politik während der Blockade Berlins gewesen, auch wenn sie die westlichen Interessen bewahrt habe und einen Krieg vermeiden konnte. „No one“, bilanziert Harrington, „was making ‚strategic‘ choices. […] In a fundamental sense, the West had no strategy. […] Drift, not choice – neither conscious decision nor intuitive judgment – defined a commitment that would last as long as the Cold War itself.“99

In mancher Hinsicht führte die erste Berlinkrise über Jahre ein Schattendasein, in das eine Vielzahl von unkritischen Jubiläumsarbeiten sie hineingeschrieben hatte.100 Den Ausgangspunkt dieser Arbeiten, die meist das glückliche Ende, weniger aber die Ungewissheiten des Anfangs und des Verlaufs in den Mittelpunkt rücken, bildet dabei in der Regel das Luftbrückendenkmal am Platz der Luftbrücke vor dem Flughafen Tempelhof, das an die drei die Westsektoren während der Blockade versorgenden Luftstraßen erinnert. Gestützt auf das Durchhaltevermögen der Bevölkerung und als „Wunder technischer Perfektion“ und optimaler Ausnutzung der Transportkapazitäten, der Zuflugstrecken und des Luftraumes in und um Berlin gepriesen, ist die Luftbrücke und mit ihr die Blockade zur Legende geworden. „Legenden bergen [aber] die Gefahr in sich, die tatsächlichen Entwicklungen unzulässig zu vereinfachen, wichtige Ereignisse und Zusammenhänge zu übersehen und den Blick auf die vielschichtige Wirklichkeit zu verstellen.“101 So kommt es, dass manche Facetten des westlichen Krisenmanagements hell und leuchtend, andere aber eher noch dunkel und rätselhaft erscheinen.

Avi Shlaim, Gunther Gerhardt und Daniel Harrington haben in ihren Untersuchungen den amerikanischen Entscheidungsprozess detailliert beleuchtet und an der Washingtoner Führungsrolle im westlichen Lager keinen Zweifel gelassen.102 Cyril Buffet hat in seiner Pariser Dissertation unter dem an Marcel Déat angelehnten Titel Mourir pour Berlin die bereits zuvor von Renata Fritsch-Bournazel erarbeiteten Grundzüge der französischen Berlinpolitik im Einzelnen bestätigt. Paris mangelte es nicht nur an Macht, sondern auch an gestalterischem Einfluss.103 Jochen Laufer und Michail Narinskij wiederum konnten die Forschungsergebnisse Hannes Adomeits zur sowjetischen Krisenpolitik quellengestützt erheblich ergänzen.104

Nach wie vor fehlt indes eine Monographie, die das britische Krisenverhalten zum Gegenstand einer systematischen Analyse macht. Geprägt wurde das Urteil über Londons Krisenpolitik zunächst von der Memoirenliteratur. „Am undurchsichtigsten“, notierte der ehemalige Berliner Bürgermeister Ferdinand Friedensburg, „war die Haltung der Engländer. Es hatte den Anschein, dass sie sich nicht gerade gern in das Abenteuer der Luftbrücke hatten hineinziehen lassen und den Verlauf der Blockade ständig mit Sorge, Misstrauen und Unwillen beobachteten. […] Aber auch die an sich sonst so dankenswerten Besuche, die Clement Attlee und Ernest Bevin Berlin während der Blockade abstatteten, führten im wesentlichen zu unverbindlichen Redensarten.“105 Charles Bohlen, der für die Außenminister Marshall und Acheson die Krisenpolitik im State Department koordiniert hatte, kritisierte rückblickend die „enorm ängstliche“ Haltung Londons, die Moskau in die Karten gespielt habe.106 Bereits im August 1948 hatte der amerikanische Botschafter in London, Lewis Douglas, von einer „vollständigen [ … britischen] Abhängigkeit von den USA“107 gesprochen.

Ohne Rückgriff auf die einschlägigen Quellen hat die frühe Forschungsliteratur diese Lesart übernommen. Ernst Nolte sprach vom „Defätismus auf englischer […] Seite“,108 Herbert Feis bemühte das Bild vom „willigen Komplizen“,109 und Hans-Peter Schwarz meinte, die „angelsächsische Schwesternation“ habe der Regierung Truman „die Führung der deutschen Angelegenheiten […] bereitwillig [überlassen], ohne mit eigenen Initiativen in den Vordergrund zu treten“.110 D. C. Watt schließlich glaubte, in Londons Vorgehen eine ausgeprägte Verhandlungsbereitschaft erkennen zu können.111 Michael Bell dagegen spricht in seiner Motive und Ziele, Regierungsstil und Verhandlungsstrategien außer Acht lassenden unveröffentlichten Birminghamer Dissertation von einer „kurzsichtigen und unflexiblen Haltung“ der Regierung Attlee und von einer „verhängnisvoll-fehlerhaften“ Politik der westlichen Verbündeten.112

In den vergangenen Jahrzehnten sind dank Alan Bullocks Bevin-Biographie, die in ihrem dritten Band zugleich eine erste umfassende Darstellung der Außenpolitik der Labour-Regierung der Jahre 1945 bis 1951 ist, der Arbeit der Journalisten Ann und John Tusa sowie der Beiträge von Avi Shlaim, Rolf Steininger, Helmut Reifeld und Emma Peplow Umrisse und manch erhellendes Detail der britischen Politik ans Tageslicht gefördert worden. Bullock muss sich schon aufgrund der breiten Anlage seiner Studie auf die Grundzüge der Krisenpolitik beschränken.113 Hinzu kommt, dass er sich unter Vernachlässigung der generellen Korrespondenz des Foreign Office im Wesentlichen auf die Handakten Bevins stützt, dabei aber – ähnlich der narrativen Studie der Tusas, die die Luftbrücke in den Mittelpunkt rücken114 – weniger die Motive der Handelnden als vielmehr den Vollzug außenpolitischen Handelns darzulegen vermag. Gestützt auf seine Studie zur amerikanischen Krisenpolitik, hat Avi Shlaim skizzenhaft auf den begrenzten Einfluss der Regierung Attlee hingewiesen.115 Auf der Suche nach vertanen Chancen und den Ursachen für die deutsche Teilung dokumentiert und analysiert Steininger ein Memorandum des britischen Militärgouverneurs aus den Julitagen 1948. Robertson, so die These, habe „einen Plan vorgelegt […], der die endgültige Teilung Deutschlands verhindern sollte.“116 Reifeld bietet neben einem Überblick, bei dem er der letztlich unbeantworteten Frage nachgeht, ob die Regierung Attlee Berlin wider Willen gerettet habe, auch eine Einordnung der Krisenpolitik in den breiteren Kontext der Europapolitik des Foreign Office.117 Peplows Augenmerk gehört der Rolle des britischen Militärgouverneurs und des britischen Stadtkommandanten im Kontext der Luftbrücke. In ihrem weit über den Untersuchungsansatz hinausgehenden Fazit wartet sie mit der These auf, die Briten seien zwar regelmäßig von den Amerikanern konsultiert worden, auf der strategischen Ebene sei ihr Einfluss aber nur marginal gewesen.118

Alles in allem, so wird man konstatieren müssen, behält eine alte Aussage des Historikers Peter Hennessy auch im Hinblick auf die britische Politik während der Blockade Berlins ihre Gültigkeit: „It is on the detailed policy-making of the Attlee government that many a fascinating case study remains to be written after sinking deep shafts into the files.“119


3. Quellen

Die Erforschung der britischen Außenpolitik der frühen Nachkriegsjahre ist über Jahrzehnte durch die strikte Handhabung der dreißigjährigen Sperrfrist für Regierungsakten erheblich erschwert worden. Weil die Wissenschaft bis in die frühen achtziger Jahre lediglich auf Dokumenteneditionen,120 auf Memoiren121 und die zeitgenössische Publizistik sowie auf die viel früher zur Verfügung stehenden amerikanischen Aktenbestände, die Foreign Relations of the United States, und die Privatpapiere führender US-Akteure122 zurückgreifen konnte, ist die britische Politik, wenn sie nicht von vornherein unbeachtet blieb, im Wesentlichen mit Hilfe amerikanischer Quellen interpretiert worden. Einschätzungen britischer Politik und Diplomatie müssen sich letztlich aber auf die Analyse britischer Regierungsakten stützen können und an deren Aussagekraft messen lassen. Insofern kann den Quellen als Stoff der Geschichte durchaus ein „Vetorecht“123 eingeräumt werden, ohne dass sie selbst schon die analytische Gedankenarbeit leisteten.

Seit einigen Jahren liegt im Rahmen der für die Untersuchung relevanten amtlichen Quellensammlung, den Documents on British Policy Overseas,124 ein Band unter dem Titel Berlin in the Cold War 1948–1990 vor.125 Detailliert sind die britischen Quellen im Nationalarchiv im Londoner Stadtteil Kew einsehbar. Dabei sind die Akten des Foreign Office, die Korrespondenz des Büros des Premierministers, die Protokolle des Kabinetts und der einschlägigen Kabinettsausschüsse sowie die Unterlagen des Verteidigungsministeriums von besonderer Bedeutung. Seit 1993 hat die sogenannte Waldegrave Initiative on Open Government126 zu der Offenlegung weiterer, bis dahin unzugänglicher Regierungsakten geführt.

Auch wenn dem Historiker selbst nach der Zeitenwende der Jahre 1989/91 und der damit einhergehenden veränderten strategischen Lage in Europa der volle Einblick in das verteidigungs- und sicherheitspolitische Planen der britischen Regierung in den späten vierziger Jahren verwehrt bleibt, ergibt sich insgesamt eine beachtliche qualitative und quantitative Dichte des amtlichen Quellenmaterials, auf dessen Grundlage der Willensbildungsprozess und die Wege der Entscheidungsfindung im Licht der beschriebenen Fragestellung meist detailliert nachvollzogen werden können.

Das bedeutet allerdings nicht, sich der Maxime des Quod non est in actis non est in mundo hinzugeben. Denn sowohl die unorthodoxe, sich häufig auf mündliche Kontakte beschränkende Arbeitsweise Bevins und das weitgehende Fehlen persönlicher Notizen des Außenministers als auch die unzureichende Dokumentation ungezählter informeller Sondierungsgespräche zwischen Premier und Außenminister machen die Auswertung der verfügbaren privaten Nachlässe, Tagebücher und Memoiren sowie der zeitgenössischen Presse unerlässlich. Häufig sind es private Aufzeichnungen und Briefe der politischen Akteure und der von der Öffentlichkeit in der Regel kaum wahrgenommenen Beamten, die nicht nur scharfsinnige Analysen bieten, sondern auch Auskunft über das Atmosphärische und das biographisch aufschlussreiche Detail geben und damit eine aussagekräftige Fundgrube für den Historiker darstellen. Andererseits sind aber gerade Tagebücher häufig auch leidenschaftliche Momentaufnahmen, die sich nur in eingeschränktem Maß für die Interpretation des historischen Geschehens eignen. Bisweilen gleicht die Lektüre eines Tagebuchs dem Verhalten am Wühltisch im Kaufhaus. Auf der Jagd nach Aufschlussreichem langt man in die Seiten, wird da und dort fündig und lässt die Stücke dann doch wieder fallen.

Der Quellenwert der privaten Nachlässe ist recht unterschiedlich zu beurteilen. Lediglich Hugh Dalton, Bernard Montgomery und Alexander Cadogan haben fast täglich ihre Beobachtungen schriftlich festgehalten.127 Mit Ausnahme Montgomerys, der der Labour-Regierung von 1946 bis 1948 als Generalstabschef diente, war jedoch keiner von ihnen in den Krisenmonaten Teil des engeren Regierungsapparates. Montgomery übernahm bereits im Oktober 1948 den Vorsitz des Militärausschusses des Brüsseler Vertrags. Dalton hatte das Schatzamt im November 1947 verlassen. Zwar kehrte er im Juni 1948 als Chancellor of the Duchy of Lancaster an den Kabinettstisch zurück, doch fast zeitgleich wurden die mit dem Amt verbundenen deutschlandpolitischen Aufgaben einem im Außenministerium unter Bevin arbeitenden parlamentarischen Staatssekretär übertragen. Die Tagebucheinträge Cadogans, der seine Regierung als Botschafter bei den Vereinten Nationen vertrat, haben schon aufgrund der räumlichen Distanz zum Londoner Entscheidungszentrum nicht den Stellenwert der Einträge des zuvor in den Jahren des Zweiten Weltkriegs an der Spitze des Foreign Office stehenden Staatssekretärs. Im Spätsommer und Herbst 1948, also während der Bemühungen des UN-Sicherheitsrats um eine friedliche Beilegung der Krise, gewinnen sie allerdings an Bedeutung.

Andere zur Verfügung stehende Nachlässe sind wenig aussagekräftig. Das gilt vor allem für die umfangreichen, in der Bodleian Library in Oxford und im Churchill Archives Centre in Cambridge archivierten Bestände des Attlee-Nachlasses und die in Cambridge aufbewahrten Privatpapiere Bevins. Hinzu kommt, dass zahlreiche hochrangige britische Beamte, sofern sie der Nachwelt überhaupt persönliche Zeugnisse hinterlassen haben, ihrer staatlich auferlegten Verpflichtung zur Verschwiegenheit gewissenhaft nachgekommen sind; sie schlägt sich sogar in den privaten Aufzeichnungen nieder.128

Anders als Lucius D. Clay, der bis heute omnipräsente amerikanische Militärgouverneur,129 hat Brian Robertson, der britische Militärgouverneur in den Monaten der sowjetischen Blockade, der Nachwelt keine Aufzeichnungen hinterlassen. Fast gänzlich ist er in der historiographischen Bedeutungslosigkeit versunken. Sein Bild schwankt zwischen einem „Militärdiktator, dem die Regierung in London fast völlig freie Hand ließ“, und einem „lediglich ausführende[n] Verwaltungsfachmann“.130 Seine Rolle muss vor allem aus den britischen Amtsakten heraus interpretiert werden.

Autobiographien, so hat Martin Sabrow festgestellt, „verwandeln Kontingenz in Bestimmung und die Offenheit der lebensgeschichtlichen Zukunft in die Geschlossenheit einer unumkehrbaren Ich-Geschichte.“131 Autobiographien politischer Akteure, heißt das, sind stets auch eine geschichtspolitische Waffe. Nicht im Erfinden von Erlebtem, sondern im Arrangieren des Erinnerten liegt die Chance, Vergangenes zu verklären und die Deutungshoheit über das Geschehene zu gewinnen. Umso bemerkenswerter ist es, dass Clement Attlee in seinen Lebenserinnerungen den Eindruck erweckt, sein Anteil an der Krisenpolitik habe sich auf einen Kurzbesuch in Berlin zur Inspektion der Luftbrücke beschränkt.132 Andere Akteure der Krisenmonate sind dagegen nicht immer der Gefahr der nachträglichen Rechtfertigung, der rückblickenden Verklärung oder der Versuchung entkommen, Einsicht mit Erinnerung zu verwechseln.133

Akten der US-Regierung und Privatpapiere einzelner US-Akteure ebenso wie die einschlägigen französischen,134 sowjetischen135 und kanadischen136 Editionen werden immer dann herangezogen, wenn sie der Abgleichung bilateraler oder multilateraler Gesprächsprotokolle dienen oder aber für das Verständnis des Kontextes unverzichtbar sind. Das trifft nicht zuletzt auf die komplexe Vorgeschichte der Blockade Berlins zu, die zugleich die Ursprünge des Kalten Krieges umfasst. Aus der Perspektive der britischen Akteure war diese Vorgeschichte in vielfältiger Hinsicht die Geschichte einer langsamen Wahrnehmung. Sie muss zunächst analysiert werden. Denn ein Ereignis wie die erste Berlinkrise ist stets mehr als ein auf einen klaren Zeitrahmen festzulegendes historisches Geschehen. Erst der Blick auf die das politische Handeln bestimmenden Motive und Ziele, auf Entscheidungs- und Handlungsmuster der frühen Nachkriegszeit erschließt Hintergründe, ohne die die Politik der Krisenjahre unverständlich bleibt.





II. Der Stolz des Siegers und der Preis des Sieges

It is part of the habit and furniture of our minds […] that we shall continue as a Great Power.

Oliver S. Franks137

Inmitten der Wirren der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre räsonierte Winston Churchill über die Konsequenzen eines zweiten großen Krieges des Jahrhunderts und kam zu dem Schluss, dass „selbst wenn wir ihn gewännen, […] das so viel kosten [würde], daß der Sieg wie eine Niederlage aussehen würde“.138 Als der in die Rolle des Retters des Vaterlandes geschlüpfte Premierminister sein Volk am 10. Mai 1940 mit einer „alles fordernden und nichts versprechenden Losung“139 auf einen schonungslos geführten Krieg einstimmte, stemmte er sich keineswegs nur gegen den eine tatsächliche Niederlage bedeutenden Untergang des Inselreiches, sondern ebenso vehement gegen den als Niederlage empfundenen Abstieg der Weltmacht. Weil der König ihn nicht ernannt habe, um die Auflösung des britischen Empire zu sanktionieren,140 suchte der Premierminister in den Weltkriegsjahren den von dem Propheten der Appeasement-Jahre als zerbrechlich erachteten Weltmachtstatus gegenüber den scheinbar übermächtigen Verbündeten in Ost und West zu wahren und in einer künftigen Friedensordnung festzuschreiben.141

Ob zu Lande, zu Wasser oder in der Luft, ob in den Dschungeln des Fernen Ostens, den Wüsten Nordafrikas oder auf den Schlachtfeldern Europas – gemeinsam mit den Flügel- und Weltmächten, der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten von Amerika, hatte Großbritannien als einzige europäische Macht einen entscheidenden politischen, strategischen und militärischen Anteil an der Niederlage der Achsenmächte und der Befreiung Europas. London hatte aber nicht nur den Krieg gewonnen. Seit der Konferenz von Teheran gehörte es auch zum exklusiven Klub der ‚Großen Drei‘, der sich wie später in Jalta auf der Krim und in Potsdam in der Nähe Berlins mit großer Geste und kleinem Erfolg zunächst um eine Verständigung über die Nachkriegsordnung Europas bemühte und schließlich im Streit um das Schicksal Deutschlands entzweite. Darüber hinaus prägte das Königreich die Gründungsversammlung der Vereinten Nationen und sicherte sich im Vertrauen auf die fortwährende Zusammenarbeit der siegreichen Großmächte wie die anderen ständigen Sicherheitsratsmitglieder langfristig den Einfluss auf das oberste Gründungsziel der Weltorganisation: die Wahrung des Weltfriedens.

Schließlich hatte auch das Empire, das bereits zur Jahrhundertwende am Ausgang der viktorianischen Epoche ein Viertel des Globus umspannte, den Weltkrieg weitgehend intakt überstanden. Selbst als sich der Wandel vom Empire zum Commonwealth in großen Schritten ankündigte, sprach am Vorabend der Unabhängigkeitserklärung Indiens außer dem Oppositionsführer, der sich in der Rolle des Ratgebers der Regierung gefiel, niemand öffentlich von „‚[s]cuttle‘, everywhere, is the order of the day“.142 Zu sehr in der Zukunft aufgehoben waren die Tage des leichtfertig unternommenen Suez-Abenteuers, als ein „ägyptischer Ex-Oberst dem Löwen den Schwanz verdrehen und damit davonkommen konnte.“143 Zu überwältigend war die britische Präsenz rund um den Erdball. Der ölreiche Irak war nach wie vor Eckpfeiler britischer Macht im Nahen Osten; der von Harold Macmillan proklamierte „Wind des Wandels“144 sollte erst Anfang der sechziger Jahre durch Afrika wehen; und die weltweit ausgerichteten Aufgaben des 1947 noch rund 18 Prozent des Bruttosozialprodukts verschlingenden Verteidigungsetats – was den vergleichbaren amerikanischen Anteil um fast das Doppelte überstieg145 – reichten von Hongkong bis Honduras.

Der von der politischen Elite des Landes überwiegend geteilte Eindruck des Weit-mehr-als-nur-Davongekommenseins fand sein Pendant in einer ebenso erleichtert wie ausgelassen das Kriegsende feiernden Bevölkerung. Den Hunderttausenden, die sich, nationalen Konsens und Neuaufbruch verkörpernd, am 8. Mai 1945 von Westminster und Whitehall über Trafalgar Square die Mall entlang bis zum Buckingham Palace drängten,146 wäre die Frage nach dem Abstieg Großbritanniens zur zweitrangigen Macht ähnlich realitätsfern erschienen, wie den in Berlin in den Ruinen des einst ruhelosen und nunmehr vergangenen Reiches umherirrenden Deutschen ein weiterer „Griff nach der Weltmacht“147 absurd in den Ohren geklungen hätte. Anspruch und Auftrag miteinander verbindend, hatte sich Thomas Arnes Rule Britannia und die damit einhergehende Botschaft tief in das kollektive Selbstverständnis eingebrannt. So konnte es nicht verwundern, dass mit dem militärischen Sieg nicht nur ein sämtliche Klassen der britischen Gesellschaft erfassender moralischer Triumph, sondern auch eine machtpolitische Stärkung der eigenen Position assoziiert wurde, die zudem in ihrer globalen Ausrichtung als Vorteil und keineswegs als Bürde empfunden wurde.

Mochten der Zeitgeist und die ungeschriebenen Regeln der internationalen Ordnung auch das öffentliche Eingeständnis eigener Schwäche verbieten, so verschloss man sich hinter den Mauern von Whitehall doch keineswegs den unbequemen Wahrheiten, die der um den Preis des wirtschaftlichen Ruins errungene Erfolg auf dem Schlachtfeld mit sich gebracht hatte. Gewiss, noch bis zur Invasion vor der französischen Kanalküste im Spätfrühling des Jahres 1944 hatte man auf dem europäischen Kriegsschauplatz die Rolle des Seniorpartners in der anglo-amerikanischen Koalition gespielt. Und doch hatten schon seit dem Jahresende 1940 nur die Kredite der Vereinigten Staaten, „auf deren Hilfe das ausgeblutete England so unumgänglich angewiesen war wie ein Schwerkranker auf die lebenerhaltende Infusion“,148 den frühzeitigen ökonomischen Kollaps verhindert. Die wirtschaftliche Bilanz nach dem Sieg über den Tyrannen kam der von Churchill einst prognostizierten Niederlage erschreckend nahe. Die Kriegsschulden beliefen sich auf £4,7 Milliarden, das Handelsbilanzdefizit auf £1 Milliarde. Die überseeischen Märkte waren zusammengebrochen; das Exportvolumen erreichte gerade noch 31 Prozent des im Vorkriegsjahr ausgewiesenen Wertes. Die Gold- und Dollarreserven waren weitgehend aufgezehrt. Es herrschte akuter Devisenmangel. Mehr als ein Viertel des nationalen Reichtums und damit mehr als das Doppelte im Vergleich zum Ersten Weltkrieg war verloren. Ein beträchtlicher Teil des sich im Ausland befindenden Vermögens hatte veräußert werden müssen. Zahlungsbilanzkrisen stellten sich mit großer Regelmäßigkeit jedes zweite Jahr nach Kriegsende ein.149 Als schließlich 1946/47 im bis dahin schlimmsten Winter des Jahrhunderts Fabriken aufgrund des akuten Kohlemangels geschlossen und die Stromversorgung eingeschränkt werden musste, das öffentliche Transport- und Verkehrswesen zum Erliegen kam und sogar auf die nicht einmal in den Weltkriegsjahren gekannte Brotrationierung zurückgegriffen werden musste, sprach Schatzkanzler Dalton in nicht zu verkennender Verzweiflung von einem „Annus Horrendus“.150

Hätte sich Washington, das nur sechs Tage nach Einstellung der Kampfhandlungen im Fernen Osten am 21. August 1945 unter Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen das Lend-Lease-Programm der Kriegsjahre beendet hatte, im Spätherbst 1945 nicht dazu bereit erklärt, London einen Teil seiner Kriegsschulden zu erlassen und einen neuen Kredit in Höhe von $3,75 Milliarden zu gewähren, dann wäre es wohl kaum bei dem ungeschickten Ausspruch des konservativen Abgeordneten Robert Boothby von einem „ökonomischen München“151 geblieben. Vielmehr hätte dann die ebenso bittere wie sich zur Schlagzeile eignende Warnung des britischen Nationalökonomen John Maynard Keynes vor einem „finanziellen Dünkirchen“ nicht nur in den Handakten einiger Kabinettsmitglieder ihren Niederschlag gefunden, sondern auch als Konsequenz des zeitweilig befürchteten „Rückzugs […] auf die Stellung einer zweitrangigen Macht […] wie Frankreich“152 auf den Titelseiten der internationalen Gazetten.

Wie ein Kind, so mag es dem rückblickenden Betrachter erscheinen, schwankten die politisch Handelnden also vor dem Hintergrund des gewonnenen Krieges und in Kenntnis der prekären wirtschaftlichen Lage zwischen der Hoffnung auf unmittelbare Belohnung und der Angst vor auf dem Fuße folgender Bestrafung. Für einen Augenblick erlaubte man sich nach dem Sieg der Labour Party auch an herausgehobener Stelle im Foreign Office unter Kollegen den zutiefst pessimistischen Gedanken an „eine schwache Außenpolitik, eine private Revolution im eigenen Land und eine Degradierung Englands zur zweitklassigen Macht“.153

Als Empfehlung für künftiges politisches Handeln eigneten sich solche Szenarien freilich kaum, selbst wenn „Triumph und Tragödie“154 das paradoxe Erbe auch in diesem Fall treffend beschrieben. Sollte man sich etwa, vom Ruhm des Sieges und der eigenen Geschichte ermattet, auf die Insel zurückziehen, sich dem Aufbau des heimischen Wohlfahrtsstaates widmen und handlungsscheu und tatenlos sowohl dem internationalen Geschehen als auch dem mit Unvermeidbarkeit voranschreitenden „Imperial Sunset“155 zusehen? Das Gegenteil war der Fall. Sowenig sich die außenpolitischen Akteure mit diesem Gedanken ernsthaft beschäftigten, so wenig stellten sie sich am Ausgang des Krieges die das Land zunehmend seit den späten fünfziger Jahren quälende Frage nach der Vereinbarkeit der Vergangenheit, die sie nicht vergessen wollten, mit der Zukunft, der sie nicht entrinnen konnten,156 weil sie darum bemüht waren, ebenjene Vergangenheit als durchaus gegenwärtigen Teil der soeben angebrochenen Zukunft zu begreifen. Nicht als Verwalter des Rückzugs und Abstiegs verstanden sie sich, sondern als verantwortungsbewusste Gestalter des Umbruchs.

Zu den bemerkenswertesten Dokumenten der britischen Nachkriegsgeschichte gehört in diesem Kontext die noch von Außenminister Eden in Vorbereitung auf die Potsdamer Konferenz im Juli 1945 erbetene außenpolitische Bestandsaufnahme.157 Der Verfasser der Lagebeurteilung und Handlungsempfehlung miteinander verbindenden Denkschrift war Sir Orme Sargent, der Sir Alexander Cadogan im Februar 1946 im Amt des Staatssekretärs nachfolgen sollte. Sargent war schon vor Ausbruch des Ersten Weltkriegs in das Außenamt eingetreten. Die Insel hatte er, abgesehen von zwei Auslandsaufenthalten an der Gesandtschaft in Bern und der Friedenskonferenz in Paris, in mehr als dreißig Jahren nicht verlassen. Doch sowenig der entschiedene Gegner der Appeasementpolitik der dreißiger Jahre und eingefleischte Anhänger Churchills die Welt aus eigener Anschauung kannte, so schwer wogen sein analytischer Sachverstand und sein Urteil zu den weltpolitischen Zeitläuften. Noch im Januar 1947 wurden die Schlussfolgerungen in einer leicht überarbeiteten Fassung weitgehend identisch übernommen.158 Ähnlich wie einst das Crowe-Memorandum die Überlegungen einer ganzen Diplomatengeneration vor dem Ersten Weltkrieg geprägt hatte,159 so beeinflusste Sargents zentrale Botschaft noch lange nach dessen altersbedingtem Rückzug die Politik der Mandarine im Foreign Office in den Jahrzehnten des Kalten Krieges.

So realistisch der Verfasser die kaum erkennbaren Elemente der neuen internationalen Staatenordnung analysierte, so scheinbar realitätsfern präsentierten sich seine präzise und eindringlich unterbreiteten Empfehlungen. Sargent wusste, dass dieses Mal, anders als nach dem ersten großen Krieg des Jahrhunderts, nicht Frankreich und Großbritannien, sondern die Sowjetunion und die USA die Kontrolle über das Geschehen auf dem europäischen Kontinent für sich beanspruchen würden. Er befürchtete, dass sich in Washington und Moskau ungeachtet widerstreitender Londoner Interessen die Neigung zu bilateralen Vereinbarungen durchsetzen würde. Zudem erkannte er, dass vor allem in Amerika die Auffassung an Zuspruch gewann, die verarmte Schwesternation sei eine zweitrangige Macht, deren Bedeutung in den Worten eines empörten Kollegen gerade noch an Costa Rica heranreiche160 und daher nur geringe Aufmerksamkeit verdiene. Und dennoch oder gerade deshalb war Sargent entschlossen, „dieser Fehleinschätzung“ mit einem Kurs entgegenzutreten, der „die unangefochtenen Weltmächte der Zukunft […] dazu zwingen würde“, Großbritannien als „gleichberechtigten“ Partner der Gegenwart zu akzeptieren.161 Dabei setzte er, orientiert am Vorbild der Kriegsjahre, auch weiterhin auf eine enge Kooperation der „drei Großmächte“. Zugleich aber erkannte er in der militärischen Besetzung weiter Teile Ostmitteleuropas durch die Rote Armee und in der Moskau unterstellten Politik, die desolate europäische Wirtschaftslage ausnutzen zu wollen, klare Anzeichen für eine auf die Eroberung eines „ideologischen Lebensraums“162 zielende Strategie, die sich unter gar keinen Umständen als Grundlage für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit eignete, sehr wohl aber der vorzeitigen Rückkehr des einst als unüberwindlich geltenden britisch-russischen Weltgegensatzes den Boden bereiten konnte.

Würden die politischen Akteure der Empfehlung des Diplomaten folgen und sich auch in Zukunft in ihrem außenpolitischen Handeln der traditionellen britischen Maxime, „definitv antitotalitär zu sein“, verpflichtet fühlen, dann war die angestrebte Kooperation mit Stalin, der Verkörperung des universal angelegten Anspruchs Moskaus, Zentrum einer fundamental gegen die liberalen Prinzipien angelsächsischer Prägung gerichteten revolutionären Bewegung zu sein, von Beginn an zum Scheitern verurteilt. Für den Augenblick jedoch verdrängte das übergeordnete Ziel, Gleicher unter Gleichen sein zu wollen, die genauere Beschäftigung mit dem sich ankündigenden Gegensatz. Als Großmacht verstanden sie sich, als Großmacht gedachten sie zu handeln und hatten angesichts der programmatisch formulierten Aufgabe für „defätistische Gemütsschwankungen“163 à la française keine Zeit:

We must have a policy of our own and try to persuade the United States to make it their own. But failing that, we must be prepared to stand by it, even if the United States refuse to support us […]. We must not be afraid of having a policy independent of our two great partners and not submit to a line of action dictated to us by either Russia or the United States, just because of their superior power or because it is the line of least resistance[.]164

Entschiedener und unmissverständlicher hätte gerade auch vor dem Hintergrund der bekannten wirtschaftlichen Schwäche die Überzeugung von der Notwendigkeit des Primats des Politischen nicht zum Ausdruck gebracht werden können. Natürlich ging es nicht darum, eine äußere Politik der absoluten Freiheit zu verfolgen, hing die britische Handlungsfähigkeit doch weit mehr von den beiden Flügelmächten ab als deren Gestaltungsfreiheit von der schwächelnden Großmacht. Eine Anlehnung an die Vereinigten Staaten war insoweit durchaus erwünscht, als sie sich nicht zur Gebundenheit auswuchs.

Im Kern ging es aber um etwas anderes: Politische Reife, diplomatische Erfahrung, moralische Kraft, kulturelle Ausstrahlung und ein nach außen projizierter nationaler Handlungswille zum Nutzen der globalen Ordnung sollten den Mangel an materieller Macht kompensieren und dazu beitragen, dass London sich gegenüber Washington und Moskau als eigenständiger und bedeutender Faktor im internationalen Staatensystem behaupten würde. Das Denken und Handeln der politisch Verantwortlichen orientierte sich an der allgemeingültigen Erkenntnis, dass das Optieren für die eine oder die andere Seite stets auch die individuelle politische Entscheidungs- und Bewegungsfreiheit eines Staates einschränkt, die als Kennzeichen nationaler Souveränität gilt. Zwar erachtete Sargent die Instrumentalisierung des überlegenen amerikanischen Wirtschaftspotentials zum Wiederaufbau einer Gemeinschaft prosperierender Demokratien in Europa als unverzichtbar. Doch um der erkennbaren Gefahr zu entgehen, zwischen den Kräften des Freihandels und der „russische[n] Knute“165 zerrieben zu werden, plädierte er zugleich für die Etablierung eines britisch geführten Blocks, dem sich die zur Krone gehörenden überseeischen Territorien ebenso einfügen sollten wie Frankreich und die „kleineren westeuropäischen Staaten“. Darüber hinaus erschien es ihm durchaus geboten, zur Durchsetzung der eigenen außenpolitischen Ziele Risiken einzugehen und „von Zeit zu Zeit sogar über unsere politischen Verhältnisse zu leben“.166

Diese bedingungslose Entschlossenheit, auch weiterhin als Großmacht mit einer ‚unabhängigen‘ Politik das internationale Geschehen zu gestalten und nicht nur als Juniorpartner der westlichen Vormacht hier und da zu beeinflussen, wurde seit den Tagen des Kriegskabinetts von beiden Seiten des politischen Spektrums vorbehaltlos geteilt. Clement Attlee, Ernest Bevin, Hugh Dalton, Stafford Cripps und Herbert Morrison, Labours führende Köpfe, hatten in den Kriegsjahren in verschiedenen Regierungsämtern zu unterschiedlichen Zeiten beträchtlichen Einfluss auf die Geschicke des Landes ausgeübt. Als Premierminister, Außenminister, Schatzkanzler, Handelsminister und einflussreicher Vorsitzender der Parlamentsfraktion saßen sie nun an den zentralen Stellen der Nachkriegsregierung und verkörperten so etwas wie außenpolitische Kontinuität. Bevor Bevin im Mai 1947 unter großer Zustimmung des Unterhauses die Welt wissen ließ, dass „wir uns im Hinblick auf die Bewahrung des Weltfriedens unverändert als eine der bedeutendsten Mächte verstehen und nach wie vor unsere historische Rolle zu spielen haben“,167 hatte das Kabinett bereits auf sein Betreiben hin einstimmig und ausdrücklich, doch offensichtlich ohne in seiner Gesamtheit die weit reichenden Konsequenzen eines solchen Beschlusses bedacht zu haben, den Gedanken verworfen, wonach akute finanzielle Schwierigkeiten den Großmachtstatus des Landes unterminieren könnten.168

Praktisch sollte sich dieser Schritt schon wenige Monate später in der streng geheim gehaltenen und sowohl der Öffentlichkeit als auch dem Parlament, ja sogar großen Teilen des eigenen Kabinetts zunächst vorenthaltenen Entscheidung zur Entwicklung der britischen Atombombe niederschlagen. Innerhalb Wochenfrist nach ihrer Rückkehr aus Potsdam hatten Attlee und Bevin erkennen müssen, dass Hiroshima und Nagasaki nicht nur für den neuen rüstungspolitischen Schrecken einer sich rapide wandelnden Welt standen.169 Vielmehr wussten sie um den damit verbundenen strategischen Vorteil und die damit einhergehende substantielle Veränderung der Beziehungen zwischen den Staaten im Allgemeinen und des Wesens des Krieges im Besonderen. Sie waren sich im Klaren über die unwiderstehliche Autorität und die abschreckende Wirkung, die die einmal zu eigen gemachte Revolution der Waffentechnik langfristig auf mögliche Angreifer ausüben würde. Denn als in Hiroshima die Zeit stehen blieb, trat die Welt in ein neues Zeitalter ein: In der Drohung der Apokalypse fand das Versprechen eines langen Friedens eine neue Heimat.170 Das Schreckgespenst eines modernen Armageddon gebar nicht nur den Verzicht auf die rücksichtslose Durchsetzung nationaler Bestrebungen, sondern auch die zum Überleben notwendige Pflicht zur Selbstbeschränkung.

Wenn man in Whitehall entschlossen war, sich das eigene politische Handeln weder von Washington noch von Moskau diktieren zu lassen und stattdessen eine unabhängige Politik zu betreiben; wenn man in den beiden ersten Nachkriegsjahren die beizeiten zum Neoisolationismus neigende und mit potentiell weit reichenden Folgen für den europäischen Kontinent und die britischen Inseln verbundene Unentschlossenheit Washingtons ebenso fürchtete wie die kalkulierte Unberechenbarkeit und den zur Tugend erhobenen Vertrags- und Regelbruch Moskaus; und wenn man sich nach der Verabschiedung des MacMahon Act durch den US-Kongress im August 1946 plötzlich um die Früchte der drei Jahre zuvor in Quebec zugesagten Zusammenarbeit im Bereich der Atomenergie betrogen fühlte, dann war der überlieferte Ausspruch und die damit einhergehende Forderung des in einfachsten Verhältnissen aufgewachsenen Außenministers in der Sprache der Hafenarbeiter durchaus konsequent: „We have got to have this thing over here whatever it costs. […] We’ve got to have the bloody Union Jack flying on top of it.“171

Das Verhalten der britischen Regierung entsprach demnach so gar nicht den Erwartungen, die gemeinhin mit dem außenpolitischen Handeln einer in materieller Hinsicht fundamental geschwächten Nation in Verbindung gebracht werden. Mochten sie auch der scheinbar abgrundtiefen Realität ins Auge geschaut haben, so schienen die verantwortlichen Akteure doch für die Bedeutung der Wirklichkeit keinen Sinn zu haben. Mit dem andere Faktoren vernachlässigenden Hinweis auf „englische Selbstüberschätzung“ und „unreflektierte[s] Tradieren des imperialen Selbstverständnisses“172 ist das entschlossene und selbstbewusste Handeln allerdings gänzlich unzureichend beschrieben. Zweifellos erachteten es die selbst ernannten „Verfechter eines dynamischen Fortschrittsglaubens und einer progressiven Lebensart“173 als Herausforderung und ureigene Aufgabe der Staatskunst, den sich als Missionsidee präsentierenden Traditionsfaden des angelsächsischen Zivilisationsauftrags in die Zukunft zu führen – als Erinnerung nicht nur an das Machbare, sondern auch und vor allem als Rückbesinnung auf das weltpolitisch Wünschenswerte. Die Kraft zu einer eigenen Zielsetzung hatten sie nicht verloren und damit auch nicht ihre Überzeugungskraft.

Die weitgehend homogene Gruppe der ausnahmslos an den besten Privatschulen und Eliteuniversitäten des Landes ausgebildeten und geprägten Spitzenbeamten des Foreign Office teilte mit ihren in den achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts aufgewachsenen politischen Vorgesetzten das Weltbild des viktorianischen Zeitalters: ein Maximum an politischer Machtentfaltung, wirtschaftlicher Prosperität und imperialistischer Expansion. Die Anforderungen an die britische Außenpolitik, davon waren sie überzeugt, waren so gewaltig, dass sie gezwungen waren, in der Kategorie von fünf Kontinenten und sieben Meeren zu denken.

Die Anpassung an die neuen Rahmenbedingungen und die Konzentration auf einen enger begrenzten geographischen Raum fielen ihnen schwer, weil sie trotz der Einsicht in das unübersehbare Auseinanderfallen von politischem Wollen und ökonomischer Realität den akuten Gegensatz zwischen globalen Verpflichtungen und existierenden finanziellen Ressourcen für ein vorübergehendes Phänomen hielten. Dass es sich dabei um grundlegende, strukturelle und vor allem langfristige Verschiebungen im internationalen Staatensystem handelte, dass also das subjektiv Erstrebte langfristig objektiv nicht erreichbar war und dass die Stationierung einer den Vereinigten Staaten in nichts nachstehenden Anzahl von 1,5 Millionen Soldaten rund um den Globus174 mehr über die Überdehnung als über die tatsächliche Machtentfaltung eines Staates aussagte, der gerade einmal die Größe Oregons, ein knappes Drittel der Einwohnerzahl der Vereinigten Staaten und ein Fünftel des amerikanischen Bruttosozialprodukts aufzuweisen hatte, vermochten nur wenige zu begreifen. Bestärkt durch die positiven Prognosen der einflussreichsten Wirtschaftsberater der Regierung175 und geleitet von der den scheinbar unüberbrückbaren Widerspruch zwischen Anspruch und Wirklichkeit mildernden Hoffnung auf bessere Zeiten, hielt sich Bevin mit seinen Kabinettskollegen an die Maxime, die er bereits als Gewerkschaftsführer und Funktionär beherzigt hatte. Im Bewusstsein der Schwäche predigte er die eigene Stärke und spielte, jeglicher Neigung zu gewissenloser Leichtfertigkeit abhold, seine trumpflosen Karten in der Pose des unschlagbaren Champions mit größtmöglichem politischem Geschick.

Hinzu trat die Politikern und Diplomaten vertraute Erkenntnis, dass Macht stets relativ ist. Was im unmittelbaren Vergleich mit der amerikanischen Vormacht und der sowjetischen Flügelmacht als Schwäche erscheinen musste, konnte im europäischen Kontext als nationale Stärke, also als Ausdruck der Schwäche der anderen ausgelegt werden. Denn ungeachtet der eigenen wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten war Großbritannien unangefochten die überlegene Kraft unter den westeuropäischen Mächten.176 Gesellschaftspolitisch tief gespalten, innenpolitisch durch instabile Regierungsverhältnisse geschwächt und außenpolitisch mit den Problemen des kolonialen Erbes in Asien und Afrika konfrontiert, erholte sich Frankreich nur mühsam von dem Trauma der Niederlage im ersten Kriegsjahr und der sich anschließenden Besatzung. Deutschland war besiegt, zerstört und besetzt und konnte sich noch nicht einmal der eigenen Staatlichkeit sicher sein. Und auch Italien musste in der Rolle des Bittstellers auf das Wohlwollen seiner Eroberer hoffen.

So war es nachvollziehbar, dass London sich, gestützt auf Tradition und Instinkt, Selbstverständnis und machtpolitisches Kalkül, unmittelbar nach dem Schweigen der Waffen in Europa anschickte, Ordnungs- und Führungsaufgaben in einer aus den Fugen geratenen Staatenwelt zu übernehmen und im Spannungsverhältnis zwischen Hegemoniestreben und Gleichgewichtspolitik „Europa durch das eigene Beispiel zu retten“.177 Die deutsche Frage als zentrales Problem des europäischen Gleichgewichts, mithin die Frage, „wie es möglich sei, das Land, das […] wie kein anderes im Schnittpunkt vielfältig sich kreuzender Interessen liegt, in ein umfassendes Mächtesystem einzubinden“178 und dabei den Wunsch der „verspäteten Nation“179 nach politischer Selbstbestimmung zu berücksichtigen, nahm auf der internationalen Tagesordnung einmal mehr einen hervorgehobenen Platz ein. Rund vier Jahre nach Kriegsende lag die Antwort in einer Formel, die die ‚Großen Drei‘ keineswegs für eine dauerhafte Lösung hielten, aber doch als Mittel zu einer vorübergehenden Ruhigstellung der europäischen Mitte aus ganz unterschiedlichen Motiven, vor allem aber als Folge ihrer unüberbrückbaren machtpolitischen und ideologischen Gegensätze in Kauf nahmen: Stabilität durch Teilung.




III. Stabilität durch Teilung

Is Germany to be kept down, or is Germany to be revived? Is Germany to be united, or is she to be divided? Is she to be an independent Power, or kept permanently under control? And when that control is removed – and that is the vital day, whenever it may come – what will be the reaction of the German people?

Harold Macmillan180

1. Eine Frage des Gleichgewichts

Mit Kriegsende waren die internationalen Rahmenbedingungen in Bewegung geraten, ohne dass die Richtung für die beteiligten Akteure bereits erkennbar gewesen wäre. Das informelle Zweckbündnis auf Zeit hatte das im Januar 1943 von den Westalliierten in Casablanca festgelegte Ziel der bedingungslosen Kapitulation des Deutschen Reiches mit dem Vollzug der militärischen Gesamtkapitulation in Reims und Berlin-Karlshorst am 7. und 9. Mai 1945 erreicht. Die staatlich-politische Kapitulation, auf die sich die Europäische Beratende Kommission im Juli 1944 verständigt hatte, folgte am 5. Juni 1945 durch einseitigen Rechtsakt mit der Berliner „Erklärung in Anbetracht der Niederlage Deutschlands“.181 Das Land wurde als besiegter Feindstaat besetzt. In einem völkerrechtlich präzedenzlosen Vorgang übernahmen die Sowjetunion, die Vereinigten Staaten, Großbritannien und, als Konsequenz der im Februar 1945 auf der Krim-Konferenz gefassten Beschlüsse, Frankreich die oberste Regierungsgewalt.

Gemeinsam hatten sie den Krieg geführt, gemeinsam hatten sie ihn gewonnen. Über die Erfolgsaussichten der die Siegermächte konfrontierenden neuen Herausforderung, auch den europäischen Frieden gemeinsam zu gestalten, sagten die Errungenschaften der Vergangenheit allerdings wenig aus. Denn einen dauerhaften Konsens der Koalitionspartner von gestern über die Ausgestaltung des Friedens von morgen und die künftige Gestalt des besetzten Landes gab es nicht. Selbst in den Schaltzentralen der Macht von Moskau über London und Paris bis nach Washington war man sich weit mehr darüber im Klaren, was man verhindern wollte, als über das, was aus dem Besiegten eigentlich werden sollte. Und so begriffen sie in Ermangelung eines klassischen Waffenstillstandsvertrages die Kombination aus bedingungsloser Kapitulation und alliierter Regierungsübernahme als eine Art Präliminarfrieden,182 der es ihnen ermöglichen würde, sich im Laufe der Zeit Klarheit über die Verfahrensoptionen einer endgültigen Friedensregelung zu verschaffen.

Dass das „Ringen um Deutschland von entscheidender Bedeutung für die Zukunft Europas, […] für das Schicksal des Liberalismus in der ganzen Welt“183 sein werde, hatte man in London allerdings frühzeitig erkannt. Im System der Machtgewichte brachte die nicht nur an ihrem verbrecherischen Handeln „gescheiterte Großmacht“184 nach wie vor ein entscheidendes Gewicht auf die Waagschale und war doch als „kopfloser Rumpf“ lediglich Konkurs- und Verfügungsmasse „auf dem Tisch der Eroberer“.185 Das Volk ohne Staat wurde in den Jahren der Besatzung mit Einfallsreichtum, mit Gesten des Entgegenkommens und auch mit kaum verhüllten Drohungen umworben und hatte doch selbst zunächst kein Mitspracherecht. Weil aber das Gedächtnis der Nationen Generationen zu überleben pflegt, hatte das maßlose Verhalten der sich wie eine losgelassene Soldateska gebärdenden Roten Armee, die plündernd und vergewaltigend Rache für das zu nehmen schien, was den Völkern der Sowjetunion in deutschem Namen in einem „rassenideologische[n] Vernichtungskrieg“186 angetan worden war, ebenso präjudizierenden Charakter wie die Politik der zerstörerischen Kreativität in der sowjetisch besetzten Zone;187 und zwar für den Tag, an dem die Revolution halb vorsätzlich, halb gezwungen ihre Kinder entlassen und es den Deutschen aufgegeben sein würde, ihr Schicksal gemeinsam mit den Siegermächten zu bestimmen.

Das Land in der Mitte wurde also nicht nur zum Prüfstein für die Beziehungen der Siegermächte untereinander. Vielmehr entschied sich hier die „unbewusste Tradition der britischen Außenpolitik“:188 die Frage nach dem Gleichgewicht als Organisationsmodell der internationalen Politik. Die Zeit der klassischen balance of power des 19. und frühen 20. Jahrhunderts, in der die Seemacht mit wechselnden Bündnissen als externer Akteur immer dann in Erscheinung trat, wenn es galt, eine Hegemonie auf dem europäischen Kontinent zu verhindern oder zu bekämpfen, ohne dabei den sich auf die eigene Vorherrschaft gründenden Einfluss aufzugeben, gehörte zweifellos der Vergangenheit an. Das Grundprinzip der Gleichgewichtspolitik, die Vermeidung eines Zustands, wonach eine Macht anderen Mächten ihren Willen aufzuzwingen vermag, bestimmte jedoch in den ersten Nachkriegsmonaten unverändert die Überlegungen der Entscheidungsträger in Whitehall.

Konkret ging es darum, die richtige Balance zu finden zwischen einer Politik der Sicherheit vor Deutschland und einer Politik der Sicherheit für Deutschland, die bei aller sich aus historischer Erfahrung speisenden Angst vor der wiedergewonnenen Stärke die Sorge vor der sich aus dem politisch-wirtschaftlichen Zusammenbruch ergebenden Schwäche nicht aus dem Auge verlor. „Deutschland daran zu hindern, je wieder eine Bedrohung des Weltfriedens zu werden“,189 korrespondierte mit dem Erfordernis, das im Zentrum Europas entstandene Machtvakuum zügig zu füllen. Damit sollte einerseits der von den britischen Militärstäben bereits im Winter 1944/45 befürchteten,190 von der politischen Führung in der Hoffnung auf kooperative Lösungsansätze zur Schaffung einer dauerhaften Friedensordnung jedoch zunächst noch verdrängten sowjetischen Strategie einer Ausdehnung des eigenen Herrschaftsbereichs Einhalt geboten werden. Andererseits sollte jeder politischen Radikalisierung und ideologischen Unterwanderung, die ihre Wurzeln in perspektivlosem Elend haben, der Nährboden entzogen werden.

Wie aber konnten die verschiedenen Vorstellungen miteinander in Einklang gebracht werden? Zunächst lag den beteiligten Mächten wenig daran, sich vorzeitig festzulegen. Und so mündete die Auseinandersetzung über die Zukunft Deutschlands vorläufig in eine Politik der dilatorischen Formelkompromisse.


2. Dilatorische Formelkompromisse

Für die künftige Gestalt Deutschlands boten sich im Wesentlichen fünf Varianten an: die Etablierung eines unabhängigen, neutralen und, nach der faktisch schon im März 1945 vollzogenen Abtrennung der Gebiete östlich von Oder und Neiße, territorial reduzierten Staates zwischen Ost und West; die gesamtstaatliche Integration in ein westlich geführtes Sicherheitssystem beziehungsweise die Einbindung in einen sowjetisch dominierten Block; die Zerschlagung des Landes in zwei oder mehrere Teilstaaten; und schließlich die langfristige Besetzung durch die Siegermächte. Dem Diktat der wechselnden Lagebeurteilungen unterworfen, wurden die unterschiedlichen Modelle und Vorstellungen aus unterschiedlichen Motiven mit unterschiedlichem Anspruch zu unterschiedlichen Zeiten an unterschiedlichen Orten seit dem Winter 1941/42 von den ‚Großen Drei‘ mehr oder weniger ernsthaft in Betracht gezogen und der jeweiligen Gegenseite unterbreitet oder auch nur angedeutet.

Schon der Gedanke an ein neutralisiertes Gesamtdeutschland191 rief auf der Insel Ängste hervor, die man mit den Begriffshülsen Tauroggen und Rapallo eher geschichtsmächtig als historisch begründet beschwor. Konsequenterweise gab es in London auf der politischen Leitungsebene, anders als in Washington, zu keinem Zeitpunkt irgendwelche Bestrebungen, die auf einen neutralisierten deutschen Einheitsstaat gerichtet gewesen wären. Die Moskauer Neutralisierungspläne der frühen fünfziger Jahre konnten schon deshalb nicht das Gefallen Whitehalls finden, weil sie die Perspektive einschlossen, dem Kreml die „Definitionsherrschaft über die Herstellung des Ausnahmezustandes“192 einzuräumen. Ein solches Zugeständnis erschien den Londoner Akteuren ebenso untragbar wie die direkte Kontrolle Moskaus über einen gesamtdeutschen Staat, weil diese nicht nur den Bemühungen um die Wiederherstellung des kontinentaleuropäischen Gleichgewichts zuwidergelaufen wäre, sondern auch Sicherheit und Wohlstand des eigenen Gemeinwesens langfristig infrage gestellt hätte.

Während die Integration Deutschlands in einen sowjetisch kontrollierten Block gegen das Londoner Selbstverständnis sorgfältig ausgependelter Machtbalancen verstoßen hätte, fürchtete Moskau seinerseits im Bewusstsein der europäischen Machtgeographie und zugleich in dem unveränderten Bestreben, die Rückkehr zu einem Gleichgewichtssystem in Europa zu verhindern,193 einen westlich dominierten Integrationsfrieden. Deutschlands „kritischer Größenordnung“194 nicht gewachsen zu sein, das Land in der Mitte also nicht dauerhaft im Zaum halten und als Sicherheitsrisiko ausschalten zu können, umschrieb in Ost wie in West das auf ernst zu nehmender Sorge beruhende Argument gegen die Einbindung Deutschlands in ein von der Gegenseite geführtes Sicherheitssystem und verstärkte die subjektive Überzeugung, Europas Mitte zumindest teilweise selbst in Verwahrung nehmen zu müssen.

In den nationalen Planungen der Anti-Hitler-Koalition spielten Überlegungen zu einer Teilung des Reiches deshalb schon zu einem frühen Zeitpunkt eine herausragende Rolle. Nur auf diese Weise könne die „Atmosphäre deutscher Bedrohung“195 ein für alle Mal der in die Zukunft weisenden Wirklichkeit entrissen und dauerhaft der das mahnende Beispiel der Vergangenheit wachhaltenden Erinnerung anvertraut werden.

Je deutlicher sich indes das Kriegsende abzeichnete, umso bereitwilliger verabschiedeten sich die alliierten Kriegsführer mit Ausnahme Frankreichs von ihren Teilungsplänen. Als es im Frühjahr 1945 aber so weit war, hatte die seit der Konferenz von Teheran vorherrschende und in Jalta in abgeschwächter Form erneut bekräftigte Tendenz zu einer Aufteilung des Landes196 bereits in dem Londoner Protokoll vom 12. September 1944 ihren Niederschlag gefunden, wonach „Deutschland zum Zwecke der Besetzung in drei Zonen ein[zuteilen sei], deren je eine einer der drei Mächte zugewiesen“197 wurde. Rechtsverbindlichkeit erhielt diese Vereinbarung, die die Empfehlungen der Europäischen Beratenden Kommission zusammenfasste und in wesentlichen Grundzügen die britische Handschrift trug, durch die Dreimächte-Bestätigung auf der Krim.

Gewiss, sowenig die Teilung Deutschlands ursächlich auf den von Hitler entfesselten Zweiten Weltkrieg zurückgeführt werden konnte, so wenig konstituierte die Bestimmung über die Einteilung Deutschlands in Besatzungszonen mit der damit einhergehenden Übertragung der höchsten Regierungsgewalt auf die jeweilige Besatzungsmacht die Teilung des Landes. Weltkrieg und Besatzungszonen schufen nur die „Bedingungen der Möglichkeit. Wirklich geteilt hat Deutschland der Ost-West-Konflikt“.198 Weil aber die politisch umstrittene Kernfrage nach Einheit oder Teilung nicht eindeutig und schon gar nicht abschließend beantwortet worden war, konnte die Regelung einer sekundären Verfahrensfrage primäre Bedeutung gewinnen.

Die Rahmenvereinbarung von Potsdam fügte sich in doppelter Hinsicht nahtlos in die bereits vorhandenen Beschlüsse ein. Zum einen setzte das von Stalin, Truman und Attlee am 2. August 1945 unterzeichnete Konferenzprotokoll die Politik des „Hinausschiebens der endgültigen Entscheidung“199 fort. Zum anderen eröffneten die beliebig auslegbaren und in sich widersprüchlichen Vereinbarungen zur Demilitarisierung, Denazifizierung, Dezentralisierung und Demokratisierung jeder Signatarmacht die Möglichkeit, die Deutungshoheit über die Begrifflichkeiten für sich zu reklamieren.

Das zweiwöchige Treffen am Ufer des Jungfernsees im Neuen Park bestätigte zwar, dass „die Idee von einer geplanten und bewussten Zerstückelung tot“200 war. Doch an ihre Stelle trat lediglich das Bekenntnis, sich zunächst einmal in der gemeinsamen Besatzung, die vor allem eine individuelle Zonenverwaltung und dann erst eine Auch-Kollektive-Kontrolle war, einrichten zu wollen – nicht langfristig, aber doch so lange, bis „die […] Anstrengungen des deutschen Volkes“ es rechtfertigten, ihm „zu gegebener Zeit seinen Platz unter den freien und friedliebenden Völkern der Welt“201 zuzugestehen.

Die deutsche Gefahr war mit der vollständigen Besetzung des Reiches vorläufig gebannt. Der Rat der Außenminister, bis in den Spätherbst 1947 das eigentliche Entscheidungsorgan der Siegermächte, sollte eine Regelung für Deutschland vorbereiten. Seine vordringliche Aufgabe bestand aber darin, Friedensverträge für Italien, Rumänien, Bulgarien, Ungarn und Finnland vorzulegen. Achtzehn Monate später wurden diese am 10. Februar 1947 in Paris unterzeichnet. Zu einer Beschleunigung des deutschlandpolitischen Entscheidungsprozesses hatten sich die Außenminister auf ihren Konferenzen in London, Paris und New York202 jedoch nicht durchringen können; im eigentlichen Sinne hatten sie nicht einmal über die Zukunft Deutschlands verhandelt.

Ausschlaggebend für die Politik der Verzögerung waren im Wesentlichen drei Aspekte, die in einem von den beteiligten Mächten nur bedingt wahrgenommenen Konkurrenzverhältnis zueinander standen. Erstens: Vor allem das anglo-amerikanische Denken und Handeln orientierte sich an den Erfahrungen der Zwischenkriegszeit. Demnach hatten internationale Rahmenbedingungen und Konstruktionsfehler des Versailler Friedens von 1919 das Entstehen der nationalsozialistischen Diktatur erleichtert. Die Angst vor der Wiedergeburt des expansionistischen und revanchistischen deutschen Nationalismus gebar die Angst vor dem Friedensschluss als punktuellem Ereignis. Deshalb sollte die Konferenz von Potsdam nach dem Verständnis ihrer Teilnehmer keine Friedenskonferenz im klassischen Sinne sein, sondern vielmehr Auftakt zu einer durch das Instrument des Außenministerrats verkörperten ständigen Friedenskonferenz.203

Zweitens: „In der Theorie“, so notierte einer der Architekten der Vereinbarungen des Sommers 1945, „war der Plan gut. Aber eine seiner Voraussetzungen stimmte nicht.“204 Gerade diese Voraussetzung aber – die Vorstellung, die Kriegskoalition könne im Frieden fortbestehen – war für die Verzögerungspolitik konstitutiv. So gelang es zwar, im allseits befürchteten, jedoch nicht offen zutage tretenden Dissens Konsens zu demonstrieren. Gerade durch das Versäumnis aber, rechtzeitig auszuloten, ob sich die unterschiedlichen Interessen in einem tragfähigen Kompromiss zum Ausgleich bringen ließen, leisteten die beteiligten Akteure einer weltpolitischen Konstellation Vorschub, in der sich das Provisorische zunehmend zum Permanenten verdichtete.

Drittens gab es auch ausschließlich nationale Interessen, die die Verzögerungspolitik beförderten. Weder in London noch in Washington und am wenigsten in Moskau sah man nach dem militärischen Sieg einen zwingenden Grund, den bestehenden Zustand umgehend verändern zu müssen. Von einem Aufschub der Entscheidung versprach man sich vielmehr eine Stärkung der eigenen Ausgangsposition für künftige Verhandlungen. Während man in Whitehall auf der Basis einer wirtschaftlichen Erholung Anschluss zu finden gedachte, hatte Stalin sich bereits auf die Konsolidierung seiner militärischen Stellung verlegt. Seine größten Erfolgsaussichten lagen jenseits des Verhandlungstisches. Die Betonung der jeweils nationalen Interessen konnte allein die auf ökonomischer Macht und dem nuklearen Monopol beruhende Vormachtstellung der Vereinigten Staaten gefährden. Dort aber pflegte man unverändert einen internationalistischen Ansatz zur globalen Friedenssicherung und war weit davon entfernt, eine Lösung der deutschen Frage anzumahnen.

Maßgeblich blieb mithin das in Potsdam erneut bekräftigte Abkommen über die Kontrolleinrichtungen in Deutschland vom 14. November 1944. Nach den Weisungen ihrer Regierungen übten die Militärgouverneure die höchste Amtsgewalt in Deutschland aus, „und zwar [jeder] in seiner Besatzungszone sowie gemeinsam in ihrer Eigenschaft als Mitglieder des Kontrollrates in den Deutschland als Ganzes betreffenden Fragen“.205 Es existierte also ein Dualismus zwischen Zonenverwaltung auf der einen und Alliiertem Kontrollrat auf der anderen Seite. Dieser Dualismus „entsprach dem Wunsch aller Mächte, ein Maximum an zonaler Autonomie mit einem Maximum an Einfluß auf die anderen Zonen mit Hilfe des Kontrollrats zu verknüpfen“.206 Nur so konnte es zu dem unverbundenen Nebeneinander der im Kern widersprüchlichen Kapitel über die „wirtschaftlichen Grundsätze“ und die „Reparationen aus Deutschland“ kommen: Der Absicht, Deutschland während der Besatzungszeit „als eine wirtschaftliche Einheit zu betrachten“, stand, ungeachtet der auf einen kooperativen Ansatz deutenden Austauschklausel, der Beschluss zur Teilung des Reparationsgebietes nach dem zonalen Prinzip gegenüber. Dieses Konstrukt hätte nur dann funktionieren können, wenn es einen alliierten Konsens über eine neue Ordnung gegeben hätte und darüber hinaus das die Arbeit des Kontrollrates bestimmende Einstimmigkeitsprinzip die zentrifugalen, sich in den Zonen nach Vorgabe der jeweiligen Regierung austobenden Kräfte einer ungehemmten Verfolgung nationaler Interessen langfristig hätte bändigen können. Doch durch den amerikanischen Vorschlag vom Mai 1945, jedem Militärgouverneur bei fehlender Einigung im Kontrollrat das Recht auf eigenständiges Handeln einzuräumen, degenerierte das einstige Gebot der „Einheitlichkeit des Vorgehens der Oberbefehlshaber in ihren jeweiligen Besatzungszonen“207 zur unverbindlichen Empfehlung. Durch ihr Veto in dem zu keinem Zeitpunkt gestaltende Aufgaben wahrnehmenden Kontrollrat konnte sich jede Besatzungsmacht freie Hand in der eigenen Zone verschaffen. So mutierte der ursprünglich konsensual angelegte Dualismus schon in seiner grundsätzlichen Ausgestaltung zum potentiell konfliktträchtigen Duell.

War die sich bereits zu einem frühen Zeitpunkt abzeichnende, für die beteiligten Akteure aber gleichwohl noch in der Zukunft aufgehobene „konfrontative Konfliktregulierung, die dann Kalter Krieg genannt wurde“,208 also unvermeidbar? Was erwarteten die ‚Großen Drei‘ von den dem Weltkrieg folgenden Monaten und Jahren: Kooperation oder Konfrontation?


3. Kooperation oder Konfrontation?

Bereits im Mai 1944 hatte Winston Churchill erklärt, die künftigen Beziehungen zu Moskau würden keinen Frieden, sondern lediglich „einen verlängerten Waffenstillstand“209 bringen. Auch fehlte es nicht an Stimmen, die mit analytischem Weitblick, mit der den Militärs eigenen Skepsis oder auch nur mit der Eingabe des Augenblicks die „vollständige Teilung Deutschlands als vollendete Tatsache“210 mahnend beschworen und an der Umsetzung des Kontrollsystems zweifelten. Diese Bedenken gab es, in Ost und in West. Aber sie waren keine Absichtserklärungen. Man muss sie registrieren, ohne einen Weg in sie hineinzulesen, der nahtlos in den Kalten Krieg hineinführt. Denn im Frühjahr und Sommer 1945 entsprach ein unverzügliches Auseinanderbrechen der Kriegskoalition weder den Erwartungen noch dem Interesse noch gar den stillschweigenden Hoffnungen der großen Mächte. Im Bewusstsein der physischen Erschöpfung und dem allgemeinen Bedürfnis nach einigen Jahrzehnten Frieden folgend,211 sahen sie auch nach dem Wegfall der sie zusammenzwingenden deutschen Bedrohung in der Fortsetzung ihrer Kooperation über das Kriegsende hinaus die Voraussetzung für eine freilich ganz unterschiedlich definierte stabile Nachkriegsordnung. Das heißt nicht, dass sich die ‚Großen Drei‘ nicht über die Unterschiedlichkeit ihrer Interessen und Ziele im Klaren gewesen wären. Unterschiedlichkeit musste aber nicht Unvereinbarkeit bedeuten, nicht für Roosevelt und zunächst auch nicht für den außenpolitisch unvorbereiteten Truman. Und selbst wenn sie wie Churchill den inhärenten Systemkonflikt ihrer konkurrierenden, sich allein in einem universalen Geltungsanspruch deckenden Ordnungsideen erkannten oder sogar wie Stalin ihre Staatsräson auf eben jenen Antagonismus gründeten, hielten sie es doch, ihrer kurzfristigen Interessen und langfristigen Konzeptionen eingedenk, für ihre Pflicht, jedwede Konfrontation vorläufig zu vermeiden.

Besonders ausgeprägt war diese Vorstellung bei Stalin. Der Zweite Weltkrieg hatte sein Land in den Fundamenten erschüttert. Was einst im polnischen Feldzug im September 1939 seinen Anfang genommen hatte, hatte im Vernichtungskrieg auf russischem Boden seine präzedenzlose Vollendung gefunden. Schreckliche Verwüstungen im weitgehend zerstörten westlichen Teil der Sowjetunion und mehr als 26 Millionen Tote, darunter mehr als 14 Millionen Zivilisten,212 waren stumme Zeugen einer sich tief im militärischen Triumph eingrabenden menschlichen Tragödie. Das eigene Land wieder aufzubauen und gleichzeitig eine Auseinandersetzung mit den Vereinigten Staaten und Großbritannien zu riskieren oder gar zu suchen, überstieg seine Vorstellungskraft. Vielmehr war er darum bemüht, alles daran zu setzen, eine gegen sein Land gerichtete ‚kapitalistische Einheitsfront‘ zu verhindern, deren ‚auskreisender‘ Gefahr er sich bereits im Herbst 1938 als Ergebnis der Münchener Konferenz ausgesetzt geglaubt hatte. Indes, der selbst auferlegte politische Imperativ erschöpfte sich nicht in dem subjektiv gebotenen und objektiv verständlichen Bedürfnis nach Waffenruhe. Hinzu trat ein ebenso verständliches Streben nach Sicherheit, das in seiner herkömmlichen Art jedoch erst dann befriedigt werden kann, wenn es auch dem Sicherheitsbedürfnis der anderen Rechnung trägt.

Aus der Konstellation der Zwischenkriegszeit, aus der Erfahrung des deutschen Überfalls und aus den Niederlagen bis zur Schlacht vor Moskau im Dezember 1941 ergab sich für Stalin ein Drang nach Sicherheit, der jedoch selbst unter Berücksichtigung der defensiven Motive von Beginn an die Grenzen des Erforderlichen, zunehmend aber auch die des Zumutbaren überschritt. In kalkulierter Absicht nahm das Streben nach Sicherheit immer mehr den Charakter des Expansiven an. Eine gemäßigte sowjetische Einflusszone in Ost-, Südost- und Ostmitteleuropa im Sinne einer hegemonialen Ordnung, die, um Bestand zu haben, nicht nur von der Ordnungsmacht selbst, sondern auch von den ihrerseits politische Anerkennung genießenden und nicht nur Legitimität reklamierenden Führungsgruppen der sich freiwillig unterordnenden Staaten akzeptiert werden muss, widersprach dem Sicherheitsverständnis des Diktators. Sicherheit begriff er als Überlegenheit, Überlegenheit bedeutete Expansion, und Expansion verdichtete sich zu Herrschaft. Grenzenlos misstrauisch und „überzeugt, daß er das Urteil der Geschichte vollstreckte“,213 setzte Stalin nicht auf Einfluss, sondern auf Herrschaft, die gerade deshalb zum Primat der Herrschaftssicherung degenerieren musste, weil die sich selbst rekrutierende, ja reproduzierende Avantgarde „ihr Herrschaftsrecht aus ihrer zur alleingültigen Wahrheit erhobenen Weltdeutung herleitet[e]“.214

Dass Moskau geneigt war, seinen totalitären Anspruch nicht nur geltend zu machen, sondern auch ohne einen präzisen Fahrplan in die Tat umzusetzen, hatte Stalin wenige Wochen vor Kriegsende erklärt. „Dieser Krieg“, so legte er in kleiner Runde dar, „ist nicht wie in der Vergangenheit; wer immer ein Gebiet besetzt, erlegt ihm auch sein eigenes gesellschaftliches System auf. Jeder führt sein eigenes System ein, soweit seine Armee vordringen kann. Es kann gar nicht anders sein.“215 Dabei ging es nicht um die unmittelbare Eingliederung der jenseits des ohnehin nach Westen ausgedehnten sowjetischen Territoriums liegenden Länder in den eigenen Staatsverband, sondern um dem sowjetischen Imperium vorgelagerte Provinzen und Protektorate, die sich aus der Moskauer Machtzentrale wie ein Marionettentheater bedienen ließen und damit zugleich die Sicherheit des Sowjetsystems erhöhen würden. Wie weit diese Kontrollzone reichen würde, lag nicht nur an Stalins taktischem Geschick, sondern hing in weit höherem Maße davon ab, wie London und Washington auf die prinzipienlose Wendigkeit des Diktators reagieren würden. Sicher hingegen war, dass Stalins Ambitionen proportional mit dem sich zu seinen Gunsten verschiebenden militärischen Kräftegewicht wuchsen. Mit verblüffender Offenheit rechtfertigte der dem Alleinherrscher stets ergebene Vjačeslav Molotov Jahrzehnte später ebenjene Politik. Kurz und bündig stellte der greise Altstalinist am Ende seiner Tage fest: „Wir waren in der Offensive. […] Wir mussten unsere Kriegsbeute sichern. […] In der Tschechoslowakei, in Polen, Ungarn und Jugoslawien haben wir die Ordnung wiederhergestellt, in Ländern, in denen die Dinge noch im Fluss waren. Die kapitalistische Ordnung herauszupressen, das war der Kalte Krieg. Natürlich musste man wissen, wann und wo man aufhören musste. Diesbezüglich, so glaube ich, hat Stalin strikte Grenzen eingehalten.“216

Indes, sowenig Stalins Außenpolitik als Grand Projet daherkam, so wenig kannte sie strikt definierte Grenzen. Mochten sich also die Schritt für Schritt weiter gesteckten Ziele im Grundsätzlichen auch grenzenlos ausnehmen, so blieben die zu deren Durchsetzung gewählten Mittel und Methoden doch begrenzt: angetrieben von der eigenen Ideologie, ohne jemals in ihr gefangen zu sein; ausgestattet mit dem instinktiven Gespür für die Schwächen des Gegners, aber auch mit dem kühlen Blick für die Realitäten der Macht und dem intuitiven Empfinden für das Verhältnis von Gewalt und Diplomatie; versehen schließlich mit der Einsicht, dass willkürliche Machtpolitik nur dann mit Erfolg betrieben werden kann, wenn der eigenen Stellung keine Gefahr droht; und gerade deshalb bisweilen zögernd, auch flexibel, aber bei allem und trotz allem zu keinem Zeitpunkt bereit, die „im großen ebenso nüchtern-rationale wie brutal-verschlagene Zielstrebigkeit“217 infrage zu stellen. Stalin war stets beides: Führer der Nation und Führer der Revolution, Erbe der Zaren und Erbe Lenins, Imperialist und Ideologe.218 Und weil Kriegsvermeidung, Sicherheitsstreben und Expansionswille erst in ihrer untrennbaren Zusammengehörigkeit sein Handeln in den Nachkriegsjahren erschließen, konnte er „sich mit Vorläufigem zufriedengeben, ohne das Endgültige darüber aus dem Auge zu verlieren“.219

Bestärkt darin hatte ihn Roosevelts Ankündigung auf der Krim-Konferenz, die US-Streitkräfte spätestens nach zwei Jahren aus Europa zurückziehen zu wollen. Vor diesem Hintergrund wird verständlich, warum Stalin in Jalta dem Drängen des amerikanischen Präsidenten und des britischen Premierministers nachgab, als Teil des Abschlusskommuniqués eine „Erklärung über das befreite Europa“ zu unterzeichnen, in der das Recht auf freie Wahlen und freie Regierungsbildung festgeschrieben waren. Schließlich handelte es sich lediglich um abstrakte Prinzipien, nicht aber um tatsächliche Zugeständnisse, die von ihm verlangt hätten, die Macht des Militärs der Kunst des Kompromisses zu opfern. Getreu der machiavellistischen Weisheit, wonach ein Versprechen nur denjenigen bindet, der selbst daran glaubt, entgegnete der Risiko und Gewinn kalkulierende Stalin seinem besorgten Volkskommissar des Auswärtigen, dem das alles „zu weit ging: […] Keine Sorge! […] Arbeite das einfach aus. Wir können die Sache später nach unseren eigenen Vorstellungen regeln. Das Entscheidende ist die Korrelation der Kräfte.“220

Diesbezüglich befand er sich bereits bei Kriegsende in einer vorteilhaften Position. Seine Armeen hatten weite Teile Ost-, Südost- und Ostmitteleuropas besetzt. Angesichts der militärisch gewonnenen Machtposition und mit der Aussicht auf eine weitere politische Kräfteverschiebung zu seinen Gunsten konnte er sich deshalb in Geduld üben und insgesamt eine zweigleisige Strategie verfolgen: Nach außen beteuerte er sein Interesse an einer Fortsetzung der Weltkriegskooperation und bekämpfte doch, indem er die Stellung der kommunistischen Parteien in den besetzten Ländern systematisch ausbaute, all das, wofür er sich nur zum Schein gemeinsam mit den Kriegspartnern verbürgt hatte.

Auf diese Weise gelang es Stalin, in Bulgarien, Rumänien und Polen bereits vor beziehungsweise unmittelbar nach Kriegsende unter Verzicht auf in Aussicht gestellte freie Wahlen de facto kommunistische Regierungen zu inthronisieren, ohne dabei die ‚volksdemokratische‘ Fassade in Gestalt von Scheinkoalitionen endgültig einzureißen. In Ungarn, vor allem aber in der Tschechoslowakei blieben die Machtverhältnisse gerade aufgrund demokratischer Wahlen – und gerade weil Stalin die kommunistischen Parteien vor Ort zur Zurückhaltung mahnte – zunächst noch unentschieden, bis sich die Rahmenbedingungen im Herbst 1947 und Winter 1947/48 so stark verschoben hatten, dass auch Budapest und Prag mit einer Politik der brutalen Gleichschaltung als Diktaturen nach sowjetischem Vorbild in einen von Moskau beherrschten Block gezwungen wurden.221 Bis zum Frühjahr 1947 hatten London und Washington dem wendigen Diktator in die Hände gespielt.

Als die geschichtsträchtigen Metropolen Mitteleuropas von Wien über Berlin bis Prag in den letzten Kriegswochen fielen, war die Frage, welche Ziele die Sowjetunion in Europa verfolgte, in London einmal mehr in das Zentrum besorgter Überlegungen gerückt; und einmal mehr lautete die Antwort: „a riddle wrapped in a mystery inside an enigma“.222 Bis dahin hatte das Außenamt fast bedingungslos auf eine Großmächtekooperation gesetzt. Auch Churchill hatte Stalins Kalkül nicht im Detail durchschaut. „Besessen“ von dem Gedanken, die „Rote Armee könne sich wie ein fürchterliches Krebsgeschwür von Land zu Land ausbreiten“,223 hatte er jedoch erkennen müssen, dass sich Handlungsbedarf und Handlungsspielraum umgekehrt proportional zueinander verhielten: Während jener zunahm, schrumpfte dieser von Monat zu Monat, von Woche zu Woche und letztlich sogar von Tag zu Tag.

Sosehr den Premierminister das militärische Detail der Kriegführung faszinierte, so wenig Aufmerksamkeit schenkte er einer künftigen Friedensregelung mit Deutschland. Und dennoch war er sich, anders als sein amerikanischer Partner, über jene allgemeine Regel im Klaren, die Henry Kissinger in seinem Werk über das Wesen der Außenpolitik nach Stabilität und Gleichgewicht strebenden Staaten nahegelegt hat: „Die grundlegenden Bedingungen eines Friedens [sollten] noch im Krieg besiegelt werden. […] Wird dieser Grundsatz außer Acht gelassen und bleiben die zentralen Probleme bis zur Friedenskonferenz ungelöst, dann wird die entschlossenste Macht am Ende über die Beute verfügen. Um sie dann zu vertreiben, bedarf es einer großen Konfrontation.“224 Weil Churchill das erste, die Verbindung von militärischen Operationen mit langfristigem außenpolitischem Kalkül, wollte, aber weder über Macht noch Mittel verfügte, das angestrebte Gleichgewicht aus eigener Kraft herzustellen; weil es ihm darüber hinaus nicht gelang, den amerikanischen Verbündeten von seiner Vorstellung zu überzeugen, den Frieden schon im Krieg zu gewinnen; und weil er als Konsequenz aus beidem und aus Furcht, nach dem drohenden Rückzug der US-Streitkräfte aus Europa Stalin alleine ausgesetzt zu sein, auf eine Politik der Duldung gegenüber Moskau baute, war der Diktator am Ende des Krieges im Besitz einer beträchtlichen Beute. Ihm einen Teil derselben wieder abzujagen und dabei auf das amerikanische nukleare Arsenal zu verweisen, wurde in der zweiten Hälfte der vierziger Jahre zum Ceterum censeo des rast-, aber eben auch machtlos von den Oppositionsbänken die weltpolitischen Veränderungen kommentierenden Kriegshelden. In mancher Hinsicht reflektierte diese Forderung die Einsicht in das Scheitern der eigenen Strategie: Die Politik des Wohlverhaltens hatte gerade nicht zu einer kooperativen Konfliktregulierung beigetragen. Auch hatte sie nicht zu einer realen Fortsetzung der Kriegskoalition geführt, deren schiere Existenz nach den Vorstellungen mancher Politiker und Diplomaten an der Themse die eigene Weltmachtposition garantieren konnte und darauf ausgerichtet war, London nicht in die fesselnden Arme des mächtigen westlichen Verbündeten zu treiben. Vielmehr hatte die Politik der Duldung in Moskau stetig wachsende Begehrlichkeiten geweckt, die weit über das ursprünglich Vorstellbare hinausreichten. Nur im Rahmen einer konfrontativen Konfliktregulierung konnten sie unter Beibehaltung des Status quo eingedämmt oder sogar in Gestalt eines in den fünfziger Jahren mit großem rhetorischem Aufwand verkündeten, jedoch zu keinem Zeitpunkt ernsthaft erwogenen aktiven roll back ein für alle Mal zerstört werden.

Solange die Sowjetunion aber von den USA nicht als die ordnungs- und machtpolitische Herausforderung wahrgenommen wurde, blieb Großbritannien gefangen zwischen sowjetischem Expansionismus und amerikanischem Idealismus. Während Winston Churchill, der präsidial posierende Pragmatiker aus der Downing Street, den Erhalt der Kriegskoalition über das Kriegsende hinaus als Mittel zum Zweck betrachtete, verdrängte Franklin D. Roosevelt, der sendungsbewusste Visionär im Weißen Haus, bei aller Vieldeutigkeit die politischen Maximen des die Neue Welt in den späten dreißiger und frühen vierziger Jahren unbeugsam dirigierenden Machtpolitikers und erklärte die fortdauernde Zusammenarbeit der ‚Großen Drei‘ zum Ziel an sich, dem mögliche Konflikte über konkrete Fragen der Nachkriegsordnung unterzuordnen seien. Ostmitteleuropa und die deutsche Frage spielten gegenüber dem Wunsch, zunächst den Sieg über die Achsenmächte sicherzustellen, sich dabei der Kooperation mit Stalin zu versichern und dessen Zusage zum Kriegseintritt auf dem pazifischen Schlachtfeld zu erlangen, eine nachgeordnete Rolle.

Churchills noch im Krieg nach Art imperialer Machtpolitik des längst vergangenen Jahrhunderts geäußerten Forderungen nach der Etablierung von Interessensphären und einer „Generalbereinigung mit Rußland“ zum Zwecke „bindender Zusicherungen“225 fanden weder bei Roosevelt noch zunächst bei Truman die erforderliche Unterstützung. Die alte Idee vom Gleichgewicht der Kräfte und als Ausfluss dessen von Einflusssphären als System internationaler Ordnung hielten sie für krude Machtpolitik, deren Tage sie gezählt zu wissen glaubten. Dass das Gleichgewicht der Kräfte ihre eigene Sicherheit gewährleistet und sein Zusammenbruch ihr Land in die Weltkriege hineingezogen hatte, schienen sie zu übersehen. Nach ihren Vorstellungen galt es, „die Ursachen zu beseitigen, derentwegen Völker den Eindruck gewinnen, solche Sphären seien für die eigene Sicherheit unentbehrlich“.226 Unter den Siegermächten erkannten sie aber keine Interessenkonflikte, die so tief verwurzelt gewesen wären, dass man sie nicht hätte lösen können.227 Im Vertrauen auf das Wilsonsche Ideal der einen Welt, in der die Selbstbestimmung der Nationen und das Prinzip der kollektiven Sicherheit den Frieden garantieren sollten, waren sie „bis zum Leichtsinn optimistisch, daß sie im friedlichen Wettbewerb der konkurrierenden Zivilisationen triumphieren würden“.228 Durch ihre anfängliche „Nicht-Politik“229 und ihre demonstrative Zurückhaltung in Ost- und Ostmitteleuropa erleichterten sie das Entstehen einer die eigene Sicherheit gefährdenden und strategisch weit ungünstigeren Konstellation als derjenigen, die sie schon an sich hatten vermeiden wollen: die Teilung Europas in Ost und West. Denn als Roosevelt der Welt noch seine Rezepte verschrieb, schluckte Stalin bereits, was er begehrte. Und so erkannten Amerikaner und Briten die Tragweite ihrer Untätigkeit erst viel später mit der Konsequenz, dass die anstehende konfrontative Konfliktregulierung ihnen einen Kraftakt abverlangte, der den mit einem rechtzeitigen Handeln verbundenen Aufwand bei weitem überstieg.230

Dass in den amerikanischen und britischen Regierungszentralen und Außenämtern aus von Ungewissheit getriebener Sorge maßloses Misstrauen wurde und sich das Misstrauen zunehmend zu der Gewissheit verfestigte, eine Zusammenarbeit mit der Sowjetunion sei nicht mehr möglich; dass die Gewissheit schließlich in einen konzeptionellen Entwurf mündete und der Entwurf umgesetzt wurde, lag nicht zuletzt an einer Botschaft, die zwei Diplomaten im Februar und März 1946 aus Moskau an ihre Vorgesetzten in die Heimat telegraphierten.


4. Zwei Botschafter – eine Botschaft

George F. Kennan und Frank K. Roberts nutzten die sich aus dem amerikanischen und britischen Botschafterwechsel ergebende Vakanz in Moskau, um sich in Washington und London einen Namen zu machen.231 Ihre Analyse der sowjetischen Außenpolitik schuf einen gedanklichen Rahmen, innerhalb dessen sich eine auf Ziele und Mittel abgestimmte Strategie entwickeln ließ. Die Frage nach dem taktisch Motivierten auf der einen und dem langfristig Angestrebten in Stalins außenpolitischem Konzept auf der anderen Seite vermochten auch die beiden Diplomaten nicht abschließend zu beantworten.232 Ungeachtet dessen hielten sie aber den Zeitpunkt für gekommen, „den Tatsachen […] ins Auge zu sehen“.233 Denn dass Stalin langfristige Absichten verfolgte, die vitale britische Interessen gefährdeten, daran hatte Roberts schon im Herbst 1945 keinen Zweifel gelassen.234 In Moskaus Streben nach Sicherheit erkannte er expansive Züge, die vor dem kriegerischen Abenteuer zurückschrecken mochten, im Kern aber, auch ohne eine unmittelbare militärische Gefahr darzustellen, ins Grenzenlose wiesen und Konzessionen der Gegenseite stets als Einladung zu weiter reichenden Forderungen zu missbrauchen schienen.235

Zu einer Zeit, zu der die mit verantwortungslosem Versagen und schuldhaftem Scheitern nur unzureichend beschriebene Politik Chamberlains wie ein postumer Fluch durch die Korridore Whitehalls geisterte, musste der apodiktisch formulierte Schlüsselsatz der Roberts’schen Analyse aufhorchen lassen: „[T]he time for one-sided appeasement and concessions is past.“236 Im kollektiven Gedächtnis der Nachkriegsjahre war der Appeaser der Anwalt des Teufels, dem, weil ihn der Makel der moralischen Diskreditierung umgab, das Tor zum politischen Diskurs verschlossen blieb.

Parallel zu den Drahtberichten aus Moskau hatten sich die Russlandexperten im Foreign Office in eine Richtung bewegt, die es ihnen im Zweifel angeraten erscheinen ließ, das Misstrauen in Stalins Beteuerungen dem Wunsch nach alliierter Einheit vorzuziehen. Nichts war geblieben von den Äußerungen der Nachkriegsmonate, wonach die „gegenwärtige Übergangszeit einer landhungrigen Macht nun einmal die Gelegenheit bietet, die eigenen Forderungen vorzutragen, […] solange es noch keine abschließende Friedensregelung gibt“.237 An ihre Stelle trat die Überzeugung, es gehe um nichts anderes als den „Kampf […] um die Weltherrschaft“.238 Die Vereinigten Staaten und Großbritannien, so urteilten Kennan und Roberts übereinstimmend, müssten sich auf eine lange, primär politischideologische Auseinandersetzung mit der Sowjetunion einstellen.239

Eindämmung oder „containment“, der auf Kennan zurückgehende popularisierte Begriff, und „strength and patience“, das unbekanntere Begriffspaar aus der Feder des britischen Kollegen, das US-Außenminister Byrnes sich unwesentlich später zu eigen machte,240 beschrieben fortan als inhaltsgleiche Formeln den Kern jener seit dem Frühjahr 1947 praktizierten Strategie, die ungeachtet entspannungspolitischer Regulierungsphasen über vier Dekaden das Grundgesetz westlicher Sowjetpolitik blieb.

Gekennzeichnet war der konzeptionelle Entwurf durch drei aufeinander aufbauende Elemente. Zunächst ging es darum, Stalins Vordringen im Nahen Osten, im östlichen Mittelmeer, in Europa und in Deutschland zu stoppen und die Staaten zu stärken, die bereits auf der westlichen Seite der sich zunehmend abzeichnenden Trennlinie standen, nicht aber um den Versuch, es auf eine direkte militärische Machtprobe mit Moskau ankommen zu lassen, um die Völker Osteuropas von ihrem sowjetischen Joch zu befreien. Politische und wirtschaftliche Stabilität, das wirksamste Gift gegen von innen aufbegehrende sozialrevolutionäre Bestrebungen, und militärische Stärke, das abschreckende Signal an jeden äußeren Feind, sollten das Rückgrat der eigenen Machtposition bilden. Politik der Stärke bedeutete also, der Sowjetunion außerhalb des ihr de facto, wenn auch widerwillig und nur vorläufig zugestandenen Herrschaftsbereichs immer und immer wieder vor Augen zu führen, „dass wir zu stark sind, um geschlagen zu werden, und zu entschlossen, uns Angst machen zu lassen“.241

Was auf Anhieb als realpolitische Variante klassischer Machtpolitik auf der Basis von Einflusssphären daherkommt, weist ungeachtet des reaktiven Charakters darüber hinaus. Langfristig ging es nämlich weniger um die Wiederherstellung des Gleichgewichts der Kräfte als um den Zusammenbruch des sowjetischen Herrschaftssystems. In einem zweiten Schritt sollten deshalb einzelne Steine – der „weltweiten Anziehungskraft“242 des westlichen Gesellschaftssystems gleichsam erliegend – aus dem sowjetischen Mosaik herausfallen, also nicht herausgebrochen werden, um dadurch den dritten und letzten Schritt, den endgültigen Kollaps des kommunistischen Imperiums, einzuleiten. Weil die Sowjetunion unfähig sei, internationale Verhandlungen nach dem Prinzip des Quidproquo zu führen, und weil der auf Kooperation ausgerichtete und durch Konzessionsbereitschaft charakterisierte westliche Verhandlungsstil von Stalin als Schwäche ausgelegt werde, erschienen Verhandlungen mit Moskau nur unter drei Voraussetzungen sinnvoll: Ohne die eigene Machtposition zu gefährden, konnten sie als reines Propagandainstrument eingesetzt werden, um die eigene und die Weltöffentlichkeit für sich zu gewinnen; alternativ boten sie die Gelegenheit, einen potentiellen Sinneswandel des Gegners auszuloten; oder sie eröffneten die Chance, den Konferenztisch als Sieger verlassen zu können.

Kurzfristig war daran aber nicht zu denken, und Roberts ließ bei seinen politischen Vorgesetzten nicht den geringsten Zweifel aufkommen, dass es sich bei der von ihm und Kennan angemahnten Politik um einen viel Geduld beanspruchenden und sich vermutlich über Jahrzehnte erstreckenden Weg handeln werde, an dessen Ende die Bekehrung Moskaus durch Zermürbung stehen sollte.243

Verblüffend war das Grundprinzip des Konzepts: Erst die bewusst in Kauf genommene, ja betriebene, weil letztlich für unvermeidbar erachtete Intensivierung des in seiner ganzen Schärfe noch gar nicht zutage getretenen Konflikts konnte langfristig zur Überwindung desselben führen. Diese Intensivierung durfte aber nicht zu einer unkontrollierbaren Konflikteskalation gesteigert werden. Vielmehr wurde der Umweg über die temporäre Anerkennung gegenseitiger Einflusssphären als notwendige Vorbedingung für die mit dem Mittel des „goldenen Angelhakens“244 herbeizuführende friedliche Beilegung der Ost-West-Konfrontation erachtet. Gerade deshalb konnte Roberts die brutale Niederschlagung des ungarischen Volksaufstands im Oktober 1956 noch im Rückblick als „bedauerlichen Irrtum“245 bezeichnen, gab er damit doch zu verstehen, dass der Westen bereit war, die quer durch Deutschland verlaufende Demarkationslinie so lange zu akzeptieren, bis der Kollaps des kommunistischen Europas durch physische, soziale und moralische Verrottung einsetzen würde. Und dennoch gilt: Zu dem Zeitpunkt, zu dem Kennan und Roberts die Unvereinbarkeit der Interessen und Ordnungsprinzipien als zwischenstaatlichen Legitimitätskonflikt deuteten, befürworteten sie mit ihrer Strategie der Eindämmung einen politischen Ansatz, als dessen Konsequenz der „Streit um Macht und Einfluß […] mit einer besonderen, unerbittlichen Intensität ausgetragen [werden mußte], weil es um mehr [ging] als um Macht, Einfluß, Interessen, in gewisser Hinsicht um mehr selbst als das Dasein, nämlich um das Daseinsrecht“.246

Je stärker die kommunistische Ideologie von den politisch Verantwortlichen an der Themse als zerstörerisch-zersetzende Kraft wahrgenommen wurde und je mehr sie davon überzeugt waren, Stalin Eigenschaften seines einstigen Komplizen und Kontrahenten zuschreiben zu können,247 desto mehr Einfluss gewannen diejenigen, die schon frühzeitig für die Anerkennung von „zwei Welten“ plädiert hatten, und desto drängender wurden die Appelle, die „eigene Welt“, Westeuropa und dessen demoralisierte Gesellschaften, in Ordnung zu bringen.248 Damit schwand zugleich das Interesse an dem künftigen Schicksal der Staaten Ostmittel-, Südost- und Osteuropas, und die langfristige Perspektive, ein demokratischer Kontinent als Gemeinschaft freier und unabhängiger Nationen, rückte angesichts der Herausforderungen des Augenblicks zunehmend in den Hintergrund. Westeuropa konnte fortan das europäische Erbe für sich in Anspruch nehmen, während Osteuropa – der Logik einer nicht nur militärischen, sondern auch semantischen Okkupation folgend – als terra incognita zum Synonym für aufgezwungene Regime der Unterdrückung und Uniformität avancierte, in denen die nationale Geschichte, der individuelle politische Handlungsspielraum und nicht zuletzt das Individuum selbst zugunsten des vom Kreml vorgegebenen Kollektivs abzudanken hatten.

Während Kennan aber der Etablierung einer bipolaren Ordnung zunehmend skeptischer gegenüberstand, weil ihn vor allem der ostmitteleuropäische „Weg zur Knechtschaft“ schmerzte, gab sich Roberts schon mit der sich für die westeuropäischen Staaten eröffnenden Chance einer „offenen Gesellschaft“ zufrieden.249 Der kühl kalkulierende Diplomat, der die Konfrontation zwischen Ost und West als „ein modernes Pendant zu den Religionskriegen des 16. Jahrhunderts“250 interpretierte, suchte auch für seine Handlungsempfehlungen nach historischen Präzedenzfällen und fand sie in einer säkularen Spielart des frühneuzeitlichen Grundsatzes des cuius regio, eius religio. Hatte einst die Glaubensspaltung des 16. Jahrhunderts dazu beigetragen, dass Deutschland im Jahrhundert darauf zum Schauplatz eines dreißigjährigen europäischen Krieges wurde, so trug die ideologische Glaubensspaltung nach 1945 entscheidend dazu bei, dass Deutschland geteilt und die europäische Mitte für vier Jahrzehnte Mittelpunkt eines global geführten Kalten Krieges wurde. Weil die internationale Situation der Gegenwart keine andere Möglichkeit offenzuhalten schien, plädierte Roberts – mit dem Hinweis auf die Wiederherstellung der Einheit Europas in der fernliegenden Zukunft – zunächst einmal für die Teilung des Kontinents entlang der Elbe. Der Ausbau des eigenen Hauses kam vor dessen Erweiterung.

Die aus Moskau eintreffenden Analysen fanden bei Bevin und den leitenden Beamten im Außenministerium breite Zustimmung. Während man sich auf der Leitungsebene mit einem Moskau unterbreiteten Freundschaftsvertragsangebot noch darum bemühte, in der Öffentlichkeit den Eindruck eines Auseinanderbrechens der Kriegskoalition zu zerstreuen, warnte Winston Churchill als Gastredner am Westminster College in Fulton, Missouri vor den Konsequenzen einer ziellosen westlichen Russlandpolitik. Im Beisein Trumans forderte er, dem „grenzenlosen [sowjetischen] Expansionismus“ mit einem Bündnis zwischen den Vereinigten Staaten und dem britischen Commonwealth entschieden entgegenzutreten. Die kommunistische Gefahr beschwörend, bediente er sich erneut und wie vor ihm Joseph Goebbels in den Tagen des untergehenden Reiches der einprägsamen Formel vom „Eisernen Vorhang“, der „von Stettin an der Ostsee bis nach Triest an der Adria“ reiche.251

Die Wirkung seiner Rede resultierte nicht aus der mit einem hohen Regierungsamt verbundenen Aura der Macht. Churchill war ein Mann ohne Entscheidungsgewalt, auch wenn er, der Kriegsheld mit der Autorität einer von Missgunst nicht immer verschonten Kassandra, in Nordamerika und Europa für einflussreicher gehalten wurde, als er in seinem Land tatsächlich war. Einfluss gewannen seine Worte allein durch die Macht seiner Botschaft, die öffentlichkeitswirksam artikulierte, was man in Whitehall seit den Herbsttagen des Jahres 1945 mit wachsender Befürchtung zur Kenntnis genommen hatte.

Doch sosehr die Rede auf Anhieb durch eine Mischung aus Einfalt und Scharfsinn gekennzeichnet war, so versteckt fanden sich erste Hinweise, die im Ansatz über den zentralen Aspekt der allmählich Gestalt annehmenden westlichen Strategie hinauswiesen. Churchill wollte nicht eindämmen, um zunächst einmal den Status quo zu bewahren, das militärische Risiko möglichst gering zu halten und in einer scheinbar endlosen Auseinandersetzung geduldig auf den Kollaps des Kommunismus zu warten. Er, der Geschichte studiert und geschrieben hatte, plädierte dafür, den Lauf der Geschichte zu formen. Getrieben von dem Wunsch nach einer dauerhaften politischen Regelung und überzeugt von der starken Stellung des Westens, drängte er darauf, Verhandlungen über die künftige Weltordnung mit der Sowjetunion aufzunehmen.

Churchill befürwortete eine Kraftprobe zwischen den westlichen Demokratien und der östlichen Diktatur, in der Gewaltandrohung und in letzter Konsequenz auch Gewaltanwendung als legitimes Mittel der Politik eine zentrale Rolle spielten. Würde Stalin sich den „gerechten Forderungen“252 des Westens – und hier variierte Churchill zwischen Moskaus Verzicht auf Berlin und Ostdeutschland253 und der Entlassung der ostmitteleuropäischen Staaten in die Unabhängigkeit254 – verweigern, dann sollten die Demokratien nicht davor zurückschrecken, ihr nukleares Potential in die Waagschale zu werfen. Solange die „Grenzen Asiens bis an die Elbe“255 reichten, könne es keinen permanenten Frieden in Europa geben. Eine politische Entscheidung müsse deshalb herbeigeführt werden, solange Stalin seinerseits noch nicht über Nuklearwaffen verfüge.

Jahrzehnte später hat Henry Kissinger Churchills Position, die unter Zeitgenossen so gut wie keine Beachtung gefunden hatte, erneut aufgegriffen und mit erkennbarer Sympathie von der „überzeugendsten strategischen Alternative zur Eindämmungsdoktrin“256 gesprochen. Hat der Westen sich also auf eine jahrzehntelange Auseinandersetzung eingelassen, die er bereits 1946/48, wie Churchill unterstellte, zu seinen Gunsten hätte entscheiden können?

Die Frage zu stellen, heißt sie zu verneinen. Denn so erfolgversprechend Churchills an Truman überlieferte Forderungen nach einer Generalbereinigung mit Moskau in den letzten Kriegstagen und den ersten Nachkriegsmonaten auch gewesen sein mögen, so unrealistisch waren seine beharrlich vorgetragenen Ermahnungen zu einer Zeit, da sich die einst noch im Fluss befindlichen internationalen Rahmenbedingungen zunehmend verfestigt hatten. Noch im Krieg glaubte er, Stalins relative strategische Schwäche und die sich daraus herleitende Furcht des Diktators vor einer großen Auseinandersetzung mit dem Westen durchschaut zu haben. Gerade deshalb konnte er sich Hoffnung machen, Stalins Expansionsstreben mit Hilfe der amerikanischen Flügelmacht frühzeitig in die Schranken zu weisen.

Mit der Konsolidierung der von Stalin instrumentalisierten Regime in Ostmitteleuropa hatte sich jedoch der außenpolitische Handlungsspielraum der westlichen Demokratien gegenüber der östlichen Diktatur verringert. In der Auseinandersetzung mit Diktaturen können Demokratien in der Regel nur selten mit der Unbedingtheit reagieren, mit der sie herausgefordert werden. Geraten sie in existentielle Bedrängnis, dann sind sie auch unter Einsatz des ihnen zur Verfügung stehenden maximalen Gewaltpotentials zu außergewöhnlichen Anstrengungen der Selbstbehauptung fähig. Den Gegner ihrerseits mit dem äußersten Druckmittel in die Enge zu treiben und damit eine dramatische Eskalation des Konflikts in Kauf zu nehmen, um eigenen politischen Zielen nicht nur Nachdruck zu verleihen, sondern auch zum Durchbruch zu verhelfen, konnten die Vereinigten Staaten aber ungeachtet ihres atomaren Monopols nicht ernsthaft in Betracht ziehen. „Der demokratische Verfassungsstaat“ bleibt nämlich, so hat Peter Graf Kielmansegg einmal festgestellt, an „Maximen des Handelns gebunden, denen nach seiner Überzeugung autonome Geltung zukommt. Die moralischen Prinzipien, an denen Politik gemessen wird und vor denen Politik zu bestehen hat, stehen nicht zu seiner Disposition.“257

Während Churchill in der amerikanischen Provinz noch seine Botschaft an die Welt richtete, begann Bevin damit, die neuen Erkenntnisse in ein strategisches Gesamtkonzept einfließen zu lassen. Von einer Kehrtwendung „innerhalb weniger Wochen“258 oder einer „dramatischen Wende in der britischen Deutschlandpolitik“259 konnte indes keine Rede sein, weil die entworfene Strategie sich zum einen in einen zwar langsam, insgesamt aber doch kontinuierlich voranschreitenden Wahrnehmungs- und Denkprozess einreihte und zum anderen noch keinen vor der Weltöffentlichkeit sich vollziehenden unumkehrbaren Politikwechsel markierte. Vorläufig ging es um Präferenzen ohne Entscheidungen, auch wenn die Weichen für eine neue Politik im Frühjahr 1946 gestellt wurden.


5. Weichenstellungen: Die Botschaft wird Programm

Zu lange, so musste Bevin erkennen, hatte die Hoffnung auf einvernehmliche Lösungen über die Erfahrung im Umgang mit der Sowjetunion triumphiert. Bei allem Verständnis für die Etablierung eines auch von der Mehrheit der britischen Bevölkerung sowie Teilen der Wissenschaft und der Publizistik befürworteten sowjetischen Sicherheitsglacis in Osteuropa260 holte nunmehr der Realismus die Realität ein.

Eine Zusammenarbeit mit Stalin zu den Prinzipien der Atlantik-Charta, die die Unteilbarkeit von Freiheit, Sicherheit und Weltmarkt als Leitbild für die ganze Welt postuliert hatte, schien nicht möglich zu sein. Im Gegenteil: Die „russische Gefahr“, so ließ Bevin das Kabinett im Mai 1946 wissen, war „mit Sicherheit genauso groß, möglicherweise aber noch größer als die Gefahr eines wiedererstarkten Deutschland.“261 In dieser Aussage steckte der Appell, sich dem Wandel im internationalen Staatensystem nicht länger zu verschließen. Das unmittelbar Notwendige zu tun, ohne das langfristig Gebotene zu vernachlässigen, umschrieb die Herausforderung, der sich die Akteure in Whitehall ausgesetzt sahen. Folgte das Kabinett dieser Einschätzung, dann musste es sich auch mit dem Gedanken an eine außenpolitische Neuausrichtung befassen. Wenn es vor dem Hintergrund eines „sich nun teilenden Europas“262 nämlich „höchst unwahrscheinlich [war], dass die westlichen Demokratien irgendeinen Einfluss im Osten ausüben“ könnten; wenn sich angesichts der verschlechterten Lebensbedingungen in den westlichen Besatzungszonen die Voraussetzungen für kommunistische Aktivitäten vielmehr verbessern und dadurch „die Deutschen auf Dauer […] in die Arme Russlands“ getrieben würden; und wenn, wie Bevin unterstellte, die Regierung gleichzeitig „nicht bereit [war], Russland das Feld zu überlassen“, dann drängte sich in der Tat die Frage auf,

whether we should be best advised to maintain and develop the present policy of Potsdam or to throw it overboard and organise our own zone as an independent unit according to our own ideas, bringing in the other western zones as we can.263

Die vier tragenden Säulen des unter seiner Federführung entwickelten und dem Kabinett zur Kenntnisnahme, nicht aber zur entscheidungsreifen Annahme präsentierten Konzepts lauteten: Konsolidierung durch Gegenmachtbildung, Stabilisierung durch Teilung, Eindämmung durch Integration und Transformation durch Magnetisierung.

Im Frühjahr 1946 sah Bevin sein Land und mit ihm die westliche Welt zunehmend in der Defensive. Die unmittelbar nach Kriegsende getroffene Entscheidung, keine schnelle Entscheidung in der Deutschlandfrage herbeizuführen, stellte sich als Fehleinschätzung heraus. Um Stalins Strategie der schleichenden Machtausdehnung zu trotzen, setzte Bevin konsequent auf eine Politik der Konsolidierung des Status quo durch politische, ökonomische und militärische Gegenmachtbildung. Zu retten, was zu retten war, und das hieß: die Staaten und Gesellschaften, die außerhalb des sowjetischen Einflussbereichs lagen, als „westlichen Block“264 in Frontstellung gegen Moskau zu bringen, den eigenen Gestaltungsspielraum dadurch zu erweitern und das Gesetz des Handelns wieder an sich zu reißen, beschrieb die Grundlage außenpolitischen Planens in King Charles Street in den April- und Maitagen 1946.

Dass aus dem Graben, der Großbritannien und die Sowjetunion trennte, ein gefährlicher Abgrund werden konnte, war den Entscheidungsträgern bewusst. Sie verfolgten nicht die Absicht, Stalin herauszufordern, ahnten aber, dass ihr auf Handeln ausgerichtetes Planen in einer großen Konfrontation enden könnte. Gerade deshalb musste – soweit die Akteure in Whitehall die Fäden ziehen konnten, an denen sie selbst hingen – der Zeitpunkt, zu dem es zum offenen Bruch mit Stalin kam, mit äußerster Vorsicht gewählt werden. Grundsätzlich aber waren sie dazu bereit, weil sie die mit fortdauernder Untätigkeit verbundenen Gefahren langfristig weit höher einschätzten als die von einer konfrontativen Konfliktregulierung zu erwartenden Risiken.265

In den Mittelpunkt der Trennungsabsichten rückte das Deutschlandproblem. Um eine Lösung der deutschen Frage, die letztlich nur gemeinsam zwischen Ost und West herbeizuführen war, ging es dabei nicht. Denn eine gesamtdeutsche Lösung, die den britischen Interessen dienlich sein konnte, gab es unter den gegebenen Umständen nicht. Stalin würde sich den westlichen Vorstellungen nicht beugen. Aus der veränderten Lagebeurteilung resultierte die Einsicht, allein mit der Teilung des Landes könne die angestrebte politische und ökonomische Konsolidierung gelingen: politisch, indem Westdeutschland als Eckpfeiler, später auch als Partner gegen ein feindliches Russland gewonnen wurde, und ökonomisch, weil ohne das Wirtschaftspotential der westlichen Zonen eine Stabilisierung Westeuropas nicht zu bewältigen war. Anders als noch im Krieg beriefen sich die Befürworter einer Teilung aber nicht mehr auf die Atmosphäre deutscher Bedrohung, sondern auf die von Moskau ausgehende Gefahr.

Weder Strafe noch Sühne für das in deutschem Namen verübte Menschheitsverbrechen, weder Folge der deutschen Vergangenheit noch Voraussetzung, um mit dieser brechen zu können, war die Teilung Deutschlands kein um ihrer selbst willen anzustrebendes Ziel. Eingebunden in eine umfassende außenpolitische Strategie, innerhalb derer ihr kurzfristig eine bisweilen überragende Bedeutung beigemessen wurde, war sie Mittel zum Zweck, Station auf dem Weg zum Ziel. Die Sicherheit der britischen Inseln, die Selbstbehauptung des Westens, die Gestaltung des europäischen Kontinents, kurz: westeuropäische Freiheit vor deutscher Einheit diktierten das außenpolitische Denken. Deutschlandpolitik war insofern nicht mehr und nicht weniger als Westeuropapolitik, „die drei Westzonen […] nicht Teil Deutschlands, sondern Teil Westeuropas“.266

Bemerkenswert war dieser Ansatz in doppelter Hinsicht: Zum einen trat neben die Konsolidierung durch Gegenmachtbildung und die Stabilisierung durch Teilung als dritte Säule die Eindämmung Deutschlands, genauer: der westlichen Zonen, durch Integration, durch Einbindung. Das unmittelbar Notwendige und das langfristig Gebotene konnten auf diese Weise zur Deckung gebracht werden – freilich nicht ganz. Denn die Teilung entsprang ja keiner einvernehmlichen Lösung. Sie war ein „künstliches Gebilde. […] Früher oder später würden Ost und West wieder zusammenkommen.“267 Nicht nur, aber vor allem weil die Deutschen an der Einheit der geteilten Nation festhalten würden, musste deshalb zum anderen „der nach westlichen Vorstellungen aufzubauende Teil Deutschlands in politischer und in wirtschaftlicher Hinsicht attraktiver“ gestaltet werden als der östliche, um eines Tages „Ostdeutschland wieder unter westlichen Einfluss zu bringen“.268

Es ging also um einen Integrationsfrieden, der als noch geteilter Frieden Vorbildfunktion für das Ganze übernehmen sollte und im Hinblick auf außenpolitische Orientierung und innere Ordnung Minimal- und Maximalforderung in einem war. Ausgehend von der Konsolidierung Westeuropas, zu deren Kernbestand sowohl die deutsche Teilung als auch die deutsche (Teil-)Einbindung gehörten, sollte mit Hilfe und unter Beibehaltung der Integrationsstrategie die Transformation des europäischen und nicht nur des deutschen Status quo durch Magnetisierung erreicht werden. Das westeuropäische und, darin eingebettet, das westdeutsche Modell sollten Vorbild für eine gesamteuropäische Friedensordnung sein; nicht hier und jetzt, denn kurzfristig mussten die Bedingungen der Möglichkeit, also die Bedingungen, die zum Vorbild taugten, erst einmal geschaffen werden. Die Aufmerksamkeit galt deshalb den sicherheitspolitischen Herausforderungen der Gegenwart und nicht, auch wenn die langfristige Perspektive Erwähnung fand, der Frage der deutschen Einheit. So gesehen behielt die britische Deutschlandpolitik noch in der Variante der bewusst betriebenen Teilung ihren aufschiebenden Charakter. Das Rückzugsgefecht entpuppte sich als langgestreckte Offensive und die entworfene Verteidigungsstrategie als Befreiungsschlag in Permanenz.

Außenminister Bevin hatte dem Kabinett ein Konzept unterbreitet, das primär politisch-strategischen Erwägungen entsprang und nicht von der Not zur Lösung wirtschaftlicher Probleme getrieben wurde. Die Bedeutung der ökonomischen Schwierigkeiten, die bisweilen dramatische Züge annahmen, wird damit nicht geschmälert. Für das Umdenken in der Deutschlandpolitik waren sie aber weder auslösend noch handlungsbestimmend.269 Bevin und seine engsten Berater definierten die Eckpunkte ihrer Deutschlandpolitik weder nach den Lasten, die der Regierung aus der Besatzung erwuchsen, noch suchten sie in der Abwälzung der wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die die Grenzen der eigenen Leistungsfähigkeit aufzeigten, die Lösung der Deutschlandfrage. Sowenig ökonomische Argumente also ursächlich den neuen Ansatz begründeten, so sehr bestärkte den Außenminister die sich verschlechternde Lage in der britischen Zone in der Auffassung, nur entschlossenes Handeln könne den schleichenden Macht- und Einflussverlust aufhalten. Wenn eine Fortsetzung der Zusammenarbeit mit der Sowjetunion ohnehin weder möglich erschien noch aus politischen Motiven erwünscht war, dann brauchte man erst recht bei der Lösung der wirtschaftlichen Probleme keine Rücksicht mehr auf die Interessen Moskaus zu nehmen. Dass es gerade wirtschaftliche Argumente waren, die in der Folgezeit sowohl im Kabinett als auch im Rahmen der Viermächteverhandlungen aus taktischen Überlegungen ebenso wie aus handfestem nationalem Interesse in den Vordergrund rückten, gehört zu den zahlreichen, nur scheinbar widersprüchlichen Eigenheiten, die die Politik der internationalen Beziehungen im Allgemeinen prägen und von denen die frühen Nachkriegsjahre im Besonderen gekennzeichnet waren.

Mochte die Diagnose aus der Perspektive der verantwortlichen Akteure auch noch so treffend gestellt und die auf Heilung bedachte Verschreibung auch noch so richtig erscheinen, so konnten beide, Analyse und Rezept, doch nicht darüber hinwegtäuschen, dass man im Foreign Office nicht allein über die Arznei für eine erfolgversprechende Anwendung verfügte.

Bevin bevorzugte schnelle Entscheidungen. Und doch hatte er, wenn nötig, unendlich viel Geduld. Noch war die Zeit für eine Kabinettsentscheidung nicht reif. Unter Attlees Vorsitz, wenn auch nicht unter dessen Führung, hatte sich die Partei in den späten dreißiger Jahren von den dominanten pazifistischen Strömungen gelöst. Jetzt war es der Hausherr in 10 Downing Street, der mit dem Sieg über Nazi-Deutschland auch das Ende aller Machtpolitik gekommen sah und den „Erfolg der Vereinten Nationen“ – was auch immer das heißen mochte – „zum Maßstab britischer Außenpolitik“270 erhob. Dabei hatte er als Premierminister im Wartestand bereits in Potsdam das „prinzipienlose“271 Vorgehen Stalins durchschaut, eine anglo-sowjetische Zusammenarbeit in das Reich der Illusionen verbannt und erklärt, allein auf das Nein des Despoten im Kreml sei Verlass. Im Frühjahr 1946 sah er keinen Anlass, seine skeptische Grundhaltung aufzugeben.

Wie wenig Attlee indes von dem revolutionären Charakter der sowjetischen Außenpolitik überzeugt war, ja wie sehr er, um dem Risiko einer Konfrontation mit Moskau zu entkommen, auf eine Vereinbarung hoffte, die im Kern nichts anderes sein konnte als die Anerkennung der Unvereinbarkeit der gegenseitigen Interessen, wurde deutlich, als er wenige Tage nach Churchills Fulton-Rede einer Politik des „Disengagement“ das Wort redete.272 Die unterschiedliche Einschätzung der internationalen Lage durch Premier und Außenminister war grundsätzlicher Natur. Während der eine, weil er den Krieg fürchtete, schon die politische Konfrontation meiden wollte, sah der andere gerade in einer Politik der Konfrontation langfristig die Möglichkeit einer friedlichen Konfliktregulierung. Die ganz verschiedenen Lehren der beiden Weltkriege, auf die sich Attlee und Bevin indirekt beriefen, schienen sich in den Monaten der Ungewissheit über den einzuschlagenden Kurs unversöhnlich gegenüberzustehen: zum einen die aus der prägenden Erfahrung des an der Schlacht um Gallipoli beteiligten Freiwilligen resultierende Warnung vor einer dem Jahr 1914 vergleichbaren diplomatischen Niederlage; zum anderen die Entschlossenheit, nicht erneut – geleitet von der Sehnsucht, den Frieden um fast jeden Preis zu bewahren – der gestellten Herausforderung aus dem Weg zu gehen.

Auch andere Schwergewichte in Labours erstem Nachkriegskabinett wollten sich Bevins Analyse noch nicht anschließen. Die vorgelegte Beurteilung hielten sie für eine Überzeichnung der internationalen Lage. Nicht die Botschaft rüttelte auf, sondern der Bote wurde zum Ruhestörer erkoren.273 Angetrieben wurde die Koalition der Kritiker von einer Mischung aus Sorge vor den unabsehbaren Folgen einer konfrontativen Russlandpolitik; aus ideologischer Prädisposition, wonach nicht sein konnte, was nicht sein durfte; aus idealistischem Eifer, wonach mit der Vernichtung des einen Übels auch die Zerstörung aller anderen Erscheinungsformen totalitärer Herrschaft einhergegangen sei; aus ressortgebundener Routine, die dem Weltgeschehen nur wenig Interesse entgegenbrachte; und schließlich auch aus verletzter Eitelkeit, die ihre Wurzeln in der Selbstverklärung und dem Sendungsbewusstsein dessen hatte, dem nach dem Krieg das angestrebte Außenamt verwehrt worden war.

Bevin beunruhigte die Kritik seiner Kabinettskollegen. Seine politischen Überzeugungen konnte sie allerdings nicht erschüttern. In noch stärkerer Weise galt das für die lärmende Minderheit derer, die, auch wenn sie Stalins politische Schachzüge weder verstanden noch gar erklären konnten, um Verständnis für die sowjetische Politik warben. Nicht unbedingt pro-sowjetisch, dafür häufig anti-amerikanisch nahm die radikale Linke mit ihrer nebulös bleibenden Forderung nach einer „sozialistischen Außenpolitik“ für sich in Anspruch, Mehrheit zu sein, und vermochte doch zu keinem Zeitpunkt eine ernsthafte Gefahr für den außenpolitischen Kurs des streitbaren Ministers darzustellen.274 Allein im Luftreich des Traums, in dem sie Wunsch und Wirklichkeit verwechselte, besaß sie die unbestrittene Herrschaft, bis ihre dröhnende Selbstgewissheit an den Realitäten des Prager Coups im Februar 1948 zerschellte und der bittere Prozess der Marginalisierung, der Isolierung und der Selbstauflösung seinen Lauf nahm.

Auch das „unkontrollierte Einbrechen der demokratischen Öffentlichkeit in die Außenpolitik“275 musste Bevin weit weniger als seine amerikanischen Kollegen fürchten. Er wusste zwar, dass die Bevölkerungsmehrheit das Wiederaufleben des englisch-russischen Antagonismus mit Besorgnis aufnehmen würde, war sich aber wie andere mit der Beeinflussung von öffentlicher und veröffentlichter Meinung vertrautere Personen auch darüber im Klaren, dass man „nur ein paar Beispiele […] ihrer [der Russen, V.M.] brutalen Methoden zur Durchsetzung ihrer Ziele bekannt machen [müsse], und schon [würden] fünfundzwanzig Jahre Propaganda gegen das rote Schreckgespenst […] die Angst in den Köpfen unserer Landsleute wieder lebendig werden lassen“.276

Noch war es aber ohnehin zu früh, den konzeptionellen Neuansatz politisch umzusetzen. Eine rein zonale Lösung durch einseitige Aufkündigung der Viermächteverwaltung hätte den Handlungsspielraum angesichts der zu erwartenden Isolation unter den Westmächten gefährlich eingeengt. Die Propagierung einer Politik der Blockbildung ohne machtpolitische Rückversicherung wäre einem außenpolitischen Vabanquespiel gleichgekommen. Eine Politik der Teilung Deutschlands zur langfristigen Überwindung der Teilung Europas, eine Strategie der konfrontativen Blockbildung ließ sich also nur dann betreiben, wenn sich die französischen Sicherheitsbedenken nicht ausschließlich gegen Deutschland, sondern in erster Linie gegen die Sowjetunion richteten; wenn die Bevölkerung in den westlichen Zonen von der Unvermeidbarkeit der Spaltung des eigenen Landes überzeugt und wenn die Vereinigten Staaten an Deutschland und Europa gebunden werden konnten. Weil das Vereinigte Königreich nach wie vor „nicht in einer Position [war], weitere Freunde zu verlieren“,277 musste der Schein der Kooperation vorübergehend gewahrt werden.

Das Ergebnis war eine doppelte Deutschlandpolitik, die nach außen bemüht war, den Eindruck eines politischen Zerwürfnisses zwischen London und Moskau zu vermeiden, und nach innen alle Anstrengungen unternahm, ein anglo-amerikanisch-westeuropäisches Bündnis zu schmieden, das den Russen aus einer Position der Stärke gegenübertreten konnte. Die Gleichzeitigkeit der Gegensätze war zur wortlosen Wirklichkeit geworden.


6. Das Programm braucht Paten

In Paris verharrten das Denken und Handeln der meisten politischen Akteure auch nach dem Rücktritt General de Gaulles im Januar 1946 in Bahnen, die die geschichtliche Erfahrung und die geographische Lage ihnen vorzugeben schienen. Innere Zerrissenheit und äußere Unsicherheit spiegelten das Selbstverständnis einer Nation wider, die die Schlachten verloren, den Krieg aber gewonnen hatte und wohl gerade deshalb eine Selbstgewissheit an den Tag legte, die die Besiegten demütigen konnte und die Sieger in den gemeinsamen Institutionen nicht selten verstörte.

Hinter dem Bemühen, es dieses Mal richtig machen zu müssen, verbarg sich eine tiefe Ratlosigkeit, die ihre Zuflucht häufig in altbewährten Antworten suchte und die Zukunft schon aus Sorge, Steine unnötig ins Rollen bringen zu können, primär als Verlängerung der Vergangenheit interpretierte. Während Separation und Obstruktion, Kontrolle und Dominanz zu Schlüsselbegriffen avancierten, ergab sich daraus noch kein durchdachtes außenpolitisches Konzept. Allein das Ziel war klar: dauerhafte Sicherheit vor dem östlichen Nachbarn. Mittel und Methoden hingegen blieben widersprüchlich, vor allem aber erfolglos. Denn obwohl der Anspruch in eine andere Richtung wies, war die kontinentale Vormacht der zwanziger Jahre von der internationalen Bühne als Großmacht abgetreten und vermochte schon deshalb keine Ordnungsfunktion zu übernehmen. In der Rolle des von Ost und West Umworbenen kam ihr indessen eine gewisse Schlüsselfunktion zu, die sie trotz relativer Schwäche als Hebel für sich zu nutzen suchte.

Bei allen Anzeichen für das Gegenteil verfolgte auch Georges Bidault, der neben Robert Schuman die französische Außenpolitik in der zweiten Hälfte der vierziger Jahre prägte, zunächst noch eine harte Linie in der Deutschlandpolitik und suchte in der Anlehnung an die Sowjetunion eine Art sicherheitspolitische Rückversicherung.278 Den Bruch mit Stalin fürchtete er aus drei Gründen. Vor allem galt seine Sorge der Bewahrung des Friedens. Zudem sollte Deutschland aus dem Streit der Sieger nicht als tertium gaudens hervorgehen. Und schließlich durfte auch die fragile innenpolitische Machtkonstellation nicht unberücksichtigt bleiben. An konkreten Warnungen vor einem Vordringen der „Kosaken auf die Place de la Concorde“279 hatte es an der Seine seit den Herbsttagen 1945 nicht gefehlt. Bis zum Prager Umsturz blieb die sowjetische Bedrohung für die meisten aber eine abstrakte Möglichkeit.





Ebenso wenig gab es im ersten Nachkriegsjahr eine „doppelte Deutschlandpolitik“, die lediglich nach außen das Konzept der Dominanz beharrlich vertrat, während sie intern bereits die Weichen für eine Kontrolle Deutschlands durch Integration stellte.280 Erst zum Jahresende 1946 setzte der Prozess einer deutschlandpolitischen Neuorientierung ein – zweifelnd, zögernd, durchaus wider Willen. Bis zur doppelten Staatsgründung blieb die Pariser Deutschlandpolitik regierungsintern umstritten und außenpolitisch erheblichen Schwankungen unterworfen. Eigene Initiativen entwickelte die französische Regierung erst, als ihre rückwärtsgewandten Forderungen gescheitert waren und die generelle Linie der Westbindung feststand. Erst dann wandelte sich in der Gestalt des Schuman-Plans und der Europapolitik der fünfziger Jahre Erinnertes zu geschichtsbewusstem Neuen, wurde „die Vorbereitung der Zukunft“281 auch an der Seine zum entscheidenden Bezugspunkt außenpolitischen Handelns.

Bis dahin hatte London sich bemüht, „den Wiederaufstieg Frankreichs zu einem stabilen Mitglied der westlichen Demokratien“282 zu fördern und Paris durch eine geschickte Vertragspolitik die Furcht vor einer erneuten deutschen Aggression zu nehmen. Zu einer Zeit, zu der die vornehmliche Sorge der britischen Regierung längst den sowjetischen Bestrebungen galt, verpflichtete sie sich am 4. März 1947 ausgerechnet in Dünkirchen in einem bilateralen Bündnis- und Beistandsvertrag, Frankreich im Falle eines feindlichen deutschen Übergriffs „jede militärische und sonstige Unterstützung“283 zukommen zu lassen. Unter den gegebenen Umständen war die Geste gegenüber dem nach Sicherheitsgarantien verlangenden Partner von größerer Bedeutung als der eigentliche Gehalt des Vertrages, auch wenn sich das kurzfristige Interesse mit langfristigen Überlegungen traf, die die bilaterale Vereinbarung als möglichen Ausgangspunkt für eine weiter gehende westeuropäische Kooperation verstanden.284

Außenpolitisches Planen und Handeln an der Themse wurden aber vor allem von den incertitudes allemandes diktiert. Die britische Regierung konnte es sich nicht erlauben, das Land in der Mitte als Spielball der großen Mächte zu betrachten. Ganz Deutschland oder den von britischen Streitkräften besetzten Teil militärisch in Schach zu halten und damit ein Wiederaufleben des aggressiven Nationalismus zu verhindern, taugte allenfalls auf kurz- bis mittelfristige Sicht. Ein Oderint, dum metuant, das wusste auch der den Deutschen abgeneigte Außenminister,285 taugte nicht als Leitmotiv für die Zeit der Besatzung und schon gar nicht für eine auf die Zukunft ausgerichtete Politik. Vor dem Hintergrund der geschichtlichen Erfahrungen und der aktuellen Herausforderungen mussten vielmehr alle „Maßnahmen vermieden werden, die die Deutschen auf Dauer [den Briten] entfremden“286 konnten. Im Ringen um Deutschlands Seele ging es darum, der Bevölkerung in den westlichen Zonen die „nach Westen gerichtete Expansion […] des Kommunismus“ als lebensbedrohende Gefahr vor Augen zu führen und sich selbst trotz fortwirkender Distanz zwischen Siegern und Besiegten als die Macht zu präsentieren, die entschlossen war, „sie vor den Russen zu retten“.287 Zu retten waren nur die Westdeutschen. Auf sie konzentrierte sich das politische Handeln. Die Menschen in der östlichen Zone blieben über den langfristig erhofften Erfolg der eigenen Strategie nur mittelbar Adressaten britischer Deutschlandpolitik.

Bis auf weiteres gehörten die Sorgen der Deutschen indes ganz anderen Problemen:

[T]here is no choice between becoming a Communist on 1500 calories and a believer in democracy on 1000 calories. […] [O]ur proposed ration allowance in Germany will not only defeat our objectives in middle Europe but will pave the road to a Communist Germany,288

mahnte der stellvertretende amerikanische Militärgouverneur in Deutschland, Lucius D. Clay, im Frühjahr 1946. Getrieben von dem Instinkt, im Kampf mit Hunger, Kälte und Wohnungsnot einfach nur überleben zu wollen, hatten die Deutschen wenig Zeit für die das politische London umtreibende, richtungweisende Frage nach Diktatur oder Demokratie. Lange genug hatte Deutschland sich selbst und die Welt in Atem gehalten, hatte „der Vulkan“, wie es der Schweizer Publizist Fritz René Allemann Mitte der fünfziger Jahre ausdrückte, „Ausbruch um Ausbruch aus sich herausgeschleudert. Jetzt war er ausgebrannt, die revolutionäre Glut erstarrt, die Leidenschaft verbraucht.“289 Die Herzen, so mussten die Entscheidungsträger in Whitehall erkennen, ließen sich nur dann gewinnen, wenn sie „den Deutschen Hoffnung auf eine bessere Zukunft“290 machen konnten. Dass dem wirtschaftlichen Aufschwung eine größere Bedeutung beigemessen wurde als der nationalen Auseinandersetzung mit der jüngsten Vergangenheit, nahmen die Pragmatiker der Macht schon deshalb in Kauf, weil sie darauf hofften, mit einem Ende von Elend und Demütigung auch den Nährboden für nationalistische Verirrungen trockenlegen zu können. Die „außenpolitische Revolution“,291 die die Westorientierung des westlichen Deutschland im Rückblick bedeutet, hat ihre Wurzeln nicht zuletzt in der gebotenen Gelegenheit, „[d]as Menschenwürdige im Materiellen zu begründen“,292 und in der zunächst noch alles andere als leuchtenden Perspektive einer gleichberechtigten Mitgliedschaft im Bündnis der westlichen Demokratien.

Wenn, wie zu Recht festgestellt worden ist,293 die Politik der Westorientierung nur mit und nicht gegen die Deutschen durchzuführen war, dann galt dasselbe in ganz besonderer Weise für die Politik der Teilung des Landes. Sie bedurfte nicht nur der Begründung und Rechtfertigung durch die Westmächte, sondern gerade auch, um Schritte gegenseitiger Entfremdung zu vermeiden, der vorübergehenden Legitimierung durch die Deutschen, genauer: durch die Westdeutschen selbst. Die Erfolgsaussichten richteten sich nach Einschätzung der entscheidenden Akteure zum einen danach, ob es gelang, den Lebensstandard in Westdeutschland zügig zu verbessern und ihn dann auf einem zufriedenstellenden Niveau zu halten,294 und zum anderen danach, ob die Notwendigkeit der Teilung, die sich letztlich über die Freiheitsfrage definierte, den Westdeutschen zu vermitteln war. Nicht nur musste Stalins Sowjetunion die alleinige Verantwortung für die Spaltung des Landes zugeschoben werden.295 Zuerst mussten die Deutschen in den westlichen Zonen einsehen, dass nicht jeder Preis für die Einheit des eigenen Landes gezahlt werden durfte, dass es sich vielmehr lohnte, in bewusster oder unbewusster Umkehr der historischen Entwicklung des 19. Jahrhunderts die Freiheitsfrage zu lösen und die Einheitsfrage zu verschleppen, ja die außen- und innenpolitische Sicherheit zur Voraussetzung der kollektiven und individuellen Freiheit und ebendiese Freiheit zur Bedingung der nationalen Einheit zu machen.

Das Problem der deutschen Einheit war damit aber nicht vom Tisch. Auf Dauer, davon waren die politischen Akteure an der Themse überzeugt, würde die Zweistaatlichkeit nämlich nicht aufrechtzuerhalten sein. Gerade deshalb hielten sie es für unabdingbar, sich in dem Moment, in dem sie sich den Westdeutschen als Retter vor den Russen anboten, auch als überzeugter und verlässlicher Anwalt der deutschen Einheit zu präsentieren. So wie sie hofften, die Deutschen in den westlichen Zonen als Komplizen für ihre gegen die Sowjetunion gerichtete Politik der Blockbildung zu gewinnen, so traten sie als Komplizen deutscher Interessen auf. Damit aber begaben sie sich schon zu einem frühen Zeitpunkt in eine den eigenen Handlungsspielraum langfristig einschränkende Abhängigkeit, die sich gerade dann zeigte, als man in Whitehall in den späten fünfziger Jahren über einen grundlegenden Kurswechsel in der Deutschlandpolitik nachdachte. Aufgrund der eigenhändig vorgenommenen Weichenstellungen der frühen Nachkriegsjahre wurden sie in der Einheitsfrage langfristig zu „Gefangenen“296 ihrer Versprechen, deren Einlösung die Deutschen ganz selbstverständlich für sich reklamierten. So gesehen obsiegte die Tyrannei der Schwachen, die noch nicht einmal über einen eigenen Staat verfügten, schon in Gestalt der ihnen unterstellten Bestrebungen über die souveräne Entscheidungsgewalt einer in sich gestärkten Demokratie. Dass die Londoner Akteure dabei die deutsche Neigung zu neuen nationalistischen Irrwegen nach der deutschen Katastrophe geschichtsmächtig überschätzten, gehört zu den Einsichten der Nachgeborenen, denen die sich an dem ungeheuerlichen Ausmaß des Verbrechens orientierende und deshalb nachvollziehbare Angst der Zeitgenossen vor deutschen Sonderwegen gegenüberzustellen ist. Richtig indes bleibt, dass zwar das Pathos vom Vaterland im Morast von Stalingrad verreckt, die Teilung desselben aber für die Deutschen ungeachtet aller Windungen der Welt- und der Innenpolitik auch nach vierzig Jahren keineswegs zu einer nicht mehr rechtfertigungsbedürftigen Selbstverständlichkeit geworden war.297

Frankreich und die westlichen Zonen Deutschlands spielten also eine wichtige Rolle in Bevins außenpolitischer Konzeption. Von entscheidender Bedeutung für einen Kurswechsel war aber „die vollständige und dauerhafte Unterstützung durch die Vereinigten Staaten“.298 Was Stanley Baldwin in seiner Albert Hall-Rede 1935 noch als „unseren Traum“ bezeichnet und Winston Churchill in Fulton zur Maxime außenpolitischen Handelns erkoren hatte, wurde für Ernest Bevin zur „absoluten Notwendigkeit“. Durch eine „möglichst enge Zusammenarbeit mit den Amerikanern“ sollte der Krieg verhindert werden, den Bevin, ohne Stalins Feindschaft im Grundsätzlichen zu fürchten, als Folge einer Politik der Blockbildung und der Teilung Deutschlands unter den gegebenen Umständen befürchtete.299

Um die eigenen Ziele verwirklichen zu können, war Bevin zunächst an einer wachsenden Rivalität der beiden Flügelmächte gelegen, die zu einer Verankerung der USA auf dem europäischen Kontinent führen sollte. Im Frühjahr 1946 verband die Londoner Regierung damit allerdings noch nicht die Vorstellung, die bereits zerfallene Pax Britannica durch eine Pax Americana zu ersetzen. Die Erwartungen gingen in eine andere Richtung. Ihnen hatte ein britisches Delegationsmitglied bereits im Herbst 1945 bei den das Vereinigte Königreich an den Rand des Offenbarungseids zwingenden Kreditverhandlungen mit den Vereinigten Staaten in ebenso ungewöhnlicher Form wie kaum zu übertreffender Klarheit Ausdruck verliehen:

In Washington Lord Halifax

Once whispered to Lord Keynes:

‚It’s true they have the money bags

But we have all the brains‘.300

Durch eine Sonderbeziehung zu Washington hofften die maßgeblichen Kräfte, das amerikanische Potential für die eigenen Ziele instrumentalisieren zu können. Noch aber hatte Bestand, was Alexander Cadogan im Dezember 1945 besorgt festgestellt hatte: Die Richtung amerikanischer Außenpolitik zu bestimmen, kam dem Versuch gleich, „eine Forelle mit ölverschmierten Handschuhen zu fassen zu bekommen“.301 Sicher schien lediglich, dass „die Amerikaner […] noch nicht so weit [waren], eine […] Politik [der Blockbildung] mitzutragen“.302 Allenfalls schienen sie bereit zu sein, die Möglichkeit einer erneuten, in der Zukunft liegenden Befreiung Westeuropas in Betracht zu ziehen, nicht aber für die Verteidigung desselben durch dauerhafte Präsenz zu bürgen.

Auf der anderen Seite des Atlantiks gab es zunächst erhebliche Vorbehalte gegenüber der Regierung in London. Die Skepsis orientierte sich an dem das Vorurteil pflegenden Altbekannten, der Ablehnung des Imperialismus und des historisch verwurzelten englisch-russischen Antagonismus, ebenso wie an dem Unruhe stiftenden Unbekannten, der Frage nämlich, welche außenpolitischen Ziele Labour unter Clement Attlee verfolgen würde.

Trotz ihrer Wirtschaftskraft und ihres militärischen Potentials, ihrer kulturellen Ausstrahlung und ihres politischen Sendungsbewusstseins sträubten sich die USA, die Last einer Hegemonialmacht zu tragen. Der absolute Macht- und Führungsanspruch, den die politische Klasse der Vereinigten Staaten mit Beginn der fünfziger Jahre für sich reklamierte, hatte so gar nichts gemein mit der außenpolitischen Erwartungshaltung, die die frühen Nachkriegsjahre in den Worten des späteren Außenministers Dean Acheson charakterisierte: „1. Bring the boys home. 2. Don’t be a Santa Claus. 3. Don’t be pushed around.“303

Während das erste Prinzip noch den Überzeugungen eines fragmentierten und tendenziell isolationistischen Kongresses sowie der amerikanischen Öffentlichkeit geschuldet sein mochte, orientierten sich die beiden anderen primär an den politischen Vermächtnissen, die George Washington und Thomas Jefferson ihren Nachfolgern mit auf den Weg gegeben hatten. Sie hatten nicht die Absicht, sich dauerhaft in kontinentaleuropäischen Bündnissen zu verfangen und ihren Frieden und ihren Wohlstand „dem Ehrgeiz, den Rivalitäten, den Interessen oder den Launen der dortigen Völker auszusetzen“.304

Für mehr als ein Jahr trat Präsident Truman außenpolitisch kaum in Erscheinung. Dass er, der sich in der Innenpolitik einen Namen gemacht hatte, der Nachwelt als Außenpolitiker in Erinnerung bleiben sollte, war bei seinem überraschenden Amtsantritt im April 1945 nicht abzusehen. Zu sehr hatte er das kurze Schicksal eines Vizepräsidenten ertragen, für den der Präsident keine Verwendung findet, nachdem die Hauptaufgabe, dem Spitzenkandidaten fernstehende Wählergruppen zuzuführen, erfüllt ist. Zu sehr hatte sein auf die innenpolitische Auseinandersetzung verengter Blickwinkel den Bemühungen um die Wiederaufnahme der liberalen Reformpolitik des New Deal gegolten. Zu wenig hatte Roosevelt ihn mit den zentralen Fragen des Krieges, des nahenden Kriegsendes und des Entwicklungsstandes der Atombombe vertraut gemacht. Dem außenpolitischen Erbe seines großen Vorgängers fühlte sich Truman aber dennoch verpflichtet, auch wenn er so wenig wie die meisten aus den eigenen Reihen behaupten konnte, es wirklich zu kennen.

Er übernahm einen Regierungsstil, der reich an Improvisation und arm an ministeriellen Zuständigkeitsregeln war, erbte einen ihm fremden Beraterstab, beschwor die Idee einer Kollektivhegemonie der Großmächte und setzte schließlich wie Roosevelt im Umgang mit Stalin auf eine Personalisierung des Politischen;305 kurz: er täuschte sich über das Wesen des Kriegsbündnisses und war ebenso wenig wie die Militärs306 bereit, die Hoffnung auf ein kooperatives Verhältnis zur Sowjetunion aufzugeben.

Die hastige Demobilisierung von mehr als zehn Millionen Soldaten innerhalb von zwei Jahren und die damit einhergehende Reduzierung des Verteidigungsetats auf weniger als ein Sechstel des letzten Kriegsjahres nahmen ihren Lauf. Für konstruktive Maßnahmen zur Wiederbelebung der Wirtschaft und der Moral des europäischen Kontinents schien es keine Notwendigkeit zu geben – und schon gar nicht für eine Übernahme der „Vaterschaft für Belgien, Frankreich und Italien“, gegen die sich Trumans Vorgänger bereits im Februar 1944 vor der Landung an der französischen Küste energisch verwahrt hatte.307

Dass Neutralität als Verhandlungsinstrument nicht taugte, musste Truman angesichts des sowjetischen Vorgehens in Osteuropa, im Norden des Iran und in der Türkei schon im Winter 1945/46 erkennen. In der mit impulsiver Unerschrockenheit verfassten Privatkorrespondenz, die seinem politischen Handeln vorauseilte, erwog der Präsident frühzeitig, „die Russen nicht länger in Watte zu packen“ und stattdessen auf eine Politik der „eisernen Faust“308 gegenüber Stalin zu setzen. Kennans „telegraphische Dissertation aus Moskau“309 traf ihn deshalb nicht ganz unvorbereitet; ja gerade weil die Antennen in Washington auf Empfangsbereitschaft gestellt waren, konnte die Nachricht den zunächst noch zögerlichen Startschuss für einen außenpolitischen Kurswechsel auslösen.

Während Kennan noch am National War College Vertreter der Exekutive und der Legislative „mit Fragen der nationalen Strategie vertraut“310 machte, wurde die amerikanische Deutschlandpolitik zum Experimentierfeld, auf dem alte Konzepte und neue Ideen aufeinandertrafen, zunehmend in Widerspruch zueinander gerieten und schließlich nach einer klärenden Entscheidung verlangten. Die von Ende April bis Mitte Juli 1946 mit einmonatiger Unterbrechung tagende Pariser Außenministerkonferenz machte den schleichenden Paradigmenwechsel ansatzweise deutlich. Sie begann, soweit sie die deutsche Frage erörterte, mit dem von Außenminister Byrnes unterbreiteten Vertragsentwurf über die Entwaffnung und Entmilitarisierung Deutschlands und endete mit dem von Bevin provozierten und von Byrnes präsentierten Angebot zur Aufnahme von Verhandlungen über den Zusammenschluss der Besatzungszonen zu einer wirtschaftlichen Einheit.311 Bereits zwei Wochen später gaben London und Washington bekannt, ihre Zonen am 1. Januar 1947 zusammenlegen zu wollen.

Während der Vertragsentwurf noch dem von allen Beteiligten artikulierten Sicherheitsbedürfnis gegenüber Deutschland Rechnung zu tragen schien und deshalb im Zeichen einer gemeinsamen Lösung des Deutschlandproblems stand, setzte der Vorschlag zur Vereinigung der Besatzungszonen, ohne eine Absage an eine gesamtdeutsche Lösung zu bedeuten, vor allem auf die wirtschaftliche Gesundung Deutschlands.

Die Frage der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands rückte fortan in den Mittelpunkt der internationalen Debatten. Aus amerikanischer Sicht sollten sowohl der von Clay Anfang Mai 1946 verhängte Reparationsstop als auch der Vorschlag zum wirtschaftlichen Zusammenschluss der Zonen den Druck auf Moskau – und sekundär auf Paris – erhöhen und die „luftdichten Kammern“312 öffnen, die die vier Zonen nach einem Jahr Besatzung darstellten. Auch wenn die Akteure sich über die möglichen Folgen im Klaren waren,313 zielten ihre Maßnahmen unverändert auf eine interalliierte Lösung. Ihre Motive waren nicht ausschließlich, aber in erster Linie wirtschaftlicher Natur, reflektierten also keine langfristige außenpolitische Strategie, mit der sie die Fundamente für einen westdeutschen Staat gelegt zu haben glaubten.

Für Bevin und seine außenpolitischen Planer war die anglo-amerikanische Ankündigung zur Verschmelzung ihrer Besatzungszonen hingegen ein „Schritt […] zu einer klaren Teilung zwischen Ost- und Westdeutschland“.314 Obwohl der Pariser Außenministerrat keine Entscheidungen getroffen hatte, die ihn einer Lösung des Deutschlandproblems näher gebracht hätten, konnte Bevin sich in seiner langfristigen Planung bestätigt fühlen.

Wie in London erwartet, hatte die sowjetische Regierung auf Zeit gespielt. Gerade diese Verzögerungstaktik hatte Byrnes, dessen Vertragsentwurf bereits die grundsätzliche Bereitschaft der Regierung Truman demonstriert hatte, zur Sicherung des Friedens auch Verpflichtungen einzugehen, zu dem Angebot zum Zonenzusammenschluss verleitet. Diese Einladung umgehend anzunehmen, gebot allein schon die sich verschlechternde Wirtschaftslage. Byrnes erkannte die verheerenden Folgen eines Stillstands, und das britische Kabinett sah die Chance, durch ein Zusammenlegen der Ressourcen die Last des britischen Steuerzahlers verringern und den unhaltbaren Zustand, wegen des Defizits in der eigenen Zone de facto „Reparationen an die Deutschen zu zahlen“,315 beenden zu können.

Sosehr Bevin das wirtschaftliche Argument in den Vordergrund rückte, mit der Bizone erhoffte er sich vor allem, die Grundlage für eine engere, langfristige Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten in Deutschland und Europa legen zu können; den Deutschen durch eine zukunftsorientierte Politik das britische Interesse an einer Verbesserung ihres Schicksals zu bekunden und dabei zugleich die Russen als Saboteure des Fortschritts zu diskreditieren; den Franzosen bei gleichzeitiger Bereitschaft zu Kompromissen in der Saarfrage die Alternativlosigkeit der westlichen Option vor Augen zu führen; und dem Herrscher in Moskau zu verdeutlichen, dass London nicht länger gewillt war, die Dinge in Deutschland treiben zu lassen.316

Als Signal an die Deutschen wollte auch der amerikanische Außenminister Byrnes seine am 6. September 1946 in Stuttgart vor Repräsentanten der Länder der US-Zone gehaltene Rede verstanden wissen. Sowenig die Ansprache als Wendepunkt gedacht war, so sehr demonstrierte sie allen Beteiligten ein verändertes Verantwortungsbewusstsein. Byrnes warb um die Gunst der Deutschen, „der Deutschen in ganz Deutschland“,317 indem er ihnen die Selbstverwaltung in Aussicht stellte und, wenige Wochen vor dem Ende der Nürnberger Prozesse, die Unterstützung auf dem Weg auf einen „ehrenvollen Platz unter den freien und friedliebenden Völkern der Welt“ zusicherte. Er trug den Bedürfnissen der Franzosen und der Briten Rechnung, indem er sich von allen isolationistischen Losungen distanzierte und die fortdauernde Truppenpräsenz in Deutschland verkündete. Er mahnte Moskau, die gemeinsam eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen, indem er an die Vereinbarungen von Potsdam erinnerte. Und er bereitete das eigene Volk auf künftige Aufgaben vor, indem er „die Angelegenheiten Europas und der Welt“318 zur amerikanischen Sache erklärte.

Welcher Natur diese Aufgaben sein würden, konnte auch Byrnes noch nicht absehen. Dass sie eng mit einer Entscheidung in Deutschland zusammenhängen würden – einer Entscheidung, deren Weichen dann auf der Außenministertagung in Moskau im Frühjahr 1947 gestellt wurden –, ließ sich jedoch bereits im Herbst 1946 vorhersagen.

7. Entscheidung in Moskau

Mit dem Ende der Pariser Außenministerkonferenz begannen im Foreign Office zugleich die Vorbereitungen auf die übernächste Tagung, die sich erstmals fast ausschließlich der deutschen Frage widmen sollte. Für Bevin – mehr noch als für George Marshall, der im Januar 1947 die Amtsgeschäfte von Byrnes übernommen hatte – wurde die Moskauer Konferenz im März und April 1947 zu einem „erfolgreichen Fehlschlag“:319 erfolgreich, weil sie die Fronten klärte und fortan Amerikaner und – noch zurückhaltend – Franzosen eine Politik betreiben ließ, die Bevin bereits im Frühjahr 1946 für unvermeidlich gehalten hatte; ein Fehlschlag, weil sie ihrer Aufgabe zur Lösung des Deutschlandproblems nicht gerecht geworden war. Der Zug zur deutschen Einheit landete auf dem Abstellgleis der Geschichte, weil sich die Streitparteien weder über den Fahrpreis, den Fahrer und die Rechte der Passagiere noch über Geschwindigkeit, Fahrtroute und Endstation einigen konnten.

Bevin wollte unmissverständliche Klarheit über die deutschlandpolitischen Vorstellungen der Kriegsalliierten; und er wollte „eine Entscheidung herbeiführen“,320 die, sofern sie auf einen ungeteilten deutschen Nationalstaat hinauslief, nicht mehr und nicht weniger als eine sowjetische Unterwerfungserklärung unter die britischen Forderungen nach sich ziehen würde. Über eine Verhandlungsstrategie im eigentlichen Sinne verfügte er nicht. Denn er reiste nicht nach Moskau, um mit Molotov über die zentralen Aspekte des Deutschlandproblems zu verhandeln. Erfüllte die sowjetische Delegation die britischen Bedingungen nicht, dann war es allemal besser, „den eisernen Vorhang geschlossen zu halten […] und das westliche Deutschland dahinter aufzubauen“ mit dem langfristigen Ziel, den östlichen Teil „Richtung Westen zu ziehen“.321

Bei der Vorbereitung des Moskauer Rates stellte sich den außenpolitischen Planern in Whitehall die Frage nach den Motiven und Zielen der sowjetischen Deutschlandpolitik. Unklare Kompetenzabgrenzungen im Apparat der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland (SMAD) und anfängliche Koordinierungsschwierigkeiten zwischen der Moskauer Zentrale und der SMAD, die sich nicht selten in widerstreitenden Weisungen und erratischem Verhalten der sowjetischen Besatzungsmacht niederschlugen,322 erschwerten ein sicheres Urteil über Stalins Absichten. Bedeutete das aber auch, dass „sich die sowjetische Regierung selbst im Unklaren über ihre Deutschlandpolitik“323 war?

Stalins Politik in Deutschland war opportunistisch, was die Wahl ihrer Mittel betraf, offen im Hinblick auf ihre Zielsetzungen, mehrgleisig, soweit es um die Bewahrung von Handlungsoptionen ging, und wohl auch widersprüchlich324 – allerdings nur, wenn man sie von ihrem Ergebnis her betrachtet, nicht aber, wenn man sie aus Stalins Perspektive interpretiert. Kriegsvermeidung, Sicherheitsstreben und Expansionswille, die Prinzipien seines außenpolitischen Handelns, diktierten auch sein Vorgehen in Deutschland. Sein Blick richtete sich auf das ganze Land, nicht nur auf den Teil, den seine Truppen bei Kriegsende besetzt hielten. Denn von einem gespaltenen Land, von dem, so glaubte er, kaum zu bändigenden Gefühl nationaler Zusammengehörigkeit würden Gefahren für den Frieden der Welt ausgehen. Wie seine westlichen Kriegspartner fürchtete er, „die Kontrolle über das Instrument der deutschen Einheit verlieren zu können, die dann in die Hände der Militaristen und Chauvinisten geraten werde“.325 Stalin ging es jedoch nicht allein darum, die Kontrolle über das Instrument der deutschen Einheit nicht aus der Hand zu geben. Er wollte das Instrument auch spielen, und das hieß: den Deutschen langfristig die Freiheit der Eigenentwicklung versagen.

„Ganz Deutschland muß unser werden!“,326 hatte er im Juni 1946 einer jugoslawisch-bulgarischen Delegation mitgeteilt und damit zu erkennen gegeben, was er unter dem „Kern unserer großen Politik [verstand], die langfristig [auf] ein einheitliches, demokratisches und friedliebendes Deutschland […] angelegt war“.327 Wie ein Wegbegleiter in seinen posthum veröffentlichten Erinnerungen dargelegt hat, ging es nämlich „nicht einfach um eine Demokratisierung, sondern um eine antifaschistisch-demokratische Umwälzung“,328 um einen Prozess der revolutionären Transformation, der in Osteuropa bereits mit dem Einmarsch der Roten Armee systematisch in Gang gesetzt worden war.

Die Lage in Deutschland war nach Kriegsende jedoch ungleich komplizierter als in den Gebieten östlich der Oder. Sowjetische Truppen hatten weniger als ein Drittel des Territoriums besetzt. Der Rest war unter militärischer Kontrolle der Amerikaner, Briten und Franzosen. Natürlich konnte Stalin seiner eigenen Überzeugung folgen, wonach derjenige, der ein Gebiet besetzt, ihm auch sein gesellschaftliches System auferlegt. Wollte er sich aber seine gesamtdeutsche Option offenhalten, dann musste er „äußerst umsichtig vorgehen“.329

Strategie und Taktik mussten also ein gemeinsames Ganzes bilden. Als Transmissionsriemen fungierten kommunistische Kader, deren prominenteste Vertreter bereits den verbliebenen Demokraten der verhassten Weimarer Republik die Parole von einem „sozialistische[n] Sowjetdeutschland“330 entgegengeschleudert hatten. Der Kopf jener Gruppe, die noch vor der Kapitulation der Wehrmacht in das sowjetisch besetzte Berlin geflogen worden war, erinnerte seine Genossen wenige Wochen nach der Rückkehr aus dem Moskauer Exil im Mai 1945 an die Direktive, die ihnen in den Seminaren der Kominternschule in Baschkirien 1942/43 mit auf den Weg gegeben worden war: „Es ist doch ganz klar: Es muß demokratisch aussehen, aber wir müssen alles in der Hand haben.“331

Hier nun gerieten zwei Bestrebungen der sowjetischen Deutschlandpolitik, die Stalin ursprünglich für aufeinander aufbauende Komponenten ein und desselben Konzepts erachtet hatte, aufgrund der Außenpolitik der anderen Siegermächte auf Kollisionskurs. Der Wille zur absoluten Kontrolle über die eigene Zone, der sich in einer zunächst noch gemäßigten Sowjetisierung niederschlug, erhielt uneingeschränkten Vorrang gegenüber einer zum Kompromiss verdammten Politik der Kooperation mit den Westmächten. Stalin mochte die deutschen Kommunisten in der östlichen Zone mit Appellen zur Mäßigung auf den „‚Weg zum Sozialismus im Zickzack‘“332 einschwören; und diese mochten sich zunächst an die Moskauer Vorgaben halten, indem sie sich bei dem Neuaufbau der Bezirksverwaltungen um die „politisch richtig[e]“,333 ihre eigentlichen Absichten verschleiernde Zusammensetzung bemühten. Letztlich aber war Stalin zu keiner Zeit bereit, den Westmächten ein Mitspracherecht in den Angelegenheiten der sowjetischen Zone einzuräumen. Mit der Bodenreform, der Verstaatlichung wichtiger Industriebetriebe und der Gründung der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED), einem „Produkt aus massiver Einschüchterung und opportunistischer Anpassung“334, setzte er auf die Konsolidierung seiner Machtposition.

Die Gründung eines ostdeutschen Separatstaates deckte sich zwar nicht mit seiner Absicht, Einfluss auf das ganze Land zu gewinnen; aber sie brach auch nicht plötzlich über ihn herein; und schon gar nicht wurde sie ihm von den westlichen Alliierten oder gar von seinen ostdeutschen Befehlsempfängern aufgezwungen.335 Vielmehr verringerte er durch sein Vorgehen seinen Handlungsspielraum und schob die präferierte Option der deutschen Einheit auf die lange Bank. Dort aber blieb sie präsent, für alle stets sichtbar. Aufgegeben hat Stalin sie zu keinem Zeitpunkt. Denn sein Vorgehen in Deutschland war stets mehr als nur saturierte Status-quo-Politik. Unter umgekehrten Vorzeichen taugte seine Deutschlandpolitik durchaus zu einer Art Spiegelbild ihres britischen Pendants. Während London langfristig auf eine Transformation durch Magnetisierung vertraute, setzte Moskau auf ein „Einsickern von Ost nach West“, auf die von Arbeitern und Intellektuellen ausgehende Unzufriedenheit, die sich, „an westlicher Misswirtschaft wundgerieben, Richtung Osten orientieren“ würden.336

Dass Stalin trotz gegenteiliger Beteuerungen in der Einheitsfrage glaubte, sich über die Interessen der Deutschen hinwegsetzen zu können, lag in der Natur seiner Herrschaft. Entscheidend für das langfristige Scheitern seiner Deutschlandpolitik waren allerdings die Selbstüberschätzung seiner ideologischen, politischen und wirtschaftlichen Einflussmöglichkeiten, die mangelnde Strahlkraft seiner Missionsidee und nicht zuletzt die Fehleinschätzung der amerikanischen, britischen und französischen Außenpolitik. Vieles spricht dafür, dass er die Entschlossenheit der Westmächte im Frühjahr 1947 unterschätzt hat.

Knapp zwei Jahre waren seit Kriegsende vergangen, als sich die Delegationen am 10. März 1947 zu der vierten Ratstagung in Moskau versammelten. Von der verhandlungslosen Zeit hatte Stalin profitiert. Ohne seine Karten auf den Tisch legen zu müssen, hatte er in der ostdeutschen Zone vollendete Tatsachen geschaffen. Anders als von Roosevelt im Februar 1945 auf der Krim angekündigt, hatten sich die amerikanischen Streitkräfte aber noch nicht vollständig aus Europa zurückgezogen. An einer zügigen Vereinbarung zu den politischen, wirtschaftlichen, territorialen und verfassungsrechtlichen Fragen war Stalin deshalb nicht gelegen. Vielmehr war der „gewundene Weg“337 Richtschnur seiner Verhandlungsstrategie, die sein Außenminister umzusetzen hatte. Molotov war ein Meister des Zeitspiels. Mehr als sechs Wochen verlegte er sich auf seine zwischen Obstruktion, Verschlossenheit und Verschleierung schwankenden Tricks, die Bevin gegenüber Schatzkanzler Dalton und Premierminister Attlee einst so beschrieben hat:

Molotov was like a Communist in a local Labour Party. If you treated him badly, he made the most of the grievance and, if you treated him well, he only put his price and abused you next day.338

The best description I can give of Molotov’s statement is that it was a product of an irascible mind and very, very much like the old discussions that used to go on in the old International pre 1914, where they argued for days about words and theories of the most impractical kind.339

An einem Herauslösen einzelner Sachfragen, die durchaus konsensfähig waren, hatte Bevin kein Interesse. Entweder würden die Siegermächte das Deutschlandproblem als Verhandlungspaket im Kontext einer gesamteuropäischen Friedensordnung einer zügigen Lösung zuführen, oder aber die Teilung des Landes in einen sowjetisch beherrschten östlichen und einen westlich dominierten Teil ergab sich als einzig realistische Alternative. Im Interesse der Sicherheit und der Leistungsfähigkeit der nationalen und europäischen Volkswirtschaften musste die Zeit der Ungewissheit ein Ende haben.340

In dem weitgehend öffentlichen Charakter der Konferenz lag für alle Beteiligten ein Risiko. Bevin musste nicht nur darauf achten, der eigenen Bevölkerung den Bruch mit der Sowjetunion als eine seiner Regierung geradezu aufgezwungene, unverschuldete Notwendigkeit vor Augen zu führen. Von weit größerer Bedeutung war die Reaktion der Deutschen. Der Wettlauf um deren Sympathien hatte nämlich längst begonnen.341 Gelang es dem britischen Außenminister, den Deutschen im Westen die sowjetischen Absichten als Gefahr für deren Freiheit darzulegen und zeitgleich, ohne die britischen Interessen in den Vordergrund zu rücken, die eigenen Bemühungen um eine politische Perspektive und eine Verbesserung der wirtschaftlichen Lage in Deutschland glaubwürdig zu verdeutlichen, dann konnte er die berechtigte Hoffnung haben, nicht nur die Bevölkerung in den westlichen Zonen kurzfristig von der Unabwendbarkeit der Teilung als Folge der sowjetischen Politik zu überzeugen, sondern sie im Falle eines politischen und wirtschaftlichen Erfolges auch langfristig für die Westbindung zu gewinnen. Den Deutschen im Osten konnte er sich als derjenige präsentieren, der ihnen, die unter sowjetischer Aufsicht nicht wollen durften, was sie als Ausdruck einer freien Meinungsbildung möglicherweise gewollt hätten, die Tür zu einem Deutschland in Freiheit und Einheit offen hielt.

Als zentrales Spannungsfeld der alliierten Zusammenarbeit hatte sich seit den Konferenzen von Jalta und Potsdam die Reparationsfrage herauskristallisiert. Doch sosehr die Auseinandersetzungen in der Sache die unterschiedlichen Interessen unter rein ökonomischen Gesichtspunkten widerspiegelten, im Kern waren sie Ausdruck eines tief greifenden „Konflikts der Systeme, Konzeptionen und Ideologien“.342

Gewiss vertrat Molotov ein Land, das in argwöhnisch gehüteter Abgeschlossenheit neben den Spuren der Verwüstung auch seine Trostlosigkeit und Armut zu verbergen suchte. Die rücksichtslose Ausbeutung der eigenen Besatzungszone und darüber hinaus der durch eine Beteiligung an der Kontrolle des Ruhrgebietes erhoffte wirtschaftliche Profit sollten dazu beitragen, die enormen materiellen Schäden in der Heimat zu begleichen. Gleichzeitig versprachen sich die sowjetischen Führer von einer wirtschaftlichen Schwächung Deutschlands langfristige Sicherheit. Und nicht zuletzt setzten sie – und hier lag der zutiefst politische Stellenwert der Reparationsfrage – ihre Hoffnung auf eine aus einem rigorosen Reparationsregime erwachsende revolutionäre Krise, die sie politisch zu ihren Gunsten auszunutzen gedachten.343

Gerade die Furcht vor einer revolutionären Krise trieb die britische Regierung in die entgegengesetzte Richtung. Zudem hielt sie den Ruf nach Reparationen aus laufender Produktion für widersinnig, solange die eigene Bevölkerung monatlich hohe Summen für deutsche Lebensmittelimporte aufzuwenden hatte. Großbritannien war schon aus historischen Erwägungen gegen die Neuauflage eines Wiedergutmachungssystems, das in der Zwischenkriegszeit verheerende Folgen gezeitigt hatte. An der Themse nahm man für sich in Anspruch, aus der Geschichte gelernt zu haben. Und gerade deshalb beschrieb die allgemein anerkannte Einsicht, das deutsche Kriegspotential langfristig beseitigen zu müssen, auch nur die eine Seite der Medaille. Die andere trug eine nicht minder mahnende Prägung: Wer 66 Millionen Menschen in der Mitte Europas ihrem Schicksal überlasse, gefährde nicht nur die wirtschaftliche Erholung ganz Europas, sondern auch die Aussicht auf eine auf Dauer angelegte Friedensdividende.344

Nie zuvor in der Geschichte der Konferenzdiplomatie hatte ein Außenminister so deutlich den Zusammenhang zwischen dem wirtschaftlichen Entwicklungsniveau von Staaten und der Demokratiefähigkeit ihrer Gesellschaften in den Mittelpunkt seiner Ausführungen gestellt. Am Beispiel der Reparationsfrage in Deutschland wurde Bevins Argument zum politischen Manifest: Je stabiler die wirtschaftliche Verfassung eines Landes ist, desto geringer ist auch die Wahrscheinlichkeit, dass eine Diktatur dort Wurzeln schlagen und Bestand haben kann; und je wohlhabender ein Land ist, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass das politische System demokratisch ist und Bestand haben wird.

Im konkreten Fall bedeutete das: Reparationslieferungen aus laufender Produktion konnten nur dann erfolgen, wenn ganz Deutschland das Stadium der wirtschaftlichen Selbstversorgung erreicht hatte. Dazu bedurfte es sowohl einer ausgeglichenen Import-Export-Bilanz als auch einer Anhebung des deutschen Industrieniveaus. Vor allem aber verlangte Bevin eine interalliierte Bekräftigung, die wirtschaftliche Einheit in Deutschland herzustellen, als deren Konsequenz die Sowjetunion sich an der Deckung des Defizits in den Westzonen hätte beteiligen und die uneingeschränkte Freizügigkeit von Personen und Kapitalverkehr zwischen den Besatzungszonen hätte gewährleisten müssen.345

Dass Moskau sich aus Gründen der unbedingten Machtsicherung gegen den Zugriff der Westmächte auf die Wirtschaft in der sowjetischen Zone sträubte, zugleich aber eine Beteiligung an der Kontrolle des Ruhrgebietes und damit die Partizipation an den ökonomischen Potentialen und die Möglichkeit der politischen Penetration ganz Deutschlands einforderte, konnte Bevin kaum überraschen. Doch zu einer Zeit, da aus britischer Sicht das sicherheitspolitische und das ökonomische Argument mehr und mehr nach einer Entscheidung verlangten, dem Außenminister aufgrund fehlender Eigenmittel aber die Hände gebunden waren, musste seine Aufmerksamkeit der amerikanischen Verhandlungsposition gelten. Denn die volle und dauerhafte Unterstützung durch die Vereinigten Staaten, die er im Mai 1946 als Voraussetzung für einen außenpolitischen Kurswechsel bezeichnet hatte, war zwei Wochen nach Konferenzbeginn nicht abzusehen. Im Gegenteil: Mit wachsender Unruhe verfolgte er den Fortgang der Tagung und das Bemühen Marshalls, mit Molotov in den strittigen Fragen zu einem Ausgleich zu kommen. Bevin und seine Delegation konnten das amerikanische Handeln nicht bestimmen, aber beeinflussen wollten sie Washingtons strategisches Kalkül sehr wohl. Sie mussten abwarten, aber sie brauchten nicht tatenlos zuzusehen.

Wie schon während der Pariser Ratstagung im Frühjahr 1946, auf der Bevin mit einem britischen Alleingang gedroht hatte, um den Konferenztisch mit dem amerikanischen Angebot für einen Zonenzusammenschluss zu verlassen, lebte er auch in Moskau über seine politischen Verhältnisse. Ohne jemals offen Stellung gegen die USA zu beziehen, ließ er in den öffentlichen Sitzungen keinen Zweifel an der Unabänderlichkeit seiner Position aufkommen. Um den Gang der Dinge aus dem Hintergrund zu beeinflussen, suchte er aber zugleich das Gespräch mit Marshall. Dabei präsentierte er sich einerseits als unentbehrlicher Partner der USA in Europa, dokumentierte andererseits aber auch seinen eigenen Gestaltungswillen. In der Pose des Altruisten neigte er zu „einer bequemen Form des ethischen Egoismus“:346 Was gut für das Vereinigte Königreich war, lag auch im wohlverstandenen nationalen Interesse der Vereinigten Staaten; und das hieß: an die Stelle kooperativer Viermächtestrukturen sollten, ohne den Anspruch auf Mitsprache in gesamtdeutschen Fragen aufzugeben, sowohl im westlichen Deutschland als auch im westlichen Europa Ersatzstrukturen treten, die es als unabhängige Einheit im Rahmen eines geteilten Kontinents im Zusammenspiel der Westmächte zu organisieren galt.

Innerhalb der amerikanischen Delegation gab es zwei Lager:347 auf der einen Seite diejenigen, die an der Kooperation mit der Sowjetunion festhalten wollten, auf der anderen diejenigen, die einen solchen Ansatz für überholt hielten. Marshall selbst war bei aller Skepsis grundsätzlich kompromissbereit in die sowjetische Hauptstadt gereist. Kaum zwei Monate im State Department, sah er seine Moskauer Mission noch ganz im Sinne seiner militärischen Vergangenheit. Er hatte einen Auftrag zu erfüllen, und dieser Auftrag lautete: die abschließenden Vorbereitungen für einen Friedensvertrag mit Deutschland gemeinsam mit den anderen Siegermächten zu treffen.

Ursprünglich nicht weit von der britischen Position entfernt, bemühte Marshall sich zeitweilig um konditionierte Zugeständnisse in der Reparationsfrage, bis er auf Drängen Trumans und des eigenen Ministeriums und unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die britische Verhandlungsposition Reparationsleistungen aus laufender Produktion für hinfällig erklärte. „Die besten Reparationen“, ließ Handelsminister Harriman den Präsidenten ganz im Sinne der britischen Regierung wissen, „stellt die unverzügliche wirtschaftliche Erholung Deutschlands dar.“348 Dieser Aussage kam eine doppelte Bedeutung zu. In dem Moment, in dem die amerikanische Delegation den Genesungsprozess ihres deutschen Patienten in das Zentrum ihrer Bemühungen rückte und die für Demokratien stets legitimierende Kraft wirtschaftlichen Wachstums betonte, begab sie sich auf Konfrontationskurs mit Moskau. Sie nahm Abschied von der Idee alliierter Eintracht und vorübergehend auch von der deutschen Einheit. Gleichzeitig sah sie in den westlichen Zonen sowohl den Schlüssel zum wirtschaftlichen Wiederaufbau Westeuropas als auch den entscheidenden Prellblock gegen eine kommunistische Unterwanderung des gesamten Kontinents. In einer zentralen Frage bestand somit Übereinstimmung zwischen den angelsächsischen Demokratien. Fortan bewegten sie sich auch in anderen Streitfragen mit der gleichen Schnelligkeit aufeinander zu, wie sie sich gemeinsam von Molotov und der sowjetischen Seite entfernten.

Bevins ungeduldiges Streben nach einer separaten Vereinbarung zwischen London und Washington fand bei dem den Stillstand beklagenden Marshall Gehör. Zwei Wochen vor Konferenzende wollte er das weitere Vorgehen mit seinem britischen Partner abstimmen. Getreu dem Grundsatz, dass, wenn Gespräche zum Selbstzweck degenerieren, stets die Seite im Vorteil ist, die am ehesten bereit ist, die Unterredung zu beenden, bereiteten sich die beiden Außenminister auf die Zeit nach und, noch wichtiger, ohne Moskau vor. Von überragender Bedeutung, so gab Bevin Marshall zu verstehen, sei für ihn, aus der Bizone „so schnell wie möglich einen wirklichen Erfolg“349 zu machen. Marshall war seinerseits entschlossen, in der verbleibenden Zeit die Beratungen zu straffen. In Molotovs Antwort auf die Wiedervorlage des Byrnes’schen Vertragsentwurfs über die Entwaffnung und Entmilitarisierung Deutschlands meinte er ein Indiz für das „vollständige Fehlen einer gemeinsamen Zielvorstellung über eine Regelung der deutschen Frage“350 erkennen zu können.

Doch bevor er der amerikanischen Außen- und Deutschlandpolitik eine andere Richtung gab, suchte er abschließende Klarheit in einem Gespräch mit Stalin. Er sprach von Missverständnissen und meinte tief greifende Differenzen; lobte die Zusammenarbeit während des Krieges und meinte das wachsende Misstrauen der Nachkriegszeit; erwähnte den Ansehensverlust der Sowjetunion in der amerikanischen Öffentlichkeit und meinte die Verschlechterung der bilateralen Beziehungen auf Regierungsebene. Am Ende seines einführenden Monologs stand die Botschaft, um die es ihm eigentlich ging. „We are frankly determined“, hob Marshall an,

to do what we can to assist those countries which are suffering from economic deterioration which, if unchecked, might lead to economic collapse and the consequent elimination of any chance of democratic survival.351

Die Vereinigten Staaten waren also bereit, Ordnungsaufgaben in einem krisengeschüttelten internationalen System zu übernehmen. Lediglich die Methoden und das langfristige Ziel waren noch genauer zu bestimmen. Damit hatte Marshall nicht nur seine Karten auf den Tisch gelegt. Seine Aussage hatte auch den Charakter des Ultimativen.

Obwohl Stalin sich bemühte, seine Absichten zurückzuhalten, konnte er dem Dilemma nicht entkommen, dass dieses Mal sein Ja ein Ja und sein Nein ein Nein zu sein hatte, Ausweichmanöver also vergeblich waren. Dass er es dennoch versuchte, zeigte, wie sehr er darauf fixiert war, eine Politik fortzusetzen, die ihm in Teheran, in Jalta und in Potsdam erhebliche diplomatische Erfolge eingetragen hatte. Doch seine Wahrnehmung wurde von seinen Wünschen getrübt. In völliger Fehleinschätzung der Lage verfiel er einem strategischen Irrtum, dessen weit reichende Konsequenzen nicht sogleich und schon gar nicht in ihrer ganzen Tragweite sichtbar wurden. „[H]e did not think“, äußerte Stalin gegenüber Marshall,

the situation was so tragic[.] […] After all, these were only the first skirmishes and brushes of reconnaissance forces on this question. Differences had occurred before on other questions, and as a rule after people had exhausted themselves in dispute they then recognized the necessity of compromise. […] It was necessary to have patience and not become depressed.352

Die amerikanische Delegation mochte sich verwundert die Augen reiben, hatte Marshall doch soeben erst auf die Verzweiflung hingewiesen, die sich der europäischen Nachkriegswirklichkeit bemächtigt hatte und fast täglich in Gestalt von Hunger, Armut, Arbeitslosigkeit und Wohnungsnot tiefere Furchen zog. Die Erschöpfung stand allen Beteiligten ins Gesicht geschrieben. Stalin aber redete ungerührt von der Erschöpfung als der Quelle jeden Kompromisses.

Was auch immer Stalin beabsichtigt haben mag, seine Aussage alarmierte die amerikanische Delegation, seine Sprache schien den Blick auf die Denkweise zu öffnen. Als Marshall den Kreml am 15. April 1947 gegen Mitternacht verließ, glaubte er daher eine Antwort auf die Frage gefunden zu haben, derentwegen er im Monat zuvor nach Moskau gereist war. Ein Kompromiss mit der Sowjetunion, wie er ihn verstand und wie ihn bereits sein Vorgänger im Anschluss an die Ratstagung in London definiert hatte, erschien nach den Moskauer Beratungen unmöglich. „Kompromiss“, so hatte Byrnes im Oktober 1945 erklärt, „heißt nicht Kapitulation; und im Gegensatz zur Kapitulation erfordert der Kompromiss die Zustimmung nicht nur einer Partei.“353 Wenn die Zustimmung aller Parteien also nicht zu erzielen, die Kapitulation ausgeschlossen und auch die Zeit vorbei war, in der sich das Warten durch Worte überbrücken ließ, dann gab es für Marshall nur noch eine Konsequenz: Es war Zeit für Taten.

Nur einen Tag nach seiner Rückkehr nach Washington wandte Marshall sich an die Nation. Er legte Rechenschaft ab für das Vergangene und bat um Unterstützung für das Kommende, verwies auf die Einigkeit zwischen den politischen Lagern und verpflichtete auch die Nation zur Geschlossenheit. Das Deutschlandproblem verknüpfte er nicht allein mit der Frage der europäischen und der globalen Sicherheit, sondern unmittelbar mit der „Zukunft unserer Zivilisation“.354 Als Marshall dann Stalins zentrale Aussage Wort für Wort wiederholte, also das vertrauliche Gespräch zur öffentlichen Angelegenheit erklärte, wurde der Appell an das eigene Volk vier Tage nach dem Ende der Moskauer Konferenz zur Fortsetzung des Dialogs im Kreml. Stalins Aufruf zur Geduld konterte Marshall mit dem Hinweis auf den „Zeitfaktor“:

Der Patient verfällt, während die Ärzte noch beraten. Deshalb glaube ich, dass wir nicht so lange warten können, bis wir durch Erschöpfung einen Kompromiss gefunden haben. Täglich ergeben sich neue Fragen. Was auch immer getan werden kann, um diese drängenden Probleme zu lösen, muss unverzüglich in die Wege geleitet werden.355

Die zentrale Bedeutung, die Marshall der Unterredung mit Stalin beimaß, kam in diesen wenigen Sätzen zum Ausdruck. Hier erkannte er die Unvereinbarkeit der gegenseitigen Interessen in ihrem ganzen Ausmaß. Hier spiegelte sich die Geburt jener Welten, deren Auseinandersetzung Frank Roberts im Jahr zuvor mit einem Kampf um die Weltherrschaft gleichgesetzt hatte.

„Für uns“, notierte das amerikanische Delegationsmitglied John Foster Dulles, der Jahre später als Außenminister der Eisenhower-Ära mit überbordendem Moralismus ein roll back des Kommunismus fordern sollte, „war die Moskauer Konferenz wie ein […] Blitz. Wie nie zuvor erkannten wir die Größenordnung der vor uns liegenden Aufgabe: Europa dem Erbe der westlichen Zivilisation zu bewahren.“356 Im Mittelpunkt stand also nicht der Konflikt zwischen zwei Supermächten, sondern der Kampf für die Demokratie, ein moralischer Kampf zwischen Gut und Böse. Wie an anderen Weggabelungen der Geschichte setzten die Vereinigten Staaten die Welt des Fortschritts, die zu verkörpern sie für sich in Anspruch nahmen, gegen eine Welt der Angst, von der der Diktator sich den größten Gewinn versprechen konnte. Stalins Strategie der Zermürbung durch Abwarten begegnete Marshall mit einer Strategie der Zermürbung durch Handeln. Diese Strategie sollte, mehr als alles andere, „die versteinerten Verhältnisse zum Tanzen“357 bringen und zu einer letztlich unumkehrbaren Positionierung und dennoch bis zu diesem Zeitpunkt einzigartigen Polarisierung führen.


8. Positionierung und Polarisierung

Am Morgen nach seiner Unterredung im Kreml ließ Marshall Bevin den noch in der Nacht verfassten Bericht zukommen, mit dem er Präsident Truman über das Scheitern seiner Bemühungen in Kenntnis gesetzt hatte. Bevin seinerseits informierte Premierminister Attlee. „Russia“, schrieb er,

has made a big mistake, as bad as she made just before the outbreak of war when she lined up with Hitler. […] It looks as if we are getting perilously near a position in which a line-up is taking place, […] and all of it between the two big boys looks to me to be pretty determined.358

Bevin skizzierte also die Entwicklung der internationalen Ordnung: ein bipolares System mit den USA auf der einen und der Sowjetunion auf der anderen Seite. Mit seinem gewagten Hinweis auf den deutsch-sowjetischen Nichtangriffsvertrag ließ er zugleich keinen Zweifel an seiner Überzeugung aufkommen, dass Stalin seine kurzfristig zu erwartenden Vorteile langfristig bitter bezahlen werde. Und dennoch beschlich ihn ein beunruhigendes Gefühl, das Staatssekretär Sargent einem Gesprächspartner noch vor dem Ende des Moskauer Rates so beschrieb: „Keine Konferenz kann den russisch-amerikanischen Streit beilegen. Denn hier geht es um zwei Ideologien, und jedes Land glaubt an seine eigene Ideologie mit einem Vertrauen, das wir nicht haben – das Vertrauen junger Länder. […] [S]ie sind wie zwei Meteore auf Kollisionskurs.“359

Bei aller Sorge überwog in London jedoch die Erleichterung, dass Washington in seinen Beziehungen zu Moskau nach zwei Jahren der Unentschlossenheit nunmehr der Freiheit des Agierens den Vorrang gegenüber der Notwendigkeit des Reagierens gab. Die britische Regierung hatte dazu, wenn auch unfreiwillig, einen nicht ganz unbedeutenden Anstoß gegeben. Weil das Vereinigte Königreich „kein Geld mehr in der Kasse hatte“,360 hatte der britische Botschafter Ende Februar 1947 die US-Regierung ersucht, die finanziellen Verpflichtungen gegenüber Griechenland und der Türkei zu übernehmen und damit die Entstehung eines Machtvakuums zu verhindern, das zu füllen der Sowjetunion leichter gefallen wäre als jeder anderen Macht. Genau diese Gefahr beschwor Dean Acheson, Marshalls Stellvertreter, in einer Besprechung im Weißen Haus am 27. Februar 1947. Mit einer gezielt eingesetzten Metapher, die an Roosevelts Quarantäne-Rede vom 5. Oktober 1937 erinnerte, verknüpfte Acheson die konkrete Entscheidung über ein Hilfsangebot an die Regierungen Griechenlands und der Türkei mit der allgemeinen Warnung vor der Weltherrschaft des Gegners. Aus dem Problem des lokal und zeitlich begrenzten Handelns wurde eine globale und unbefristete Definition des nationalen Interesses der USA.361

Achesons Botschaft war revolutionär. Sie verpflichtete sein Land, das 20. Jahrhundert so zu prägen, wie das Vereinigte Königreich das 19. Jahrhundert geformt hatte, um weltweit Stabilität zu garantieren, den Frieden zu fördern und den demokratischen Fortschritt voranzutreiben. Diese globale Verantwortung der USA, den freien Völkern im Kampf gegen die totalitäre Bedrohung beizustehen, rückte Präsident Truman mit manipulativer Vereinfachung in das Zentrum seiner am 12. März 1947 vor dem Kongress gehaltenen Rede, um Senatoren und Abgeordnete von der Notwendigkeit einer „vorwiegend […] wirtschaftlichen und finanziellen Hilfe“362 zu überzeugen.

Trumans Rede verband die unterschiedlichsten Stränge amerikanischer Außenpolitik und wurde dadurch zu einem Wegweiser für die Zukunft: Die Aufforderung, das nationale Interesse der USA mit der Freiheit Griechenlands und der Türkei zu identifizieren, erinnerte an Theodore Roosevelts Politik des Gleichgewichts; die Mahnung, sich aggressiven Bewegungen widersetzen zu müssen, deckte sich mit Franklin Roosevelts Entschlossenheit, eine sich in Sicherheit wiegende Nation aus der außenpolitischen Zurückhaltung zu führen; und der missionarische Eifer hatte etwas von Woodrow Wilsons moralischer Überzeugung, die eigenen Werte im Kreuzzug um die Welt tragen zu müssen.

Diese ganz verschiedenen Traditionen amerikanischer Außenpolitik spiegelten sich auch in Marshalls Rede vor den Absolventen der Universität Harvard am 5. Juni 1947 wider, aus der sich im Laufe von elf Monaten ein umfassendes Programm von Hilfeleistungen für Westeuropa – einschließlich der drei westlichen Zonen – unter dem institutionellen Dach der Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) entwickelte. In den ersten vier Jahren stellten die USA rund zwei Prozent ihres Bruttosozialprodukts und insgesamt rund $12,3 Milliarden zur Verfügung, um Westeuropa bei seiner Genesung zu helfen. Indes, das wirtschaftliche Ausmaß und die politische Tragweite einer solchen Initiative ließen sich keineswegs abschätzen, als Marshall am Tag nach seiner Rückkehr aus Moskau George Kennan mit der Ausarbeitung eines europäischen Wiederaufbauprogramms unter amerikanischer Führung beauftragte.363

Für die Londoner Akteure war von zentraler Bedeutung, dass jene vier Säulen, die Bevins strategisches Konzept trugen, sich in Marshalls Rede wiederfanden. Die Ankündigung, den „Teufelskreis [aus] Hunger, Armut, Verzweiflung und Chaos [aufbrechen] […] und das Vertrauen der Europäer in die wirtschaftliche Zukunft ihrer eigenen Länder und ganz Europas wiederherstellen“364 zu wollen, kam einer Politik der Konsolidierung durch Gegenmachtbildung gleich. Gerade weil die USA nicht länger bereit waren, ihre Deutschland- und Europapolitik um jeden Preis im Einklang mit den sowjetischen Interessen zu verfolgen, sondern der Gesundung ihres Patienten absolute Priorität einräumten, und weil die aus defensiven Motiven konzipierte Politik Washingtons in Moskau im Gegenzug als machtpolitische Herausforderung wahrgenommen wurde, führte der Konsolidierungskurs zur Teilung Deutschlands, ja erschien die Stabilisierung durch Teilung als ausweglose Alternative. Die den Europäern auferlegte Verpflichtung, sich mit den wirtschaftlichen Schwierigkeiten ihres Erdteils „als Europäer auseinanderzusetzen und nicht als Nationalisten“365 und dadurch einer Institutionalisierung wirtschaftlicher Interdependenzen in Westeuropa Vorschub zu leisten, entsprach einer auf Deutschland zielenden Politik der Eindämmung durch Integration. Und schließlich: In dem als Auftrag verstandenen, als Anspruch formulierten und als uneigennütziges Angebot präsentierten Wiederaufbauprogramm für das ganze Europa blitzte für einen kurzen Augenblick sogar die Möglichkeit einer bevorstehenden Transformation durch Magnetisierung auf.366

Während mit Marshalls Rede ungeachtet fortbestehender Ungewissheit über das Ausmaß des amerikanischen Engagements die Bedingung für einen nunmehr zu vollziehenden außenpolitischen Kurswechsel gegeben war, trug das Verhalten der sowjetischen Führung dazu bei, dass auch die französische Regierung und die Deutschen im Westen, jeder auf seine Weise, für eine Politik der konfrontativen Blockbildung gewonnen werden konnten. Was die Mahner in der Moskauer Botschaft und in der Zentrale in London schon lange beschworen hatten, wurde im Sommer 1947 zur self-fulfilling prophecy: Stalin offenbarte, auch wenn er für sich in Anspruch nahm, nichts als den Status quo bewahren zu wollen, in seinem außenpolitischen Handeln jenes Gesicht der Diktatur, das Mitte der dreißiger Jahre in den Grenzen der Sowjetunion in Gestalt von grenzenlosem Terror Millionen in Angst und Schrecken versetzt hatte.367

Was Trumans Rede im März 1947 noch nicht vermocht hatte, stellte sich innerhalb eines Monats nach Marshalls Angebot ein. Die zunächst von Unkenntnis getriebene Ratlosigkeit der sowjetischen Führung schlug Anfang Juli 1947 in helle Aufregung um. Entscheidend dafür war das aus beiden Erklärungen resultierende außenpolitische Verhalten der US-Regierung. Trumans bramarbasierende Rhetorik hatte Stalin zwar auf Anhieb aufhorchen lassen. Weil aber, was schwerer wog, das unmittelbar aus ihr abgeleitete Handeln – die finanzielle Unterstützung für Griechenland und die Türkei – die sowjetischen Interessen nicht direkt bedrohte, konnten die pathetisch überhöhten Passagen in die Routine der sich zur außenpolitischen Doktrin nicht eignenden, folgenlosen Vorgänger eingereiht werden.368

Ganz anders verhielt es sich mit dem an alle europäischen Staaten gerichteten amerikanischen Hilfsangebot. Obwohl die sowjetische Botschaft in Washington und die Zentrale in Moskau der Rede Marshalls mit Misstrauen begegneten, bekundete Molotov sein grundsätzliches Interesse an einem Aufbauprogramm. Er versprach sich davon Vorteile für die geschundene sowjetische Wirtschaft und ermunterte auch die Osteuropäer, ihr Interesse anzumelden. Sein Ziel war es, „eine entscheidende Rolle bei der Ausgestaltung des Programms zu übernehmen“,369 also wirtschaftlich an Boden zu gewinnen, ohne dabei politisch an Einfluss zu verlieren. Es gab sogar Überlegungen, durch die Teilnahme an einem europäischen Aufbauprogramm das zu erwartende und zugleich befürchtete stärkere amerikanische Gewicht in kontinentalen Fragen untergraben zu können.370

Dieser ersten, sich über rund drei Wochen erstreckenden Phase folgte eine zweite, die den Zeitraum der von Bevin initiierten Dreimächteberatung zwischen den sowjetischen, britischen und französischen Delegationen in Paris (27. Juni–3. Juli 1947) abdeckte. Hier nun musste Molotov erkennen, dass die amerikanische Unterstützung an ein koordiniertes Vorgehen der Europäer gebunden war, ja auf die Überwindung des wirtschaftlichen und politischen Bilateralismus setzte und damit sowohl eine Internationalisierung der nationalen Volkswirtschaften als auch eine Einschränkung der nationalen Souveränität erforderte. Schließlich sollte auch Deutschland, vertreten durch die vier Besatzungsmächte, an dem gemeinsamen Programm beteiligt werden. Wie von Bevin erhofft, von Bidault erwartet und von Marshall und dessen Beratern frühzeitig in Kauf genommen,371 verließ die sowjetische Delegation die Konferenz. Stalin und Molotov fürchteten den Verlust der totalen Kontrolle über das eigene Handeln, den die Freizügigkeit von Waren, Kapital und vor allem von Ideen geradezu zwangsläufig nach sich gezogen hätte. Ganz und gar selbstverschuldet boten sie den Westmächten damit die Gelegenheit, die sowjetische Führung als Schurken zu präsentieren, der Millionen von Europäern die Verbesserung ihrer Lebensbedingungen verweigerte. Darüber hinaus beraubten Stalin und Molotov sich der Chance, das Projekt und damit die Konsolidierung durch eigene Präsenz von innen heraus zu Fall zu bringen.

Dieser Tatsache gewahr, instruierten sie in einer dritten Phase die Staaten Osteuropas, die anglo-französische Einladung vom 4. Juli zu der auf den 12. Juli angesetzten und bis zum 22. September 1947 tagenden Marshallplankonferenz anzunehmen mit dem Ziel, „die Amerikaner zunächst daran zu hindern, ihren Plan einstimmig durchzupeitschen, und dann die Konferenz mit möglichst vielen Delegationen anderer Länder zu verlassen“.372 Was ursprünglich, wie der bulgarische Regierungschef Dimitrov zu verstehen gab, als Demonstration der „politischen Unabhängigkeit“373 der osteuropäischen Regierungen konzipiert, tatsächlich aber nur in Betracht gezogen worden war, weil Stalin auf die bedingungslose Vasallentreue der seinem Reich vorgelagerten Staaten setzte, schlug in sein Gegenteil um. Stalin erschrak, als er erkannte, dass er sich auf „die Tschechen und die anderen […] immer noch nicht verlassen konnten“.374 Denn während die „hungrigen Satelliten in Erwartung [finanzieller Hilfe] schon ihre Zungen schnalz[t]en“,375 musste er um die schon sicher geglaubte Beute bangen. Plötzlich musste er befürchten, nicht nur nicht wirtschaftlich von Marshalls Angebot zu profitieren, sondern auch noch politisch an Einfluss zu verlieren. Das Schreckgespenst der in einem ganz anderen Kontext beschworenen Auskreisung, der ‚kapitalistischen Einheitsfront‘, machte in Moskau erneut die Runde. Was aus westlicher Perspektive primär als Verteidigung der eigenen Linien verstanden wurde, nahm Stalin als offensive Strategie wahr, mit der ihm der nach Kriegsende scheinbar zugestandene Einflussbereich in Ostmittel- und Osteuropa streitig gemacht werden sollte.

Tatsächlich hatte es in Whitehall die Hoffnung gegeben, mit dem amerikanischen Hilfsangebot „den schnellsten Weg [eingeschlagen zu haben], um den Eisernen Vorhang niederzureißen“.376 Und auch die Vereinigten Staaten setzten mit ihrer Initiative auf die Attraktivität ihres politischen und wirtschaftlichen Gesellschaftsmodells. Gleichzeitig war man aber auch auf ein rigides Vorgehen Stalins gegenüber den osteuropäischen Staaten vorbereitet. Diese notfalls mit militärischen Mitteln zu unterstützen, wurde weder in London noch in Washington und schon gar nicht in Paris ernsthaft erwogen. Vielmehr hatte Bevin bereits, als sich das Scheitern der Pariser Konferenz Anfang Juli abzeichnete, von der „Geburt des westlichen Blocks“377 gesprochen.

Stalin wiederum setzte alles daran, die angrenzenden Staaten in einen sowjetisch beherrschten Block zu zwingen. Nachdem er eine Prager Regierungsdelegation in den Kreml zitiert hatte, um ihr die Absage der bereits zugesagten Teilnahme an der Pariser Marshallplankonferenz zu diktieren, ließ Jan Masaryk, das Schicksal der ersten Republik der Tschechen und Slowaken noch vor Augen, einen Freund aus den Tagen des Londoner Exils wissen: „Als Außenminister eines unabhängigen, souveränen Staates ging ich nach Moskau; ich kehrte zurück als Lakai der sowjetischen Regierung.“378

Damit hatte die vierte, sich an Marshalls Rede anschließende Phase der sowjetischen Außenpolitik begonnen. Sie war durch zwei Komponenten charakterisiert. Einerseits zeigte Stalin sich bis zum äußersten entschlossen, seine militärisch erworbene Stellung in Osteuropa zu festigen. Dazu gehörte die spätestens im Sommer 1948 verwirklichte institutionalisierte Hegemonie der zentralistisch geführten vereinigten Arbeiterparteien. Andererseits trat neben diese aus subjektivem Empfinden defensive Grundhaltung eine nach objektiven Gesichtspunkten aggressiv-offensive Politik, die unverändert darauf zielte, die amerikanischen Bemühungen um einen wirtschaftlichen und politischen Konsolidierungskurs in Westeuropa scheitern zu lassen.

Dieses expansive Streben beschränkte sich keineswegs auf das Herzstück des Kontinents, auf Deutschland, sondern erstreckte sich bis nach Italien und Frankreich. Weil Stalin eine von ihm provozierte direkte Konfrontation mit den Westmächten und damit das militärische Risiko auf jeden Fall vermeiden wollte und weil er zugleich nicht darauf verzichten wollte, die amerikanischen Pläne zu bekämpfen, setzte er auf die kommunistischen Statthalter in Rom und Paris, seine eigenen Absichten umzusetzen. Einem Marionettenspieler gleich sollte Stalin fortan aus dem Kreml die Fäden ziehen, an denen die kommunistischen Parteien in Ost- wie in Westeuropa hingen. Als Koordinationszentrale dieser Strategie, der konsolidierenden, auf das östliche Europa beschränkten ebenso wie der mobilisierenden, auf den westlichen Teil des Kontinents zielenden Komponente diente das Ende September/Anfang Oktober 1947 gegründete Informationsbüro der Kommunistischen Arbeiterparteien (Kominform). Grundsätzlich akzeptierte Stalin die Theorie der ‚zwei Lager‘.379 Diese bezog sich aber allein auf den systembedingten Gegensatz zwischen Sozialismus und Kapitalismus, sagte also noch nichts über die Reichweite des jeweiligen Einflusses aus.

Dass um die Reichweite dieses Einflusses gestritten wurde, erkannten die politischen Akteure auch an der Seine. Die von Argwohn getriebene Unsicherheit gegenüber den Absichten des Diktators im Kreml führte, weil sie die Furcht vor einem Wiederaufleben der deutschen Aggression allmählich überlagerte, zu einem außenpolitischen Kurswechsel, der bei allem eigenständigen Handeln zunächst stärker von außen erzwungen als bewusst oder gar vorbehaltlos von innen heraus vollzogen wurde.

Wenige Wochen vor der Moskauer Konferenz hatte Außenminister Bidault noch in völliger Verkennung seines wahren Handlungsspielraums vor dem Auswärtigen Ausschuss der Nationalversammlung mit der Mittlerrolle zwischen den angelsächsischen Mächten und der Sowjetunion geliebäugelt. Mitte Mai 1947 musste er dann vor demselben Gremium das Scheitern der französischen Verhandlungsposition eingestehen.380 Ein Alleingang war nicht möglich; die Gefahr der Isolation lag hingegen auf der Hand. Die Kosten einer Politik der Verweigerung hätten den Nutzen einer Politik des Engagements im Rahmen einer westlichen Koalition bei weitem überstiegen.381

In dieser Konstellation erkannte die französische Regierung die Ordnung stiftende Rolle der Vereinigten Staaten. In den späten vierziger und frühen fünfziger Jahren sollte Frankreich nach Großbritannien den größten Anteil amerikanischer Wirtschaftshilfe erhalten,382 und die US-Truppenpräsenz auf dem europäischen Kontinent war eine Art Rückversicherung gegenüber der zunehmend wahrgenommenen sowjetischen und der immer noch empfundenen deutschen Gefahr.

Zu dem Zeitpunkt, zu dem Bidault und mit ihm ein Teil des Kabinetts sich entschieden, „die Brücken zu den Russen abzubrechen“383 und im Falle eines Scheiterns der Londoner Außenministerkonferenz einen französischen Beitritt zur Bizone zu erwägen,384 wuchs die Einsicht in die Notwendigkeit einer Verständigung mit dem östlichen Nachbarn und damit die Erkenntnis, dass eine Erholung der westlichen Zonen, solange sie mit den wirtschafts- und sicherheitspolitischen Bedürfnissen der Nachbarn in Übereinstimmung gebracht werden konnte, einen doppelten Zweck erfüllte. Zum einen war das westdeutsche Potential für die Auseinandersetzung mit der Sowjetunion unverzichtbar. Zum anderen eröffnete die Einbindung der westlichen Zonen in einen westlichen Block die Perspektive einer langfristigen Entmachtung Deutschlands und damit einen Lösungsansatz für die Frage, die den Kontinent seit Jahrzehnten nicht zur Ruhe hatte kommen lassen. Die Vorstellung, den alten Feind durch vertragliche Beziehungen an sich selbst binden, also statt direkter Kontrolle durch Beherrschung indirekte Kontrolle durch Zusammenarbeit ausüben und damit Beziehungen eingehen zu können, die Frankreich zwar ebenso verpflichten würden wie das westliche Deutschland, gleichzeitig aber eine Interessengemeinschaft begründen würden, gewann in den ausgehenden Monaten des Jahres 1947 im Quai d’Orsay erste Konturen.385

In der Frage der deutschen Einheit sprachen machtpolitisches Interesse und historische Erfahrung gegen eine Unterstützung der Anliegen des Nachbarn. Darum trieb die sich anbahnende Teilung die französischen Akteure weit weniger um als deren britische Partner. Während man an der Themse die deutsche Teilung in Ost und West langfristig für keine tragfähige Lösung hielt, glaubte man in Paris, auch wenn man sich öffentlich der Einheitsrhetorik anschloss, in einer auf Dauer angelegten Teilung des Nachbarlandes mehr Vor- als Nachteile erkennen zu können. Solange Frankreich sich dazu durchringen konnte, dem anglo-amerikanischen Lager überhaupt beizutreten, musste der unterschiedliche deutschlandpolitische Ansatz die Planer in Whitehall nicht beunruhigen.

Eine ganz andere Ausgangslage bot sich in den westlichen Zonen. Sollten auch die Westdeutschen für den neuen Kurs gewonnen werden, dann rückte die Frage, wie die Besiegten von der Teilung des Landes überzeugt werden konnten, erneut in den Mittelpunkt. Allerdings hatten sich die Rahmenbedingungen in den zurückliegenden Jahren verändert. Zwischen Hunger und Ernüchterung wurde der Marshallplan im Juni 1947, so umstritten sein Beitrag zum Wirtschaftsaufschwung bis heute ist,386 zum „politisch-psychologische[n] Wendepunkt“.387 In ihm erkannten die Deutschen im Westen „einen Hoffnungsstrahl, [der] die Möglichkeit [bot], aus dem Nichts etwas zu machen“.388 Sie begannen, wenn auch nur in den ihnen zugestandenen politischen Foren, das verwirrend Vielschichtige auf das Wesentliche zu reduzieren, die traditionelle Politik des Sowohl-als-auch zu hinterfragen, sich an den Abschied von der überkommenen Mittellage zu gewöhnen und die neue Grenzlage widerwillig zu akzeptieren.389 Dass sie auch ohne Mitspracherecht bereit waren, die Teilung mitzuvollziehen, dass sie also in gewisser Hinsicht in die Verantwortung genommen werden konnten, ohne tatsächlich Verantwortung zu tragen, war für die außenpolitischen Akteure in London unter mittel- und langfristigen Gesichtspunkten von großer Bedeutung.

Nur wenige Stunden nach Verkündung des Marshallplans spielte sich im Rahmen des ersten und für mehr als vierzig Jahre auch letzten Treffens ost- und westdeutscher Regierungschefs eine Szene ab, die sich kein halbes Jahr später auf der weltpolitischen Bühne zwischen den Außenministern der Siegermächte in London wiederholen sollte. Die Ostdeutschen, die von den Westdeutschen als Erfüllungsgehilfen „ein[es] andere[n] Land[es], [ja] eine[s] anderen Erdteil[s]“390 wahrgenommen wurden, und die Westdeutschen, die den Ostdeutschen als Interessenvertreter Amerikas erschienen, konnten sich auf der Münchener Ministerpräsidentenkonferenz noch nicht einmal auf eine Tagesordnung einigen und gingen, noch bevor die Tagung richtig begonnen hatte, unfähig zum Dialog auseinander.391

Das Scheitern dieser gesamtdeutschen Konferenz hatte angesichts des den Länderchefs zur Verfügung stehenden Handlungsspielraums einen allenfalls marginalen, wenn auch symbolträchtigen Einfluss auf den Gang der Geschichte. Wichtiger war die Erkenntnis, dass die Repräsentanten aus Ost und West sich im Trend der Epoche bewegten. Während die Ministerpräsidenten der sowjetischen Zone mit ihrer Einheitsforderung auf Zeit spielten, machten sich die Vertreter der westlichen Zonen die Bedrohungswahrnehmung der Briten und Amerikaner zu eigen. In Ermangelung besserer Alternativen setzten sie ihre Hoffnungen auf die Eroberer und erkannten, ohne die Teilung des Landes zu akzeptieren, dass nicht jeder Preis für die Einheit gezahlt werden durfte,392 dass vielmehr die Bereitschaft, für einmal nicht zu viel auf einmal zu wollen, zu einer Versöhnung zwischen innerer Freiheit und äußerer Macht führen konnte.





Nach dem Scheitern der Moskauer Konferenz im April 1947 hatte niemand gewagt, aus den grundsätzlichen Bedenken, ob der Rat der Außenminister überhaupt das richtige Gremium zur Lösung der deutschen Frage sei,393 die entsprechenden Konsequenzen zu ziehen. Tatsächlich aber hatte bereits, noch bevor die Episode der Weltkriegskooperation an ihr faktisches Ende gekommen war, eine neue Epoche begonnen.

9. Beginn einer Epoche – Ende einer Episode

Wenige Wochen bevor der Außenministerrat an seinen Ausgangspunkt zurückkehrte, hatte die Geschichte eine Weggabelung erreicht, die nach einer Entscheidung verlangte. Weil er sich nicht daran beteiligen wollte, die „wirtschaftliche Erholung Europas durch Verfahrenstricks aufzuhalten“, hatte Bevin im Anschluss an die Moskauer Konferenz dem Unterhaus seine Devise für künftige Verhandlungen mit den Sowjets genannt und dafür breite Zustimmung erhalten: „Tempo“.394 Dem Londoner Außenministerrat maß er keine Bedeutung bei; „entscheidend [waren vielmehr] westliche Schritte zur Gründung einer provisorischen westdeutschen Regierung“.395

Anders als im Frühjahr 1946 wusste Bevin den Premierminister, das Kabinett, die Labour Party, die Gewerkschaften und die Bevölkerung auf seiner Seite. Nicht nur parteiintern, sondern auch öffentlich warnte Attlee vor der sowjetischen Außenpolitik.396 Das Kabinett stellte dem Außenminister seine Unterstützung für einen „neuen Ansatz“397 in Aussicht, falls der Konferenzverlauf die Befürchtungen bestätigte. Im Anschluss an die Moskauer Tagung war es Bevin bereits gelungen, die Mehrheit der Parteibasis für seinen Kurs zu gewinnen.398 Und Umfragen des Gallup-Instituts bestätigten ihn in seiner Einschätzung, dass die britische Bevölkerung nicht nur Stalins Sowjetunion als Bedrohung wahrnahm, sondern auch mehrheitlich freundlich gegenüber den Deutschen eingestellt war.399

Die innenpolitische Abstützung war für den neuen Kurs unverzichtbar. Ausschlaggebend aber waren außenpolitische Faktoren. Bevin maß der öffentlichen Meinung in Deutschland eine große Bedeutung bei. Deshalb war er bereit, „den Hund, den wir an der Leine trainiert haben, […] loszulassen und sich fortan auf die Trillerpfeife zu verlassen“.400 Die Leine wurde zwar eher gelockert als gelöst. Doch mit ihrer Politik der Integration, die Sicherheit vor, mit und für Deutschland gewährleisten sollte, verfolgte die britische Regierung ein Konzept, das Max Weber in einem ganz anderen Kontext als Konstruktion von „geglaubter Gemeinsamkeit“401 bezeichnet hat. Den Deutschen im Westen sollte sie in Gestalt der ins Auge gefassten provisorischen Regierungsbildung in den westlichen Zonen die Chance eröffnen, Schritt für Schritt Verantwortung für die eigene Sache zu übernehmen, den Briten die beruhigende Gewissheit geben, die Kontrolle im Großen und Ganzen nicht oder nur graduell aus der Hand geben zu müssen, und beiden den Eindruck vermitteln, die Freiheit gemeinsam gegenüber der Sowjetunion zu verteidigen. Doch all das war bislang nur Gegenstand außenpolitischer Strategiepapiere gewesen, musste den Test in der Praxis erst noch bestehen.

Sich an diesem Kampf beteiligen zu wollen, ließ der seinem Kabinett einmal mehr vorauseilende französische Außenminister erkennen, dessen Premier erst wenige Stunden vor Beginn des Londoner Außenministerrats am 25. November durch Robert Schuman ersetzt worden war. Gegenüber Bevin erklärte Bidault, mit Briten und Amerikanern über alles sprechen zu wollen, solange – und das war die entscheidende Bedingung – Frankreich am Ende nicht alleine gelassen werde. Mündliche Zusagen würden nicht helfen. Paris wollte Gewissheit, bevor es sich vor den Augen der Weltöffentlichkeit für Washington, für London, für eine provisorische Regierung in Westdeutschland und gegen Moskau entschied. Mit anderen Worten: Im Namen einer Regierung und einer Nation, für die die Gegenwart gelebte Vergangenheit war, verlangte Bidault eine unbedingte Sicherheitsgarantie gegenüber der Sowjetunion und gegenüber Deutschland, bevor er sich der Vorbereitung der Zukunft widmen würde.402

Bevin war bereit, über die bilaterale Vereinbarung von Dünkirchen hinauszugehen, wusste aber auch, dass das französische Begehren in erster Linie auf die Vereinigten Staaten zielte. Diese hatten sich zwar zu einer grundlegenden Neubewertung der weltpolitischen Lage durchgerungen.403 Vieles aber sprach dagegen, dass die Regierung in Washington sich in sie fesselnde Allianzen einbinden lassen würde.

Der historisch fundierte Widerwille der USA, sich aus freien Stücken als hegemoniale Schutzmacht des freien Europas zu gerieren, schürte in London und in Paris nicht nur die Angst, die stärkste Wirtschaftsmacht der Welt könne sich erneut wie nach dem ersten großen Krieg des Jahrhunderts politisch und militärisch zurückziehen, sondern nahm ihnen auch die Furcht vor amerikanischer Dominanz. Das Drängen der Briten und Franzosen in Verbindung mit der sowjetischen Herausforderung und dem eigenen Machtpotential eröffnete den Vereinigten Staaten wiederum die Chance, innerhalb des sich etablierenden Systems einen Mechanismus politischer Kontrolle zu errichten, der es ihnen erlauben würde, Argwohn und Misstrauen der mit ihnen verbündeten Staaten zu zerstreuen und den systeminternen Aufbau von Gegenmacht zu verhindern. Eine Selbsteinbindung versprach darüber hinaus, nicht nur andere Staaten an sich zu binden und dadurch die eigene Machtstellung auszubauen, sondern auch, gerade weil die Ausübung der eigenen Macht beruhigend wirkte, andere Staaten aneinander zu binden. Allen gegenläufigen Trends zum Trotz sind die Grundlagen einer alles in allem wohltätigen US-Hegemonie, die für die Phase des Kalten Krieges charakteristisch sein sollte und zugespitzt als „Empire by invitation“ umschrieben wurde,404 in den der Londoner Außenministertagung vorangehenden Wochen und Monaten gelegt worden.

Zeitgleich und erstmals in der Geschichte der Außenministerratssitzungen fanden sich die westlichen Außenminister zu einer Koalition zusammen, die bibeziehungsweise trilateral ihre jeweiligen Positionen aufeinander abstimmten. Alle drei hielten die bevorstehenden Beratungen für „Zeitverschwendung“.405 Molotov, das war ihnen klar, würde auch in London, ohne auch nur im Ansatz einen Kompromiss anzustreben, bis zur Erschöpfung streiten. Deswegen lautete die Devise: Je schneller dem „lächerlichen“406 Treiben ein Ende bereitet werden konnte, desto besser. Weil ein Abbruch der Verhandlungen und ein separates Vorgehen in den westlichen Zonen aber vor den Deutschen, vor der westlichen Öffentlichkeit und vor der Geschichte Bestand haben sollte, mussten „Taktik und Timing, um die es in erster Linie“407 ging, ganz darauf ausgerichtet sein, der Sowjetunion den Schwarzen Peter zuzuschieben. Nur dann hatten sie die Chance, die Deutschen im Westen auf ihre Seite zu ziehen; nur dann konnten sie im unmittelbaren Vergleich mit der Ostzone unter Beweis stellen, dass die Russen etwas von ihnen, den Deutschen, wollten, während sie, die Westmächte, etwas für sie und mit ihnen gemeinsam erreichen wollten – zum Preis der vorübergehenden Teilung des Landes, aber zum Nutzen der individuellen und (teil-)staatlichen Freiheit.

Unter diesen Vorzeichen drängte sich ein Bruch in den ausstehenden Wirtschaftsfragen geradezu auf. Würde es den Westmächten anschließend gelingen, in den Westzonen grundlegende Wirtschaftsreformen auf den Weg zu bringen, dann, so lautete das Kalkül, würden die eigenen Bevölkerungen entlastet, die Lebensbedingungen der Deutschen im Westen verbessert und die Russen den „emotionalen Rückhalt der Deutschen“,408 soweit er vorhanden war, verlieren. Um die Amerikaner um jeden Preis an Bord zu haben und sie stets von neuem an ihre Verpflichtungen in Deutschland und den westlichen Zonen erinnern zu können, war die britische Strategie darauf ausgerichtet, dass Marshall und nicht Bevin zu einem geeigneten Zeitpunkt das Scheitern der Konferenz verkündete.

Die Sitzungen des Londoner Außenministerrats wurden zu der erwarteten Kraftprobe. René Massigli, der französische Botschafter in London, hatte die Szene bereits beim ersten Treffen der Außenminister im September 1945 beschrieben:

Imagine the most difficult and suspicious characters that you have ever known; multiply the first and treble the second – and you have some idea of what this Conference is like.409

Persönliche Abneigungen und die vermeintliche Gewissheit, ohnehin die Absichten der Gegenseite zu kennen, führten zu einer Atmosphäre, in der die Routine von Vorwurf und Gegenvorwurf zur Normalität wurde. Papiere wurden vorgelegt, die bereits auf der Moskauer Ratssitzung zurückgewiesen worden waren. Kaschiert als Verhandlungsangebot, waren sie zur Ablehnung bestimmt.410 Am Ende der ersten Konferenzwoche unternahm Bevin einen letzten Versuch, Molotov die Konsequenzen der sowjetischen Politik aufzuzeigen. Inhalt und Sprache der Unterredung suchen in der Geschichte des Kalten Krieges ihresgleichen. „Now, Mr Molotov“, begann Bevin,

what is it that you want? What are you after? Do you want to get Austria behind your Iron Curtain? You can’t do that. Do you want Turkey and the Straits? You can’t have them. Do you want Korea? You can’t have that. You are putting your neck out too far, and one day you will have it chopped off. We know much more about you than you imagine. We know that you cannot stand a war. But you are behaving in such a way that one day there will be a showdown. And you will have to give way in the end and lose your credit with your own people. […] if war comes between you and America in the West, then we shall be on America’s side. Make no mistake about that. That would be the end of Russia and your Revolution. So please stop sticking out your neck in this way and tell me what you are after. What do you want? ‚I want a unified Germany‘, said Molotov.411

Zahlreiche Aspekte, die für den Kalten Krieg charakteristisch sein sollten, sind in dieser Unterredung erkennbar: seine globale Ausrichtung; seine Trennungslinien in Ost und West; seine ideologische Natur, die durch die Militarisierung eine Intensivierung erfahren sollte; die Gefahr der Eskalation durch Fehleinschätzung; die keineswegs nur zur Schau gestellte Überzeugung des Westens, den Konflikt letztlich siegreich bestehen zu können; und vor allem die zentrale Bedeutung, die der deutschen Frage beigemessen wurde.

Weil es unter den gegebenen Umständen keine Lösung mit der Sowjetunion geben konnte und weil Amerikaner wie Briten sicherstellen wollten, dass zumindest der westliche Teil Deutschlands unter ihrer Kontrolle blieb, beantragte Marshall am 15. Dezember 1947 die Vertagung des Rates sine die.412

Drei Tage später trat Bevin vor das Unterhaus, um die Abgeordneten über das Scheitern der Konferenz in Kenntnis zu setzen. Er nutzte die gespannte Atmosphäre, die manchen bereits an die Stimmung der außenpolitischen Debatten der Jahre 1937/38 erinnerte,413 um das Parlament auf „eine gravierende Entscheidung – gravierend für die Welt und gravierend für die Zukunft“ – vorzubereiten:

I do not know what is going to happen in the future. […] We have hoped against hope that four-Power collaboration would work. […] We shall close no doors. We shall maintain all the contacts we can […, but] we cannot go on for ever. […] His Majesty’s Government would prefer time to study the problem as it now is in all its aspects. […] [W]e are going to push on to raise the German standard of life in accordance with our promises.414

Die neue Strategie, deren Details Bevin noch nicht offenlegen wollte, war also doppelgleisig angelegt. Unter „Beibehaltung der Viermächtefassade“415 ging es primär um ein separates Vorgehen in den westlichen Zonen. Der Vorteil lag auf der Hand. Zum einen wollten die Westmächte Zeit gewinnen, um den Westen als Ganzes zu stärken, bevor man sich erneut mit der Sowjetunion an den Verhandlungstisch setzen würde. Zum anderen sollte dokumentiert werden, dass die Westmächte weder ihren Anspruch auf eine gesamtdeutsche Lösung noch ihren Willen dazu aufgegeben hatten.

Bevins Rede vor dem Unterhaus hinterließ eher den Eindruck der Ratlosigkeit, in eine Sackgasse geraten zu sein, als den der Entschlossenheit, zu neuen Ufern aufbrechen zu wollen. Doch der Eindruck täuschte; er war kalkuliert. Denn während Bevin, Marshall und Bidault im Vorfeld und im Verlauf der ersten zehn Tage der Konferenz überlegt hatten, wie diese am besten zu beenden sei, waren sie in den letzten Konferenztagen zusammengekommen, um über das weitere Vorgehen in den westlichen Zonen zu beraten. Unmittelbar nach dem Scheitern des Außenministerrats einigten sich Marshall und Bevin ohne Bidault, dessen Regierung die Entwicklung mit großer Sorge verfolgte, auf ein Konzept. Ihm sollte das britische Kabinett im Januar 1948 seine Zustimmung geben, nachdem die Details von den Militärgouverneuren Clay und Robertson unter Einbindung der westdeutschen Ministerpräsidenten ausgearbeitet worden waren. Was lange durchdacht worden war, wurde hier noch einmal bestätigt und wartete nunmehr darauf, „unverzüglich“416 in die Tat umgesetzt zu werden. Es war Bevins auf vier Säulen ruhendes Konzept: Konsolidierung durch Gegenmachtbildung, Stabilisierung durch Teilung, Eindämmung durch Integration und Transformation durch Magnetisierung.

Um dramatische Schritte zu vermeiden, standen Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensbedingungen in der Bizone zunächst im Vordergrund. Allerdings waren die Vorbereitungen für die Etablierung eines provisorischen Weststaates mit der Reorganisation des Wirtschaftsrats, der Bildung eines Länderrats als zweite Kammer, der Errichtung einer Bank deutscher Länder sowie eines Deutschen Obergerichts und der damit einhergehenden Übertragung von zusätzlicher Verantwortung auf die Deutschen unverkennbar. Wahlen und die Ausarbeitung einer Verfassung sollten in einem Zeitrahmen von sechs bis zwölf Monaten stattfinden, zuvor aber Verhandlungen mit Frankreich über den Beitritt der französischen Zone zur Bizone erfolgreich abgeschlossen werden. Nur die Absicht, mit der Sowjetunion eine gesamtdeutsche Währungsreform durchzuführen, erinnerte noch an die Vereinbarung von Potsdam, Deutschland nicht zu teilen.

Dass die sich vollziehende, partiell bereits vollzogene Teilung des Landes jedoch „für Jahre“417 fortbestehen würde, war den zuständigen Stellen in Berlin und London bewusst. Diese überwinden zu müssen, indem sie Vorsorge trafen, dass „die Anziehungskraft vom Westen auf den Osten und nicht vice versa wirken“418 würde, beschrieb Auftrag und Überzeugung der verantwortlichen Akteure in Whitehall. Wenn sie es nicht taten, dann, so das Kalkül, würden die Deutschen andere Wege suchen, um ihrem Willen Bahn zu brechen. In der Rolle des selbst ernannten „Protagonisten […] der westlichen Zivilisation“, von dem die „Länder des westlichen Europa […] politische und moralische Führung erwarten“, wollte die britische Regierung „die ethischen und geistigen Kräfte [des Westens] organisieren und bündeln“.419

Die Welt um das Vereinigte Königreich herum hatte sich in den zurückliegenden Jahren verändert, doch das Selbstverständnis der britischen Regierung war nach wie vor intakt. Stimmen, die intern davor warnten, „geistige Führung“ lasse sich nicht einfach durch Deklamation erringen, verhallten ungehört.420 Im Gegenteil: Eine Regierung, die, den wirtschaftlichen Zusammenbruch vor Augen, Marshalls Hilfsangebot im Sommer 1947 wie einen „Rettungsanker für Ertrinkende […] mit beiden Händen“421 ergriffen hatte, frohlockte angesichts der Vorstellung, „Europa unter Zuhilfenahme amerikanischer Gießkannen, aber unter Anleitung britischer Gärtner in einen von Glück beseelten westlichen Garten Eden verwandeln“422 zu können.

Hin- und hergerissen zwischen Angst und Anmaßung, verbanden sich mit diesen Aussagen drei Botschaften. Erstens: Weit davon entfernt, die eigene desaströse Wirtschaftslage als etwas anderes als ein vorübergehendes Ungemach anzusehen, war man in Whitehall davon überzeugt, das amerikanische Potential für die eigenen außenpolitischen Ziele instrumentalisieren zu können, ohne dabei machtpolitisch Einbußen hinnehmen zu müssen. „Die Amerikaner in ihrer Auffassung, sie seien die handelnden Akteure, zu bestärken“, mochte den eigenen Interessen durchaus dienlich sein, solange darüber die Notwendigkeit, „ihnen die Hand zu führen“,423 nicht in Vergessenheit geriet. Zweitens: Das westliche Europa als „Dritte Kraft“ neben den beiden Supermächten zu einem Zeitpunkt zu reklamieren, da die britische Regierung sich händeringend um ein stärkeres US-Engagement auf dem Kontinent bemühte, verriet einen nicht zu verkennenden Wirklichkeitsverlust.424 Drittens: Die relative Machtstellung des Vereinigten Königreichs im westlichen Europa und die Sonderbeziehung zu den Vereinigten Staaten hätten es der Regierung Attlee erlaubt, einen bestimmenden Einfluss auf die Renaissance des Europäischen auszuüben. Dazu aber hätte die Regierung sich von Churchills Diktum aus den frühen dreißiger Jahren, wonach Britannien „with Europe but not of it[, …] linked but not comprised“425 sei, lösen und Bevins vom Hauch des Ungefähren umwehter Botschaft den Charakter des Verbindlichen geben müssen, dass nämlich „Britannien nicht außerhalb Europas stehen und die eigenen Probleme von denen ihrer europäischen Nachbarn losgelöst betrachten“426 könne.

Gewiss, die Gezeiten der Geschichte hatten Großbritannien an die Küste Europas getragen. Doch trotz kluger Einsichten, wonach „gemeinsam empfundene Gefahren Länder dazu bringen, morgen Lösungen zu begrüßen, die heute unpraktikabel und unakzeptabel erscheinen“,427 hatte das Verhalten derer, die in London den Gedanken einer westeuropäischen Union ins Spiel brachten, etwas Halbherziges. Eine Führungsrolle in Europa, die man ganz selbstverständlich für sich in Anspruch nahm, hätte mehr verlangt als einen mit seinem Schicksal hadernden Lear, der sich des Loses, das ihm die Geschichte beschert hatte, wohl bewusst war, aber nicht aufhören konnte, die Zukunft der eigenen Rolle in der Vergangenheit zu suchen, weil er trotz gegenteiliger Anzeichen seine ganze Hoffnung darauf setzte, dass die Gegenwart nichts anderes als eine vorübergehende Schwächeperiode darstellte. Und so blieb Europa für die politische Klasse und die ganze Nation, wie es Churchill im Herbst 1948 formulierte, neben Commonwealth und Empire und der englischsprachigen Welt nur einer von drei Kreisen, in deren privilegierter Schnittmenge sich das Vereinigte Königreich langfristig wähnte.428

Durch das Scheitern des Londoner Außenministerrats und die zeitgleiche Entscheidung, nach vorübergehenden Lösungen in der Bizone zu suchen, hatte die Sowjetunion die deutschlandpolitische Initiative verloren. Solange Stalin keine Anzeichen hatte erkennen können, dass das westliche Deutschland in ein westeuropäisches System unter amerikanischer, britischer und französischer Kontrolle eingebunden werden sollte, hatte er, wie von Frank Roberts im März 1946 vorhergesagt, davon abgesehen, mit den Westmächten die offene Auseinandersetzung in der Deutschlandfrage zu suchen. Im Umkehrschluss hieß das jedoch: „Russland würde sich [einer Orientierung der westlichen Zonen Richtung Westen, V.M.] mit allen Mitteln bis an den Rand des Krieges widersetzen.“429 Bevin war diese Aussage in Erinnerung geblieben. Als er in der Unterhausdebatte am 18. Dezember 1947 von einer gravierenden Entscheidung sprach, war er sich darüber im Klaren, dass „die Russen einen stetig wachsenden Druck ausüben würden, der das Gefüge des Westens als Ganzes gefährden“430 konnte. Noch war nicht abzusehen, in welche Richtung die Fliehkräfte innerhalb des westlichen Lagers wirken würden, wenn es denn zum Schwur kommen sollte. Eine Frage aber rückte zusehends in den Mittelpunkt des politischen Denkens und Handelns in Whitehall, und die lautete: Was wird aus Berlin?




IV. Was wird aus Berlin?

In another moment down went Alice after it, never once considering how in the world she was to get out again. The rabbit-hole went straight on like a tunnel for some way, and then dipped suddenly down, so suddenly that Alice had not a moment to think about stopping herself before she found herself falling down a very deep well. […] ‚Well!‘ thought Alice to herself. ‚After such a fall as this, I shall think nothing of tumbling downstairs! How brave they’ll all think me at home!‘ […] so many out-of-the-way things had happened lately, that Alice had begun to think that very few things indeed were really impossible.

Lewis Carroll431

1. Eine internationale Insel

Als Marschall Žukovs Erste Panzerbrigade in den Abendstunden des 21. April 1945 den Stadtrand Berlins erreichte, lagen fünf verlustreiche Kampftage hinter den Truppen der Roten Armee. Allein bei der Schlacht um die Seelower Höhen waren 33 000 sowjetische und 12 000 deutsche Soldaten gefallen. Berlin, einst eine der wichtigsten Industrie- und Handelsstädte Europas, war bereits schwer gezeichnet von amerikanischen und britischen Bombenangriffen. Die eigentliche Schlacht aber stand der Stadt mit ihren verbliebenen 2,8 Millionen Einwohnern noch bevor. Žukovs Erste Weißrussische Front und Konevs Erste Ukrainische Front hatten von Stalin den Befehl erhalten, mit übermächtiger Feuerkraft und massiver Überlegenheit in der Truppenstärke die Reichshauptstadt am sechsten Tag der Operation, an Lenins Geburtstag am 22. April, einzunehmen. 2,5 Millionen Soldaten, 6460 Panzer, 7500 Flugzeuge, 95 400 Motorfahrzeuge, 41 600 Artilleriegeschütze und Mörser, 3255 Katjuscha-Raketenwerfer, kurz: eine stärkere mechanisierte Streitmacht, als Hitler für die Eroberung der Sowjetunion aufgestellt hatte,432 demonstrierten, welche Bedeutung Stalin der Einnahme Berlins durch die Rote Armee beimaß.

Während General Eisenhower die deutsche Hauptstadt nur für „einen Ort auf der Landkarte“433 hielt und sich von Stalins Aussagen, wonach die sowjetische Offensive erst in der zweiten Maihälfte erfolgen werde, hinters Licht führen ließ, drängten Churchill und der Oberbefehlshaber der britischen Heeresgruppe in Nordwesteuropa, Feldmarschall Montgomery, vergeblich darauf, Berlin als „den entscheidenden Punkt in Deutschland“434 zu betrachten, solange über der Stadt die deutsche Flagge wehte. Nach der Einnahme Magdeburgs durch amerikanische Truppen am 11. April 1945 gab es Pläne, wonach Berlin in wenigen Tagen erreicht werden konnte. Das amerikanische Oberkommando aber entschied, an der Elbe stehen zu bleiben. Stalin dagegen trieb seine Truppen in die Entscheidungsschlacht. Nach verlustreichen Straßen- und Häuserkämpfen erreichten sie das von den deutschen Verteidigern mit einem Netz von Befestigungsanlagen umgebene, auf ganz merkwürdige Weise als „Höhle der faschistischen Bestie“435 bezeichnete Ziel der sowjetischen Propaganda: den Reichstag. Auf dem von Bombenhagel und Geschützfeuer schwer gezeichneten Wallot-Bau vollzogen Rotarmisten am 30. April 1945 jenen Akt, mit dem Sieger am Ende von Kriegen gewöhnlich ihrer militärischen Überlegenheit Ausdruck verleihen. Sie hissten die Flagge der siegreichen Nation.

Zwischen Trümmern und ungezählten Leichen gewann die noch vereinzelt in den Straßen der Hauptstadt wehende Losung der NSDAP Das alles verdanken wir unserem Führer! eine geradezu makabre Bedeutung. Das in der von Staub durchsetzten Luft weithin sichtbare rote Banner symbolisierte dagegen die Erschütterung des deutschen Nationalbewusstseins. Und nicht nur das: Inmitten des zwei Tage später kapitulierenden Berlins stand es auch für den Anspruch Stalins, die Revolution nach Westen zu tragen.

Kriegsbeute, das wusste er, konnte die Stadt nach den bereits im Krieg getroffenen Vereinbarungen nicht sein. Doch die exklusive Präsenz sowjetischer Soldaten, die er mit einer Mischung aus Geschick und Gerissenheit für zwei Monate bis in den Juli 1945 hinein sicherstellte, als amerikanische und britische Truppen bei gleichzeitiger Aufgabe ihrer Stellungen in Sachsen, Thüringen sowie im westlichen Teil Mecklenburgs in ihre Sektoren einrückten, verband der Diktator mit der Erwartung, in den ersten Wochen und Monaten in der Hauptstadt vollendete Tatsachen schaffen zu können. Diese sollten ihm langfristig einen bestimmenden Einfluss auf die Geschicke Berlins garantieren und darüber hinaus eine Sogwirkung auf das übrige Deutschland entfalten. Sein Vorgehen entsprach in mancher Hinsicht den Prinzipien, die jede Besatzungsmacht zu befolgen hat, will sie nicht nur den Krieg, sondern auch den Frieden für sich gewinnen: Sie sorgt möglichst rasch für Ruhe und Ordnung, stellt die Versorgung der Bevölkerung sicher, baut eine funktionierende Verwaltung auf, bindet, ohne das Heft aus der Hand zu geben, die Besiegten in die langfristig bedeutsamen Entscheidungen ein und informiert mit Hilfe ihr wohlgesonnener Medien über Grundzüge ihrer Besatzungspolitik. Um all das bemühten sich die Eroberer der ersten Stunde in engem Zusammenspiel mit jenen deutschen Kadern, die bereits während des Krieges in der Sowjetunion auf ihre Aufgabe vorbereitet worden waren.

Erschwert wurde das Vorgehen durch die katastrophale Lage, die Berlin mit anderen Großstädten des besiegten Reiches teilte. Wo „früher die Geräusche und die Hupen, das Brausen und Rauschen von Tausenden von Autos, das Branden eines enormen Verkehrs“ zu hören waren, herrschte „Grabesstille, über dem Schutt der Stadt, in den verlassenen Wohnvierteln“. Zugleich gab es aber auch „ein unaufhörliches Kriechen, Krabbeln und Tasten; […] ein ewiges Kommen und Gehen, Wandern, Laufen, Durchqueren; ein Scharren und Knarren von Millionen von rastlosen Sohlen“.436 Dieses Durcheinander eröffnete den Besatzern eine Chance. Denn in dem „Gewirr der Unsicherheiten und Fragwürdigkeiten [schien] noch alles möglich, jeder Weg offen, jede Entwicklung denkbar“.437 Genau darauf zielten die auf Befehl des sowjetischen Stadtkommandanten zügig in Angriff genommenen Wiederaufbaumaßnahmen der ersten Wochen. Weil alles demokratisch aussehen musste, wurde das Amt des Oberbürgermeisters einem Parteilosen, dem Architekten Arthur Werner, übertragen. Doch die wichtigsten Abteilungen des Magistrats (Personal und Verwaltung, Finanz-, Steuer- und Sozialwesen sowie Volksbildung) und das Amt des Polizeipräsidenten gingen an Kommunisten. In den 20 Bezirken Berlins war das Vorgehen identisch: Bürgermeister wurden sozialdemokratische oder bürgerliche Politiker, das Amt des Stellvertreters ebenso wie die Posten der zentralen Abteilungen wurden Kommunisten anvertraut. Mit List und Rücksichtslosigkeit setzten die Genossen der Gruppe Ulbricht, ein „getreues Spiegelbild der herrschenden Funktionärstypen des Stalinismus“,438 die ihnen von sowjetischer Seite übermittelten Direktiven mit „ordinärem Gehorsam“439 um.

Die fehlende Überparteilichkeit, der Mangel an Wohlwollen und Selbstlosigkeit, das Streben nach totaler Beherrschung und nicht zuletzt das Verhalten beträchtlicher Teile der vorrückenden Roten Armee, die vergewaltigend und plündernd durch die Straßen, Wohnstuben und Keller Berlins zog und damit unter Beweis stellte, wie dünn der Firnis des Humanen ist und wie sehr das Perverse im Normalen nistet – all das waren entscheidende Gründe dafür, dass die sowjetischen Sieger bei allen vorteilhaften Voraussetzungen ihren Kredit bereits in den ersten Wochen und Monaten verspielten. In dem Moment, in dem Stalin das Herz der Hauptstadt militärisch eroberte, verlor er politisch die Herzen der Hauptstädter. Was die britische Regierung prägnant zur Maxime ihrer Besatzungspolitik erklärte – nämlich Maßnahmen zu vermeiden, die zu einer dauerhaften Entfremdung zwischen Siegern und Besiegten führen würden –, mochte dem russischen Bären einleuchtend erscheinen. Doch seine Gewohnheiten diktierten ihm ein Verhalten, als dessen Konsequenz die Berliner, wann immer und vor allem wenn sie die Wahl hatten, Zuflucht bei den anderen Siegermächten suchten.440

Besonders eindrücklich zeigte sich dieses Verhalten im Rahmen der Wahlen vom 20. Oktober 1946. In dem den kommunalen Charakter einer Stadtverordnetenversammlung sprengenden, weit über die deutschen Grenzen hinaus Beachtung findenden Ereignis gewannen die die Politik der Westmächte im Großen und Ganzen unterstützenden Parteien – die Christlich-Demokratische Union (CDU), die Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) und die Liberaldemokratische Partei (LDP) – mehr als vier Fünftel der abgegebenen Stimmen, während die mit der sowjetischen Besatzungsmacht weithin identifizierte Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED) noch nicht einmal ein Fünftel der Stimmbürger hinter sich vereinen konnte.441 Aus Sicht der SMAD hatte „der Wahlkampf […] den Charakter eines politischen Kampfes der Alliierten um den Einfluß in Berlin, und mittels dieser Stadt um den Einfluß in ganz Deutschland, angenommen.“ Für „viele Deutsche“ ging es dabei, so konstatierte dieselbe Quelle, um den Kampf zwischen „‚westliche[r] Demokratie‘“ und „‚[östlicher] Diktatur‘“.442

Die ersten und für vier Jahrzehnte letzten freien Wahlen in Groß-Berlin fanden vor dem Hintergrund wachsender Spannungen zwischen den Siegermächten statt. Tendenzen der Spaltung ebenso wie der Vereinheitlichung waren das Kennzeichen der Zeit: in den Zonen ebenso wie in den Sektoren. Die alte Hauptstadt war ein Spiegelbild der Verhältnisse in ganz Deutschland, und nach den Vorstellungen der Sieger sollte sie das auch sein.

Bereits während des Krieges hatten sich die ‚Großen Drei‘ im Londoner Protokoll vom 12. September 1944 sowie in dessen Ergänzungen vom 14. November 1944 darauf geeinigt, die Hauptstadt des Reiches als Ausdruck der Verantwortung für ganz Deutschland gemeinsam zu besetzen. Nach dem Vorbild des Alliierten Kontrollrates sollte Berlin von einer interalliierten Regierungsbehörde, der Alliierten Kommandantur, an deren Spitze die drei Stadtkommandanten standen, verwaltet werden. Unter der allgemeinen Leitung des Kontrollrates sollte jeder von ihnen der Reihe nach im monatlichen Wechsel als Leiter der Behörde amtieren. Jeder Kommandant verfügte über ein Vetorecht, das ihm bei Bewahrung des Rechts auf selbständiges Handeln im jeweils eigenen Sektor erlaubte, alliierte Entscheidungen im Rahmen der Kommandantur zu torpedieren. Der Zweckmäßigkeit halber wurde die Stadt in drei Sektoren aufgeteilt, deren je einer den drei Mächten zugewiesen wurde. Frankreich trat den alliierten Vereinbarungen am 1. Mai 1945 bei. Wie im übrigen Deutschland wurde auch in Berlin der französische Sektor aus dem britischen und dem amerikanischen Sektor gebildet.443 Als „eine Art fünfte Zone“444 blieb Berlin Hauptstadt, die als Mikrokosmos das von den vier Siegermächten besetzte Deutschland im Kleinformat widerspiegelte.

Die alliierte Entscheidung, Berlin gemeinsam zu besetzen, entsprach politischem Kalkül. Militärisch betrachtet war sie vor dem Hintergrund des Zuschnitts der Besatzungszonen, wie der zum Präsidenten aufgestiegene Dwight D. Eisenhower nach Beginn der Zweiten Berlinkrise im November 1958 feststellte, „ganz und gar unlogisch“.445 Als „internationale Insel“446 lag Berlin inmitten der sowjetischen Besatzungszone, ohne Teil derselben zu sein. Die kürzeste Entfernung zwischen der Hauptstadt und der britischen Zone betrug mehr als 170 Kilometer; mehr als 170 Kilometer also, die die westlichen Alliierten zur Versorgung der eigenen Truppen sowie der Bevölkerung in den westlichen Sektoren zurückzulegen hatten.

Wie in Deutschland deutete allerdings auch in Berlin zunächst wenig auf einen Bruch der Kriegskoalition hin. Wäre es anders gewesen, die westlichen Alliierten hätten sich im Rahmen der Europäischen Beratenden Kommission kaum auf einen derart prekären Zuschnitt der Besatzungszonen eingelassen. Allein im sowjetischen Sektor von Berlin waren 18 000 Soldaten der Roten Armee stationiert, weitere 300 000 nannten die östliche Zone zwischen Görlitz und Geisa ihr vorübergehendes Zuhause. Amerikaner, Briten und Franzosen verfügten dagegen über 6500 Soldaten in ihren Sektoren und 260 000 in den westlichen Zonen.447

Nach dem Studium der unterschriftsreifen Kommissionsentwürfe sowie einer genaueren Betrachtung der vereinbarten Zonen stellten US-Diplomaten fest, dass in allen Dokumenten zwar die gemeinsame Besetzung Berlins geregelt war, explizit aber keine Zugangswege für die Westmächte vorgesehen waren. Ihr Vorschlag, die drei Zonen deshalb „auf Berlin wie auf die Mitte eines Kuchens konzentrisch zusammenlaufen zu lassen“,448 so dass jede Zone ihren eigenen Zugang zur Hauptstadt gehabt hätte, wurde von dem amerikanischen Verhandlungsführer, Botschafter John Winant, abgelehnt. Wie die Briten, die die Frage des Zugangs zu keinem Zeitpunkt thematisierten, weil sie eine gegenseitige Abschottung der Zonen für unwahrscheinlich hielten, setzte Winant auf eine fortwährende Zusammenarbeit mit den Sowjets und war darauf bedacht, nichts zu unternehmen, was das Misstrauen Moskaus hätte erregen können. Insofern gab es im Sommer 1944 eine bewusste Entscheidung, keine zusätzlichen Vereinbarungen in der Frage der Zugangsrechte nach Berlin anzustreben.

Zusätzliche oder gesonderte Vereinbarungen, die den Transitverkehr der Westmächte von und nach Berlin geregelt hätten, konnten an dem Recht der Amerikaner, Briten und Franzosen, in Berlin zu sein, ohnehin nichts ändern. Das Recht auf Präsenz, das sich für jede einzelne Siegermacht aus dem Sieg über Nazideutschland, aus der bedingungslosen Kapitulation des Reiches, aus der alliierten Übernahme der höchsten Regierungsgewalt in Deutschland und aus der im Londoner Protokoll festgelegten gemeinsamen Besatzung Berlins ergab und nicht von einem Abkommen mit der Sowjetunion abhing, schloss darüber hinaus zwingend das Recht auf Zugang ein. Die mündlichen und schriftlichen Vereinbarungen, die die drei beziehungsweise vier Siegermächte trafen, waren insofern nichts anderes als militärische und technische Details, die die Ausübung des Zugangsrechts regelten, jedoch kein Ersatz für die bereits bestehenden rechtlichen Grundlagen sein konnten.449

Vor dem Einmarsch ihrer Truppen in Berlin hatten die stellvertretenden Oberbefehlshaber der amerikanischen und britischen Streitkräfte, die Generäle Clay und Weeks, kein Übereinkommen unterzeichnen wollen, das eine bestimmte Anzahl an Schienen- und Landwegen festlegte und damit als Verzicht auf ein Zugangsrecht über sämtliche Wege hätte ausgelegt werden können. Stattdessen hatten sie auf Drängen Marschall Žukovs mündlich in eine vorübergehende Regelung eingewilligt, wonach unter dem Vorbehalt, die Frage im Alliierten Kontrollrat erneut aufzurollen, den Westmächten eine Eisenbahnstrecke, eine Fernverkehrsstraße und zwei Luftkorridore zur Verfügung stehen sollten, wobei sämtlicher Verkehr frei sein sollte von Grenzkontrollen oder der Kontrolle durch Zollbeamte oder militärische Behörden.450

Letztlich einigten sich die Siegermächte im Alliierten Kontrollrat auf Vorschlag eines Berichts des Luftdirektorats auf die Schaffung eines Systems von Luftkorridoren, das die Luftverbindungen von Berlin nach Hamburg, Bückeburg bei Hannover und Frankfurt am Main festlegte. Details des Luftverkehrs sowie genaue Flugvorschriften wurden auf dieser Grundlage im Oktober 1946 geregelt.451 Unter sowjetischer Aufsicht sollte die Kohle- und Nahrungsmittelversorgung Berlins, nicht jedoch die Personenbeförderung nach Berlin, die zu einem späteren Zeitpunkt erörtert werden sollte, per Schienenverkehr über die Strecke Helmstedt-Magdeburg-Berlin erfolgen, der Fernstraßenverkehr über die Strecken Berlin-Hof, Berlin-Helmstedt, Berlin-Herleshausen und Berlin-Hamburg und der Schiffsverkehr über die Havel-Elbe- sowie die Mittellandkanal-Route.452

Moskaus frühzeitiges Widerstreben, den westlichen Alliierten den uneingeschränkten Zugang in die gemeinsam besetzte Hauptstadt zu gewähren, hatte weniger mit der Absicht, ganz Berlin für sich zu reklamieren, als vielmehr mit dem Verlangen zu tun, alles und jeden zu kontrollieren, das und der den Weg durch die sowjetische Zone in die Hauptstadt nahm. Indem Moskau von Beginn an direkt oder indirekt zu verstehen gab, den Zugang der westlichen Alliierten kontrollieren zu wollen, nahm es für sich in der Berlinfrage eine gegenüber den Westmächten übergeordnete Stellung in Anspruch. Und indem der Kreml sich im Vorfeld des britisch-amerikanischen Einmarsches in Berlin weigerte, den Westmächten schriftlich den uneingeschränkten Zugang zuzugestehen, hielt er sich, ohne die eigene Position bereits während der Verhandlungen auf den Tisch legen zu wollen, die Option offen, die generellen Vereinbarungen über Berlin zu einem späteren Zeitpunkt dadurch infrage zu stellen, dass er ihnen in Abhängigkeit von der jeweiligen Situation eine andere Interpretation gab.

Doch das sowjetische Lavieren in der Zugangsfrage, das unter anderen Umständen die fehlende Übereinstimmung der Siegermächte ans Tageslicht gebracht hätte, blieb vorerst ohne Konsequenzen. Denn sosehr diese Frage seit dem Frühjahr 1948 in den Mittelpunkt alliierter Auseinandersetzungen rückte, so wenig spielte sie im Besatzungsalltag der ersten beiden Nachkriegsjahre eine Rolle; auch und nicht zuletzt weil anders als in ganz Deutschland die Viermächteverwaltung in der Hauptstadt weitgehend reibungslos funktionierte. Erst wenn Bewegung in die Deutschlandfrage kam, setzte in Whitehall stets auch das Denken über die Zukunft Berlins ein. Dann und immer dann wurde Berlin zu einer Spielwiese für außenpolitische Konzeptionen. Während Moskau sich aber auf den Heimvorteil verließ, ging es für London um ein höchst ungewöhnliches „Auswärtsspiel“.453


2. Auswärtsspiel

Ob sie es wollten oder nicht, in Berlin waren die Siegermächte viel mehr aufeinander angewiesen als im übrigen Deutschland und gerade deshalb stärker dem Gedanken der Kooperation verpflichtet. Hier war die Einheit noch bis in das Jahr 1948 erkennbar, während sie in den Zonen längst den nationalen Präferenzen geopfert worden war.

Angesichts der politischen Konstellation in Deutschland war diese Gratwanderung zwischen Teilung und Einheit durchaus gewollt. Die britische Regierung nutzte Berlin zunehmend als Fassade, hinter der sich ein westdeutscher Teilstaat als Kern der westlichen Eindämmungspolitik etablieren ließ, um zugleich durch ihre Präsenz vor Ort gegenüber den Deutschen und gegenüber Moskau mit ganz unterschiedlichen Absichten ihre Entschlossenheit zu demonstrieren, an der Einheit des Landes festhalten zu wollen. Und doch war das Bekenntnis zu Berlin alles andere als selbstverständlich. Denn sosehr die Präsenz in Berlin der britischen Regierung politische Möglichkeiten eröffnete, sosehr erwuchsen aus ihr langfristige Verpflichtungen. Die Entscheidung, an Berlin festzuhalten, war das Ergebnis eines regierungsinternen Ringens.

Erstmals rückte die Frage über die Zukunft Berlins in Whitehall Anfang Mai 1946 in den Mittelpunkt der Erörterungen, als Außenminister Bevin für eine Neuausrichtung in der Deutschlandpolitik plädierte. Würden sich die Westmächte auf ein separates Vorgehen in den westlichen Zonen verständigen, dann stellte sich zwangsläufig die Frage nach der Zukunft der Hauptstadt. Konnte sie, wenn es keine deutsche Zentralregierung in Berlin gäbe und Deutschland als Ganzes auf Jahre oder Jahrzehnte in Ost und West geteilt wäre,454 als ungeteilte Stadt und damit als Symbol der Einheit fortbestehen? Oder würde auch sie geteilt werden? War man unter diesen Bedingungen bereit, die Teilung zu vollziehen? Wie würden die Berliner in den Westsektoren, wie die Deutschen im Westen reagieren? Käme die Teilung Deutschlands, womit zu rechnen war, gegen den Willen Moskaus zustande, welchen Kurs würde der in die Defensive geratene Stalin dann einschlagen?

Die Lage Berlins eröffnete Stalin jedenfalls die Möglichkeit, die Westmächte politisch und militärisch unter Druck zu setzen – politisch, indem er die gesamtdeutsche Karte spielte, um die Deutschen für sich zu gewinnen; militärisch, indem er den Westmächten ihre prekäre Stellung in Berlin vor Augen führte, sie zum Rückzug zwang und auf diese Weise demonstrierte, dass er nicht nur Herr im eigenen Haus, im östlichen Teil des Landes, war, sondern seinerseits den Anspruch erhob, mit der Hauptstadt im Rücken den westlichen Teil langfristig auf seine Seite zu ziehen. War man sich in London dieser Risiken bewusst, verdrängte man den Gedanken daran, oder war man bereit, zwar vorläufig auf Zeit zu spielen, um den Aufbau in den Westzonen nicht zu gefährden, letztlich aber neue Wege einzuschlagen und das militärisch kaum zu verteidigende Berlin aufzugeben, wenn Westdeutschland erst einmal im Westen integriert wäre?

Anders als die Kabinettsvorlage zur künftigen Deutschlandpolitik blieben Bevins Ausführungen zur Zukunft Berlins im Mai 1946 Stückwerk.455 Bestenfalls dokumentierten sie die Unsicherheit über den bevorstehenden Drahtseilakt in der Deutschlandfrage; teilweise standen sie im Widerspruch zu den deutschlandpolitischen Grundsätzen; vor allem aber legten sie widerstreitende Meinungen innerhalb der Regierung offen, die darauf zurückzuführen waren, dass ihre Schlussfolgerungen entweder auf politischem Interesse oder auf militärischem Kalkül beruhten, nicht jedoch auf einer Kombination aus beiden.

Wenn in London die Relevanz Berlins im Kontext der deutschen Frage erörtert wurde, dann galt es drei Aspekte zu berücksichtigen: Berlin war die Hauptstadt des besiegten Deutschland, mit der die Deutschen in Ost und West ungeachtet der Besatzung nach dem Grundsatz „einmal Hauptstadt, immer Hauptstadt“456 den Sitz ihrer Regierung verbanden. Auch deshalb hatten sich die Siegermächte auf einen gesonderten Viermächtestatus für Berlin geeinigt. Mit ihm wurde nicht nur die prinzipielle Bereitschaft zur Kooperation und zur Lösung der deutschen Frage, sondern auch der Fortbestand der Einheit des Landes dokumentiert. Und schließlich lag Berlin in der sowjetischen Zone.

Weil sämtliche Aspekte die alles andere als deckungsgleichen Interessen der beteiligten Akteure tangierten, war abzusehen, dass ein separates Vorgehen in den westlichen Zonen „schwerwiegende Konsequenzen“457 für die britische Stellung in Berlin nach sich ziehen würde. Darin war man sich regierungsintern einig, nicht jedoch über die konkreten Folgen. Organisierten die Westmächte ihre Zonen als unabhängige Einheit, dann, so argumentierten einige, werde sich zwischen Ost- und Westdeutschland eine enorme Kluft auftun, und es sei allemal besser, sich auf die westlichen Zonen zu konzentrieren und „die Präsenz in Berlin […] zu beenden, bevor der Schaden noch größer“458 werde.

Während die Befürworter eines Rückzugs ihre Argumente auf die geographische Lage Berlins stützten und damit zu erkennen gaben, die Berlinproblematik vom Ende her zu denken, also unter Berücksichtigung des sowjetischen Eskalationspotentials, hielten ihre Kritiker ihnen entgegen, die deutschlandpolitischen Implikationen, die mit einem solchen Schritt unweigerlich verbunden waren, zu ignorieren.

Auf Anhieb mochte es vernünftig erscheinen, kurz nach dem Zweiten Weltkrieg einer Verschlechterung der Beziehungen zu Moskau dadurch aus dem Weg zu gehen, dass man den Russen Berlin überließ. Der westliche Entschluss, in den Westzonen vollendete Tatsachen zu schaffen, ohne den Verbleib in der Hauptstadt infrage zu stellen, also das Beste beider Welten für sich zu beanspruchen, musste Stalin, wollte er im Ringen um Deutschland nicht ins Hintertreffen geraten, zum Gegenangriff verleiten. Wenn man aber den Bruch mit Stalin für unvermeidlich hielt und deshalb für ein einseitiges Vorgehen im Westen plädierte, warum sollte man sich dann nicht auch zu diesem Bruch bekennen,459 indem man Berlin quasi im Tausch für die freie Hand im Westen räumte und unnötigen Friktionen aus dem Weg ging? Galt dies nicht umso mehr, als eine Verschärfung der Spannungen im Falle eines westlichen Verbleibs in Berlin womöglich den Deutschen die Rolle des lachenden Dritten überlassen würde, der die alliierten Differenzen zu seinem Vorteil nutzen, die Mitte Europas nicht zur Ruhe kommen lassen und damit das einzige Ziel, über das sich die vier Siegermächte noch einig waren, konterkarieren konnte?

In ihrer bestechenden Einfachheit fand diese Argumentation nicht wenige Anhänger in Whitehall. Doch sie offenbarte auch ein bemerkenswertes Unverständnis nicht nur für die sowjetische Deutschlandpolitik und die nationalen Ambitionen der Deutschen, sondern auch für die Eckpfeiler jenes Entwurfs, den Bevin dem Kabinett im Mai 1946 vorlegte.460 Gerade weil er über Berlin hinaus, also die deutsche Frage vom Ende her dachte, musste Berlin Kernbestand seines deutschlandpolitischen Konzepts sein. Für einmal deckte sich seine Analyse mit der seines sowjetischen Kollegen: „Was in Berlin geschieht, geschieht in Deutschland, und was in Deutschland geschieht, geschieht in Europa.“461 Mit anderen Worten: Für die britische Deutschland- und Europapolitik und ganz konkret für deren Ausgangs- und Endpunkt – Konsolidierung durch Gegenmachtbildung und Transformation durch Magnetisierung – war die deutsche Hauptstadt von zentraler Bedeutung.

Ein westlicher, den Ereignissen vorauseilender Rückzug aus Berlin, so argumentierte Bevin im Kabinett, würde nicht nur die Sowjets ermuntern, ihre Expansion fortzusetzen und den Aufbau in den westlichen Zonen zu torpedieren. Er würde darüber hinaus ein fatales Signal an die Deutschen senden, weil diese sich unweigerlich die Frage stellen müssten, wie lange die Westalliierten überhaupt noch in Deutschland bleiben würden und ob sie nicht besser gleich auf die sowjetische Karte setzen sollten, zumal die Einheit des Landes dadurch bewahrt werden könnte. Im Umkehrschluss hieß das: Entschieden sich die Westmächte für den Verbleib in Berlin, dann konnten sie nicht nur darauf hoffen, das Vordringen Stalins zu stoppen und das westliche Deutschland zu konsolidieren, sondern auch die Deutschen im Westen und im Osten – diese langfristig, jene bereits kurzfristig – für sich zu gewinnen, indem sie Berlin als „Ausgangsposition“462 nutzten, um das rote Imperium sowohl im Osten Deutschlands als auch in ganz Osteuropa zu Fall zu bringen.

Allerdings konnte auch Bevin die geographische Lage Berlins nicht ignorieren. Die dem sportlichen Wettkampf entliehene Metapher vom „westlichen Auswärtsspiel“463 war indes kaum geeignet, das Berlinproblem im Kern zu erfassen. Zwar war auch in diesem Fall die Anreise beschwerlich und die Stimmung vor Ort bisweilen feindlich. Aber es gab keinen Schiedsrichter, der auf die Einhaltung der Regeln achtete. Vielmehr waren die Westmächte nach Einschätzung des Außenministers auf das „Wohlwollen der Sowjets angewiesen“.464 Für den Fall eines separaten Vorgehens in den westlichen Zonen mussten sie aber mit dem Gegenteil rechnen. „We […] should [then]“, hielt Bevin im Mai 1946 fest, ohne die verbleibenden Optionen zu prüfen und ohne die deutschlandpolitischen Folgen aufzuzeigen, „soon find ourselves forced out of Berlin.“465

Als der Bruch mit Stalin im Frühjahr 1946 durchdekliniert wurde, mochten die zu Berlin vorgetragenen Gedanken nicht in letzter Konsequenz durchdacht gewesen sein. Drei Entwicklungen zeichneten sich aber ab. Erstens: Ein freiwilliger Rückzug kam nicht infrage. Das machte Berlin allerdings noch nicht zum „politischen Tobruk“.466 Vom erfolgreichen Ende her gedacht mochte Tobruk durchaus als Vorbild für die britische Berlinpolitik taugen. Der damit verbundene verlustreiche Weg war aber für kaum jemanden in Whitehall wirklich erstrebenswert.467 Das heißt zweitens: Es gab keine Entscheidung für einen bedingungslosen, langfristigen Verbleib in Berlin. Stattdessen plädierte Bevin dafür, Stalins Reaktion abzuwarten, sollten sich die USA und Frankreich seinen Überlegungen zu einem separaten Vorgehen in den Westzonen bei gleichzeitiger „Aufrechterhaltung der Viermächtefassade“468 anschließen. Zu unsicher war ihm die Lage in Berlin, Deutschland und Europa im Mai 1946, als dass er auf der Basis von Spekulationen bereit war, seine politischen Optionen vorschnell zu reduzieren. Daraus ergibt sich eine dritte Feststellung: Bevin war sich bewusst, dass der wachsende sowjetische Druck auf die Westmächte in Berlin letztlich zur Aufgabe der Stadt führen konnte. Allerdings musste es nicht so kommen.

Und so operierte man in Whitehall bis in den Sommer 1947 im Rahmen der alles andere als deckungsgleichen Konzeptionen des Frühjahrs 1946. Erst im Vorfeld des Londoner Außenministerrats bemühte man sich im Foreign Office, begleitet von der britischen Militärregierung in Berlin, Szenarien auszuarbeiten oder, wie man in London notierte, ein „Kartenhaus“ zur Zukunft Berlins zu errichten, von dem man selbst nicht so recht wusste, ob man es nicht lediglich zum Selbstzweck erstellte, um es in Kürze „wieder mit Freude einzureißen“.469


3. Kartenhaus

Im Sommer 1947 rechnete man im Foreign Office mit einem Scheitern der Londoner Außenministerkonferenz. Weil inzwischen auch das Kabinett den Aufbruch in den Westzonen befürwortete, die US-Regierung nach der Moskauer Konferenz einen markanten Kurswechsel vollzogen hatte, Frankreich zunehmend auf die anglo-amerikanische Karte setzte und die Deutschen im Westen nicht abgeneigt schienen, die mit dem wirtschaftlichen Fortschritt verbundene Freiheitsfrage bei gleichzeitiger Verschleppung der Einheitsfrage zu lösen, rückte die Berlinfrage als Teil der britischen Deutschlandpolitik erneut auf die Tagesordnung. Das Scheitern des Londoner Außenministerrats, das zum „Meilenstein unserer Deutschland­politik“470 wurde, hatte per se keinen Einfluss auf die Berlinplanungen, war aber zentrale Voraussetzung für das separate Vorgehen im Westen, das wiederum in einer Kettenreaktion dazu führen musste, dass Stalin nicht nur „seine Karten auf den Tisch legen“,471 sondern auch, so wurde befürchtet, den Hebel in Berlin ansetzen würde.

Mit dem Ende der Londoner Konferenz am 15. Dezember 1947 wurde der westdeutsche Zug in Bewegung gesetzt. Doch die ersten Schritte zur Stärkung der Bizonenverwaltung, die das sowjetische Außenministerium frühzeitig vorausgesehen472 und zum Anlass genommen hatte, zunächst noch recht vage Überlegungen zur deutschlandpolitischen Bedeutung Berlins anzustellen, boten Stalin keine ausreichende Grundlage, den Druck auf die Westmächte in Berlin bereits zu diesem Zeitpunkt markant zu erhöhen.

Die britischen Berlinplanungen bewegten sich deshalb auch nach dem Scheitern des Außenministerrats in den Bahnen, die die Akteure im Sommer 1947 angelegt hatten. Auf Stalins Verhalten fixiert, der seinerseits das Vorgehen der Westmächte in den westlichen Zonen abwartete, gab es in Whitehall wie bereits im Frühjahr 1946 keinen Konsens über das weitere Vorgehen in Berlin. Im Gegenteil, über mehr als sechs Monate – von August 1947 bis Februar 1948 – arbeiteten sich die Diplomaten in London und die Berater der britischen Militärregierung in Berlin stets an denselben Fragen ab, ohne jemals zu einer sie selbst überzeugenden Antwort zu kommen: Wie würde die Sowjetunion auf das Scheitern des Londoner Außenministerrats und das daraus resultierende Vorgehen der Westmächte in den westlichen Zonen reagieren? Welche Maßnahmen konnte, welche Maßnahmen würde Stalin ergreifen? Und wie sollte sich die britische Regierung verhalten?473

Mit Beginn des Sommers 1947 wurden aus Kreisen der SMAD, mit Hilfe der SED sowie über die sowjetisch kontrollierte Presse Gerüchte gestreut, die die westliche Position in Berlin untergraben und die Berliner an der weiteren Präsenz der Westmächte zweifeln lassen sollten. Um ihre Meldungen, die jeder Grundlage entbehrten, glaubwürdig erscheinen zu lassen, verwiesen sie auf die angebliche Verlagerung von Industriegütern und ganzen Fabrikausstattungen aus den Westsektoren in die Bizone. Den sowjetischen Militärs wurden Aussagen zugeschrieben, die zwar auf dasselbe Ergebnis – den Verbleib der Roten Armee als einzige Besatzungsmacht in Berlin und die Integration der vier Sektoren in die östliche Zone – hinausliefen, aber anders als die Zeitungsmeldungen nicht in erster Linie auf die Verunsicherung der Berliner Bevölkerung, sondern auf deren Einschüchterung und Verängstigung zielten.474

Vor dem Hintergrund der sich verschlechternden Atmosphäre im Alliierten Kontrollrat und in der Alliierten Kommandantur berichteten die britischen Nachrichtendienste im Herbst 1947 über eine Bemerkung des Oberbefehlshabers der sowjetischen Besatzungstruppen in Deutschland, Marschall Sokolovskij, gegenüber dem SED-Vorsitzenden Ulbricht, wonach die Sowjetunion alles daran setzen werde, „den Rückzug der Westmächte aus Berlin zu beschleunigen“.475 Diese Aussage, die einen breiten Interpretationsspielraum ließ, basierte noch nicht auf konkreten Plänen, doch sie deutete in eine Richtung, in die die Spitze des Moskauer Außenministeriums in jenen Tagen tatsächlich dachte. Als „extreme Maßnahme, zu der man erst dann schreiten könnte, wenn es keinerlei Hoffnung auf eine Einigung […] auf der bevorstehenden Tagung des Rats der Außenminister […] gäbe“, so notierte der stellvertretende Außenminister Gusev in einer Denkschrift an Außenminister Molotov, „könnte die Sowjetunion gezwungen sein, die Beseitigung der Zone von Groß-Berlin und die Eingliederung des gesamten Berliner Territoriums in die sowjetische Zone zur Diskussion zu stellen“.476

Während die Meldungen über einen bevorstehenden Rückzug der Westmächte aus Berlin nach dem Scheitern des Londoner Außenministerrats in den Medien der sowjetischen Zone zunahmen, verdichteten sich nach Erkenntnissen der britischen Nachrichtendienste, die auf angeblichen Aussagen sowjetischer Verbindungsoffiziere in Berlin beruhten, im Januar 1948 zugleich Hinweise darauf, dass die „SMA nicht zögern würde, im Falle einseitiger [westlicher] Entscheidungen in Frankfurt oder bei der Währungsreform die Straßen- und Schienenverbindungen Richtung Westen zu schließen“.477 Sowenig die Akteure in London diese Aussage verifizieren konnten, so passte sie doch zu dem fast zeitgleich an den Berliner Magistrat ergangenen Befehl der SMAD, den sowjetischen Behörden unverzüglich Details über Lagerkapazitäten für Lebensmittel in den Westsektoren mitzuteilen.478 Beide Angaben spiegelten recht genau jene Überlegungen wider, die in Moskau noch vor dem Abbruch der Londoner Tagung angestellt worden waren beziehungsweise wenige Wochen danach in konkrete Planungen überführt wurden. Dazu gehörten als Vorstufe für weitere Maßnahmen auch Vorbereitungen für eine separate Währungsreform in der sowjetischen Zone sowie für den Rückzug aus den Ausschüssen und Unterausschüssen der Direktorate des Alliierten Kontrollrats.479

Noch aber war Stalin darauf bedacht, die Westmächte den entscheidenden Schritt zur Staatsgründung in den Westzonen machen zu lassen, um ihnen die Verantwortung für den Kollaps des Kontrollregimes in Deutschland zuweisen und zugleich sein späteres, aber bereits in Planung befindliches Handeln in Berlin als defensive Maßnahme zur Wahrung der Einheit des Landes präsentieren zu können. Seine eigenen Bemühungen zur Sowjetisierung der Ostzone trieb er jedoch entschieden voran,480 ohne auf die Unvereinbarkeit seiner deutschlandpolitischen Bestrebungen Rücksicht zu nehmen.

Diese Unvereinbarkeit zeigte sich just an dem Organ, das die Sowjetunion als Hüterin der deutschen Einheit erscheinen lassen sollte, tatsächlich aber einen nicht unerheblichen Beitrag zur Staatswerdung im Osten Deutschlands leistete: dem Deutschen Volkskongress. Konzipiert als maßgeschneiderter Mobilisierungsmechanismus der Massen gegen die Politik der Spaltung Deutschlands, verkümmerte er noch vor seiner konstituierenden Sitzung im Berliner Admiralspalast am 6./7. Dezember 1947 zum parteipolitischen Propagandainstrument ohne Patrioten. Den Protagonisten mochte er das Gefühl suggerieren, mit der neuen Zeit zu marschieren; in seiner autodestruktiven Form verstellte er aber den Blick dafür, dass es sich um eine Versammlung ohne Volk handelte.

Mit der „‚Gleichschaltung‘“ der Parteien und den Konsolidierungsbemühungen in der ostdeutschen Zone schien „die Vergangenheit besiegelt“481 zu sein. Zugleich wies das Berichtete aber in eine noch ungewisse Zukunft. Der „Nervenkrieg“482 um Berlin war in vollem Gang, als die Verkehrsbehinderungen zwischen der Hauptstadt und den westlichen Zonen im Januar 1948 erstmals markant zunahmen. Offiziere der Roten Armee bestanden darauf, die Identität der Fahrgäste in den alliierten Militärzügen zu überprüfen. Wurde ihnen der Zutritt verweigert, dann wurden die Züge nicht selten auf Nebengleisen zurückgehalten. Deutsche Passagiere wurden meist unter Hinweis auf unvollständige Ausweispapiere zurückgeschickt. Auch der Frachtverkehr nach Berlin wurde behindert, so dass die britischen Behörden Ende des Monats mit Erschrecken den Rückgang des Transportguts um nahezu die Hälfte im Vergleich zu den Vormonaten konstatieren mussten.483

Weil die Sowjetunion aber bereits im Winter 1947/48 mit einer sorgfältig dosierten Mischung aus Eskalationsbereitschaft und Deeskalationssignalen agierte; weil sie die Verkehrsbeschränkungen ebenso schnell wieder aufhob, wie sie diese eingeführt hatte, ihr Vorgehen im Januar 1948 also lediglich aus temporären Maßnahmen bestand, fiel es den britischen Akteuren schwer, die eigenen Planungen systematisch voranzutreiben. Das Regierungshandeln zwischen London und Berlin folgte der Gesetzmäßigkeit politischer Prozesse, wonach nicht allein Gesagtes und Berichtetes, sondern auch praktisches Handeln auf verschiedene Weise verstanden und interpretiert werden kann. Annahmen und Absichten, Wunschvorstellungen und Wirklichkeit vermischten sich zu einem diffusen Konstrukt, das gemeinsam zu entwirren sich Diplomaten und Militärs nicht zutrauten und das in der Konsequenz den Entscheidungsprozess weitgehend lähmte.

Dabei beruhte die britische Haltung auf der durchaus zutreffenden Einschätzung, dass Stalin zwei Ziele in Deutschland verfolgte, die allerdings je nach Priorisierung unterschiedliche Auswirkungen auf die sowjetische Berlinpolitik haben konnten: Während die Kontrolle über die eigene Zone eine härtere Gangart gegenüber den Westmächten in Berlin nahelegte, sprach das Festhalten an der Einheitsoption für ein zurückhaltendes Vorgehen. Einig waren sich die Diplomaten in London und die Vertreter der britischen Militärregierung in Berlin in drei Punkten: Zunächst würde auch Stalin die Berlinfrage im Kontext seiner Deutschlandpolitik, also nicht isoliert betrachten. Darüber hinaus musste er die westliche Präsenz in Berlin als Hindernis für die vollständige Integration der östlichen Zone in den sowjetischen Machtbereich empfinden. Und gerade deshalb war „zumindest mit ganz erheblichen Veränderungen der gegenwärtigen Position der Westalliierten in der Stadt“484 zu rechnen.

Während die Londoner Zentrale und der Berliner Außenposten in den Grundzügen übereinstimmten, gab es bei der Einschätzung der Details, die für das eigene Handeln von entscheidender Bedeutung waren, große Unterschiede. Einerseits ging es um die Frage, wie sich die Mehrgleisigkeit der sowjetischen Deutschlandpolitik auf Berlin auswirken würde. Andererseits war umstritten, wie die Eckpfeiler der sowjetischen Außenpolitik – Kriegsvermeidung, Sicherheitsstreben und Expansionswille – Stalins Vorgehen in Berlin beeinflussen würden. Ungeachtet massiver Warnungen der Militärregierung, der General Robertson seit November 1947 vorstand, und recht konkreter Hinweise der Nachrichtendienste auf eine Verschärfung des sowjetischen Kurses in Berlin konnte man sich im Januar 1948 lediglich darauf verständigen, dass „der Lauf der Dinge in den kommenden Monaten Spekulation“485 bleiben musste. Zu dürftig, zu widersprüchlich erschienen die vorliegenden Informationen.

Gewiss, die Sowjetunion würde den Druck auf die Westmächte in Berlin indirekt erhöhen:486 mit ihrer Politik der pressegeleiteten Diskreditierung, die das Vertrauen der Berliner in die westliche Fähigkeit untergraben sollte, dem sowjetischen Drängen zu widerstehen; mit ihrem Nervenkrieg gegen die Bevölkerung, der die Berliner ebenso einschüchtern wie sie gegenüber der sowjetischen Besatzungsmacht gefügig machen sollte; mit der durch die SED verfolgten Obstruktionspolitik gegenüber Magistrat und Stadtverordnetenversammlung; sowie mit provozierten Ausschreitungen, kontrolliert entfesselter politischer Gewalt und punktuellen Sabotageakten. Darüber hinaus erwartete vor allem die britische Militärregierung direkten Druck durch die SMAD, der von einer an die Westmächte gerichteten Aufforderung, Berlin zu verlassen, über die einseitige Aufkündigung der Viermächteverwaltung der Stadt und die Integration des sowjetischen Sektors in die sowjetische Zone mit dem Ziel, später auch die Westsektoren zu absorbieren, bis hin zur Manipulation der durch die sowjetischen Behörden kontrollierten öffentlichen Versorgungseinrichtungen für ganz Berlin reichen konnte.487

Die entscheidende Frage aber war, ob Stalin auch das Risiko einer Blockade der Land- und Wasserwege zwischen den Westzonen und Berlin eingehen würde. Robertson wollte das nicht ausschließen. Würde Stalin, so argumentierte er, bei einseitigem Vorgehen des Westens in den westlichen Zonen den Status quo in Berlin nicht infrage stellen, dann würde er nicht nur Gefahr laufen, den Westen Deutschlands, sondern auch die eigene Zone zu verlieren. Dann nämlich konnten die Westsektoren den Westmächten im Sinne der „politischen Kriegführung“ als „vorgeschobener Stützpunkt und Operationsbasis hinter dem Eisernen Vorhang“488 dienen, um sämtliche sowjetischen Bemühungen, die östliche Zone zunächst als „Bollwerk gegen den Kapitalismus“ zu etablieren und anschließend als Ausgangspunkt für das „Einsickern von Ost nach West“489 zu nutzen, von Beginn an und dauerhaft zu unterminieren.

Während die Mahnungen, die das Foreign Office aus Berlin erreichten, die „Atmosphäre gespannter Unsicherheit“490 angemessen reflektierten, war die Antwort der Diplomaten in London bemerkenswert selbstsicher: Moskau werde die Dinge nicht auf die Spitze treiben, sondern allenfalls darauf setzen, dass der Westen, gedemütigt und geläutert zugleich, Berlin aus freien Stücken den Rücken kehren werde. Doch die Kernbotschaft war eine andere: „Wir werden unsere Vertretung in Berlin ohne große Schwierigkeit aufrechterhalten können.“491 Unausgesprochen lagen den divergierenden Erwartungen der Militärregierung auf der einen und des Foreign Office auf der anderen Seite unterschiedliche Vorstellungen über die langfristigen Absichten Stalins zugrunde. Während jene den zu erwartenden Druck auf die Westmächte in Berlin in letzter Konsequenz als sowjetische Priorisierung der Kontrolle über die eigene Zone auf Kosten der Einheitsoption deuteten, bei der die Hauptstadt als Preis der deutschlandpolitischen Bemühungen Moskaus erscheinen musste, beurteilten diese das Vorgehen als Versuch, der präferierten Einheitsoption Nachdruck zu verleihen, also lediglich als Mittel zum Zweck, dem gerade deshalb klare politische und militärische Grenzen auferlegt waren.

Gemäß dieser Interpretation musste jedwedes Vorgehen Stalins in Berlin sowohl dessen deutschlandpolitischen Zielen als auch den Prinzipien der sowjetischen Außenpolitik fundamental zuwiderlaufen. Denn war es nicht Stalin, der den Westmächten wortreich den Bruch der Viermächtevereinbarungen vorwarf und der, würde er seinerseits den Viermächtestatus Deutschlands und Berlins einseitig aufkündigen, den Westmächten die perfekte Vorlage liefern würde, ihn als Paria in der Deutschlandfrage bloßzustellen? War es nicht Stalin, der nicht nur ganz Deutschland für den Kommunismus gewinnen wollte, sondern auch besonderen Wert darauf legte, von den Deutschen als der eigentliche „Verfechter der Einheit Deutschlands“492 wahrgenommen zu werden, und deshalb zwar die Abschirmung der östlichen Zone betreiben konnte, nicht aber auf die Isolation derselben setzen durfte? War es nicht Stalin, der auf Stahllieferungen aus dem Ruhrgebiet angewiesen war, unverändert auf substantielle Reparationen aus den westlichen Zonen hoffte und kaum in der Lage war, weitere 2,3 Millionen Berliner zu versorgen? Und war es nicht Stalin, der, auch wenn er sich der Orientierung der westlichen Zonen Richtung Westen mit allen Mitteln bis an den Rand des Krieges widersetzen würde, angesichts der verheerenden Kriegsschäden im eigenen Land doch, wie Frank Roberts im März 1946 berichtet hatte, vor dem Abenteuer zurückschreckte und gerade deshalb das unkalkulierbare Risiko einer Blockade der Land- und Wasserwege nicht eingehen konnte?493

Es waren zweifellos gewichtige Argumente, die gegen eine sowjetische Eskalation der Lage ins Feld geführt werden konnten und auch wurden. Doch beschrieben sie nur eine unter zahlreichen Möglichkeiten. Dass die Deutschlandexperten im Foreign Office diese eine Möglichkeit gleichwohl zur Wahrscheinlichkeit erklärten und damit das Erwünschte in den Vordergrund rückten, lag nicht allein daran, dass sie Stalins Beurteilung der Situation falsch ein-, dessen Risikobereitschaft unter- und die abschreckende Wirkung der schieren Präsenz der eigenen Truppen in Berlin überschätzten, sondern auch an dem Dilemma, vor das sie sich in Übereinstimmung mit der Militärregierung im Fall einer sowjetischen Blockade gestellt wähnten: Krieg oder Rückzug. Ein Drittes werde es aus ihrer Sicht nicht geben.

Deshalb konnte Robertson vor dem Hintergrund der eigenen, kritischeren Einschätzung der Lage die Londoner Zentrale warnen, dass ein Nachgeben in Berlin zwar „fast so gefährlich und riskant für unser Prestige wäre wie ein Verbleib bis zum Kriegsausbruch“494, aber eben auch nur fast. Und deshalb skizzierte er Möglichkeiten, die von der harten Haltung der amerikanischen Militärregierung über einen geordneten Rückzug bis hin zu einer Evakuierung Berlins durch alle vier Siegermächte reichten. In London wurden diese Überlegungen zunächst nicht weiter verfolgt.

Die einzelnen Bausteine, die zwischen August 1947 und Februar 1948 in London und Berlin zusammengetragen wurden, taugten, um in der Sprache des Foreign Office zu bleiben, noch nicht einmal zu einem „Kartenhaus“,495 weil sie in ihrer Gesamtheit nicht recht zueinander passen wollten, das Gebäude insgesamt also nicht tragfähig war. Erschöpft von den diversen Analysen, die sie über sechs Monate immer und immer wieder erstellt hatten, ohne einer Entscheidung näher gekommen zu sein, mussten sich Diplomaten wie Militärs wie in einer Endlosschleife vorkommen. Die Fülle an Argumenten, die in Teilen der Atemlosigkeit des Alltags geschuldet waren, fand in dem Mangel an überzeugenden Alternativen ihr alles andere als zukunftweisendes Pendant. Doch in der Tatenlosigkeit steckte in Wirklichkeit ein Suchen nach der Zukunft. Grundsätzlich sollte sich daran auch in den ersten Februarwochen nichts ändern, als die Zeit der Ungewissheit durch eine Phase geradezu „beklemmender Ruhe“496 abgelöst wurde. Dennoch oder gerade deshalb sprachen nicht wenige bereits von dem Beginn der „Schlacht um Berlin“.497

Außenminister Bevin befasste sich nicht mit den wenig zielgerichteten Diskussionen zwischen den Experten in seinem Ministerium und vor Ort in Berlin. Vielmehr hielt er sich an eine auf Vorschlag General Clays mit Außenminister Marshall getroffene mündliche Vereinbarung, wonach beide Regierungen sich mit der Zukunft der Westmächte in Berlin erst dann befassen wollten, wenn „sich die Dinge zuspitzen sollten“.498 Im Bewusstsein der Verwundbarkeit in Berlin lautete die Strategie: Vortäuschung eines Maximums an Kontinuität im Zeichen gezielt betriebener Diskontinuität. In bewusster Umkehr des Postulats seines deutschlandpolitischen Programms aus dem Frühjahr 1946 ging es Bevin im Winter 1947/48 darum, den Status quo in Berlin zu bewahren und an der Illusion der Kooperation festzuhalten. Ohne mit dem Staatsaufbau im Westen zu zögern, wollte Bevin zugleich alles vermeiden, was darauf hindeuten konnte, dass seine Regierung die Viermächteverantwortung für ganz Deutschland im Allgemeinen und die Viermächteverwaltung Berlins im Besonderen infrage stellen würde. Gerade deshalb hatte er bereits im Vorfeld des Londoner Außenministerrats intern die Losung ausgegeben, unter keinen Umständen die gemeinsame Besatzung Berlins zu thematisieren.499 Und gerade deshalb wollte er auch nach dem Scheitern der Konferenz den Eindruck vermitteln, die Berlinproblematik sei eine rein lokale Angelegenheit, die ausschließlich dem Zuständigkeitsbereich der Militärgouverneure und Stadtkommandanten obliege.

Natürlich wusste Bevin, dass das Gegenteil der Fall war. Schließlich war er es, der ungeachtet aller Unwägbarkeiten die deutsche Hauptstadt im Mai 1946 regierungsintern zum Kern seines deutschlandpolitischen Konzepts erklärt hatte. An dieser Einschätzung hatte sich nichts geändert. Ein Verzicht auf die Präsenz in Berlin hätte seine Pläne ins Wanken gebracht. Nicht nur wäre ein westlicher Abzug just zu dem Zeitpunkt, als man die Deutschen im Westen für die temporäre Teilung zu gewinnen suchte, mit beträchtlichem Prestigeverlust verbunden gewesen. Wer den „Fuss in der Tür“500 des kommunistischen Hauses zurückzog, hätte sich auch des eigenen, langfristig ausgerichteten Anspruchs auf ein ungeteiltes und freies Deutschland, ja auf ein ungeteiltes und freies Europa beraubt.

Und dennoch war Bevin davon überzeugt, in Berlin auf Zeit spielen zu müssen, weil er mehr als in der Deutschlandfrage in der deutschen Hauptstadt auf Stalins Vorgehen Rücksicht zu nehmen hatte und darüber hinaus zunächst die Abstimmung mit den Partnern suchen musste. Während er aus Washington wie so häufig unterschiedliche Signale erhielt, war alles andere als klar, ob Paris, käme es denn zum Schwur, bereit wäre, für Berlin zu sterben.

Solange Stalin also seine Karten nicht auf den Tisch gelegt hatte und solange es keine abgestimmte Position der Westmächte zur Zukunft Berlins gab, so lange hielt Bevin es für unklug, öffentlich Zusagen für ein langfristiges Engagement in der deutschen Hauptstadt zu geben, die möglicherweise nicht einzuhalten waren. Der Gedanke, dass Moskau nicht allein durch das einseitige Vorgehen in den westlichen Zonen, sondern auch durch das Schweigen des Westens zur Zukunft der Hauptstadt eingeladen werden konnte, die Daumenschrauben anzuziehen und die Entschlossenheit der einstigen Partner in Berlin auf die Probe zu stellen, war Bevin nicht fremd, spielte in seinem Kalkül aber nur eine untergeordnete Rolle. Noch war der Zeitpunkt für ihn nicht gekommen, Stalin in Berlin vor Augen zu führen, „dass wir zu stark sind, um geschlagen zu werden, und zu entschlossen, uns Angst machen zu lassen“.501 Gleichwohl drängte er darauf, dem „sowjetischen Nervenkrieg mit einer Reihe praktischer Maßnahmen (wie dem Aufbau eines britisch-deutschen Klubs, langfristig aufgelegten Kulturprogrammen etc.) zu begegnen, um unserer Präsenz in Berlin [zumindest] den Hauch von Permanenz“502 zu verleihen.

Dass Bevin sich wenige Wochen später fast im Alleingang und gegen die mittlerweile vorherrschende Stimmung in Whitehall darauf festlegte, nicht an der eigenen Position in Berlin rütteln zu wollen, hatte weder etwas damit zu tun, dass Stalin seine Ziele definiert hätte, noch damit, dass Washington oder Paris ihre Entscheidungsprozesse mit London abgestimmt hätten. Vielmehr waren es politische Umwälzungen in einem Land, das Neville Chamberlain eine Dekade zuvor noch als „fern“ und „unbekannt“503 beschrieben hatte, die Bevins Gedanken konzentrierten. Plötzlich schien der russische Bär im britischen Schlafzimmer zu stehen.504


4. Der Bär im Schlafzimmer

Mit der Gründung des Kominform Ende September 1947 hatte der Prozess der Konsolidierung des sowjetischen Machtbereichs in Ostmittel- und Osteuropa an Fahrt gewonnen. Unmissverständlich hatte Andrej Ždanov den „historischen Auftrag“ der kommunistischen Parteien formuliert: Das „antiimperialistische Lager“ sollte im Namen der „Verteidigung der […] Souveränität […] die eigenen Reihen schließen“ und dabei „alle Komplizen des amerikanischen Imperialismus erbarmungslos an den Pranger stellen“.505 Damit war das Startsignal für polizeistaatlichen Terror und spektakuläre Schauprozesse gegeben. Das radikale Entweder- oder trat an die Stelle des nuancierten Sowohl-als-auch, das Jan Masaryk noch im Vorfeld der Pariser Marshallplankonferenz im Juli 1947 im Sinne einer Brückenfunktion zwischen Ost und West für sich und sein Land in Anspruch genommen hatte.

Für Stalin und seine Statthalter in Prag, die er nicht zuletzt dank personeller Kontinuität in Gestalt von Klement Gottwald seit 1929 nach Belieben kontrollierte, war seit den Herbsttagen 1947 erkennbar, dass sie in freien Wahlen, die im Mai 1948 stattfinden sollten, nicht nur die absolute Mehrheit, sondern aufgrund eines Stimmungswandels in der Bevölkerung auch ihr Ergebnis aus dem Jahr 1946 verfehlen würden. Schlug sich Prag aber auf die Seite des Westens, so die Moskauer Sorge, dann würden auch die anderen ostmittel- und osteuropäischen Dominosteine fallen. Getrieben von Furcht und Vorteilssuche, Kalkül und Dogma sowie begünstigt durch die fatale Fehlkalkulation der Demokraten um den von Krankheit gezeichneten Präsidenten Beneš, begleitete der Kreml das überfallartige Handeln der Kommunisten während der Prager Kabinettskrise im Februar 1948 mit Genugtuung, ohne dabei selbst politisch oder militärisch erkennbar eingreifen zu müssen.506

Der Schock, der vom Prager Umsturz ausging, war ebenso tief wie nachhaltig. Bevin hatte zwar erwartet, dass Stalin das Scheitern der Londoner Tagung zur Flucht nach vorn nutzen werde. Das Kabinett hatte er deshalb bereits Anfang Januar 1948 auf einen Staatsstreich der Kommunisten vorbereitet.507 Doch die Art und Weise, die der soeben erst nach Prag entsandte Botschafter Dixon mit einer „präzise geplanten Militäroperation“508 verglich, versetzte nicht nur Whitehall in Angst und Schrecken. Nie zuvor war die jüngste Zeitgeschichte in den westlichen Hauptstädten so präsent. Nie zuvor wurden ihre Lehren so mahnend beschworen. Und nie zuvor wurde sie derart schonungslos für das eigene politische Handeln instrumentalisiert.

„History goes her way, but the lady looks too familiar for my liking“,509 ließ ausgerechnet der ehemalige Staatssekretär im Foreign Office und erbitterte Gegner der Appeasementpolitik unter Premierminister Chamberlain, Baron Vansittart, die Leser der Times noch am Tag des Prager Umsturzes, am 25. Februar 1948, wissen.

Ob im Kabinett, in dem Clement Attlee und sein Stellvertreter Herbert Morrison an das brutale Vorgehen Adolf Hitlers ebenso erinnerten wie an die Tage von München und der ehemalige Schatzkanzler Hugh Dalton für einen Augenblick sogar den Dritten Weltkrieg heraufziehen sah; ob auf den Oppositionsbänken von Westminster, von denen Harold Macmillan zum „letzten Kreuzzug“ gegen die Sowjetunion aufrief und Anthony Eden Prags geographische Nähe zu London beschwor; ob unter den heillos zerstrittenen Chefs der Teilstreitkräfte, deren Generalstabschef Montgomery „den Feind vor den Toren“ sah; ob an der Druckerpresse in Fleet Street, die wie Botschafter Dixon in Anlehnung an Edward Grey dramatisch überzeichnet von den erlöschenden Lichtern in Prag berichtete510 – überall folgte man Vansittarts Urteil; und überall lautete der Grundsatz: Nach hinten reicht unser Wissen, nach vorne nur unsere Furcht. Dabei war die Erinnerung an die Tage, Wochen und Monate der Jahre 1938/39 etwas, was man im Königreich nur sehr ungern hervorholte und von dem man doch wusste, dass es früher oder später zurückkommen und sich seinen Weg suchen würde. Es war, wie Stück für Stück einen zerbrochenen Spiegel zusammenzufügen, um sein Gesicht wiedersehen zu können. Doch das einzige, was man sah, waren die Risse. Im Kontext der Prager Ereignisse hieß das: Die Widersprüche, die man jüngst noch im außenpolitischen Handeln des Kremls zu erkennen geglaubt hatte, hatten ihre Gültigkeit verloren. Denn plötzlich, so hatte es den Anschein, war Josef Stalin Adolf Hitler, war Klement Gottwald Konrad Henlein,511 und der Regierung Seiner Majestät kam die historische Aufgabe zu, die Schmach von München durch eine Politik zu tilgen, die alles andere als friedenssüchtig und machtvergessen sein durfte.

Zweifellos waren die allseits bemühten historischen Parallelen bestenfalls fragwürdig. Denn niemand ging davon aus, dass Stalin, anders als sein einstiger Gegenspieler, zum Krieg entschlossen war; und niemand plädierte dafür, Stalins Anspruch auf eine Einflusssphäre in Ostmittel- und Osteuropa grundsätzlich zu hinterfragen. So hässlich die Fratze der kommunistischen Diktatur auch sein mochte, der Prager Coup konnte als defensive Maßnahme gedeutet werden, symbolisierte er doch nichts anderes als die brutale Umsetzung jener ideologischen Glaubensspaltung, von der Frank Roberts bereits im März 1946 gesprochen hatte.512

Und dennoch war das Anliegen, ‚München‘ als politische Chiffre heranzuziehen, um die eigenen Kräfte innen- und außenpolitisch zu mobilisieren, in der fragilen Konstellation, in der sich Europa Ende Februar 1948 befand, nachvollziehbar. Stalin mochte seinen Fokus auf die Konsolidierung der ‚Volksdemokratien‘ sowie auf Deutschland richten; er mochte bemüht sein, die französischen und italienischen Kommunisten von dem leichtsinnigen Schüren eines Bürgerkriegs mit dem Ziel der Machtübernahme abzuhalten, weil er im Fall des Scheiterns negative Rückwirkungen auf seine eigene Position in Osteuropa befürchten musste.513 Und doch war allen klar, dass er ebenso wie seine Statthalter in Paris und Rom, die sich seit ihrem Ausschluss aus den nationalen Regierungen im Mai 1947 und seit ihrer zum Scheitern verurteilten Mobilisierung der Massen gegen den Marshallplan im Juni 1947 in der Defensive wähnten, jede günstige Gelegenheit nutzen würde, wieder in die Offensive zu gelangen, um seinen Einfluss verstärkt im Westen geltend zu machen. Deshalb konnte sich die Kombination aus innerer Gefährdung und äußerer Bedrohung zu einem Szenario verdichten, an dessen Ende der politische, wirtschaftliche und soziale Kollaps Europas stand, der es Stalin erlauben würde, mit Hilfe seiner kommunistischen Kader das Ruder zu übernehmen. Vor diesem Hintergrund notierte der Leiter des Northern Department des Foreign Office:

The failure of continental democracy is the real crisis of our time. The fact is that totalitarian government, which is more bestial, is stronger. […] If we are strong, our friends will look to us for help whatever our faults. If we are weak, they will compound with our enemies whatever our virtues. God knows how we are to do it.514

In der Tat beherrschte der Systemkonflikt zwischen konkurrierenden Ordnungsideen die Debatten in Whitehall. „Diktaturen haben die Neigung, sich mit wachsendem Appetit breit zu machen; wie einst Hitler geht es auch [Stalin] darum, neue Welten zu erobern“,515 schrieb Außenminister Bevin wenige Tage nach dem Prager Umsturz an Premierminister Attlee und hatte dabei das vor Wahlen stehende Italien und das innenpolitisch zerrissene Frankreich mit seinen notorisch instabilen und außenpolitisch nur schwer berechenbaren Regierungen vor Augen. Doch von Resignation war in Bevins Ausführungen nichts zu spüren. Im Gegenteil: Ganz bewusst bediente er sich der jüngsten Zeitgeschichte, um „resolutes Handeln“516 von seinen Kabinettskollegen einzufordern.

It is no use now burying our heads in the sand and imagining we are safe, and indulging in pious hopes or anything of that sort. […] [W]e must never lead the people of this country again into the position in which they were led in 1939. […] It is well to keep in mind that these things can be dealt with or be met without war when we devise the right methods and the right policy.517

Die Grundzüge dieser Politik, die das rein situative Krisenmanagement durch ein langfristiges Konzept zu ersetzen gedachte, hatte der Außenminister dem Kabinett bereits im Frühjahr 1946 dargelegt. Jetzt ging es darum, den Ausbau des westlichen Hauses voranzutreiben, also über Deutschland hinaus im europäischen und transatlantischen Kontext zu denken, um in einem ersten Schritt die Grundlagen für ein Gleichgewicht der Kräfte, das ungeachtet der überbordenden Rhetorik durch die Vorgänge von Prag per se nicht gefährdet war, im sich zuspitzenden Ost-West-Konflikt zu gewährleisten. Auf dieser Basis sollte der Kommunismus dann in einem zweiten Schritt „in die Defensive gezwungen werden“, als dessen Konsequenz, so glaubte Bevin, „wir uns wohl zumindest für viele Jahre auf eine relativ ruhige Zeitspanne freuen können.“ Bedingung dafür sei aber eine „wirklich einheitliche Front“518 aller Demokraten. Zudem bekräftigte er seine Haltung, wonach Verhandlungen mit Moskau erst dann wieder in Betracht gezogen werden sollten, wenn die realistische Chance bestand, Stalin aus einer Position politischer, wirtschaftlicher und militärischer Stärke begegnen zu können.

So unverzichtbar die geschlossene Zustimmung des britischen Kabinetts sowie die breite Unterstützung durch öffentliche und veröffentlichte Meinung auch waren, so sehr wusste Bevin doch um die zentrale Rolle, die den Vereinigten Staaten zukam. Denn allein sie verfügten über die erforderlichen Mittel, um Moskau in Schach zu halten. Deshalb hatte er bereits am Morgen nach dem Prager Umsturz US-Botschafter Lewis Douglas zu sich bestellt. Seine Worte waren ein überzeichneter Appell an die westliche Supermacht, den seit Jeffersons Tagen befolgten Grundsatz über Bord zu werfen, das eigene Schicksal an den europäischen Kontinent zu binden, ja, selbst zur „europäischen Macht“519 zu werden und damit zumindest die Teilbarkeit des europäischen Friedens bis auf weiteres zu garantieren.

Auch wenn der überraschte Douglas noch einige Wochen zweifelte, ob Bevins Botschaft wirklich als Versuch zu deuten sei, „uns in europäische quasi-militärische Bündnisse zu verwickeln“,520 so stieß dessen Mahnung, wonach die nächsten „sechs bis acht Wochen […] die Zukunft Europas entscheiden“,521 in Washington auf offene Ohren; und zwar nicht zuletzt weil fast täglich vergleichbar alarmierende Nachrichten aus anderen europäischen Hauptstädten im State Department eintrafen.522 Darüber hinaus trugen die eigenen Erinnerungen an das europäische Schlüsseljahr 1938/39 und die Ungewissheit über Stalins Absichten wesentlich dazu bei, dass auch die Hauptstadt am Potomac Ende Februar 1948 von einer sonderbaren Krisenstimmung erfasst wurde. Entscheidend für die bisweilen „hysterische“523 Züge annehmenden Aussagen amerikanischer Entscheidungsträger war indes die Entschlossenheit, vor allem die innenpolitischen Zweifler im Kongress auf Trab zu bringen – und sei es um den Preis einer gezielt geschürten Kriegsfurcht, die bei realistischer Betrachtung auch die, die dafür federführend zeichneten, nicht im Ansatz begründet sahen.524

Präsident Truman mochte nach außen auf vergleichbar dramatische Aussagen und Gesten verzichten. Doch auch er setzte erneut auf inhaltliche Zuspitzung, als er am Mittag des 17. März 1948 vor Abgeordnete und Senatoren trat. Mit gnadenloser Vereinfachung skizzierte er in seiner landesweit übertragenen Rede zunächst die „brutale Machtpolitik [Moskaus], die darauf zielt, ganz Europa zu unterjochen“, um dann mit missionarischem Eifer den seit den Novemberwahlen 1946 republikanisch dominierten, auf Einsparungen bedachten und außenpolitisch zunehmend isolationistisch ausgerichteten Kongress aufzufordern, „den Preis für den Frieden zu zahlen, weil wir sonst mit dem Krieg bezahlen“.525

Was auf Anhieb wie eine Neuauflage seiner Kongressrede vom 12. März 1947 erschien, wies, wie aus einer am selben Abend in New York gehaltenen Rede hervorgehen sollte, darüber hinaus: Weder ging es darum, primär einzelnen Regierungen ein Hilfsangebot zu unterbreiten, noch standen wirtschaftliche und finanzielle Aspekte im Mittelpunkt seines Aufrufs zum Handeln. Vielmehr gab er ein selbst verpflichtendes Versprechen, wie es die Vereinigten Staaten in ihrer Geschichte noch nie gegeben hatten: „Schutzmacht der freien Welt“ sollten sie sein und „sich nie wieder hinter Atlantik und Pazifik zur Ruhe setzen, um befreundeten Nationen die Wahrung von Demokratie und Freiheit zu überlassen“.526

Trumans Rede war die amerikanische Antwort auf Stalins Griff nach Prag und genau das Signal, das man sich in London erhofft hatte, auch wenn damit die kurzlebige Idee einer ‚Dritten Kraft‘ unter britischer Führung zu Grabe getragen werden musste und sich die Erkenntnis, künftig nur noch Juniorpartner Washingtons sein zu können, langsam Bahn zu brechen schien. Vor allem aber stand Trumans Rede für den Beginn der Verkettung getrennter und zugleich aufeinander bezogener Handlungslinien, die die folgenden Wochen und Monate westlicher Politik bestimmen sollten.

Erstens ermahnte der US-Präsident den Kongress mit besonderer Dringlichkeit, die erforderlichen legislativen Maßnahmen zu ergreifen, um die Umsetzung des Marshallplans endlich auf den Weg zu bringen, dadurch die Auszahlung der ersten Mittel des integrierten European Recovery Program (ERP) zu ermöglichen und nicht zuletzt um Amerikas Glaubwürdigkeit gegenüber den Partnern nicht aufs Spiel zu setzen. Unter dem Eindruck des Prager Coups beschleunigten sich die Ereignisse. Der Foreign Assistance Act konnte Anfang April 1948 unterzeichnet werden. Ihm folgte am 16. April 1948 der Gründungskonvent der OEEC, unter deren Dach die wirtschaftliche Kooperation zwischen 16 europäischen Ländern – von Irland bis Portugal, von den Niederlanden bis zur Türkei – unter Einbezug der westlichen Zonen Deutschlands, die als Produzent, Lieferant und Markt für den Wiederaufbau unentbehrlich waren, langsam in Gang gebracht werden konnte und die Stabilisierung des westlichen Europas erste Konturen erhielt.

Zweitens galt das Augenmerk der Regierung Truman Italien, weil sie im Vorfeld der Aprilwahlen einen kommunistischen Umsturz à la Prag mit verheerenden Folgen für den Rest Europas nicht ausschließen wollte. Um Rom im westlichen Lager zu halten, Alcide de Gasperis Regierung zu stärken und die Volksfront zu schwächen, war ihr jedes Mittel recht. Dank US-amerikanischer Dollarmillionen, der ersten verdeckten Operation der im Sommer zuvor ins Leben gerufenen CIA, des psychologischen Effekts der soeben vom Kongress bewilligten Marshallplanhilfe, der Unterstützung durch die katholische Kirche und einer erbarmungslos zugespitzten Kampagne, die das Volk vor die Wahl zwischen Demokratie und Diktatur, Amerika und Russland, Reichtum und Armut, Christentum und Atheismus stellte,527 wurde der zum Schicksalstag für die westliche Welt deklarierte 18. April 1948 zum Triumph für den Amtsinhaber im Viminale und, wie die bürgerliche Presse verlauten ließ, zum Nein zu Stalin. De Gasperis Christdemokraten konnten ihren Stimmenanteil um mehr als ein Drittel gegenüber den Wahlen von 1946 steigern, die absolute Mehrheit der Sitze in der Abgeordnetenkammer für sich in Anspruch nehmen und nicht zuletzt einen Präzedenzfall für die gesamte Epoche des Kalten Krieges schaffen, wonach für eine direkte Beteiligung der Kommunisten an italienischen Regierungen kein Platz sein durfte, egal wie dezidiert sich der PCI von Moskau distanzierte oder wie zerstritten die anderen Parteien auch sein mochten.

Drittens unterzeichneten die Außenminister Belgiens, Frankreichs, Luxemburgs, der Niederlande und Großbritanniens am 17. März 1948 den Brüsseler Vertrag. Konzeptionell stützte sich dieser weit mehr auf Bevins Idee der Western Union als auf das von Bidault bekundete Bedürfnis nach einer Erweiterung des Vertrags von Dünkirchen. Sicherheit vor wirtschaftlicher und sozialer Destabilisierung bildete gemeinsam mit dem klassischen militärischen Sicherheitsverständnis einen zukunftweisenden Ansatz. Doch weder der Kern des Vertragswerks mit der eng gefassten Beistandsklausel noch die Umstände seines Zustandekommens konnten darüber hinwegtäuschen, dass der Pakt vor allem zum bündnispolitischen Beschleunigungsfaktor taugte, mit dem Washington langfristig an den Kontinent gebunden werden sollte.528

Wie schon im Kontext des Marshallplans hatten die USA vor Vertragsabschluss auf Vorleistungen ihrer Partner bestanden, die ein Bekenntnis zu Interdependenz, Integration und Institutionalisierung europäischen Handelns sein sollten. Doch bei realistischer Betrachtung genügte der Pakt von Brüssel den amerikanischen Ansprüchen weder in inhaltlicher noch in praktischer Hinsicht. Dafür gab es drei Gründe: Zum einen musste die Beistandsklausel eine leere Hülle bleiben, solange sich die europäischen Streitkräfte in einem alles in allem erbärmlichen Zustand befanden. Erst im Herbst 1947 hatte das britische Kabinett aus finanziellen Gründen eine weitere Truppenreduzierung beschlossen. Hätten sich die Vertragsparteien aber dazu durchgerungen, ihre Rüstungsetats zu stärken, also auf Kanonen statt auf Butter zu setzen, dann hätten sie nicht nur den zarten wirtschaftlichen Aufschwung gefährdet, sondern zudem Moskaus Bestreben unfreiwillig gefördert, revolutionären Bewegungen im Inneren aufgrund darbender Volkswirtschaften Auftrieb zu verleihen. Darüber hinaus waren weder London noch Paris zu einem Pooling ihrer militärischen Ressourcen, zu einer koordinierten europäischen Rüstungspolitik oder gar zu einem weit reichenden Souveränitätsverzicht in sicherheits- und verteidigungspolitischen Fragen bereit. Und schließlich hatte Marshall, noch bevor die Verhandlungen in die entscheidende Phase getreten und der Vorhang in Brüssel gefallen war, dem Drängen Bevins und Bidaults, „nicht auf ein zweites Pearl Harbor zu warten“,529 mit der Zusage nachgegeben, „sofort gemeinsame Diskussionen über den Aufbau eines atlantischen Sicherheitssystems zu führen“.530

Fünf Tage nach Unterzeichnung des Brüsseler Pakts und noch bevor der Kongress Gelder für das Europäische Wiederaufbauprogramm bewilligt hatte, begann, viertens, unter strengster Geheimhaltung die erste Gesprächsrunde der britischen, amerikanischen und kanadischen Verhandlungsdelegationen im Lagezentrum der US-Generalstabschefs. Während sich die britischen und kanadischen Arbeitsgruppen frühzeitig für einen Atlantikpakt aussprachen, gab es im State Department Stimmen, die nicht nur vor einer Schwerpunktverlagerung von der wirtschaftlichen zur militärischen Eindämmung Moskaus warnten, sondern auch den Sinn kontinentaleuropäischer Bindungen der USA per se infrage stellten. Zudem war unklar, wie Kongress und Öffentlichkeit auf Pläne einer Atlantischen Allianz reagieren würden. Auch deshalb wurde der abschließende Entwurf der trilateralen Arbeitsgruppe als streng geheimes Memorandum des State Department verfasst. Bemerkenswert war jedoch, dass die in dem Bericht niedergelegten Empfehlungen die zentralen Prinzipien des rund ein Jahr später unterzeichneten Washingtoner Vertrags vom 4. April 1949 zum Inhalt hatten. Amerika sollte in Europa gehalten, die Sowjetunion ferngehalten und Deutschland davon abgehalten werden, Europa und die Welt jemals wieder in Chaos und Vernichtung zu stürzen.531 Die mehrdeutig formulierte Vandenberg-Resolution vom 11. Juni 1948, die die innenpolitischen Hindernisse zur Teilnahme an einem Atlantikpakt ausräumte, machte deutlich, wie sehr sich neben Großbritannien mittlerweile auch die USA von der auf den Ausbruch des Ersten Weltkriegs rekurrierenden Vorstellung verabschiedet hatten, wonach der Allianzen inhärente Automatismus Staaten ganz und gar ungewollt in Kriege treibe. Die Gründer der Nordatlantischen Allianz waren vom Gegenteil überzeugt: Ende der vierziger Jahre schloss man Bündnisse, um Kriege zu verhindern.





Keine sechs Wochen nach dem Prager Umsturz waren damit auf Bevins Initiative entscheidende Weichenstellungen zur Konsolidierung durch Gegenmachtbildung, zur Eindämmung durch Integration und, wie die fünfte und sechste Handlungslinie in den westlichen Zonen und in Berlin verdeutlichen sollten, zur Stabilisierung durch Teilung vorgenommen worden. Dabei hatte sich der Außenminister nicht allein der düsteren Stimmung bedient, die er selbst gezielt angeheizt hatte; er hatte auch die wirtschaftliche und militärische Schwäche Europas geschickt als Hebel eingesetzt, um seinen Anliegen in Washington Nachdruck zu verleihen. Dass Stalin den Druck auf die Westmächte an ihrer verwundbarsten Stelle, in Berlin, noch einmal erhöhen würde, war ihm dabei bewusst. In der Konsequenz seines eigenen Handelns und vor dem Hintergrund der zurückliegenden Wochen konnte es für Bevin aber nur eine Antwort geben; und die lautete: Wir müssen in Berlin bleiben.

5. Wir müssen bleiben

Im Anschluss an den Londoner Außenministerrat hatten die Militärgouverneure Clay und Robertson, dem Auftrag Marshalls und Bevins folgend, die Details zur Umbildung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets ausgearbeitet. Bevor das revidierte Statut am 9. Februar 1948 in Kraft trat, hatten sie den Ministerpräsidenten und weiteren Vertretern der bizonalen Verwaltungen die Änderungen am 7./8. Januar 1948 in Frankfurt erläutert. Damit wurde der erste von drei Schritten auf dem Weg zur Staatlichkeit vollzogen. Ein Haus wurde damit noch nicht gebaut, dafür aber, ohne „endlose Zeit auf den genauen Entwurf zu verwenden“, eine „Hütte“532 aufgestellt. Im Wettbewerb mit Moskau war Zeit nämlich längst zu einer entscheidenden Ressource geworden.

Mit dem Ausbau der politischen Strukturen verfügte die Bizone unverkennbar über Züge eines Staatswesens, ohne indes Staat sein zu dürfen, sein zu wollen, vor allem aber: ohne Staat zu sein. Denn die Kernelemente der Staatsgewalt, Gebiets- und Personalhoheit, lagen unverändert nicht in den Händen der Deutschen. Ihr Handlungsspielraum blieb begrenzt, auch wenn sie, gleichsam „Instanz zur Verwaltung des Mangels in alliiertem Auftrag in der Zeit des Übergangs von der direkten zur indirekten Besatzungsherrschaft“,533 in den kommenden 18 Monaten wirtschafts- und sozialpolitische Weichenstellungen von zentraler Bedeutung vornehmen konnten. Ein Auge war dabei stets auf die Wiedererlangung staatlicher Souveränität gerichtet, das andere auf die Einheit des Landes; beide aber bewahrten einen klaren Blick für die Freiheit. Und weil, wie sich zunehmend abzeichnete, Souveränität in Einheit und Freiheit nicht möglich war, würden die Deutschen im Westen letztlich Freiheit und (Teil-)Souveränität in einem geteilten Provisorium akzeptieren.

Dieser erste Schritt hin zur Staatlichkeit im „Schicksalsjahr“534 1948 war von dreifacher Bedeutung: Indem Clay und Robertson deutsche Vertreter der Bizone an der Umbildung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes beratend teilhaben ließen, gaben sie diesen das Gefühl, Teil eines gemeinsamen Entscheidungsprozesses zu sein. Zugleich nahmen sie die Ministerpräsidenten in die Verantwortung für das, was abzuwenden immer schwerer wurde: die vorübergehende Teilung des Landes. Sodann sollte die Neuorganisation der bizonalen Stellen bewusst keinen dramatischen Bruch mit Stalin herbeiführen, dafür aber sowohl Moskau als auch Paris, wenn auch mit verschiedenen Absichten, signalisieren, dass sich der Zug zur deutschen Staatlichkeit in der Bizone in Bewegung setzte. Die Geschwindigkeit mochte verhandelbar sein, die Fahrtroute hingegen nicht. Schließlich gab die Revision Amerikanern und Briten Zeit, den nächsten, weit bedeutenderen Schritt vorzubereiten: die Londoner Sechsmächtekonferenz, die am 23. Februar 1948 mit Vorgesprächen der drei Westmächte im ehemaligen India Office beginnen, die Benelux-Staaten ohne direkte Entscheidungsbefugnis einbinden und auf dem Weg zur westdeutschen Staatlichkeit die „wirklichen Pläne entwerfen“535 sollte.

Wenn der Prager Coup auch eine Antwort auf das Scheitern des Außenministerrats im Dezember 1947 war, dann gab der kommunistische Umsturz, der mit dem Beginn der Londoner Sechsmächtekonferenz Ende Februar 1948 zeitlich zusammenfiel, den Beratungen der beteiligten Mächte ein besonderes Maß an Dringlichkeit. Die Botschaft war einfach: Konnten die vier Siegermächte in den dafür vorgesehenen Gremien keine gemeinsame Lösung des Deutschlandproblems herbeiführen, dann wollten Amerikaner und Briten gemeinsam mit den Franzosen die Voraussetzungen für „den wirtschaftlichen Wiederaufbau Westeuropas […] und die Aufnahme eines demokratischen Deutschland in die Gemeinschaft freier Völker“536 in Eigenverantwortung schaffen. Bereits zum Ende des ersten Teils der Beratungen am 6. März 1948 hatten sich die Regierungen sowohl auf die Einbindung der westlichen Zonen in das European Recovery Program als auch auf eine enge wirtschaftliche Koordination zwischen Bizone und französischer Zone geeinigt.

Mit den die Londoner Sechsmächtekonferenz beschließenden Empfehlungen vom 7. Juni 1948 sowie den daraus abgeleiteten „Frankfurter Dokumenten“ vom 1. Juli 1948 begann der dritte und entscheidende Schritt auf dem Weg zur westdeutschen Staatsgründung. Die Ministerpräsidenten wurden beauftragt, innerhalb eines strikt vorgegebenen Rahmens, der nicht den geringsten Zweifel an einer langfristigen Besetzung Deutschlands ließ, ihr „endgültiges Heim zu bauen“:537 demokratisch, föderal und mit Platz für die Verwandten im Osten, für die mitzubauen sie für sich in Anspruch nehmen durften, ja sollten.

Aus Bevins Sicht war die Londoner Tagung von Beginn an auch als Bemühen konzipiert, Frankreich endgültig an Bord zu holen und die Bizone mit der französischen Zone zu fusionieren. Doch die Regierung Schuman tat sich schwer. Mit einer neuen Streikwelle konfrontiert, drohte sie zudem von der erfolgreich mobilisierenden Opposition aus Kommunisten und Gaullisten zerrieben zu werden. Außenminister Bidault hatte sich bereits im Herbst 1947 als einer der ersten von der Vorstellung verabschiedet, mit Moskau zu einer gemeinsamen Lösung kommen zu können. Auch den Gedanken an eine Mittlerrolle zwischen den Blöcken hatte er, als sich die Handlungsoptionen verringerten, rasch in das Reich der Illusionen verweisen müssen. Stattdessen setzte er auf eine Vereinbarung mit Amerikanern und Briten, solange damit amerikanische Sicherheitsgarantien für den europäischen Kontinent verbunden waren. Innenpolitisch war der Außenminister der einsamen Entscheidungen aber unter großem Druck. Getrieben von der Sorge vor der Übermacht des ‚Erbfeindes‘ im Osten und dem gleichzeitigen Wunsch nach europäischer Unabhängigkeit, waren es die alten Fragen, die er im Kabinett, in der Nationalversammlung und auf der Straße immer wieder zu hören bekam: War nicht Deutschland nach wie vor eine größere Bedrohung als die Sowjetunion? Kam die politische Organisation in den westlichen Zonen nicht zu früh? Würde der eingeschlagene Weg nicht alles schlimmer machen, weil er den deutschen Nationalismus fördern und in der Konsequenz den europäischen Kontinent in ein neues Chaos stürzen würde? Würden die Deutschen nicht in die Arme Moskaus getrieben, um die Einheit des Landes herbeizuführen? Würde das unilaterale Vorgehen im Westen nicht Moskau aufs äußerste provozieren? Und schließlich: War Frankreich deshalb nicht geradezu verpflichtet, den Bruch mit der Sowjetunion hinauszuzögern und einen letzten Versuch zu unternehmen, um mit Stalin doch noch eine Einigung zu erzielen?538

So berechtigt die Fragen auch sein mochten, in Whitehall hatte man sich längst entschieden und war des französischen Zauderns müde. Das Europäische Wiederaufbauprogramm, der Vertrag von Brüssel, die Aussicht auf ein atlantisches Sicherheitssystem und die Londoner Empfehlungen boten unter den gegebenen Umständen ein Maß an Sicherheit, das mit einer Politik des fortwährenden Aufschubs nicht hätte erreicht werden können. Im Gegenteil, im Frühjahr 1948 galt der Grundsatz: Stillstand bedeutet Rückschritt. Jedes Zögern der Westmächte würde in Moskau als Schwäche interpretiert und wäre mit einem Prestigeverlust bei den Deutschen im Westen verbunden, die doch bereit zu sein schienen, den Weg des Wiederaufbaus unter Inkaufnahme der temporären Teilung mitzugehen.539 Zugespitzt bedeutete das: Die Deutschen in den westlichen Zonen nicht zu verlieren, war für den Außenminister mittlerweile wichtiger, als Frankreich für den Staatsaufbau im Westen zu gewinnen.

Soviel Bevin an einem gemeinsamen westlichen Vorgehen lag, so wenig war er zu substantiellen Zugeständnissen an die französische Regierung bereit. Und weil er nicht nur von dem eingeschlagenen Weg, sondern auch davon überzeugt war, dass Paris aufgrund seiner wirtschaftlichen und militärischen Schwäche über keine Alternative verfügte, die das Land nicht in die Isolation geführt hätte, machte er Bidault unmissverständlich klar, dass es mit ihm weder einen Aufschub des westdeutschen Programms noch eine weitere Gesprächsrunde mit den Sowjets geben werde. Notfalls würden Amerikaner und Briten auf bizonaler Ebene alleine vorangehen.540 Mit äußerst knappen Mehrheiten gaben der Auswärtige Ausschuss und die Nationalversammlung den Londoner Empfehlungen ihre Zustimmung.

Wie weit die britische und die französische Haltung tatsächlich auseinanderlagen, war deutlich geworden, als Botschafter Massigli zwischen den beiden Verhandlungsrunden der Sechsmächtekonferenz in Londoner Regierungskreisen für den Rückzug aus Berlin geworben hatte. Sollte man nicht, so sein Argument, da Deutschland ohnehin geteilt werde, die Gelegenheit nutzen und Berlin aufgeben, um damit einerseits das Risiko, den Russen in der deutschen Hauptstadt vollständig ausgeliefert zu sein, rechtzeitig zu beseitigen und andererseits „den Deutschen die Möglichkeit zu nehmen, [Berlin] zum Symbol der Wiedervereinigung zu machen“?541

Ganz abgesehen davon, dass der Kreml Berlin primär gerade nicht als Preis, sondern als Hebel zur Durchsetzung seiner deutschlandpolitischen Anliegen begriff, dass sich also mit der Aufgabe Berlins noch kein Modus Vivendi herstellen ließ, fühlte sich Ivone Kirkpatrick, der im September 1938 an der Seite Chamberlains an der Bad Godesberger Konferenz mit Adolf Hitler teilgenommen hatte, angesichts der französischen Haltung „schmerzhaft an 1938, 39 & 40 erinnert“,542 an die Jahre des Defätismus und der Schwäche eines Georges Bonnet. Was Kirkpatrick dabei verdrängte, war die Tatsache, dass es vor gar nicht allzu langer Zeit auch in den eigenen Reihen zahlreiche Befürworter eines Rückzugs aus der alten Reichshauptstadt gegeben hatte und dass die Skepsis, ob die Stellung in Berlin wirklich gehalten werden konnte, auch dann noch beträchtlich war, als sich das Blatt nach dem Prager Umsturz gewendet hatte.

Tatsächlich hatten die Skeptiker unter den Diplomaten und Militärs Zulauf erhalten. Deshalb setzte Bevin zunächst intern ein Zeichen mit dem Ziel, sein deutschland- und europapolitisches Konzept vor größerem Schaden zu bewahren. Abrupt beendete er am 18. März 1948 die über Jahre richtungslos dahintreibenden Debatten zur Zukunft Berlins. Kaum leserlich notierte er an den Rand eines Vermerks zur britischen Berlinpolitik: „We must stay.“543 Um keinen Zweifel an seiner Haltung aufkommen zu lassen, rief er gleich im Anschluss die Spitzenbeamten des Foreign Office zusammen: Sein Entschluss sei definitiv, Widerspruch werde nicht geduldet, und er wünsche nicht, dass fortan der „Rückzug an irgendeiner Stelle auch nur noch einmal in Betracht gezogen werde.“544

Der Entschluss zum Verbleib in Berlin war ein einsamer Beschluss von strategischer Bedeutung, der sich zwar nahtlos in Bevins deutschlandpolitisches Konzept fügte, nicht jedoch das Ergebnis eines strukturierten Entscheidungsprozesses reflektierte, in dem Handlungsoptionen mit den sich daraus ergebenden Chancen und Risiken, Vor- und Nachteilen systematisch abgewogen worden wären. Im Gegenteil: Weder hatte Bevin Premierminister Attlee und seine Kabinettskollegen konsultiert, noch hatte er, wie Mitte Dezember 1947 vereinbart, Rücksprache mit Außenminister Marshall genommen. Seine Motive waren politischer Natur; militärische Argumente fanden keine Berücksichtigung. Ausschlaggebend für seinen Entschluss waren die Ereignisse von Prag und der daraus unmittelbar abgeleitete Auftrag, den eigenen Machtbereich zu konsolidieren, um nichts zu verlieren. Dass damit zugleich die Voraussetzungen für eine spätere Überwindung der sich abzeichnenden Blockbildung geschaffen werden konnten und damit die Aussicht, etwas zu gewinnen, rückte angesichts der aktuellen Herausforderungen zunächst in den Hintergrund. Erkennbar wurde aber einmal mehr, dass die Berlinfrage nicht isoliert betrachtet werden konnte, dass sie vielmehr essentieller Bestandteil britischer Deutschlandpolitik war. Die sich zuspitzende Lage in Berlin bot bei allen Gefahren und Risiken also auch die Gelegenheit, die Deutschen im Westen endgültig auf die eigene Seite zu ziehen.

In Deutschland, vor allem aber in Berlin, wurde genau verfolgt, wie die Westmächte auf den Prager Coup reagierten. Denn nicht wenige befürchteten, Stalin könnte sich Berlin als nächstes Ziel vorgenommen haben. Ihre Unsicherheit nahm noch zu, als Berlin in der Erklärung zum Abschluss des ersten Teils der Londoner Beratungen am 6. März 1948 keine Erwähnung fand. War man in Washington, London und Paris etwa bereit, Berlin den Rücken zu kehren? Dieser Sorge Ausdruck zu verleihen, kam dem Ende Juni 1947 gewählten, aufgrund des sowjetischen Vetos aber nicht amtierenden Oberbürgermeister Berlins zu. Ernst Reuter war erst im November 1946 aus dem türkischen Exil nach Deutschland heimgekehrt. Ausgestattet mit einer zutiefst antitotalitären Gesinnung stieg er zur Galionsfigur der Berliner Sozialdemokraten auf. Als die sowjetische Besatzungsmacht erstmals den Schienenverkehr von und nach Berlin erschwert hatte, war auch Reuter davon ausgegangen, dass die Westmächte ihre Position in Berlin nicht halten könnten, sollte Stalin die Verbindungswege zwischen den Westsektoren und den westlichen Zonen systematisch blockieren.545 Seine Skepsis mochte im März 1948 ungebrochen sein. Übertroffen wurde sie indes von der Entschlossenheit, die sowjetische Herausforderung anzunehmen. Dafür bot ihm die Kundgebung zur Erinnerung an die Märzereignisse des Jahres 1848 einen passenden Anlass.

Parallel tagte der Zweite Deutsche Volkskongress. Wie bereits die konstituierende Sitzung zur Zeit des Londoner Außenministerrats im Dezember 1947 sollte nach Vorstellung des Kremls auch diese Veranstaltung die Deutschen in Ost und West gegen die „westliche Politik der Spaltung“ mobilisieren. Und wie im Dezember war auch dieses Mal der Zeitpunkt bewusst gewählt. Während die westlichen Militärgouverneure in der Londoner Konferenzpause in Berlin über Grundlagen eines westdeutschen Staates berieten, sollte am 18. März 1948 an die nationalen Einheitsbestrebungen ein Jahrhundert zuvor erinnert werden. Doch sosehr sich die Choreographen in der Deutschen Staatsoper im sowjetischen Sektor mit dem an den neu etablierten Deutschen Volksrat gerichteten Auftrag zur Ausarbeitung einer gesamtdeutschen Verfassung auch mühten, auch dieses Mal blieb der handverlesene Volkskongress ein Kongress ohne Volk, der nicht nur keine Massen zu mobilisieren vermochte, sondern auch dem Willen des Volkes seine Türen verschloss.546

Der Gegensatz zu der am Nachmittag stattfindenden Kundgebung zum hundertsten Jahrestag der Revolution von 1848, zu dem SPD, CDU und LDP aufgerufen hatten, hätte nicht größer sein können. In strömendem Regen versammelten sich Zehntausende vor der Ruine des Reichstags. Dem Motto der Veranstaltung, „Hundert Jahre Kampf um die Freiheit“, gaben sie damit eine ganz aktuelle Bedeutung. Denn natürlich ging es nicht darum, der gescheiterten europäischen Revolutionen zu gedenken, sondern darum, auf die Bedrohung der eigenen Freiheit aufmerksam zu machen.

Nach den Reden der Parteivorsitzenden Neumann, Kaiser und Schwennicke nutzte Reuter sein Schlusswort zu sechs zentralen Botschaften: Die Berliner rief er dazu auf, „wie ein Mann unsere Freiheit zu verteidigen“. Stalin, Pieck und Grotewohl prophezeite er, dass „Berlin [anders als Prag] nicht drankommen“ werde, weil sich „an unserem eisernen Willen die Flut brechen“ werde. Den Westmächten gab er die Zusage, dass das freie Berlin „zusammenstehen könne, wenn es um eine große Idee geht“;547 dass es die politische und ökonomische Konsolidierung des Westens befürworte: als „elementare Voraussetzung für die Gesundung auch unserer Verhältnisse und für die Rückkehr des Ostens zum gemeinsamen Mutterland“;548 und dass es bereit war, die Frage der Einheit zu verschleppen, solange seine Freiheit und die enge Verbindung mit dem Westen als Ausdruck der künftigen Einheit in Freiheit garantiert waren. Als er dann noch apodiktisch feststellte, dass „die Welt uns nicht im Stich lassen [wird]!“,549 nahm er die Westmächte in die Pflicht, Berlin nicht aufzugeben und damit weniger ihrer Aufgabe als Besatzungsmächte gerecht zu werden als vielmehr in die Rolle als Schutzmächte der ihnen anvertrauten Bevölkerung in den Westsektoren hineinzuwachsen.

Diese Konstruktion von geglaubter Gemeinsamkeit, die auf den Tag genau mit Bevins Berliner Grundsatzentscheidung zusammenfiel, wurde im Foreign Office und von der britischen Militärregierung begrüßt, war sie doch eine weitere Voraussetzung auf dem Weg zur westdeutschen Staatlichkeit bei gleichzeitigem Festhalten an der Viermächteverantwortung für ganz Deutschland. Klar war aber auch, dass sich Dauer und Intensität der Unterstützung von Seiten der Deutschen in den westlichen Zonen und den Westsektoren direkt proportional zur Unterstützung der Westmächte für die (west-)deutschen Belange verhielten. „Jedes konkrete Anzeichen für eine entschlossene Haltung gegenüber der Sowjetunion, vor allem in Berlin“,550 konnte die Westmächte enger mit den Deutschen im Westen und im westlichen Teil Berlins zusammenschweißen.

Dabei verfolgte Bevin einen doppelten Ansatz: Um den Konflikt mit Stalin nicht unnötig zu eskalieren, verzichtete er darauf, Berlin in öffentlichen Stellungnahmen zur Prestigefrage des Westens zu erklären, und setzte weiterhin alles daran, dem Krisenhaften den Anschein von Normalität zu geben. Damit eröffnete er Moskau die Möglichkeit, die Politik der direkten und indirekten Drohungen und des Drucks auf Berlin jederzeit ohne Gesichtsverlust aufzugeben; er beraubte sich aber auch der Option, die Sowjetunion von weiteren eskalierenden Schritten abzuhalten.

Um der Berliner Bevölkerung gleichwohl zu dokumentieren, dass die britische Regierung an ihrer Seite stand, setzte er gemeinsam mit den USA auf praktische Maßnahmen, die die Lebensumstände der Bevölkerung in den beiden Sektoren verbessern sollten. Dazu gehörten Wohnungssanierungen, Verbesserungen im Gesundheitswesen, im öffentlichen Nahverkehr, bei Lebensmittelversorgung, Telekommunikation und Stromversorgung. Als ehemaliger Gewerkschaftsführer wusste Bevin, welche Bedeutung diesen Aspekten des Alltags beigemessen wurde. Er war entschlossen, die erforderlichen finanziellen Mittel zur Verfügung zu stellen und, falls geboten, die Bedürfnisse der westlichen Sektoren gegenüber jenen der westlichen Zonen vorübergehend zu priorisieren.551

In den Märztagen des Jahres 1948, als Berlin und Deutschland noch nicht geteilt waren, wurde somit der Grundstein für die künftige Bestimmung des westlichen Teils der Hauptstadt im Kalten Krieg gelegt: Schaufenster des Westens sollte er sein und damit gedanklicher und symbolischer Ausgangspunkt einer Politik der Transformation durch Magnetisierung. Doch zunächst trat das Ringen um Berlin in eine „neue, sehr kritische Phase“. Das „Ende einer funktionierenden Viermächteregierung [stand] bevor“552 – vor allem aber ein Test der westlichen Entschlossenheit in Berlin.


6. Testlauf

Für mehr als ein halbes Jahr hatte die Frage, welche Ziele Stalin in und mit Berlin verfolgte, britische Diplomaten und Militärs umgetrieben. Wollte er die Westmächte aus Berlin drängen, um die vollständige Kontrolle über die eigene Zone herzustellen? Oder benutzte er Berlin als Hebel, um seinen Einheitsforderungen Nachdruck zu verleihen und die Westmächte von einseitigen Schritten in deren Zonen abzuhalten? Im Grunde ging es Stalin um beides: die Abschirmung der eigenen Zone bei gleichzeitigem Einfluss auf das ganze Land. Wie seine ostdeutschen Statthalter wusste er, dass die SED bei den nächsten Wahlen in Berlin im Oktober 1948 nicht besser als 1946 abschneiden würde. Um das öffentliche Menetekel mangelnder Legitimation zu umgehen, erschien es ihm wie ihnen deshalb lohnenswert, „die Alliierten aus Berlin zu drängen“.553 Anders als sie, denen die Machtübernahme im Osten gar nicht schnell genug gehen konnte, fürchtete er jedoch, dabei die Kontrolle über das Instrument der deutschen Einheit verlieren zu können. Ohne die Sowjetisierung der eigenen Zone auch nur ansatzweise infrage zu stellen, war er deshalb bemüht, prioritär das unilaterale Vorgehen der Westmächte zu torpedieren. Berlin sollte dabei der Hebel sein, an dem es anzusetzen galt.

Stalin hatte also geradezu ein Interesse daran, die Hauptstadt zur Prestigefrage zu erklären und damit eine aus seiner Sicht jederzeit kontrollierbare Eskalation in Gang zu setzen, bei der er, so sein doppeltes Kalkül, nur gewinnen konnte: Denn wenn den Westmächten an ihrer Stellung in Berlin etwas lag, dann mussten sie sich seinem Druck beugen und ihr Programm zum Staatsaufbau im Westen aufgeben. Taten sie es nicht, dann blieb ihm Berlin als Preis, als eine Art Rückfallposition seiner auf Anhieb gescheiterten präferierten Option – angesichts des zu erwartenden Prestigeverlusts der Westmächte bei den Deutschen aber mit der Aussicht, quasi auf dem Umweg seinen Einfluss über ganz Deutschland geltend machen zu können.554 Selbst- und Fremdeinschätzung wichen jedoch erheblich voneinander ab. Denn so nachvollziehbar seine Überlegungen auch erscheinen mochten, so wenig waren sie zu Ende gedacht. Zum einen vernachlässigten sie die den Westmächten zur Verfügung stehenden Optionen. Zum anderen blendeten sie die gerade für das Verhältnis zu den Deutschen konstitutiven moralischen Aspekte seines Handelns vollständig aus.

Überhaupt ließ sich nicht verbergen, dass Stalin seit den Tagen des Marshallplans und des gescheiterten Londoner Außenministerrats in deutschlandpolitischen Fragen mehr Getriebener als Treiber war, hatte er doch dem Vorgehen der Westmächte in den westlichen Zonen wenig entgegenzusetzen. Mit dem Versuch, sich über Kontrollrat und Kommandantur bei den einstigen Kriegsverbündeten Gehör zu verschaffen, war er ebenso gescheitert wie mit dem Bemühen, die Deutschen mit öffentlichkeitswirksamen Maßnahmen auf die eigene Seite zu ziehen. Während er die Westmächte der „Verletzung des Abkommens über den Kontrollmechanismus für Deutschland und […] der Potsdamer Beschlüsse“555 zieh, ließen diese die sowjetischen Vorwürfe an sich abperlen, hielten aber an den alliierten Gremien fest. Dabei war allen beteiligten Parteien klar, dass „eine Verständigung noch nicht einmal mehr in den einfachsten Routinefragen möglich“556 und „die Viermächtekontrolle zur Farce verkommen war“.557

Diplomatische Noten wurden ohnehin nur noch ausgetauscht, um sich gegenseitig vor der Weltöffentlichkeit, vor allem aber vor den Deutschen, die Schuld an der Teilung zuzuschieben. Die Westmächte hatten die Sowjetunion nicht einmal über die Londoner Sechsmächtekonferenz informiert. Weil sie aber den Anspruch erhoben, für ganz Deutschland zu handeln, luden die USA nach Rücksprache mit London die sowjetische Regierung ein, sich den „konstruktiven Maßnahmen zur Behebung der gegenwärtigen Situation in Deutschland“558 anzuschließen, also sich den westlichen Plänen zu beugen.

Als Marschall Sokolovskij den westlichen Militärgouverneuren am 20. März 1948 in einer von ihm beantragten Sondersitzung vorwarf, „den Alliierten Kontrollrat als Tarnung zu benutzen, um ihr unilaterales Handeln zu verbergen“,559 beschrieb er also durchaus treffend das Kalkül anglo-amerikanischer Politik. Schließlich hatte Bevin die Viermächtefassade bereits im Mai 1946 zum unverzichtbaren Bestandteil seiner Deutschlandpolitik erklärt, auch und nicht zuletzt um nicht die Schuld für die Teilung des Landes auf sich nehmen zu müssen. Als Sokolovskij mit seiner Delegation den Sitzungssaal im Gebäude des ehemaligen Kammergerichts im amerikanischen Sektor nach dem Verlesen eines vorbereiteten Schriftstücks wie geplant verließ, weil „der Kontrollrat als das Organ der Obersten Gewalt in Deutschland, das die Viermächteverwaltung dieses Landes verwirklicht, faktisch nicht mehr besteht“,560 glaubte die sowjetische Seite noch, die Westmächte als die für den Kollaps des Kontrollmechanismus in Deutschland allein Verantwortlichen bloßgestellt zu haben. Tatsächlich aber bewirkte die „theatralische Geste“,561 die nichts anderes als den Versuch darstellte, aus der deutschlandpolitischen Defensive zu kommen, das Gegenteil des Beabsichtigten.

Nach dem Umsturz in Prag war der Auszug aus dem Viermächtegremium Stalins zweiter schwerwiegender Fehler innerhalb eines Monats. Während er im ersten Fall ungewollt „jede Alarmanlage und jeden Rauchmelder auf dem Kontinent ausgelöst“562 hatte, konnten ihm die Partner von gestern nun die alleinige Schuld am Bruch der Kriegskoalition geben. Denn mit dem Sturm aus dem Kontrollrat hatte Stalin Briten, Amerikaner und Franzosen in der öffentlichen Wahrnehmung nicht nur, wie die US-Regierung zugespitzt feststellen konnte, „gezwungen, sich untereinander zu beraten“.563 Er hatte auch dem sich alles in allem konsensual vollziehenden Neubeginn zwischen Westdeutschen und Westmächten nichts als eine Politik der zerstörerischen Kreativität entgegenzusetzen. Während Clay, Robertson und ihr französischer Kollege Kœnig am 20. März allein durch ihr Verharren im Sitzungssaal dokumentierten, an ihrer Verantwortung für ganz Deutschland festhalten zu wollen, sprengte Sokolovskij für alle und jeden erkennbar das alliierte Gremium.

„Unweigerlich“, notierte Robertson, „werden [die Ereignisse von heute] ganz Berlin in helle Aufregung versetzen.“564 Die britische Militärregierung sowie die mit Deutschland und Berlin befassten Stellen in London waren hingegen alles andere als überrascht. Seit Monaten war man davon ausgegangen, dass die Sowjetunion nur auf einen geeigneten Zeitpunkt wartete, um den Druck auf die Westmächte zu erhöhen. Mit Abschluss des ersten Teils der Londoner Sechsmächtekonferenz war für Stalin der Zeitpunkt gekommen, sich

nicht mehr mit Protesten gegen die separaten Handlungen der Westmächte [zu] begnügen[.] […] Wir sollten daher auch zu Maßnahmen greifen, die […] ihre Pläne zur Bildung eines Westblocks unter Einschluß Deutschlands aktiv durchkreuzen. […] Wenn sie unseren Vorschlag [für eine Tagung des Rats der Außenminister] ablehnen, dann […] werden wir gezwungen sein, die Ungleichheit unserer Besatzungszone Deutschlands zu beseitigen, die faktisch geöffnet ist[, … und unsere] Zone zu schließen.565

Sokolovskijs Handlung war also nur der Auftakt zu weiter gehenden Maßnahmen, die wenige Tage zuvor unter Stalins Federführung in Moskau beschlossen worden waren. „Die Bühne für die sowjetische Blockade Berlins war somit bereitet.“566

Während Robertson im Namen der Westmächte die Presse informierte und darum bat, die Situation unter keinen Umständen zu dramatisieren, erklärte Clay am 22. März: „Wir sind rechtmäßig nach Berlin gekommen, und wir haben die uneingeschränkte Absicht zu bleiben.“567 Das hatte auch Bevin vier Tage zuvor als Devise ausgegeben. Niemand aber hatte bislang die Frage aufgeworfen, ob der westliche Teil der Stadt selbst unter Beibehaltung des freien Zugangs nach Berlin überhaupt am Leben gehalten werden konnte, sollte die Sowjetunion ihren Sektor mit der eigenen Zone verschmelzen. Unter höchster Geheimhaltung beauftragte Robertson deshalb am 23. März den britischen Stadtkommandanten, Generalmajor Edwin Herbert, gemeinsam mit den amerikanischen und französischen Kommandanten eine Machbarkeitsstudie über die Lebensfähigkeit der Westsektoren zu erstellen.

Als Herbert eine Woche später seine Analyse vorlegte, sah Robertson sich bestätigt. Am Gelingen einer politischen Restrukturierung gab es kaum Zweifel. Trotz widriger Umstände war man zuversichtlich, innerhalb weniger Monate einen handlungsfähigen Magistrat, eine demokratisch legitimierte Stadtverordnetenversammlung sowie eine funktionierende Stadtverwaltung auf die Beine stellen zu können. Auch im wirtschaftlichen Bereich gab es einige Lichtblicke: Die Westsektoren konnten sich mit Gas und Wasser selbst versorgen; die Abwasserbeseitigung war sichergestellt; es gab ausreichend Lagerkapazitäten für Lebensmittel; und Kohle ließ sich aus den Westzonen importieren.

Alles aber stand und fiel nach Einschätzung Herberts mit der Stromversorgung. Im Winter waren die Westsektoren zur Hälfte, im Sommer zu einem Drittel auf Stromlieferungen aus dem sowjetischen Sektor und der SBZ angewiesen. Damit hatte die SMAD die Möglichkeit, den westlichen Teil der Stadt mit dem einfachen Umlegen eines Schalters jederzeit empfindlich zu treffen. Kurzfristig, das hieß über einen Zeitraum von achtzehn Monaten, konnte der Ausfall anderweitig nicht kompensiert werden. Die Konsequenzen, so das Fazit, wären verheerend: ein fast vollständiger Zusammenbruch der Industrie, eine massive Zunahme der Arbeitslosigkeit, eine unzureichende Versorgung der Krankenhäuser, deutliche Einschränkungen im öffentlichen Nahverkehr sowie in den privaten Haushalten. Würden die Berliner in den Westsektoren unter diesen Bedingungen nicht einfach die Seite wechseln?

Und doch hatte Herbert zwei Trümpfe in der Hand, die zu ziehen er dringend empfahl: die eigene und die Entschlossenheit der Amerikaner, „das Feld nicht kampflos zu räumen“; sowie, angesichts der Aussagen Reuters keine zwei Wochen zuvor nicht ganz überraschend, „die Nervenstärke und Widerstandsfähigkeit der Berliner“.568 Beides sollte noch am selben Tag auf die Probe gestellt werden.

Denn in den späten Abendstunden des 30. März ließ Generalleutnant Dratvin, der stellvertretende Oberbefehlshaber der SMAD, seinen westlichen Kollegen gleich lautende Schreiben zukommen, in denen mit Wirkung vom 1. April die Einführung neuer Verkehrskontrollen auf den Verbindungswegen von und nach Berlin bekannt gegeben wurden. Danach sollten sich die Mitarbeiter der westlichen Militärregierungen sowie deren Familienangehörige, die auf der Autobahn Berlin-Helmstedt reisten, fortan an den Kontrollpunkten ausweisen. Eisenbahnreisende in die und von den westlichen Zonen unterlagen denselben Bestimmungen. Darüber hinaus sollten militärisches Frachtgut und Gepäckstücke auf dem Weg in den Westen sowie nach Berlin mittels Durchlassscheinen beziehungsweise Begleitpapieren sowjetischen Kontrollen unterworfen werden. Begründet wurden die Maßnahmen mit dem zunehmenden Verkehr zwischen den Westzonen und Berlin und der damit einhergehenden Notwendigkeit, Sicherheit und öffentliche Ordnung aufrechterhalten zu müssen.569

Mit dem Schreiben begab sich die sowjetische Regierung auf eine neue Eskalationsstufe. Die mündlichen Vereinbarungen aus dem Jahr 1945, wonach sämtlicher Verkehr frei sein sollte von Grenzkontrollen oder der Kontrolle durch Zollbeamte oder militärische Behörden, stellte sie dadurch infrage, dass sie ihnen einseitig eine neue Interpretation gab. Indem er die Insellage Berlins instrumentalisierte, verfolgte Stalin ein doppeltes Ziel: Zum einen wollte er den Westmächten mit einer Strategie der Zermürbung deren Abhängigkeit von seinem Wohlwollen vor Augen führen und damit den Preis ihres Verbleibs in der Hauptstadt in die Höhe treiben. Zum anderen hoffte er, das Vertrauen der Berliner in die Westmächte erschüttern zu können.

Wie bereits zwei Monate zuvor agierten die sowjetischen Stellen auch in den ersten Apriltagen mit einer Mischung aus Eskalationsbereitschaft und Deeskalationssignalen. Zweifellos hatte die Risikobereitschaft Moskaus zugenommen. Doch sowohl aus den schriftlichen Erklärungen als auch aus dem Verhalten der sowjetischen Stellen wurde rasch erkennbar, dass sie eine gewaltsame Eskalation der Lage vermeiden wollten. Allein die Tatsache, dass nicht Sokolovskij, sondern sein Stellvertreter das neue Kontrollregime für den Personen- und Güterverkehr ankündigte, sollte dem Vorgehen den Anschein des Normalen verleihen. Und auch die Begründung der Maßnahmen eröffnete ihnen die Möglichkeit, die Kontrollen jederzeit zurückzunehmen. Denn problemlos ließ sich ja behaupten, Ordnung und Sicherheit seien (wieder) hergestellt. Als das sowjetische Verhalten bei den Westmächten auf Widerspruch stieß, erklärte der Stabschef der SMAD schließlich gegenüber Generalmajor Brownjohn, Robertsons Stellvertreter, eine Einmischung in die westlichen Angelegenheiten sei „keineswegs beabsichtigt“.570

Natürlich war das Gegenteil der Fall. Unter den westlichen Militärgouverneuren, die sich in der Nacht vom 30. auf den 31. März berieten, war man sich einig:

Soviet pressure on Berlin has taken a further turn today. […] It is plainly intended as the first move in the squeeze on our communications and it will not be long before there is another. […] [W]e must be prepared for further and serious pressure.571

Tatsächlich war die Situation eingetreten, vor der Robertson seine Regierung bis zum Prager Umsturz stets gewarnt hatte. Herberts Studie vom Vortag hatte, selbst ohne die Folgen einer Störung der Zugangswege in Betracht zu ziehen, sein Urteil nur bestätigt: Moskau hatte die Westmächte „an der Gurgel“ und konnte selbst entscheiden, „wann es zudrückt“.572 Solange die Versorgung der eigenen Truppen sichergestellt war und die Sowjets keine direkte Gewalt anwendeten, konnten die westlichen Streitkräfte zwar in Berlin bleiben. „Ob es allerdings irgendetwas bringt, unsere Truppen hier zu behalten, wenn wir erst einmal die effektive Kontrolle über die Verwaltung unseres Sektors verloren haben“, schloss er einen Brief an Kirkpatrick, „ist eine andere Frage“.573

Robertson war kein strategischer Kopf. Auch fehlte ihm die Vorstellungskraft, wie drei von den westlichen Zonen isolierte Sektoren mit mehr als zwei Millionen Einwohnern in einem feindlichen Umfeld selbständig existieren sollten. Deshalb blieb er in seinem Denken der Alternative verhaftet, letztlich zwischen Krieg und Rückzug wählen zu müssen. Aber gab es überhaupt eine Wahl? Schließlich hatten die Chefs von Luftwaffe und Marine erst vor wenigen Wochen sogar ein Halten des Kontinents im Kriegsfall für unmöglich erklärt.574

Bevin wollte sich auf diese Diskussion nicht einlassen. Zum einen war nicht abzusehen, wie sich die Lage in Berlin wirklich entwickeln würde. Zum anderen ging er, gestützt auf die jüngst erst bestätigten Einschätzungen der Chefs der Teilstreitkräfte,575 davon aus, dass Stalin für weitere neun Jahre weder kriegsbereit noch kriegsfähig war und deshalb keine militärische Konfrontation in Berlin suchte. Daran konnten auch Medienberichte über russische Truppenbewegungen nichts ändern.576 Bevin hielt sie für einen Teil des vor Monaten begonnenen Nervenkriegs, nicht aber für Vorbereitungen auf einen Waffengang. Im Umkehrschluss hieß das: Sollte sich die Lage in Berlin weiter zuspitzen, dann musste die britische Regierung um eine Lösung bemüht sein, die angesichts der strategischen Interessen in Deutschland und Europa zwar auf die vollständige Kontrolle und Lebensfähigkeit der westlichen Sektoren zielte, dabei aber auch Schritte vermied, die es der Sowjetunion ermöglicht hätten, den Westen für eine militärische Eskalation verantwortlich zu machen. Robertson zweifelte an der Kompatibilität dieser doppelten Zielsetzung. Doch er war bereit, in den von Bevin vorgegebenen und am Tag des Inkrafttretens der Verkehrskontrollen erneut bestätigten Parametern zu arbeiten.577

Als die Times in den ersten Apriltagen für einen Verbleib in Berlin plädierte, beschrieb sie zugleich treffend Bevins Kalkül:

There are strong reasons for remaining in Berlin, and none for leaving it. Prestige and self-interest unite here with the wider purpose of securing, even though the task may be long and difficult, a framework for all-German unity that will satisfy German hopes as well as the needs of allied security.578

Generalleutnant Dratvins Schreiben über die Einführung neuer Verkehrskontrollen auf den Verbindungswegen von und nach Berlin traf London unvorbereitet. Man hatte sich darauf verlassen, „dass die Russen sich wie Alliierte und Freunde verhalten würden“,579 denn es gab lediglich ein schriftliches Abkommen über ein System von Luftkorridoren. Dass das sowjetische Verhalten gegen den Geist mündlicher Absprachen, gegen die Praxis der zurückliegenden Jahre, vor allem aber gegen das sich aus der Übernahme der höchsten Regierungsgewalt in Deutschland und der Besatzung Berlins ergebende Recht auf freien Zugang verstieß, war indes unbestritten.

Um den Eindruck übertriebener Sorge zu vermeiden, verzichtete die Regierung Attlee darauf, in Moskau vorstellig zu werden. Stattdessen beantwortete Brownjohn das Schreiben noch am 31. März. Wie einen Tag später bei einem Treffen mit dem Stabschef der SMAD verwies er auf das freie Zugangsrecht nach Berlin.580 Um die britische Haltung zu unterstreichen und zugleich die sowjetischen Absichten zu testen, ließ Robertson in der Nacht vom 31. März auf den 1. April jeweils einen Militärzug nach und von Berlin bis zur Zonengrenze fahren. Gemäß Weisung verweigerte der zuständige Kommandant den sowjetischen Posten in beiden Fällen, den Zug zu „betreten, um die Papiere der einzelnen Personen oder ihre Gegenstände oder die der Ladung zu prüfen“.581 Die damit verbundene Aussage war klar: Als gleichberechtigte Besatzungsmacht konnte Großbritannien sich keinem sowjetischen Kontrollregime unterwerfen, das das für sämtliche Militärzüge des Vereinigten Königreichs in Anspruch genommene „Exterritorialitätsprinzip“582 verletzt hätte.

Sowohl aus dem Gespräch Brownjohns mit Luk’jančenko als auch aus der Situation an den Kontrollpunkten ging hervor, dass die Sowjetunion entschlossen war, die neuen Regeln durchzusetzen. Amerikanische, britische und französische Militärzüge durften nur passieren, wenn russisches Personal die Züge betreten und Passagiere und Ladung einer eingehenden Prüfung unterziehen konnte. Einem amerikanischen und einem französischen Zug wurde in den frühen Morgenstunden des 1. April nach entsprechenden Kontrollen die Weiterfahrt bewilligt; die britischen Züge sowie zwei weitere US-Züge erhielten keine Erlaubnis, weil ihre Kommandanten den Zutritt verweigerten. Weil die sowjetischen Posten die Weiterfahrt der Züge aber jederzeit ohne Gewaltanwendung stoppen konnten, indem sie schlicht ihr Monopol über die elektrische Schaltung der Weichen nutzten und Züge auf Nebengleise leiteten, war die SMAD in der Lage, allein die Westmächte für eine mögliche gewaltsame Eskalation an der Zonengrenze verantwortlich zu machen.

Gerade daran hatte die britische Regierung aber kein Interesse; zumindest nicht, solange nicht alle anderen Optionen ausgeschöpft waren. Ohne in der Sache nachzugeben, setzte sie deshalb von Beginn an auf eine Strategie der Deeskalation, die ihr zugleich den erforderlichen Zeitgewinn für die Evaluation alternativer Schritte ermöglichen sollte. Dabei kam ihr entgegen, dass weder der Autobahnnoch der zivile Güterverkehr auf dem Schienenweg nach Berlin Störungen durch die sowjetische Besatzungsmacht unterworfen waren,583 dass also die Versorgung der Berliner Bevölkerung sichergestellt war. Dennoch war der Zustand unhaltbar, wollte die britische Regierung einer schleichenden Unterminierung ihrer Stellung von vornherein entgegentreten.

Auch wenn niemand in London und Berlin davon ausging, dass Stalin wirklich um Sicherheit und Ordnung im Interzonenverkehr besorgt war, ließ sich die Militärregierung auf die russische Begründung ein. Auf diese Weise konnte sie nämlich vermeiden, ihrerseits die laufenden Gespräche zur westdeutschen Staatsgründung thematisieren zu müssen. Sie regte an, innerhalb von 15 Tagen gemeinsam Regeln für die Kontrolle im Interzonenverkehr auszuarbeiten. Einmal mehr demonstrierte sie damit ihr Festhalten an der Viermächteverantwortung für Deutschland und Berlin. Der freie Zugang stand für sie nicht zur Debatte. Vielmehr wollte sie die im Rückblick als Versäumnis bewertete Tatsache, von Moskau im Sommer 1945 keine umfassenden schriftlichen Zusagen über den ungehinderten Zugang nach Berlin auf dem Land- und Wasserweg erhalten zu haben, mit einer schriftlichen Vereinbarung wettmachen.584 Im Wesentlichen sollten sich diese neuen Regeln an dem Bericht des Transportdirektorats über die Kohle- und Nahrungsmittelversorgung vom September 1945 orientieren. Deshalb boten Clay und Robertson an, „daß jeder Kommandant eines Personenzuges […] an einem festgesetzten Einfahrtspunkt eine Passagierliste überreicht zusammen mit Kopien der Befehle für jeden einzelnen Passagier“;585 analog sollte mit der Ladung von Güterzügen verfahren werden. Dass die SMAD weder auf das allgemeine Angebot noch auf die konkreten Vorschläge einging, bestätigte die Annahme, Moskau wolle Berlin als Hebel für seine deutschlandpolitischen Ziele benutzen.

Wie aber sollte Robertson nun vorgehen? Während Kœnig zunächst jeder Konfrontation aus dem Weg gehen wollte und deshalb in der Nacht auf den 1. April den sowjetischen Forderungen nachgab, war Clay bereits Brownjohns Treffen mit Luk’jančenko am 1. April ein Dorn im Auge.586 Für ihn gab es „keinen Mittelweg, der nicht einer Politik des Appeasement“587 entsprochen hätte. Dabei übersah er, dass die britischen Vertreter in der Sache keineswegs nachgeben wollten, vielmehr die sowjetischen Stellen über die Haltung ihrer Regierung in Kenntnis gesetzt hatten, noch bevor seine eigene Regierung ihren Konsultationsprozess über das weitere Vorgehen abgeschlossen hatte.

Clay hielt Dratvins Schreiben für einen „Bluff“: Je entschiedener man dem „Rabauken aus der Nachbarschaft“588 entgegentrete, umso schneller sei die Sache erledigt. Er suchte also die Machtprobe mit Moskau. Darüber informierte er nicht nur seine Vorgesetzten, sondern auch seine britischen und französischen Kollegen. Clay hatte zwei Ideen. Sollten die sowjetischen Posten auf den neuen Regeln bestehen und das Betreten der Militärzüge erzwingen, dann sollten sie mit Waffengewalt daran gehindert werden. Darüber hinaus regte er an, mit den Briten einen bewaffneten Konvoi auf der Autobahn Helmstedt-Berlin einzusetzen, um sowjetische Kontrollpunkte gegebenenfalls mit militärischer Gewalt zu durchbrechen.589

Robertson war über Clays „zutiefst pessimistische und kriegerische Haltung“590 besorgt, lehnte sie wie Bevin, der ihn zu einer „entschlossenen, aber besonnenen Reaktion“591 mahnte, ab und war erleichtert, als die Vorschläge auch in Washington geblockt wurden. Er hielt sie für unüberlegt und war nicht bereit, einem militärischen Abenteuer mit absehbarem Ausgang die Hand zu reichen. Dabei ging es ihm wie Bevin nicht darum, die Anwendung von Gewalt per se auszuschließen. Aber bevor der Einsatz militärischer Mittel ernsthaft erwogen werden durfte, mussten alle anderen Optionen durchdacht und ausgeschöpft sein. Unter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit sowie der eigenen Interessen musste zudem feststehen, dass das angestrebte Ziel mit gewaltsamen Mitteln auch tatsächlich erreicht werden konnte.

All das traf auf Clays Vorschläge nicht zu. Ihre Umsetzung hätte Moskau den Vorwand für eine weitere Eskalation geboten, die eigene Lage verschlechtert sowie letztlich über das unvermeidliche und damit vertretbare Maß hinaus demütigend gewirkt. Genau das vermeiden zu wollen, nahm Clay ja für sich in Anspruch. Dass die Weiterfahrt der Züge mit einfachsten Mitteln gestoppt und damit die neuen Bestimmungen auch ohne den Einsatz von Gewalt de facto durchgesetzt werden konnten, hatten die sowjetischen Posten in den frühen Morgenstunden des 1. April unter Beweis gestellt. Gleiches, so hielt Robertson fest, galt auch für Clays zweiten Vorschlag: „Wenige nebeneinander aufgereihte Panzer werden den Konvoi innerhalb kurzer Zeit zum Stillstand bringen, ganz abgesehen davon, dass die Russen auch beim Feuergefecht die Oberhand behalten könnten.“592 Im Weißen Haus, im State Department und im Pentagon dachte man ähnlich.593 Clays Vorstoß war damit vorläufig vom Tisch.

Wenn also weder Protestnoten und Gespräche zielführend waren noch der gezielte Einsatz von Gewalt Aussicht auf Erfolg versprach, um den freien Zugang von und nach Berlin auf dem Land- und Schienenweg sicherzustellen, welche Optionen verblieben London dann noch, um Moskau einerseits zu zeigen, dass man nicht bereit war, sich den einseitig veränderten Zugangsbestimmungen zu unterwerfen, und andererseits den eigenen Anspruch durchzusetzen?

Als erstes beschlossen Clay und Robertson noch am 1. April, sämtliche Militärzüge von und nach Berlin einzustellen. Kœnig stimmte einen Tag später zu. So konsequent dieser Schritt auch war, das Problem vermochte er nicht zu lösen. Vielmehr verschärfte er die Lage noch. Denn während die neuen sowjetischen Zugangsbedingungen per se keine Blockade konstituierten, gab die nachvollziehbare westliche Reaktion auf das Vorgehen der SMAD den sowjetischen Maßnahmen de facto den Charakter einer Teilblockade der Hauptstadt. Die drei Militärgouverneure hatten deshalb bereits nach Eingang von Dratvins Schreiben gegenüber ihren Regierungen angeregt, über politische und/oder wirtschaftliche Vergeltungsmaßnahmen nachzudenken. Bevins Antwort fiel ernüchternd aus:

We have no good cards to play. There is nowhere in the world where we can make difficulties for the Russians in the same way as they can make difficulties for the Western Powers in Berlin without risk of serious damage to ourselves. Their vital lines of communication hardly touch places where we or the Americans are in sole control. […] I am willing in principle to consider any action of this sort but do not wish to inflict ineffectual pinpricks which may only result in the Russians taking severer measures in and around Berlin.594

Auch Robertson befürchtete einen Bumerang-Effekt, der sich aus dem Kappen der Handelsverbindungen zwischen der östlichen und den westlichen Zonen ergeben hätte. Deshalb blieb es zunächst bei dem Beschluss des US-Kabinetts vom 26. März, wonach Exportlizenzen für Artikel verweigert wurden, die die Produktion in Schlüsselsegmenten der sowjetischen und osteuropäischen Wirtschaft negativ beeinträchtigen konnten.595

Mit dem Beschluss, sämtliche Militärzüge zwischen den westlichen Zonen und Berlin einzustellen, ergab sich, weil nicht abzusehen war, ob das Kontrollregime auf Dauer angelegt war, mit erhöhter Dringlichkeit die Frage, wie der Transport der Angestellten und der Familienangehörigen der westlichen Militärregierungen sowie deren Versorgung sichergestellt werden konnten. Vor dem Hintergrund des sowjetischen Vorgehens und der eigenen, bereits getroffenen Entscheidungen waren die Handlungsoptionen begrenzt. Die vorhandenen Lebensmittelvorräte reichten gerade einmal für 45 Tage. Als temporäre Rückfallposition hatte Clay schon am Abend des 31. März eine Luftbrücke ins Spiel gebracht, nur um sie im selben Atemzug zu verwerfen, weil sie „unserem Prestige schwersten Schaden zufügen und umgehend zu neuen [Provokationen] führen würde“. Dass er am 2. April dennoch auf eine Luftbrücke setzte, lag daran, dass seine präferierten Optionen in Washington und London abgelehnt worden waren, dass sich auf diese Weise der Personentransport und die Versorgung der Garnisonen „für eine Weile“596 aufrechterhalten ließen und dass die Versorgung der Berliner Bevölkerung dank des unbeeinträchtigten zivilen Güterverkehrs sichergestellt war.

Die britische Regierung hielt die Luftbrücke für die beste Lösung. Der logistische und organisatorische Aufwand waren gering, die Bedürfnisse der britischen Garnison mit rund 5000 Personen überschaubar. Vor allem aber hatte sie Zeit und damit politischen Handlungsspielraum gewonnen, um das weitere Vorgehen abzuwägen. Dass ihre eigenen Kapazitäten mit den ad hoc zur Verfügung stehenden zwei Dakotas und einer Avro Anson nicht annähernd an die der Amerikaner reichten, die kurzfristig dreißig Maschinen des Typs C-47 mit einer Transportkapazität von je zweieinhalb Tonnen im 15-Minuten-Takt mobilisieren konnten, durfte vernachlässigt werden, weil die aktuellen Erfordernisse begrenzt waren und die US-Streitkräfte einen Teil des britischen Bedarfs decken konnten.

„Unter den derzeitigen Voraussetzungen können wir zeitlich unbegrenzt fortfahren“, revidierte Clay seine ursprünglich skeptische Einschätzung bereits am ersten Tag der kleinen Luftbrücke, um dann zu ergänzen: „Ich bin der Meinung, wir sollten das auch tun.“597 Damit verbunden war zum einen der Appell an die eigene Regierung, die Kapazitäten zu erhöhen. Zum anderen sollte gegenüber den sowjetischen Stellen, die schon am 2. April den militärischen Güterverkehr wieder ungehindert Richtung Berlin passieren ließen, für weitere zehn Tage demonstriert werden, dass die Westalliierten über adäquate Alternativen verfügten und eine Politik der Einschüchterung zum Scheitern verurteilt war. Britische Planspiele, die die Versorgung der eigenen Garnison, nicht jedoch der Zivilbevölkerung unter den Bedingungen einer vollständigen Blockade simulierten, zeichneten dagegen ein beunruhigendes Bild: Mit den in Deutschland verfügbaren Flugzeugen ließ sich der tägliche Bedarf der britischen Truppen nur decken, wenn fast alle Zivilangestellten und Familienangehörigen vorab ausgeflogen würden.598 Für Robertson fügte sich diese Studie in sein eigenes düsteres Bild.

In den ersten Apriltagen gab es dafür aber keinen Platz. Es musste gehandelt werden. Von entscheidender Bedeutung war, dass die Flugplätze Tempelhof und Gatow, dessen Startbahn erst 1947 als Teil eines Plans zur Notfallversorgung der eigenen Truppen vollständig erneuert worden war, im amerikanischen und britischen Sektor lagen und damit dem direkten Zugriff durch die SMAD entzogen waren. Der französische Sektor verfügte über keinen eigenen Flugplatz. Wollte Moskau auch den westlichen Luftverkehr stören, dann musste es also nicht nur das Abkommen über die Luftkorridore brechen, sondern auch gewaltsam gegen westalliierte Flugzeuge in der Luft vorgehen. Offenbar gab es sowjetische Pläne zur Beschränkung des Luftverkehrs. Anfang April wurde deren Umsetzung aber noch nicht in Betracht gezogen.599

Dennoch kam es am 5. April zu einem schweren Zwischenfall. Im Anflug auf Gatow kollidierte eine britische Passagiermaschine mit einem sowjetischen Jagdflugzeug. Die fünfköpfige britische Crew, weitere neun Passagiere, darunter zwei Amerikaner, sowie der russische Pilot, dessen Jak sich unangemeldet im Luftraum aufgehalten und mit abenteuerlichen Manövern gegen die Luftverkehrsregeln verstoßen hatte, kamen zu Tode. Ohne zu zögern und ohne mit London zu konferieren, setzte Robertson ein Signal der Eskalation: Mit sofortiger Wirkung stellte er den britischen Flugverkehr nach Berlin unter Begleitschutz von Kampfflugzeugen. Anschließend verlangte er in einem Gespräch mit Sokolovskij eine Viermächteuntersuchung sowie die Zusicherung, sich künftig an die getroffenen Vereinbarungen zu halten. Sokolovskij, „erkennbar in der Defensive, bedauerte das Unglück und versicherte, weder sei eine Beeinträchtigung des britischen Luftverkehrs beabsichtigt gewesen, noch werde es in Zukunft zu Störungen [des Luftverkehrs] kommen“.600

Dass Sokolovskij am folgenden Tag nicht nur eine Viermächteuntersuchung ablehnte, sondern den britischen Piloten bezichtigte, den Zusammenstoß verursacht zu haben; dass die SMAD ihre Vertreter aus der britisch-sowjetischen Untersuchungskommission abzog; dass der britische Schlussbericht nicht von einer gezielten Provokation Moskaus ausging, auch wenn er die Verantwortung dem Jak-Piloten zuwies; dass Robertson auf schriftliche Zusagen der SMAD zur Einhaltung der Luftverkehrsregeln verzichtete; und dass Clay in der Konsequenz einmal mehr von „Appeasement“601 sprach, konnte an einem nichts ändern: Robertson, nicht Clay, hatte mit seiner raschen Reaktion auf das Flugzeugunglück von Gatow, die das Risiko einer militärischen Eskalation kurzfristig markant erhöht hatte, eine klare Botschaft an Sokolovskij gesandt, die im Kreml ankam und verstanden wurde. Eine gezielte Störung des Luftverkehrs in den Luftkorridoren mit der Absicht, die Position der Westmächte in Berlin unhaltbar zu machen und in Deutschland zu untergraben, taugte letztlich zum Casus Belli. Darüber hinaus bestätigte Robertsons Reaktion den Grundsatz internationaler Politik, wonach das Ausmaß einer Bedrohung nicht allein von der Partei abhängt, von der die ursprüngliche Gefahr ausgeht, sondern auch von dem Willen und der Fähigkeit des Bedrohten, die Herausforderung anzunehmen.

In London hielt die Regierung eine bessere Koordination mit Washington bei gleichzeitiger Einbindung der Pariser Regierung für unerlässlich. Ursächlich dafür war zum einen die Erkenntnis, dass die Krise in und um Berlin in eine neue Phase getreten war, die aufgrund ihrer strategischen Relevanz „Entscheidungen in den alliierten Hauptstädten und nicht nur vor Ort in Berlin“602 erforderte. Zum anderen war man im Foreign Office besorgt über den als unkoordiniert und erratisch wahrgenommenen Entscheidungsprozess zwischen der US-Militärregierung in Berlin und den diversen Stellen in Washington und wollte deshalb frühzeitig gegensteuern, damit Clay mit seinem konfrontativen Kurs nicht die Oberhand gewann. Denn während der strategische Konsens über den Verbleib in Berlin ungeachtet regierungsinterner Meinungsverschiedenheiten unter den höchsten politischen Entscheidungsträgern beiderseits des Atlantiks hielt, gab es zwischen London und Washington taktische Differenzen über das weitere Vorgehen, die temporär zu erheblichen Verstimmungen führten.


7. Strategischer Konsens – taktische Differenzen

Für den künftigen Verlauf der Krise um Berlin waren die frühen Apriltage von wegweisender Bedeutung. Die SMAD sah sich in ihrer Haltung bestätigt. „Unsere Maßnahmen“, so berichteten Sokolovskijs Stellvertreter und der politische Berater der SMAD an Außenminister Molotov und Verteidigungsminister Bulganin, „haben dem Prestige der Amerikaner und Briten in Deutschland einen schweren Schlag versetzt. Die deutsche Bevölkerung beurteilt das Verhalten der Anglo-Amerikaner als Rückzug vor den Russen, was zeigt, wie stark die Russen sind.“603 Die SMAD rechnete zwar damit, dass die Westmächte „sich hartnäckig an Berlin klammern“604 würden. Doch sie unterschätzte sowohl deren Entschlossenheit als auch deren Möglichkeiten. Schon die kleine „Luftbrücke zwischen Berlin und den westlichen Zonen [erachtete sie als] gescheitert“ und war davon überzeugt, dass auch „die Amerikaner [eine Luftbrücke für] ein zu teures Unterfangen“605 hielten. Gerade weil die SMAD ebenso wie der Kreml das Verhalten der Westmächte in der Zugangsfrage als Zurückweichen deuteten und zugleich die alternative Option einer Versorgung aus der Luft ausschlossen, empfahlen sie, den Druck zu erhöhen, um das Vertrauen der Deutschen in die Westmächte endgültig, wie sie meinten, zu untergraben und die Pläne zur Staatsgründung im Westen zum Scheitern zu bringen. Dabei hielten sie an ihrem Vorgehen, das zwischen Eskalation und Deeskalation schwankte, so lange fest, bis die Westmächte den entscheidenden Schritt zur Etablierung einer deutschen Regierung im Westen gemacht hatten.

Genau dieses Vorgehen erwartete die britische Regierung von der Sowjetunion, „um uns überall in größte politische Verlegenheit zu bringen, allerdings ohne die Dinge auf die Spitze zu treiben und ohne die Absicht, einen Krieg auszulösen“. Die eigentliche Gefahr, so Bevin, lag deshalb darin, „dass sie [die Russen, V.M.] sich verspekulieren und sich selbst in eine Lage bringen, die ihnen aus ihrer Sicht keinen Ausweg mehr erlaubt“.606 Dem Kreml diesen Ausweg wann immer und wenn möglich zu gewähren, ohne dabei die eigene Position in Berlin und Deutschland zu kompromittieren und ohne dabei selbst in eine ausweglose Lage zu geraten, umschrieb die eigentliche Herausforderung britischer Krisenpolitik, die Bevin als gemeinsame Aufgabe der Westmächte verstanden wissen wollte.

Um den Kurs in Berlin abzustimmen, kam es deshalb am 28. April am Rande der Londoner Sechsmächtekonferenz zunächst zu einem bilateralen anglo-amerikanischen Treffen. Gleich im Anschluss wurden die Franzosen einbezogen. Unmittelbarer Anlass war der Vorschlag des amerikanischen Außenministeriums, der sowjetischen Regierung eine Note der Westmächte zu übermitteln, in der vor dem Hintergrund der jüngsten Entwicklungen in Berlin die westliche Position unmissverständlich festgehalten werden sollte. Unproblematisch erschien der Hinweis auf die bestehenden Vereinbarungen. Auf Vorschlag Clays sollte die Note aber mit einer Drohung an die Adresse Stalins enden.607

Zur internen Vorbesprechung kamen führende Vertreter der Deutschlandabteilung des Foreign Office und der britischen Militärregierung am 23. April zusammen. Robertson und der politische Berater der Kontrollkommission, Christopher Steel, diktierten die Diskussion, und das hieß: Der Spagat zwischen Bevins Vorgaben auf der einen und Robertsons Skepsis auf der anderen Seite spiegelte sich in den Beratungen über die zentrale strategische Frage, den langfristigen Verbleib in Berlin, wider. Auf der taktischen Ebene herrschte hingegen schnell Einigkeit. Um den eigenen Handlungsspielraum nicht unnötig einzuengen, sprach sich die Runde gegen eine schriftliche Note aus. Allenfalls sollten die drei Botschafter in Moskau in einem Gespräch mit Molotov noch einmal mit der gebotenen Deutlichkeit die eigene Haltung darlegen, ohne jedoch mit Drohungen jedweder Art zu operieren, ohne sich auf einen Verbleib in Berlin „um jeden Preis“ festzulegen und ohne vorab zu erklären, die eigene Position letztlich auch mit Gewalt zu verteidigen. Verkürzt lautete die Devise: „Wir sollten nichts sagen, einfach stillhalten […] und die Sache aussitzen.“608

Was aber bedeutete das unter den konkreten Umständen des Frühjahrs 1948? Schnell wurde erkennbar, dass die Furcht vor einer sowjetischen Eskalation und die Angst vor dem Scheitern bei Robertson größer waren als das Vertrauen in die Vorgaben seines Ministers. In einer graduell eskalierenden Krisenkonstellation kennzeichnete kognitive Konsistenz das Verhalten beider: Der Ängstliche, Robertson, wurde noch ängstlicher, der Entschlossene, Bevin, noch entschlossener.609 Insofern spiegelte das Ergebnis der Besprechung den Versuch wider, zwei im Kern unvereinbare Positionen miteinander zur Deckung zu bringen.

Angesichts der westdeutschen Pläne, die in ihre entscheidende Phase getreten waren, und der damit verbundenen Notwendigkeit, die Bevölkerung in den westlichen Zonen an Bord halten zu müssen, plädierte Robertson ganz in Bevins Sinn dafür, „trotz aller Unannehmlichkeiten“610 in Berlin zu bleiben. Wie sich im Verlauf der internen Diskussion und noch viel klarer in den bi- und trilateralen Beratungen wenige Tage später zeigen sollte, konnte es sich aus Robertsons Sicht jedoch nur um eine zeitlich begrenzte Verpflichtung von „sagen wir einmal 18 Monaten bis zu zwei Jahren“611 handeln:

[W]hile we would stay in Berlin as long as we could, we might have to withdraw under pressure or deteriorating conditions in the end. We realised that this would be bad for prestige and for our standing with the Germans, but the loss of prestige would be the less the longer that day were postponed and the greater the political and economic progress achieved in the Western Zones.612

Dass Robertson seiner Skepsis in einer hausinternen Besprechung Ausdruck verlieh, war auch dann noch unproblematisch, als Bevin längst einen anderen Kurs vorgegeben und von seinen engsten Mitarbeitern verlangt hatte, den Rückzug aus Berlin nicht mehr in Betracht zu ziehen. Dass er sie aber mit Zustimmung des verantwortlichen Staatssekretärs, William Strang, gegenüber Amerikanern und Franzosen äußerte und damit bei diesen unweigerlich der Eindruck entstehen musste, die britische Regierung hätte sich gedanklich bereits aus Berlin verabschiedet,613 war erstaunlich. Wer wollte Clay dann noch verübeln, dass er die USA in der deutschen Hauptstadt allein auf weiter Flur wähnte und gerade deshalb einen betont unnachgiebigen Kurs gegenüber Moskau meinte einschlagen zu müssen?

Natürlich wäre es die Aufgabe des Staatssekretärs gewesen, die Haltung seines Ministers den Partnern darzulegen. Doch der „erstklassige Verwalter“614 britischer Außenpolitik, dem es an gestalterischen Ideen fehlte, fühlte sich der Militärregierung aus seiner Zeit als Feldmarschall Montgomerys und Luftmarschall Douglas’ Berater nach wie vor verbunden. Vor allem aber teilte er Robertsons Bedenken. Indes, dem Vorschlag mangelte es nicht nur an politischer Klugheit, sondern in erster Linie an strategischem Weitblick. Der Gedanke, die Westsektoren mittelfristig aufzugeben, war nämlich nicht ansatzweise mit der bislang praktizierten Außenpolitik vereinbar, weil er die mittlerweile etablierten Spielregeln des Ost-West-Konflikts ignorierte, Bevins deutschlandpolitisches Konzept unterminierte und die Logik der Berlin zugewiesenen Rolle konterkarierte. Wenn der Kalte Krieg gerade in den ersten Jahren von beiden Seiten als Nullsummenspiel definiert wurde, in dem der Verlust des einen stets als Gewinn des anderen wahrgenommen wurde, dann musste ein Rückzug aus der deutschen Hauptstadt, egal unter welchen Umständen, weniger als Konzession an die Gegenseite als vielmehr, wie Frank Roberts bereits im September 1945 gewarnt hatte, als Einladung zu weiter reichenden Forderungen verstanden werden.615 Indem sie sich auf die Herausforderung des Augenblicks konzentrierten, mochten Robertson und Strang das unmittelbar Notwendige tun. Doch vor lauter Kurzsichtigkeit verloren sie das langfristig Gebotene aus den Augen und damit die Grundprinzipien westlicher Eindämmungspolitik: Standfestigkeit und Geduld. In der Konsequenz erschien die bevorstehende Teilung Deutschlands auf einmal nicht mehr als vorübergehende Notwendigkeit, sondern als definitiver Schlussstein, und Berlin nicht mehr als Conditio sine qua non der Transformation des Status quo durch Magnetisierung, sondern als lästiger, vor allem aber als gefährlicher Klotz am Bein einer ausschließlich auf die westlichen Zonen ausgerichteten Deutschlandpolitik.

Strangs Gesprächsprotokoll über die Beratungen mit amerikanischen und französischen Regierungsvertretern rief noch am selben Tag Lord Pakenham auf den Plan. Im März hatte der mit der britischen Zone befasste Chancellor of the Duchy of Lancaster an der hausinternen Sitzung teilgenommen, in der Bevin seinen Entschluss erläutert hatte, an Berlin festzuhalten. Dass Strang und Robertson die Entscheidung des Ministers in letzter Konsequenz ausgerechnet in einer Besprechung mit Amerikanern und Franzosen indirekt hinterfragten, brachte Pakenham dazu, seiner „extremen Beunruhigung“ mit „dogmatischer Gewissheit“ und repetitiver Härte „Ausdruck verleihen zu müssen“.616

Die Notiz mochte an Bevin gerichtet und an Attlee weitergeleitet worden sein. Adressaten aber waren Strang, der Chamberlain 1938 nach Berchtesgaden, Bad Godesberg und München begleitet hatte und dem die historische Lektion gerade deshalb bitter aufstoßen musste; Robertson, der entgegen seinem energischen Handeln im Kontext des Gatower Zwischenfalls mit gewagten Begründungen plötzlich bemüht schien, seine Schäfchen ins Trockene zu bringen; und all die anderen, die daran zweifelten, aus dem Ringen um Berlin und Deutschland als Sieger hervorgehen zu können:617

We should make up our mind that (a) we have an absolutely clear moral right and just as clear a moral obligation to stay in Berlin; (b) that any prolonged Russian attempt to turn us out whether by military or economic means would be a flagrant act of aggression; (c) that if we attempted to appease the aggressor in Berlin because of the supreme tragedy involved in a war with Russia, not only our diplomatic prestige, but our moral standing would be fatally undermined when we attempted, as we should be forced to, to resist the same aggressor later on. I need not rehearse to you of all people, the arguments against pursuing a policy based on the same calculations as those which misled the National Government of 1931–1939 from Manchuria to Munich. I would stress, however, our special moral obligation, in the light of history, to the three million citizens of Berlin (two million in the Western sectors) whom we have taught to look to us on the grounds that we are the courageous and honourable champions of democracy. The same moral arguments which justify our occupation of the Germans’ country, compel us, it seems to me, to accept a special responsibility for defending them from external aggression and persecution. […] I had understood […] that you were determined that we must stay in Berlin come what may. The argument that – „the loss of prestige would be the less the longer that day were postponed, and the greater the political and economic progress achieved in the Western Zones“ – seems to me, to be frank, quite extraordinary. If one is thinking of moral prestige, the longer we do lead the people of Berlin to believe, as I presume we should during the intervening period, that if they stand for democracy, we should stand by them, the greater our loss of moral prestige now and in the years to come.618

Pakenham, der sich vehement für den Wiederaufbau Deutschlands einsetzte, rief mit seiner moralisch unterfütterten Geschichtslektion Bevins Konzept nachdrücklich in Erinnerung. Doch so emotional sein Plädoyer auch daherkam und so energisch er, anders als Strang und Robertson, auf Clays schneidende Frage, „ob die Briten ‚auf Teufel komm raus‘ in Berlin bleiben wollten“, mit einem Ja geantwortet hätte, so präzise vermochte er zwischen strategischem Dogma und taktischem Kalkül zu unterscheiden. Der bisweilen zum Exzentrischen neigende Erzzivilist war nämlich zu besonnen, als dass er den „extremen Ansichten“619 des amerikanischen Militärgouverneurs gefolgt wäre. Deshalb unterstützte er Strangs und Robertsons Empfehlung, zum jetzigen Zeitpunkt nicht mit einer Note in Moskau vorstellig zu werden und schon gar nicht explizit mit einer militärischen Eskalation zu drohen.

Unschwer ließen sich die auf der Arbeitsebene bestehenden Meinungsunterschiede aus den bi- und trilateralen Gesprächsprotokollen herauslesen. Einige existierten tatsächlich, andere resultierten aus gegenseitigen Fehlperzeptionen. Einige waren gravierend, andere ließen sich relativ leicht ausräumen. Alle aber bargen die Gefahr in sich, an Eigendynamik zu gewinnen und damit letztlich die Partner auseinanderzutreiben. Nichts indessen war aus Bevins Sicht dringlicher, als eine einheitliche westliche Front gegenüber Stalins Sowjetunion zu bewahren. Deshalb ging er auf das Ersuchen des US-Botschafters nach einem Treffen ein. Mit Douglas verband ihn eine Freundschaft, die den offenen Gedankenaustausch auch in schwierigen Zeiten erleichterte. Douglas, so die Einschätzung in London, teilte Clays „kampfbereite Haltung“ nicht.620 Und damit war er keineswegs allein. Walter Bedell Smith, der seit 1946 in der Nachfolge Harrimans die US-Interessen in Moskau vertrat, warnte seine Regierung davor, Stalin in die Ecke zu treiben;621 und auch George Marshall und Robert Lovett sprachen sich gegen jeden militärischen Eskalationsautomatismus aus. Beide gingen noch einen Schritt weiter: Während die USA beabsichtigten, in Berlin zu bleiben und „Gewalt mit Gewalt zu beantworten“, würden sie ihrerseits „die Anwendung von Gewalt nicht initiieren“.622 Eben diesen Grundsatz hatte die britische Regierung in den frühen Apriltagen verfolgt. Ohne die eigene Haltung in der Substanz infrage zu stellen, hatte sie in der Annahme, dass Stalin die militärische Auseinandersetzung scheute, gezielt darauf hingearbeitet, Moskau im Fall der Fälle die alleinige Verantwortung für eine mögliche gewaltsame Eskalation zuzuweisen.

Die Voraussetzungen für Bevins Intervention in Washington waren damit positiv. Seine Unterredung mit Douglas am 29. April ebenso wie sein einen Tag später an Marshall gerichtetes Schreiben eröffneten ihm die Gelegenheit, einerseits die eigene Politik vis-à-vis Berlin klarzustellen und andererseits die amerikanische Haltung zu beeinflussen. Dass Briten und Amerikaner gemeinsam handeln mussten, war für ihn unbestritten. Um nicht den geringsten Zweifel am eigenen Berlin-Engagement aufkommen zu lassen, teilte er Marshall mit: „Natürlich stellt sich die Frage, ob wir uns durch russische Blockadetaktik aus Berlin […] drängen lassen, nicht.“623 Anders als Strang und Robertson machte Bevin keinen Unterschied zwischen einem kurz- und einem langfristigen Engagement. Und damit war klar, welche Linie die offizielle Politik in London verfolgte. Die „private“624 Auffassung des britischen Militärgouverneurs sollte niemanden beunruhigen.

Doch Bevin hatte eine zweite Botschaft, die ihm noch wichtiger war: die strikte Wahrung des Primats des Politischen. „Die britischen und amerikanischen Repräsentanten vor Ort“, so ließ er Marshall wissen, wobei er die eigenen Vertreter aus rein diplomatischen Gründen mit einbezogen haben dürfte,

must exercise the greatest care in handling the situation. What is needed is moderation and patience, combined with firmness and a determination, not to be provoked into any ill-considered action which might result in an impossible position from which it would be difficult to retreat. […] That is why […] His Majesty’s Government and the United States Government are called upon to show particular prudence at the danger points. 625

Wie besorgt Bevin über die Aussagen „einiger Hitzköpfe“626 diesseits und jenseits des Atlantiks war und wie sehr ihn zugleich der Vorwurf ärgerte, seine Regierung „habe Schwäche gezeigt“,627 wurde deutlich, als er am 4. Mai entgegen seiner bis dahin vertretenen Überzeugung, sich in der Öffentlichkeit nicht zur Berlinfrage zu äußern, in die Debatte des Unterhauses eingriff. Stalin rief er die alliierten Kriegsvereinbarungen in Erinnerung, nur um den denkbar knappsten, aber entscheidenden, auch an die Zweifler in den eigenen Reihen in Berlin und in Washington gerichteten Satz nachzuschieben, den er zwei Wochen später auf dem Labour-Parteitag in Scarborough wiederholen sollte: „Es ist unsere Absicht, dort [in Berlin, V.M.] zu bleiben.“ Sein ergänzender Hinweis auf „unsere von Entschlossenheit getragene Haltung“, die, „sollte sie auf die Probe gestellt werden, deutlich erkennbar werden wird“,628 galt dann nicht mehr allein Stalin, sondern auch den mit dem Feuer spielenden Kritikern, Clay und Churchill. Während Clay noch verärgert war, mit seinen militärischen Plänen in Washington und an London gescheitert zu sein, wollte Churchill, gestützt auf das amerikanische Nuklearwaffenpotential, den Sowjets mit der „Zerstörung ihrer Städte“629 drohen, falls sie sich nicht aus Berlin und Ostdeutschland zurückziehen würden.

Anders als der britische Oppositionsführer und der US-Militärgouverneur wollte Bevin Stalin einen gesichtswahrenden Ausweg aus der verfahrenen Situation offenhalten. Gerade deshalb sollten „Diskussionen an die Stelle der jüngsten Provokationen treten“.630 Und gerade deshalb wollte Bevin just in dem Moment, als sich die Verteidigungsminister und Chefs der Teilstreitkräfte der Brüsseler Vertragsstaaten in London trafen, keine Note nach Moskau senden, die Fehlinterpretationen Tür und Tor öffnen und womöglich ihrerseits „eine heftige Reaktion hervorrufen“631 konnte. In der Substanz aber blieb er unnachgiebig. Denn weder der britische Verbleib in Berlin noch der Fahrplan zur westdeutschen Staatsgründung standen zur Debatte, sondern ausschließlich eine umfassende, auf den mündlichen Vereinbarungen beruhende schriftliche Festlegung des Zugangs zur deutschen Hauptstadt. Die Aussichten dafür waren allerdings alles andere als erfolgversprechend. Mittlerweile ging nämlich auch Robertson davon aus, dass „die Russen uns bewusst demütigen wollen und nicht an einer Vereinbarung interessiert sind, es sei denn, wir lassen uns bedingungslos auf ihre Spielregeln ein“.632 Bevin wollte deshalb künftig darauf verzichten, „unsere Absicht, [in Berlin] zu bleiben, stets in neuen öffentlichen Stellungnahmen“ zu bekräftigen. Stattdessen plädierte er mit einer langfristigen Perspektive dafür, „die Sache in aller Ruhe auszusitzen“.633





Im Kern hatte Bevin nichts anderes getan, als die im Februar 1946 erstmals umrissene Strategie der Eindämmung erneut in Erinnerung zu rufen. Angesichts der Differenzen in der Regierung Truman und der bisweilen defätistische Züge annehmenden Haltung Frankreichs erschien sein Vorgehen aber für einen Moment als eine Art dritter Weg, der die ganz unterschiedlichen Lehren des Sommers 1914 auf der einen und der späten dreißiger Jahre auf der anderen Seite zur Deckung zu bringen schien. Den politischen Handlungsspielraum zu wahren und sich unter keinen Umständen den vermeintlichen Sachzwängen der Militärs zu beugen, gehörte ebenso zu seinen Maximen wie der Grundsatz, mit dem er im Oktober 1935 George Lansbury, den Vorsitzenden der Labour Party, auf dem Parteitag in Brighton niedergerungen, seine eigene Partei aus dem pazifistischen Morast gezogen und Neville Chamberlain attackiert hatte: Diktatoren mussten in die Schranken gewiesen werden.

In London war man zuversichtlich, mit Bevins kurzer Intervention in Washington und im Unterhaus nicht nur „das Donnergrollen aus dem Entwurf der US-Note genommen“,634 sondern einem Vorstoß der Westmächte in Moskau bis auf weiteres überhaupt einen Riegel vorgeschoben zu haben. Schließlich hatte man sich im Vorfeld der Unterhausrede der amerikanischen Zustimmung vergewissert; und Marshall hatte seine Übereinstimmung mit Bevins „klarer und umfassender Situationsanalyse“635 zum Ausdruck gebracht.

Tatsächlich aber hatte die US-Regierung zielstrebig einen ganz anderen Weg eingeschlagen. Noch bevor die trilateralen Gespräche über den US-Notenentwurf und das weitere Vorgehen in Berlin am 28. April in London begonnen hatten, hatte das Kabinett am 23. April einen unilateralen Vorstoß in Moskau gebilligt.636 Als die britische Regierung am 10. Mai zeitgleich mit der Weltöffentlichkeit durch eine TASS-Erklärung in der Izvestija von den Gesprächen zwischen Botschafter Smith und dem sowjetischen Außenminister Molotov Kenntnis erhielt, hielten sich Verärgerung, Entsetzen und Misstrauen die Waage. Die „verblüffende Episode“637 verebbte zwar ebenso rasch, wie die von Moskau mit untrüglichem Gespür für die im westlichen Lager Verunsicherung stiftende und gerade deshalb lancierte Schlagzeile in das Scheinwerferlicht der internationalen Medien gezerrt worden war. Und doch waren die Konsequenzen weit reichend. Nichts sprach für ein vorzeitiges Ende des Kalten Krieges; im Gegenteil: Die sich abzeichnende weitere Verschärfung, die die Westmächte noch enger zusammenrücken und die USA vorläufig auf diplomatische Alleingänge verzichten ließ, legte vielmehr den Schluss nahe, dass der Ost-West-Konflikt zum alltäglichen Begleiter zumindest einer, wenn nicht mehrerer Generationen werden würde.

Was aber war geschehen? Auf amerikanisches Ersuchen hatte Molotov am 4. Mai Botschafter Smith zu einem vermeintlich vertraulichen Gedankenaustausch empfangen. Während Smith an der „Entschlossenheit der Vereinigten Staaten“, und das hieß: an der „Unterstützung der Unabhängigkeit und Integrität der freien Völker der Welt“, keinen Zweifel gelassen hatte, hatte er zugleich darauf hingewiesen, dass seine Regierung „keine feindlichen oder aggressiven Absichten gegenüber der Sowjetunion“638 hege. Dem ersten folgte am Abend des 9. Mai ein zweites Gespräch, das Smith ernüchtert zurückließ: Weder konnte er in Molotovs Ausführungen einen Politikwechsel erkennen, noch schien Moskau bereit, in einen Dialog eintreten zu wollen.639

Umso überraschter war man in Washington, als die TASS-Meldung am Morgen des 10. Mai über die Ticker lief, in der der Kreml die amerikanische Initiative begrüßte und sich für bilaterale Gespräche aufgeschlossen zeigte. Dass Stalin die Aussage des Botschafters, wonach „die Tür stets für Diskussionen sowie die Beilegung unserer Differenzen weit geöffnet“ sei, nicht ernst nahm, hatte er intern deutlich gemacht.640 Dass er seinerseits nicht einmal interessiert war, die Dialogbereitschaft der US-Regierung auszuloten, wurde schon daran erkennbar, dass er, ohne Washington zu unterrichten, just an dem Morgen die Vertraulichkeit des diplomatischen Gesprächs brach und an die Öffentlichkeit ging, an dem Botschafter Smith Moskau verlassen und in die Ferien aufgebrochen war. Dass er Washingtons vermeintlich cleveren „Schachzug“641 hingegen seinerseits als Einfallstor begriff, das nur noch aufgestoßen werden musste, um mit einer propagandistisch geschickt eingefädelten Friedensoffensive sowohl die amerikanische Innenpolitik im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen im November als auch das westliche Lager inmitten der sich in der entscheidenden Phase befindenden Sechsmächtekonferenz in Aufregung zu versetzen, wurde auf beiden Seiten des Atlantiks rasch erkennbar.

Für zwei Tage diktierte eine Mischung aus Hoffnung und Konfusion die Schlagzeilen der internationalen Printmedien, bevor „der faule Frieden vorbei“642 war. Während die Times am 11. Mai bereits erwartungsvoll von einem Schritt zur Beilegung der Differenzen sprach und der Manchester Guardian einen Tag später die „amerikanische Initiative“ als „Akt der Staatskunst“643 pries, rätselte man in King Charles Street noch über Motive und Ziele der US-Diplomatie. Hatte man im State Department wirklich geglaubt, dem Kreml mit dem eigenen Vorgehen nicht in die Hände zu spielen? Hatte man wirklich nicht bedacht, welch potentiell verheerende Konsequenzen der unilaterale Vorstoß für den Zusammenhalt des westlichen Lagers haben konnte, ja, dass er zu „Unsicherheit und Alarm in ganz Westeuropa“644 führen musste und sämtliche Fortschritte in Deutschland wieder infrage stellen konnte?

Das Urteil in Whitehall war längst gefällt und wurde nur mit mäßiger Übertreibung von der rasch zurückrudernden Fleet Street zusammengefasst: Ausgerechnet der Vater des erfolgreich anlaufenden europäischen Wiederaufbauprogramms musste sich den Vorwurf gefallen lassen, als „Amateurdiplomat“645 gehandelt zu haben. Dabei schwang freilich ein doppelter Gedanke mit, der aus einer seltsamen Legierung von Anmaßung und Angst genährt und bis weit über das Suez-Debakel im Herbst 1956 hinaus in britischen Regierungskreisen gepflegt wurde. Gewiss, so lautete die erste Überlegung, die USA entwickelten einen Sinn für ihre neue weltpolitische Rolle. Doch aufgrund seiner mangelnden Erfahrung bedurfte der alles in allem wohlmeinende Koloss externer – und das hieß: britischer – Ratschläge.646 Weit weniger leicht kam dem politischen und diplomatischen Spitzenpersonal die zweite Erkenntnis über die Lippen. Nur widerwillig wollte man sich eingestehen, dass Großbritannien nicht nur nicht Primus inter Pares, sondern – wie Alexander Cadogan, der langjährige Staatssekretär des Foreign Office, am letzten Tag der Potsdamer Konferenz festgehalten hatte – das schwächste Mitglied der „Großen […] 2½!“647 war.

Beide Gedanken leiteten Außenminister Bevin, als er nach Eingang der TASS-Meldung Botschafter Douglas einbestellte, um zu erfahren, was in aller Welt die Administration bewogen hatte, in Moskau vorstellig zu werden, ohne London vorab zu unterrichten. Zu allem Überfluss musste Douglas einräumen, seinerseits über keine Informationen zu verfügen, die über die TASS-Meldung hinausgingen.648 Deshalb wurde der britische Botschafter in den USA angewiesen, das Gespräch mit Marshall zu suchen. Im State Department hatte man den Ernst der Lage erkannt und war daher bemüht, in einem ersten Schritt die Wogen gegenüber den Partnern intern zu glätten. George Kennan, Chef des Planungsstabs und Spiritus Rector der Initiative, stützte seine Ausführungen im Wesentlichen auf drei Begründungen: Erstens sei es ausschließlich um die amerikanisch-sowjetischen Beziehungen gegangen, keineswegs aber darum, über die Köpfe der Partner hinweg vollendete Tatsachen zu schaffen. Zweitens habe man Moskau, ohne es in irgendeiner Weise zu demütigen oder in die Ecke zu treiben, mit einer klaren Aussage zur eigenen außenpolitischen Positionierung von „unüberlegten und überstürzten Maßnahmen abhalten“ wollen. Sollte die Lage dennoch eskalieren, so müsse man sich, drittens, auch von der eigenen Bevölkerung rückblickend nicht vorwerfen lassen, nicht alles Erforderliche unternommen zu haben.649

Im Kern gingen Kennans Überlegungen indes weit über den beschriebenen defensiven Ansatz hinaus. Das aber blieb ungesagt, weil er, der „so viele Jahre versucht hatte, […] dieses […] geheimnisvolle Land […] zu verstehen“,650 wusste, mit seiner Einschätzung Stalins erstmals gründlich danebengelegen zu haben. Kennan hatte Bewegung in den Ost-West-Konflikt bringen wollen, und er schien sich sicher, Ende April 1948 ein erstes wichtiges Etappenziel erreicht zu haben. Von Beginn an war die Strategie des Containment ja nicht als statisches Konzept gedacht. Der Kalte Krieg sollte deshalb nicht etwa eingefroren, sondern vielmehr, sobald es die Umstände erlaubten, aus einer Position westlicher Stärke überwunden werden. Dieser Tag, so hatte Kennan unmittelbar vor dem Prager Coup, den er prinzipiell als Zeichen der Schwäche Moskaus interpretierte, in einer globalen Tour d’Horizon bekräftigt, werde kommen, wenn sich die Situation für den Kreml jenseits des Eisernen Vorhangs nicht verbessere, wenn also, im Umkehrschluss, das Vertrauen nach Westeuropa zurückkehre. Dann, hatte er notiert, werde die „amerikanische Staatskunst“ einer harten Prüfung ausgesetzt sein, die allein in Geheimgesprächen bestanden werden könne.651

Letztlich ging es somit um die Frage, was aus Sicht aller beteiligten Akteure, also auch aus der Perspektive Moskaus, eine Position hinreichender westlicher Stärke konstituierte, die den Kreml aus einer selbst perzipierten Position der Schwäche wenn nicht zum Einlenken bewegen, dann doch gesprächsbereit machen konnte. Während Kennan und, gestützt auf seine Empfehlung, das Kabinett im Beginn des europäischen Wiederaufbauprogramms sowie in den italienischen Wahlen bereits eine grundlegend neue Situation zu erkennen geglaubt hatten, hatte Botschafter Smith Bedenken geäußert, ob die italienischen Wahlen in Moskau wirklich als entscheidende Schwächung empfunden wurden.652 In der zentralen Frage des europäischen Kontinents, der deutschen Frage, hatte es zudem nicht das geringste Anzeichen gegeben, dass Stalin sich hinter den Eisernen Vorhang zurückziehen könnte. Der fortwährende Druck auf Berlin, der nichts anderes als den Versuch reflektierte, endlich aus der deutschlandpolitischen Defensive zu kommen, ließ jedenfalls das Gegenteil vermuten.

Natürlich hatte auch Bevin die Unterzeichnung des Brüsseler Vertrages, die sich anschließenden Pentagon-Gespräche, das Anlaufen der ERP-Hilfe, den Sieg de Gasperis und die Entwicklung in den westlichen Zonen als wichtige Schritte zur Konsolidierung des Westens gewertet. Doch nach seiner Einschätzung bedurfte es eines weiteren Jahres, um den westlichen Block hinreichend zu festigen und damit den Kreml von Abenteuern abzuhalten. Für eine „versöhnliche Geste“653 gegenüber Moskau hatte er nun wirklich keinen Anlass gesehen. Im Gegenteil, erst Ende April hatte er Marshall explizit auf die Gefahr einer sowjetischen Friedensoffensive mit dem Ziel der Spaltung des Westens hingewiesen.654 Dass ausgerechnet die amerikanische Diplomatie, wenn auch ungewollt, sich als Steigbügelhalter für Stalins sonderbares Spiel hergeben würde, hatte sich der britische Außenminister nicht vorstellen können.

Washington war mit seiner, in Kennans Worten, selbst auferlegten Prüfung gescheitert. Für Kennan persönlich war die Moskauer Episode mit einem zunächst noch nicht absehbaren Einflussverlust auf die Gestaltung amerikanischer Außenpolitik verbunden. Um den Schaden für die Kohäsion des westlichen Lagers kurzfristig nach außen zu minimieren und Glaubwürdigkeit nach innen zurückzugewinnen, traten Präsident Truman und Außenminister Marshall an zwei aufeinanderfolgenden Tagen mit öffentlichen Stellungnahmen dem Eindruck entgegen, der Kompass amerikanischer Außenpolitik könnte sich verschoben haben.655

Bevin nutzte die vorübergehende Schwäche Washingtons, um in einer Fragestunde des Parlaments den weiteren Kurs vorzugeben:

I am not anxious to enter into further conferences until the ground has been cleared. […] It is absolutely essential that a good deal of preparatory work is done […] [T]hen we can possibly get a chance of making a conference for peace really successful.656

Bevin baute auf Taten und nicht auf einen plötzlichen Gesinnungswandel im Kreml. Den gedachte er durch eine geduldige Ostpolitik des Westens herbeizuführen. Eine weitere Sitzung des Außenministerrats, die mit einem Aufschub der westdeutschen Pläne verbunden gewesen wäre, kam für ihn deshalb im Frühjahr 1948 nicht infrage.

Die Moskauer Gespräche zwischen Smith und Molotov hatten also zum Gegenteil des von beiden Seiten Beabsichtigten geführt. Truman und Marshall mussten nicht nur feststellen, dass der in Washington kurzfristig entstandene Eindruck einer geschwächten Sowjetregierung sich nicht mit der Moskauer Selbstwahrnehmung deckte. Vielmehr fanden sie sich, ausgelöst durch Stalins und Molotovs Taktieren und bedingt durch die Reaktion der Partner und der Weltöffentlichkeit, plötzlich selbst in einer Lage, die es ihnen angeraten erscheinen ließ, dem Eindruck eigener Schwäche mit einer Politik entgegentreten zu müssen, die alles andere als eine Politik des „Appeasement“657 sein durfte. Die hegemonialen Bürden künftiger Bündnispolitik wurden somit in den frühen Maitagen des Jahres 1948 erstmals erkennbar. Dem Kreml wiederum war es nicht nur nicht gelungen, nachdrücklich einen Keil in das westliche Lager zu treiben. Vielmehr musste er mit ansehen, wie seine Politik der scheinbaren Gefälligkeit den Westen enger zusammenrücken ließ. Zur Erleichterung der britischen Regierung schließlich konnte der sich erstmals schemenhaft abzeichnende Hang zum Bilateralismus der beiden Supermächte erfolgreich zugunsten einer Politik zurückgedrängt werden, die darauf ausgerichtet war, die Vereinigten Staaten noch enger an den westlichen Teil des europäischen Kontinents zu binden und damit den Einfluss auf die amerikanische Politik zu bewahren. Alles in allem bedeutete das: Der Staatsaufbau in den westlichen Zonen wurde energisch vorangetrieben, während der Nervenkrieg um und in Berlin in eine neue Runde ging.

8. Staatsaufbau im Westen – Nervenkrieg in Berlin

Dass die Moskauer Episode im westlichen Lager einen – gemessen am Gehalt der Gespräche – derart unverhältnismäßigen Wirbel auslösen konnte, lag vor allem daran, dass sie parallel zu zwei anderen Ereignissen stattfand, die die Westmächte seit Wochen in Atem gehalten hatten: die Londoner Sechsmächtekonferenz und die Währungsreform in den westlichen Zonen. Beide traten Mitte Mai in ihre entscheidende Phase. Den erfolgreichen Abschluss beider, so lautete die Erwartung in Londoner Regierungskreisen seit Monaten,658 werde Stalin zum Anlass nehmen, um den Druck auf die Westmächte in Berlin nochmals markant zu erhöhen. Auch deshalb sahen sich Amerikaner und Briten mit französischen Forderungen konfrontiert, die einerseits auf ein Hinausschieben endgültiger Entscheidungen abzielten, andererseits aber auch ein völliges Scheitern der trilateralen Verhandlungen nach sich ziehen konnten. Anders als die von genuiner Furcht vor Deutschland und der Sowjetunion getriebene und von Kommunisten, Gaullisten und Sozialisten bedrängte Regierung Schuman war die Regierung Attlee darauf bedacht, das Tempo auf dem Weg zur Staatsgründung im Westen hochzuhalten, um nicht „eines schönen Morgens mit Hammer und Sichel am Rhein aufzuwachen“.659

Deshalb gingen Amerikaner und Briten im zweiten Teil der Sechsmächtekonferenz in die Offensive. Washingtons „peinliches Eingeständnis“,660 in Moskau ein diplomatisches Fiasko erlebt zu haben, erleichterte London die selbst gestellte Aufgabe, den vereinbarten Zeitplan strikt einzuhalten. Die US-Delegation war bestrebt, sich als verlässlicher Partner zu präsentieren. Weder Strang noch Douglas, die Delegationsleiter, gaben sich große Mühe, die französischen Kollegen vom eigenen Standpunkt zu überzeugen. Vielmehr setzten sie – ergänzt durch Interventionen ihrer Minister, wenn Stillstand oder Scheitern drohten, und überzeugt, dass Frankreich einlenken würde, weil ihm eine glaubwürdige Alternative fehlte – über einen Zeitraum von fünf Wochen auf eine Mischung aus Druck und Drohungen. Vom 11. Mai, als die internationale Presse bereits ein neues Kapitel der amerikanisch-sowjetischen Beziehungen meinte verfassen zu können, bis zum Vorabend der entscheidenden Abstimmung zu den Londoner Empfehlungen in der französischen Nationalversammlung, dem 16. Juni, wiederholten Amerikaner und Briten stets von neuem die alten Argumente: Erstens musste Paris ein eigenes Interesse am Gelingen des europäischen Wiederaufbauprogramms haben. Ohne die Einbindung der westlichen Zonen und ohne die schrittweise Übertragung von Verantwortung auf die Deutschen war das Projekt jedoch zum Scheitern verurteilt. Dann, aber nur dann laufe man in der Tat Gefahr, die Kontrolle über Deutschland zu verlieren; und dann werde Deutschland in der Tat zu der Gefahr, die Frankreich unentwegt beschwöre.

Natürlich, so das zweite Argument, sei man sich in London ebenso wie in Washington der mit einer Staatsgründung im Westen verbundenen Risiken gerade im Hinblick auf die eigene Verwundbarkeit in Berlin bewusst. Doch die mit einer Verzögerung verbundenen Risiken wurden an Themse und Potomac weit höher gewichtet. Wollte man Stalin etwa signalisieren, de facto verfüge er über die Definitionsherrschaft westlichen Handelns? Trieb man die Deutschen im Westen mit einer Politik der Beschwichtigung gegenüber Moskau nicht geradezu in die Arme des Kremls? Und wollte nicht auch Paris eine Neuauflage deutsch-russischer Kooperation um jeden Preis verhindern? Deshalb schreckten, drittens, weder Marshall noch Bevin davor zurück, Bidault die Konsequenzen eines französischen Ausscherens aufzuzeigen. Sie waren fest entschlossen, notfalls auch bilateral die geplante Staatsgründung im Vereinigten Wirtschaftsgebiet auf den Weg zu bringen.661 Die wirtschaftlichen ebenso wie die sicherheitspolitischen Folgen für die französische Zone und für Frankreich selbst mussten sie nicht mehr an die Wand malen, um Bidault zusammenzucken zu lassen.

Als externer Akteur war Stalin bemüht, den Ausgang der Londoner Sechsmächtekonferenz zu seinen Gunsten zu beeinflussen. Auch wenn er den Vereinigten Staaten im westlichen Lager die zentrale Rolle zuwies, wusste er aus gut unterrichteten Kreisen, wie sehr die „Franzosen […] die sowjetische Reaktion auf die Londoner Beschlüsse [fürchteten]“.662 Nach dem Scheitern der Friedensoffensive im Mai benutzte er deshalb erneut die über den sowjetischen Machtbereich führenden Verkehrswege von und nach Berlin als Druckmittel, um die westlichen Pläne zu Fall zu bringen. Allein der Luftverkehr blieb unangetastet. Dabei richtete sich der Zeitpunkt seines Handelns stets nach dem Fahrplan westlicher Grundsatzentscheidungen. Gerade deshalb begannen die erneuten Behinderungen auch am 1. Juni, dem letzten Tag der Sechsmächtekonferenz, und erhielten mit der weitgehenden Lahmlegung des Fracht-, Post- und Fernmeldeverkehrs sowie der Sperrung der Autobahnbrücke über die Elbe bei Hohenwarte unmittelbar vor der Abstimmung in der Pariser Nationalversammlung am 17. Juni eine neue Qualität. Begleitet wurden diese Maßnahmen von geschickt platzierten Berichten im SED-Zentralorgan Neues Deutschland, wonach die Lebensmittelvorräte in den Westsektoren besorgniserregend gering seien.663 Die Absicht war klar: Die Autorität der Westmächte sollte untergraben, die Bevölkerung Berlins verunsichert werden. Auch die zwischen Eskalation und Deeskalation schwankende Taktik Moskaus war den Westmächten seit den Januartagen 1948 hinlänglich bekannt. Allein die Begründungen für die Maßnahmen wechselten: von zwingend erforderlichen Reparaturarbeiten über unerwartete technische Störungen, mechanische Defekte und verkehrsgefährdende Waggons bis hin zu falschen Ausweis- und Frachtpapieren und dem Übertreten bekannter Vorschriften. Stets schien der Kreml sich eine Hintertür offenzuhalten, um bei Bedarf den Rückzug anzutreten.

Bei aller unverkennbaren Systematik im Ganzen ergab sich für manchen aus der Willkür im Detail jedoch eine beunruhigende Unberechenbarkeit der sowjetischen Deutschland- und Berlinpolitik. Damit verbunden waren jene Fragen, die sich britische Diplomaten wie Militärs seit rund zwei Jahren gestellt und auf die sie trotz aller Bemühungen nie wirklich eine Antwort gefunden hatten: Wie weit war Stalin bereit zu gehen? Um welchen Preis wollte er das Vorgehen der Westmächte in deren Zonen unterbinden? Oder ging es ihm doch vor allem darum, Berlin in die eigene Zone zu integrieren? Was wusste er über und wie interpretierte er die Haltung der Amerikaner und Briten? Wann war der Punkt für ihn erreicht, an dem der Verzicht auf die Durchsetzung eigener Ziele über eine weitere Eskalation obsiegen musste, allein schon um das mit einer Mischung aus Mühsal und Brutalität Errungene nicht aufs Spiel zu setzen? Und umgekehrt: Wann war der Punkt erreicht, an dem der Verzicht auf die Durchsetzung eigener Ziele unter keinen Umständen in Betracht gezogen werden durfte, weil der damit verbundene Gesichtsverlust zu einer Kettenreaktion führen konnte, die womöglich den Anfang vom Ende des eigenen Imperiums bedeutet hätte?

Es war die Furcht vor einer bis über die Schwelle des Krieges hinausreichenden Eskalation, die den britischen Militärgouverneur dazu bewog, im Foreign Office vorstellig zu werden, noch bevor das anglo-amerikanische Verhandlungskalkül mit der Verabschiedung der Londoner Empfehlungen Anfang Juni aufgegangen war und der Auswärtige Ausschuss mit 21 zu 20 und die Nationalversammlung in Paris am 17. Juni mit 300 zu 286 Stimmen den Grundsätzen für die Errichtung eines westdeutschen Bundesstaates ihre Zustimmung gegeben hatten. In einem zweiseitigen Memorandum,664 das er Staatssekretär Strang am Rande der Sechsmächtekonferenz am 25. Mai übergab, plädierte Robertson keineswegs für einen Neubeginn der britischen Deutschlandpolitik. Angesichts seines monatelangen Drängens auf den zügigen Abschluss der westlichen Beratungen wäre das auch alles andere als glaubwürdig gewesen. Vielmehr ging es ihm darum, Moskau die Tür für eine gesamtdeutsche Lösung grundsätzlich offenzuhalten und damit die Westmächte in der öffentlichen Wahrnehmung vom Vorwurf der deutschen Teilung einmal mehr zu exkulpieren. Es ging also um die Frage, wie und mit welchen kurz- bis langfristigen Absichten und Erwartungen die Londoner Empfehlungen der Sowjetunion präsentiert werden sollten.

Diplomatische Gepflogenheiten, zumal im Umgang mit einem Kriegsverbündeten, mit dem man Rechte und Pflichten im Hinblick auf Berlin und ganz Deutschland teilte und auch weiterhin – und sei es in Gestalt einer reinen Fassade – zu teilen gedachte, ließen es in der Tat angeraten erscheinen, die sowjetische Regierung vor der internationalen Presse zu unterrichten und ihr zumindest die Gelegenheit zu einem Informationsaustausch zu eröffnen, sofern man nicht eine erneute Kampagne Moskaus mit negativen Rückwirkungen auf die eigenen Pläne befürchten musste.

Sosehr Formalitäten auch Indikatoren für die Substanz politischen Handelns sein können, den Kerngehalt desselben vermögen sie nicht zu ersetzen. Deshalb ging Robertson in seinem Papier rasch auf inhaltliche Fragen über, mit denen er den westlichen Kurs zu beeinflussen gedachte. Dass er sich von seinem Vorschlag aber allen Ernstes eine „Entspannung im Verhältnis zu den Sowjets“665 versprach, ja sogar glaubte, damit langfristig „den Boden für die endgültige Regelung der Deutschlandfrage mit den Sowjets bereiten“666 zu können, obwohl er im selben Atemzug einräumte, kurzfristig nicht mit einer positiven Antwort aus Moskau zu rechnen, ließ manch einen an der Urteilsfähigkeit des Generals zweifeln.667 Im Kern lief seine Anregung nämlich darauf hinaus, Stalin mit jenem Fait accompli zu konfrontieren, das das State Department bereits in seine Antwort auf die sowjetische Protestnote im Vorfeld der Londoner Sechsmächtekonferenz aufgenommen hatte. Demnach stand es Moskau frei, die westlichen Beschlüsse zu akzeptieren und auf deren Grundlage einen demokratischen und wirtschaftlich in Europa integrierten deutschen Bundesstaat zu etablieren. Die Westmächte sollten auch dann noch an ihrem Zeitplan festhalten, wenn der Kreml den Londoner Empfehlungen zugestimmt und Diskussionen über die Anpassung, nicht aber eine Änderung des Programms im Außenministerrat oder im Alliierten Kontrollrat begonnen hatten.668 Ein derartiges Vorgehen hätte nicht allein den Druck auf Moskau hoch gehalten, die Londoner Beschlüsse nicht plötzlich doch wieder infrage zu stellen. Sie hätten Stalin auch so gut wie keinen (Ver-)Handlungsspielraum gelassen, seine eigenen deutschlandpolitischen Vorstellungen umzusetzen. Kurzum: Er wäre gezwungen gewesen, seine in der sowjetischen Zone bereits etablierte Machtbasis aufzugeben.

Robertsons Vorschlag war weniger das Ergebnis eines durchdachten, geschweige denn erfolgversprechenden Plans als vielmehr Ausdruck seines bisweilen sprunghaften Bemühens, sich an jeden noch so dünnen Strohhalm zu klammern, um eine weitere Verschlechterung der Beziehungen zur Sowjetunion und eine dramatische Eskalation der Lage in Berlin zu verhindern. Im Außenministerium hielt man gar nichts von den Ratschlägen des Militärgouverneurs; schlimmer noch, für mehr als eine Woche wurden sie komplett ignoriert, so dass Robertson, mittlerweile in die deutsche Hauptstadt zurückgekehrt, am 3. Juni einen zweiten Anlauf unternahm, um sich, wie er meinte, Gehör zu verschaffen.669 Doch es vergingen weitere Tage.

Während Robertson in Berlin mit wachsender Ungeduld auf eine Antwort wartete, wurden in London vollendete Tatsachen geschaffen. In seiner Funktion als Vorsitzender der Sechsmächtekonferenz übergab William Strang dem sowjetischen Botschafter in London, Georgij Zarubin, am 7. Juni jenes Kommuniqué, das zwei Stunden später an die Presse verteilt werden sollte. Die Botschaft war eindeutig: Die Westmächte und die Sowjetunion hatten sich nichts mehr zu sagen. Moskau sollte, weil es die diplomatischen Spielregeln so wollten, noch informiert, aber nicht mehr beteiligt werden. Der Bruch wurde vollzogen – geschäftsmäßig, ohne Rechtfertigung, ohne Bedauern, ohne böse Worte. Unübersehbar war auch das Kalkül: Der Westen sollte deutschlandpolitisch in der Offensive bleiben, Moskau keinen Fuß in die westdeutsche Tür bekommen und den Deutschen im Westen in bewusster Abgrenzung zu den Entwicklungen in der sowjetischen Zone signalisiert werden, dass die Londoner Empfehlungen ihnen die Chance für einen demokratischen Neuanfang boten, die sie nicht nur nicht ausschlagen durften, sondern auch treuhänderisch für alle Deutschen wahrnehmen konnten, zumal sie, die Westmächte, ihrerseits erklärten, in den „Frankfurter Dokumenten“ den Ausgangspunkt für ein Deutschland in Einheit und Freiheit zu sehen, für dessen Erreichen sich einzusetzen sie sich verpflichteten.670

Damit hätten sich die Westmächte den nächsten Schritten zuwenden können; doch aus innenpolitischen Motiven, wie Botschafter Massigli gegenüber Strang und Douglas einräumte, drängte die Regierung in Paris unmittelbar nach der Übergabe des Londoner Konferenzkommuniqués an Zarubin darauf, noch einmal den Kontakt mit Molotov zu suchen. Wie Robertson wollte auch Außenminister Bidault die Regierung in Moskau wissen lassen, dass „die Tür offen bleibt, damit die sowjetische Zone sich jederzeit der Organisation anschließen kann, die [jetzt] in den westlichen Zonen aufgebaut wird“.671

Strang und Douglas, sekundiert von Clays und Murphys Gepolter aus Berlin, zerstörten die französische Hoffnung, noch bevor ihre Außenminister überhaupt Stellung genommen hatten. Auch im State Department war die Erinnerung an den letzten Austausch mit Molotov zu lebendig, als dass die US-Regierung das Risiko eingehen wollte, noch einmal vorgeführt zu werden.672 Und Bevin war ohnehin davon überzeugt, spätestens Mitte Mai in seiner kurzen Stellungnahme zu den Gesprächen zwischen Smith und Molotov alles Erforderliche gesagt zu haben. In dem Auftrag an die eigene Seite, die Kräfte zu bündeln, und der Mahnung an Moskau, den Bogen nicht zu überspannen, spiegelte sich die bittere Erkenntnis, dass die Diplomatie an ihre Grenzen gestoßen war.

„Friede unmöglich – Krieg unwahrscheinlich“,673 lautete die einprägsame Formel, mit der Raymond Aron, der führende Intellektuelle des liberal-konservativen Lagers in Frankreich, just in jenen Tagen den Zustand des internationalen Systems charakterisierte. Weniger elegant, aber umso anschaulicher zielte Bevin auf denselben Sachverhalt, als er die zerrütteten Beziehungen zum Kreml und das grenzenlose Misstrauen in die Politik Moskaus im Unterhaus beschrieb:

[I]f an ambassador cannot go to a Foreign Minister in another country and discuss quite frankly and ask questions, and then send back to his government the opinions of the Foreign Minister without publication, […] if he cannot do that, in order to bring the parties together, then the situation is not only intolerable but peace is impossible.674

Die Abwesenheit von Frieden musste aber nicht Krieg bedeuten. Deshalb setzte Bevin alles daran, das westliche Lager nach ersten Erfolgen weiter zu festigen – nicht zum Selbstzweck, sondern als Voraussetzung für die künftige Transformation des sich soeben erst etablierenden bipolaren Staatensystems. In diesem Prozess mochte die Diplomatie als Mittel der Konfliktregulierung taugen; als Mittel der Konfliktlösung hatte sie aber bis auf weiteres ausgedient. Nicht zuletzt vor diesem Hintergrund kam eine erneute Kontaktaufnahme mit der sowjetischen Regierung nicht infrage.

Als Massiglis Vorstoß in London bereits gescheitert war, ließ Bevin am 9. Juni auch Robertson eine Antwort zukommen, ohne dessen Memorandum im trilateralen Rahmen zur Diskussion gestellt zu haben. In seinem Schreiben bezog Bevin sich fast ausschließlich auf den weitgehend deckungsgleichen französischen Vorschlag. Das machte es ihm leichter, sich in aller Deutlichkeit von Robertsons Empfehlungen zu distanzieren.675 Und so geriet seine Antwort zur Aufforderung an den Militärgouverneur, sich mit der seit Monaten feststehenden Politik der eigenen Regierung zu arrangieren. Robertson musste erkennen, dass der britischen Militärregierung in Berlin zwar eine zentrale Rolle im Rahmen der Umsetzung politischer Beschlüsse zukam, dass Entscheidungen von politischer Tragweite aber in London getroffen wurden. Sein Handlungsspielraum blieb begrenzt; er war ausführendes, nicht gestaltendes Organ der britischen Deutschlandpolitik.

Auch ein zweiter Vorschlag Robertsons fand in London keine Unterstützung. Es ging um die Währungsreform in den westlichen Zonen. Wie im Kontext der westdeutschen Pläne hatte Robertson über Monate zügige Entscheidungen angemahnt. Als Marshall nach dem Londoner Außenministerrat im Dezember 1947 dafür plädierte, einen letzten Versuch im Alliierten Kontrollrat zu unternehmen, eine gesamtdeutsche Währungsreform durchzuführen, gab Robertson wie Bevin nur widerwillig seine Zustimmung. Als die sowjetische Verhandlungsdelegation im März 1948 bemüht schien, „sich ein Bein auszureißen, um mit uns eine Übereinkunft zu erzielen“, ging er in seiner Berichterstattung sogar so weit zu behaupten, dass eine „Viermächtevereinbarung in dieser Sache für uns noch peinlicher sein wird als die Situation, die sich in Berlin ergeben wird, falls es zu einem Bruch [mit Moskau] kommen sollte“.676 Im Juni, als eben dieser Bruch endgültig vollzogen wurde und sich die Lage in der deutschen Hauptstadt fast täglich verschlechterte, drängte Robertson, ohne die Währungsreform in den westlichen Zonen infrage zu stellen, darauf, die sowjetische Regierung wenigstens parallel zu den Londoner Empfehlungen über die bevorstehende Geldumstellung in den Westzonen zu unterrichten, um ihr einen „zweiten Schlag so kurz nach dem ersten“677 zu ersparen.

Unklar blieb, ob Robertson sich auch von diesem Vorschlag eine Entspannung in den Beziehungen zur Sowjetunion versprach. Sein Rat jedenfalls versandete unkommentiert. Im Außenamt galt die Konzentration nicht mehr taktischen Erwägungen. Vielmehr hatte man erkennen müssen, dass die Währungsfrage zu einer Frage der politischen Souveränität geworden war, an der sich das Schicksal des westlichen Verbleibs in Berlin letztlich entscheiden konnte.


9. Die Währungsfrage als Frage der politischen Souveränität

Seit Kriegsende waren die Diskussionen über eine Währungsreform in Deutschland parallel zu und doch stets in Abhängigkeit von den politischen Entwicklungen verlaufen. Über die Notwendigkeit einer Reform hatte es von Beginn an keinen Zweifel gegeben. Priorität hatte aber keine der vier Siegermächte einer Währungsreform einräumen wollen, auch wenn die amerikanische Regierung bereits im November 1945 ein Arbeitspapier über die Grundlagen für eine Währungsumstellung im Alliierten Kontrollrat vorgelegt hatte. Während die USA die treibende Kraft auf dem Weg zum Abbau des massiven Geldüberhangs, zur Beseitigung schwerwiegender Wachstumshemmnisse und zur Steigerung von Produktion und Produktivität blieben, hielt die britische Regierung den Zeitpunkt für eine Reform bis in den Spätsommer 1946, als die US-Delegation, ausgehend vom Colm-Dodge-Goldsmith-Plan, im Koordinierungsausschuss des Kontrollrats den Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung einer Währungsreform vorlegte, für verfrüht. Hier wie später wehrte sich London gegen eine vollständige Annullierung der Reichsschuld. Erst im unmittelbaren Vorfeld der Gründung der Bizone im Januar 1947 zeichnete sich ein anglo-amerikanischer Schulterschluss in der Währungsfrage ab. Sollte der Moskauer Außenministerrat scheitern, so die Devise, dann sollten die Weichen für eine bizonale Finanzreform gestellt werden, ohne den Viermächtepfad bereits offiziell zu verlassen.678 Man fuhr also zweigleisig, auch noch als die Druckmaschinen für das neue Geld im Oktober 1947 in den USA angeworfen und die Banknoten noch vor Beginn des Londoner Außenministerrats im November 1947 nach Frankfurt gebracht wurden.

Doppelgleisig verliefen auch die sowjetischen Planungen, allerdings in einer ganz anderen Hinsicht. Denn obwohl die SMAD den übergeordneten Stellen in Moskau mehrfach Entwürfe für eine gesamtdeutsche Währungsreform vorlegte,679 lehnte das Außenministerium, bevor Stalin überhaupt mit der Thematik befasst wurde, ein solches Ansinnen ab. Die Begründung war stets dieselbe: Keinesfalls durfte die vollständige Kontrolle über die sowjetische Besatzungszone infrage gestellt werden. Darüber hinaus galt es, die „Realisierung der Reparationslieferungen und die Kompensation der Besatzungskosten sicherzustellen“.680 In der Konsequenz brachte die sowjetische Seite keine eigenen finanzpolitischen Pläne in den Kontrollrat ein. Stattdessen verlegte sie sich darauf, nach außen eine abwartende Haltung einzunehmen und auf die westlichen Schritte zu reagieren, während regierungsintern bereits im Juli 1946 Vorbereitungen für eine separate Reform in der SBZ und im Dezember 1946 erste Maßnahmen zum Druck der neuen Währung getroffen wurden, „um diese in Umlauf zu bringen, falls in den Westzonen neue Zahlungsmittel eingeführt werden“.681 Noch vor dem Scheitern des Londoner Außenministerrats wurde die sowjetische Staatsmünze dann am 10. Dezember 1947 per Beschluss des Ministerrats der UdSSR beauftragt, neue Banknoten im Nominalwert von fünf Milliarden Mark für die sowjetische Zone herzustellen.682

Der letzte Versuch, im Anschluss an die gescheiterte Außenministerkonferenz zu einer vierzonalen Währungsreform zu kommen, stand also unter keinem guten Stern. In Whitehall, ganz besonders im Schatzamt, rechnete nicht nur niemand mit einem Erfolg; man hielt das Unterfangen auch für reinen „Horror“683, zumal die Wirtschaftseinheit, auf die die Briten sich im Oktober 1947684 mit den Amerikanern als Voraussetzung für weitere Viermächtegespräche geeinigt hatten, auf der Londoner Konferenz gerade nicht hatte erzielt werden können. Ludwig Erhard, der Direktor der Verwaltung für Wirtschaft der Bizone, brachte das Problem in einer Besprechung mit Clay und Robertson auf den Punkt:

Für alle vier Zonen läßt sich wohl seine [sic!] einheitliche Währungsreform, aber dann nicht eine einheitliche Wirtschaftsführung erzielen. Die kollektivistische Wirtschaft wird über die demokratische Marktwirtschaft siegen. Zum Schluß hätten wir dann doch den kollektivistischen Bazillus bei uns.685

Die rein sachliche Ebene war das eine, etwas anderes das taktische Kalkül. Auch hier gab es im Foreign Office Bedenken gegen den von den USA befürworteten Kurs, weil nicht auszuschließen war, dass der Kreml, allein schon um den Prozess zu verzögern, die sich ihm bietende Chance nutzen und zum Schein auf die westlichen Vorschläge eingehen würde. Und genau das passierte. Während die Vorbereitungen für eine Geldumstellung in der sowjetischen Zone abgeschlossen wurden, geißelte Sokolovskij im Kontrollrat Bestrebungen, die auf eine separate Währungsreform in einzelnen Zonen hinausliefen; begrüßte Clays Vorschlag einer gesamtdeutschen Währungsreform; unterbreitete Gegenvorschläge; regte die Ausarbeitung eines vierzonalen Plans im Finanzdirektorat an; ließ, wenn das endgültige Scheitern drohte, alte Forderungen – wie den selbständigen Druck des Geldes in Leipzig, die Etablierung einer gesamtdeutschen Finanzverwaltung und einer Zentralbank – fallen;686 und versetzte Washington und London damit in ein scheinbar unlösbares Dilemma.

Denn auf der einen Seite hatte sich die US-Regierung mittlerweile den britischen Bedenken angeschlossen. Eine Einigung mit Moskau war im State Department nicht mehr erwünscht, weil man davon überzeugt war, dass eine vierzonale Währungsreform dem Kreml die Gelegenheit eröffnen würde, die Wiederaufbaubemühungen im Westen systematisch zu torpedieren.687 Auf der anderen Seite konnten und wollten Amerikaner und Briten die Gespräche nicht ohne einen triftigen, nachvollziehbaren Grund abbrechen, weil sie sonst befürchten mussten, für die Teilung verantwortlich gemacht zu werden.688 Schließlich hatten sie ihrerseits monatelang darauf hingearbeitet, der Sowjetunion den Schwarzen Peter für die Spaltung des Landes zuzuschieben.

Bei alledem verstrichen Wochen, die die britische Regierung eigentlich für eine Verbesserung der wirtschaftlichen Lage im Vereinigten Wirtschaftsgebiet hatte nutzen wollen. Anfang 1948 reichte die Industrieproduktion in den westlichen Besatzungszonen nämlich nicht einmal an die Hälfte der Vergleichszahlen des Jahres 1936 heran und blieb damit weit hinter den meisten europäischen Ländern zurück. Drei Jahre nach Kriegsende war die Ernährung mangelhaft; Stromkürzungen und Kohlemangel diktierten den Alltag; das Vertrauen in die Reichsmark war untergraben; der Schwarzmarkt hatte Hochkonjunktur; allein die per Kontrollratsgesetz verbotenen Kompensationsgeschäfte hielten die Wirtschaft überhaupt noch am Leben.689 Eine Währungsreform sollte nicht nur sicherstellen, dass die Marshallplangelder nicht in den bestehenden Verhältnissen versickerten; vor allem sollte sie die strukturellen Hemmnisse für ein dynamisches Wachstum langfristig beheben. Mit der Übertragung der Finanzgesetzgebung sollte den Deutschen zudem, wie im politischen Bereich, „ein beträchtliches Maß an gestalterischer Freiheit und ein Gefühl der Eigenverantwortung“690 gegeben werden, um sie einerseits dauerhaft an die Westmächte zu binden und andererseits der Sowjetunion zu entfremden.

Letztlich war es einmal mehr das Verhalten der sowjetischen Besatzungsmacht, das die Westmächte aus ihrem Dilemma befreite. Denn als Marschall Sokolovskij am 20. März den Kontrollrat verließ, waren die Westmächte von der selbst auferlegten Pflicht entbunden, auf eine gesamtdeutsche Währungsreform hinzuarbeiten. Stattdessen konnten sie fortan die Bemühungen um eine trizonale Geldumstellung vorantreiben. Ungeachtet französischer Bedenken wurde am 3. Juni, einen Tag nach dem Ende der Londoner Sechsmächtekonferenz, eine Vereinbarung erzielt, wonach die Währungsreform in den westlichen Zonen am 20. Juni in Kraft treten sollte. Ausgewählte bizonale Vertreter wurden am 16. Juni unter strengster Geheimhaltung durch General Robertson informiert. Zu diesem Zeitpunkt war noch unklar, ob Paris sich angesichts neuer Differenzen über die Steuerreform nicht doch noch im letzten Moment zurückziehen würde, zumal die Abstimmung über die Londoner Empfehlungen am 17. Juni in der Nationalversammlung anstand, mit offenem Ausgang. Klar war hingegen, dass die Durchführung der Währungsreform in Kombination mit dem politischen Staatsaufbau im Westen, und sei es alleine in der Bizone, von Moskau nicht einfach hingenommen würde. In der britischen Militärregierung befürchtete man sogar, „dass die Währungsreform das Schicksal [Berlins] entscheiden könnte“.691

Ungeachtet dessen hielten Briten und Amerikaner an ihren Plänen fest. Nachdem die Abgeordneten in Paris mehrheitlich die Londoner Empfehlungen gebilligt hatten und letzte Differenzen über die Steuerreform ausgeräumt waren, wurde der sowjetische Militärgouverneur am 18. Juni in separaten, gleichlautenden Schreiben seiner westlichen Kollegen auf die bevorstehende Währungsreform in den Westzonen hingewiesen und damit, wie bereits Botschafter Zarubin bei der Übergabe des Londoner Kommuniqués durch Staatssekretär Strang, vor vollendete Tatsachen gestellt: Der wirtschaftliche Zusammenschluss der westlichen Zonen wurde faktisch am 20. Juni vollzogen.

Ganz bewusst erwähnte Robertson in seinem Schreiben, dass „der britische Sektor Berlins […] von dieser Entscheidung unberührt“ bleibe, um dann fortzufahren: „Ich erkenne die besonderen Bedingungen einer Viermächteregierung in Berlin an und wünsche in keiner Weise, daß sie gestört wird.“692 Gestört war die Situation indes seit Monaten. Der sowjetische Auszug aus der Alliierten Kommandantur am 16. Juni, keine drei Monate nachdem Sokolovskij den Kontrollrat verlassen hatte, war nur ein weiterer Nagel im Sarg der Ost-West-Beziehungen. Denn damit war der Bruch nicht nur in den ganz Deutschland, sondern auch in den Groß-Berlin betreffenden Fragen für jeden erkennbar.

Hinter Robertsons Aussage steckte das bekannte Kalkül: Die Viermächtefassade sollte um jeden Preis aufrechterhalten werden, um einerseits die eigenen Rechte gegenüber der Sowjetunion zu bekräftigen und andererseits die eingegangenen Verpflichtungen in Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes gegenüber den Deutschen in Ost und West nicht infrage zu stellen. Darüber hinaus hoffte man in Whitehall immer noch – im Wissen, dass nichts mehr normal war –, mit einer nichts als Normalität vorspiegelnden Politik in Berlin eine dramatische Eskalation der Lage vor Ort verhindern zu können.

Stalin ging es aber nicht per se um die Hauptstadt, sondern um ganz Deutschland. Berlin setzte er als Hebel ein, der erst dann zum Preis werden sollte, wenn sein Bemühen, Einfluss auf das ganze Land zu nehmen, endgültig gescheitert war. Die seit Januar 1948 verfolgte Politik der „Ausräucherung der Westmächte aus Berlin“693 war insoweit nur Mittel zum Zweck, sollte sie den Bündnispartnern von einst doch zeigen, dass sie neben Berlin auch ihre Glaubwürdigkeit bei den Deutschen aufs Spiel setzten, wenn sie in ihren Zonen den Alleingang anstrebten.

Seit Monaten hatte man sich in Moskau und in der SMAD darauf vorbereitet, „in der sowjetischen Besatzungszone umgehend eine Währungsreform durchzuführen, sobald die Durchführung einer separaten Währungsreform in den Westzonen angekündigt wird“. In Berlin, auch in den westlichen Sektoren, sollte parallel „ein Umtausch in die neuen Zahlungsmittel der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands vorgenommen“694 werden. Auf genau dieses Szenario war die Londoner Regierung vorbereitet. Während nichts gegen eine separate Geldumstellung in der SBZ sprach, wollten Attlee und Bevin, allein schon um die Kontrolle über den eigenen Sektor nicht zu verlieren, mit der Einführung einer dritten, eigenständigen Währung für die westlichen Sektoren reagieren,695 sollte die Sowjetunion auf einer Währungseinheit zwischen Groß-Berlin und ihrer Zone beharren. Und doch gaben beide sich nicht der Illusion hin, die West-Ost-Differenzen damit aus dem Weg räumen zu können. Vielmehr wussten sie, dass Währungsfragen nur ein Teilaspekt der übergeordneten politischen Fragen waren und dass die russische Reaktion auf die Währungsreform im Westen in Wirklichkeit eine Reaktion auf die politischen Beschlüsse von London darstellte.

Weil aber die Ankündigung der Geldreform fast auf den Tag mit der Annahme der Londoner Empfehlungen im französischen Parlament zusammenfiel, konnte in der Öffentlichkeit der Eindruck entstehen, die sowjetische Seite reagiere in erster Linie auf die Geldumstellung. Diesen Umstand machte Moskau sich am 18. Juni mit einem raffinierten Schachzug zunutze. Statt, wie eigentlich vorgesehen, die Währungsreform in der östlichen Zone und in ganz Berlin als Antwort auf das Handeln der Westmächte in deren Zonen durchzuführen, unterbrach sie einmal mehr und doch in einem bis dahin präzedenzlosen Ausmaß den Interzonenverkehr: Für Passagiere wurde der Zugverkehr von und nach Berlin eingestellt; Kraftwagen wurde die Einreise untersagt; der Transport auf dem Wasserweg bedurfte einer Sondergenehmigung; Fußgängern wurde der Zutritt in die SBZ verwehrt; und der Güter- und Frachtverkehr auf dem Schienenweg wurde strikten Kontrollen unterworfen.696 Raffiniert war das Vorgehen, weil die SMAD mit überzeugenden Argumenten darauf hinweisen konnte, die eigene Zone unter allen Umständen vor einer Überschwemmung durch die in den Westzonen wertlos werdende Reichsmark mit schwerwiegenden Folgen für die Inflation schützen zu müssen; weil sie darüber hinaus vortäuschen konnte, von der Geldreform im Westen überrascht worden zu sein, „daher nicht die Möglichkeit in Betracht [gezogen zu haben], Vorbereitungen für eine separate Währungsreform in ihrer eigenen Zone zu treffen“,697 und überhaupt unverändert an einer gesamtdeutschen Lösung interessiert zu sein; und weil sie letztlich – indem sie erneut die über ihren Machtbereich führenden Verkehrswege als Druckmittel einsetzte – ihr eigentliches Ziel verfolgen konnte, den Staatsaufbau im Westen zu stoppen, ohne darauf explizit hinweisen zu müssen und ohne sich dem Vorwurf ausgesetzt zu sehen, unverhältnismäßig und unverantwortlich zu handeln.

Aus London erhielt Robertson keine Anweisungen, wie er auf das sowjetische Vorgehen reagieren sollte. Attlee und Bevin hatten die generelle Linie am 16. Juni festgelegt: eine Währung für Groß-Berlin unter Viermächteaufsicht wenn möglich; eine separate Währung für die Westsektoren Berlins wenn nötig. Am Abend nach Bekanntgabe der Währungsumstellung in den Westzonen hatte der gesundheitlich angeschlagene Außenminister die britische Hauptstadt verlassen, um sich, wie er meinte, einige Tage auf der Halbinsel Sandbanks zu erholen.

Robertson wollte gleich nach der Unterbrechung des Interzonenverkehrs energisch bei Sokolovskij protestieren. Clay und Murphy hingegen hielten die sowjetische Reaktion nicht nur für nachvollziehbar, sondern alles in allem als kurzfristige Maßnahme zum Schutz der östlichen Zone auch für angemessen. Deshalb wollten sie einige Tage verstreichen lassen, um herauszufinden, was wirklich hinter den Anordnungen der SMAD steckte.698

Als die sowjetische Militärverwaltung am 19. Juni in einer „Erklärung an das deutsche Volk“699 Groß-Berlin wirtschaftlich als Teil der eigenen Besatzungszone bezeichnete und Sokolovskij diese Aussage einen Tag später in einem Schreiben an die westlichen Militärgouverneure wiederholte, bat Clay, um eine Deeskalation der Lage bemüht, um ein Treffen der Finanzexperten aller vier Mächte in der Hoffnung, eine gemeinsame Lösung für Berlin finden zu können. Auch wenn die Gespräche sich am 22. Juni bis in die späten Abendstunden hinzogen, wurde rasch erkennbar, dass die SMAD weder eine separate Währung für ganz Berlin noch das auf britische und französische Initiative zurückgehende Kompromissangebot der Gültigkeit der in Kürze in der SBZ einzuführenden Währung in Berlin unter Aufsicht der Alliierten Kommandantur akzeptieren würde. Noch während die Finanzexperten tagten, informierte Sokolovskij seine westlichen Kollegen, am nächsten Morgen „eine Währungsreform in der Sowjetzone und im Gebiet von Groß-Berlin einzuführen“. Die amtierende Oberbürgermeisterin Louise Schroeder wurde „zur strikten Durchführung“ des zeitgleich ergehenden „Befehls Nr. 111“ aufgefordert.700

Damit war die Eskalationsspirale endgültig in Gang gesetzt. Wollten Amerikaner, Briten und Franzosen – wie Magistrat und Stadtverordnetenversammlung – die von Moskau über die Währungsfrage faktisch beanspruchte politische Souveränität über ganz Berlin nicht widerspruchslos hinnehmen, dann mussten sie reagieren. Clay und Robertson waren sich einig, die Währung der Westzonen auch in ihren Sektoren einzuführen, allerdings in einer mit „B“ gestempelten Sonderform, um dem speziellen Charakter der eigenen Sektoren, die sie aufgrund des Viermächtevorbehalts bewusst nicht als Teil der westlichen Zonen verstanden wissen wollten, Rechnung zu tragen.701 Frankreich schloss sich auf massiven Druck zwar in letzter Minute der separaten Geldumstellung in den Westsektoren an. Im gleichen Atemzug distanzierte sich die französische Regierung jedoch von den mit der Entscheidung verbundenen „unabsehbaren Konsequenzen“ und wies „jegliche Verantwortung“ für eine Eskalation der Lage von sich.702

In dem Moment, in dem in allen vier Zonen und in allen vier Sektoren insgesamt drei neue Währungen eingeführt wurden, erlosch auch die Gültigkeit der alten Reichsmark. Die von der SMAD für die Unterbrechung des Interzonenverkehrs vorgeschobenen Gründe waren damit entfallen. Von einer Aufhebung der Zugangsbeschränkungen war aber an keiner Stelle die Rede. Schnell wurde der britischen Militärregierung in Berlin und den Diplomaten in London deshalb klar, dass die Sowjetunion ein anderes Spiel spielte, dass es sich, anders als Clay und Murphy ursprünglich hatten einräumen wollen, von Beginn an um eine rein politische Entscheidung Moskaus handelte, die weit über Berlin hinausreichte und auf ganz Deutschland zielte.

Auch wenn Stalin an der alleinigen Kontrolle der sowjetisch besetzten Zone festhielt, war man im Foreign Office nach wie vor davon überzeugt, dass er, wie die Westmächte, unverändert auf die Einheit des besiegten Deutschland setzte – und sei es allein, um die Gefahr eines deutschen Revanchismus und Irredentismus erst gar nicht aufkommen zu lassen. Es war das alte Argument Austen Chamberlains, von dem sich auch die britische Regierung seit den ausgehenden Kriegstagen in ihrer Deutschlandpolitik hatte leiten lassen, wonach in dem Ringen um Deutschlands Seele in erster Linie die Herzen der Deutschen gewonnen werden mussten.

Vor diesem Hintergrund hatte sich ungeachtet gegensätzlicher Anzeichen im britischen Außenministerium die Überzeugung durchgesetzt, dass Stalin kaum so töricht sein werde, eine vollständige Blockade über die westlichen Sektoren Berlins zu verhängen.703 Wenn ihm also daran gelegen war, die Deutschen für sich zu gewinnen, dann konnte er versuchen, gezielt die Autorität der Westmächte in Berlin zu untergraben – wie Anfang April, als er mit einer Teilblockade der westlichen Garnisonen für große Nervosität unter den westlichen Militärgouverneuren gesorgt hatte. Mit einer vollständigen Blockade der Hauptstadt ließ sich aber allenfalls das Gegenteil des Beabsichtigten erreichen; er würde die Berliner in den Westsektoren in die Arme der Westmächte, nicht jedoch in seine eigenen treiben.

So durch und durch vernünftig diese Überlegungen auch sein mochten, letztlich spiegelten sie das klassische Denken demokratischer Entscheidungsträger wider. Die Rücksichtnahme auf den Volkswillen ist Diktatoren hingegen fremd, nehmen sie doch für sich in Anspruch, den Willen des Volkes a priori zu kennen und danach zu handeln. Die Entwicklungen in den ‚Volksdemokratien‘ Ostmittel-, Ost- und Südosteuropas und nicht zuletzt in der sowjetischen Zone waren dafür ein eindrücklicher Beweis.

Wenn die Londoner Entscheidungsträger nicht mit einer Blockade ihrer östlichen Exklave rechneten, so gaben sie sich doch nicht der Illusion hin, Stalin könnte sich mit dem einseitigen Vorgehen der Westmächte in Westdeutschland abgefunden haben. Im Gegenteil: Mit der Verabschiedung der Londoner Beschlüsse und der Ankündigung einer Währungsreform in den westlichen Zonen hatten sie nicht nur die konkreten Ereignisse, sondern auch den Zeitpunkt, zu dem mit sowjetischen Gegenmaßnahmen zu rechnen war, intern recht genau vorausgesagt. Sämtliche Überlegungen und Planspiele der britischen Regierung gingen davon aus, dass die Sowjetunion bemüht sein könnte, den östlichen Sektor in die SBZ zu integrieren, die politische Souveränität über Groß-Berlin mit der Durchführung einer an die eigene Zone gekoppelten Währungsreform für sich zu reklamieren und in jedem Fall den Druck auf die westlichen Garnisonen in Berlin noch einmal zu erhöhen. Das übergeordnete Ziel war dabei, die Westmächte von der Umsetzung der Londoner Empfehlungen abzubringen. Weiter gehende Szenarien hatten in der Vorstellungswelt von Whitehall keinen Platz. Und so verabschiedete sich Bevin bei Attlee mit einer vagen Notiz in den Urlaub, die dem Premier gleichwohl den Eindruck vermitteln musste, sein Außenminister sei Herr der alles andere als überschaubaren Lage.

We cannot foresee in what other ways the Russians might react. […] The Military Governor and his Western colleagues have, I am sure, made such plans as are possible for dealing with developments.704

Dabei hatte die Deutschlandabteilung kurz zuvor einräumen müssen, „zurzeit nur sehr wenig über unsere Pläne in Berlin sagen zu können“, um lapidar hinzuzufügen: „Wir haben nicht die Absicht, [Berlin] zu verlassen.“705

Detaillierte Krisenszenarien für den Fall einer Blockade der Westsektoren gab es also weder in London noch in Berlin. Allerdings hatten sich in den letzten Monaten drei Grundsätze herauskristallisiert, die den Kern der Berlin- und Deutschlandpolitik des Außenministers ausmachten. Erstens: Ungeachtet bestehender Bedenken in Berlin und London stand für Bevin seit den Tagen des kommunistischen Umsturzes in Prag fest, dass die Westmächte langfristig an ihrer Stellung in Berlin festhalten mussten, wollten sie einen Dominoeffekt und damit den Zusammenbruch ihrer Machtposition in Deutschland und Europa nicht selbst provozieren.

Zweitens war Bevin darum bemüht, eine militärische Eskalation in und um Berlin zu vermeiden. Prinzipiell war er davon überzeugt, dass auch Stalin einen Waffengang scheute. Daher setzte er auf einen Kurs, der dem Kreml einen gesichtswahrenden Rückzug ermöglichen sollte. Zugleich musste er darauf bedacht sein, sein Land nicht in eine Situation zu manövrieren, in der der schmachvolle Rückzug oder die militärische Eskalation als Optionen verblieben. Gerade deshalb durfte er auch nicht auf eine Politik des brinkmanship gegenüber Moskau verzichten – ganz so, wie das der zunehmend von Bedenken getriebene britische Militärgouverneur Anfang April ohne Rücksprache mit Bevin getan hatte, als er nach dem tödlichen Zwischenfall von Gatow militärischen Begleitschutz für sämtliche Flugzeuge angeordnet hatte, um die kleine Luftbrücke nach Berlin ungestört aufrechterhalten zu können. Moskau hatte er damit zu verstehen gegeben, eine Störung oder gar eine Unterbrechung des Flugverkehrs nach Berlin in den völkerrechtlich verbindlich festgelegten Luftkorridoren nur zum Preis einer militärischen Eskalation mit potentiell verheerenden Konsequenzen zu dulden.

Die kleine Luftbrücke mochte sich in den ersten Apriltagen als erfolgreiches Mittel erwiesen haben, die sowjetische Miniblockade zu brechen, ohne die Westmächte in eine ausweglose Lage gebracht und ohne Moskau gedemütigt zu haben. Und doch waren schon diejenigen, die eine umfassende Blockade der westlichen Garnisonen, also nicht der Westsektoren als Ganzes, befürchteten, davon überzeugt, dass eine Luftbrücke mangels Kapazitäten nicht mehr als ein Passierschein in eine Möglichkeitswelt sein konnte, der in der realen Welt des Kalten Krieges nicht eingelöst werden konnte.

Drittens war Bevin seit dem gescheiterten Londoner Außenministerrat Mitte Dezember 1947 entschlossen, den Staatsaufbau im Westen voranzutreiben und die Londoner Empfehlungen von Anfang Juni 1948 unter keinen Umständen erneut zur Disposition zu stellen. Der Sowjetunion aus einer Position der Stärke zu begegnen, bedeutete auch, einen demokratischen, föderal organisierten und ökonomisch im Westen Europas verankerten westdeutschen Teilstaat zur Conditio sine qua non eines Europas in Einheit und Freiheit und damit zum Ausgangspunkt einer langfristigen Transformation des europäischen Staatensystems zu erklären.

In der Summe dieser drei Grundsätze verblieb der Regierung also nur ein sehr enger Handlungsspielraum. Bevin mochte sich mit den Einsichten seines engsten Mitarbeiters, Frank Roberts, aus dessen Moskauer Tagen trösten:

[T]he rulers of Russia […] do not charge into brick walls even when they have the necessary strength to break them down, but prefer to wait and find some means of either getting round or climbing over the wall. There is therefore infinitely less danger of sudden catastrophe with the Russians than with the Germans.706

Und doch ließ sich nicht leugnen, dass, wie von Stalin erhofft und von Bevin befürchtet, die Berlinfrage zur Prestigefrage geworden war. Genau davor aber hatte Roberts im März 1946 gewarnt, als er schrieb: „[While] we must be strong, and look strong[, …] this strength […] should always take account of Soviet susceptibilities and prestige.“707 Gerade deshalb hatte Bevin es stets vermieden, den britischen Verbleib in Berlin öffentlich zur Prestigefrage zu erklären, auch wenn er wusste, dass das Prestige des Vereinigten Königreichs in der deutschen Hauptstadt sehr wohl auf dem Spiel stand. Denn an dem, was die Westmächte erwartete, sollte sich nichts weniger als die Zukunft des Ost-West-Konflikts entscheiden: an der Blockade Berlins.




V. Die Blockade Berlins

My lord, wise men ne’er sit and wail their woes, But presently prevent the ways to wail. To fear the foe, since fear oppresseth strength, Gives in your weakness strength unto your foe, And so your follies fight against yourself. Fear and be slain – no worse can come to fight; And fight and die is death destroying death, Where fearing dying pays death servile breath.

William Shakespeare708

1. Rätselraten, Ratlosigkeit, Resignation

Die von der sowjetischen Militärverwaltung am Morgen des 19. Juni 1948 als Reaktion auf die Währungsumstellung im westlichen Deutschland angeordnete Unterbrechung des Interzonenverkehrs schränkte die Bewegungsfreiheit der Berliner Bevölkerung in einem bis dahin ungekannten Ausmaß ein. „Da haben wir die Bescherung. Die Falle ist zu“,709 notierte die Journalistin Ruth Andreas-Friedrich in ihrem Tagebuch. Andere meinten, in dem „Kampf gegen die Berliner Bevölkerung“ sogar eine Neuauflage jener Politik erkennen zu können, die eine Dekade zuvor unter ganz anderen Vorzeichen mit einer „Verschränkung von Verführung und Gewalt“710 Millionen „zu Heloten einer Partei“ gemacht hatte. In ihrem „Hintergrund“, so Ernst Reuter, „stehen unsere alten Bekannten: die Gefängnisse und die Konzentrationslager“.711

Betroffen war der Personenverkehr. Der Güter- und Frachtverkehr wurde zwar willkürlichen Kontrollen unterworfen; die für die Zivilbevölkerung existentielle Versorgung mit Lebensmitteln, Medikamenten, Kohle und anderen Gütern des täglichen Bedarfs auf dem Schienen- und Wasserweg war aber noch gewährleistet.

Der in Schüben von unterschiedlicher Intensität und Phasen von unterschiedlicher Dauer ausgeübte Druck auf die deutsche Hauptstadt hatte den Moskauer Strategen in den zurückliegenden fünf Monaten nicht den erhofften Durchbruch beschert. Im Gegenteil: Die Westmächte waren enger zusammengerückt, so dass der Versuch Stalins, die über den eigenen Machtbereich führenden Verkehrsverbindungen von und nach Berlin als Druckmittel einzusetzen, um aus der deutschlandpolitischen Defensive zu kommen, im Gegensatz zum Beabsichtigten eine geradezu katalytische Wirkung auf die Pläne zur Staatsgründung im Westen Deutschlands auszuüben vermocht hatte. Der SMAD war zwar nicht entgangen, dass die Westmächte bemüht schienen, „unserem Druck zu widerstehen“,712 und beabsichtigten, „in Berlin […] zu bleiben.“ Weil das sowjetische Außenministerium aber zugleich über Informationen verfügte, wonach die Amerikaner sich noch nicht festgelegt hatten, „wann, unter welchen Umständen und ob sie überhaupt Gewalt anwenden werden, um […] lediglich nichtmilitärische Maßnahmen zu unterbinden“, hielt Stalin an seinem von einer Mischung aus Überzeugung und Verzweiflung getriebenen Plan fest, die deutsche Hauptstadt „zur Wegscheide im Kampf um die Einheit Deutschlands“713 zu machen.

Auf Anordnung des Chefs der Transportverwaltung der SMAD, Generalmajor Kvašnin, wurde in der Nacht vom 23. auf den 24. Juni 1948 der Passagier- und Güterverkehr auf der Eisenbahnstrecke Berlin-Helmstedt in beiden Richtungen eingestellt. Anders als noch am 19. Juni wurde die britische Militärregierung nicht unmittelbar durch Vertreter der SMAD, sondern durch Reichsbahnbedienstete über die Unterbrechung des Verkehrs in Kenntnis gesetzt. Darüber hinaus wurde die Stromversorgung der westlichen Sektoren Berlins durch die sowjetische Zone und den sowjetischen Sektor mit sofortiger Wirkung eingestellt. Eine Meldung der ostdeutschen Nachrichtenagentur ADN, die über diverse Zeitungen in der Hauptstadt verbreitet wurde, zeigte die zu erwartenden Konsequenzen des Beabsichtigten auf:

Da die Lebensmittelversorgung der drei westlichen Sektoren Berlins von den über diese Strecken herangeführten Transporten abhängig ist, sind starke Besorgnisse über die Versorgung entstanden.714

Angesichts der Lage Berlins war die Sowjetunion gegenüber den Westmächten im Vorteil. Ohne Rückgriff auf militärische Gewalt konnte sie den politischen Druck markant erhöhen, indem sie einerseits durch die Blockade sämtlicher Straßen-, Schienen- und Wasserwege die Lebensadern der Westsektoren weitgehend abschnitt und andererseits durch das Kappen der Elektrizitätsversorgung jedem Industrieunternehmen, der gesamten öffentlichen Verwaltung und jedem Privathaushalt schonungslos vor Augen führte, auch ohne unmittelbaren politischen Zugriff den Alltag im westlichen Teil der Stadt fundamental verändern zu können.

Das Kalkül war unverkennbar. Die Westsektoren konnten, so die alles andere als auf den Kreml beschränkte Überzeugung, unmöglich allein aus der Luft versorgt werden. Daher würden die Westmächte, wollten sie ihre Position aufrechterhalten, vor die Alternative gestellt, entweder ihre westdeutschen Pläne aufzugeben und eine schwere diplomatische Niederlage zu erleiden oder aber militärische Gewalt mit unabsehbaren Konsequenzen anwenden zu müssen. Waren sie zu beidem nicht bereit, dann, so die Überlegung, winkte der Sowjetunion Berlin als Preis, der zugleich Ausgangspunkt für die Einheit des Landes unter östlichen Vorzeichen sein konnte, weil die Deutschen sich von den Westmächten ab- und der Sowjetunion zuwenden würden. Das Kriegsrisiko wurde gering veranschlagt – zum einen, weil die Westmächte den Waffengang scheuten; zum anderen, weil Moskau nach eigener Wahrnehmung eine Strategie verfolgte, die nicht nur kontrollierbar, sondern auch den eigenen Rückzug ohne Gesichtsverlust jederzeit zu ermöglichen schien.715 Darauf deuteten nicht zuletzt die von der SMAD vorgebrachten Begründungen für die Unterbrechung der Verkehrswege sowie der Stromversorgung hin. War jene auf „eine technische Störung“ zurückzuführen, die es „schnellstens in Ordnung zu bringen“ galt, auch wenn „schwer zu übersehen [war], wann der […] eingestellte Güter- und Personenverkehr wieder aufgenommen werden“716 konnte, ging diese nach offizieller Lesart auf Kohleknappheit und eine Störung im Kraftwerk Golpa-Zschornewitz zurück.

Moskau mochte dem eigenen Vorgehen ein geringes Risiko beimessen. Zwei Aspekte blieben indes unberücksichtigt. Zum einen verstellte die Zuversicht, die Westmächte innerhalb weniger Wochen in die Knie zwingen zu können, den Blick dafür, dass sich mit zunehmender Dauer der Krise das Risiko, den Verzicht auf einmal eingenommene Positionen als Gesichtsverlust zu empfinden, erhöhte und damit konfliktverschärfend wirken konnte. Zum anderen lief Stalin Gefahr, die westliche Entschlossenheit, Berlin aus übergeordneten deutschlandpolitischen Gründen nicht aufzugeben, ebenso grundsätzlich zu unterschätzen wie die westliche Bereitschaft, einer militärischen Eskalation nicht per se aus dem Weg zu gehen.

Dass Moskau auf den ersten Blick über die besseren Karten verfügte, wollte aber auch in London niemand bestreiten. Ungeachtet aller Unübersichtlichkeit war die Ausgangslage am 24. Juni nämlich schlechter als die schlimmsten Annahmen der Ende März und Mitte April ins Auge gefassten Krisenszenarien. Jetzt ging es nicht nur um die Versorgung der Garnisonen unter den Bedingungen blockierter Straßen- und Eisenbahnstrecken oder um die autarke Versorgung der Westsektoren bei ununterbrochenem Interzonenverkehr.717 Die zentrale Frage lautete vielmehr, ob und unter welchen Bedingungen die Westmächte überhaupt in Berlin bleiben konnten und ob die Lebensfähigkeit des auf dem Land- und Wasserweg von den Westzonen abgeschnittenen westlichen Teils der Stadt auch ohne Aussicht auf ausreichende Versorgung aus dem östlichen Sektor und der sowjetischen Zone gewährleistet werden konnte.

Die Nachricht über die Blockade Berlins traf Whitehall nicht nur unvorbereitet, sondern auch zu einem Zeitpunkt, als die Aufmerksamkeit des Kabinetts dem Streik der Londoner Hafenarbeiter galt. Ausgerechnet am 24. Juni erreichte die Streikwelle einen neuen Höhepunkt. Mittlerweile befanden sich mehr als 20 000 Arbeiter im Ausstand. Mit dem Übergriff auf die Häfen von Liverpool, Birkenhead und Avonmouth am 26. Juni drohte der „Streik gegen die Hausfrau und die einfachen Leute“718 zu einer landesweiten Versorgungskrise anzuwachsen. In Luftwaffenkreisen wurde deshalb bereits die Frage aufgeworfen, wie viele Transportmaschinen für die Versorgung der eigenen Bevölkerung bereitstehen mussten – just in dem Moment, als das Kabinett bemüht war, jedes geeignete Flugzeug zur Verfügung zu stellen, um wenigstens die Grundversorgung der Berliner Bevölkerung zu garantieren.719 Wenige Tage später wurde erstmals seit dem Generalstreik von 1926 der Notstand über das Land verhängt. Rund 1000 Soldaten kamen als Streikbrecher zum Einsatz, um die Verrottung von Lebensmitteln abzuwenden. Das resolute Vorgehen der Regierung gegen die Streikenden zahlte sich aus. Am 30. Juni kehrten die Hafenarbeiter an ihre Arbeitsplätze zurück. Der Streik war beendet und mit ihm eine innenpolitische Krise, die personelle und materielle Ressourcen gebunden hatte, deren Verfügbarkeit für die erste große außenpolitische Krise des Kalten Krieges unerlässlich war.

Führungsstark hatte Premierminister Attlee die Rolle des Krisenmanagers während der Streikwochen übernommen. Als die Nachricht aus Berlin die Metropole an der Themse erreichte, fehlte dem Kabinett jedoch die ordnende Hand. Wie kaum ein Premier vor ihm hatte Attlee seinem Außenminister ein Maximum an Gestaltungsfreiheit eingeräumt, ganz nach dem Bonmot: „‚If you have a good dog, don’t bark yourself!‘“720

Weil der Architekt der britischen Deutschlandpolitik am 24. Juni noch in den Ferien weilte, schien die Ratlosigkeit in Whitehall besonders groß. Kein anderes Kabinettsmitglied war mit den relevanten Dossiers wirklich vertraut. Die Berlinfrage war seit Monaten nicht mehr im Kabinett thematisiert worden, so dass die in Reaktion auf den Umsturz von Prag gefasste Entscheidung, aus strategischen Gründen an Berlin festzuhalten, den Kabinettsmitgliedern nur aufgrund Bevins kurzer Stellungnahme im Unterhaus am 4. Mai bekannt gewesen sein dürfte. Allein Attlee hatte seit der kurzzeitigen Unterbrechung des militärischen Personen- und Güterverkehrs in den frühen Apriltagen in stetem Austausch mit Bevin gestanden, ohne jedoch in das außenpolitische Tagesgeschäft eingebunden gewesen zu sein. Unter denen, die im Foreign Office und in der Militärregierung die operative Politik begleitet hatten, war die Zahl der Skeptiker gegenüber dem eingeschlagenen Kurs angewachsen. Diese sahen sich nun bestätigt; und im Stillen stellten sie die Frage, wie um alles in der Welt die eigene Regierung aus der verfahrenen Situation herauskommen sollte.721

Am Morgen des 24. Juni rief Attlee das Kabinett zu einer Sondersitzung zusammen. Staatsminister McNeil vertrat den Außenminister. Noch war die Nachrichtenlage unübersichtlich. Die Frühausgabe der Times musste als Informationsquelle herhalten.722 Weil Telefonate von den sowjetischen Stellen abgehört werden konnten, hatte Militärgouverneur Robertson sich auf das Wesentliche beschränken müssen. Telegramme, die die sich abzeichnenden Konsequenzen skizzierten, trafen erst ab dem späten Vormittag aus Berlin ein. McNeil beschränkte sich in seinen Ausführungen darauf, die Entwicklungen der zurückliegenden Tage zu rekapitulieren: die gescheiterten Viermächtegespräche über die Einführung einer gemeinsamen Währung in der Hauptstadt; die sowjetische Erklärung, in der eigenen Zone und in Groß-Berlin eine Geldumstellung vornehmen zu wollen; die westliche Reaktion, in den Westsektoren eine separate Währung einzuführen, um die Kontrolle über das Berliner Besatzungsgebiet nicht zu verlieren; und dann über Nacht die Einstellung des Eisenbahnverkehrs von und nach Berlin und der Stromversorgung aus dem östlichen Teil Berlins und Deutschlands.

Dass die jüngsten Maßnahmen der SMAD in Kombination mit der Unterbrechung des Interzonenverkehrs vom 19. Juni einer weitgehenden, wenn auch nicht totalen Blockade der Westsektoren gleichkamen, blieb unerwähnt. Allerdings erkannte das Kabinett, „dass eine sehr ernste Lage in Berlin entstehen könnte. Die Westmächte“, so das Fazit, „sollten eine Position einnehmen, die sie aus Überzeugung auch aufrechterhalten können.“723 So vernünftig diese Haltung unter den Vorzeichen der verschärften Konfliktkonstellation auch sein mochte, so ließ sie doch jede Option offen: den Verbleib in Berlin, notfalls zum Preis einer militärischen Eskalation; den Rückzug; den Versuch, mit Moskau zu einer einvernehmlichen Lösung zu kommen, einschließlich der Bereitschaft, das Programm zur Staatsgründung im Westen zur Disposition zu stellen. Wurden damit aber nicht auch die deutschlandpolitischen Grundsätze des eigenen Außenministers infrage gestellt?

McNeil wurde beauftragt, Bevin über die jüngsten Entwicklungen zu informieren. Unter den gegebenen Vorzeichen war absehbar, dass Bevin noch am selben Tag nach London zurückkehren würde. Ob Militärgouverneur Robertson für Konsultationen eingeflogen werden sollte, hing davon ab, wie sich die Lage in den nächsten Stunden präsentieren würde. Prioritär rückten vier Fragen in den Mittelpunkt: Welche Ziele verfolgte Stalin mit der Blockade? Wie stand es um die Versorgung der Bevölkerung in den westlichen Sektoren? Über welche Möglichkeiten verfügten die Westmächte? Und wie sollten sie in Abhängigkeit davon auf die sowjetischen Maßnahmen reagieren?

Aus Sicht der britischen Militärregierung konnte kein Zweifel daran bestehen, dass der Grund für die Unterbrechung der Eisenbahnstrecke Berlin–Helmstedt nur vorgeschoben war. Weit und breit gab es nämlich keine ernst zu nehmenden Hinweise auf technische Schwierigkeiten.724

Als McNeil dem Premierminister am Mittag des 24. Juni eine Lageanalyse zukommen ließ, musste er einräumen, nicht sagen zu können, ob die Maßnahmen darauf zielten, „uns aus Berlin zu drängen […], oder ob sie als erster Schritt zum Aufbau einer starken Verhandlungsposition für eine Viermächtevereinbarung über Berlin im Besonderen und Deutschland als Ganzes“725 zu verstehen waren. Wie seit Monaten neigte die Militärregierung dazu, Stalin eine auf die eigene Zone fokussierte Politik zu unterstellen, die darauf aus war, den Rückzug der Westmächte aus Berlin zu beschleunigen – auch um den Preis eines militärischen Risikos. Im Foreign Office hielt man dagegen. Nichts habe sich an der russischen Haltung geändert. Dabei verwiesen die Diplomaten auf die soeben verabschiedete Warschauer Erklärung der Außenminister der UdSSR, Albaniens, Bulgariens, Jugoslawiens, Polens, Rumäniens, der Tschechoslowakei und Ungarns, aus der die gesamtdeutschen Bestrebungen Moskaus unmissverständlich hervorgingen:

The Russians will not give up at any rate for a long time the hope of obtaining control over the whole of Germany […]. It would be favourable to their plans to keep Western Germany perpetually in a state of chaos and uncertainty. This they could do by having endless Four Power discussions which arrived at no solution of fundamental problems. […] The London Agreement, currency reform and the setting up of a provisional Western Government showed the Russians that we and the Americans were growing tired of this game and were taking the initiative. Hence pressure on the Western Allies in Berlin the price for stopping which would be our stopping progress in Western Germany; e.g. by agreeing to another meeting of the Council of Foreign Ministers.726

Tatsächlich hatte der stellvertretende sowjetische Außenminister die Warschauer Tagung bereits Mitte März als Gegenveranstaltung zur Londoner Sechsmächtekonferenz konzipiert, um „ein einheitliches demokratisches und friedliebendes Deutschland wiederherzustellen, […] die demokratischen Kräfte in Deutschland und in Europa [zu] ermutigen und [… den] USA, Großbritannien und Frankreich […] die Grundlage für weitere Aktivitäten zur Bildung eines Westblocks unter Einschluß Deutschlands“ zu entziehen. Erst wenn Washington, Paris und London die „Initiative für die Einberufung einer neuen Tagung des Rats der Außenminister zur deutschen Frage“ ablehnten, sah sich „die sowjetische Regierung […] gezwungen, ihre Zone zu schließen“.727 Im Umkehrschluss hieß das: Der eigenen Eskalationsbereitschaft waren zumindest so lange Grenzen gesetzt, solange der Kreml auch unter Rückgriff auf nichtmilitärische Zwangsmaßnahmen auf ein Nachgeben der Westmächte hoffen konnte. Aus sowjetischer Sicht war das Ende Juni der Fall.

Die Einschätzung der sowjetischen Deutschlandpolitik mochte in Whitehall unverändert umstritten sein. Unbestritten prekär war dagegen die Lage in Berlin. Am Nachmittag des 24. Juni zeichnete sich ein klares Bild ab. Zwischen den westlichen Zonen und Berlin war der Verkehr auf dem Landweg in beiden Richtungen weitgehend zum Stillstand gekommen. Restriktive sowjetische Kontrollen hatten auch den Schiffsverkehr de facto lahmgelegt. Allein Flugzeuge konnten ungeachtet anders lautender Pressemeldungen die alliierten Luftkorridore ungestört nutzen und Tempelhof und Gatow anfliegen.

Mit Kriegsende und dem Einrücken in die Hauptstadt hatte jede Besatzungsmacht 1945 die Verantwortung für die Versorgung des eigenen Sektors übernommen. Rund 11 000 Tonnen an Gütern – vor allem Lebensmittel, Kohle, Stahl und andere Rohstoffe – hatten die Westsektoren bislang täglich erreicht, davon mehr als 8000 Tonnen vorwiegend mit der Eisenbahn und auf Schiffen aus den Westzonen.728 Über Nacht waren die Versorgungsrouten entfallen. Niemand rechnete damit, dass die SMAD einspringen würde, es sei denn um einen hohen politischen Preis. Niemand stellte Berechnungen an, wie die sich abzeichnende Versorgungslücke zwischen bestehenden Vorräten und Minimalbedarf geschlossen werden konnte. Und niemand warf im für Stunden wie paralysiert wirkenden Whitehall die Frage nach alternativen Transportmitteln und -wegen auf. Vor dem Hintergrund der aus Berlin eintreffenden Vorratsangaben beschränkte man sich darauf, ein düsteres Bild zu zeichnen, zumal bereits in den zurückliegenden Tagen aufgrund der willkürlichen Kontrollen bei Marienborn nur rund die Hälfte der für die Bevölkerung in den Westsektoren bestimmten Fracht ihr Ziel erreicht hatte.729

Nach ersten Schätzungen reichten die Lebensmittelvorräte für die Bevölkerung im britischen Sektor für 27 Tage, für die eigenen Truppen für 37 Tage. Benzin für die Zivilbevölkerung war für 27 Tage vorrätig, wobei diese Zahl durch Armeevorräte, die auf rund zehn Wochen geschätzt wurden, gesteigert werden konnte. Der Kohlevorrat deckte maximal sechs Wochen ab. Hinzu kam, dass die wegfallende Elektrizitätsversorgung aus der sowjetischen Zone und dem sowjetischen Sektor allein in den Sommermonaten zu einer um 35 Prozent reduzierten Leistung führen würde. Die Elektrizitätswerke in den Westsektoren waren nämlich selbst bei voller Auslastung nicht darauf ausgerichtet, die Bevölkerung vollständig zu versorgen. Ohnedies befanden sie sich in einem erbärmlichen Zustand. Der Wiederaufbau des nach Kriegsende von den Sowjets partiell demontierten Kraftwerks West war zwar im April 1948 bewilligt worden. Aber wie sollten Turbinen und Kesselanlagen in das von den Westzonen abgeschnittene Berlin gelangen?

General Robertson, der sich bereits am Morgen des 24. Juni gezwungen sah, eine Reduzierung der Stromversorgung für Privathaushalte und Industriebetriebe anzuordnen, zeigte London die zu erwartenden Konsequenzen auf: „Die deutsche Bevölkerung wird großen Entbehrungen ausgesetzt sein.“730 In der Öffentlichkeit sollte davon aber zunächst nicht die Rede sein.

Das hieß keineswegs, dass die britische Militärregierung die Öffentlichkeit meiden wollte. Im Gegenteil: Im Ringen um die Gunst der Deutschen waren öffentliche Erklärungen längst zum unverzichtbaren Teil der politischen Auseinandersetzung geworden. Um einer Verunsicherung der Berliner Bevölkerung entgegenzuwirken und das Heft des Handelns zumindest in der öffentlichen Wahrnehmung nicht den Russen zu überlassen, ließ der britische Stadtkommandant am Nachmittag eine Erklärung verbreiten, wonach kein Grund zur Besorgnis bestehe. Ganz bewusst nannte Herbert keine Zahlen. Eindringlich bat auch Robertson Bevin, über dessen ferienbedingte Abwesenheit er nicht einmal informiert zu sein schien, in einer allfälligen Stellungnahme im Unterhaus keine Angaben zur Lebensmittelsituation in der Stadt zu machen.731

Herbert verzichtete darauf, die britische Regierung strategisch zu positionieren, zumal sich das Kabinett am Morgen alle Optionen bis hin zum Rückzug offengehalten hatte. Mit seiner Erklärung verfolgte er nur ein Ziel: Die Deutschen in den westlichen Sektoren und Zonen mussten davon abgehalten werden, die Seite zu wechseln. In erster Linie mochte es darum gehen, Zeit zu gewinnen, um die Lage zu sondieren. Doch aus dem erkennbaren Bemühen, den Westdeutschen ihr Verhältnis zu den Westmächten als Schicksalsgemeinschaft zu präsentieren,732 ergab sich zugleich die Verpflichtung, das westliche Berlin nicht im Stich zu lassen.

Während die Vertreter der Militärregierung noch von der Sorge getrieben wurden, die Berliner könnten dem Druck nachgeben,733 hatte der führende Repräsentant der Berliner Sozialdemokratie bereits damit begonnen, „alle anständigen Deutschen um das Banner der Freiheit zu scharen“.734 Mehr als 70 000 versammelten sich am Nachmittag des 24. Juni auf dem Hertha-Sportplatz am Gesundbrunnen zu einer Kundgebung, zu der die SPD ursprünglich aus Anlass der Währungsumstellung aufgerufen hatte. Losung wie Botschaft waren politisch: „Berlin frei, nie kommunistisch!“735 Die Situation schien nach Vereinfachung zu rufen. Deshalb scheute Ernst Reuter sich nicht, braune und rote Diktatur nicht etwa zu vergleichen, sondern gleichzusetzen. Rede und Kundgebung wurden so zum antitotalitären Manifest, das antitotalitäre Manifest zum Bekenntnis zur Freiheit, das Bekenntnis zur Freiheit zur Demonstration der Entschlossenheit und die Demonstration der Entschlossenheit in einer eigenen Volte der Geschichte zum Appell an die Westmächte, ihrerseits ein Bekenntnis zur Schicksalsgemeinschaft mit den Deutschen abzulegen und Berlin beizustehen. So weit, die Rede als Steilvorlage zu begreifen und Reuters „Und Berlin wird auch nicht im Stich gelassen werden“736 umgehend mit einem Ausrufezeichen zu versehen, war die britische Regierung allerdings nicht – weder in Berlin noch in London.

In Berlin griffen Militärgouverneur Robertson und seine engsten Mitarbeiter zunächst auf bestehende Pläne zurück, also auf Überlegungen zur Versorgung des eigenen Personals aus der Luft. Von der Zivilbevölkerung war nicht die Rede, dafür aber, wie ursprünglich angedacht und wie erneut durch den Chef des Generalstabs bekräftigt, von einer Reduzierung des britischen Hauptquartiers in Berlin auf das erforderliche Minimum.737 Den Militärs schien es nur noch um eine symbolische Präsenz in Berlin zu gehen, ganz so als hätten sie sich zwar mit der im März erlassenen Vorgabe Bevins, an Berlin festzuhalten, abgefunden, ohne aber Sinn und Zweck dieser Grundsatzentscheidung wirklich verstanden zu haben.

In London war die Stimmung nicht besser. Als der Russlandausschuss des Foreign Office am Nachmittag des 24. Juni zusammentrat, hielten sich die Diplomaten zwar zugute, Churchills Kriegshysterie nicht zu teilen. Ansonsten aber dominierten Töne in Moll. Eine Lösung, so der die Sitzung leitende Ivone Kirkpatrick, könne es nur geben, wenn die Beschränkungen aufgehoben oder aber die Westsektoren aus der Luft versorgt würden. Beide Alternativen erschienen den Teilnehmern derart illusorisch, dass sie nicht einmal diskutiert wurden. Stattdessen rückten drei Optionen in den Vordergrund. Die erste deckte sich mit den Überlegungen der Militärs: Die eigenen Truppen sollten aus der Luft versorgt werden, während die Zivilbevölkerung ihrem Schicksal überlassen blieb. Alternativ kam ein Rückzug aus Berlin in Betracht. Damit, so Kirkpatrick bar jeder strategischen Logik, schiebe man den Russen die Verantwortung zu. Drittens schließlich könne man verlangen, dass die Russen Berlin versorgten. Allerdings mache man sich dann nicht nur von Moskaus Wohlwollen abhängig; man müsse auch mit einem Prestigeverlust bei den Deutschen rechnen.738 Diesen Gedanken brachten die Sitzungsteilnehmer bemerkenswerterweise weder mit der exklusiven Versorgung der eigenen Garnison noch mit einem Rückzug aus der Hauptstadt in Verbindung.

Die ganze Sitzung atmete den Hauch des Irrealen. Weder Konsequenzen noch Präferenzen, weder Vor- noch Nachteile bestehender Handlungsoptionen wurden im Detail diskutiert. Zumindest wurde erkennbar, dass die Londoner Empfehlungen nicht als Verhandlungsmasse für einen westlichen Verbleib in Berlin in die Waagschale geworfen, die Staatsgründung im Westen also unter allen Umständen vorangetrieben werden sollte. Niemand aber dachte daran, die eigene Stellung in der deutschen Hauptstadt notfalls mit Gewalt zu verteidigen. Alles in allem schienen die Diplomaten nicht zu wissen, welche Funktion Berlin überhaupt noch erfüllen konnte. Und so entbehrte es nicht einer gewissen Ironie, dass ausgerechnet Ivone Kirkpatrick erkennen ließ, dass Berlin aus seiner Sicht für die britische Regierung zur „Last“739 geworden war. Schließlich war er es gewesen, der sich Mitte April in einem internen Vermerk über den zerstörerisch feigen Defätismus der französischen Regierung beklagt hatte, als Botschafter Massigli für einen Rückzug aus Berlin plädiert hatte.740

Gewiss, nichts war in Stein gehauen und schon gar nichts entschieden. Im Vorfeld der Rückkehr ihres Ministers tasteten die Mitarbeiter des Foreign Office nur das Terrain ab. Und dennoch: Als die vorhandenen Optionen erstmals Erwähnung fanden, drohten Rätselraten und Ratlosigkeit in Resignation umzuschlagen mit der Tendenz, das „Auswärtsspiel“741 in Berlin zu beenden, weil selbst die, die einst vor einem neuen München gewarnt hatten, mittlerweile davon überzeugt zu sein schienen, das Spiel nicht gewinnen zu können. Auch die britische Presse, die in den zurückliegenden Wochen und Monaten für einen harten Kurs gegenüber Moskau plädiert hatte, verzichtete auf Durchhalteparolen. Es waren nüchterne Situationsbeschreibungen, die die Kommentarspalten füllten und Tage und Wochen des Bangens auf das Land zukommen sahen.742 Bevins Entschlossenheit war indes ungebrochen, als er noch am Abend des 24. Juni nach London zurückkehrte, um, „als wäre er die Regierung in Person“,743 das Heft des Handelns zu übernehmen und der grassierenden Resignation Einhalt zu gebieten.


2. Wider die Resignation: Bevin übernimmt

Bevin hatte den größten Teil des Tages auf der Yacht eines Freundes im Ärmelkanal verbracht. Nachdem Staatsminister McNeil ihn über die bis dahin bekannten Details der Blockade unterrichtet hatte, wurden umgehend Vorbereitungen für seine Rückkehr nach London getroffen. Am Nachmittag wurde er mit einem Schnellboot über den Solent nach Southampton gebracht. Von dort ging es mit dem Auto in die Hauptstadt.744 Keine Stunde nach seiner Ankunft, um 22.15 Uhr, kam eine kleine Kabinettsrunde unter Leitung des Premierministers in 10 Downing Street zusammen, um das weitere Vorgehen zu besprechen. McNeil wiederholte die bekannten Fakten. Dann übernahm Bevin.

Noch hatte er nicht alle Telegramme aus Berlin gelesen. Auch mit seinen Mitarbeitern hatte er sich noch nicht beraten. Aber er spürte die Ratlosigkeit und den Hauch von Resignation, die Whitehall erfasst hatten. In der morgendlichen Kabinettssitzung war von einer ernsten Lage die Rede gewesen. Niemand hatte gewagt, einen Weg aus der Krise aufzuzeigen. Jeder aber hatte befürchtet, der erneute Blick in den Abgrund eines verheerenden Krieges könnte dem Land nicht erspart bleiben. Die Augen der Kabinettskollegen waren auf Bevin gerichtet.745 Würde er einmal mehr dafür plädieren, einem Diktator die Stirn zu bieten? Im Herbst 1935 hatte er George Lansburys Pazifismus gegeißelt, zwei Jahre später seine Partei, die Parlamentsfraktion und die Gewerkschaften um des Friedens willen zu einem Ja zur Aufrüstung getrieben und Chamberlains Politik der Beschwichtigung bis zum Ausbruch des Zweiten Weltkriegs mit Verachtung versehen. Damals hatte Hugh Dalton an Bevins Seite gekämpft. Jetzt verstummte die dröhnende Stimme des Kabinettskollegen, was ungewöhnlich genug war, fühlte er sich doch seit jeher dazu berufen, zu jeder außenpolitischen Frage Stellung zu nehmen. War es erneut die Kriegsfurcht, die den soeben ins Kabinett Zurückgekehrten, der das Image des Hardliners mehr pflegte als lebte, schon während des Prager Coups ergriffen hatte? War es der „bittere Hass“746 auf alles Deutsche, den er seit der fürchterlichen Schlacht an der Somme wie ein Mantra vor sich hertrug und der ihn bisweilen zum Gefangenen seines politischen Handelns machte?

Bevins eigene Abneigung gegenüber Deutschland und den Deutschen war hinlänglich bekannt. Doch er vermochte stets zwischen persönlichen Präferenzen und strategischen Interessen zu unterscheiden. Am 24. Juni war das nicht anders. Nicht die deutsche Diktatur an sich, sondern die totalitäre Erfahrung schlechthin war ausschlaggebend dafür, dass Bevin einen Kurs befürwortete, der dem Eindruck schon im Ansatz entgegentrat, erneut „wie Schwächlinge“747 den Forderungen des Gegners nachgegeben zu haben. Als die Blockade Berlins ihrem Höhepunkt zutrieb, bekannte er im Kreis seiner Vertrauten, Chamberlains Agonie der Spätsommertage 1938 erstmals nachvollziehen zu können.748 Doch in den letzten Stunden des 24. Juni 1948 ließ er sich davon nichts anmerken. Weder zeigte er sich überrascht von den sowjetischen Maßnahmen, noch gab er sich beunruhigt. Und für „defätistische Gemütsschwankungen“749 hatte er schon gar keine Zeit. Vielmehr verwies er auf die in den Westsektoren vorhandenen Vorräte; und das bedeutete: Die Regierung verfügte über ein kleines Zeitfenster, um Handlungsoptionen abzuwägen und die eigenen ebenso wie die Kräfte der Verbündeten zu mobilisieren.

Als der Außenminister seine Vorstellungen skizzierte, hatte er ein klares Ziel vor Augen: Die Westmächte durften Berlin unter keinen Umständen verlassen. Sie mussten die westlichen Sektoren, und das hieß nicht nur die eigene Garnison, sondern auch die deutsche Zivilbevölkerung versorgen. Sonst, so das alte Argument, liefen sie Gefahr, ganz Deutschland und damit auch Europa zu verlieren. Dann folgte die zentrale Aussage: Verbleib und Versorgung waren keine Frage der Machbarkeit, sondern schlicht und einfach eine „Frage des Willens“.750 Dass es dabei grundsätzlich keine Denkverbote geben durfte, ließ sich allein schon an den Aufträgen ablesen, die der Außenminister – und nicht der Verteidigungsminister – noch am Abend den Chefs der Streitkräfte erteilte. Zum einen sollten sie abklären, in welchem Ausmaß die Westsektoren aus der Luft versorgt, zum anderen, ob Güterzüge mit bewaffnetem Geleitschutz durch die sowjetische Zone nach Berlin gebracht werden konnten.751

Die erste, auf Deeskalation setzende Variante lehnte sich prinzipiell an die in den frühen Apriltagen verfolgte Strategie an, auch wenn die Herausforderung aufgrund der Sperrung der Land- und Wasserwege um ein Vielfaches größer war. Mit einer Luftbrücke sollte die Blockade umgangen, sollten Zeit und Handlungsspielraum für eine diplomatische Lösung gewonnen werden. Die Vorzüge lagen auf der Hand: Primär konnte die Regierung gegenüber Moskau und den Deutschen, aber auch gegenüber Washington und Paris ihre Entschlossenheit demonstrieren, die völkerrechtlich verbürgte Stellung in Berlin nicht aufgeben zu wollen. Ihrerseits musste sie nicht zu militärischen Mitteln greifen, um der eigenen Haltung Nachdruck zu verleihen. Vielmehr konnte sie die eigentlich ihr zugedachte Verantwortung für eine mögliche militärische Eskalation der Sowjetunion zuschieben in der Erwartung, Moskau werde alles andere als leichtfertig damit umgehen, weil es eine militärische Konfrontation genauso scheute wie sie selbst. Und schließlich bewahrte sie sich je nach Verlauf der Ereignisse ein gewisses Maß an Flexibilität für eine spätere Verhandlungslösung.

Allerdings waren zwei Voraussetzungen unabdingbar. Um den angestrebten Handlungsspielraum für eine diplomatische Lösung zu schaffen, mussten zunächst einmal die für eine Luftbrücke erforderlichen Ressourcen mobilisiert werden. Darüber hinaus bedurfte es von vornherein einer ausreichend großen Schnittmenge an Gemeinsamkeiten, um mit Moskau zu einer tragfähigen Verhandlungslösung zu kommen. Bislang hatte die SMAD noch keine Forderungen an die Westmächte gestellt. Umgekehrt aber hatte Bevin immer wieder verdeutlicht, dass ein Aufschnüren des westdeutschen Pakets für ihn nicht infrage kam. Wenn also weder ein westlicher Rückzug aus Berlin noch ein Aufschub oder gar die Aufgabe des westdeutschen Programms zum Verhandlungsgegenstand taugten, dann würde sich unweigerlich die Frage stellen, worüber überhaupt noch verhandelt werden konnte. Klar war hingegen: Je schneller und je mehr Ressourcen für eine Versorgung der Westsektoren aus der Luft zur Verfügung gestellt werden konnten, desto mehr Zeit ließ sich gewinnen, desto größer war der Handlungsspielraum und desto geringer das Erfordernis, sich gegenüber Stalin kompromissbereit zeigen zu müssen. Dass die Blockade allein mit einer Luftbrücke zu brechen sei, hielten aber auch die kühnsten Optimisten für eine Utopie.

Das war bei der zweiten, das Risiko einer militärischen Eskalation einkalkulierenden Variante grundsätzlich anders. In Anlehnung an einen im April sowohl in Washington als auch von Bevin und Robertson zurückgewiesenen Vorschlag des amerikanischen Militärgouverneurs Clay setzte diese Variante auf eine schnelle Lösung der Krise. Das Kalkül lag auch hier auf der Hand: Sobald der Westen sich entschlossen zeige, die Blockade gewaltsam zu durchbrechen, werde Stalin nachgeben, weil er zum einen nicht auf eine militärische Auseinandersetzung vorbereitet sei und zum anderen unter keinen Umständen bereit sein werde, den Verlust seines bis an Elbe und Werra vorgeschobenen Imperiums zu riskieren, zumal das monolithische Bild vom Kommunismus just in jenen Tagen mit Titos sozialistischem Alternativmodell erste Risse erhielt.752 Und doch galt für diese Variante noch mehr als für eine Luftbrücke, die Trias aus Risiko, Verantwortung und Erfolgsaussicht sorgfältig gegeneinander abzuwägen.

Beide Varianten waren in den zurückliegenden Monaten regierungsintern durchgespielt und verworfen worden. Während eine Luftbrücke zur Versorgung von zwei Millionen Menschen als undurchführbar erachtet wurde, erschien das gewaltsame Vorgehen gegen eine Blockade nicht nur als militärisch verantwortungslos, sondern auch als kaum erfolgversprechend. Doch mit der Unterbrechung des Land- und Schiffsverkehrs nach und von Berlin hatte sich die Lage gegenüber den frühen Apriltagen fundamental verändert. Und wenn Bevin unbedingt an Berlin festhalten und die Versorgung der Bevölkerung in den Westsektoren sicherstellen wollte, dann blieben ihm nur diese beiden Optionen. An einer erneuten Prüfung führte deshalb kein Weg vorbei.

Als die Minister zu später Stunde den Amtssitz des Premierministers verließen, war die sich noch am frühen Abend breit machende Resignation der Entschlossenheit gewichen, die sowjetische Herausforderung anzunehmen. Noch war unklar, mit welchen Mitteln die britische Regierung der Blockade begegnen würde. Die im Anschluss an den Umsturz von Prag getroffene Entscheidung, einen Rückzug aus der deutschen Hauptstadt nicht in Betracht zu ziehen, hatte Bevin aber bestätigt. Es war und es blieb eine durch und durch politische Entscheidung, die sich der rein militärischen Logik auf Anhieb entzog.

Je nach Wahl der eigenen Mittel sowie der Reaktion Moskaus zeichnete sich indes ein potentieller Zielkonflikt zwischen Bevins deutschlandpolitischen Grundsätzen ab: Hielt die Regierung an Berlin ebenso wie an ihren westdeutschen Plänen fest, dann ließ sich eine militärische Eskalation möglicherweise nicht vermeiden. Wollte sie aber einer militärischen Konfrontation aus dem Weg gehen und die eigene Stellung in Berlin nicht aufgeben, dann konnte sie möglicherweise nicht auf der Umsetzung der Londoner Beschlüsse zur Staatsgründung im Westen beharren. Alle drei Grundsätze ließen sich nur dann zur Deckung bringen, wenn eine Luftbrücke über die Blockade triumphieren und Stalin seinerseits militärisch nicht eskalieren würde. Vielmehr musste er, ohne den Westmächten deutschlandpolitische Konzessionen abgerungen zu haben, die Zugangsbeschränkungen – und sei es zum Preis einer gesichtswahrenden Geste des Westens – zurücknehmen und damit alles in allem den Status quo ante wiederherstellen.

In den nächsten Tagen rückte die Ausarbeitung einer umfassenden Strategie in den Mittelpunkt britischer Bemühungen. Bevin, der regierungsintern die Fäden in der Hand behielt, ließ sich dabei von dem Grundsatz leiten, den Staatssekretär Sargent im Sommer 1945 zur Maxime außenpolitischen Handelns erklärt hatte: „We must have a policy of our own and try to persuade the United States to make it their own“,753 hatte Sargent den Anspruch, treibende Kraft der Weltpolitik zu sein, formuliert. Nur von einer unabhängigen Außenpolitik war drei Jahre später nicht mehr die Rede. Zu sehr war die Regierung, wie sich bereits in den folgenden Tagen zeigen sollte, auf die materiellen Ressourcen der USA angewiesen. Das hinderte sie aber nicht daran, ihre Prioritäten beharrlich gegenüber Washington zu vertreten und auf diese Weise Strategie und Taktik westlicher Krisenpolitik entscheidend zu beeinflussen.

Um den Prozess der eigenen ebenso wie der westlichen Entscheidungsfindung zu optimieren, beschloss die kleine Kabinettsrunde bereits am Abend des 24. Juni, neue formelle und informelle Beratungsgremien einzusetzen. Auf nationaler Ebene sollte ein ständiger Kabinettsausschuss die Lage in Berlin verfolgen sowie Mittel und Wege zur Beilegung der Krise erörtern. Attlee übernahm den Vorsitz. Morrison, der die Verbindung zur Parlamentsfraktion hielt, Bevin, Verteidigungsminister Alexander sowie die Chefs der Teilstreitkräfte, Montgomery, Tedder und Cunningham, vervollständigten die Gruppe.754 Die geringe Teilnehmerzahl erlaubte es dem Ausschuss, jederzeit ad hoc zusammenzutreten, auf neue Entwicklungen zu reagieren und Entscheidungen zu treffen. Das Kabinett selbst verlor an Bedeutung. Als kollektives Entscheidungsgremium spielte es während der Krise keine Rolle. Seine Funktion beschränkte sich auf die eines reinen Informationsempfängers. Sämtliche Fäden liefen bei Außenminister Bevin zusammen. Vom Zeitpunkt seiner Rückkehr nach London bis zum Ende der Krise diktierte er die politische ebenso wie die militärische Agenda. Verteidigungsminister Alexander, der schon bei den Chefs der Teilstreitkräfte kaum Gehör fand, trat selten in Erscheinung. Premierminister Attlee verzichtete darauf, wie etwa Harold Macmillan zehn Jahre später zurzeit der zweiten Krise um Berlin, die Rolle des Krisenmanagers an sich zu reißen und die zentralen außenpolitischen Akzente selbst zu setzen.755 Weder erläuterte er die Politik seiner Regierung im Unterhaus, noch wandte er sich an die Öffentlichkeit. Zwischen 10 Downing Street und dem Weißen Haus gab es in den Krisenmonaten keinen direkten Kontakt. Die Politik der Westmächte wurde im Foreign Office koordiniert.

Frühzeitig setzte Bevin auf eine enge Kooperation mit Washington und Paris. Vor dem Hintergrund des bereits Erreichten und angesichts der bevorstehenden Herausforderung durfte es Stalin nicht gelingen, einen Keil in das westliche Lager zu treiben. Im Gegenteil, die Kapazitäten mussten gebündelt werden. Das betraf auch die in Krisenzeiten besonders kostbare Ressource Information. Wenn schon der Einblick in das Entscheidungsverhalten des Gegners unzureichend und die Kontrolle über dessen Handeln beschränkt waren, dann galt es, zumindest die vorhandenen Informationen auszutauschen, gegeneinander abzuwägen und auf dieser Grundlage über die Fähigkeit zu verfügen, ungeachtet der Zeitdifferenz zwischen Berlin, London und Paris auf der einen und Washington auf der anderen Seite gemeinsame Entscheidungen schnell zu treffen und umzusetzen.756 Und noch ein weiterer Aspekt sprach für eine koordinierte Strategie der Westmächte. Bei aller Neigung, die eigenen Präferenzen, und sei es mit einer Politik des Bluffs und des brinkmanship, durchzusetzen, versuchen Konfliktparteien in Krisenzeiten, unbeabsichtigte Fehlwahrnehmungen ihres politischen Handelns durch Dritte zu vermeiden und damit die Eintretenswahrscheinlichkeit potentiell verheerender Folgen für die eigene Seite zu reduzieren. Eine gemeinsame Politik des Westens sollte den Interpretationsspielraum Moskaus minimieren.

Bevin ging es also nicht allein um das Management der Entscheidungsfindung, als er gegenüber den Kabinettskollegen und US-Botschafter Douglas dafür plädierte, London zum Zentrum westlicher Beratungen und Entscheidungen zu machen.757 Die neu zu etablierenden interalliierten Beratungsgremien waren für ihn vor allem ein Mittel, um maximalen Einfluss auf die westliche Krisenstrategie zu nehmen. Bevin wollte die Spinne im Netz sein, die die Fäden zog; wollte Paris und Washington auf eine gemeinsame Politik verpflichten; wollte die amerikanischen Ressourcen für das kollektive Gut westlicher Sicherheit instrumentalisieren; wollte zugleich einen Alleingang Washingtons verhindern, der nicht nur Stalin in die Karten spielen und Misstrauen im westlichen Lager säen, sondern unweigerlich den eigenen Einfluss untergraben würde; wollte darüber hinaus unterbinden, dass General Clay sich in Washington mit seinem offen konfrontativen Kurs gegenüber Moskau durchsetzen konnte; und wollte schließlich sicherstellen, dass Frankreich an Bord blieb und die Londoner Empfehlungen aus Sorge vor einer militärischen Eskalation nicht erneut infrage stellen würde.

Den anglo-amerikanischen Beziehungen wurde eine besondere Bedeutung beigemessen. Bilaterale Absprachen gingen deshalb trilateralen Beratungen voraus. Das galt sowohl für die Ebene der Militärgouverneure in Berlin als auch für die höchste Konsultationsebene zwischen Außenminister Bevin und US-Botschafter Douglas in London. Treffen zwischen Bevin und dem französischen Botschafter waren die Ausnahme. René Massigli wurde von William Strang, dem für Deutschlandfragen verantwortlichen Staatssekretär des Foreign Office, auf dem Laufenden gehalten. Auf der politischen Arbeitsebene kam es zu regelmäßigen Beratungen zwischen Strang, Douglas und Massigli, vor allem wenn es darum ging, diplomatische Vorstöße abzustimmen. An den militärischen Konsultationen zwischen Vertretern der britischen Stabschefs und den US Joint Chiefs of Staff in Washington war die französische Regierung nicht einmal beteiligt.758 Vielmehr wurde sie in diesem besonders sensiblen Politikfeld vor vollendete Tatsachen gestellt. Frankreich fand sich gleichsam in der Rolle des Bittstellers, der begehrte, Gleicher unter Gleichen zu sein, ohne indes eine gestaltende Rolle zu übernehmen. Im Foreign Office war man weder bereit, noch sah man irgendeine Notwendigkeit, der französischen Regierung entscheidend entgegenzukommen, solange keine Gefahr bestand, dass Paris den westlichen Kurs verlassen würde. Mit anderen Worten: Während die US-Regierung für die eigene Strategie gewonnen werden musste, durfte Frankreich auf dem Weg nicht verloren gehen.

In den letzten Junitagen, dieser „für die Geschichte Europas, ja der Welt so bedeutenden Woche“, war Bevin entschlossen, die Früchte seiner „Arbeit“ zu ernten.759 Taten, nicht Worte waren entscheidend, ließ er Botschafter Massigli einen Tag vor der Übergabe der Frankfurter Dokumente an die Ministerpräsidenten der westlichen Zonen wissen, als London die Nachricht erreichte, Paris könnte auf dem Weg zur Staatsgründung im Westen in letzter Minute doch noch ausscheren. Es war zugleich der Tag, an dem im Unterhaus in einer der längsten Debatten der britischen Nachkriegsgeschichte einmal mehr der Geist von München verteufelt wurde,760 als die Frage nach der Zukunft Berlins mit einer abschließenden Entschiedenheit beantwortet wurde, die ihre Überzeugungskraft aus der Negation des historischen Beispiels zog und dem Blick auf die Vergangenheit als wegweisendem Ratgeber für die Zukunft jegliche Legitimation absprach.

Noch war keine Woche vergangen, seitdem die SMAD den Straßen-, Schienen- und Schiffsverkehr von und nach Berlin am 24. Juni lahmgelegt hatte. Bevin hatte keine Zeit verstreichen lassen. In den Grundzügen stand seine Strategie bereits am folgenden Tag: eine wohlkalkulierte Mischung aus Entschlossenheit, Deeskalation und Abschreckung.


3. Entschlossenheit, Deeskalation, Abschreckung

In Absprache mit Premierminister Attlee hatte Staatsminister McNeil entschieden, den stellvertretenden Militärgouverneur aus Berlin einfliegen zu lassen. Generalmajor Brownjohn sollte dem Kabinett am Vormittag des 25. Juni Bericht erstatten sowie erste Instruktionen für das weitere Vorgehen entgegennehmen. General Robertson sollte in der deutschen Hauptstadt bleiben, um einerseits gegenüber den Einwohnern den Eindruck von Unsicherheit oder gar Panik zu vermeiden und um andererseits die nächsten Schritte mit General Clay, den die Nachricht über die Blockade in Heidelberg erreicht hatte, zu koordinieren.761

Als das Kabinett die Lage in Berlin diskutierte, war die Stimmung ähnlich düster wie am Morgen des Vortags. Brownjohn wies zwar darauf hin, Kontrollkommission und Garnison könnten aus der Luft versorgt werden.762 Auch ohne Weisung aus London hatte die Militärregierung Vorbereitungen zur Steigerung der Lufttransportkapazitäten in die Wege geleitet. Nach dem Wochenende, am 28. Juni, sollte der Betrieb aufgenommen werden. Was aber dann folgte, war nichts anderes als ein trauriger Abgesang auf den westlichen Verbleib in Berlin.

Die Stabschefs hatten sich zu den am Vorabend von Bevin erteilten Aufträgen noch gar nicht äußern können, da erklärte Brownjohn bereits, Versuche, die zum Überleben der Westsektoren erforderlichen Güter notfalls mit Hilfe militärischer Gewalt auf Straße oder Schiene nach Berlin zu bringen, seien zum Scheitern verurteilt. Eine größere militärische Operation komme schon gar nicht infrage. Und eine Gegenblockade mache allein deshalb keinen Sinn, weil die sowjetischen Stellen nicht auf Lieferungen aus dem Westen angewiesen seien. Die Lebensmittelvorräte in der Stadt reichten nicht einmal für vier Wochen. Die Stromversorgung sei bereits um die Hälfte reduziert worden, was die gegenüber dem Vortag kommunizierte Angabe nochmals markant nach unten korrigierte. Vielleicht sei es ratsam, einige der bekannteren Berliner, die den sowjetischen Stellen in der Vergangenheit die Stirn geboten hatten, rechtzeitig auszufliegen.

Das alles erinnerte an Robertsons Kritik aus den frühen Apriltagen. Allein dessen Frage, ob ein Verbleib der britischen Truppen überhaupt sinnvoll sei, wenn erst einmal die effektive Kontrolle über die Verwaltung des eigenen Sektors verloren gegangen sei, wagte dessen Stellvertreter in Gegenwart des Kabinetts nicht zu stellen.

Und doch gab es in Brownjohns Untergangsszenario zwei Lichtblicke: Zum einen verhielt sich die Berliner Bevölkerung ruhig. Nach Einschätzung des stellvertretenden Militärgouverneurs, die sich nur auf die Kundgebung auf dem Hertha-Sportplatz beziehen konnte, war eine Mehrheit sogar bereit, sich „russischen Befehlen zu widersetzen, wenn sie auch weiterhin auf die Unterstützung der Westmächte vertrauen konnte“.763 Tatsächlich sollte Ernst Reuter fast zeitgleich gegenüber Vertretern der amerikanischen Militärregierung in einer Mischung aus Unterstützung einforderndem Appell und Entbehrung signalisierender Selbstverpflichtung erklären: „Tun Sie, was Sie können. Wir werden tun, wozu wir uns verpflichtet fühlen.“764 Wenige Tage später bekräftigte Erich Ollenhauer, der stellvertretende SPD-Vorsitzende, in einem Gespräch mit General Robertson, dass der Verbleib der Westmächte in Berlin „von herausragender Bedeutung“ sei: „Ginge Berlin verloren, dann wäre auch die Demokratie in Westdeutschland verloren.“765

Zudem äußerte Brownjohn lediglich Zweifel, wollte also nicht kategorisch ausschließen, dass die Zivilbevölkerung aus der Luft versorgt werden könne. Seine Zurückhaltung, die der pessimistischen Grundstimmung zuwiderzulaufen schien, beruhte auf Kalkulationen, die ein Luftwaffenoffizier aus Robertsons Stab angestellt hatte.766 Seine Skepsis hatten die Angaben aber nicht beseitigen können. Brownjohn hätte sie sonst explizit in seiner Lageanalyse erwähnt. Aber immerhin: Zweifel hieß nicht Ablehnung; im Gegenteil, sie ließen sich ausräumen. Und so bat das Kabinett den Verteidigungsminister, umgehend zu prüfen, ob und wie die Zivilbevölkerung versorgt werden könne.

Dass die Berliner in den Westsektoren versorgt werden mussten, dass es also nur noch um das Wie, nicht aber das Ob ging, weil Bevin schon am Vorabend einen Rückzug kategorisch ausgeschlossen hatte, davon war in der morgendlichen Kabinettssitzung keine Rede. Bevin selbst legte seine Karten nicht auf den Tisch. Er zog sich „hinter seine Chinesische Mauer zurück“.767 Angesichts der „delikaten Umstände“ wollte er sich weder im Kabinett noch im Unterhaus zum weiteren Vorgehen äußern. Stattdessen verwies er auf die vorhandenen Lebensmittelvorräte und lobte – eingedenk der Tatsache, dass die eigene Strategie nicht zuletzt mit der Unterstützung der Berliner Bevölkerung stand und fiel – die „große Gelassenheit“ der Repräsentanten und Einwohner Berlins. Gedanklich aber hatte er sowohl die Kabinettssitzung als auch die Unterhausdebatte bereits hinter sich gelassen, als er ungehalten und bewusst mehrdeutig hinzufügte:

I do not want to be pressed for too many statements. I have other people to deal with, and, if I make too many statements, I reveal my mind to other people, and that makes it a little difficult.768

Die Lage war in der Tat heikel. Während er mit Hochdruck an den Details der eigenen Strategie feilte, ohne über verlässliche Informationen zu den vorhandenen Kapazitäten zu verfügen, musste Bevin die Deutschen in den westlichen Zonen und Sektoren bei Laune halten. Öffentlich aber konnte er noch kein abschließendes Bekenntnis zum westlichen Verbleib in Berlin ablegen, mit dem er Stalin in die Schranken gewiesen und den Berlinern Hoffnung gemacht hätte, weil er noch nicht einmal Zeit gehabt hatte, sich mit Botschafter Douglas auszutauschen. Denn so entschlossen er auch war, dem Druck standzuhalten, so sicher wollte er sein, „dass die US-Administration geschlossen hinter uns steht und nicht plötzlich doch noch ins Wanken gerät, wenn wir in Berlin Widerstand leisten“.769

Bevor Bevin am Nachmittag mit Douglas zusammentraf, mussten die Eckpfeiler einer Strategie stehen. Deshalb versammelte er gleich im Anschluss an die Fragestunde im Unterhaus seine engsten Berater in seinem Büro. Es ging vor allem darum, den weiteren Kurs abzustecken. Zugleich nutzte er die Gelegenheit, die Zweifler auf seine Politik zu verpflichten: Staatssekretär Strang, der wie Militärgouverneur Robertson Ende April einen Rückzug aus Berlin langfristig für unvermeidbar gehalten hatte; Ivone Kirkpatrick, der am Vortag die mit Berlin verbundene Last beklagt hatte; und Generalmajor Brownjohn, der am Morgen ein düsteres Bild gezeichnet hatte.

Bevin knüpfte nicht nur nahtlos an seine Aussagen vom Vorabend an, sondern bemühte sich darüber hinaus, seine zentralen deutschlandpolitischen Grundsätze zur Deckung zu bringen. Er war entschlossen, sowohl an der Staatsgründung im Westen als auch an Berlin festzuhalten. Ohne auf den Bericht der Chefs der Teilstreitkräfte zu warten, plädierte er dafür, mit der Versorgung der eigenen Garnison und der Zivilbevölkerung aus der Luft zu beginnen. Die deeskalierende Variante, die den Krieg vermeiden sollte, sollte von Maßnahmen flankiert werden, die Stalin nicht nur davon abhalten sollten, die Luftbrücke zu stören. Sie sollten ihn auch davon abschrecken, die Dinge auf die Spitze zu treiben, falls die Versorgung von mehr als zwei Millionen Menschen aus der Luft sich aufgrund fehlender Kapazitäten als unmöglich erweisen sollte.770

Dass „eine Situation eingetreten war, die die Gefahr des Krieges in sich barg“, ließ sich nicht von der Hand weisen. Dennoch setzte der Außenminister auf einen unnachgiebigen Kurs, war er doch davon „überzeugt, dass gerade dadurch die Gefahr abgewendet werden könne“.771 Keinen Millimeter wich er von seinen strategischen Grundüberzeugungen ab, die er seit den Maitagen des Jahres 1946 fortentwickelt hatte. Nicht die Strategie hatte sich an der Krise auszurichten, sondern die Krise musste mit Mitteln reguliert und beigelegt werden, die die Umsetzung der übergeordneten Strategie nicht infrage stellten. Insofern waren Bevins Ausführungen der ersten Krisentage Repetitorium und Rechtfertigung zugleich: Repetitorium für die, die rein situativ dachten und dabei die langfristige Perspektive aus dem Auge verloren; Rechtfertigung gegenüber jenen, die die fehlende Flexibilität der strategischen Grundausrichtung beklagten und deshalb den empfohlenen Kurs für allzu gewagt, ja leichtsinnig erachteten. Bevin hielt dagegen und versicherte den Zauderern: „Wir haben sowohl den Willen als auch die Fähigkeit, die Sache durchzuziehen.“772

Berlin, so betonte er immer wieder, kam eine herausragende politische und symbolische Bedeutung zu. Die Stadt war „ein Testfall“ im Kalten Krieg, und das hieß: „[D]ie letzte demokratische Insel im sowjetischen Einflussbereich“773 zu verlassen, hätte „desaströs[e]“ Folgen gehabt. Die noch zweifelnden Deutschen, so das Schreckensszenario, wären den Sowjets in die Arme getrieben worden.774 Und die anderen, die den Blick bereits nach Westen richteten, hätten das in die Westmächte gesetzte Vertrauen verloren. Der Vertrauensverlust wiederum hätte umgehend auf das noch freie Europa übergegriffen, die „vier Standbeine“775 der britischen Außenpolitik zum Einsturz gebracht und Stalin zu „weiteren Abenteuern ermuntert“, wenn nicht sogar „bis an die Grenzen Frankreichs“ getragen.776

In der Tatsache, dass Berlin für die überwältigende Mehrheit der Deutschen das Symbol der deutschen Einheit verkörperte, lag bei allen Unwägbarkeiten auch eine Chance. Denn wenn die Westmächte sich dem sowjetischen Druck widersetzten, dann konnten sie darauf hoffen, die Deutschen in ihrem Einflussbereich dauerhaft für sich zu gewinnen. Damit wäre zwar nicht nur ein gemeinsames Handeln in den westlichen Zonen verknüpft gewesen, also eine Bindung der Deutschen, sondern auch die Verpflichtung, die Einheit des Landes nicht aus den Augen zu verlieren, also eine Selbstbindung der Westmächte. In dem Moment, in dem sie sich den Westdeutschen ebenso wie den Berlinern in den Westsektoren als Retter vor den Russen anboten, mussten sie sich auch als verlässlicher Anwalt der deutschen Einheit präsentieren und damit langfristig in eine den eigenen Handlungsspielraum einschränkende Abhängigkeit begeben. Doch genau dazu war Bevin bereit, weil er davon überzeugt war, die Mitte Europas langfristig nur dann ruhigstellen zu können, wenn es gelingen würde, „ein wohlhabendes, sich selbst genügendes Deutschland, gestützt auf solide demokratische Prinzipien“,777 zu bauen.

In der Krisensituation des Sommers 1948 bedeutete das zweierlei: Das Festhalten an Berlin war „Mittel zum Zweck, nicht Selbstzweck“; und die westlichen Zonen sollten „zum wirksamsten Hindernis gegen die Ausdehnung des Kommunismus in Europa“778 aufgebaut werden. Auf Anhieb musste dieser doppelte Grundsatz wie ein kaum aufzuhebender Widerspruch erscheinen. Denn während der Verbleib in Berlin die Einheitshoffnung wachhielt, vertiefte das separate Vorgehen in den westlichen Zonen die Spaltung Deutschlands. Doch gerade in diesem scheinbaren Widerspruch lag der Schlüssel zur Lösung der deutschen Frage: Weil die Einheit unter westlichen Vorzeichen angesichts der vorherrschenden Rahmenbedingungen nicht möglich war, musste dem Prozess der Konsolidierung in den Westzonen als integralem Teil eines westeuropäischen Konsolidierungsprozesses gegenüber der Einheitsfrage Priorität eingeräumt werden, ohne dabei das langfristige Ziel, die Transformation durch Magnetisierung, aus dem Auge zu verlieren. Der Weg zur Einheit führte also über die Teilung. Und der westliche Teil Berlins sollte dabei als „politische und wirtschaftliche Bloßstellung“779 Moskaus, also als Schaufenster des Westens, stets von neuem an den selbst formulierten Anspruch und Auftrag erinnern, die Teilung Deutschlands zu überwinden und die Einheit des Kontinents zu vollenden.

Wenn also der Grundstein für ein demokratisches Deutschland in Freiheit und Einheit im Westen gelegt werden sollte, dann, so die zwingende Logik, durften die Westmächte nicht versuchen, sich mit Konzessionen aus dem Moskauer Würgegriff zu befreien, die Stalin ein Mitspracherecht in den westlichen Zonen im Allgemeinen und im Ruhrgebiet im Besonderen eingeräumt hätten. Vielmehr galt es, den Druck auf die westliche Stellung in Berlin in eine neue Dynamik in den westlichen Zonen zu überführen, um Stalin möglichst rasch aus einer Position der Stärke begegnen und damit selbst Druck aufbauen zu können: eine dem Osten überlegene Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Den Deutschen im westlichen Einflussbereich Verantwortung zu geben und sie zugleich in die Verantwortung zu nehmen, umschrieb die politische Seite des Programms, die ihr ökonomisches Pendant im Aufbau der westdeutschen Industrie im westeuropäischen Rahmen zum gesamteuropäischen Nutzen fand. „Tempo und Entschlossenheit im Westen“, so lautete die Botschaft, die sich an Westdeutsche und Franzosen richtete, sollten dabei zum „Kern des Erfolgs“780 werden. Ging das Kalkül auf, dann stand am Ende nämlich nicht nur die erfolgreiche Eindämmung der Sowjetunion, sondern als Folge des erzwungenen und gewollten Zusammenrückens des Westens auch, wie der Außenminister weitsichtig konstatierte, die dauerhafte Überwindung „der traditionellen Feindschaft […] zwischen Frankreich und Deutschland“.781

Bevin dachte also weit über den engen Kontext der Blockade Berlins hinaus; und das zu einem Zeitpunkt, zu dem nicht einmal abzusehen war, ob die Stellung überhaupt gehalten werden konnte. Doch die Reihenfolge war ihm wichtig. Zuerst musste der strategische Rahmen stehen. Erst danach rückten die Details zur Umsetzung in den Mittelpunkt. Dann aber musste es schnell gehen. Angesichts der begrenzten Vorräte gab es keine Zeit zu verlieren. Deshalb setzte er darauf, möglichst schnell möglichst viele Transportflugzeuge in den Dienst einer Luftbrücke zur Versorgung der westlichen Sektoren Berlins zu stellen. Wie Brownjohn konnte er sich zwar noch „nicht vorstellen, zwei Millionen Deutsche [allein aus der Luft] zu versorgen“.782 Anders als Brownjohn wollte er sich aber nicht damit zufrieden geben und auf die eigene Garnison beschränken, zumal er sich bereits am Vorabend auf Verbleib und Versorgung festgelegt hatte. Und so trieb er – getreu seiner Bemerkung, dass alles nur eine Frage des Willens sei – die konsternierten Militärs an, ihm nicht zu sagen, was alles nicht gehe, sondern Mittel und Wege aufzuzeigen, wie die westlichen Sektoren versorgt werden konnten.

Dabei ließ Bevin sich vor allem von sechs Gesichtspunkten leiten. Mit einer noch so behelfsmäßigen, aber unmittelbar anlaufenden Luftbrücke nach Berlin hoffte er erstens, gegenüber Moskau „unsere Stärke und Entschlossenheit zu demonstrieren“,783 ja „die Russen vielleicht sogar zu dem Gedanken zu verleiten, wir beabsichtigten, die Berliner Garnison zu verstärken“.784 Das ersparte ihm zweitens, seinerseits unverzüglich auf die militärische Karte setzen zu müssen. In der Tat erinnerte die Luftbrücke, wie der Economist im Oktober 1948 schrieb, an den Zug des Springers beim Schachspiel. Sie sollte dem Westen ermöglichen, „die eigene Stellung in Berlin zu halten, indem die gegnerischen Figuren, die ihn bedroh[t]en, übersprungen w[u]rden“.785 Stalin wiederum hielt sie eine Rückzugslinie offen, bevor es vielleicht zu spät war.

Drittens sollten „Flugzeuge, die nicht Bomben abwerfen, sondern Lebensmittel bringen“,786 einer verunsicherten Öffentlichkeit Halt geben, kurzfristig die Moral in den westlichen Sektoren aufrechterhalten und langfristig dazu beitragen, „in den Köpfen der Deutschen einen echten Gemeinschaftssinn und eine Verbundenheit mit dem Westen zu verankern“.787 Die Voraussetzungen dafür waren grundsätzlich gegeben. Schließlich hatte der stellvertretende Militärgouverneur in der Kabinettssitzung am Morgen des 25. Juni davon gesprochen, dass eine große Mehrheit der Berliner bereit sei, sich den SMAD-Befehlen zu widersetzen, sofern sie auf westliche Unterstützung vertrauen konnten.

Unmittelbar damit zusammenhängend, sollte die Luftbrücke viertens Kernbestand einer umfassenden Propagandaoffensive sein, die darauf abzielte, „die rücksichtslose Barbarei der Russen, […] zwei Millionen Deutsche verhungern zu lassen, um sich einen politischen Vorteil zu verschaffen“,788 schonungslos offenzulegen. Während Moskau mit der Mobilisierung der Weltöffentlichkeit zunehmend in die Isolation getrieben und damit zur Aufgabe der Blockade veranlasst werden sollte, erhoffte Bevin sich darüber hinaus Rückenwind für das Vorgehen in den westlichen Zonen sowie, in einem breiteren Kontext, für die weltpolitische Auseinandersetzung mit Stalin. Die eigene Bevölkerung wurde in jenen Wochen erstmals auf das Leben in den Ruinen der alten Reichshauptstadt aufmerksam. In London war nämlich der erste deutsche Spielfilm der Nachkriegszeit, Wolfgang Staudtes Die Mörder sind unter uns, angelaufen. Weil das Konzept einst von den Kulturoffizieren der Westmächte abgelehnt worden war, war der Film auf dem Gelände der DEFA in der sowjetischen Besatzungszone gedreht worden. Jetzt bewegte er die Briten, ihre Solidarität mit den Berlinern in den vom Westen abgeschnittenen Sektoren zu zeigen. Denn es war weniger die plakative Auseinandersetzung mit der jüngsten deutschen Vergangenheit, der aus britischer Sicht die Hauptrolle des Films zukam, als vielmehr, wie der Observer in seiner Kritik festhielt,

the tangled rat-infested ruin of Berlin, with a mean wind flapping the scaling wallpaper, and filling the air with dust from falling masonry. It is a terrible picture of a dead capital. […] The whole edge of the film is set keen against war and warmakers, and if the style is markedly Germanic, the message is unaffectedly humanitarian.789

Eben jenen humanitären Aspekt betonten Bevin und die Militärregierung in Berlin immer wieder in ihren offiziellen Stellungnahmen, mit denen sie die sowjetischen Machthaber bloßzustellen, die Deutschen zu vergewissern sowie die eigene und die Weltöffentlichkeit an sich zu binden gedachten.

Fünftens sollte mit der ursprünglich als Provisorium erachteten Luftbrücke Zeit gewonnen werden: für weitere Abklärungen, was die sowjetischen Absichten, die eigenen Handlungsoptionen und die zur Verfügung stehenden Mittel betraf; für die Vorbereitung alternativer Lösungsansätze – diplomatischer oder militärischer Natur; und nicht zuletzt für die Koordination mit Washington und Paris, den Mitgliedstaaten des Brüsseler Vertrags sowie den Partnern im Commonwealth. Und doch war die Luftbrücke ungeachtet aller Bedenken von Beginn an mehr als nur krisenentschärfendes Provisorium. Für Bevin hatte sie, sechstens, präjudizierenden Charakter. Denn auch wenn mit einer Luftbrücke Zeit gewonnen werden konnte, um endgültige Entscheidungen hinauszuzögern, für ihn symbolisierte sie eine Festlegung des Westens: Ein Rückzug aus der deutschen Hauptstadt kam nicht infrage. Mit der Entscheidung, die westlichen Sektoren ad hoc aus der Luft zu versorgen, wollte der britische Außenminister also nicht allein gegenüber dem Kreml und den Deutschen seine Entschlossenheit demonstrieren, sondern auch Paris und Washington vorab auf den Verbleib in Berlin verpflichten, ohne damit bereits sagen zu können, ob die Luftbrücke selbst zum Ziel führen würde.

Immerhin konnte Bevin auf Präzedenzfälle aus der jüngeren Vergangenheit verweisen. Zwischen dem 29. April 1945 und der deutschen Kapitulation hatte die Royal Air Force die hungernde Bevölkerung im besetzten Teil der Niederlande aus der Luft versorgt. Eine weit anspruchsvollere Operation mit enormen logistischen Herausforderungen hatten alliierte Piloten unter Federführung der US-Luftwaffe zur Versorgung eigener sowie der Truppen Chiang Kai-sheks zwischen April 1942 und August 1945 von Assam nach Kunming über die östlichen Ausläufer des Himalaya geflogen. Der Erfolg des letzten Jahres ließ die Schwierigkeiten der ersten zweieinhalb Jahre allerdings allzu leicht in den Hintergrund treten. Die Höhenzüge des Gebirges, die klimatischen Bedingungen, die mit fünf Stunden für eine Wegstrecke lange Flugroute, die Angriffe durch japanische Kampfflieger, die fehlenden Flugbasen im Nordosten Indiens zu Beginn der Operation und nicht zuletzt der Mangel an ausgebildetem, geschweige denn erfahrenem Personal, das an anderen Kriegsschauplätzen benötigt wurde – all das hatte dazu geführt, dass die gesteckten Ziele in den ersten 15 Monaten nicht annähernd hatten erreicht werden können; dass insgesamt 600 Flugzeuge zerschellten oder abstürzten und mehr als 1500 Besatzungsmitglieder zu Tode kamen. Erst mit der Kommandoübernahme durch Brigadegeneral William Tunner im Herbst 1944 hatte die Luftbrücke ihre entscheidende Wende genommen. In Kenntnis des erfolgreichen Endes und 15 Jahre nach der Berliner Luftbrücke konstatierte Tunner: „After the Hump, those of us who had developed an expertise in air transportation knew that we could fly anything anywhere anytime.“790

Ganz so optimistisch waren die Einschätzungen Ende Juni 1948 freilich nicht, vor allem nicht bei denen, die die logistische Herausforderung kannten. Gewiss, die Flugstrecken von den Stützpunkten in den westlichen Zonen nach Berlin waren erheblich kürzer als die südostasiatische Route. Zudem führten sie nicht über ein Kriegsgebiet. Im November 1945 hatten sich die vier Siegermächte im Alliierten Kontrollrat auf ein System von drei Luftkorridoren – Berlin–Frankfurt, Berlin–Bückeburg, Berlin–Hamburg – geeinigt. Doch damit erschöpften sich auch schon die positiven Ausgangsbedingungen. Denn die Flugkorridore über der sowjetischen Zone waren eng, und der Anflug auf den Flughafen Tempelhof im amerikanischen Sektor war bei schlechten Wetterbedingungen kaum möglich. Ob der Kreml sich an die Vereinbarungen halten oder ob er mit Störmanövern die westalliierten Bemühungen zur Versorgung der Westsektoren untergraben würde, war auch noch nicht abzusehen.

Tatsächlich gab der Blick auf sämtliche Parameter wenig Anlass zur Zuversicht. Die französische Regierung war mit ihren ohnehin geringen Transportkapazitäten nahezu vollständig im Indochinakrieg gebunden. Botschafter Massigli ließ Außenminister Bevin deshalb wissen, die Partner sollten nicht auf Paris setzen.791 Bevin hatte ohnehin nicht mit einem französischen Beitrag gerechnet und hatte Massigli konsequenterweise erst gar nicht um Frankreichs Unterstützung zur Versorgung der Bevölkerung in den westlichen Sektoren gebeten. Ihm war schon geholfen, wenn Paris die politischen Bemühungen in Berlin und in den westlichen Zonen nicht in letzter Minute torpedieren würde.

Im französischen Sektor gab es noch nicht einmal einen Flugplatz, so dass alle Planungen auf Gatow im britischen und Tempelhof im US-Sektor zugeschnitten werden mussten. Das allein schränkte die Handlungsoptionen ein. Darüber hinaus waren beide Flughäfen nicht ansatzweise auf den kontinuierlichen Betrieb einer Luftbrücke ausgerichtet. Flächenmäßig gehörte Tempelhof zwar zu den weltweit größten Flughäfen. Doch das ovale Flugfeld „sah eher wie eine Schafweide denn wie ein Landeplatz aus“792 und war deshalb vor allem für relativ leichte Flugzeuge geeignet, nicht aber für schwere Transportmaschinen mit einer Gesamtlast von bis zu 31 Tonnen. Die Befestigung des Grasfelds mit Lochblech-Elementen, die für die Flugzeugreifen nicht ungefährlich waren, taugte allenfalls zum Provisorium. Gatow war zwar kleiner, verfügte aber neben einer mit Lochblech-Elementen versehenen Grasstrecke auch über eine nahezu fertiggestellte Betonpiste, die zugleich als Start- und Landebahn diente. An allen Ecken und Enden fehlte es indessen an modernen Radarsystemen, um den Flugbetrieb auch bei schlechter Witterung und bei Nacht aufrechtzuerhalten, an geeigneter Infrastruktur für das schnelle Be- und Entladen der Maschinen und an geschultem Luft- und Bodenpersonal.793

Die Luftbrücke am südostasiatischen Kriegsschauplatz hatte in dreieinhalb Jahren mehr als 650 000 Tonnen an Lebensmitteln und Material befördert, davon rund 60 Prozent im letzten Jahr. Nach Berechnungen, die die Stäbe in London und Berlin über das Wochenende des 26./27. Juni anstellten, entsprach diese Zahl gerade einmal dem „nackten Existenzminimum“,794 um die Versorgung der Bevölkerung in den Westsektoren in einem Winter sicherzustellen. Niemand sprach davon, die volle Funktionsfähigkeit Berlins, nach wie vor eine der größten Metropolen Europas, aufrechterhalten zu können, also wie bis zum Beginn der sowjetischen Blockade täglich rund 11 000 Tonnen an Gütern in die Stadt zu bringen. Auch die 8000 Tonnen, die den westlichen Teil bislang aus den westlichen Zonen erreicht hatten, erschienen jetzt als Illusion. Stattdessen gingen die Militärs in den Sommermonaten von einem Minimalbedarf von 2000 Tonnen pro Tag aus – an Lebensmitteln.795 Der Kohlebedarf war dabei nicht berücksichtigt; und das aus einem ganz einfachen Grund: Militärs und Diplomaten hielten es für schlicht unmöglich, Kohle in ausreichender Menge auf dem Luftweg nach Berlin zu bringen.796 Dennoch gingen die Planungen weiter. Der Gesamtbedarf für die Bevölkerung, einschließlich Kohle und anderer Rohstoffe, wurde auf ein absolutes Minimum von 3200 Tonnen pro Tag veranschlagt. In einem durchschnittlichen Winter würde der tägliche Bedarf auf 5000 Tonnen steigen.797 Durch den Rückgriff auf Trockennahrung konnte das Transportgewicht für Lebensmittel zugunsten anderer Güter reduziert und damit der „Wert der Luftbrücke markant gesteigert werden“.798 Noch war allerdings unklar, ob überhaupt und, wenn ja, in welchem Ausmaß entsprechende Vorräte in Großbritannien gelagert wurden.

Entscheidend aber war die Frage nach den verfügbaren Transportkapazitäten. Ein erster Blick machte den Ernst der Lage deutlich – und der zeigte, wie unzureichend die britische Regierung auf die sowjetische Blockade vorbereitet war. Das Royal Air Force Transport Command konnte ad hoc auf eine auf dem Stützpunkt Schleswigland beheimatete Staffel von Dakotas, die britische Version der amerikanischen C-47 mit einer Ladekapazität von rund zweieinhalb Tonnen, zurückgreifen. Üblicherweise standen diese Maschinen der Militärregierung für ihren bis dahin überschaubaren Personen- und Gütertransport zur Verfügung. Eine weitere Staffel sollte auf Robertsons Anweisung innerhalb von 48 Stunden von Waterbeach in Cambridgeshire nach Wunstorf bei Hannover verlegt werden. Beide Staffeln waren ursprünglich ausschließlich für die Versorgung der eigenen Garnison vorgesehen. Bevins Initiative, unverzüglich „so viele Transportflugzeuge wie möglich aufzutreiben, um Vorräte nach Berlin zu bringen“,799 lag kein förmlicher Kabinettsbeschluss zugrunde, änderte aber alles.

Damit die in den Westsektoren vorhandenen Vorräte nicht allzu rasch zur Neige gingen, mussten Amerikaner und Briten nach Berechnungen der Militärregierung bis zum 10. Juli täglich 1000 Tonnen an Versorgungsgütern nach Berlin einfliegen. Anschließend sollte diese Zahl Schritt für Schritt gesteigert werden. Für die Royal Air Force ging Robertson von einer maximalen Transportkapazität von 1100 Tonnen pro Tag aus.800 Die Zahlen, die Luftwaffenchef Tedder zunächst seinen Kollegen, dann Verteidigungsminister Alexander und schließlich dem Kabinettsauschuss unter Leitung Premierminister Attlees präsentierte, lagen deutlich darunter. Tedder sprach von jeweils 75 Tonnen für den 28. und 29. Juni, von je 400 Tonnen für die folgenden drei Tage und mit Fertigstellung der verlängerten Start- und Landebahn in Gatow und dem Rückgriff auf weitere Transportmaschinen ab dem 3. Juli von maximal 750 Tonnen täglich; und das auch nur für einen Zeitraum von rund einem Monat, weil Reparatur- und Wartungsarbeiten zwangsläufig zu einer Reduzierung der täglichen Transportleistung führen mussten.801





Mit Beginn der Versorgungsflüge wurde klar, dass selbst die als realistisch erachteten Zahlen äußerst ambitionierte Ziele darstellten. Die am 26. Juni von der Royal Air Force eingeflogenen dreizehn Tonnen mochten mit einiger Berechtigung als symbolische Geste gewertet werden. Schließlich hatte Bevin erst am Vortag die von Robertson ausdrücklich begrüßte Devise ausgegeben, neben der eigenen Garnison auch die Zivilbevölkerung zu versorgen.802 Doch das Bild änderte sich am 28. Juni nicht markant. Mit lediglich 44 Tonnen blieb die Luftwaffe deutlich hinter Tedders Vorgaben von 75 Tonnen zurück; und bis zum Monatsende lag die kombinierte Tagestonnage von US Air Force und Royal Air Force mit durchschnittlich 430 Tonnen erheblich unter der Zielmarke der britischen Militärregierung von 1000 Tonnen. Auch wenn Details zunächst bewusst wie ein Staatsgeheimnis gehütet wurden, um die sowjetische Seite nicht in ihrer Siegesgewissheit zu bestärken und die Deutschen nicht zu verunsichern, ließ sich allein anhand der Zahl der einfliegenden Maschinen die gemessen am Bedarf allzu geringe Transportmenge ablesen. Hatten die Westmächte also, wie der Economist am Ende der ersten Woche der Luftbrücke nach Berlin ebenso kritisch wie konsterniert kommentierte, in den Monaten zuvor „Poker mit dem Kreml gespielt, ohne ihr eigenes Blatt genau geprüft zu haben“?803

Jedenfalls waren die Skeptiker in den eigenen Reihen auch nach den ersten Tagen nicht verstummt. Im Gegenteil, Kirkpatrick gab zwar Bevins Anweisungen pflichtbewusst an die Chefs der Teilstreitkräfte weiter, nur aber um hinzuzufügen, dass allenfalls ein Bruchteil der Bevölkerung aus der Luft versorgt werden könne. Dabei müsse das Hauptaugenmerk Politikern und Zeitungsverlegern gelten, die mit den Westmächten zusammengearbeitet hätten. Den anderen würden die Russen in ihrem Sektor möglicherweise „unter bestimmten Bedingungen“ Lebensmittel zum Kauf anbieten.804 Seit Jahren hatte Kirkpatrick Bevins Deutschlandpolitik aus der Nähe begleitet; verstanden hatte er aber offenbar nur sehr wenig. Denn im Ringen um Deutschland war es in den Worten Clays aus den späten Märztagen 1946 stets auch um die nur scheinbare Banalität gegangen, welche Seite den Deutschen mehr Kalorien zur Verfügung stellen konnte.805

Die von unterschiedlichen Seiten vorgebrachten Bedenken gegen eine Luftbrücke richteten sich aber nicht allein auf die Frage, ob Amerikaner und Briten angesichts der enormen logistischen Herausforderungen die erforderliche Tonnage an Lebensmitteln, Rohstoffen und anderen Gütern des täglichen Bedarfs überhaupt in die Westsektoren bringen konnten. Kriegsminister Shinwell hielt Bevins Vorschlag auch für „unglaublich kostspielig“806 – und das zu einer Zeit, in der das Vereinigte Königreich sich nach den Entbehrungen der Kriegs- und frühen Nachkriegsjahre zwar erstmals in einer Phase des wirtschaftlichen Aufschwungs befand, in der die Rationierung von Lebensmitteln, Kleidung und Benzin unter Schatzkanzler Cripps’ strikter Ägide aber unvermindert beibehalten wurde und die Labourregierung entschlossen war, an ihren ambitionierten Plänen zum Aufbau eines Wohlfahrtsstaates festzuhalten.807 Die strategische Grundsatzentscheidung, Berlin nicht zu verlassen, stellte aber auch Shinwell zu keinem Zeitpunkt infrage. Vielmehr musste er konzedieren, dass die Luftbrücke zwar ein teures Unterfangen darstellte, aber unter den gegebenen Umständen „zweifellos günstiger war als ein Krieg“. Wenn also die Versorgung der Westsektoren aus der Luft „als die effektivste Maßnahme erachtet werden musste, um das Risiko eines Krieges zu vermindern“, dann durfte die Kostenfrage auch nur von „sekundärer Bedeutung“ sein.808

Gewichtiger war ein von Luftwaffenchef Tedder vorgebrachtes Argument, das den militärischen Planern Kopfzerbrechen bereitete. Die nächste Krise stets vor Augen, warnte Tedder vor einer einseitigen Fokussierung auf Berlin. Die Stadt mochte für die Westmächte von hoher politischer und symbolischer Bedeutung sein. Unter rein strategischen Gesichtspunkten war sie jedoch für jeden Militär ein Albtraum. Mit den vorhandenen konventionellen Kräften war Berlin nicht zu verteidigen. Ihr Vorteil lag allein darin, dass sie mit 6500 Soldaten so groß waren, dass die Rote Armee im Fall der Fälle zu einer umfassenden militärischen Operation gezwungen gewesen wäre, um die Stadt rasch einzunehmen.809 Eine Luftbrücke nach Berlin würde die exponierte Stellung noch verschärfen. Denn um die westlichen Sektoren gemeinsam mit der US-Luftwaffe zu versorgen, musste die Royal Air Force alle verfügbaren Transportmaschinen mobilisieren und an einem einzigen weltpolitischen Krisenherd konzentrieren.810 Sollte die Lage aber eskalieren, dann konnte die gesamte Transportflotte der britischen Luftwaffe quasi mit wenigen Schlägen vernichtet werden. In jedem Fall lief die Regierung mit der einseitigen Bindung ihrer Transportkapazitäten Gefahr, kurzfristig nicht auf andere Krisenherde mit der gebotenen Flexibilität reagieren zu können. Von dem abzusehenden Schulungs- und Trainingsausfall des Flugpersonals sowie von negativen Rückwirkungen auf den zivilen Luftverkehr war angesichts der übrigen Herausforderungen kaum noch die Rede.

Die Einwände mochten allesamt ihre Berechtigung haben. Vor allem war ganz und gar unbestritten, dass das Vereinigte Königreich nicht annähernd imstande war, die Versorgung der Westsektoren aus der Luft auch nur zur Hälfte zu übernehmen, dass also die Vereinigten Staaten die Hauptlast würden schultern müssen. Doch vor dem Hintergrund der einzigen Alternative, die Außenminister Bevin am späten Abend des 24. Juni im kleinen Kabinettskreis ins Spiel gebracht hatte, mussten die genannten Bedenken verblassen. Die sowjetische Blockade der Westsektoren ad hoc mit militärischer Gewalt zu durchbrechen, wurde von allen Beteiligten in Whitehall – Politikern, Diplomaten und Militärs – abgelehnt. Dabei mussten sie noch nicht einmal in die Details militärischer Notfallplanungen gehen. Allein der Hinweis auf die der SMAD zur Verfügung stehenden technischen Möglichkeiten, den Verkehr auf dem Land-, Schienen- und Wasserweg zu unterbrechen, ohne auch nur im Ansatz zu militärischen Maßnahmen greifen zu müssen, reichte aus, um die Debatte im Keim zu ersticken.811

Eine Ablehnung der Luftbrücke zu diesem frühen Zeitpunkt der Krise wäre also einer Entscheidung zur Aufgabe Berlins gleichgekommen. Das aber forderte niemand: nicht der Premierminister, der seinem Außenminister seit der gescheiterten Moskauer Konferenz in deutschlandpolitischen Fragen freie Hand gelassen hatte; nicht die Kabinettskollegen, von denen keiner auch nur das geringste Verständnis für Stalins Politik aufbrachte; nicht die Mitglieder der eigenen Unterhausfraktion, deren Kritiker nach dem Prager Coup endgültig verstummt waren; nicht die Militärs, die sich trotz aller Warnungen, zu denen sie sich verpflichtet fühlten, dem Primat der Politik unterwarfen; und nicht die Diplomaten, die die politisch begründete Überzeugung des Ministers nicht zu erschüttern vermochten.

Deshalb ging es darum, unverzüglich „die drastischsten Maßnahmen zu ergreifen, um die Versorgung der Westsektoren mit einer groß angelegten Luftbrücke sicherzustellen“.812 Denn ein Mehr an Flugzeugen war synonym mit einem Mehr an Transportkapazität. Ein Mehr an Transportkapazität hieß, in Verbindung mit einer verbesserten Organisation, Zeitgewinn. Und Zeitgewinn bedeutete Handlungsspielraum.

Damit allein war es aber nicht getan. Die Luftbrücke, die schon für sich ein Zeichen westlicher Entschlossenheit setzte, musste darüber hinaus mit flankierenden Maßnahmen abgesichert werden, die den „Wille[n] zum Kampf [… und die] Bereitschaft zu tatsächlichen Kampfhandlungen“813 hinreichend zum Ausdruck brachten. Intern wurde Robertson autorisiert, „Risiken einzugehen, sollten die Russen den Lufttransport mit Jagdflugzeugen behindern, und jeden Sperrballon abzuschießen, den die Russen im Luftkorridor aufsteigen ließen“.814 Jeder Versuch, die Luftbrücke zu stören, sollte als „kriegerischer Akt erachtet werden“.815 Die zentrale Herausforderung aber bestand darin, es erst gar nicht so weit kommen zu lassen. Darüber hinaus sollte dem Kreml signalisiert werden, dass die Westmächte auch im Falle eines Scheiterns der Luftbrücke an ihrer Stellung in Berlin festhalten würden und bereit waren, die Lage notfalls mit militärischen Mitteln und über den eigentlichen Krisenschauplatz hinaus zu eskalieren.

Neben die Entschlossenheit, an der Berliner Viermächtefassade ebenso wenig zu rütteln wie an den Londoner Empfehlungen zum separaten Vorgehen in den westlichen Zonen, und neben das Bemühen, Stalins Blockade mit einer Luftbrücke zu umgehen und die Krise mit deeskalierenden Maßnahmen zu entschärfen, trat also als drittes Merkmal der britischen Krisenstrategie ein politisches Konzept zur Kriegsverhinderung mit Hilfe militärischer Mittel: die Abschreckung. Dabei rückten zwei Vorschläge in den Mittelpunkt der Überlegungen, die gleich nach der Sperrung der Zugangswege diskutiert wurden.

Erstens regte der britische Militärgouverneur die Entsendung einer Aufklärungsmission an, um den Sowjets vorzugaukeln, seine Regierung erwäge eine massive Aufstockung ihrer Bodentruppen in Deutschland.816 Dabei wusste Robertson ebenso gut wie die Chefs der Teilstreitkräfte, dass gar keine weiteren Truppen zur Verfügung standen. Erst wenige Monate zuvor hatte das Kabinett eine Reduzierung der Gesamttruppenstärke beschlossen. Dennoch empfahlen die Stabschefs die Maßnahme zur Umsetzung. Noch am selben Abend folgte der Kabinettsausschuss unter Attlees Vorsitz dem Rat der Militärs – „als Teil des Nervenkriegs“817 mit Moskau, wie es lapidar hieß.

Der Beschluss spiegelte die Hektik der ersten Krisentage wider. In einem abgewogenen Entscheidungsverfahren hätte ein derart sensibler Vorschlag die Kabinettsebene nicht innerhalb weniger Stunden erreicht. Das Kabinett hatte die Militärs gebeten, Vorschläge zu unterbreiten, die den von Bevin empfohlenen politischen Kurs gegenüber Stalin um militärische Elemente ergänzen sollten. Unter höchstem zeitlichem Druck leiteten die Chefs der Teilstreitkräfte ihre auf Robertson zurückgehende Empfehlung direkt an den Kabinettsausschuss weiter, ohne die Experten des Kriegsministeriums hinzugezogen zu haben. Erst als der britische Militärgouverneur bereits grünes Licht erhalten hatte,818 nahm der engste Mitarbeiter des Verteidigungsministers Kontakt mit den Experten auf. Diese erkannten sofort die mit dem Beschluss verbundenen Risiken. Wäre er umgesetzt worden, hätte die gesamte Krisenstrategie der Regierung erheblichen Schaden nehmen können.

Jede Politik der Abschreckung zielt nämlich nicht nur darauf ab, den Gegner dadurch von unerwünschten Handlungen abzuhalten, dass die zu erwartenden Kosten den angestrebten Nutzen übersteigen. Abschreckungsstrategien haben auch nur dann Aussicht auf Erfolg, wenn die Drohung des Verteidigers aus Sicht des Angreifers glaubwürdig ist, wenn also der Angreifer hinreichend davon überzeugt ist, sein Ziel allenfalls unter unerträglichem Kostenaufwand erreichen zu können.819 Der Verteidiger kann dabei sehr wohl auf eine Politik des Bluffs setzen. Für den Angreifer darf der Bluff aber nicht durchschaubar sein. Zumindest darf er sich zu keinem Zeitpunkt auf das Gegenteil verlassen können. Doch genau das mussten die Strategen im War Office befürchten, als sie sich über den Plan beugten, die britischen Streitkräfte in Deutschland nur zum Schein zu verstärken. Zunächst, so lautete ihre Warnung, werde vermutlich die heimische Presse von der anlaufenden Operation Wind bekommen und darüber berichten. Anschließend sei mit „unangenehmen Fragen“ im Unterhaus zu rechnen. Und am Ende könne nicht ausgeschlossen werden, dass die Täuschung in ihrer ganzen Tragweite auffliege:

This would result in the Russians realising our actions were deceptive, and instead of attaining our object, would merely serve in emphasising a weakness of intent on our part.820

Interpretierte der Kreml aber erst einmal einzelne Maßnahmen der Westmächte als Zeichen der Schwäche, dann bestand die Gefahr, dass er über kurz oder lang auch dazu neigen würde, das westliche Bekenntnis zu Berlin per se zu hinterfragen und womöglich nicht ernst zu nehmen. In der Folge, so war zu befürchten, könnte Stalin bereit sein, noch größere Risiken einzugehen, um den Westen zuerst in Berlin und dann in ganz Deutschland in die Knie zu zwingen und so die eigenen Ziele zu erreichen.

Es war also weniger die grundlegende Unvereinbarkeit der deutschlandpolitischen Positionen zwischen Ost und West als vielmehr die Gefahr einer fundamentalen Fehlwahrnehmung der realen Absichten der Gegenpartei, die die Wahrscheinlichkeit einer militärischen Eskalation erhöhte. Deshalb durfte die Regierung in London, sofern sie entschlossen war, an Berlin festzuhalten, auch nur auf politische und militärische Mittel zurückgreifen, die sich aus sowjetischer Sicht eigneten, die westlichen Absichten tatsächlich durchzusetzen, und den Kreml schon deshalb zur Zurückhaltung mahnten. Weil neben den Experten im War Office auch die amerikanischen Stabschefs davor warnten, sich auf das riskante Unterfangen einer nur vorgetäuschten Truppenverstärkung einzulassen, wurde der ursprüngliche Beschluss des britischen Kabinettsausschusses vom 28. Juni eingefroren, um dann am 2. Juli vollständig zurückgenommen zu werden.821

An der grundsätzlichen Überzeugung, „den Russen zeigen [zu müssen], dass wir es ernst meinen“, änderte das allerdings nichts. Bevin hatte deshalb bereits am Vormittag des 25. Juni in der Besprechung mit seinen engsten Mitarbeitern einen zweiten Vorschlag ins Spiel gebracht: die Verlegung einer „sehr großen Bomberflotte“822 in Reichweite des sowjetischen Territoriums. Das dieser Idee zugrunde liegende Kalkül war offensichtlich: Würde erst einmal eine Bomberstaffel über der sowjetischen Zone kreisen, dann würde Stalin sich zweimal überlegen, ob er die Daumenschrauben in Berlin wirklich anziehen sollte. Admiral Sir John Cunningham, der britische Marinechef, fasste die zustimmende Haltung der Militärs geradezu martialisch zusammen:

The Russians had shown that they were prepared to be ruthless in their attempts to get us out of Berlin. He thought that we should let it be known that we were prepared to be equally ruthless and suggested that it might be effective if there could be a discreet ‚leakage‘ to the effect that the American bombers which were shortly visiting Europe were equipped with atomic bombs.823

In der Aussage steckten vier zentrale Botschaften: die überragende Bedeutung, die die Militärs der strategischen Luftüberlegenheit vis-à-vis Moskau in den frühen Jahren des Kalten Krieges beimaßen; die nicht zu verkennende Divergenz zwischen Doktrin und Realität; daraus abgeleitet, eine gar nicht zu übersehende Abhängigkeit von den USA; und schließlich die Entschlossenheit, das überlegene strategische Potential der Vereinigten Staaten im Konflikt mit der Sowjetunion für die eigenen politischen Ziele zu instrumentalisieren.

Luftmacht, so lautete der Grundsatz der militärstrategischen Planer in Whitehall seit dem Sommer 1946, sollte in Friedenszeiten abschreckend wirken und der eigenen Regierung im Krieg die Möglichkeit eröffnen, den Gegner schnell, hart und entscheidend zu treffen. Das schloss den frühen Rückgriff auf Massenvernichtungswaffen explizit ein.824

Allerdings tat sich zwischen Theorie und Praxis eine markante Lücke auf. Weder verfügte die britische Luftwaffe über eine die selbst gesteckten Anforderungen genügende Mittelstreckenbomberflotte, noch war das Vereinigte Königreich im Sommer 1948 Atommacht. Bis 1954, so hielt der zuständige Ressortchef fest, werde sich daran vermutlich nichts ändern.825 Die schweren Lancaster Bomber, die zwischen Januar 1942 und dem Kriegsende in Europa im Mai 1945 die Hauptlast des britischen Luftkriegs über Deutschland getragen und verheerende Schäden angerichtet hatten, waren den neuen Herausforderungen nicht gewachsen. Auch den Lincoln Bombern, einer Fortentwicklung der Lancaster, mangelte es an der erforderlichen strategischen Reichweite, um weit in den sowjetischen Luftraum vorzudringen, feindliche Ziele zu bombardieren und anschließend auf den Heimatstützpunkt zurückzukehren. Zudem wären beide Bomber, Lancaster und Lincoln, aufgrund ihrer bei maximaler Bombenlast begrenzten Steigleistung und ihrer beschränkten Höchstgeschwindigkeit modernen Jagdflugzeugen ebenso ausgeliefert gewesen wie der sowjetischen Luftabwehr. So kam es, dass der Kabinettsausschuss am 28. Juni zwar erwog, ein bis zwei Bomberstaffeln von Stützpunkten im Nahen Osten nach Zypern zu verlegen sowie weitere 60 bis 80 Bomber in der britischen Zone zu stationieren, letztlich aber beschloss, die Entscheidung bis auf weiteres zu vertagen.826

Schon daran wurde erkennbar, wie sehr London auf amerikanische Unterstützung angewiesen war. Washington allein verfügte mit der B-29 Superfortress über strategische Bomber, die eine hohe Bombenlast in großer Höhe über weite Distanzen tragen konnten. Zwei B-29 der 509. Bombergruppe, der neben der 43. Bombergruppe die Atombomber der US Air Force (USAF) zugeteilt waren, hatten am 6. und 9. August 1945 Hiroshima und Nagasaki bombardiert. Die meisten B-29 konnten aber nicht atomar bestückt werden.

Bereits im Kontext des kommunistischen Umsturzes von Prag im Februar hatte Bevin für Anfang Juli einem dreimonatigen Routinebesuch von B-29 Bombern zu Übungszwecken zugestimmt.827 Darauf bezog sich Cunningham in seinen Ausführungen vom 28. Juni. Doch durch die sowjetische Blockade Berlins erhielt der Besuch eine ganz neue Bedeutung. Jetzt sollte die Verlegung amerikanischer B-29 Bomberstaffeln nach Europa zum zentralen Bestandteil der westlichen Krisenstrategie werden, um den Kreml zumindest von einer weiteren Eskalation abzuhalten.

Wie sich schon bald herausstellen sollte, ging Bevins Kalkül noch darüber hinaus. Denn mit der Instrumentalisierung des überlegenen strategischen Potentials der Vereinigten Staaten sollte nicht nur kurzfristig die erste große Krise des Ost-West-Konflikts friedlich beigelegt werden. Mit der Bereitstellung britischer Stützpunkte sollten die USA auch langfristig an Europa gebunden werden und damit einen entscheidenden Beitrag zur Überwindung des Kalten Krieges leisten – zu dem paradox anmutenden Preis einer erhöhten Verwundbarkeit der britischen Inseln sowie als Ausdruck struktureller Machtverschiebungen im internationalen Staatensystem, in dem die einstige „Werkstatt der Welt“828 nicht mehr über die Ressourcen verfügte, um die kraftvolle Rolle einer globalen Gleichgewichtsmacht zu spielen.

Alleine mochte die britische Regierung also weder über die notwendigen Mittel zur Versorgung der Westsektoren noch zur Abschreckung Stalins verfügen. Ihr Gestaltungswille war aber ungebrochen. Das hatten die ersten Krisentage gezeigt. Innerhalb kürzester Zeit hatte Außenminister Bevin intern eine in sich schlüssige Krisenstrategie präsentiert. Darüber hinaus hatte er angeordnet, unverzüglich mit einer Luftbrücke zur Versorgung der Berliner Bevölkerung zu beginnen. Und doch wusste er, dass sein Konzept ohne die USA zum Scheitern verurteilt war. Die Zeit drängte. Deshalb lud er, noch bevor das Kabinett das weitere Vorgehen bewilligt hatte, US-Botschafter Douglas am 25. Juni zu einer „Vorbesprechung“ ins Foreign Office ein; nicht, wie Bevin versicherte, um bereits „definitive Vorschläge“ auf den Tisch zu legen, sondern um seine eigenen „Gedanken [im vertraulichen Zwiegespräch] zu ordnen“.829 Die Wirklichkeit sah allerdings anders aus. Denn Bevin hatte seine Gedanken längst in ein kohärentes Konzept gegossen; er hatte sich bereits auf das weitere Vorgehen festgelegt. Daran hatte auch Douglas nicht den geringsten Zweifel, als er Außenminister Marshall einen Tag später Bericht erstattete.830 Bevin verfolgte eine ganz andere Absicht. Im Gespräch mit dem amerikanischen Botschafter wollte er vorfühlen, welche Richtung die US-Regierung einzuschlagen gedachte. Als er erkannte, dass Douglas bislang keine Anweisungen aus dem State Department erhalten hatte, wechselte er die Taktik. Die Diskussion wurde zum Monolog, der darauf zielte, Washington an Bord zu holen, ohne dass Bevin beabsichtigte, das Ruder komplett aus der Hand zu legen.

4. Washington an Bord

Bevin nutzte den Handlungsspielraum, der sich aus dem entscheidungspolitischen Vakuum in Washington ergab. Am Nachmittag des 25. Juni legte er Douglas in Grundzügen seine konzeptionellen Vorstellungen dar. Das Für und Wider eines Verbleibs in Berlin wurde erst gar nicht erörtert. Stattdessen rückte er die Bedeutung einer engen politischen und militärischen Abstimmung zwischen London und Washington in den Mittelpunkt, um dann konkret auf eine Luftbrücke sowie auf die Stationierung amerikanischer Bomber in Europa zu drängen. Während er Douglas bat, am nächsten Tag noch einmal mit Strang zusammenzukommen und erst im Anschluss daran mit dem State Department Kontakt aufzunehmen,831 hatte er bereits am Vormittag unmittelbar nach der Besprechung mit seinen engsten Mitarbeitern vollendete Tatsachen geschaffen. Über Generalmajor Brownjohn ließ er Militärgouverneur Robertson wissen, neben den westlichen Garnisonen auch die Bevölkerung in den Westsektoren aus der Luft versorgen zu wollen. Robertson seinerseits suchte umgehend das Gespräch mit Clay.

Clay war erst am Vorabend nach Berlin zurückgekehrt. Anders als Robertson war er ein durch und durch politischer Kopf, der für sich in Anspruch nahm, auch ohne Vorgaben seiner militärischen Vorgesetzten in Washington seine Meinung öffentlich kundzutun. Während der britische Stadtkommandant am Nachmittag des 24. Juni zur Beruhigung der Lage in einer Erklärung auf die vorhandenen Lebensmittelvorräte verwies, ohne seine Regierung in irgendeiner Weise strategisch zu binden, und während General Robertson Operation Knicker zur Versorgung der eigenen Garnison vorbereitete, ansonsten aber auf Anweisungen aus London wartete, erklärte Clay auf dem Rückweg von Heidelberg nach Berlin in Frankfurt gegenüber Journalisten: „Only war can drive America out of Berlin.“832 Es war eine ebenso kalkulierte wie gewagte politische Aussage mit potentiell weit reichenden militärischen Konsequenzen. Jede Stunde, die ohne eine Erklärung der Westmächte verging, spielte, so Clays Überzeugung, Stalin in die Karten: Sowohl im Kreml als auch bei den Deutschen musste der Eindruck westlicher Unentschlossenheit entstehen. Gewann diese Wahrnehmung aber erst einmal an Dynamik, dann gab es wohl kein Halten mehr. Weil er nicht warten wollte, bis der bürokratisch-politische Prozess Pennsylvania Avenue erreicht und Präsident Truman eine Entscheidung getroffen hatte, und weil er zudem befürchtete, die Skeptiker unter den Militärs könnten sich am Ende durchsetzen, überschritt Clay seine Kompetenzen und versuchte, den Entscheidungsprozess in Washington mit seiner öffentlichen Stellungnahme zu beeinflussen.

In der Tat lief die Diskussion in Washington in die entgegengesetzte Richtung. Vor dem Hintergrund der konventionellen Unterlegenheit der Westmächte in Berlin hielten die Militärs die Lage für hoffnungslos. Umgehend ermahnte Armeeminister Royall Clay, „nichts zu unternehmen, was zu einem bewaffneten Konflikt führen könnte“.833 Der Kontext war offensichtlich: Kurz zuvor hatte Clay dafür plädiert, die Blockade gewaltsam auf dem Landweg zu durchbrechen und Stalin auf diese Weise zum Einlenken zu zwingen.834

Clay hatte kein Verständnis für die Anweisungen seiner Vorgesetzten, zumal diese in ihrer Zurückhaltung noch die Empfehlungen ihrer britischen Kollegen übertrafen. Ohne vorhergehenden diplomatischen Protest waren sie nicht einmal bereit, sowjetische Sperrballons in den alliierten Luftkorridoren abzuschießen.835 Wenn diese Zurückhaltung den US-Militärgouverneur verärgerte, dann musste ihn die Lagebeurteilung in Washington, die wesentlich auf Armeeminister Royall zurückging, erst recht beunruhigen. Royall schien die Bedeutung der sowjetischen Blockade auch nach einer Telefonkonferenz mit Clay am 25. Juni nicht in ihrem ganzen Ausmaß verstanden zu haben. Sonst hätte er bei einem Treffen mit Präsident Truman, Verteidigungsminister Forrestal und dem stellvertretenden Außenminister Lovett nicht davon sprechen können, dass die Berliner Währungsfragen keinen Krieg rechtfertigten.836 Denn es ging ja gerade nicht mehr um Währungsfragen; sie waren nur Mittel zum Zweck. Vielmehr stand die Zukunft Berlins, Deutschlands und Europas auf dem Spiel.

Wie aber konnte ein derart falscher Eindruck in Washington entstehen? Einerseits wirkte Clays Interpretation der partiellen Unterbrechung des Interzonenverkehrs durch die SMAD am 19. Juni nach, obwohl der Militärgouverneur seine Meinung am 22. Juni nach der Sitzung der Finanzexperten grundlegend geändert hatte.837 Andererseits schien die seit Ende Januar 1948 praktizierte Zermürbungsstrategie Moskaus Früchte zu tragen. Immer wieder hatte die SMAD die über ihren Machtbereich führenden Verkehrswege von und nach Berlin als Druckmittel benutzt, um die Pläne der Westmächte zu Fall zu bringen. Und doch hatte sie, ohne ihre Ziele zu erreichen, den Druck stets nach wenigen Tagen gelockert. Der Gewöhnungseffekt der zurückliegenden Monate hatte im entfernten Washington zu einem Mangel an Wachsamkeit geführt. Am 24. Juni, als die Blockade in Kraft trat, blickte das Land gebannt auf den Nominierungsparteitag der Republikaner in Philadelphia, auf dem Thomas Dewey, der Gouverneur von New York, im dritten Wahlgang zu Harry Trumans Herausforderer für die Präsidentschaftswahlen im November erkoren wurde. Vor diesem doppelten Hintergrund lässt sich zumindest nachvollziehen, warum den Berliner Ereignissen in den ersten Tagen keine besondere Bedeutung beigemessen wurde.

Und doch war dieses Mal alles anders: die Qualität der sowjetischen Maßnahmen, der Ernst der Lage und, unmittelbar daraus folgend, der Zeitdruck, mit dem die Westmächte auf die Blockade reagieren mussten. Deshalb wurden Clay und sein politischer Berater Murphy nicht müde, ihre identische Botschaft gleichsam nach Hause zu hämmern. Sie erinnerten ihre Vorgesetzten an Verpflichtungen aus der Vergangenheit, mahnten vor dem Gesichtsverlust in der Gegenwart und warnten vor katastrophalen Konsequenzen für die Zukunft.838 Dabei glichen ihre Argumente jenen, die den britischen Außenminister bereits Mitte März zu der Entscheidung bewogen hatten, um jeden Preis an Berlin festzuhalten.

Während also bei der britischen Regierung die strategischen Impulse vom Zentrum der Entscheidungsfindung in London ausgingen, wirkten sie bei der amerikanischen Regierung in umgekehrter Richtung: vom Zentrum des Geschehens in Berlin auf das Zentrum der Entscheidungsfindung in Washington. Ihre jeweiligen Protagonisten, Bevin auf der einen und Clay und Murphy auf der anderen Seite, verfolgten das gleiche Ziel. Bei der Umsetzung taten sich jedoch markante Unterschiede auf: Dem britischen Außenminister war die bellizistische Rhetorik des amerikanischen Militärgouverneurs nicht nur fremd; sie war ihm suspekt. Deshalb drängte er bei Douglas darauf, militärische Fragen grundsätzlich auf der höchsten Ebene zu behandeln und unter keinen Umständen den Militärgouverneuren vor Ort zu überlassen.

Clay wusste, dass ihm militärisch die Hände gebunden waren. Dennoch hielt er ein gewaltsames Vorgehen gegen die Blockade für die einzig realistische Option, um die Versorgung der Bevölkerung sicherzustellen. Zwölf Tage zuvor hatte er bekräftigt, dass seine zivilen und militärischen Mitarbeiter auch dann in Berlin bleiben könnten, wenn die SMAD die Schienenwege blockieren sollte, dass eine Ernährung der deutschen Bevölkerung aber definitiv ausgeschlossen werden müsse.839 Tatenlos wollte er der scheinbar aussichtslosen Lage gleichwohl nicht zusehen. Deshalb traf er, wie Robertson bereits am Vorabend für seine zivilen und militärischen Mitarbeiter, am späten Vormittag des 25. Juni Vorbereitungen zur Wiederaufnahme der kleinen Luftbrücke zur Versorgung der amerikanischen und französischen Kontingente in Berlin. Deren Bedarf ließ sich mit den zur Verfügung stehenden Transportflugzeugen ohne weiteres decken. Was aber sollte mit den mehr als zwei Millionen Berlinern geschehen? Jenseits einer militärischen Eskalation hatte Clay keine Vorstellung.

Wenige Stunden später suchte Robertson seinen amerikanischen Kollegen in dessen Berliner Hauptquartier auf. Brownjohn hatte ihn soeben über die Ergebnisse der Kabinettssitzung in London und die anschließende Besprechung mit Bevin im Foreign Office informiert. Robertson reichte die Details an Clay weiter. Clay war skeptisch. Doch er fand Gefallen an Bevins Idee, alles auf eine Karte zu setzen und eine maximale Anzahl an Transportflugzeugen zu mobilisieren, um möglichst viele Menschen aus der Luft zu versorgen.840 Hatte er gerade erst, ohne Rücksprache mit Royall in Washington genommen zu haben, eine Luftbrücke zur Versorgung der westlichen Garnisonen erwogen, nahm er kurze Zeit später erneut Kontakt mit General Curtis LeMay auf, dem von Frankfurt aus operierenden Kommandanten der US-Luftwaffe in Europa. Sämtliche Transportmaschinen der US Air Force in Europa sollten zur Verfügung gestellt werden, um Lebensmittel in die westlichen Sektoren zu bringen. Auch diese Entscheidung war nicht mit der politischen und militärischen Führung in Washington abgesprochen. Murphy informierte das State Department erst am folgenden Tag,841 als Clay, gestützt auf das Vorgehen der Briten, bereits vollendete Tatsachen geschaffen hatte.

Ein erster Blick auf die vorhandenen Kapazitäten reichte allerdings aus, um die Grenzen des Machbaren aufzuzeigen. Insgesamt standen rund 100 C-47 Transportflugzeuge zur Verfügung. Davon konnten 70 sofort eingesetzt werden. Im Zweiten Weltkrieg war die C-47 als Arbeitspferd der alliierten Transportflieger zum Einsatz gekommen, auch auf der schwierigen Route nach Südostasien über den Himalaya. Viele Maschinen waren 1948 in einem schlechten Zustand. Von den 1945 in Dienst gestellten, moderneren C-54, die mit rund zehn Tonnen über die vierfache Ladekapazität verfügten, waren lediglich zwei Maschinen in Europa stationiert. Der Rest befand sich auf weit entfernten Stützpunkten. Alles in allem rechneten Clay und Murphy ab dem 28. Juni mit einer täglichen Transportleistung von 225 Tonnen.842 Darüber hinausreichende Überlegungen gab es anders als in London zunächst nicht. Gemessen am täglichen Bedarf von 2000 Tonnen allein an Lebensmitteln – von Kohlelieferungen war erst gar nicht die Rede –, war das eine deprimierend niedrige Zahl. Vor allem aber entsprach sie nicht einmal einem Drittel der von der Royal Air Force ab dem 3. Juli in Aussicht gestellten 750 Tonnen.

Und dennoch: Ein Anfang war gemacht. Einen Tag später, am 26. Juni, fand Clays Entscheidung Trumans ungeteilte Unterstützung. „Dank dieser Maßnahme hofften wir, bis zur Überwindung der diplomatischen Schwierigkeiten Berlin mit den nötigsten Lebensmitteln versehen zu können.“843 Wie in London galt also auch in Washington: Mit der Luftbrücke sollte Zeit gewonnen werden. Niemand aber sah in ihr mehr als ein Hilfskonstrukt, das heißt: eine Option, die Blockade an sich zu bezwingen. Darin mochte Übereinstimmung bestehen. Anders als an der Themse erkannten in den ersten Krisentagen aber nur die wenigsten am Potomac den direkt proportionalen Zusammenhang zwischen militärischen Transportkapazitäten auf der einen und politischem Handlungsspielraum auf der anderen Seite. Das Nötigste schien gerade genug zu sein.

Dazu passte der Umstand, dass anders als in London mit der Befürwortung einer Luftbrücke keine strategische Entscheidung über den Verbleib in der deutschen Hauptstadt verbunden war. Weder in der Kabinettssitzung vom 25. Juni noch in der anschließenden Ad-hoc-Sitzung der zuständigen Ressortminister mit Präsident Truman stand die Frage eines langfristigen Engagements im Mittelpunkt. Gerade darauf aber zielten Bevins Bemühungen. Die Luftbrücke diente ihm als Einfallstor, um quasi durch die Hintertür frühzeitig eine strategische Entscheidung zugunsten der fortwährenden Präsenz der Westmächte in Berlin herbeizuführen. Deshalb drängte er am 25. Juni gegenüber Douglas auf eine Luftbrücke. Deshalb sollte Clay zeitgleich in Berlin über die entschlossene Haltung der britischen Regierung informiert werden. Und deshalb spielte ihm der mit Washington nicht abgesprochene Alleingang Clays in die Karten.

Bei allen Unterschieden bestand also temporär eine unausgesprochene Komplizenschaft zwischen dem britischen Außenminister und dem amerikanischen Militärgouverneur. In der Vergangenheit hatte Clay – nicht selten in Verkennung der realen Lage – kaum eine Gelegenheit ausgelassen, die britische Politik gegenüber Moskau als Appeasement zu brandmarken. Jetzt nutzte er die sich ihm unverhofft bietenden Umstände, seiner eigenen Regierung den Spiegel vorzuhalten, indem er, wo er schon seinen radikalen Vorschlag nicht hatte durchsetzen können, pointiert auf die von ihm unterstützte Krisenstrategie der Briten verwies.

Brownjohn war soeben nach Berlin zurückgekehrt. Gemeinsam mit Robertson unterrichtete er Clay am Morgen des 27. Juni über die jüngsten Entwicklungen in London. Clay wandte sich umgehend an seine Vorgesetzten in Washington. Nur noch beiläufig erwähnte er die am nächsten Tag anlaufende Luftbrücke. Wichtiger war ihm etwas anderes: Er brauchte weitere 50 Flugzeuge, idealerweise C-54, um täglich wenigstens 600 bis 700 Tonnen nach Berlin einfliegen zu können und auf diese Weise die Moral der Deutschen zu heben und die sowjetische Blockade zu unterlaufen. Ganz im Sinne Bevins drängte er zudem auf die Verlegung von B-29 Bombern und Jagdflugzeugen nach Europa – aus psychologischen Gründen am besten zuerst nach Deutschland, wie er mit Blick auf Gegner und Partner gezielt nachschob.844

Der Zufall wollte es, dass sich der Adressat der Nachricht, Staatssekretär Draper, Royalls höchster Mitarbeiter, in diesen Tagen mit Generalleutnant Wedemeyer, dem Chef des Planungsstabs im Armeeministerium, zu einem seit langem geplanten Inspektionsbesuch in Europa aufhielt. Von den alliierten Verhandlungen über die Berliner Kohle- und Nahrungsmittelversorgung im September 1945845 kannte Draper den Mindestbedarf der Westsektoren. Wedemeyer wiederum war – als ehemaliger Stabschef unter Mountbatten, dem Oberbefehlshaber der Alliierten Streitkräfte in Südostasien, und Kommandeur der US-Streitkräfte in China – wie der Kommandant der US-Luftstreitkräfte in Europa LeMay Veteran der Luftbrücke über den Himalaya.

Draper und Wedemeyer trafen am 26. Juni in London ein. Noch hatten sie keinen umfassenden Einblick in die jüngsten Entwicklungen in Berlin. Innerhalb weniger Stunden sollte sich das ändern. Neben den beiden hielten sich auch Frank Wisner, ein hochrangiger Vertreter des amerikanischen Außenministeriums, der bereits im März für den Abbruch der Währungsgespräche mit der Sowjetunion plädiert hatte, um die wirtschaftliche Stabilisierung der westlichen Zonen voranzutreiben,846 und Lawrence Wilkinson, Clays wirtschaftspolitischer Berater, in London auf. Am Nachmittag des 26. Juni versammelte US-Botschafter Douglas alle vier in seiner Residenz. Douglas stand noch unter dem Eindruck der Gespräche, die er am Morgen zunächst mit Strang und dann mit Bevin im Foreign Office geführt hatte.

Unnachgiebig hatte Bevin seine Meinung vom Vortag bekräftigt. Douglas hatte ihm vorbehaltlos zugestimmt.847 Auch Draper, Wedemeyer, Wilkinson und Wisner teilten, wie sich herausstellte, Bevins Auffassung. Welche Haltung das offizielle Washington einnahm, war dagegen selbst den US-Repräsentanten immer noch unklar. Um Mitternacht schickte Botschafter Douglas ein langes Telegramm an Außenminister Marshall und dessen Stellvertreter Lovett. Detailliert zeichnete er die britische Krisenstrategie nach: von der Entschlossenheit, um jeden Preis an Berlin festhalten zu wollen, über den Aufbau einer Luftbrücke und die Stationierung schwerer US-Bomber in Europa bis hin zu Fragen alliierter Entscheidungsfindung und ersten Überlegungen zum weiteren diplomatischen Vorgehen vis-à-vis Moskau. Indem er das tat, hielt er, wie Clay wenige Stunden später aus Berlin, der eigenen Regierung den Spiegel vor, um dann ebenso plötzlich wie pointiert den Druck auf Marshall zu erhöhen: „I realize you recognize the importance of formulating our policy in regard to Berlin as soon as possible in terms as precise as possible.“848 Deutlicher hätte ein Botschafter von seiner Regierung eine politische Entscheidung nicht einfordern können.

Bereits am Nachmittag des 25. Juni hatte Douglas den britischen Außenminister über den bevorstehenden Besuch von Draper und Wedemeyer unterrichtet. Bevin witterte seine Chance: Im Gespräch mit weiteren hochrangigen Vertretern der US-Regierung wollte er seinen Anliegen Nachdruck verleihen. Noch bevor Wedemeyer über den Mittag zu einem ohnehin geplanten Austausch mit den britischen Stabschefs zusammentraf,849 kam es am Morgen des 28. Juni zu einem Gedankenaustausch in Bevins Arbeitszimmer. Kurz skizzierte Bevin seine Sicht, um dann die Versorgung der Westsektoren aus der Luft anzusprechen. Douglas, Draper und Wedemeyer mochten Sympathie für Bevins Ausführungen hegen. Angesichts der unklaren Entscheidungslage in Washington argumentierten sie jedoch mit größter Zurückhaltung. Draper erwähnte zwar die bevorstehende Verlegung von 44 C-54 Transportflugzeugen von Alaska, Hawaii, der Karibik und einem weiteren US-Stützpunkt nach Deutschland, so dass die Luftwaffe schon in Kürze rund 1000 Tonnen täglich an Lebensmitteln nach Berlin werde einfliegen können. Ansonsten müsse aber erst noch geprüft werden, ob eine Luftbrücke für mehr als zwei Millionen Menschen überhaupt im Bereich des Machbaren liege.850

Die Argumente ähnelten jenen, die auch die britischen Militärs ins Feld führten: War es für eine Macht mit globalen Verpflichtungen vertretbar, einen beachtlichen Teil ihrer Transportflotte an einen einzigen Krisenherd zu binden und damit das Risiko einzugehen, kurzfristig nicht mit der gebotenen Flexibilität auf andere Krisen reagieren zu können? War es wirklich vertretbar, eine derart große Zahl an Transportflugzeugen an einem Ort zu exponieren? Verfügten die USA überhaupt über die erforderliche Zahl an geschultem Luft- und Bodenpersonal, um eine derart komplexe Operation über einen längeren Zeitraum durchzuführen? Und standen die Bedingungen vor Ort, also an den Flughäfen Tempelhof und Gatow sowie in der amerikanischen und britischen Zone, einem Erfolg nicht von vornherein im Weg?

Ungeduldig hatte Bevin zugehört. Als Draper fertig war, entgegnete er: „Herr General, Sie überraschen und enttäuschen mich zugleich. Nie hätte ich mir vorstellen können, dass mir einmal ein amerikanischer General erklären würde, seine Luftwaffe sei nicht zu dem imstande, was die Royal Air Force in Kürze leisten wird.“851 Bevins Bemerkung bezog sich auf das Verhältnis zwischen verfügbaren Kapazitäten und betriebenem Aufwand. 1000 Tonnen täglich, so konnte er deshalb ergänzend hinzufügen, seien viel zu wenig. Mit ihren Ressourcen könnten die Amerikaner ja wohl mehr leisten. Damit war das Gespräch beendet. Während Frank Roberts die Delegation zum Ausgang begleitete, bemerkte Staatssekretär Draper: „Ich nehme an, wir müssen das tun?“ Roberts antwortete kurz und knapp: „Das war die Botschaft.“852

Bevin ließ nicht locker. Nur einen Tag später bat er Montgomery, Tedder und Cunningham, bei den amerikanischen Stabschefs nachzufassen. Dabei wurde einmal mehr deutlich, dass er auch in Krisenzeiten die langfristige strategische Perspektive nicht aus dem Auge verlor; und das bedeutete konkret, dass weder Berlin im Allgemeinen noch die Luftbrücke im Besonderen als Selbstzweck zu verstehen waren:

If we could show the world that we were treating Berlin as a beleaguered garrison and that we were in a position to relieve it, this fact, coupled with the recent turn of events in Yugoslavia, might have a profound effect on the international situation. 853

Vorerst ging es aber ausschließlich um die Konsolidierung und Stabilisierung des eigenen Machtbereichs. Und dazu gehörten die Westsektoren Berlins. Erst auf dieser Grundlage war überhaupt an eine weiter reichende Veränderung der bestehenden Verhältnisse zu denken. Deshalb galt Bevins Engagement dem Aufbau der Luftbrücke. Und deshalb drängte er nicht nur die US-Regierung, sondern bat auch die Regierungen Belgiens und der Niederlande in deren Eigenschaft als Signatarstaaten des Brüsseler Vertrages sowie ausgewählte Vertreter des Commonwealth noch am Nachmittag des 28. Juni um jede mögliche Art der Unterstützung: von der Bereitstellung von Lebensmitteln bis hin zu Transportflugzeugen und Personal.854

Tatsächlich kam nun Bewegung in die Sache. Noch bevor die US-Delegation die britische Hauptstadt verließ, erklärte Wedemeyer, der Chef des Planungsstabs im Armeeministerium, die USA zögen in Betracht, Maßnahmen zu ergreifen, die der Luftbrücke über den Himalaya ähnelten.855 Wenige Stunden später zeigte sich Verteidigungsminister Alexanders Stabschef, Generalleutnant Hollis, in demonstrativer Abgrenzung zu Kirkpatricks penetrantem Pessimismus zuversichtlich, die Berliner Bevölkerung und die westlichen Garnisonen zumindest für einen begrenzten Zeitraum mit einer Luftbrücke ernähren zu können. Mittlerweile war sogar von einer maximalen Transportleistung von 3500 Tonnen pro Tag die Rede – nicht hier und jetzt, aber doch in der Zukunft, wobei weiterhin unklar blieb, ob und gegebenenfalls wie Kohle, Benzin und andere Rohstoffe ihren Weg nach Berlin finden sollten.856

Parallel ließ Armeeminister Royall Militärgouverneur Clay in Berlin wissen, die Regierung in Washington stimme mit Clays Einschätzung überein, wonach es der Sowjetunion nicht um die Währungsfrage, sondern um Berlin gehe.857 Was das für die amerikanische Politik bedeutete, machte Außenminister Marshall in einem Telegramm an Botschafter Douglas deutlich: „Wir befinden uns in genereller Übereinstimmung mit der brit[ischen] Einschätzung der Lage.“858 Noch bevor das Kabinett in Washington die Entscheidung formell gebilligt hatte, informierte Douglas seinerseits den britischen Außenminister am Morgen des 29. Juni. Tatsächlich deckten sich die zentralen Parameter mit Bevins konzeptionellen Vorstellungen, die er vier Tage zuvor zunächst seinen Mitarbeitern, dann Botschafter Douglas und schließlich den Kabinettskollegen unterbreitet hatte:

(1) We stay in Berlin. (2) We will utilise to the utmost the present advantage of our propaganda position. (3) We will supply Berlin by air as a beleaguered garrison. (4) Subject to the final views of the Secretary of State and the President, we will increase United States air strength in Europe. (5) We will keep the Berlin situation before the world by every device of diplomacy and publicity […]. We are hopeful that war will be avoided by these means. 859

Weder Royall noch Marshall erwähnten die kurzfristig anberaumte Sitzung im Pentagon vom Nachmittag des 27. Juni, auf deren Grundlage die Entscheidung überhaupt erst zustande gekommen war.860 Beide verschwiegen, dass Royall und – in Vertretung Marshalls – Lovett in der letztlich ergebnislos verlaufenen Sitzung eine Präferenz für einen Rückzug aus Berlin hatten erkennen lassen, ohne dabei zugleich den Staatsaufbau im Westen Deutschlands über Bord zu werfen. Beide gaben nicht zu erkennen, dass es Präsident Truman am folgenden Tag vorbehalten war, die Besprechung ohne weitere Diskussionen gegen die Bedenken der Militärs zugunsten einer Exekutiventscheidung für den fortwährenden Verbleib in Berlin zu beenden. Und beide ließen unerwähnt, dass Trumans Entschluss, so resolut er auch daherkommen mochte, unter dem Vorbehalt der weiteren Entwicklungen in Berlin und Deutschland stand, also ganz bewusst eine Hintertür für einen späteren Rückzug offenhielt.861 Und doch waren es gerade die Ereignisse vor Ort, deren Eigendynamik den Handlungsspielraum der Truman-Administration von Tag zu Tag stärker einschränkte. Daran hatte auch die Regierung in London ihren Anteil.

Denn in King Charles Street wurden die Leitlinien nicht nur mit Erleichterung aufgenommen; sie wurden auch als amerikanische Selbstverpflichtung ohne Wenn und Aber verstanden. Um ganz sicher zu sein und damit der Geschlossenheit des westlichen Lagers ebenso Ausdruck zu verleihen wie die Isolation der Sowjetunion voranzutreiben, drängte Bevin auf eine Erklärung der US-Regierung.862 Bislang hatte nämlich lediglich das Foreign Office in einer über das Wochenende verbreiteten Pressemeldung Stellung zugunsten eines britischen Verbleibs in Berlin bezogen.863 General Clays weit reichende Aussage vom 24. Juni war hingegen vom State Department nicht bestätigt worden, so dass das Schweigen Washingtons in der öffentlichen Wahrnehmung im besten Fall als Zaudern und im schlimmsten als vorweggenommene Kapitulation ausgelegt werden konnte.

Dem bereitete Bevin am 30. Juni ein Ende, als er für sich in Anspruch nahm, nicht nur für die Regierung Seiner Majestät, sondern auch für die der Vereinigten Staaten zu sprechen. Weil der große Anlass der öffentlichen Auseinandersetzung bedarf, wurde das britische Unterhaus an jenem Tag zur Arena der politischen Rede. In der Debatte über eine außenpolitische Grundsatzfrage legte die Demokratie unter Bezugnahme auf ihre jüngste Geschichte Zeugnis von sich selbst ab.

Bevin war alles andere als der Prototyp des Unterhausabgeordneten. Seine Arena waren Gewerkschafts- und Parteitage, auf denen er den Zeitpunkt der Intervention selbst wählen konnte und häufig im dramatischsten Moment „wie ein Schwergewichtsboxer […] seine Schläge setzte, die durch die Halle krachten“.864 Im Unterhaus, in das er im Juni 1940 im Alter von 59 Jahren erstmals eingezogen war, war alles anders. Die politische Rede als Werkzeug aufwiegelnder Leidenschaft einzusetzen, um Zweifler und Massen hinter seinen Kurs zu scharen, konnte er sich als Außenminister in Krisenzeiten schlichtweg nicht leisten.

Stattdessen präsentierte Bevin ein Stück abwiegelnder Rhetorik, in dem die kurzzeitig aufflackernde Empörung über die Blockade ausschließlich als Solidaritätsbekundung für die Bevölkerung in den Westsektoren zu verstehen war, dann aber nahtlos ins Besonnene überging und bei aller Unnachgiebigkeit inmitten unendlicher Abhängigkeiten prinzipiell den Willen zu einer politischen Lösung erkennen ließ. Es mochten nicht seine Worte sein, die er verlas und über die er im Verlauf der Rede mehrfach stolperte. Aber es waren seine Ideen und sein außenpolitisches Konzept, jene Trias aus Entschlossenheit, Deeskalation und Abschreckung, die Präsident Truman sich zwei Tage zuvor zu eigen gemacht hatte. Anders als noch am 25. Juni war für ihn der Zeitpunkt gekommen, seine Gedanken im Unterhaus vor der Weltöffentlichkeit darzulegen.

Ursprünglich als Debatte zur Londoner Sechsmächtekonferenz gedacht, rückte die Krise um Berlin in den Mittelpunkt. Weil die Blockade aber nur im Kontext der Deutschlandfrage zu verstehen war, legte Bevin die Entwicklung von den Potsdamer Beschlüssen über das Scheitern der Außenministerkonferenzen bis zu den deutschlandpolitischen Entscheidungen der Westmächte dar. Dabei gab er sich von einer geradezu erkältend wirkenden Nüchternheit. Der erste Teil seiner Rede wurde so zum Rechenschaftsbericht, der seine Überzeugungskraft aus der Glaubwürdigkeit und die Glaubwürdigkeit aus dem reflektierenden Verhältnis zum eigenen Handeln gewinnen sollte. Er gipfelte in der zugespitzten Aussage: „We are willing to have Four-Power control, but we are not willing to have a façade of Four-Power control which is virtually One-Power control, and One-Power direction“.865 Dass er seinerseits auf die „Beibehaltung der Viermächtefassade“866 setzte, während er mit der Staatsgründung im Westen den Grundstein für die Transformation des Status quo unter Federführung der Westmächte und unter Ausschluss der Sowjetunion zu legen gedachte, blieb dabei unerwähnt.

Stattdessen hinterfragte er die Moskauer Motive in einem dialektischen Diskurs, der kein anderes Ziel verfolgte, als die vorgebrachten Begründungen – den Schutz der östlichen Zone vor einer Überschwemmung durch die in den westlichen Zonen wertlos gewordene Reichsmark und die technischen Störungen auf den Verkehrswegen von und nach Berlin – ad absurdum zu führen. Mit seinem Angebot, die Reparaturarbeiten unverzüglich durch britische Experten durchführen zu lassen, gab Bevin die SMAD der Lächerlichkeit preis. In einer Art öffentlichem Tribunal riss er ihr quasi die Maske vom Gesicht. Die Welt sollte sehen, worum es wirklich ging: Die Bevölkerung in den Westsektoren wurde als Spielball der machtpolitisch motivierten Interessen Moskaus missbraucht mit dem Ziel, den Westmächten deutschlandpolitische Konzessionen abzuringen.

Stalins destruktivem Ansatz setzte Bevin seinen kreativen Vorschlag einer Luftbrücke entgegen, um, wie er mit zurückhaltender Zuversicht hinzufügte, die sowjetischen Bemühungen „ins Leere laufen zu lassen“.867 Damit legte er zugleich zwei der drei zentralen Grundsätze offen, die für seine Berlin- und Deutschlandpolitik konstitutiv waren. Ein Rückzug aus Berlin kam nicht infrage; und, zweitens, eine militärische Eskalation in und um Berlin sollte, wenn möglich, vermieden werden. Vor diesem Hintergrund war die Luftbrücke Ausweg und Angebot zugleich: Ausweg für den Westen, weil er nicht gezwungen war, ad hoc auf die militärische Karte setzen zu müssen; und Angebot an Stalin, die Krise mit friedlichen Mitteln beizulegen. Doch es sollte auch das einzige Angebot sein, das dem Herrscher im Kreml nichts als den Nicht-Waffengang zusicherte, sofern er bereit war, die Blockade aufzuheben. Erst dann konnte die Wiederaufnahme der auf Berlin zu beschränkenden Währungsgespräche in Betracht gezogen werden – nicht mehr und nicht weniger. Denn im Umkehrschluss legte Bevin damit auch den dritten Grundsatz seiner Berlin- und Deutschlandpolitik offen: Weder kamen Aufschub oder gar Aufgabe der westdeutschen Pläne als Kompensationsgeschäft für die Aufhebung der sowjetischen Verkehrsbeschränkungen infrage, noch sollte die Deutschlandfrage auf absehbare Zeit erneut Gegenstand einer Konferenz der Siegermächte sein.

Bevin ging also aufs Ganze. Und um keinen Zweifel an seinen Ausführungen aufkommen zu lassen, um Stalin also von Beginn an die Illusion zu nehmen, die Luftbrücke stehe für nichts anderes als westliche Schwäche, fügte er gegen Ende seiner Rede drei Sätze hinzu, die auf geradezu beklemmende Art verdeutlichten, wie er den potentiellen Zielkonflikt zwischen den dargelegten Grundsätzen notfalls zu lösen gedachte. In der bewusst zugespitzten Wortwahl, die seine Entscheidung als Ergebnis aus abgerungener Einsicht und Unbeirrbarkeit in den Maßstäben erscheinen ließ, trat die Dramatik der Konstellation zutage:

We recognise that as a result of these decisions a grave situation might arise. Should such a situation arise, we shall have to ask the House to face it. His Majesty’s Government and our Western Allies can see no alternative between that and surrender, and none of us can accept surrender.868

Die Kriegsjahre waren zu präsent, als dass Unterhaus und Nation sich angesichts der Wortwahl nicht an Churchills „We shall never surrender“ vom 4. Juni 1940 erinnert hätten. Die historische Situation mochte eine grundlegend andere sein. Weder befand sich das Königreich im Sommer 1948 im Krieg, noch war es auf sich allein gestellt. Die „Neue Welt, mit all ihrer Macht und Stärke“, musste nicht erst in Erscheinung treten, um die „Alte Welt“ zu retten und zu befreien.869 Mehr als ein Jahr zuvor hatte sich die US-Regierung, wenn nicht zur Befreiung des gesamteuropäischen, so doch zur Rettung des westeuropäischen Patienten bereit erklärt. Und dennoch ging es in der Wahrnehmung der Akteure zwischen Westminster und Whitehall wie im Sommer 1940 darum, sich dem prinzipiell grenzenlosen Herrschaftsanspruch eines Despoten mit aller Kraft, und das hieß: notfalls mit militärischer Gewalt, entgegenzustemmen. Darauf, und darauf allein, zielte die historische Anspielung. Es sollte nicht die einzige bleiben.

Wer die Unterhausdebatte verfolgte, dem drängte sich bei jeder Rede aufs Neue ein weiterer Vergleich auf: München 1938. Hatte Neville Chamberlain seinerzeit bei aller Verbitterung einzelner noch auf beiden Seiten des Hauses Zustimmung erfahren, so war es jetzt den Protagonisten der konservativen Fraktion, Anthony Eden am Anfang und Harold Macmillan gegen Ende der Debatte, vorbehalten, mit dem stets gleichen Refrain offene Türen einzurennen. Nichts war ihnen wichtiger, als der Regierung die Unterstützung der Opposition zuzusichern und so mit einer „Stimme der nationalen Eintracht“ vor die Welt zu treten. Bis in die Wortwahl wurde ihre Botschaft zur Antithese der ganz und gar misslungenen Stellungnahme des am 30. September 1938 friedensbetört von seinem dritten Deutschlandbesuch zurückkehrenden Premiers. Getrieben von der parteipolitischen, wenn nicht gar nationalen Sehnsucht nach Exkulpation für unwiederbringlich Vergangenes, das ungeschehen zu machen ihnen gerade deshalb verwehrt bleiben musste, erinnerten Eden und Macmillan, einst in Opposition zu Chamberlains Politik des Appeasement verbunden, jetzt an die Lehre aus den Spätsommertagen 1938: Wer, um Zeit zu gewinnen, dafür plädiere, sich den Forderungen des Aggressors zu beugen, so erklärten sie in ihren Macht und Moral beschwörenden Stellungnahmen, der werde nicht nur seine Ehre, sondern auch den Frieden verlieren. Wer jetzt nicht bereit sei, das Risiko eines Krieges in Betracht zu ziehen, der werde „früher oder später […] nahezu die Gewissheit des Krieges“870 ernten.

Es waren martialische Worte. Und mit jeder weiteren Stunde gewannen die Pessimisten die Oberhand. Hatte Eden am Nachmittag noch im Sinne Bevins mit autosuggestivem Bemühen an die Leistungen der Royal Air Force aus der Vergangenheit erinnert, um einen Erfolg der Luftbrücke nicht von Beginn an auszuschließen, so brach sich in den späten Abendstunden die Überzeugung Bahn, wonach mehr als zwei Millionen Berliner unmöglich aus der Luft versorgt werden könnten. An der „unbeugsamen Entschlossenheit des britischen Volkes“,871 für das zu sprechen Harold Macmillan für sich in gewohnt moralischer Überhöhung reklamierte, sollte das freilich nichts ändern.

Mit seiner Erklärung vor dem Unterhaus ließ Bevin der eigenen Regierung so gut wie keinen Handlungsspielraum. Er ging damit ein hohes Risiko ein. Aufgrund Trumans Entscheidung vom 28. Juni wusste er die Regierung in Washington aber an seiner Seite. Die Luftbrücke, Operation Vittles und Operation Carter Paterson,872 war mittlerweile angelaufen; und die US-Stabschefs hatten weitere militärische Vorkehrungen getroffen: Zwei B-29 Gruppen, insgesamt 60 Bomber, waren umgehend nach Neufundland verlegt worden. Von dort konnten sie binnen drei Stunden den Weiterflug nach Deutschland antreten. Eine dritte, in den Vereinigten Staaten stationierte Gruppe mit weiteren 30 Bombern war ebenfalls binnen drei Stunden zur Verlegung nach England startbereit. Darüber hinaus gab es Pläne, eine vierte Gruppe innerhalb von 48 Stunden nach Frankreich oder in die westlichen Zonen zu verschieben. Schließlich sollten 82 F-80 Jagdflugzeuge als Begleitjäger der Bomberflotte nach Glasgow verschifft werden, um von dort den Weiterflug nach Deutschland anzutreten.

Am 28. Juni drängte Botschafter Douglas Außenminister Bevin, grünes Licht für die Verlegung der Bomber und Jagdflugzeuge zu geben. Nach Konsultationen mit den Chefs der Teilstreitkräfte stimmte der britische Kabinettsausschuss noch am selben Abend zu. Dennoch verzögerte sich die Stationierung um weitere Wochen; nicht aus grundsätzlichen Bedenken, sondern aus taktischen Überlegungen. Bei aller Rücksichtslosigkeit ließen die von der SMAD vorgebrachten Begründungen nämlich darauf schließen, dass der Kreml kein Interesse an einer militärischen Eskalation hatte. Von einer Mobilmachung der sowjetischen Truppen konnte schon gar nicht die Rede sein. Deshalb wollte das Kabinett zunächst „nicht den ersten Schritt machen, der […] den Russen einen Vorwand bieten konnte, militärische Verstärkungen nach Deutschland zu entsenden“.873 Von ausschlaggebender Bedeutung für die vorsichtige Haltung, die wie bereits die Luftbrücke demonstrierte, dass Whitehall bei aller Entschlossenheit auf eine friedliche Konfliktregulierung setzte, sofern damit die eigenen außen- und sicherheitspolitischen Interessen nicht kompromittiert wurden, war aber ein anderer Grund. Bevor die Westmächte den Druck auf Moskau erhöhten, sollte die sowjetische Reaktion auf die bereits laufenden politisch-diplomatischen Bemühungen abgewartet werden. Stalin sollte die Gelegenheit erhalten, entweder die Blockade aufzuheben oder aber seine Karten auf den Tisch zu legen. Dabei entwickelte sich ein auf den ersten Blick geradezu paradoxes Zeitspiel. Während Bevin, dem angesichts der täglich schwindenden Vorräte in Berlin die Zeit davonlief, sich Zeit nahm, um die westliche Ausgangsposition zu verbessern, lief den Russen, die meinten, unendlich viel Zeit zu haben, die Zeit davon, ohne dass sie es merkten.


5. Zeitspiel

Bevin und seine engsten Mitarbeiter gingen bereits zu Beginn der Blockade davon aus, nicht um Gespräche mit Moskau herumzukommen. Stalin, so ihre Einschätzung, verfolgte primär das Ziel, die Westmächte von ihren Plänen in den westlichen Zonen abzubringen und an den Verhandlungstisch zu zwingen. Dabei sollte die Warschauer Erklärung vom 24. Juni Ausgangspunkt sämtlicher Verhandlungen sein. Genau das aber kam für Bevin nicht infrage. Deshalb galt es, Zeitpunkt und inhaltliche Stoßrichtung jeder diplomatischen Initiative genau abzuwägen.874 Bestimmend waren dabei jene Interessen, die in den ersten Tagen auch seine Krisenstrategie charakterisiert hatten. Darin aber lag zugleich sein Dilemma. Denn angesichts der fundamentalen Unvereinbarkeit der deutschlandpolitischen Positionen war ein gemeinsamer Nenner, der zum tragfähigen Kompromiss getaugt hätte, nicht einmal ansatzweise erkennbar. Gerade deshalb hatten sich die Westmächte im Dezember 1947 für den Abbruch des Londoner Außenministerrats entschieden und seit Januar 1948 erste Grundlagen für den Staatsaufbau in den eigenen Zonen gelegt.

Wäre es möglich gewesen, Bevin hätte jeden Kontakt mit Moskau gemieden und den Kreml allein mit westlichen Gegenmaßnahmen zur Aufgabe der Blockade gezwungen. Ende Juni 1948 erschien diese Option jedoch alles andere als realistisch. Unter deutschlandpolitischen Gesichtspunkten war Stalin zwar immer noch in der Defensive. Mit der Sperrung der Land- und Wasserwege am 24. Juni fanden sich die Westmächte jedoch plötzlich, auch wenn das unausgesprochen bleiben musste, in der Rolle des Bittstellers, der den freien Zugang nach Berlin begehrte. Moskau dagegen verfügte, so die einhellige Auffassung in Washington, London und Paris, über die besseren Karten. Während die Uhr für die Westmächte unaufhörlich tickte, konnte Stalin, so schien es, abwarten, bis diese entweder ihre Stellung in Berlin oder aber ihre deutschlandpolitischen Pläne zur Disposition stellten. Anders als noch im April sprach in der britischen Hauptstadt niemand mehr davon, die Sache einfach auszusitzen.

Der einzige Vorteil der Westmächte lag darin, dank der Vorräte über ein Zeitpolster von einigen Wochen zu verfügen. Weitere Zeit sollte mit der Luftbrücke gewonnen und damit ein diplomatischer Vorstoß möglichst lange hinausgezögert werden. Deshalb setzte Bevin auf die Mobilisierung aller Ressourcen. Er war entschlossen, die westliche Ausgangsposition im Vorfeld von Gesprächen zu verbessern: mit der Luftbrücke, der Umsetzung der Londoner Empfehlungen und, wenn Stalin nicht kurzfristig zu einer Aufhebung der Blockade bereit war, der Verlegung von amerikanischen Bombern und Jagdflugzeugen nach Europa.

Kam es zu Verhandlungen, dann sollten diese thematisch auf Berlin beschränkt bleiben, also die übergeordneten deutschlandpolitischen Fragen bewusst ausklammern, und von den Militärgouverneuren geführt werden, also nicht von den Außenministern – ganz so als bestünde kein Junktim zwischen der Blockade Berlins und der Deutschlandfrage, als wäre die Berlinfrage nicht Kernbestand der eigenen Deutschlandpolitik, als hätten die Streitparteien die deutschlandpolitischen Kontroversen bereits einer einvernehmlichen Lösung zugeführt. Natürlich war das Gegenteil der Fall. Doch zur politischen und wirtschaftlichen Stabilisierung der Westzonen und damit zugleich Westeuropas und zur langfristigen Überwindung des sich herauskristallisierenden bipolaren Staatensystems gehörte nun einmal die Teilung Deutschlands. Den außenpolitischen Akteuren in Whitehall „passte [sie] für einige Zeit ganz gut“875 in ihr deutschlandpolitisches Konzept.

Was sie nach der Londoner Sechsmächtekonferenz dagegen unter keinen Umständen gebrauchen konnten, war, zuzusehen, wie ihnen das den Deutschen im Westen unterbreitete Angebot zur demokratischen Teilhabe im fortwährenden Streit der Besatzungsmächte auf der Ziellinie wieder entglitt. Denn in der Folge würden die Deutschen nicht nur an der Berechenbarkeit und der Verlässlichkeit der Westmächte zweifeln. Angesichts der zu erwartenden politischen und ökonomischen Lähmung des Landes, der sie aufgrund fehlender Eigenverantwortung bis auf weiteres nicht entkommen konnten, würden sie Stalin auch für den eigentlichen Strippenzieher in ganz Deutschland halten.

Auf der anderen Seite stellte sich die Frage, ob der Westen den Vorschlag einer erneuten Viermächtekonferenz wirklich ablehnen konnte, sollte er denn vom Kreml als eine Art Tauschgeschäft für die Aufhebung der Blockade Berlins bei gleichzeitiger Suspendierung der Londoner Empfehlungen eingebracht werden. Gewiss, das öffentlichkeitswirksame Schauspiel zur Klärung der Frage, wer die Verantwortung für die Spaltung Deutschlands trug, würde dann in einer neuen Fassung aufgeführt werden. Und ob die Westmächte unter diesen Vorzeichen immer noch das bessere Skript hatten, musste sich erst noch erweisen. Aber selbst wenn sie sich zutrauten, die Propagandaschlacht zu ihren Gunsten zu entscheiden, war das machtpolitisch Mögliche auch moralisch vertretbar? Durften die Westmächte die Bevölkerung in den Westsektoren im besten Fall über Monate gerade einmal am Rande des Existenzminimums dahinvegetieren lassen, um am Ende womöglich auch noch auf die militärische Karte setzen zu müssen, wenn doch eventuell schon das Zusammentreten des Außenministerrats und der Aufschub der Pläne zur Staatsgründung im Westen das Ende der Blockade nach sich ziehen konnten? Ernst Reuter hatte bereits am Nachmittag des 24. Juni geschworen, sich bis zum Äußersten gegen den Machtanspruch Moskaus wenden zu wollen. Und mehr als 70 000 Berliner hatten mit den Füßen ihre Unterstützung signalisiert. Aber wussten sie wirklich, was auf sie zukommen würde?

Man konnte es drehen und wenden, wie man wollte. Aus der völlig verfahrenen Situation gab es keinen einfachen Ausweg. Eines stand für Bevin allerdings fest. Die Westmächte durften Moskau nicht die Initiative überlassen, weder in Berlin noch in Deutschland. Deshalb instruierte er, während er mit Hochdruck an den Details zur Umsetzung seiner Krisenstrategie arbeitete, General Robertson, in einem Brief an Marschall Sokolovskij gegen die Verkehrsunterbrechungen von und nach Berlin zu protestieren. Robertsons Schreiben vom 26. Juni876 spiegelte Bevins taktisches Kalkül wider: Es handelte sich nicht um eine offizielle Note der britischen an die sowjetische Regierung. Bewusst wurde der Streitgegenstand auf der lokalen Ebene der Militärgouverneure gehalten und nicht auf die nationale Ebene der Außenminister gehoben. Weil die sowjetische Seite bislang weder den Rückzug der Westmächte aus Berlin gefordert noch die Blockade explizit mit dem separaten Vorgehen in den westlichen Zonen in Verbindung gebracht hatte und weil Bevin seinerseits bemüht war, den deutschlandpolitischen Diskurs zu vermeiden, beschränkte Robertson sich auf die von der SMAD in der ostdeutschen Presse genannten Gründe für die Sperrung der Zugangswege, also auf die Währungsreform in Berlin und die technischen Störungen auf den Verkehrswegen. Gerade deshalb konnte er von der Unverhältnismäßigkeit der Mittel sprechen und Sokolovskij ersuchen, mit sofortiger Wirkung den freien Zugang nach Berlin wiederherzustellen.

So unnachgiebig Robertsons Ausführungen in der Sache auch waren, im Ton blieb er konziliant. Erst im letzten Satz erlaubte er sich einen Anflug von Emotionalität. Der aber war kalkuliert. Denn der Hinweis auf das Leid der Bevölkerung in den Westsektoren galt weniger dem Adressaten seiner Zeilen, dem sowjetischen Militärgouverneur, als den Berlinern, den Deutschen und der Weltöffentlichkeit. Wenige Stunden später sollte der Brief nämlich von lokalen Korrespondenten und nationalen Nachrichtenagenturen in Umlauf gebracht werden.877 Das Gebot der Stunde diktierte, sich selbst moralisch ins Recht und Moskau ins Unrecht zu setzen und damit von Beginn an jede Verantwortung für die sich verschlechternde Versorgungslage von sich zu weisen. Drohungen, gleich welcher Art, gab es aber keine; auch keinen Hinweis auf die weiteren Pläne der britischen Regierung. Das übernahm die fast zeitgleich in London verbreitete Erklärung des Foreign Office: Großbritannien habe nicht die Absicht, Berlin zu verlassen. Den Rest erledigten die am Himmel über Berlin auftauchenden Transportmaschinen – „[d]ie Flugzeuge Amerikas, die Flugzeuge Englands, von allen Seiten aller Kontinente“.878

Kaum jemand erwartete eine rasche Reaktion. Sokolovskij hing an den Fäden, die Stalin in beiden Händen hielt. Und der Weg über Moskau konnte, das hatte die Vergangenheit gezeigt, Zeit in Anspruch nehmen. In der einen oder anderen Form musste die sowjetische Seite aber reagieren. Ob sie sich auch zu den eigentlichen Gründen der Blockade äußern würde, galt es abzuwarten. Der Protest zeigte jedenfalls, dass das Vereinigte Königreich nicht bereit war, eine einseitige Veränderung des rechtlichen Status quo hinzunehmen. Darüber hinaus hatte Bevin einige Tage gewonnen, um die westliche Politik von London aus zu koordinieren, die amerikanische Regierung an Bord zu holen, die ersten politischen und militärischen Weichenstellungen vorzunehmen und die Öffentlichkeit für die eigene Sache zu sensibilisieren.

Auf Zeit zu spielen, war offensichtlich auch das Bestreben Moskaus; freilich mit einem ganz anderen Kalkül, das durch die aus Berlin eintreffenden Berichte der SMAD die gewünschte Bestätigung erfuhr. Den Westmächten, so lautete die Einschätzung, die sich mit den Drahtberichten aus den Tagen der Miniblockade im April deckte, werde gar nichts anderes übrig bleiben, als über kurz oder lang den Rückzug anzutreten, also entweder die Pläne in den westlichen Zonen aufzugeben oder aber Berlin zu verlassen.879

Ganz in diesem Geist war dann auch Sokolovskijs Antwort vom 29. Juni verfasst. Sie reflektierte eine Mischung aus Siegesgewissheit und Deeskalationsbereitschaft und damit die zwei zentralen Themen des sowjetischen Drehbuchs der letzten Monate. Zwar sprach er davon, am Tag zuvor „Anweisungen für die Wiederherstellung der Bewegungsfreiheit der deutschen Bevölkerung“ gegeben zu haben. Im gleichen Atemzug rechtfertigte er jedoch die Sperrung der Verkehrswege von und nach Berlin als „unvermeidbare Maßnahmen zum Schutz der Interessen der deutschen Bevölkerung und der Wirtschaft in der sowjetischen Besatzungszone“ und gab zu erkennen, dass sich daran für „mehrere Wochen“ auch nichts ändern werde. Indem er sich auf die allseits bekannten Begründungen beschränkte, also die tief greifenden deutschlandpolitischen Differenzen zwischen Moskau und den Westmächten nicht thematisierte, hielt er den Streitgegenstand allerdings, wie Robertson vor ihm, auf der lokalen Ebene – und der sowjetischen Seite die Option offen, die Blockade jederzeit ohne größeren Gesichtsverlust aufzuheben. In der Sache wich er keinen Millimeter von der eingenommenen Haltung ab. Doch in dem Moment, in dem er die Verkehrsbeschränkungen als temporäre Maßnahme bezeichnete und versicherte, die „technischen Schäden“ auf der Bahnstrecke Berlin-Helmstedt „so schnell wie möglich“880 beheben zu wollen, signalisierte er, eine militärische Eskalation vermeiden zu wollen.

Wenn der polnische Botschafter in London die „Berlinaffäre“ wenige Tage später mit einem „orientalischen Basar“ verglich, auf dem beide Seiten punkten konnten, ohne Gefahr zu laufen, die Kontrolle über den Streitgegenstand zu verlieren,881 dann mochte letzteres durchaus der Absicht aller Konfliktparteien entsprechen. Doch bei seinem eigenwilligen Vergleich übersah der Diplomat, dass es aus westlicher Perspektive nichts zu verhandeln gab, dass also schon die Grundvoraussetzung, die einen Basar erst zum Basar werden lässt, nicht erfüllt war. Darüber hinaus verkannte er den fundamentalen Unterschied zwischen Intention, Interesse und Perzeption. Die für den weiteren Verlauf der Krise alles entscheidende Frage lautete deshalb, wie weit beide Seiten bereit waren, im Rahmen ihrer Interessendurchsetzung zu gehen, wie sie Interessen und Intentionen des Gegners einschätzten und welche Eigendynamik sich aus der Wechselwirkung beider Prozesse ergeben würde.

Denn so erkennbar Sokolovskij sich eine Hintertür für einen abrupten Kurswechsel hin zur Deeskalation offenhielt, so interpretationsbedürftig war seine Aussage, dass die im Oktober 1946 vereinbarten Flugvorschriften in den Luftkorridoren auch „vollständig eingehalten“882 würden. Wer wollte, der konnte darin eine Drohung erkennen, unter dem Vorwand einer westlichen Verletzung des Luftraums gegen die Luftbrücke vorzugehen. Tatsächlich hatten der politische Berater der SMAD und der stellvertretende sowjetische Militärgouverneur entsprechende Pläne bereits im April auf Anweisung Außenminister Molotovs ausgearbeitet.883 Angesichts der vorherrschenden Zuversicht, die Westmächte mit der Blockade der Land- und Wasserwege in die Knie zu zwingen, konnte darauf vorläufig verzichtet werden.

Sokolovskijs Brief lag Bevin wenige Stunden vor der Unterhausdebatte zusammen mit einer Einschätzung Robertsons vor. Wie so häufig waren dessen Kommentare auch dieses Mal nicht frei von Widersprüchen, was in London zunehmend für Irritationen sorgte. Einerseits wirkte er geradezu euphorisch, wenn er das Schreiben „zweifellos als Vorbereitung für einen sowjetischen Rückzug von der derzeitigen Position“ deutete. Andererseits wies er treffend darauf hin, dass weder von einer Aufhebung der Blockade noch von einer Wiederaufnahme der Stromlieferungen die Rede war und dass auch die Währung der Westzonen als Zahlungsmittel in Berlin nach wie vor von sowjetischer Seite abgelehnt wurde. In seinem Fazit plädierte er deshalb dafür, an den Plänen zum Ausbau der Luftbrücke ebenso festzuhalten wie an einer „Machtdemonstration“,884 was nichts anderes als der Hinweis auf eine zeitnahe Verlegung der amerikanischen Bomber und Jagdflugzeuge nach Europa war.

In London ignorierte der Außenminister den ersten Teil der Analyse. Stattdessen schloss er sich der Schlussfolgerung an. Denn nichts sprach für eine rasche Beilegung der Krise. Aus Bevins Sicht hatte Sokolovskijs Brief aber auch etwas Positives, wollte er die Sache doch möglichst lange auf der „technischen und lokalen Ebene“885 in Berlin halten. Genau dafür hatte der Oberbefehlshaber der sowjetischen Truppen in Deutschland eine Steilvorlage geliefert. Dadurch ließ sich zum einen die von amerikanischer Seite frühzeitig ins Spiel gebrachte Behandlung des Streitgegenstandes auf der „kontroversen internationalen Ebene“886 der Vereinten Nationen verhindern, was unweigerlich mit einem gewissen politischen Kontrollverlust einhergegangen wäre. Zum anderen konnte Bevin weiterhin den eigentlichen Disput, die Deutschlandpolitik, umschiffen, was, hätte er den Protest bereits zu diesem Zeitpunkt offiziell nach Moskau tragen müssen, unmöglich gewesen wäre. Vor allem aber wollte er Zeit gewinnen, um mit der Luftbrücke und der Übergabe der Londoner Empfehlungen an die westdeutschen Ministerpräsidenten den Zweck der Blockade zu konterkarieren und seinerseits Gegendruck aufzubauen. In beiden Fällen konnte es ihm gar nicht schnell genug gehen. Doch er brauchte die Unterstützung der Regierungen in Washington und Paris.

In den zurückliegenden Tagen hatten Bevin sowohl aus Washington als auch aus Paris Informationen erreicht, die nicht frei von Widersprüchen waren. Das betraf nicht die strategische Ebene. Hier herrschte seit dem 28. Juni Klarheit. Unter taktischen Aspekten gab es jedoch noch erheblichen Abstimmungsbedarf. Dabei war selbst den beteiligten Akteuren nicht immer klar, wer für wen mit welchen Absichten sprach; ob das von unterschiedlichen Akteuren zu unterschiedlichen Zeiten an unterschiedlichen Orten Berichtete auch wirklich der offiziellen Regierungsposition entsprach; und ob widersprüchliche Informationen auf unvollständig Übermitteltes, falsch Verstandenes oder bewusst falsch Dargestelltes zurückzuführen waren.887 Das Phänomen selbst war für die beteiligten Akteure alles andere als neu. Multilaterale Entscheidungsprozesse bringen einen erhöhten Abstimmungsbedarf mit sich.





Hier nun bewährten sich die von Bevin initiierten Konsultationsmechanismen. Wie beabsichtigt, wurde die britische Hauptstadt zur entscheidungspolitischen Drehschreibe der Westmächte. Alle Fäden liefen an der Themse zusammen. Im direkten Gespräch mit Douglas versuchte Bevin, den Entscheidungsprozess in Washington zu beeinflussen; in der Regel zu einem Zeitpunkt, zu dem die Entscheidungsfindung am Potomac noch nicht abgeschlossen war, Bevin seinerseits aber wie in den ersten Krisentagen über ein strategisches Konzept verfügte und darüber hinaus eine klare Vorstellung über das weitere taktische Vorgehen hatte. Dabei profitierte er nicht nur von seiner starken Stellung im Kabinett, sondern schon im Vorfeld von kurzen internen Entscheidungswegen. Anders als Clay, der Armeeminister Royall unterstand, berichtete Robertson unmittelbar an den Außenminister. Informationen und Einschätzungen aus Berlin erreichten Bevin also ungefiltert. Die dann erforderlichen Konsultationen konnten, sofern keine militärischen Aspekte berührt waren, im Foreign Office – statt wie in Washington interministeriell – vorangetrieben werden. Meist war Bevin bemüht, mit Douglas eine Einigung zu erzielen. Nur wenn sich abzeichnete, dass die US-Regierung eine von London abweichende Position präferierte, versuchte Staatssekretär Strang den französischen Botschafter für den britischen Vorschlag zu gewinnen, um anschließend in trilateralen Konsultationen mit Douglas auch die Vereinigten Staaten an Bord zu holen.

In den ersten Krisentagen hatte die französische Regierung keinen Einfluss auf die Beratungen innerhalb des westlichen Lagers nehmen können. Sämtliche Konsultationen zur Strategie der Westmächte hatten zwischen Bevin und Douglas stattgefunden, teilweise mehrfach am Tag. Militärische Details wurden zwischen den britischen Vertretern der Stabschefs in Washington und den Joint Chiefs of Staff erörtert. Botschafter Massigli war reiner Informationsempfänger. Um Paris nicht zu verschrecken, hatte Strang darauf verzichtet, Massigli über militärische Aspekte des Krisenmanagements zu unterrichten. Bislang war das britische Kalkül aufgegangen. Anders als London und Washington hatte sich die französische Regierung zwar nicht öffentlich positioniert. Sogar hinter den Kulissen war jede Unterstützung, und sei sie allein „moralischer“888 Natur, ausgeblieben. Aber es hatte auch keine Anzeichen dafür gegeben, dass Paris den angelsächsischen Kurs torpedieren könnte. Gleichsam über Nacht schien sich das zu ändern.

Mit französischem Stillschweigen allein war es nämlich nicht getan. Im Rahmen einer zentralen deutschlandpolitischen Weichenstellung ging es um das öffentliche Bekenntnis Frankreichs, den auf der Sechsmächtekonferenz eingeschlagenen Kurs, den die Nationalversammlung mehr als zehn Tage zuvor gutgeheißen hatte, weiter zu verfolgen; und das hieß zugleich, sowohl die Teilung Deutschlands als auch den Bruch mit Moskau temporär zu vertiefen. Jetzt ging es um die Umsetzung, also darum, die Deutschen im Westen in die Verantwortung zu nehmen und ihnen im Rahmen einer beschränkten und kontrollierten staatlichen Selbstverwaltung Verantwortung zu übertragen. Die Londoner Empfehlungen sollten den Ministerpräsidenten in den westlichen Zonen übergeben werden. Just zu diesem Zeitpunkt erreichten Bevin beunruhigende Nachrichten aus Berlin. General Kœnig gab zu verstehen, die französische Regierung sei bestrebt, die Ergebnisse der Sechsmächtekonferenz neu zu verhandeln und die Umsetzung vorläufig auszusetzen.889 Es war, als hätte Stalin persönlich Regie geführt, einen Keil in das westliche Lager getrieben und das westdeutsche Projekt im Handumdrehen zu Fall gebracht.

In London machten sich Entsetzen und Verärgerung breit. Noch rätselte man, ob Kœnig nur für sich oder auch für seine Regierung gesprochen hatte. Umgehend wurde das Foreign Office auf allen diplomatischen Kanälen aktiv, um Frankreich zum Einlenken zu bewegen. Robertson wandte sich in einem Brief an Kœnig, der einmal mehr nicht in Berlin war und sich von General Noiret vertreten ließ. Kirkpatrick drängte Botschafter Harvey, bei Außenminister Bidault in Paris vorstellig zu werden. Und Bevin selbst bestellte am Morgen des 30. Juni den soeben von Konsultationen mit Schuman und Bidault aus der französischen Hauptstadt zurückgekehrten Botschafter Massigli ein. Dabei war das Anliegen stets dasselbe. Unter keinen Umständen durften sich die Westmächte dem sowjetischen Druck beugen. Vielmehr verlangte die Blockade Berlins nach westlicher Solidarität. „Je zügiger und geschäftsmäßiger“ die drei in den westlichen Zonen voranschritten, „umso nachhaltiger werde die Wirkung sowohl bei den Deutschen als auch bei den Russen sein“. Und um den französischen Sicherheitsbedenken Rechnung zu tragen, fügte Bevin unter Berücksichtigung der bevorstehenden Washingtoner Gespräche über eine gemeinsame transatlantische Sicherheitspolitik hinzu, „Frankreich werde nicht im Stich gelassen“.890 Sosehr Bevin auf ein gemeinsames Vorgehen setzte, so wenig ließ er allerdings Zweifel aufkommen, notfalls auf bizonaler Ebene mit den Amerikanern voranschreiten zu wollen.

Massigli war bemüht, sein Land nicht ins außenpolitische Abseits zu stellen. Vor dem Hintergrund seiner Pariser Gespräche erklärte er, es werde kein Zurück hinter die Londoner Beschlüsse geben.891 Entsprechende Anweisungen seien an General Kœnig ergangen. Nur einen Tag später übergaben die Militärgouverneure Clay, Robertson und Kœnig den elf Ministerpräsidenten der drei westlichen Zonen „die Geburtsurkunde der Bundesrepublik Deutschland“.892 Im Rückblick markiert der 1. Juli 1948 zweifellos eine tief greifende Zäsur. Auch die Zeitgenossen waren sich der historischen Bedeutung des Tages bewusst. Doch die Diktion der drei Dokumente und die Übergabezeremonie im IG-Farben-Haus in Frankfurt, dem Sitz des US-Hauptquartiers, führten ihnen zugleich vor Augen, wer bis auf weiteres Herr im westdeutschen Hause war. Und dass das Haus ein geteiltes Haus bleiben würde, wurde ihnen auch ohne eigenes Zutun klar, als die SMAD noch am selben Tag die Arbeit der Alliierten Kommandantur für beendet erklärte und die deutsche Hauptstadt einmal mehr als Teil des wirtschaftlichen Systems der eigenen Besatzungszone bezeichnete.893 Mit dieser doppelten Last machten sich die Deutschen im Westen auf ihren Weg zur Staatsgründung.

Anfang Juli hatte Bevin ein wichtiges Etappenziel erreicht. Seine deutschlandpolitische Strategie war intakt. Darüber hinaus hatte er gemeinsam mit den USA und Frankreich eine in den gesamtstrategischen Kontext eingebettete Krisenstrategie für Berlin auf den Weg gebracht. Hinter den Kulissen tobte indes ein Streit mit dem State Department über das weitere Vorgehen. Während es Bevin beim Aufbau der Luftbrücke und der Umsetzung der Londoner Empfehlungen gar nicht schnell genug gehen konnte, spielte er weiter auf Zeit, um einen diplomatischen Vorstoß in Moskau hinauszuzögern. Die US-Regierung hingegen drängte in London und Paris darauf, möglichst bald eine gemeinsame Note der drei Westmächte an die Sowjetunion zu richten, um den „Fall gegenüber dem eigenen Volk und der Welt darzulegen“.894 Nicht zuletzt die Begründung sorgte im Foreign Office und im Quai d’Orsay für Kopfschütteln. Schließlich war es eher ungewöhnlich, die nationale Öffentlichkeit mittels einer diplomatischen Note an eine ausländische Regierung über den eigenen Standpunkt in Kenntnis zu setzen, konnte Marshall doch jederzeit ganz einfach eine Pressekonferenz abhalten.895

Als Botschafter Douglas ihm den amerikanischen Notenentwurf am 30. Juni zukommen ließ, hielt Bevin weder den vorgeschlagenen Zeitpunkt noch den Inhalt für angemessen. Warum sollte der soeben mit Bedacht auf der Ebene der Militärgouverneure aufgegleiste Prozess ausgerechnet von den Westmächten infrage gestellt werden, zumal Sokolovskij in seinen schriftlichen Ausführungen den Streitgegenstand auf der technischen und lokalen Ebene gehalten und damit die Chance zur lokalen Konfliktregulierung nicht von vornherein ausgeschlossen hatte? Natürlich gab man sich in Whitehall keinen Illusionen hin, welches Spiel in Berlin wirklich gespielt wurde; dass es also weder um Währungs- noch gar um technische, sondern um eminent politische Fragen ging. Aber warum sollten die Westmächte die vorgeschobenen Gründe offiziell nicht für bare Münze nehmen, wenn eine Behandlung des Disputs auf Regierungsebene die deutschlandpolitische Büchse der Pandora öffnen und ihnen „nichts außer Peinlichkeiten“896 bescheren würde?

Sollten die Westmächte nicht zumindest einige Tage abwarten, um zu sehen, welche Wirkung ihre Maßnahmen, von der Luftbrücke über den Lieferstopp in die östliche Zone bis hin zu Bevins Unterhausrede und Marshalls Pressemitteilung, entfalteten? Würde der Gang nach Moskau zum jetzigen Zeitpunkt nicht signalisieren, dass die Westmächte die Luftbrücke ihrerseits abgeschrieben hatten, noch bevor überhaupt klar war, welche Tonnage nach Berlin eingeflogen werden konnte? Vor allem aber: Warum um alles in der Welt wollte das State Department der Sowjetunion ausgerechnet jetzt das erneute Zusammentreten des Außenministerrats anbieten? Genau darauf zielten doch sämtliche Bemühungen des Kremls. Trat der Rat erst einmal zusammen, dann ließen sich die Diskussionen gewiss nicht auf Berlin beschränken. Vielmehr würden die zentralen deutschlandpolitischen Streitfragen erneut in den Mittelpunkt rücken mit der Konsequenz, dass das in den zurückliegenden Monaten in Westdeutschland Erreichte wieder infrage gestellt und der soeben angelaufene Prozess womöglich zum Erliegen kommen würde. Schließlich war der Rat der Außenminister nach Kriegsende „als eine Art ständige Friedenskonferenz“ ins Leben gerufen worden, „die […] Friedensverträge auszuarbeiten hatte“.897 Genau darum konnte es jetzt aber nicht gehen.

Auch der im US-Notenentwurf als Alternative ins Spiel gebrachte Vorschlag, den UN-Sicherheitsrat mit der Blockade zu befassen, traf bei Bevin Ende Juni auf Ablehnung. Erst wenn die Bemühungen um die Aufhebung der Blockade auf der lokalen Ebene endgültig in eine Sackgasse geraten waren, war er – in der Erwartung, bis dahin auch die Verhandlungsposition des Westens gestärkt zu haben – bereit, in Moskau vorstellig zu werden. Auf diese Weise, so hoffte Bevin, ließ sich eine weitere Woche gewinnen. In einem ersten Schritt sollte deshalb Robertson auf Sokolovskijs Brief antworten, bevor es in einem zweiten Schritt zu einem Treffen der vier Militärgouverneure kam. Verlief das Gespräch ergebnislos, dann konnte in einem dritten Schritt eine Protestnote der drei Westmächte verfasst werden, ohne jedoch auch nur im Ansatz auf den Außenministerrat oder den UN-Sicherheitsrat einzugehen.898

Bei alledem sprach nicht nur der britische Außenminister, dessen Vertrauen in die Stärke des Westens nicht erschüttert zu sein schien. Es sprach auch der mit allen Wassern gewaschene ehemalige Gewerkschaftsführer, dem in ungezählten Verhandlungsrunden kein Trick verborgen geblieben war. Sonst hätte er im Gespräch mit Premierminister Attlee nicht darauf bestehen können, dass Stalin als Krisenverursacher und nicht der Westen als „belagerte Garnison“ einen Weg aus der verfahrenen Lage aufzeigen müsse.899

Bevin war entschlossen, den Vorstoß des State Department zu blockieren und seinen eigenen Vorschlag durchzusetzen. Deshalb bat er Attlee, der Besprechung mit Douglas im Anschluss an seine Unterhausrede am Nachmittag des 30. Juni beizuwohnen. Das Amt des Regierungschefs sollte der britischen Stimme zusätzliches Gewicht verleihen. Die Argumente indes blieben die des Außenministers. Parallel informierte er Botschafter Franks in Washington und General Robertson in Berlin. Franks sollte auf Lovett, den stellvertretenden amerikanischen Außenminister, und Robertson auf Clay einwirken. Zuvor hatte Bevin Botschafter Massigli persönlich informiert, so dass dieser noch mit Bidault Rücksprache nehmen konnte, bevor Strang den US-Notenentwurf am 1. Juli abschließend mit Douglas und Massigli diskutierte.

Bevins Kalkül ging auf. Der amerikanische Vorschlag fand nicht allein in London und Paris keine Unterstützung. Auch Douglas und Clay, die sich abgestimmt hatten, machten sich in ihren Berichten, in denen sie den britischen Standpunkt darlegten, sämtliche Argumente zu eigen.900 Angesichts der geballten Opposition willigte Lovett ein, noch einmal „den Kanal der Militärgouverneure zu nutzen“.901 Allerdings drängte er auf eine rasche Lösung vor Ort. Derweil sollte der Notenentwurf gründlich überarbeitet werden, so dass gegebenenfalls schnell gehandelt werden konnte.

Während die trilateralen Beratungen über einen neuen Notenentwurf in London liefen, wandte Robertson sich erneut in schriftlicher Form an Sokolovskij. Dabei stellte er bewusst auf den von der SMAD als temporär bezeichneten Charakter der Verkehrsbeschränkungen ab, gab einmal mehr der Erwartung zur unverzüglichen Aufhebung der Blockade Ausdruck und bat darum, die Details zeitnah mündlich zu besprechen. An keiner Stelle ging er explizit auf Sokolovskijs Hinhaltetaktik oder gar auf den eigentlichen Kern des Schreibens vom 29. Juni ein. An keiner Stelle adressierte er die nationale und internationale Dimension des Konflikts. Und an keiner Stelle ließ er westliches Entgegenkommen erkennen.902 In sich war das durch und durch konsequent, hatte die SMAD doch bislang keine Forderungen an die Westmächte gerichtet.

Um die Partner an sich zu binden und zugleich keinen Zweifel an der Geschlossenheit des westlichen Lagers aufkommen zu lassen, wurden die Militärgouverneure Clay und Kœnig gebeten, an dem Treffen mit Sokolovskij teilzunehmen.903 Royall und Bidault willigten ein, und sei es, um das „Risiko“904 eines bilateralen Dialogs zwischen Robertson und Sokolovskij zu vermeiden. Clay hatte bereits am 25. Juni für ein Treffen mit Sokolovskij plädiert; nicht weil er sich davon eine rasche Lösung des Konflikts versprach, sondern um einerseits definitive Klarheit über die sowjetischen Absichten zu erhalten und andererseits gegenüber der Öffentlichkeit den westlichen Wunsch nach einer friedlichen Streitbeilegung zu dokumentieren. Seine Skepsis mochte Anfang Juli ungebrochen sein. Inhaltlich hatte er aber nicht den geringsten Zweifel an der britischen Haltung: „I understand British position. Anyway, they are in it with us all the way now. Of that, I am sure and that is what really counts.“905 Über seinen Verbindungsoffizier ließ er für den späten Nachmittag des 3. Juli einen Termin mit Sokolovskij vereinbaren.

Das halbstündige Treffen zwischen Sokolovskij, Clay, Robertson und Noiret im sowjetischen Hauptquartier spiegelte die zentralen Trends der ersten zehn Krisentage wider.906 Moskau hatte die Westmächte zwar gezwungen, auf die Blockade zu reagieren. Dennoch behielten sie die Kontrolle über Zeitpunkt und Art des weiteren Vorgehens; so auch jetzt. Sie entschieden, dass es zu einem Treffen der Militärgouverneure kam; sie diktierten den Gesprächsinhalt. Die sowjetische Regierung hingegen wartete ab, welchen Kurs die Westmächte einschlagen würden. Die Zusammensetzung der westlichen Delegation reflektierte das Kräfteverhältnis innerhalb des westlichen Lagers. Frankreich war zwar mit seinem stellvertretenden Militärgouverneur vertreten und wahrte auch nach außen den Eindruck westlicher Solidarität, nahm aber keinen Einfluss. Die inhaltlichen Akzente wurden von der britischen Seite gesetzt. Robertson war der Taktgeber, hielt sich an die von Bevin vorgegebene Linie, den Konflikt seinerseits als lokale Angelegenheit darzustellen, hakte jedoch so lange nach, bis Sokolovskij gezwungen war, den eigentlichen Grund für die sowjetische Blockade zu nennen: die Politik der Westmächte in den westlichen Zonen Deutschlands.

Im schriftlichen Briefverkehr hatte Sokolovskij sich noch auf die vorgeschobenen Begründungen zurückziehen können. In der mündlichen Konfrontation, die die Nachfrage ermöglicht, gab es kein Entrinnen. Robertson hätte auf die Verkehrssituation eingehen können. Er hätte auch die unterbrochene Stromzufuhr ansprechen können. Weil aber die Versorgung der Bevölkerung in den Westsektoren Berlins bis zum frühen Morgen des 24. Juni fast ausschließlich über die Bahnstrecke Berlin–Helmstedt abgewickelt worden war und weil Sokolovskij am 29. Juni die Öffnung der Strecke zum frühestmöglichen Zeitpunkt in Aussicht gestellt hatte, verlangte Robertson nichts anderes als „eine Bestätigung, dass die Bahnlinie sehr kurzfristig wieder geöffnet werde“, sowie ein konkretes Datum. Noch einmal wand sich der sowjetische Marschall. Noch einmal bemühte er die Geschichte von einer Eisenbahnstrecke, die nach Jahren hoher Beanspruchung „ziemlich umfangreicher Reparaturarbeiten bedürfe“. Noch einmal sprach er von vorübergehenden Maßnahmen. Und noch einmal verwies er auf das der SMAD am Herzen liegende Wohlbefinden der 20 Millionen Deutschen in der östlichen Zone, das durch das von den Westmächten verursachte „wirtschaftliche Durcheinander“ gefährdet sei. Kurzum: Er versuchte, auf Zeit zu spielen und der Krise die Schärfe zu nehmen. Als wäre das noch nicht genug, fügte er zur Verblüffung der westlichen Militärgouverneure hinzu, von einer Blockade könne nicht die Rede sein. Wenn die Aussage angesichts des Lärms der unweit von Babelsberg einfliegenden Transportmaschinen etwas Absurdes hatte, dann war die wenige Sätze später vollzogene Wendung, mit der Sokolovskij die in den zurückliegenden Tagen mühsam aufgebaute Fassade krachend zum Einsturz brachte, geradezu abenteuerlich:

The Western Powers seemed to overlook the fact that the Berlin situation was essentially linked with the London Conference. They should have thought about that before. He was not responsible for the present troubles which arose from a conference at which his government was not represented and at which the interests of his country had not been considered.907

Hier, in diesen wenigen Sätzen, spiegelte sich die Essenz der Krise um Berlin. Auf einmal war nicht mehr die Rede von temporären Verkehrsbeschränkungen. Auch die Währungsreform wurde nicht mehr erwähnt. Umso klarer trat die sowjetische Strategie hervor: Waren die Westmächte bereit, die Londoner Beschlüsse auf Eis zu legen, an den Verhandlungstisch zurückzukehren und die deutsche Frage einer gemeinsamen Lösung zuzuführen, dann erledigte sich die Berlinfrage von selbst. Hielten sie hingegen an ihren Plänen für die westlichen Zonen fest, dann konnten sie nicht mit einem Entgegenkommen Moskaus rechnen. Unmissverständlicher hätte Sokolovskij sich zu der Funktion Berlins primär als Hebel und sekundär als Preis nicht äußern können. Das Treffen endete abrupt. Alles war gesagt. Im Westen verstummten auch die letzten Optimisten. Die Fronten zwischen den Konfliktparteien waren verhärtet wie nie zuvor.

6. Verhärtete Fronten

Noch am selben Abend informierten Clay, Robertson und Noiret ihre Regierungen über die gescheiterte Mission. Dabei rückten sie vier Ergebnisse in den Mittelpunkt ihrer Berichterstattung: Der Sowjetunion ging es in erster Linie nicht um Berlin, sondern um ganz Deutschland. Deshalb bestand auf Seiten der SMAD kein Interesse, die Frage der Zugangsbeschränkungen von und nach Berlin separat zu diskutieren. Sokolovskij selbst verfügte weder über ein Verhandlungsmandat noch über eigenen Handlungsspielraum. In der Konsequenz waren auch den westlichen Militärgouverneuren die Hände gebunden. Sie sahen keine Möglichkeit, auf ihren sowjetischen Kollegen einzuwirken.

Überrascht war in Whitehall niemand. Im Gegenteil, Sokolovskijs Haltung konnte als Bestätigung der von Außenminister Bevin bereits am Abend des 24. Juni skizzierten Strategie verstanden werden. Das britische Bemühen, den Konflikt auf der lokalen Ebene zu behandeln und strikt auf Berlin zu beschränken, war ja keineswegs von der Erwartung getrieben, ihn dort auch lösen zu können. Im Vordergrund stand vielmehr die Überlegung, eine erneute Diskussion über die deutsche Frage so lange wie möglich zu vermeiden und in der Zwischenzeit die eigene Verhandlungsposition zu verbessern. Daran hatte Bevin in den ersten zehn Krisentagen gearbeitet. Die Westmächte zeigten sich nach außen geschlossen und entschlossen. In den westlichen Zonen trieben sie die Staatsgründung voran und suchten den Schulterschluss mit den Deutschen, während sie den Berlinern in den Westsektoren mit der Luftbrücke dokumentierten, sie nicht im Stich lassen zu wollen.

Ihre selbst gesteckten Ziele verfehlten sie allerdings deutlich. Am 3. Juli, als die vier Militärgouverneure in Babelsberg zusammenkamen, flogen USAF und RAF 1237 Tonnen an Lebensmitteln nach Tempelhof und Gatow;908 rund ein Drittel weniger als die für diesen Tag angestrebte Transportleistung von 1890 Tonnen und kaum mehr als die Hälfte des kalkulierten Minimalbedarfs von 2000 Tonnen. Kohle konnte immer noch nicht transportiert werden. Von Beginn an musste deshalb auf die in den Westsektoren vorhandenen Vorräte zurückgegriffen werden. An allen Ecken und Enden fehlte es an Fachkräften und Material, um eine derart anspruchsvolle Mission innerhalb kürzester Zeit zu stemmen. Ganz besonders zu schaffen machte den Piloten das Wetter. Mitten im Sommer kämpften sie mit Schnee, Vereisung, heftigen Stürmen, peitschendem Regen und tief hängenden Wolken. Tempelhof und Gatow konnten bisweilen für Stunden nicht angeflogen werden. Nässe und Feuchtigkeit setzten der Elektronik der Flugzeuge massiv zu. Zeitweise fielen zwei Dutzend von ihnen aus.909

War Bevin also allzu leichtfertig an die Krise herangegangen, als er in den späten Abendstunden des 24. Juni den Kabinettskollegen selbstbewusst erklärt hatte, Verbleib und Versorgung seien keine Frage der Machbarkeit, sondern eine Frage des Willens? Hatte er sich von falschen Vorstellungen leiten lassen, als er sich dem amerikanischen Drängen, frühzeitig in Moskau vorstellig zu werden, mit der Begründung entzogen hatte, zunächst die Luftbrücke auszubauen, um nicht aus einer Position hoffnungsloser Unterlegenheit über ein Ende der Blockade verhandeln zu müssen? Das war die eine Lesart. Eine andere, Bevins eigene, kam zu einem anderen Schluss. Den Außenminister interessierte der Trend, nicht die Schlagzeile des Tages. Im Kontext der Luftbrücke hieß das: Gegenüber dem 30. Juni bedeutete die Transportleistung am 3. Juli eine Steigerung um das Vierzehnfache. An diesem einen Tag konnten mehr Lebensmittel eingeflogen werden als in den ersten fünf Tagen kombiniert. In den folgenden Tagen pendelte sich die Leistung zwischen 1100 und 1330 Tonnen ein,910 so dass Bevins Kalkül, die Lage innerhalb einer Woche substantiell zu verbessern und den Abbau der Vorräte in Berlin zu verlangsamen, aufzugehen schien.

Alles in allem war die Tendenz also positiv, auch wenn das erreichte Niveau noch nicht den kurzfristigen Erwartungen oder gar den langfristigen Erfordernissen entsprach. Allein schon um keine Kritik an seinem Kurs aufkommen zu lassen, konstatierte Bevin im Kabinett „sehr zufriedenstellende Fortschritte“.911 Zudem war absehbar: Fast täglich würden mehr Flugzeuge, darunter die von Clay geforderten C-54 Skymaster mit einer Transportkapazität von nahezu zehn Tonnen, und mehr Personal zur Verfügung stehen. Verteidigungsminister Alexander stellte den Einsatz von Flugbooten in Aussicht.912 Die ersten landeten am 5. Juli auf der Havel. Nach zahlreichen Testflügen in der amerikanischen Zone konnten ab dem 7. Juli auch Benzin und Kohle in kleinen Mengen eingeflogen werden. Mit Beginn der Luftbrücke wurden Flugplätze in der amerikanischen und der britischen Zone unter hohem Zeitdruck den Anforderungen angepasst und mit modernen elektronischen Hilfsmitteln ausgestattet. Und schließlich sollte schon bald mit dem Bau der südlichen Start- und Landebahn in Tempelhof begonnen werden, um die Kapazität des Flughafens zu erhöhen. Dennoch blieb die Luftbrücke bis auf weiteres eine improvisierte Operation, die zwar zwischen den zuständigen Stellen koordiniert, nicht aber als integrierte Mission durchgeführt wurde.

Grundsätzlich hatte sich an dem Dilemma, in dem sich die Westmächte befanden, nichts geändert. Moskau wollte zwar verhandeln, aber nur über Deutschland. Die Westmächte wiederum wollten, sofern Verhandlungen nicht zu vermeiden waren, nur über Berlin und das auch nur in Berlin sprechen. Eine Lösung war nicht in Sicht, schon gar nicht am Krisenort selbst. Noch vor dem Treffen der Militärgouverneure hatte Bevin eingewilligt, zwei bis drei Tage später mit einer offiziellen Note gegen die Blockade zu protestieren, sollte die Unterredung mit Sokolovskij keinen Ansatzpunkt für weitere Gespräche bieten.913 Dabei ließ er sich von vier Überlegungen leiten. Erstens war er entschlossen, Herr des Verfahrens zu bleiben und Stalin nicht die Initiative zu überlassen. Zweitens bot eine Note den Westmächten die Gelegenheit, dem Kreml die eigene Haltung noch einmal darzulegen und damit zugleich rote Linien aufzuzeigen. Das hieß aber auch: In dem Moment, in dem eine Note übergeben wurde, gab es, wollten die Westmächte ihre Glaubwürdigkeit nicht aufs Spiel setzen, keinen Weg zurück.914 Mehr noch, sie mussten sich in ihrem externen Handeln nicht nur an das Gesagte halten und, selbst wenn es intern Differenzen gab, nach außen Geschlossenheit demonstrieren. Unter Rückgriff auf geeignete Maßnahmen mussten sie auch mit aller Deutlichkeit unter Beweis stellen, dass sie notfalls in der Lage waren, sowjetisches Zuwiderhandeln mit Erfolg zu sanktionieren. Ansonsten liefen sie Gefahr, statt Treiber bald schon Getriebener zu sein und gerade dadurch, wenn auch ungewollt, die Krise zu verschärfen; denn, so hatte Anthony Eden am 30. Juni in Anspielung auf das Krisenjahr 1938 erklärt, „any vacillation on our part now would only encourage the rulers of the Soviet Union to believe that further pressure will result in further yielding, until at last a stand has to be taken which makes war inevitable.“915 Wenn schon „alles Handeln“ in Krisenzeiten „in einem bloßen Dämmerlicht verrichtet wird“,916 dann mussten die Westmächte darauf bedacht sein, Fehlwahrnehmungen auf Seiten des Gegners zu verhindern. Sie mussten sagen, was sie meinten, und tun, was sie sagten.

Drittens signalisierte eine Note, die Krise prinzipiell mit diplomatischen Mitteln lösen zu wollen. Auf dem Weg zu Gesprächen und später zu Verhandlungen konnte sie, ohne sich dabei dem sowjetischen Diktat zu unterwerfen, der erste Schritt zu einer friedlichen Konfliktregulierung sein. Scheiterten dennoch alle diplomatischen Bemühungen, dann taugte sie zusammen mit anderen Aktivitäten immer noch zur Rechtfertigung gegenüber der eigenen Bevölkerung, den Weg der Eskalation weder leichtfertig noch überhastet gewählt zu haben. Viertens schließlich musste eine offizielle Note, so klar sie die eigenen Interessen auch definierte und so wenig Zweifel sie an der Entschlossenheit erlaubte, ausreichenden Interpretationsspielraum eröffnen, um auch dem Gegner den diplomatischen Diskurs sinnvoll erscheinen zu lassen – sei es, weil er sich davon ungeachtet gegenteiliger Anzeichen letztlich einen Durchbruch zu seinen Gunsten am Verhandlungstisch versprach; sei es, weil er sich die Option eines gesichtswahrenden Rückzugs für den Fall offenhalten wollte, dass seine eigene Strategie nicht aufging.

Nicht allein der Inhalt der Note vom 6. Juli, auf den sich die Westmächte geeinigt hatten, sondern auch die Art der Übergabe reflektierte Bevins Überlegungen. Anders als am 7. Juni, als William Strang Botschafter Zarubin im Namen der drei Mächte das Schlusskommuniqué der Londoner Konferenz kommentarlos übergeben und damit zu verstehen gegeben hatte, den Weg in den westlichen Zonen unter Ausschluss Moskaus weitergehen zu wollen, empfingen dieses Mal die Außenminister selbst die sowjetischen Botschafter in Washington, London und Paris, um ihnen den Inhalt der Note zu erläutern. Und anders als im Juni wurde die Note auch nicht umgehend an die Presse verteilt. Alleine dadurch gaben die Westmächte zu verstehen, dass ihre diplomatische Initiative mehr sein sollte als nur Teil einer öffentlich ausgetragenen Propagandaschlacht.

Inhaltlich setzten sie in ihren fast identischen Noten drei Schwerpunkte. Sie sprachen von einer Verletzung bestehender Vereinbarungen, erläuterten ausführlich die sich aus der Besatzung ergebende rechtliche Lage, einschließlich des freien Zugangs nach Berlin, und betonten den Viermächtestatus der deutschen Hauptstadt. Vor dem rechtlichen Hintergrund bekräftigten sie dann ihre politische Absicht, an ihrer Stellung in Berlin festzuhalten, und verlangten die unverzügliche Aufhebung der Blockade. Erst dann, so ließen sie im letzten Teil wissen, seien sie „bereit, […] an Verhandlungen zwischen den vier Besatzungsbehörden in Berlin teilzunehmen, um jede Streitfrage, die sich aus der Verwaltung der Stadt Berlin ergibt, beizulegen“.917 Bevin hatte sich also mit seinen Forderungen gegenüber Washington durchgesetzt: Verhandlungen sollten von den Militärgouverneuren in Berlin über Berlin und nicht von den Außenministern im Außenministerrat oder im Rahmen der Vereinten Nationen über ganz Deutschland geführt werden. Mit keinem Wort ging die Protestnote auf das Gespräch der Militärgouverneure vom 3. Juli ein, ignorierte also ganz bewusst Sokolovskijs Kernaussage, wonach eine Lösung der Krise um Berlin ohne eine Lösung der deutschen Frage nicht auf der sowjetischen Tagesordnung stand.

Im Vorfeld möglicher Verhandlungen hatten die Westmächte ihre Position somit nicht nur abgesteckt, sondern, selbst wenn die Ausgangslage in Berlin das Gegenteil nahezulegen schien, auch gestärkt. Sämtliche Aussagen deckten sich mit den bekannten Stellungnahmen, ließen also keine Aufweichung der westlichen Haltung erkennen. Indem die Westmächte ihre Forderung nach einer Aufhebung der Blockade bekräftigten und nicht auf die Bemerkungen des Oberbefehlshabers der sowjetischen Truppen in Deutschland eingingen, gaben sie zu verstehen, dass sie nichts anderes als ein Nachgeben des Gegners erwarteten, auch wenn sie bis auf weiteres nicht damit rechneten. Ganz bewusst vermieden sie den Eindruck, unter allen Umständen auf eine rasche Einigung angewiesen zu sein. Stattdessen ließen sie erneut erkennen, über andere Optionen zu verfügen, um die Blockade zu konterkarieren. Aus verhandlungstaktischer Sicht war dabei weniger bedeutend, ob die vorhandenen Alternativen kurzfristig zum Erfolg führen konnten beziehungsweise welchen Mitteleinsatz die Westmächte präferierten. Entscheidend war vielmehr, dass der Kreml die Alternativen zunächst überhaupt als solche wahrnahm und dann zu der Erkenntnis gelangte, das von ihm verfolgte Ziel auf dem eingeschlagenen Weg nicht erreichen zu können. Schließlich eröffneten die ins Spiel gebrachten Verhandlungen nicht nur einen potentiellen Ausweg aus einer verfahrenen Situation. Mit der engen thematischen Vorgabe bewegten sich die Westmächte auch auf dem Terrain, das sie von den ersten sowjetischen Verkehrsbeschränkungen im Januar 1948 bis zur Unterbrechung des Interzonenverkehrs am 19. Juni 1948 als Reaktion der SMAD auf die westliche Ankündigung der Währungsreform stets von neuem vorgegeben hatten: Es konnte nur um Streitfragen gehen, die sich aus der Verwaltung Berlins ergaben.

Noch am Tag der Notenübergabe kamen Strang, Douglas und Massigli zusammen, um das weitere Vorgehen zu erörtern. Schnell waren die drei sich einig. Keiner rechnete mit einem raschen Ende der Blockade. Die Sowjetunion würde den Druck aufrechterhalten, allerdings nicht zum Preis einer militärischen Eskalation. Allein diese Überlegung sprach für einen systematischen Ausbau der Luftbrücke. Anders als die Militärregierung und die Kollegen in Moskau gingen die Diplomaten im Foreign Office immer noch davon aus, dass Stalins primäres Interesse nicht der deutschen Hauptstadt, sondern der politischen und wirtschaftlichen Kontrolle ganz Deutschlands galt.918 Nicht einmal ein Rückzug der Westmächte aus Berlin, so die Überzeugung, hätte daran etwas ändern können.919

Deshalb lautete die Erwartung, Stalin werde die Blockade kurzfristig nur aufheben, wenn die Westmächte ihrerseits entweder die Londoner Beschlüsse zurücknähmen oder einer Wiederaufnahme der Beratungen des Außenministerrats bei gleichzeitiger Suspendierung der westdeutschen Pläne zustimmten. „Dieses Risiko“, so hatte Ivone Kirkpatrick bereits am zweiten Tag der Blockade notiert, „sollte eingegangen werden, wenn wir überhaupt eine Chance haben wollen, aus der Sackgasse in Berlin zu kommen“.920 Sein Plädoyer vom 6. Juli, einen Verzicht auf die westdeutschen Pläne in Betracht zu ziehen, „um ein umfassendes Übereinkommen in Deutschland zu erzielen“,921 war also konsequent, auch wenn dem externen Betrachter nicht recht einleuchten wollte, warum ausgerechnet unter sowjetischem Druck gelingen sollte, was über Jahre nicht gelungen war.

Im kleinen Beraterkreis des Außenministers war die Meinung Kirkpatricks, der im Außenamt für seine „überhasteten und bisweilen törichten Entscheidungen“922 berüchtigt war, ebenso wenig mehrheitsfähig wie in dem von Strang geführten Botschaftergremium. Strang, Douglas und Massigli hielten zwar, sollte die Sowjetunion tatsächlich eine erneute Deutschlandkonferenz einfordern, eine Ablehnung schon im Hinblick auf die öffentliche Meinung nicht für opportun. Und dennoch stand bereits Tage, bevor die sowjetischen Botschafter die Antwortnote ihrer Regierung in Washington, London und Paris übergeben hatten, fest, „dass […] wir unsere Linie beibehalten sollten, dass [also] zuerst Berlin in einem geeigneten Gremium diskutiert wird“.923

Niemand lehnte sich deshalb zurück und wartete gelassen auf den Eingang der sowjetischen Antwortnote. Im Gegenteil, gerade weil nicht mit einem schnellen Ende der Blockade Berlins zu rechnen war, wollte Außenminister Bevin nicht ausschließen, dass es letztlich doch zu „Großmächtekonsultationen über die gesamte europäische Lage“924 kommen würde. Deshalb beauftragte er seinen Stab, eine deutschlandpolitische Bestandsaufnahme vorzunehmen, die Rückblick und Ausblick in einem, vor allem aber Options- und Positionspapier für künftige Beratungen mit den Verbündeten und für Verhandlungen mit der Sowjetunion sein sollte. Douglas empfahl er, Außenminister Marshall möge einen ähnlichen Prozess im State Department anstoßen. Tatsächlich führte Bevins Initiative diesseits und jenseits des Atlantiks zu weit reichenden Plänen. An der strategischen Entscheidung, den Kreml mit einer Mischung aus Entschlossenheit, Deeskalation und Abschreckung zum Nachgeben zu bewegen, änderte das jedoch ebenso wenig wie an Bevins Überzeugung, ein Junktim zwischen der Blockade Berlins und der ungelösten Deutschlandfrage vermeiden zu müssen, also die Aufhebung der Blockade nicht von einem Kurswechsel in den westlichen Zonen abhängig machen zu dürfen.

Am 14. Juli übergab Botschafter Zarubin im Foreign Office die Antwort seiner Regierung. Zwischen dem 6. und dem 14. Juli hatte es keinen Kontakt zwischen den Westmächten und der Sowjetunion gegeben. Die Nicht-Veröffentlichung der westlichen Note bis zum 10. Juli war vom Kreml also nicht als Signal verstanden worden, die Krise jenseits des medienpolitischen Scheinwerferlichts beizulegen. Stattdessen kehrte die sowjetische Regierung zu ihrer seit Beginn der Londoner Sechsmächtekonferenz geübten Praxis zurück, wonach diplomatische Noten nur noch ausgetauscht wurden, um dem Gegner öffentlichkeitswirksam die Schuld an der Teilung zuzuschieben. Insofern war der Tag der Notenübergabe mit Bedacht gewählt, hatten die westdeutschen Ministerpräsidenten in ihrer Stellungnahme zu den Frankfurter Dokumenten vom 10. Juli doch „besonderen Wert darauf [gelegt], daß bei der bevorstehenden Neuregelung alles vermieden wird, was geeignet sein könnte, die Spaltung zwischen West und Ost weiter zu vertiefen“.925 Dass sie die Londoner Beschlüsse nicht per se infrage stellten, rückte angesichts General Clays Kommentar vom 14. Juli, die Ministerpräsidenten hätten nicht nur „den Franzosen die gewünschte Gelegenheit gegeben, die mühsam erkämpfte Position im Westen wieder zu verschleppen, [… sondern auch] den Russen einen Trumpf in die Hand gegeben“,926 für einige Tage in den Hintergrund. Zweifellos aber spielte die Überlegung, sich noch einmal als Retter der deutschen Einheit in Erinnerung zu rufen und damit in dem Ringen um Deutschlands Seele zu obsiegen, in Moskaus Kalkül eine nicht zu unterschätzende Rolle, als die sowjetische Note noch am selben Abend über den staatseigenen Rundfunk verbreitet wurde.

Ein Hauch von verletzter Unschuld umwehte die repetitive Rechtfertigung der eigenen Politik, während sich der argumentative Stil bei aller Bestimmtheit im Detail letztlich im Ungefähren verlor. Gerade darin lag jedoch die Stärke der Antwort. Denn obwohl sie dem Verursacher der Krise Hintertüren offenhielt und auch den Betroffenen mehr indirekt als direkt Wege aus der verfahrenen Situation wies, erkennbar war vor allem eines: Strotzend vor Zuversicht, den Gegner, wie General Robertson es Anfang April pointiert formuliert hatte, „an der Gurgel“ zu haben,927 spielte Moskau auf Zeit.

Erst „die auf Spaltung und Teilung Deutschlands gerichteten Maßnahmen“ der Westmächte hätten die SMAD „gezwungen, unaufschiebbare Maßnahmen zu ergreifen, um die Interessen der deutschen Bevölkerung […] zu schützen“. Das war die erste Aussage. Wer sie genau las, verstand auch die doppelte Botschaft: Verzichteten die Westmächte auf die Umsetzung des Londoner Programms, dann konnte die Blockade beendet und den deutschen Interessen Genüge getan werden. Daraus ergab sich geradezu zwangsläufig die zweite Kernaussage, die anders als die erste über die Krise hinaus unmittelbar auf die Zukunft der deutschen Hauptstadt zielte. Beharrten die Regierungen Großbritanniens, Frankreichs und der USA auf ihren Plänen zur Staatsgründung in den westlichen Zonen, dann mussten sie den Verlust der westlichen Sektoren in Kauf nehmen, hatten sie doch mit der Zerstörung des „System[s] der Viermächteverwaltung Deutschlands […] auch die rechtliche Grundlage untergraben, die ihr Recht auf Teilnahme an der Verwaltung von Berlin sicherte.“ Beide Aussagen bestätigten Sokolovskijs Ausführungen vom 3. Juli: Primär kam Berlin die Funktion eines Hebels zur Durchsetzung der deutschlandpolitischen Ziele des Kremls zu; sekundär die eines Preises, ohne indes das übergeordnete Ziel der Kontrolle über ganz Deutschland aufzugeben.

Doch das war noch nicht alles. Schließlich hatten die Westmächte in ihrer Note Verhandlungsbereitschaft signalisiert. Auch hier demonstrierte die sowjetische Antwort, dass Moskau sich am längeren Hebel wähnte. Sonst hätte es die „Erfüllung irgendwelcher vorangehender Bedingungen“, also die von den Westmächten geforderte Aufhebung der Blockade als Voraussetzung für die Aufnahme von Verhandlungen, nicht ebenso kühl zurückweisen können wie die Beschränkung jedweder Gespräche auf Berlin, also die von den Westmächten implizit ausgeschlossene Einberufung des Rates der Außenminister, war die „Frage [der Verwaltung von Berlin doch] unmöglich von der Gesamtfrage der Viermächtekontrolle über Deutschland loszulösen“.928

In Whitehall war niemand von dem Inhalt der sowjetischen Note überrascht. In der Sache gab sich die sowjetische Regierung unnachgiebig. Doch auch wenn sie vermutlich bereit war, „in Deutschland größere Risiken einzugehen als anders­wo“,929 schien sie darauf bedacht zu sein, die Verwirklichung ihrer langfristigen Ziele nicht durch eine kurzfristige Eskalation des Konflikts gefährden zu wollen; „es sei denn als Folge einer Fehleinschätzung der Kräfteverhältnisse“.930 Genau darin aber lag die eigentliche Gefahr. Denn so uneinig sich die Diplomaten auch waren, ob der eigene Kurs zum Erfolg führen konnte oder doch nur die Wahl zwischen Rückzug und Eskalation blieb, so einig waren sie sich in ihrer Beurteilung der Politik des Kremls. Die Luftbrücke mochte die Machthaber in Moskau irritieren, ja angesichts der steigenden Transportleistungen sogar „beunruhigen“. Noch aber schienen sie nicht überzeugt zu sein, dass „wir es ernst meinten“, dass die Westsektoren tatsächlich mit einer Luftbrücke versorgt und damit die Blockade unterlaufen werden konnte, dass die Zeit nicht für, sondern gegen sie arbeitete und dass gerade deshalb die Wiederherstellung des freien Zugangs „ohne übermäßigen Prestigeverlust“931 mit voranschreitender Zeit nicht leichter werden würde. Solange das aber der Fall war, zeichnete sich keine Lösung der Krise ab. Vielmehr verfestigte sich der Eindruck, dass „wir uns erst am Anfang einer wohl langwierigen Operation befinden“.932

Damit stellte sich aber auch die Frage, wie es weitergehen sollte. Die Aufgabe Berlins kam nicht infrage. Dasselbe galt für eine Suspendierung der westdeutschen Pläne. Dennoch ergab sich aus den sowjetischen Aussagen zu Viermächtegesprächen ein möglicher Ansatzpunkt. Damit sollten zwar vor allem die Pläne in den westlichen Zonen zu Fall gebracht werden. Wenn es den Westmächten aber gelang, zunächst auf Verhandlungen über die Lage in Berlin zu beharren, ohne eine neue Viermächtekonferenz über ganz Deutschland mit sich im Vagen verlierenden Worten kategorisch auszuschließen, dann konnten sie einerseits weiterhin ihre Bereitschaft zu einer diplomatischen Lösung unter Beweis stellen und andererseits ihre Ausgangslage verbessern. Denn immer noch galt, was Frank Roberts im März 1946 aus Moskau berichtet hatte:

When there are deadlocks, […] we should cultivate the same patience as is shown by our Soviet allies and cease to feel that it is always our task to make an early gesture to break the deadlock. Such gestures are interpreted here as a sign of weakness and do harm rather than good to our relations. […] In all our dealings with the Soviet Union we should constantly bear in mind the absolute need for earning and maintaining respect. This means that we must be strong, and look strong.933

„Be strong, and look strong“ – das war das entscheidende Stichwort, nicht etwa im Sinne einer militärischen Eskalation, sondern als Rückbesinnung auf und Bekräftigung der von Bevin am Anfang der Krise skizzierten Strategie. „Um den Russen zu zeigen, dass wir es ernst meinen“,934 hatte er am Vormittag des 25. Juni dafür plädiert, die Westsektoren mit möglichst vielen Transportflugzeugen aus der Luft zu versorgen, die Londoner Empfehlungen in den westlichen Zonen zügig umzusetzen und amerikanische Bomber nach Europa zu verlegen. Die Luftbrücke war mittlerweile in vollem Gang. Am 15. Juli, einen Tag nach Eingang der sowjetischen Note, übertraf die Royal Air Force mit 932 Tonnen erstmals die Zielvorgabe von 750 Tonnen.935 Die Frankfurter Dokumente hatten Clay, Robertson und Kœnig den elf Ministerpräsidenten am 1. Juli übergeben. Jetzt kam es darauf an, den Deutschen im Westen klarzumachen, dass „die Schlacht für sie geschlagen [wurde, dass sie sich deshalb] beeilen und detaillierte Kritik für später aufheben“936 sollten. Unterstützt wurden sie dabei von Ernst Reuter, der die Ministerpräsidenten am 21. Juli als Gastredner auf der entscheidenden Konferenz im Jagdschloss Niederwald zwar darin bestärkte, „das Provisorium [des zu gründenden Staatswesens] zum Ausdruck [zu] bringen“, zugleich aber darauf drängte, „den Gaul über die Hürde zu bringen“, somit den „bisherigen politisch unentschiedenen Status“ zu beenden und auf der Basis einer Konsolidierung im Westen Deutschlands die Voraussetzung dafür zu schaffen, „um den Osten der Herrschaft der sowjetischen Besatzung eines Tages entreißen zu können“.937

Allein die Verlegung der amerikanischen B-29 nach Europa war auf britisches Bestreben hinausgezögert worden, um der sowjetischen Regierung die Gelegenheit zu geben, auf Robertsons Vorstoß vom 26. Juni zu reagieren und entweder die Blockade aufzuheben oder aber die Karten auf den Tisch zu legen. Ursprünglich hatte Bevin lediglich das Treffen der Militärgouverneure am 3. Juli abwarten wollen. Mit den Aussagen Sokolovskijs herrschte Klarheit. Parallel zu der Protestnote vom 6. Juli sollte der Druck auf Moskau erhöht werden.938 Die Hektik des Tagesgeschäfts und die mühsame Koordination zwischen London und Washington führten jedoch zu Verzögerungen. Auf Geheiß seiner Regierung hakte Botschafter Douglas am Nachmittag des 12. Juli bei Verteidigungsminister Alexander und den Stabschefs nach. Dann ging alles ganz schnell. Am nächsten Morgen, also noch vor Eingang der sowjetischen Antwort, verständigten sich Bevin und Alexander darauf, die US-Regierung um die Verlegung der Bomber zu ersuchen. Attlee und Morrison wurden am 14. Juli informell hinzugezogen. Sie gaben grünes Licht939 und bestätigten damit die Entscheidung des Kabinettsausschusses vom späten Nachmittag des 28. Juni.

Auf Empfehlung des Nationalen Sicherheitsrats befürwortete Präsident Truman das Gesuch der britischen Regierung.940 Insgesamt 60 B-29 Superfortresses der 28. und 307. Bombergruppen verließen im Laufe des 16. Juli die Weaver Air Force Base in Rapid City, South Dakota, und die MacDill Air Force Base in Tampa, Florida. Nach Zwischenstopps landeten sie am 17. beziehungsweise 18. Juli auf den Stützpunkten Scampton und Waddington in Lincolnshire sowie Marham in Norfolk. Jede Gruppe verfügte über 750 Mann Personal, die mit C-54 Transportflugzeugen eingeflogen wurden.

In London wurde die Verlegung der Bomber als „einer der wichtigsten Schritte“941 zur Stärkung der eigenen Position beurteilt. Allerdings legte Bevin Wert darauf, die sowjetische Regierung nicht zu provozieren. Deshalb „sollte ein direkter Zusammenhang mit der aktuellen Lage um Berlin sorgsam vermieden werden“.942 Über die US-Botschaft wurde die Presse informiert. Die Verlegung war, so die offizielle Erklärung, Teil einer Routineübung, die von der US-Luftwaffe ein Jahr zuvor aufgegleist worden sei. Allein: Worte waren das eine, Taten etwas ganz anderes. Denn was zählte, war weniger das kühl kalkulierte Understatement der Pressemitteilung als vielmehr die Demonstration westlicher Entschlossenheit. Dazu bedurfte es keiner expliziten Drohung oder gar eines Ultimatums. Entscheidend war die Bedingung der Möglichkeit, also die sichtbare Fähigkeit zur Kriseneskalation. Und dafür standen die Bombergruppen. Nichts anderes hatte Bevin am 30. Juni in seiner Rede im britischen Unterhaus zu verstehen gegeben.

Natürlich rechnete auch die von den Fieberschüben der frühen Jahre des Kalten Krieges erfasste Fleet Street eins und eins zusammen. Unweigerlich musste so der Eindruck entstehen, die Ankunft der Bombergruppen sei die westliche Antwort auf die sowjetische Note vom 14. Juli. Deshalb beließ es der Manchester Guardian in seiner Ausgabe vom 19. Juli auch nicht bei einem Foto zweier B-29 nebst Crews in voller Montur und der in ihrer Kürze alles sagenden Überschrift „The American Bombers“, sondern legte noch in einem separaten Artikel nach: „Der Flug der amerikanischen Bomber nach Britannien ist, da brauchen wir gar nicht drum herumzureden, ein symbolischer Schritt von beachtlicher Bedeutung – und Ermutigung.“ Der linksliberale Observer wiederum ließ seiner Titelgeschichte der Vorwoche, wonach es keinerlei Hoffnung gebe, den Berliner Bedarf an Kohle zu decken, am 18. Juli einen ebenso prominent platzierten Bericht zur Ankunft der 60 Superfortresses in England folgen.943 Las man beide Artikel zusammen, dann beschränkte sich der Interpretationsspielraum keineswegs auf die abschreckende Wirkung der Bomberflotte, der zufolge der Kreml wissen musste, dass ein sowjetisches Vorgehen gegen die Luftbrücke nicht ohne Konsequenzen bleiben konnte. Vielmehr zielten die, die die Verlegung der Bomber nach Europa als Ermutigung interpretierten, während sie zugleich die Versorgung Berlins aus der Luft zum Scheitern verurteilt wähnten, auf das offensive Drohpotential der strategischen Bomber, sollte sich die Lage in Berlin tatsächlich dramatisch zuspitzen.

Weltweit waren die B-29 als Atombomber bekannt. Der Abwurf der Atombombe auf Hiroshima durch die Enola Gay am 6. August 1945 hatte, ganz abgesehen von der psychologischen Wirkung, eine Zerstörung angerichtet, für die die Royal Air Force 300 ihrer Lancaster Bomber mit konventioneller Bombenlast zum Einsatz hätte bringen müssen. Wie sich erst Jahrzehnte später herausstellen sollte, waren die Bomber der 28. und 307. Gruppe aber nicht mit Atombomben bestückt; sie verfügten nicht einmal über die erforderlichen Vorrichtungen für den Abwurf atomarer Bomben.944 Neben der Enola Gay und der Bockscar, die am 9. August 1945 die Atombombe auf Nagasaki abgeworfen hatte, gab es 1948 unter den insgesamt 556 Bombern nur 28 weitere, die überhaupt mit Atombomben bestückt werden konnten. Das nukleare Zeitalter hatte zwar unwiderruflich mit dem Abwurf der beiden Atombomben in den ausgehenden Tagen des Zweiten Weltkriegs begonnen. Die Massenproduktion atomarer Bomben ebenso wie die Modifizierung ihrer Trägermittel – und das waren in einer Zeit, die weder Mittelstrecken- noch Interkontinentalraketen kannte, die B-29 – wurde aber erst nach dem kommunistischen Umsturz von Prag forciert.945

Bis heute ist nicht klar, was die sowjetische Seite über die Bestückung und die Konfiguration der nach England verlegten US-Bomber wusste. Es steht nicht einmal fest, ob Art und Ausrüstung der B-29 überhaupt zwischen London und Washington diskutiert wurden. Weder im britischen Kabinett noch im neu etablierten Kabinettsausschuss noch im Foreign Office wurde die Frage erörtert.946 Ob Donald Maclean, der in der britischen Botschaft in Washington tätige Geheimagent Stalins, in seiner Funktion als Sekretär des anglo-amerikanischen politischen Ausschusses zur Nuklearentwicklung im Bilde war, ist ungeachtet gegenteiliger Spekulationen947 bestenfalls fragwürdig. Aber selbst wenn er über detaillierte Informationen verfügte, dann sagt das noch nichts darüber aus, was er wie und wann tatsächlich nach Moskau übermittelte; wie das Berichtete in der sowjetischen Hauptstadt von wem aufgenommen wurde; und ob und gegebenenfalls wie die Informationen den politischen Entscheidungsprozess in Moskau beeinflussten. Und schließlich: Selbst wenn der Kreml in der Verlegung der US-Bomber nach Europa Elemente einer westlichen Politik des brinkmanship zu erkennen glaubte, dann wäre es töricht gewesen, daraus einen grundsätzlichen Mangel an westlicher Entschlossenheit abzuleiten, geschweige denn das faktisch existierende nukleare Monopol der Vereinigten Staaten infrage zu stellen.

Seit Hiroshima und Nagasaki mochte Stalin bemüht gewesen sein, in seinen öffentlichen Stellungnahmen das Normale des Nuklearen zu betonen. „Atombomben“, so ließ er sich zitieren, „sollen die verschrecken, die schwache Nerven haben.“948 Im kleinen Kreis aber wurde er nicht müde, die revolutionäre Bedeutung der neuen Waffe zu betonen: „Hiroshima hat die Welt erschüttert. Das Gleichgewicht ist gebrochen.“949 Deshalb trieb er sein eigenes Nuklearprogramm bis zum ersten erfolgreichen Test im August 1949 voran – koste es, was es wolle. Für das Krisenjahr 1948/49 bedeutete das: Stalin war zwar bereit, ein beträchtliches Risiko einzugehen, um seine deutschlandpolitischen Ziele doch noch zu erreichen. Die strategische Überlegenheit der Vereinigten Staaten, die in der Verlegung der 60 B-29 Mitte Juli ihren Ausdruck fand, setzte ihm jedoch ungeachtet seiner konventionellen Überlegenheit Grenzen, die gewaltsam zu überschreiten er tunlichst vermied, wollte er das zwischen November 1939 und Februar 1948 Erreichte nicht mit einem Schlag aufs Spiel setzen. Denn die vage Aussicht, etwas zu gewinnen, verblasste angesichts der eher im Bereich des Wahrscheinlichen als des Möglichen liegenden Gefahr, alles zu verlieren.

Der Stationierung der Bomber im Osten Englands kam also eine Bedeutung zu, die über die erste große Krise des Kalten Krieges hinausreicht. Von manchen noch als Episode empfunden, symbolisierte sie in Wirklichkeit den Eckstein einer neuen Epoche. Sie stand für die neue Rolle der USA im bipolaren Staatensystem, für ihr Selbstverständnis als Supermacht, für ihre Selbstverpflichtung gegenüber dem westlichen Europa und nicht zuletzt für den grundlegenden Wandel der Beziehungen zwischen Washington und London. Wenn der Kriegseintritt der Vereinigten Staaten im April 1917 neben vielem anderen als „historische Metamorphose der alten Staatenwelt zur neuen Weltpolitik“950 gedeutet werden kann, dann steht die Etablierung der vorgeschobenen (nuklearen) Stützpunkte der USA auf den britischen Inseln im Juli 1948 für die unwiderrufliche Ablösung der Pax Britannica durch die Pax Americana.

Bereits zwei Jahre zuvor hatten sich die Luftwaffenchefs beider Staaten unter strengster Geheimhaltung auf den Bau von Stützpunkten in East Anglia zur notfallmäßigen Nutzung durch amerikanische Bomber verständigt.951 Das ganze Ausmaß der Abhängigkeit wurde aber erst im Juli 1948 deutlich. Londons Abschreckungsfähigkeit vis-à-vis Moskau beruhte nämlich nicht nur auf der strategischen Luftüberlegenheit und dem nuklearen Arsenal der Vereinigten Staaten. Die Regierung Attlee hatte im Januar 1948 auch auf das jeder britischen Regierung seit dem Abkommen von Quebec im August 1943 zustehende Veto über den Einsatz amerikanischer Atombomben verzichtet, um im Gegenzug, wie sich erst später herausstellen sollte, strikt begrenzte Zusagen für eine erneute technische Kooperation im Nuklearbereich zu erhalten.952 Konkret bedeutete das: Während sich die britischen Stabschefs in ihren strategischen und operativen Überlegungen auf ein frühzeitiges Eingreifen der Vereinigten Staaten verließen, hatten sie nicht nur nicht den geringsten Einfluss auf die Planungen ihrer amerikanischen Kollegen. Ende der vierziger Jahre wurden ihnen auch detaillierte Informationen über das atomare Arsenal und die atomaren Kriegspläne der USA vorenthalten.

Umso erstaunlicher mag anmuten, dass die Verlegung der 60 B-29 nach England nicht an ein Stationierungsabkommen gekoppelt wurde, um auf diesem Weg die Mitsprache über Art und Umfang künftiger Einsätze von britischem Boden sicherzustellen. Stattdessen gab es lediglich eine informelle Vereinbarung, die auf dem Beschluss des britischen Kabinettsausschusses vom 28. Juni beruhte. Weder das Kabinett als kollektives Entscheidungsgremium noch das Unterhaus als parlamentarische Kontrollinstanz waren in diese weit reichende Entscheidung eingebunden, die inhaltlich und bündnispolitisch einen Präzedenzfall für die gesamte Epoche des Kalten Krieges schaffen sollte.

Wer darin aber die Gelegenheit zu erkennen glaubte, die Krise für die eigenen Ziele nutzen zu können, um „die Briten schon einmal mit den […] Gepflogenheiten vertraut zu machen, die mit der Stationierung einer fremden, wenn auch verbündeten Macht einhergehen“,953 ohne dass der Gastgeber sich dessen bewusst gewesen wäre, hatte das der Entscheidung zugrunde liegende Kalkül nicht verstanden. Je nach Perspektive konnten die britischen Inseln auf die Funktion eines „unversenkbaren Flugzeugträgers“954 reduziert werden. Schließlich verfügten die USA mit ihren britischen Stützpunkten über ein Drohpotential, das der Sowjetunion noch auf Jahre verwehrt bleiben sollte.

Die Initiative zur Stationierung der Bomber auf britischem Boden war aber von Bevin ausgegangen. Am 25. Juni hatte er Botschafter Douglas die Eckpfeiler seiner Strategie dargelegt und alles daran gesetzt, kurzfristige Interessen, also die Instrumentalisierung des strategischen Potentials der USA zur Krisenbewältigung, mit langfristigem Kalkül, der Bindung der Vereinigten Staaten an Europa zur Überwindung des übergeordneten Ost-West-Konflikts, zur Deckung zu bringen. Angesichts des ad hoc stärker gewichteten Nutzens der Abschreckung trat das mit der Stationierung verbundene Risiko einer erhöhten Verwundbarkeit des Vereinigten Königreichs zunächst in den Hintergrund. Erst mit der Verschärfung des Kalten Krieges gewann das Verlangen nach Mitsprache über den Einsatz der auf britischem Territorium stationierten amerikanischen Bomber einen wachsenden Stellenwert und fand mitten im Koreakrieg seinen Ausdruck in der vagen bilateralen Vereinbarung vom Oktober 1951.955

Mitte Juli schien es keinen Ausweg aus der verfahrenen Situation zu geben Beide Seiten, die Sowjetunion und die Westmächte, hielten an ihren Positionen fest. Vor allem unter den britischen Militärs machte sich die Sorge breit, die Konfliktparteien könnten auf eine kriegerische Auseinandersetzung zutreiben. Militärgouverneur Robertson setzte deshalb auf eine fundamentale Remedur.


7. Robertsons Remedur

Von der gescheiterten Londoner Außenministerkonferenz Mitte Dezember 1947 über die Londoner Sechsmächtekonferenz zwischen Februar und Juni 1948 bis hin zur Übergabe der Frankfurter Dokumente an die Ministerpräsidenten Anfang Juli 1948 hatte Robertson die Pläne zur Staatsgründung in den westlichen Zonen unaufhaltsam vorangetrieben. Dabei hatte er nie einen Zweifel daran gelassen, dass die Westmächte zwar langfristig an der Einheit Deutschlands festhalten wollten, dass die Teilung des Landes aber für einen nicht abzusehenden Zeitraum von den Deutschen im Westen akzeptiert werden musste, wollten sie nicht eines Tages mit Hammer und Sichel am Rhein aufwachen. Das westdeutsche Haus sollte zum endgültigen Heim werden und doch Provisorium bleiben, solange der östliche Teil Deutschlands „noch nicht angeschlossen“956 war.

Zugleich hatte Robertson sich nicht der Illusion hingegeben, die Sowjetunion könnte dem separaten Treiben in den westlichen Zonen tatenlos zusehen. Bereits im November 1947 hatte er, gestützt auf Erkenntnisse der Nachrichtendienste, die deutsche Hauptstadt als verwundbarste Stelle des Westens im Ringen mit Moskau ausgemacht.957 Allerdings hatte er wie die Londoner Zentrale nicht mit einer Blockade der Westsektoren gerechnet. Zu tief greifend, so die Überlegung, musste der damit einhergehende Ansehensverlust bei den Deutschen sein; und um deren langfristige Gunst wurde ja schließlich gerungen.

Die Bedenken Robertsons und seiner engsten Mitarbeiter waren aber auch so groß genug. Angesichts der isolierten geographischen Lage, davon war er überzeugt, ließen sich die Westsektoren langfristig nicht gegen den Willen des Kremls halten. Die westdeutschen Pläne ad acta zu legen, um sich das sowjetische Wohlwollen in Berlin zu sichern, kam für ihn aber nicht infrage. Im Gegenteil, je größer die politischen und wirtschaftlichen Fortschritte in den westlichen Zonen, so sein Kalkül im April 1948, umso kleiner wäre der mit einem Rückzug aus Berlin verbundene Prestigeverlust bei den Deutschen. Ganz in diesem Sinne, allerdings ohne den Berliner Kontext zu erwähnen, ermahnte er die Ministerpräsidenten in seiner Stellungnahme zu den Koblenzer Beschlüssen, „möglichst schnell […] voranzukommen“ und „die erweiterte Verantwortung“ in den eigenen Zonen anzunehmen, ohne „die Verantwortung auf sich zu nehmen für die gegenwärtige unglückliche Teilung“.958 Die angestrebte Einheit des Landes rückte dadurch zwar in immer weitere Ferne; doch nach britischen Vorstellungen führte der Weg zur Einheit ja ohnehin über die Teilung. Allein die Frage, was letztlich aus Berlin werden sollte, hatte den britischen Militärgouverneur seit dem Scheitern des Londoner Außenministerrates nicht mehr losgelassen.

Trotz aller Bedenken hatte er sich aber stets dem Primat des Politischen gebeugt und, abgesehen von regierungs- oder allianzinternen Beratungen, nach außen die Regierungslinie vertreten: so im Februar, als er seine Vorgesetzten vor erheblichen Veränderungen der Position der Westmächte in Berlin gewarnt und dennoch die Vorbereitungen für die Sechsmächtekonferenz vorangetrieben hatte; so im April, als er den langfristigen Verbleib in der deutschen Hauptstadt in Zweifel gezogen und dennoch im Kontext des Flugzeugunglücks von Gatow ohne Rücksprache mit der politischen Führung ein gezieltes Zeichen der militärischen Eskalationsbereitschaft gesetzt und damit für die Krisenmonate den entscheidenden Präzedenzfall geschaffen hatte, wonach Gewalt zwar mit Gewalt beantwortet, nicht aber von den Westmächten initiiert werden sollte; so im Juni, als er empfohlen hatte, Moskau mit Samthandschuhen anzufassen, und dann die Währungsumstellung in den Westsektoren ohne Zögern umgesetzt hatte; und schließlich auch in den ersten Wochen der Blockade, als er zwar die Versorgung der Berliner Bevölkerung aus der Luft als unmöglich erachtet, den Kurs seines Außenministers aber zu keiner Zeit infrage gestellt hatte. Im Gegenteil, nach dem Eingang der sowjetischen Note vom 14. Juli, deren Ton er als „eindeutig feindselig“ bezeichnete, plädierte er dafür, Stalin nicht allein „mit harten Worten“ zu beeindrucken, sondern darüber hinaus die „militärische Einsatzbereitschaft zu erhöhen“959 – nicht etwa, wie er dezidiert festhielt, um „die Russen zu provozieren“, sondern mit „der besten Aussicht, sie in Schach halten zu können“.960

Mit dieser Empfehlung befand Robertson sich in eklatantem Widerspruch zu den Vorschlägen, die er wenige Tage zuvor im Foreign Office unterbreitet hatte und nicht müde werden sollte, in den folgenden Wochen schriftlich wie mündlich in Erinnerung zu rufen. Hin- und hergerissen zwischen dem offiziellen Regierungskurs und seinem Plädoyer für einen „neuen Ansatz“,961 verfolgte er einen Weg, der auf atemberaubende Weise die Gleichzeitigkeit der Gegensätze verkörperte.

Die sowjetische Blockade hatte Robertson in seiner Auffassung bestärkt, die westlichen Sektoren nicht gegen den Willen Moskaus halten zu können. Wie die politische und die militärische Führung in London war er davon überzeugt, dass Stalin zwar einen „Weltkrieg“ vermeiden wollte, solange er nicht die heimische Wirtschaft gefestigt und sein Waffenarsenal um die Atombombe erweitert hatte, dass er aber bereit war, ein hohes Risiko einzugehen, um den wirtschaftlichen Wiederaufbau Westeuropas zu torpedieren oder aber, sollte ihm das nicht gelingen, die Westmächte aus Berlin zu werfen und damit die „letzte Ritze im Eisernen Vorhang zu schließen“.962 Kurzum: Nichts sprach für ein schnelles Ende der Blockade Berlins, alles aber für eine weitere Verschärfung der Lage.

Bereits Mitte Juli 1948 war die Lage ernst. Industrieaktivitäten und öffentlicher Verkehr verzeichneten Einbußen von 75 Prozent. Zwischen 18.00 Uhr und 6.00 Uhr fuhren weder Straßen- noch U-Bahnen. Straßenbeleuchtung und Stromversorgung waren um drei Viertel beziehungsweise zwei Drittel reduziert. Die privaten Haushalte hatten nur für vier Stunden Strom. Nichtsdestotrotz lag der tägliche Bedarf an Kohle immer noch bei 1600 Tonnen; und das allein in den Sommermonaten. Die US-Luftwaffe hatte soeben erst begonnen, kleine Mengen an Kohle einzufliegen, die den Bedarf nicht annähernd zu decken vermochten. Die Royal Air Force flog bis zum 19. Juli überhaupt keine Kohle ein, so dass die Vorräte dramatisch zurückgingen. Vor diesem Hintergrund musste bis Ende Juli mit einem weit gehenden Zusammenbruch der Industrie und in der Folge mit einer Massenarbeitslosigkeit von bis zu 50 Prozent gerechnet werden.

Noch war die Moral der Westberliner intakt, ihre Unterstützung für die Politik der Westmächte überwältigend, ihr Vertrauen in die Luftbrücke ungebrochen.963 Kein anderer verstand es in diesen Wochen besser als Ernst Reuter, ihren Durchhaltewillen zu befeuern. Mit demagogischem Geschick verstieg er sich zu gewagten historischen Vergleichen, die zu hinterfragen die aufgeladene Atmosphäre der Krisenmonate einfach nicht zuließ. Der Zweck heiligte die Mittel. Kurzerhand erklärte Reuter Berlin zum „Stalingrad der deutschen Freiheit“ und die Berliner in den westlichen Sektoren mit ihren „Leibern“ und ihrem „Willen“ zur „Mole, an der die Wellen sich brechen werden“964. Der Hunger nach Freiheit sollte über die zu niedrige Kalorienzahl siegen. So trieb Reuter die Bevölkerung in einer alles andere als konzertierten Aktion mit den sowjetischen Machthabern in die Arme der Westmächte. Und nebenbei reklamierte er für Berlin auch noch die „Rolle als Treuhänderin der deutschen Einheit“.965

Aus der Umarmung ergab sich für die Westmächte die Verpflichtung, in ihrem Bemühen nicht nachzulassen. An der Themse hatte man zwar schon früh die Unterstützung der Berliner und der Deutschen in den westlichen Zonen zur Voraussetzung für den eigenen Erfolg erklärt. Mittlerweile gab es aber auch im Außenamt Stimmen, die „unter diesen Umständen weitere Erklärungen wie die von Professor Ernst Reuter, die unsere Flagge noch fester an den Mast nageln, […] als eine zusätzliche Peinlichkeit“966 empfanden. Denn die Zweifel, die Westsektoren über einen längeren Zeitraum aus der Luft versorgen und auf diese Weise dem sowjetischen Druck widerstehen zu können, hatten zugenommen. Nur offen zugeben wollte das so recht niemand.

Während sich nicht wenige Berliner darauf einrichteten, „eine Frontstadt auf Lebenszeit zu werden“,967 stellte Robertson die Überlebensfähigkeit des westlichen Teils der Stadt selbst dann infrage, wenn die Versorgung der Bevölkerung sichergestellt war. Damit knüpfte er nahtlos an seine skeptischen Aussagen aus dem April an. Schließlich war absehbar, dass die Westsektoren angesichts der defizitären Handelsbilanz so unumgänglich auf „massive monatliche Finanzspritzen“968 aus den westlichen Zonen angewiesen sein würden wie ein Schwerkranker auf die Leben erhaltende Infusion.

Weit drängender stellte sich aber die Frage, wie lange die Westberliner überhaupt noch durch die Luftbrücke versorgt werden konnten. 52 Prozent der Bevölkerung meinten, die Westmächte könnten die Versorgung nicht über die Wintermonate sicherstellen.969 Brach aber erst einmal das Vertrauen der Berliner weg, dann war es um die Westmächte geschehen. Und genau davon war Robertson überzeugt. „In Berlin werden sie [die Russen, V.M.] uns letztlich auf einen Zustand würdeloser Ohnmacht reduzieren“,970 kabelte er mit kategorischer Gewissheit vom ostwestfälischen Stützpunkt Lübbecke und unterfütterte seinen Pessimismus mit Zahlen. Mitte Juli lag die tägliche Transportleistung unter normalen Wetterbedingungen bei 1800 Tonnen. Der Bedarf belief sich aber auf 3200 Tonnen, davon 1400 Tonnen Trockennahrung, 1600 Tonnen Kohle und 200 Tonnen sonstige Güter. Es bedurfte also einer Steigerung der Transportmenge um achtzig Prozent. Und das war noch nicht alles. Schon für den Monat September wurde mit einem zusätzlichen Bedarf von 300 Tonnen Kohle pro Tag gerechnet; für die Wintermonate mit weiteren 1500 Tonnen oder gar, kam es zu einem Jahrhundertwinter wie 1946/47, mit 2500 Tonnen; also mit einem täglichen Total von 5000 bis 6000 Tonnen. Gewiss, in den verbleibenden Sommerwochen konnte man notfalls auf den Durchhaltewillen der Berliner setzen und den täglichen Bedarf auf ein Minimum von 1500 Tonnen drücken; mit Gemeinschaftsküchen, aber ohne Beleuchtung, Heizung, öffentlichen Transport, ja ohne Industrieaktivitäten gleich welcher Art.971 Aber das konnte keine langfristige Lösung sein, schon gar nicht für die kalten Wintertage und noch kälteren Nächte.

Luftwaffenchef Tedder und sein Stellvertreter Robb stützten Robertsons Analyse. Die Royal Air Force war bereits jetzt mit ihren Transportkapazitäten am Anschlag. Nach ihren Berechnungen gab es nicht nur „keine Aussicht auf eine substantielle Steigerung der britischen Luftbrücke nach Berlin. Tatsächlich musste sogar mit einem Rückgang [der Transportleistung] gerechnet werden.“972 Wartungs- und Reparaturarbeiten an den betagten, stark beanspruchten Flugzeugen ebenso wie Trainingsflüge schienen ihnen keine andere Wahl zu lassen. Im Umkehrschluss hieß das: Die US-Luftwaffe musste ihren Beitrag mindestens vervierfachen, sollte die Luftbrücke nicht auf absehbare Zeit scheitern. Doch daran mochte so recht niemand glauben, zumal sich die maximale Kapazität von Gatow und Tempelhof nach britischen Schätzungen auf 4000 Tonnen pro Tag belief und damit mindestens 25 Prozent unter den für den Winter kalkulierten Erfordernissen blieb. An die Vorstellung, unter den Bedingungen der Blockade auch noch einen Flughafen im französischen Sektor zu bauen, wagte sich zunächst niemand.

Militärs, Mandarine und Medienschaffende waren somit da angekommen, wo sie sich schon Ende Juni befunden hatten. Aus ihrer Sicht konnte die Luftbrücke zwar für einen begrenzten Zeitraum Linderung verschaffen. Eine Lösung war sie aber nicht. Vielmehr schien „das Unvermeidbare (keine Nahrung, keine Kohle, Zusammenbruch der Moral, Vichyismus in Frankreich)“973 unaufhaltsam näher zu rücken.

Vor diesem Hintergrund machte Robertson sich am Abend des 9. Juli von Berlin auf den Weg nach London. Das Wochenende verbrachte er mit der Familie in Lohausen bei Düsseldorf.974 Neben seiner Poloausrüstung hatte er ein mehrseitiges Memorandum zur aktuellen Lage in Berlin im Gepäck; und das hatte es in sich, plädierte Robertson doch bei aller gar nicht zu verkennenden Widersprüchlichkeit für einen deutschlandpolitischen Neubeginn. In den zurückliegenden Wochen hatte es keine Anzeichen dafür gegeben, dass er den Kurs seines Außenministers fundamental infrage stellen könnte. Im Stillen muss er aber überzeugt gewesen sein, dass Bevins Haltung letztlich ins Verderben, also in den Krieg führen würde. Den Text hatte er ganz bewusst nicht vorab nach London telegraphiert. Stattdessen setzte er auf einen Überraschungseffekt, um die engsten Vertrauten des Außenministers im persönlichen Gespräch zu überzeugen, Zweifel umgehend zu entkräften und die Deutungshoheit über seinen Vorschlag nicht zu verlieren. Die Überraschung sollte ihm gelingen. Am Morgen des 12. Juli übergab er William Strang das Memorandum. Den Text hatte Strang schon aus Zeitmangel nicht gründlich lesen können, die Brisanz aber rasch erkannt. Wenig später versammelte er eine kleine Gruppe hochrangiger Diplomaten in seinem Büro.975 Dass es Robertson weder in dieser noch in späteren Sitzungen noch im schriftlichen Hin und Her der folgenden Tage und Wochen gelang, die Kollegen auf seine Seite zu ziehen, lag weniger an der Vorgehensweise als vielmehr an der alles in allem fehlenden Stringenz seiner Ausführungen, vor allem aber an der mangelnden Überzeugungskraft seiner Argumente.

Robertsons Memorandum war, anders als Zeitgenossen und Zeithistoriker griffig formulieren sollten,976 kein Plan mit klaren inhaltlichen oder gar zeitlichen Vorgaben, sondern ein Puzzleteil in einem Sammelsurium aus unterschiedlichen, über einen Zeitraum von mehreren Wochen zusammengetragenen Stücken, die sich in der Summe zu keinem großen Puzzle zusammenfügen wollten. Seine Schwäche lag darin, dass der ursprüngliche Text zwar den entscheidenden Gedankenanstoß gab, letztlich aber seltsam unfertig daherkam und gerade deshalb nicht zum Referenzpunkt taugte. Sosehr dem Memorandum Stringenz und Überzeugungskraft fehlten, so unerbittlich brach sich Robertsons Kernanliegen, dem er fast alles unterordnete, Bahn: Er wollte den Krieg, auf den er die Westmächte unaufhaltsam zutreiben sah, vermeiden; war bemüht, außenpolitischen Handlungsspielraum zurückzugewinnen; und setzte alles daran, beiden Seiten, Ost und West, einen Ausweg aus der Krise ohne Gesichtsverlust zu ermöglichen.

Stets die eigene Prämisse der zum Scheitern verurteilten Luftbrücke vor Augen, identifizierte Robertson drei Handlungsoptionen: den Rückzug aus Berlin; eine militärische Eskalation mit der Wahrscheinlichkeit eines dritten Weltkriegs; eine Verhandlungslösung, die den Verzicht auf die Gründung eines separaten Staates in den westlichen Zonen in Kauf nahm. In der einen oder anderen Variante sprachen sich die westlichen Militärgouverneure offen oder stillschweigend jeweils für eine der genannten Optionen aus, hatten also sehr unterschiedliche Vorstellungen über das weitere Vorgehen. Alle drei konnten sich aber mit ihren Plädoyers gegenüber ihren Regierungen in Paris, Washington und London nicht durchsetzen. General Kœnig, so berichtete Robertson nach London, befürwortete schon aus Kriegsangst einen Rückzug aus der deutschen Hauptstadt.977 Robertson selbst hatte sich bereits im April mit einer Aufgabe Berlins befasst und in klarem Widerspruch zu den Vorgaben seines Außenministers zu erkennen gegeben, dass das von vielen in den eigenen Reihen an die Wand gemalte Gespenst eines Rückzugs schnell seinen Schrecken verlieren könnte;978 allerdings unter drei Bedingungen: Die politische und wirtschaftliche Konsolidierung im Westen Deutschlands musste weit fortgeschritten sein. Ein Rückzug aus Berlin durfte nicht mit einem tief greifenden Vertrauensverlust der Deutschen in die westliche Politik einhergehen. Und ein Abschied von der Spree durfte nicht nur kurzfristig zur Beilegung der Krise führen, sondern musste auch eine langfristige Entspannung zwischen Ost und West nach sich ziehen.

Alle drei Voraussetzungen waren offensichtlich nicht erfüllt. Wirtschaftlich gab es Anzeichen für eine grundlegende Trendwende, aber alles stand noch auf tönernen Füßen. In ganz besonderer Weise galt das für den politischen Neubeginn. Die Frankfurter Dokumente waren gerade einmal vor elf Tagen an die westdeutschen Ministerpräsidenten übergeben worden. Die soeben eingegangene Stellungnahme der Länderchefs ließ nicht nur erahnen, wie holprig der Weg zur Staatsgründung im Westen noch werden konnte. Sie weckte auch tief sitzende nationale Ressentiments. „Immer“, so kommentierte der selten um ein undifferenziertes Urteil verlegene Ivone Kirkpatrick, „verlangen die Deutschen zu viel“,979 um dann noch Julius Streicher, den ehemaligen Herausgeber des Hetzblattes Der Stürmer und „Wortführer eines pornographischen Lumpenantisemitismus“,980 mit einer ihm zugeschriebenen Aussage zustimmend als Kronzeugen zu zitieren: „‚Der Deutsche ist nie zufrieden.‘“981





Die Irritationen zwischen den Militärgouverneuren und den Ministerpräsidenten waren schnell ausgeräumt. Mit einer westdeutschen Regierung war aber dennoch nicht vor dem dritten Quartal 1949 zu rechnen. In dieser fragilen Lage hätte ein Rückzug aus Berlin ein fatales Signal an die Deutschen in den westlichen Zonen gesendet. Er hätte das Vertrauen in die Fähigkeit der Westmächte, sich dem Druck Moskaus zu widersetzen und im Ringen um Deutschland zu obsiegen, ebenso erschüttert wie er dem westlichen Prestige irreparablen Schaden zugefügt hätte.

Eine langfristige Entspannung zwischen den antagonistischen Blöcken konnte mit der westlichen Aufgabe Berlins auch nicht herbeigeführt werden. Robertson hatte sich mittlerweile der im Foreign Office vorherrschenden Meinung angeschlossen, wonach es Stalin in erster Linie eben nicht um die Einbindung ganz Berlins in die östliche Zone, sondern um die langfristige Kontrolle über ganz Deutschland ging. Vor diesem Hintergrund kam auch für Robertson ein Rückzug aus Berlin nicht infrage.

Der amerikanische Militärgouverneur vertrat die Gegenposition zu Kœnig. Auch darüber berichtete Robertson nach London.982 Wie bereits im April während der Teilblockade plädierte Clay für ein gewaltsames Vorgehen. Auch wenn er eine maximale Verstärkung der Luftbrücke anmahnte, äußerte er sich aus Kosten- und Kapazitätsgründen kategorisch kritisch über die Erfolgsaussichten: „I realize that the expense of the airlift is great and that it cannot be kept up indefinitely.“983 Anders als Robertson war er aber entschlossen, der sowjetischen „Politik der Aggression hier und jetzt“ ein Ende zu bereiten; in vollem Bewusstsein der damit einhergehenden „ernsten Gefahr eines Krieges“.984 Stalin bluffe. Gerade deshalb müsse er auf die Probe gestellt werden – je früher, desto besser; und am besten mit einem Konvoi aus gepanzerten Lastwagen, einer Feldjägerkompanie, einem bewaffneten Stoßtrupp, einem Pionierbataillon, einem britischen Infanteriebataillon und einem französischen Spezialkommando zur Panzerzerstörung, das auf die Luftunterstützung der auf die britischen Inseln verlegten B-29 Bomber zählen konnte.985

Robertson war zutiefst beunruhigt; zum einen weil Clays Stabsmitarbeiter sich noch nicht einmal die Mühe machten, mit der Absicht ihres Chefs hinter dem Berg zu halten; zum anderen weil Clay selbst den Eindruck vermittelte, anders als noch im April auf gutem Weg zu sein, Washington für eine militärische Eskalation zu gewinnen. Dabei vermochte er nicht einzuschätzen, ob Clay bewusst überzog oder ob er in Wirklichkeit darauf zielte, die britische Regierung für seine harte Gangart einzuspannen, um mit Hilfe Londons Druck auf seine Vorgesetzten in Washington ausüben zu können. Schließlich hatte Bevin ihn schon einmal überrascht, als er zu Beginn der Blockade den Kurs der Westmächte vorgegeben und die Zauderer am Potomac auf Linie gebracht hatte.

Tatsächlich unterstützte eine Mehrheit der amerikanischen Öffentlichkeit die wenigen Falken unter den eigenen Militärs.986 Und genau darauf setzte Clay, als er Armeechef Bradley seinen Vorschlag noch vor Eingang der sowjetischen Note am 10. Juli unterbreitete. Anders als im April stieß er nicht sogleich auf Ablehnung. Vielmehr wurde er angewiesen, einen Plan auszuarbeiten, auf dessen Grundlage vertiefte Beratungen stattfinden konnten. Wenige Tage später bat ihn Armeeminister Royall, nach Washington zu kommen, um das weitere Vorgehen mit ihm, Bradley und ausgewählten Vertretern des State Department zu besprechen.987 Allein daran war erkennbar, wie kritisch die Lage in Washington eingeschätzt wurde. Dabei wusste Clay nicht, dass auch Präsident Truman sich in Kürze mit seinem Vorschlag befassen sollte.

Die Details der inneramerikanischen Diskussion blieben Robertson verborgen. Auch in London wurde weder die politische noch die militärische Ebene mit Clays Vorschlag befasst. Robertson sprach aber für ganz Whitehall, wenn er seine Kritik aus den Apriltagen erneuerte und den Vorschlag seines amerikanischen Kollegen als „militärisch nicht durchdacht und politisch töricht“ bezeichnete. „Wenn wir schon einen Krieg beginnen, dann gibt es wahrlich bessere Wege, das zu tun.“988 Die Rote Armee, so Robertson, verfüge über zahlreiche Mittel, den Konvoi auf der Autobahn Helmstedt-Berlin zum Stillstand zu bringen. Mehr als vierzig Jahre später bestätigte Andrej Gromyko, der langjährige sowjetische Außenminister, in einem Gespräch mit seinem ehemaligen US-Kollegen Henry Kissinger das Kalkül des britischen Militärgouverneurs. Stalin war bereit, sich einem konventionellen Vorstoß der Westmächte militärisch zu widersetzen. Für einen lokal begrenzten Konflikt fühlte er sich stark genug.989 Natürlich hätte er damit nur ein erstes Scharmützel und nicht bereits die Schlacht um Berlin gewonnen. Aber wären die Westmächte dann nicht erst recht gezwungen gewesen, militärisch aufs Ganze zu gehen, allein schon damit Clays Vorstoß nicht als Bluff mit potentiell verheerenden Konsequenzen für die westliche Rolle im sich rasch ausbreitenden Kalten Krieg entlarvt wurde? Wären die Westmächte dann nicht, ohne ihre diplomatischen Mittel ausgeschöpft zu haben, in die große militärische Konfrontation hineingestolpert, auf die beide Seiten nicht nur nicht vorbereitet waren, sondern die sie auch, soweit es im Rahmen ihrer Möglichkeiten lag, vermeiden wollten?

Neben diesem dramatischen Szenario sprach ein weiterer Grund gegen Clays Idee. Bis zum 24. Juni hatte der größte Teil der von den Westsektoren importierten Güter die Bevölkerung auf dem Schienen- und Wasserweg erreicht, also nicht über die Autobahn. Selbst wenn ein Konvoi aus 200 Lastwagen nach Berlin durchgekommen wäre, wäre der Erfolg somit in erster Linie symbolischer Natur gewesen. Der tägliche Bedarf ließ sich kurzfristig nämlich nicht auf dem Landweg über die Autobahn decken. Dass die sowjetische Besatzungsmacht aber über Mittel und Wege verfügte, den Schienenverkehr auch ohne Anwendung militärischer Gewalt lahmzulegen, hatte sie in den ersten Apriltagen unter Beweis gestellt.

Clays Vorschlag, die Blockade gewaltsam zu durchbrechen, erschien also in mehrfacher Hinsicht nicht zielführend. Deshalb hoffte Robertson, dass sich auch die US-Regierung gegen ein unkalkulierbares militärisches Abenteuer entscheiden würde. Seine eigenen Bedenken reichten aber weit über Clays Initiative hinaus. Wenn, worauf alles hindeutete, Stalin die Blockade aufrechterhielt und, wovon Robertson überzeugt war, die Bevölkerung in den Westsektoren langfristig nicht aus der Luft versorgt werden konnte, die Westmächte aber dennoch an Berlin und an ihren Plänen für die westlichen Zonen festhalten wollten, dann lief alles auf eine kriegerische Konfrontation hinaus, bei der, weil Stalin vermeintlich am längeren Hebel saß, den Westmächten die Last der militärischen Eskalation zufallen würde. Wenn hingegen, wie Robertson nicht müde wurde zu betonen, die westlichen Partner an Berlin festhalten und eine militärische Konfrontation mit der Sowjetunion vermeiden wollten, dann musste eine Verhandlungslösung her, die auf eine Kernforderung Moskaus einging, mithin die Pläne zur Staatsgründung im Westen Deutschlands zur Disposition stellte.

Wer die Initiative des britischen Militärgouverneurs vom 12. Juli 1948 und die sich anschließenden mündlichen und schriftlichen Interventionen verstehen will, der muss sich der Prämisse bewusst sein, die Robertsons Denken und Handeln in jenen Wochen bestimmte. Im Schraubstock der Krise wähnte er die Westmächte in einer ausweglosen Abwärtsspirale. Ursächlich dafür war die sowjetische Blockade. Doch es war die westliche Reaktion auf die Sperrung der Zugangswege nach Berlin und nicht die Blockade per se, die aus Robertsons Sicht in den Krieg zu führen schien. In dieser Logik oblag es dem Westen, so bitter die Einsicht auch sein mochte, und nicht der Sowjetunion, einen Weg aus der Krise zu weisen. Mit anderen Worten: Der unbedingte Wille, Europa und die Welt vor dem dritten großen Krieg in nicht einmal vier Jahrzehnten zu bewahren, war der ausschlaggebende Beweggrund der Initiative, nicht aber die Verhinderung der deutschen Teilung, die Robertson selbst für geraume Zeit für unvermeidlich gehalten und durchaus vorangetrieben hatte, um am Ende nicht in Deutschland und Europa mit leeren Händen dazustehen.

Es ging also um eine Verhandlungslösung, eine genuine Verhandlungslösung, bei der beide Seiten zu Kompromissen bereit sein mussten. Den Sowjets lediglich den Eindruck zu vermitteln, dem Westen wäre an einer Einigung gelegen, während er in Wirklichkeit nur darauf bedacht war, sich der Öffentlichkeit als aufrechte Partei zu präsentieren, den Gegner auszuhorchen und obendrein Zeit zu gewinnen, musste nach Einschätzung Robertsons „innerhalb weniger Wochen zum Showdown“ führen. Dann folgten zwei so bemerkenswerte wie merkwürdige Feststellungen:

We should not forget that in this crisis it is not only we who are anxious but also the Soviet. Therefore by taking a bold line now we may achieve results which would not be possible unless the Soviet themselves were feeling considerably disturbed by the course of events.990

Abgesehen davon, dass Robertson Ursache und Wirkung zu verwechseln schien, war nicht im Ansatz nachzuvollziehen, warum ausgerechnet Moskaus Vorgehen in Berlin den großen reinigenden Effekt auf alle bislang ungelösten deutschlandpolitischen Fragen entfalten sollte. Wenn die sowjetische Seite Mitte Juli tatsächlich höchst beunruhigt war, dann hätte sie die Blockade ohne allzu großen Gesichtsverlust mit dem Hinweis aufheben können, die technischen Störungen auf den Zugangswegen von und nach Berlin seien nach mehreren Wochen gründlicher Reparaturarbeiten mittlerweile behoben. Schließlich hatte sie sich diesen Hinterausgang stets offengehalten.

Wie dem auch sei. Robertson setzte auf den großen Befreiungsschlag. Und das hieß allgemein: Beilegung der Berlinkrise durch Lösung der deutschen Frage; und konkret: keine Wiederaufnahme der seit der Potsdamer Konferenz geschlagenen Schlachten, sondern Abschluss eines Friedensvertrags mit Deutschland zu einem möglichst frühen Zeitpunkt.

Wenn die Angst vor dem deutschen Nationalismus im Sommer 1945 die Angst vor dem punktuellen Friedensschluss geboren und damit eine Abkehr von den Grundsätzen des Sommers 1919 herbeigeführt hatte,991 dann sah Robertson diese Gefahr drei Jahre nach Kriegsende weitgehend gebannt; nicht als Ergebnis der Politik der Westmächte, sondern als Folge des sowjetischen Vorgehens in Berlin: „Wir sollten unser Glück mit den Deutschen versuchen“, lautete sein Rat, „und uns die Welle des Antikommunismus, die Deutschland von der Oder bis zum Rhein ergriffen hat, zunutze machen.“992 Deutschland sollte also möglichst rasch den Deutschen übergeben werden; zunächst die Hauptstadt, dann das Land. Das war das erste Puzzleteil. Dazu gehörte die Überlegung, eine deutsche Zentralregierung einzusetzen, deren Kernaufgabe darin bestand, „nach dem Muster […] von Versailles einen Friedensvertrag abzuschließen“. Das zweite, unmittelbar mit dem ersten zu verschränkende Puzzleteil bestand aus einer spezifischen Form des militärischen Disengagements: dem Rückzug der Truppen der Siegermächte in gemeinsam zu definierende Grenzregionen. Damit, so das Kalkül, sollte zumindest ansatzweise auf eine in der Warschauer Erklärung erhobene Forderung eingegangen, darüber hinaus die sich in der östlichen Zone etablierende kommunistische Herrschaft ausgehebelt und nicht zuletzt die Gefahr einer deutschen irredentistischen Bewegung im Keim erstickt werden. Am Ende sollte ein aus den Zonen zu bildendes unabhängiges, pluralistisches und demokratisches Deutschland stehen.993

So weit, so gut – und doch so vage. Denn die Probleme begannen nicht erst bei der Umsetzung, die eine Übergangsphase erforderte. Allein von der Zielvorstellung her wurde zumindest gedanklich ein radikaler Bruch mit den Grundsätzen der britischen Deutschlandpolitik seit den Maitagen 1946 vollzogen. Dass Robertson ausgerechnet auf den Friedensschluss von Versailles rekurrierte, war erstaunlich. Gewiss, bei objektiver Betrachtung hatte der Vertrag dem deutschen Nationalstaat unvermutet „ein relativ großzügig bemessenes Manövrierfeld“994 eröffnet. Für die um die Stabilität des internationalen Systems besorgten Zeitgenossen war er aber geschichts- und wirkmächtig zugleich zur polit-pädagogischen Chiffre eines gescheiterten Friedensschlusses geworden. Wenn den Deutschen eine „Chance des schöpferischen Anfangs“995 gegeben werden sollte, dann in einem neuen politischen Rahmen, bei dem die Eindämmung durch Integration, also die Westbindung in einer Wertegemeinschaft westlicher Demokratien, zur Staatsräson werden sollte.996 Und genau das war mit Robertsons Vorschlag infrage gestellt; oder etwa doch nicht?

Ganz mochte Robertson sich nämlich nicht von den Eckpfeilern der westlichen Krisen- und der britischen Deutschlandpolitik lösen. In Übereinstimmung mit der in der Note vom 6. Juli formulierten taktischen Ausrichtung befürwortete er Viermächtegespräche erst dann, wenn die Blockade zuvor aufgehoben wurde. Damit wollte er es aber nicht bewenden lassen. Vielmehr sollten die Westalliierten auch während der Verhandlungen über eine gesamtdeutsche Lösung ihre Pläne in den westlichen Zonen vorantreiben.997 Während Stalin also seinen Trumpf, die Blockade der Zugangswege nach Berlin, aus der Hand legen und damit dem Gegner de facto die Gelegenheit eröffnen sollte, die Vorräte in den Westsektoren aufzustocken und dadurch die eigene Verhandlungsposition zu verbessern, sollten die Westmächte ihr Ass, den mit den Frankfurter Dokumenten aufs Gleis gesetzten Teilstaat, so lange im Ärmel behalten, bis sie am Verhandlungstisch ein ihnen genehmes Ergebnis für ganz Deutschland erzielt hatten. Dazu passte ein weiterer Vorschlag: Für die Zeit der Verhandlungen sollte der Viermächtestatus Berlins zwar grundsätzlich unangetastet bleiben. Allerdings sollten Beschlüsse des Magistrats, der der sowjetischen Besatzungsmacht bereits jetzt Kopfzerbrechen bereitete, nur noch einem einstimmig oder per Mehrheitsvotum zustande gekommenen Veto der wiederbelebten Kommandantur unterliegen.998 Der sowjetische Einfluss auf die Geschicke Berlins hätte also mit Leichtigkeit ausgehebelt werden können.

Wer an der westlichen Ausgangsposition keine Abstriche machen wollte, also die westdeutschen Pläne ebenso vorantreiben wie an Berlin festhalten wollte; und wer bereit war, ein geteiltes Deutschland und ein geteiltes Berlin als temporäre Rückfallposition zu akzeptieren, für den waren die genannten Bedingungen Teil einer in sich durchdachten Gesamtstrategie. Aber Robertson hielt den westlichen Kurs ja für gescheitert und suchte händeringend nach einem neuen Ansatz, mit dem er hoffte, den großen Krieg verhindern zu können. Während er im Kern also einem radikalen Entweder- oder das Wort redete, drehte er in Wirklichkeit, ohne es offenbar zu merken, schwindelerregende Pirouetten des Sowohl-als-auch.

Je auswegloser ihm die Lage erschien, umso widersprüchlicher wurden seine Empfehlungen. Hatte er anfangs noch Verständnis für die Haltung seiner Kollegen gezeigt, die die Sowjetunion unter allen Umständen aus Westdeutschland heraushalten wollten, erklärte er zwei Wochen später, „es werde nicht zu einer Vereinbarung mit den Russen kommen, wenn wir ihnen die Teilnahme an der Kontrolle der Ruhr verweigern“.999 Seine Präferenz für das Diffuse ging aber noch weiter. Denn just in dem Moment, in dem ihm ein fundamentaler Kurswechsel gar nicht schnell genug gehen konnte, plädierte er plötzlich dafür, gesamtdeutsche Verhandlungen bis in den November hinauszuzögern, um sowohl Westdeutschland als auch die militärische Ausgangslage des Westens zu stärken. Komplett war das konzeptionelle Chaos dann, als er auf seine intern geäußerten Überlegungen aus den Apriltagen zurückkam und erneut einen Rückzug aus Berlin ins Gespräch brachte – nicht hier und jetzt, aber doch sobald Westdeutschland politisch und wirtschaftlich auf die Beine gestellt war, so dass aus seiner Sicht keine negativen Konsequenzen und schon gar kein Dominoeffekt für Westeuropa zu befürchten waren.1000

Als Staatssekretär Strang noch am Morgen des 12. Juli eine kleine Runde hochrangiger Diplomaten zusammenrief, um die Grundzüge des Memorandums zu diskutieren, bot sich Robertson die Gelegenheit, für seine Idee eines deutschlandpolitischen Neuanfangs zu werben. Doch bereits hier wirkte er fahrig. Inhaltlich vermittelte er eher den Eindruck, einen Versuchsballon steigen lassen zu wollen als ein alles in allem durchdachtes Konzept vorzulegen, von dem er selbst restlos überzeugt war. Statt kraftvoll aus der Offensive zu argumentieren und sich den Überraschungseffekt zunutze zu machen, geriet er schnell in die Defensive. So wurden aus Fragezeichen keine Ausrufezeichen, sondern aus Überraschung Verwunderung und aus Neugier Skepsis. Dass die Skepsis nicht umgehend in offene Ablehnung umschlug, lag allein daran, dass bislang keiner der Sitzungsteilnehmer Robertsons Memorandum gelesen hatte.

Rasch vertagte sich die Runde – ohne Ergebnis und sine die. „[D]iese Dinge“, so verzeichnete das Protokoll lapidar, „bedurften der sorgfältigen Abwägung.“1001 Das hieß aber auch: Robertson verlor die Deutungshoheit über seinen Vorschlag und damit die Chance, vor Ort auf den Fortgang der Diskussion entscheidend einzuwirken. Bevor er sich auf den Rückweg nach Deutschland machte, bat er die Kollegen noch, sich nicht allein mit den Nachteilen seines Memorandums zu befassen.1002 Doch fortan konnte er nur noch reagieren, mahnen und warnen. Entschieden wurde in London. Und in welche Richtung der Wind wehte, wurde ihm einmal mehr zwei Tage später bewusst, als er mit Anthony Eden das Flugzeug nach Berlin bestieg. „Munich: Prologue to Tragedy“ lautete der einem politischen Manifest gleichende Titel des soeben erschienenen Buches von John Wheeler-Bennett, das Eden mit untrüglichem Gespür für politische Botschaften auf dem Rollfeld in Händen hielt. Noch am selben Abend nagelte er in Absprache mit Bevin in einer mit Begeisterung aufgenommenen Rede im British Information Centre, die in die Straßen rund um den Kurfürstendamm übertragen wurde, den Union Jack an den Berliner Mast.1003 Neben ihm stand Robertson und ließ sich mit steifer Oberlippe nicht anmerken, dass seine Gedanken über München hinaus in den Sommer 1914 zurückreichten, als Europa sehenden Auges und ahnungslos zugleich in die „Urkatastrophe“1004 des Jahrhunderts gestürzt war.

Tatsächlich hatten die auf den Sommer 1914 zurückgehenden Erfahrungen viele Militärs stärker geprägt als das Scheitern der politischen Eliten von 1938/39. Umgekehrt hatte sich München tief in das kollektive Gedächtnis einer ganzen Diplomatengeneration eingebrannt; gleichsam als Vergangenheit, die nicht vergehen wollte. So konnte es kaum verwundern, dass der einflussreiche Leiter der Wirtschaftsabteilung des Foreign Office, Roger Makins, schweres Geschütz auffuhr, um Robertsons Initiative zu den Akten zu legen: „We should be running into an economic ‚Munich‘ of major proportions.“1005

Bei den internen Beratungen wurde Robertsons Ratschlägen viel Raum gegeben. Für einen deutschlandpolitischen Neubeginn fanden die Diplomaten aber keinen Platz. Das heißt nicht, dass die Vorschläge leichtfertig beiseitegeschoben wurden. Im Gegenteil, sie wurden ernst genommen und gerade deshalb ausführlich kommentiert. Inhaltliche Fragen rückten zunächst in den Vordergrund, bevor auch taktische Erwägungen eine Rolle spielten. Alles in allem stand nach zehn Tagen fest, dass die Initiative bis auf weiteres nicht mehr verfolgt werden sollte; bis auf weiteres, schließlich ließ sich der Krisenverlauf nicht absehen. Strang, der in die Rolle des Moderators geschlüpft war, ohne dezidiert Stellung zu beziehen, fasste die Analysen der Fachexperten in einer an Außenminister Bevin adressierten Notiz zusammen. Von „unüberwindbaren Schwierigkeiten“1006 war dort die Rede. Man konnte auch sagen: Das halbe Dutzend Diplomaten verband mit den Vorschlägen des Militärgouverneurs in erster Linie Gefahren und Risiken, nicht aber die von Robertson mit wachsender Ungeduld und einer gehörigen Portion Autosuggestion beschworene Chance, mit seiner Initiative den Auftakt für „friedlichere Tage“1007 bereitet zu haben, um der selbstmörderischen Karambolage zu entkommen.

Die Vorschläge, so das Fazit aus ökonomischer Perspektive, stellten den bislang verfolgten Ansatz auf den Kopf. Sollten die Westmächte Stalin etwa erlauben, nach der östlichen auch noch die westlichen Zonen Deutschlands auszupressen und das Reparationsfass erneut zu öffnen? Mussten, im besten Fall, die Gelder aus dem europäischen Wiederaufbauprogramm nicht auf den östlichen Landesteil ausgedehnt werden, was, im schlimmsten Fall, nicht nur zu einer verminderten Wirkung der wirtschaftlichen Entfaltung führen, sondern womöglich auch einer ganz und gar unbeabsichtigten Einladung zur munteren Usurpation der an das Programm gekoppelten politischen Kooperation unter den teilnehmenden Staaten gleichkommen musste? Und schließlich: Würde eine Beteiligung Moskaus an der internationalen Ruhrbehörde nicht zu einer von der britischen Regierung gerade nicht gewollten Verschärfung des geplanten Ruhrregimes führen und damit das Kalkül des Marshallplans konterkarieren?

Unmittelbar damit verbunden waren gravierende politische Bedenken. Mit einer Beteiligung Moskaus an der internationalen Ruhrbehörde, so wurde befürchtet, würden die Schleusen für eine kommunistische Infiltration der westlichen Zonen geöffnet. Und hatte man nicht alles daran gesetzt, Stalin die Tür zum Westen zu verschließen? Gleiches galt in anderer Form für Robertsons Vorschlag zur Etablierung einer gesamtdeutschen Regierung in Berlin. Wenn, so die Auffassung, die Sowjetunion sich überhaupt darauf einlasse, dann nur, wenn sie „wie zuvor bereits in Polen, der Tschechoslowakei und anderen antikommunistischen Ländern [in ihrem] Einflussbereich“ die Schlüsselstellen im Sicherheitsapparat mit „ihren Handlangern“ besetzen könnte, um „ganz Deutschland kommunistisch zu unterwandern“.1008 Dagegen erschien das andere Schreckgespenst, ein ruhelos zwischen Ost und West hin und her pendelndes Großdeutschland, noch als das geringere von zwei Übeln, die um jeden Preis zu verhindern seit den letzten Tagen des Zweiten Weltkriegs zum Kernbestand britischer Außenpolitik geworden war.

Im Umkehrschluss hieß das aber auch: Stalin seinerseits würde seine Erfolge der Kriegs- und Nachkriegsjahre unter keinen Umständen aufs Spiel setzen. Und dazu gehörten eben nicht allein das sicherheitspolitische Glacis in Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa, das er als Teil seines Imperiums verstand, sondern auch die östliche Zone Deutschlands und der östliche Sektor Berlins. Allein vor diesem Hintergrund war klar: Weder würde der Kreml die von Robertson genannten Bedingungen – Aufhebung der Blockade vor der Aufnahme von Verhandlungen und Kontinuität der westlichen Politik in den westlichen Zonen bis zum Abschluss der Verhandlungen – akzeptieren, noch wäre er „dumm genug“, sich aus der eigenen Besatzungszone zurückzuziehen, ohne die Gewissheit zu haben, mit Hilfe einer deutschen Zentralregierung seinen Einfluss in ganz Deutschland erweitern zu können. Ganz so „einfältig“, lautete das vernichtende Diktum über Robertsons Initiative, war Stalin dann doch nicht gestrickt. „Wenn wir darauf aus sind, die Russen hinters Licht zu führen, dann handelt es sich dabei um ein Spiel, das schon in der Vergangenheit nicht allzu gut geklappt hat.“1009

Damit stellte sich allein noch die Frage, ob die Regierung in London unter rein taktischen Gesichtspunkten, also zu Propagandazwecken, und mit der Zuversicht, umgehend auf Ablehnung zu stoßen, Moskau entlang des Robertson-Memorandums Verhandlungen vorschlagen sollte. Letztlich kamen die Diplomaten zu der Überzeugung, dabei mehr verlieren als gewinnen zu können. Zwei Faktoren waren von ausschlaggebender Bedeutung: zum einen das grenzenlose Misstrauen gegenüber dem Kreml; zum anderen die Sorge, das Vertrauen in Washington, Paris und nicht zuletzt bei den Deutschen im Westen leichtfertig zu verspielen.

Stalin wurde zugetraut, allein zum Schein auf ein westliches Angebot einzugehen; sei es, um einen Keil in das westliche Lager zu treiben; sei es, um kurzfristig einen Fuß in die westliche Tür zu bekommen. Beides galt es zu vermeiden. Zugleich durften die Partner im Westen nicht vor den Kopf gestoßen werden. Hatte man nicht über Monate darauf hingearbeitet, die US-Regierung für ein langfristiges sicherheitspolitisches Engagement auf dem europäischen Kontinent zu gewinnen? Spielte man mit einer Kehrtwende nicht denen in die Karten, die sich gegen fesselnde Allianzen sträubten und fast zeitgleich an einem Plan zur Abkehr von der Politik der Eindämmung und für eine umfassende Lösung der deutschen Frage arbeiteten,1010 um die Krise beizulegen? Würde man die französische Regierung allein mit der Vorstellung einer erneuten deutschen Hegemonie ohne amerikanische Rückversicherung nicht in Angst und Schrecken versetzen? Und wie wollte man den Ministerpräsidenten in den westlichen Zonen, die man gerade erst zur Eile gemahnt hatte, erklären, dass sie ihre Bedenken bezüglich der Teilung über Bord werfen sollten, während man selbst dem Kreml ein Angebot für gesamtdeutsche Verhandlungen unterbreitete? Mussten sie nicht geradezu den Eindruck gewinnen, verschaukelt zu werden, und schon deshalb auf Leerlauf schalten, um am Ende nicht als Spalter der Nation dazustehen?

Es blieb dabei: „General Robertson’s plan“, so der Leiter der Deutschlandabteilung, „is too dangerous for us to adopt either with a genuine desire to carry it out or even as a political weapon.“1011 Stattdessen galt es, die eigenen Pläne in Westdeutschland energisch voranzutreiben. Bei genauer Betrachtung erschien die Blockade der Westsektoren nämlich geradezu als Bestätigung des erfolgreichen Kurses der Westmächte, den Moskau bis an die Schwelle eines Krieges zu unterbinden trachtete. „Langfristig“, so zeigte sich Dean überzeugt, „stehen die Chancen für die Westalliierten gut, den Kampf um ganz Deutschland zu gewinnen.“1012

In den folgenden Wochen sollten sich die Diskussionen zwischen Robertson und seinem Stab auf der einen und den Diplomaten in der Londoner Zentrale auf der anderen Seite zu einem heftigen Disput auswachsen.1013 Das Ergebnis indes stand fest. Wie Ende Mai wurde Robertson allerdings erneut hingehalten; und wie Anfang Juni unternahm er einen zweiten Anlauf, um sich Gehör zu verschaffen. Mit penetrantem Pessimismus repetierte er seine finstere Botschaft: „Wir machen uns etwas vor, wenn wir uns einbilden, wir könnten auf unbestimmte Zeit gegen den Willen der Sowjets in Berlin bleiben. [… Tun wir das], dann werden wir uns in einem Krieg wiederfinden.“1014 Dabei war er bemüht, zwischen seiner und der in der Zentrale in King Charles Street vorherrschenden Meinung Brücken zu bauen. Nur gab es noch nicht einmal tragende Stützpfeiler. Während Robertson nämlich davon überzeugt war, die Berlinkrise nur friedlich beilegen zu können, wenn die deutsche Frage und damit zugleich das Berlinproblem gelöst wurden, sah Bevin in der Beilegung der Krise die Voraussetzung dafür, aus einer Position westlicher Stärke zu einem späteren Zeitpunkt auch die deutsche Frage und damit das Berlinproblem zu lösen.

Im Foreign Office hielt die breite Front der Ablehnung. Anders als ursprünglich geplant, entschied Bevin sich dagegen, Robertsons Telegramme dem mit der Krise befassten Kabinettsausschuss weiterzuleiten.1015 Aufgeben wollte Robertson aber nicht. Deshalb flog er am 26. Juli gleich nach der Sitzung mit den westdeutschen Ministerpräsidenten, die den Weg zum Parlamentarischen Rat frei machte,1016 erneut nach London. Bei Bevin hielten sich Befremden und Besorgnis die Waage. Doch er musste Robertson bei der Stange halten, konnte ihn also nicht wie Anfang Juni einfach mit einer schriftlichen Absage abspeisen. An seinen Überzeugungen änderte das freilich nichts. Das machte eine kurze Besprechung am Vormittag des 27. Juli deutlich. Noch, so erläuterte Bevin, prüfe man die Angelegenheit. Dann dankte er Robertson für dessen Vorschläge, um seine Kernaussage im folgenden Nebensatz unterzubringen, mit der er die Unterredung auch schon beendete: „I could not accept them as they were.“1017

Einen Tag später kam es zu einer vorerst letzten Besprechung, in der Robertson für seine Ideen warb. Nun schreckte er nicht einmal davor zurück, General Clay als Befürworter seines Plädoyers für einen neuen Ansatz anzuführen.1018 Dessen unnachgiebige, soeben erst von Robertson als bellizistisch kritisierte Haltung war den Diplomaten allerdings hinlänglich bekannt. Deshalb war es alles andere als erstaunlich, dass William Strang die Aussage in Zweifel zog, was Robertson wiederum in einer 180-Grad-Wende zu einem Rundumschlag gegen die amerikanische Außenpolitik bewog. Mit seinem Zickzackkurs untergrub der Militärgouverneur einmal mehr seine Glaubwürdigkeit. Die Runde vertagte sich ohne klares Ergebnis, dafür mit dem diplomatischen Hinweis, sämtliche Argumente aus den vorliegenden Briefen, Vermerken und Diskussionen bei der Erstellung künftiger Entwürfe für eine neue Viermächtekonferenz berücksichtigen zu wollen. Nichts von alledem drang an die Öffentlichkeit.

Erst mit Ablauf der dreißigjährigen Sperrfrist für Regierungsakten sollte sich das ändern. Zu einer Zeit, als das Bekenntnis zur deutschen Einheit wahlweise als „Lebenslüge der zweiten deutschen Republik“1019 oder als politischer Revisionismus galt, veröffentlichte Rolf Steininger eine Dokumentation zum „Robertson-Plan aus dem Jahre 1948“ mit der apodiktischen Feststellung: „Wie die Teilung Deutschlands verhindert werden sollte“.1020 Zusammengefasst lautet die These: Während die westdeutschen Ministerpräsidenten im Juli 1948 mit „Eile und Botmäßigkeit“1021 „die endgültige Spaltung Deutschlands sanktioniert“ und sich damit dem „offensichtlich […] besteh[enden] Konsens darüber, daß […] die Lösung der deutschen Frage nur in der […] Spaltung Deutschlands bestand“, gebeugt hätten, habe der britische Militärgouverneur „im Sommer 1948 einen Plan vorgelegt [..,], der die endgültige Teilung Deutschlands verhindern sollte“.1022 Weil die Teilung Deutschlands darüber hinaus zum Kernbestand der westlichen Politik gehört habe, hätten die Westmächte „[m]it zunehmender Konsolidierung Westdeutschlands […] ihre Bedingungen für eine Wiedervereinigung immer höher“1023 geschraubt.

Für die Beurteilung historischer Ereignisse ist die Berücksichtigung des zeitgeschichtlichen Kontextes sowie der Motive und Ziele der beteiligten Akteure von entscheidender Bedeutung.1024 Insoweit erscheint es sinnvoll, Robertsons Initiative vor dem Hintergrund von vier zentralen Aspekten zu betrachten.

Erstens und noch einmal: Zentraler Beweggrund für Robertsons Vorstoß im Juli 1948 war dessen aus Überzeugung gespeiste Sorge, die Westmächte trieben als Gefangene ihrer Krisenstrategie einem verheerenden Krieg entgegen. So gesehen sollte die Verhinderung der deutschen Teilung Mittel zum Zweck, also Mittel zur Vermeidung eines Krieges, nicht aber Selbstzweck sein. Steiningers These insinuiert das Gegenteil. Damit reduziert er den so genannten Robertson-Plan auf die Frage Teilung versus Einheit. Im Kern war aber gar nicht strittig, welchem Ziel sich die Regierung Attlee in ihrer Deutschlandpolitik langfristig verpflichtet fühlte: der Einheit des Landes; allein schon, um das Wiederaufleben eines radikalen Nationalismus im Keim zu ersticken. Wenn Außenminister Bevin führenden deutschen Sozialdemokraten versicherte, niemals in seinen Anstrengungen nachlassen zu wollen, die Einheit Deutschlands herbeizuführen,1025 dann war das kein kalkuliertes Lockmittel, um den Deutschen im Westen die Zustimmung zu den Frankfurter Dokumenten und damit zur Teilung abzuringen, von der niemand sagen konnte, ob und wann sie überwunden werden würde. Zu keinem Zeitpunkt suchte Bevin die Lösung der deutschen Frage in der Spaltung Deutschlands. Sosehr die Konsolidierung Westdeutschlands Mittel zum Zweck sein sollte, so wenig durfte die Einheit zum Selbstzweck degenerieren. Die feste Verankerung im Westen als außenpolitische Orientierung und Freiheit und Stabilität als tragende Säulen der inneren Ordnung waren von Beginn an Minimal- und Maximalforderung in einem und damit Voraussetzung für die Überwindung der Teilung. Gerade deshalb mussten die Bedingungen für die Wiedervereinigung auch nicht, um Steiningers Formulierung aufzugreifen, immer höher geschraubt werden. Die Latte lag auch so hoch genug; nicht jedoch, um ihr Überspringen a priori zu verhindern.

Zweitens: Allein die Tatsache, dass Robertsons Memorandum und damit wichtige Weichenstellungen der britischen Deutschland- und Europapolitik von neuem diskutiert wurden, unterstreicht die grundsätzliche Offenheit historischer Entwicklungen. London verfügte also über außenpolitische Alternativen. Doch wie Kœnigs Rückzugsgedanken und Clays Plädoyer für eine militärische Eskalation wurden diese bewusst verworfen. Stattdessen bekräftigte die Regierung den Weg, der von der Konsolidierung durch Gegenmachtbildung über die Stabilisierung durch Teilung und die Eindämmung durch Integration zur Transformation durch Magnetisierung führen sollte.

Gerade weil Bevin an dem eingeschlagenen Weg festhielt, lässt sich drittens auch nicht mit Bestimmtheit sagen, ob die Teilung Deutschlands und Europas im Juli 1948 hätte verhindert werden können, wenn die Regierung einen außenpolitischen Kurswechsel vorgenommen hätte, der sich an Robertsons Empfehlungen orientiert hätte. Dafür hätte neben den USA und Frankreich vor allem die Sowjetunion auf die Probe gestellt werden müssen. Allerdings spricht viertens schon der Mangel an konzeptioneller Klarheit, der für den Vorstoß so charakteristisch war, dagegen. Der so genannte Robertson-Plan, so wird man am Ende festhalten müssen, bot jedem etwas, aber keinem genug, als dass der große Durchbruch hätte gelingen können. Am wenigsten mag das noch auf die Deutschen zutreffen, die, auch wenn sie alles andere als eine Quantité négligeable darstellten, im Juli 1948 eben nicht Subjekt der Weltpolitik, geschweige denn Herr des Verfahrens waren.

Die eigentliche Paradoxie der auf einen kleinen Kreis hochrangiger Diplomaten beschränkten Debatte bestand darin, dass diejenigen, die Robertsons Empfehlungen ablehnten, dessen Skepsis, dem sowjetischen Druck in Berlin standhalten zu können, teilten und dennoch keine Alternative ins Auge fassten. Zwar zeigten sie sich mittlerweile aufgeschlossen für Robertsons erstmals Ende April ins Spiel gebrachte Idee, den Berliner Außenposten aufzugeben, sobald „die wirtschaftliche Erholung der westlichen Zonen weit genug fortgeschritten“1026 war. In der konkreten Situation half das aber nicht weiter, waren sie im Juli 1948 doch wie Robertson davon überzeugt, sich einen Rückzug angesichts der zu befürchtenden Konsequenzen für Westdeutschland und Westeuropa nicht leisten zu können. So blieb es den führenden Militärs vorbehalten, nicht allein auf die Folgen des eingeschlagenen Kurses hinzuweisen, sondern auch die aus ihrer Sicht zwingend erforderlichen Konsequenzen anzumahnen. Ob sie mit ihrem Plädoyer eines Para Bellum auch den Frieden bewahren konnten, wagten sie dabei nicht zu sagen.

8. Para Bellum! Die Skepsis der Militärs

In den ersten beiden Wochen der Blockade Berlins waren die Chefs der Teilstreitkräfte regierungsintern nur selten in Erscheinung getreten. Im Rahmen der politischen Vorgaben hatten sie ihre militärischen Empfehlungen unterbreitet: gegen ein Durchbrechen der Blockade auf dem Landweg; für eine Luftbrücke mit einer maximalen Transportleistung der Royal Air Force von 750 Tonnen täglich; für verschiedene Maßnahmen, um Moskau von einer weiteren Eskalation abzuhalten. Niemand aber hatte die Stabschefs um eine Lagebeurteilung gebeten. Ihrerseits hatten sie sich zwar besorgt zu den Kapazitätsobergrenzen einer Luftbrücke geäußert, den eingeschlagenen Kurs aber zu keinem Zeitpunkt infrage gestellt. Im Gegenteil, mit Nachdruck hatten sie sich für eine harte Gangart ausgesprochen. Niemand hatte das klarer zum Ausdruck gebracht als Marinechef Cunningham mit seinem Plädoyer, vermeintlich atomar bestückte US-Bomber öffentlichkeitswirksam nach Europa zu verlegen.1027

Das änderte sich schlagartig mit der westlichen Note vom 6. Juli, die – wie bereits Bevins Erklärung im Unterhaus vom 30. Juni – an der Entschlossenheit, an Berlin festzuhalten, keinen Zweifel ließ. Plötzlich schrillten bei den Militärs die Alarmglocken. Kassandra hatte Hochkonjunktur. Hatte sich die politische Führung mit ihren Stellungnahmen nicht überhastet auf einen Eskalationskurs begeben, ohne die militärischen Risiken überhaupt in Betracht gezogen, geschweige denn abgewogen zu haben?

Montgomery, Tedder und Cunningham legten ihrer Analyse zwei Prämissen zugrunde. Zum einen waren sie überzeugt, dass die Luftbrücke keine Antwort auf die Blockade war. Zum anderen hielten sie an der in Regierungskreisen verbreiteten Auffassung1028 fest, wonach Stalin zwar seine deutschlandpolitischen Ziele unter Inkaufnahme beträchtlicher Risiken rigoros verfolgte, eine kriegerische Konfrontation aber vermeiden wollte. Wenn die erste Annahme stimmte, dann verlor die zweite zunächst einmal an Bedeutung; und zwar schon deshalb, weil die Sowjetunion abwarten konnte, wie den Westmächten die Kontrolle über die eigenen Sektoren entglitt, ohne dass sie einen Schuss abgeben musste. Umgekehrt hieß das: Wollten die Westmächte ihrer Entmachtung nicht tatenlos zusehen, während sie zeitgleich zu keinen politischen Konzessionen bereit waren, dann mussten sie die Verantwortung für die militärische Eskalation übernehmen. Dass Stalin seinerseits im letzten Moment zurückziehen würde, darauf wollte sich keiner der Militärs verlassen. Wie stets orientierten sie sich am schlimmsten Szenario. Prämisse zwei würde aus ihrer Sicht also erst dann greifen, wenn sie mit ihrer ersten Annahme, einem Scheitern der Luftbrücke, falsch lagen. Dann nämlich bestand die Chance, die Blockade zu umgehen und Stalin die Last der militärischen Eskalation zuzuschieben in der Hoffnung, dass er genau davor zurückschrecken würde. „We are all standing on the edge of a precipice“,1029 fasste General Ismay, Churchills ehemaliger Stabschef, die Stimmung der führenden Militärs in London zusammen.

Unmittelbar nach der Übergabe der westlichen Note an den sowjetischen Botschafter konfrontierten Montgomery, Tedder und Cunningham Verteidigungsminister Alexander mit ihren Bedenken. Unter militärischen Gesichtspunkten war die Stellung in Berlin unvertretbar. Kam es zu einer Eskalation, dann hatte die Stadt, wie Montgomery wenige Tage später auch schriftlich festhalten sollte,

NO military value; it would be, in fact, a very great military liability. We should lose Berlin, and everything in it, the moment the first shot was fired.1030

Weil die Westsektoren inmitten der sowjetischen Zone militärisch nicht zu verteidigen waren, erschien es geradezu absurd, den ersten Schuss auch noch selbst abzufeuern. Militärstrategisch konnte es kein schlechteres Szenario geben. Deshalb ging Montgomery in die Offensive – ohne Schnörkel, aber mit dem Anspruch, das Vereinigte Königreich zu retten. Zwei Fragen rückten in den Mittelpunkt. War es wirklich sinnvoll, dem Verbleib in Berlin eine derart überragende Bedeutung beizumessen, zumal mit einem Rückzug in die westlichen Zonen „nicht […] alles verloren war“? Weil er sicherstellen wollte, dass er richtig verstanden wurde, schob Montgomery zu Alexanders Entsetzen die entscheidende Frage gleich hinterher: War „die Regierung Seiner Majestät bereit, einen heißen Krieg in dieser Sache zu beginnen, [der dann] fast unweigerlich in den dritten Weltkrieg übergehen würde“?1031

Wie so häufig in seiner Amtszeit geriet Alexander in die Defensive. Er war Getriebener, nicht Treiber des politischen Prozesses. Einmal mehr versteckte er sich hinter den Vorgaben des gar nicht anwesenden Außenministers, las gleichsam zur Bestätigung der ernsten Lage die einschlägigen Passagen der westlichen Note vor und versprach, zum frühestmöglichen Zeitpunkt ein Treffen mit Premier- und Außenminister zu arrangieren. In seinem Schreiben an Attlee,1032 das er umgehend auch den Stabschefs zukommen ließ, machte er sich deren Auffassung zu eigen, als wollte er sich den Rücken frei halten. In Wirklichkeit schwächte er damit seine Position weiter, wie sich schon bald zeigen sollte.

Alexander konnte im Sommer 1948 auf mehr als zwei Dekaden im Unterhaus und acht Jahre Regierungserfahrung als Marineminister in den Kabinetten Mac-Donald, Churchill und Attlee zurückblicken. Sein neues Amt hatte er im Dezember 1946 von Attlee übernommen. Angekommen war er aber nie. Obwohl das Verteidigungsministerium schon aufgrund eines Anteils von rund 16 Prozent am Gesamthaushalt ein Machtzentrum darstellte, gehörte Alexander nicht zu den politischen Schwergewichten in Labours Kabinett. Nach wie vor leitete Attlee den Verteidigungsausschuss des Kabinetts; Bevin setzte die Leitplanken in der Außen- und Sicherheitspolitik; und Cripps forderte wie bereits sein Vorgänger Dalton Einschnitte im Verteidigungsetat. Schließlich mussten neben dem kostenintensiven Übergang von der Kriegs- zur Friedenswirtschaft auch die ambitionierten Reformen auf dem Weg zum Wohlfahrtsstaat finanziert werden. In diesem machtpolitischen Dreieck war Alexander mit der Aufgabe, die neuen Herausforderungen mit den alten Verpflichtungen eines überdehnten Empires in Einklang zu bringen, überfordert, zumal das Kabinett den innen- und wirtschaftspolitischen Erfordernissen meist den Vorzug gab, wenn widerstreitende Interessen aufeinanderprallten.1033 In der Konsequenz tat sich zwischen den außenpolitischen Zielen und den verfügbaren verteidigungspolitischen Mitteln nicht selten eine eklatante Lücke auf, die entweder unter Einsatz eines beträchtlichen Risikos in Kauf genommen wurde oder aber zumindest teilweise von anderen, und das konnte nur heißen: von den USA, geschlossen werden musste.

Neben die inhaltlichen Divergenzen traten persönliche Animositäten. Dalton ließ keine Gelegenheit verstreichen, den „inkompetenten“1034 Kollegen bloßzustellen. Und der mit Argwohn auf das Verteidigungsministerium blickende Shinwell suchte schon deshalb Montgomerys Nähe, um Alexanders Autorität zu untergraben. Tatsächlich galt das Verhältnis zwischen dem Verteidigungsminister und seinen führenden Militärs als zerrüttet. Vor allem in schwierigen Zeiten erwarten die Chefs der Teilstreitkräfte von ihrem politischen Vorgesetzten, dass er ihre Anliegen im Kabinett mit Nachdruck vertritt und bereits im Vorfeld das Feld sondiert. Aus Sicht der Stabschefs und seines engsten Mitarbeiters stand Alexander für das genaue Gegenteil: ein Mann ohne strategischen Kompass, eine Art Wetterfahne, „nutzlos als Verteidigungsminister, liebenswürdig, wenn es läuft, aber in Angst erstarrt vor seinem eigenen Schatten, wenn die Dinge schiefgehen“,1035 bemerkte Hollis nach einem Jahr an der Seite Alexanders im kleinen Kreis. Und Montgomery ließ in seinem Tagebuch mit Verachtung notieren: „Zu keinem Zeitpunkt hat er auch nur das geringste Verständnis für die Probleme gezeigt.“1036 Das Tischtuch zwischen Minister und Militärs war zerschnitten, seit Alexander im Frühjahr 1947 gegen den Rat der Stabschefs „vor den Hinterbänklern kapituliert“1037 und eine sachlich nicht zu rechtfertigende Reduzierung der Wehrpflicht von achtzehn auf zwölf Monate befürwortet hatte, die er wenige Monate später rückgängig machen musste. Vor allem Montgomery ließ es sich nicht nehmen, den Minister fortan bei jeder sich bietenden Gelegenheit auflaufen zu lassen.

Zu allem Überfluss zogen auch Montgomery, Tedder und Cunningham selten an einem Strang. Jeder kämpfte für seine Teilstreitkraft, wenn es um Haushaltskürzungen ging. Bereits Anfang September 1947 hatte Montgomery, der nach Einschätzung seines Stellvertreters, Generalleutnant Templer, weder willens noch fähig war, mit seinen Kollegen zusammenzuarbeiten, festgehalten:

We are quite unable to agree on basic fundamental issues; every recommendation we make is a compromise on essentials. […] We have shelved the fundamental questions of the roles of the three Services, of their interrelationship, and finally of their size so as to produce a balanced Defence organization; because no service will give way and we have no one to give a final decision. […] A continuation of this casual treatment of Defence questions is utterly amateur. […] If we continue in this way we shall end in disaster.1038

Vor diesem Hintergrund spielten sich die Ereignisse im Juli 1948 ab. Dieses Mal war es Montgomery gelungen, Tedder und Cunningham ins Boot zu holen. Beide ruderten fleißig mit, schreckten am Ende aber davor zurück, den nominellen Steuermann, den Verteidigungsminister, über Bord zu werfen. Montgomery ließ dagegen keinen Zweifel aufkommen, welche Rolle er für sich in dem Stück ‚Held trifft auf Herausforderung‘ vorgesehen hatte. Getrieben von dem Gedanken, ein führerloses Boot vor der Katastrophe bewahren zu müssen, sah er sich als Treiber, der der von Unvernunft übermannten politischen Führung das Einmaleins des militärischen Führers beizubringen hatte. Ende Juli musste sich der Held von El Alamein jedoch dem Primat der Politik beugen. Und Ende Oktober verließ er Whitehall zur eigenen und zur Erleichterung seiner Regierung. Dabei sahen sich weder Premiernoch Außenminister als zivile Bändiger der Militärs. Montgomery war kein Falke à la Clay. Er verachtete dessen bellizistische Rhetorik und hielt den Vorschlag, die Blockade mit einem Konvoi zu durchbrechen, für verantwortungslos. Aber Montgomery war auch keine Taube. Mit Bevins außenpolitischer Strategie der Konsolidierung durch Gegenmachtbildung stimmte er durchaus überein. Doch die Konfrontation, so warnte er im Kontext der Krisenstrategie im Juli 1948, durfte nur suchen, wer sie auch mit der Aussicht auf Erfolg für sich entscheiden konnte. Und genau daran haperte es aus seiner Sicht in Berlin. Deshalb schlug er Alarm.

Attlee reagierte umgehend auf Alexanders Bitte um ein Treffen mit den Militärs. Am 9. Juli kamen Premier-, Außen- und Verteidigungsminister mit den Stabschefs zusammen. Doch der Spiritus Rector der Initiative fehlte. Wie so häufig ließ sich Montgomery von Templer vertreten,1039 wenn sein Gegenspieler, Luftwaffenchef Tedder, der während der Schlacht um die Normandie im Juli 1944 erfolglos seine Ablösung betrieben hatte, an Sitzungen teilnahm. Damit war nicht nur der Showdown vertagt, sondern auch, weil keiner der anwesenden Militärs nachhakte, eine verbindliche Antwort auf die Frage, ob die britische Regierung wirklich bereit war, einen Krieg zu riskieren, um Berlin zu halten.

Dennoch zeichneten sich im Anschluss an die Sitzung fünf zentrale Trends ab. Erstens: Attlee und Bevin bekräftigten die Haltung der Regierung, energisch die westlichen Interessen in Berlin vertreten zu wollen; in vollem Bewusstsein, dass im Fall der Fälle die Westalliierten und nicht die Sowjetunion das Feuer eröffnen müssten. Zweitens und ungeachtet dessen hielten sie eine definitive Festlegung für verfrüht. Zum einen wollten sie die sowjetische Antwort auf die westliche Note abwarten. Zum anderen sahen sie sich anders als die Militärs nicht am Ende einer Sackgasse. Vielmehr setzten sie unvermindert darauf, die Luftbrücke auszubauen. Und schließlich wollten sie ihrerseits eine militärische Eskalationsdynamik vermeiden, die sich aus einer unmöglich geheim zu haltenden, umfassenden Vorbereitung auf den kriegerischen Ernstfall hätte ergeben können. Politische Entschlossenheit und kalkulierte militärische Deeskalation blieben also bis auf weiteres das Gebot der Stunde. Drittens konnte eine derart weit reichende Entscheidung nicht ohne die amerikanische Regierung getroffen werden. Viertens sollten die Stabschefs „ihre laufende Prüfung der Lage [ungeachtet dessen] in der Annahme vorantreiben, dass es wegen der Situation in Berlin zum Krieg kommen könnte“.1040 Und fünftens: Je mehr der politische Kurs von den Militärs hinterfragt wurde, umso deutlicher positionierte sich der Premierminister. Nach außen verzichtete er weiterhin auf öffentliche Stellungnahmen. Intern aber vertrat er mit unmissverständlicher Klarheit die von Bevin entworfene Linie und signalisierte damit, Herr des Verfahrens zu sein und als solcher die politische Verantwortung zu übernehmen – komme, was wolle.

Die sowjetische Antwort vom 14. Juli1041 war jedoch Wasser auf die Mühlen Montgomerys. Deshalb setzte er alles auf eine Karte und verfasste ein zweiseitiges Memorandum, in dem er Punkt für Punkt seine Bedenken auflistete und ultimativ eine Antwort auf seine Frage nach der konkreten Kriegsbereitschaft der politischen Führung einforderte. Die scheinbar angemessene Antwort lieferte er gleich mit. Aus seiner Sicht sprach schon die mangelnde Kriegsfähigkeit der britischen Streitkräfte gegen den eingeschlagenen Kurs. Komme es dennoch zum Krieg, so Montgomery, dann werde dieser „mit einer Reihe von Katastrophen“1042 beginnen.

Die Ausführungen wiesen eine bemerkenswerte Parallele zu jenen auf, mit denen Montgomery sich zwei Jahre zuvor seinen politischen Vorgesetzten als Nachfolger Alan Brookes gleichsam vorgestellt hatte. Nach dem Bombenanschlag auf das King David Hotel in Jerusalem durch die zionistische Irgun unter Führung des späteren israelischen Premierministers Menachem Begin im Juli 1946, das einige Abteilungen der britischen Mandatsregierung und Büros des Generalstabs der britischen Armee für Palästina beherbergte, hatte Montgomery der britischen Regierung vorgeworfen, der eigenen Armee nicht die erforderlichen Befugnisse zu erteilen, um öffentliche Sicherheit und Ordnung im Mandatsgebiet wiederherzustellen. Falls dazu der politische Wille nicht bestünde, solle sich Großbritannien eher ganz aus dem Gebiet zurückziehen.1043 Angewandt auf die Krisenlage 1948 bedeutete das: Verfügten die britischen Streitkräfte nicht über die Mittel, um sich dem sowjetischen Druck in Berlin zu widersetzen, dann war der eingeschlagene Weg schlicht und einfach unverantwortlich.

Als Teil eines Notfallplans hatten Clay, Robertson und Kœnig für ihre nationalen Kontingente in Berlin bereits individuelle Rückzugspläne ausgearbeitet, allerdings ohne diese miteinander zu koordinieren. Die Deutschen im Westen durften davon unter keinen Umständen etwas erfahren. Andernfalls, so fürchteten die Stabschefs, könnten sie sich „Russland zuwenden“.1044 Um einen schnellen Vorstoß der Roten Armee gen Westen zu unterbinden, sollten einzelne Einheiten instruiert werden, auf den zentralen Verkehrsrouten von Berlin in die westlichen Zonen Brücken und Straßen zu zerstören. Die Verteidigung selbst sollte dann entlang der Rheinlinie stattfinden. Dafür hatte sich Montgomery seit Januar 1948 stark gemacht – gegen den Widerstand Tedders und Cunninghams und gegen die Bedenken Attlees, die sich, britischer Tradition folgend, gegen kontinentaleuropäische Verpflichtungen ausgesprochen hatten. Nach heftigen Debatten im März und April konnte Montgomery sich schließlich im Mai mit Bevins Rückendeckung durchsetzen.1045 Alles andere wäre der Logik des Brüsseler Pakts auch zuwidergelaufen. Allerdings sollte es keine Truppenverstärkungen auf dem Kontinent geben. Die Streitkräfte sollten, wie im August 1947 festgelegt und Anfang Juli 1948 bekräftigt, „mit dem kämpfen, was sie haben“.1046

Wie halbherzig diese Entscheidung war, ja dass sie das Vereinigte Königreich in eine „unmögliche Situation“1047 brachte, zeigte sich an den zeitgleich in London und Washington entwickelten Kriegsplänen DOUBLEQUICK und HALFMOON. Dabei waren sich die Militärstrategen nicht nur der Tatsache bewusst, dass ihre Pläne keine angemessene Unterstützung für die Länder Westeuropas bereithielten. Letztlich lief auch alles auf eine Evakuierung à la Dünkirchen 1940 (Operation Dynamo) hinaus.1048 Damit aber war das Brüsseler Bündnis nicht mehr als ein Papiertiger und die Glaubwürdigkeit der Londoner Regierung infrage gestellt. Montgomery sah es als seine Pflicht, auf die tief greifenden Widersprüche, die den unterschiedlichen Vorgaben und Anforderungen auf der einen und dem Status quo der Streitkräfte auf der anderen Seite zugrunde lagen, mit Nachdruck hinzuweisen.

Mit dem Ende des Krieges hatte die Regierung eine umfassende Demobilisierung auf den Weg gebracht und dabei in Kauf genommen, in einer Übergangsphase von zehn bis zwölf Jahren nicht auf einen großen Krieg vorbereitet zu sein. Das damit verbundene Risiko schien angesichts der Bedrohungslage in den frühen Nachkriegsjahren vertretbar. Und weil solide Staatsfinanzen „höchste nationale Priorität“ genossen und eine starke industrielle Basis als „Voraussetzung“ für eine langfristig tragfähige Verteidigungspolitik galt, schienen die angestrebten Kürzungen auch geboten. Konkret bedeutete das: Die jährlichen Verteidigungsausgaben waren zwischen 1945 und 1948 von £2 Milliarden auf £600 Millionen heruntergefahren worden. Im gleichen Zeitraum hatte sich die Truppenstärke von fünf Millionen auf 850 000 reduziert.1049

Mit der Blockade Berlins und der westlichen Reaktion schienen sich nach Einschätzung der Stabschefs die Parameter zu Ungunsten der Westmächte zu verschieben. Plötzlich galt die Aufmerksamkeit nämlich nicht mehr den vermeintlichen Intentionen, sondern den militärischen Fähigkeiten des Gegners. Und da sprachen die Fakten eine klare Sprache; ob das nun die numerische Stärke, die Ausrüstung oder die Bewaffnung betraf. Während die amerikanischen Streitkräfte in Deutschland immerhin über zwei schlachtenerprobte Divisionen verfügten, bereitete die mangelnde Erfahrung der eigenen Soldaten, von denen die wenigsten im letzten Krieg gekämpft hatten, nicht nur General Robertson, dem britischen Oberkommandierenden vor Ort, erhebliches Kopfzerbrechen.1050 Ob Heer, Luftwaffe oder Marine – alle drei Teilstreitkräfte schienen nur noch ein Schatten ihrer selbst. Nicht einmal die Treibstoffreserven, so musste der Verteidigungsminister einräumen, reichten für mehr als einen Monat.1051

Mit wachsender Verbitterung beklagte Montgomery den „prekären Zustand“ der Streitkräfte, für den allein die politische Führung die Verantwortung trage. „Düster, wenn nicht schwarz“,1052 seien die Aussichten. Und was das hieß, fassten die Stabschefs in einer für den Verteidigungsausschuss bestimmten Kabinettsvorlage Ende Juli zusammen: „Im jetzigen Zustand sind unsere Streitkräfte nicht in der Lage, mit dem zu kämpfen, was sie haben.“1053 Noch schlimmer sah es bei den Partnern des Brüsseler Pakts aus: “For the present they must be regarded as useless“,1054 formulierte Montgomery in der ihm eigenen Direktheit. Alexander pflichtete ihm bei und bemängelte sogleich noch die „defätistische Haltung in Frankreich“.1055 Lediglich der „alliierte [sic!] Besitz der Atombombe“1056 und die Aussicht, „in einem langen Krieg“ dank des „industriellen Potentials“1057 der USA und Großbritanniens zu obsiegen, schienen noch für die Westmächte zu sprechen. Aber wer wollte sich darauf einlassen? Wer konnte sich darauf verlassen?

Die Stabschefs und in ihrem Gefolge Verteidigungsminister Alexander erachteten es als ihre Pflicht, Premier- und Außenminister aufzuzeigen, welche Konsequenzen sich aus ihrer Sicht aus den politischen Vorgaben für die Erfüllung des militärischen Auftrags ergaben. Sollten Attlee und Bevin trotz der prekären militärischen Ausgangslage an dem eingeschlagenen Kurs festhalten und eine kriegerische Konfrontation in Kauf nehmen, um die „diplomatische Schlacht“1058 nicht zu verlieren, dann, so mahnte Montgomery Mitte Juli, bedurfte es konkreter Schritte; und zwar sofort. Das sich abzeichnende militärische Desaster, so notierte er in beängstigender Klarheit, die allein durch die Schneidigkeit des mündlichen Vortrags am selben Tag übertroffen wurde, ließ sich dadurch nicht verhindern, aber zumindest doch verzögern.

In den Mittelpunkt der erbittert geführten Beratungen, die das Vertrauen der Militärs in die Kompetenz der politischen Führung und das Vertrauen der politischen Führung in die Loyalität der Militärs erschütterten, rückten drei Forderungen des Generalstabschefs: der umgehende Aufbau einer einheitlichen Kommandostruktur für die Verteidigung Westeuropas durch die Brüsseler Vertragsstaaten; ein totaler Entlassungsstopp für alle Soldaten der British Army, Royal Air Force und Royal Navy; und schließlich die Rückkehr tausender kriegserfahrener Spezialisten in den Dienst der Streitkräfte als Teil einer generellen Mobilmachung.1059

Seit der Unterzeichnung des Brüsseler Pakts hatte es Überlegungen zum Aufbau eines militärischen Hauptquartiers unter Führung eines britischen Oberkommandierenden gegeben, dem die Planung, Vorbereitung und Leitung gemeinsamer Operationen obliegen sollte. Allerdings war die Debatte von Beginn an von zwei Aspekten überlagert worden: den aktuellen Entwicklungen in Europa, also der rapiden Verschlechterung der Ost-West-Beziehungen; und, unmittelbar damit verbunden, der Frage, welche militärische Rolle den Vereinigten Staaten zukommen sollte. Daran hatte sich nichts geändert. Im Gegenteil, drängender denn je stellte sich aus britischer Sicht die Aufgabe, die USA bündnispolitisch in die Pflicht zu nehmen – sei es über eine Anbindung an den Brüsseler Pakt; sei es über ein neues Konstrukt, das den gesamten nordatlantischen Raum abdecken sollte.

Unter Federführung des stellvertretenden US-Außenministers Lovett hatten am 6. Juli die Gespräche über eine atlantische Sicherheitspolitik im State Department begonnen. Bereits eine Woche später sollte der britische Botschafter nach London berichten, das „Orchester“ der Sieben beginne, die „Melodie zu spielen, die wir im Ohr haben“.1060 Noch aber beschränkte Washington sich auf Erklärungen, ohne dabei langfristig bindende Verpflichtungen einzugehen. Solange die Regierung Truman sich aber nicht klar positioniert hatte – und das war ungeachtet formeller Anfragen über Botschafter Douglas und die amerikanischen Stabschefs bis Ende Juli nicht der Fall –, waren Attlee und Bevin nicht bereit, den Empfehlungen der Stabschefs zu folgen. Schließlich konnte das „Vereinigte Königreich nicht in Erwägung ziehen, im Alleingang einen Krieg gegen die Sowjetunion zu beginnen. […] Ein solcher Krieg würde in erster Linie eine Angelegenheit der Vereinigten Staaten sein […] mit einer Nebenrolle für das Vereinigte Königreich.“1061

Keine Alleingänge, lautete also die erste Devise, von der sich Attlee und Bevin in diesen Tagen und Wochen leiten ließen; keine vermeidbaren Provokationen vis-à-vis Moskau, die zweite; und keine selbst verschuldete Beunruhigung der eigenen Öffentlichkeit, die dritte. Wenn sich schon der Aufbau eines westeuropäischen Hauptquartiers unmöglich geheim halten ließ, dann galt das erst recht für einen generellen Entlassungsstopp bei den drei Teilstreitkräften, für den sich mittlerweile auch Verteidigungsminister Alexander starkmachte.1062 Woche um Woche verließen im Sommer 1948 zwischen 8000 und 9000 Soldaten die Streitkräfte, allein bis Ende September rund 92 000.1063 Im fortwährenden Zeitalter der Massenheere zählte im Kriegsfall aber jeder Soldat. Der Aderlass führte somit zu einer Verschlechterung der ohnehin schon schwierigen, wenn nicht, wie von Montgomery ohne Unterlass beschworen, desaströsen militärischen Ausgangslage.

Andererseits war allen Beteiligten bewusst, dass allein schon „die Ankündigung eines Entlassungsstopps gleichbedeutend mit der Ausrufung des staatlichen Notstands“ war und damit „der erste Schritt einer Politik, mit der die Wirtschaft des Landes vom Friedens- in den Kriegszustand überführt würde“.1064 Nichts widerstrebte Attlee und Bevin mehr. Sollte man etwa den wirtschaftlichen Wiederaufbau, also die Voraussetzung für eine erfolgreiche Politik der Gegenmachtbildung, gefährden? Verspielte man nicht das Vertrauen der eigenen Bevölkerung, wenn man „überhastet zu Maßnahmen griff, die zum Krieg führten“? Und sollte man dem Kreml wirklich einen Vorwand liefern, die Rote Armee in Alarmbereitschaft zu versetzen, um sie anschließend „gegen den Westen marschieren“1065 zu lassen?

Mit Nachdruck lehnten Premier- und Außenminister es ab, grünes Licht für einen generellen Entlassungsstopp, geschweige denn für eine nationale Mobilmachung zu geben. Bis auf weiteres sollten die nächsten diplomatischen Schritte abgewartet werden. Lediglich in einem Bereich wollten sie eine Ausnahme machen: bei den technischen Fachkräften in Heer und Luftwaffe, um die Luftbrücke nach Berlin um jeden Preis aufrechtzuerhalten.1066 Damit bekräftigten sie ihren strategischen Ansatz, die Blockade mit einer Mischung aus Entschlossenheit und Deeskalation zu umgehen, bis eine diplomatische Lösung gefunden war. Zugleich gaben sie den Stabschefs zu verstehen, deren zutiefst pessimistische Lagebeurteilung nicht zu teilen. Gewiss, die Krise barg ein gar nicht zu übersehendes Kriegsrisiko in sich. Mit bemerkenswerter Gelassenheit ließ Attlee jedoch wissen, dass er das Risiko alles in allem nicht höher taxiere als einst in der Auseinandersetzung um Triest 1945.1067

Wenn sich der Verteidigungsausschuss des Kabinetts auf Bevins Initiative im gleichen Atemzug dennoch darauf verständigte, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die Streitkräfte „in die bestmögliche Lage für einen Krieg in naher Zukunft“ zu versetzen und auch die Vorbereitungen für einen generellen Entlassungsstopp voranzutreiben, solange keine nachteiligen Auswirkungen auf die Wirtschaft des Landes zu befürchten waren und die Öffentlichkeit davon keine Kenntnis erhielt,1068 so musste das den Militärs wie die Quadratur des Kreises erscheinen. Denn einerseits blieben ihnen angesichts der politischen Vorgaben und der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen die Hände gebunden. Andererseits sollten sie sicherstellen, dass das Land im Kriegsfall nicht im Abgrund versank.

Montgomery gab sich damit nicht zufrieden. Er war entschlossen, eine Entscheidung in seinem Sinne herbeizuführen. Dabei war ihm jedes Mittel recht. Wie so häufig neigte er jedoch auch im Sommer 1948 dazu, sich von seinem überbordenden Selbstbewusstsein blenden zu lassen und seinen eng begrenzten Handlungsspielraum zu überschätzen. Sein politisches Urteilsvermögen ließ ihn einmal mehr im Stich – mit den entsprechenden Konsequenzen für die Sache und die Person. Denn während er meinte, andere für seine Anliegen eingespannt zu haben, wurde er in Wirklichkeit von diesen instrumentalisiert – und als die Sache danebenging, im Regen stehen gelassen. Natürlich war es auch in der Vergangenheit zu Zerwürfnissen zwischen der politischen Führung und hochrangigen Militärs gekommen. In dem wohl spektakulärsten Fall hatte Generalmajor Frederick Maurice in den frühen Maitagen des Jahres 1918 in einem Leserbrief an die Times Premierminister David Lloyd George und Schatzkanzler Andrew Bonar Law vorgeworfen, mit der Verlegung von Truppen nach Palästina die Soldaten an der Westfront im Stich gelassen und das Unterhaus getäuscht zu haben. Viel war von dem Vorwurf am Ende nicht übrig geblieben.1069 Die zivile Seite war gestärkt aus der Kontroverse hervorgegangen. Der Primat des Politischen hatte über das Militärische triumphiert. Das hätte auch Montgomery wissen müssen, bevor er mit dem Kopf durch die Wand wollte. Worum ging es also?

Noch bevor die Stabschefs am Morgen des 7. Juli zur militärischen Lagebesprechung mit Verteidigungsminister Alexander zusammenkamen, hatte Kriegsminister Shinwell Montgomery kurzfristig zu sich gebeten. Bislang hatte Shinwell sich zwar kritisch zu den Kosten der Luftbrücke geäußert. Die strategische Grundsatzentscheidung, an Berlin festhalten zu wollen, hatte er aber nicht infrage gestellt; weder im vertraulichen Gespräch mit Premier- und Außenminister noch gar in der Öffentlichkeit. Nichtsdestotrotz hatte er erhebliche Bedenken ob des eingeschlagenen Kurses. Waren Attlee, Bevin und Alexander der Herausforderung wirklich gewachsen? Erkannten sie die Gefahr, dass sie das Vereinigte Königreich mit ihrer Politik womöglich „in den dritten Weltkrieg katapultierten“? Musste ihnen nicht von den „beiden, die in Whitehall noch über einen gesunden und klaren Verstand verfügten“,1070 Einhalt geboten werden? In der regierungsinternen Hierarchie kam dem Kriegsminister nur eine untergeordnete Rolle zu. Er hatte keinen Kabinettsrang. Fragen von strategischer Bedeutung landeten erst gar nicht auf seinem Schreibtisch. In erster Linie ging es um Verwaltungsaufgaben rund um die britische Armee. Zudem hatte der jeweilige Minister den Armeevertretern die politischen Entscheidungen der Regierung zu erläutern; und der Politik musste er die Bedürfnisse der Armee näherbringen. Mit Montgomerys Unzufriedenheit über den Kurs der Regierung war der ehemalige Gewerkschaftsfunktionär also vertraut, als er den hochdekorierten Feldmarschall am Morgen in seinem Büro empfing und sogleich auf den Punkt kam:

Now Monty, you have a very big following in the country and so have I, despite […] what they may think over there [at Downing Street]. You could save this country and I could rouse the workers to follow me. Between us, you and I, we could do anything.1071

Es war eine durch und durch bizarre Szene, die in der britischen Geschichte ihresgleichen sucht. Inmitten der ersten großen Krise des Kalten Krieges ermunterte ein Minister, der sich nicht damit abfinden konnte, als Konsequenz seines politischen Versagens in der Kohlekrise 1946/47 seinen Kabinettsposten verloren zu haben, den renommiertesten General des Landes, dem sein Ruhm zu Kopfe gestiegen war, zum Ungehorsam gegen die eigene Regierung. „Moralische Feigheit“1072 meinte Hugh Gaitskell bereits 1947, als er als parlamentarischer Staatssekretär mit Shinwell im Energieministerium gearbeitet hatte, als markanteste Eigenschaft des zu unbequemen Entscheidungen unfähigen Ressortchefs ausgemacht zu haben.

Entscheidungsschwäche lautete indes auch der Vorwurf, den Montgomery im Juli 1948 zunächst gegenüber Verteidigungsminister Alexander und später gegenüber Premier- und Außenminister erhob. In keiner Sitzung hatte er eine klare Antwort auf die Frage erhalten, ob die Regierung letztlich bereit war, militärisch gegen die sowjetische Blockade vorzugehen. Deshalb entschloss er sich nach der Sitzung des Kabinettsausschusses am 15. Juli zu dem außergewöhnlichen Schritt, Tedder und Cunningham für den Sturz des Verteidigungsministers zu gewinnen. Attlee sollte gebeten werden, Alexander unter Hinweis auf das fehlende Vertrauen seiner Stabschefs zu entlassen. Tedder und Cunningham gaben noch am selben Tag ihre Zustimmung; nur um fünf Tage später aus verfassungsrechtlichen Bedenken einen Rückzieher zu machen. Zudem befürchteten sie nicht zu Unrecht, mit einem derartigen Vorstoß Stellung und Einfluss der Stabschefs langfristig zu schwächen.1073

Montgomery ließ sich davon nicht zurückhalten. Während er regierungsintern den Druck erhöhte, sorgte er dafür, dass Details an den bislang kaum in Erscheinung getretenen Oppositionsführer durchgestochen wurden, um parallel Druck von außen aufzubauen. Churchill seinerseits nutzte die sich bietende Gelegenheit, sich als Premierminister im Wartestand in Erinnerung zu rufen – und als erfolgreicher Kriegsführer, der Nation und Empire schon einmal vor dem Untergang bewahrt hatte.

Seit dem 30. Juni hatte sich das Parlament nicht mehr mit der Berlinkrise befasst. Bevin hatte aber engen Kontakt zu Schattenaußenminister Eden gehalten. Quasi als Ausdruck des parteiübergreifenden nationalen Konsenses war Eden auf Bevins Bitte in die deutsche Hauptstadt gereist, um Berlin und die Welt wissen zu lassen, dass das Vereinigte Königreich sich dem sowjetischen Druck nicht beugen werde.

Das Verhältnis zwischen Premierminister und Oppositionsführer galt dagegen nicht erst seit der bitteren Wahlniederlage der Tories im Sommer 1945 als gestört. Während der wöchentlichen Fragestunde im Unterhaus wurde Attlee am 22. Juli, also einen Tag nachdem Premier- und Außenminister einen sofortigen generellen Entlassungsstopp abgelehnt hatten, auf dem falschen Fuß erwischt. Churchill bat Attlee um eine kurze Stellungnahme zu den militärischen Aspekten der Krise.1074 Er mochte Montgomery nicht beim Namen nennen; wer mit den internen Diskussionen vertraut war, hörte aber den Generalstabschef persönlich sprechen. Attlee spielte auf Zeit, verlor sich bewusst im Allgemeinen und gab doch zu erkennen, in welche Richtung er tendierte. Eine Unterhausdebatte über verteidigungspolitische Fragen kam für ihn in der konkreten Situation nicht infrage. Dabei ließ er sich von jenem Kalkül leiten, das bereits den Ausführungen seines Außenministers am 25. Juni zugrunde gelegen hatte. Einerseits sollte die gegnerische Seite über die Details des weiteren Vorgehens im Unklaren gelassen werden. Andererseits galt es, eine unnötige Eskalation der Lage zu vermeiden. Darüber hinaus mussten die erst anstehenden Beratungen mit der amerikanischen Regierung abgewartet werden. Und schließlich war es undenkbar, dass die Regierung die gar nicht zu bestreitende Diskrepanz zwischen diplomatischem Wollen und militärischem Können offen legen würde. Noch am selben Abend bekräftigte der Premier seine Haltung gegenüber ausgewählten Kabinettsmitgliedern.1075 Bis auf weiteres sah er keine Veranlassung, das Gespräch mit Churchill zu suchen, geschweige denn dessen Rat in Anspruch zu nehmen. Labour war gewählt, um zu regieren. Und Attlee war zuversichtlich, die Krise mit seinem Kabinett zu meistern. Um die Initiative nicht aus der Hand zu geben, stellte die Regierung der Opposition eine Erklärung des Außenministers zur Lage in Berlin noch vor der Sommerpause in Aussicht. Alles lief auf den 29. Juli hinaus.

Dass das öffentliche Interesse just an diesem Tag einem ganz anderen Anlass galt, kam der Regierung durchaus gelegen. Keine zehn Meilen von Whitehall entfernt wurden die XIV. Olympischen Sommerspiele der Neuzeit am Nachmittag im mit 85 000 Zuschauern überfüllten Wembley-Stadion im Londoner Nordwesten von König George VI. eröffnet. Es waren die ersten Spiele nach zwölf Jahren. Und doch war das „Weltfriedensfest“ der nationalsozialistischen Propaganda von 1936 noch allgegenwärtig. Umso mehr rückte Pierre de Coubertins Anliegen in den Mittelpunkt der Eröffnungsfeier: Die Jugend der Welt sollte sich nicht auf den Schlachtfeldern bekämpfen, sondern sich im sportlichen Wettkampf messen. Wer meinte, die Spiele den Launen der Tagespolitik entreißen zu können, mochte sich damit zufrieden geben, dass in einer symbolischen Geste 2500 Tauben in den strahlend blauen Londoner Nachmittagshimmel aufsteigen durften. Doch wer den Blick dann wieder auf die versammelten Teilnehmernationen warf, wurde schnell auf den Boden der weltpolitischen Wirklichkeit zurückgeholt. Deutschland war als Feindstaat erst gar nicht eingeladen worden. Die Versöhnung musste auch auf dem Sportplatz warten. Und die Sowjetunion hatte die Einladung kurzfristig ausgeschlagen. Offenbar reichte die neue Unversöhnlichkeit bereits bis in die Niederungen von Weitsprunggruben.

Umso präsenter waren Berlin und Moskau, als Bevin zeitgleich im Unterhaus das Wort ergriff. Von der ausgelassenen Stimmung von Wembley war hier nichts zu spüren. Im Gegenteil, „fast ununterbrochene Stille“ begleitete die gesamte Rede zu den jüngsten Entwicklungen in Berlin, während die „explosiven Gefahren deutlich“ hervortraten.1076 Der breite West Country-Akzent passte zu der Botschaft des Tages: Unbeirrbarkeit in den Maßstäben, errungene Einsichten, abgerungene Entscheidungen; und vor allem: trotz taktischer Umwege Konstanz im Prinzipiellen. Inhaltlich knüpfte Bevin nahtlos an seine Erklärung vom 30. Juni an. Doch der Fokus war enger. Es ging nur noch um Berlin. Im bis an das Ende seiner Rede unausgesprochenen Umkehrschluss hieß das: Solange die Krise um Berlin keiner einvernehmlichen Lösung zwischen den Konfliktparteien zugeführt war, so lange wurde mit dem Kreml nicht über die ungelöste deutsche Frage gesprochen. Das deutschlandpolitische Programm stand nach wie vor nicht zur Disposition. Stattdessen setzte Bevin auf den weiteren Ausbau der Luftbrücke und damit auf Zeitgewinn und Handlungsspielraum. Erstmals sprach er nicht nur von mehr Flugzeugen, von größeren Flugzeugen und von besseren Rollfeldern. Er nannte auch konkrete Zahlen und löste damit Ernst Reuters ungedeckten Wechsel auf die Zukunft vom 11. Juli ein.1077 4500 Tonnen sollte die anglo-amerikanische Luftbrücke fortan täglich nach Tempelhof und Gatow einfliegen.





Was aber, wenn die Luftbrücke spätestens im Winter doch scheitern sollte? Bevin gab sich „entschlossen, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um der Lage gerecht zu werden“.1078 Das eröffnete den gewünschten Interpretationsspielraum und ließ der Regierung im Ernstfall doch keinen Handlungsspielraum. Details aber wollte er keine nennen. Stattdessen rückte er die Versorgung der Bevölkerung in den Westsektoren als Erfordernis der Stunde in den Mittelpunkt. Ausgewähltes Fachpersonal, das für den Fortbestand der Luftbrücke unentbehrlich war, sollte deshalb vorläufig nicht mehr aus den Streitkräften entlassen werden.

Damit hätte sich das Parlament vertagen können. Schließlich hatte die Regierung eingelöst, was sie der Opposition zugesagt hatte: eine Stellungnahme zur aktuellen Lage in Berlin. Doch Churchill gab sich nicht zufrieden, witterte vielmehr seine Chance, in die Rolle Kassandras zu schlüpfen. Er stellte Fragen, um zu belehren; Nachfragen, um zu ermahnen; Fangfragen, um die Differenzen zwischen der politischen Führung und den Stabschefs schonungslos offenzulegen; und Rückfragen, um Montgomerys Forderungen zum Durchbruch zu verhelfen. Dabei ging er so weit, der Regierung zu unterstellen, die eigenen Militärs – und hier nannte er explizit Montgomery – nicht ausreichend zu konsultieren, deren Rat zu vernachlässigen und somit ihrer Verantwortung in einer „Angelegenheit, die leicht zu einer Frage von Leben und Tod werden“1079 konnte, nicht gerecht zu werden. Er hätte auch Clausewitz’ Grundsatz zitieren können, wonach „eine gewisse Einsicht in das Kriegswesen von der Führung des politischen Verkehrs nicht getrennt werden sollte.“1080

Der Vorwurf wog schwer. Und er kam unerwartet. Doch in dem Moment, in dem Churchill Montgomery ausdrücklich erwähnte, musste Bevin klar sein, dass hier über Bande gespielt wurde. Was dem Generalstabschef in den internen Beratungen bislang nicht gelungen war, sollte der Oppositionsführer erledigen. Bevin musste reagieren, um Schaden von seiner Regierung abzuwenden. Und er tat es, wie er es in den zwanziger und dreißiger Jahren auf Gewerkschafts- und Parteitagen getan hatte: mit rhetorischen Schlägen, die durch die Halle krachten.

I deprecate the mentioning of particular employees of the State in this House. It is obvious that the Government, as they do in everything else, must keep in touch with their advisers. I cannot be a party to departing from the Government’s responsibility for our decisions. Whether it is Field-Marshall Montgomery or anyone else, I think it is known that they will submit their reports to us, and that we must take our decision. I do not want to begin a quarrel over celebrated generals, who are dealing with these international problems. […] We are certainly taking, if anything, rather more than the right hon. Gentleman did, the advice of the Chiefs of Staff. We are in very close touch with them. We do not assume we are the Chiefs of Staff, but we do accept responsibility for the advice we accept and act upon.1081

Auch der Außenminister kannte, so der Kern der Riposte, seinen Clausewitz. Den Primat der Politik ließ er sich von niemandem streitig machen. Die politische Verantwortung, die der einst erst im dritten Anlauf angenommene aristokratische Kadett von Sandhurst explizit von sich wies, scheute er schon gar nicht. Und noch etwas: Auch Bevin konnte, wenn es denn sein musste, über Bande spielen.

Spätestens hier hätte Montgomery erkennen müssen, dass er sein Blatt überreizt, der eigenen Sache geschadet und seine Position leichtfertig geschwächt hatte. Doch wie „ein frecher Bengel“,1082 so kommentierte Attlee noch eine Dekade später mit Unverständnis, wollte der gefeierte General mit dem Kopf durch die Wand und suchte den Showdown mit der politischen Führung. Noch einmal forderte er eine klare Antwort auf seine Frage, ob die Regierung bereit sei, einen Krieg für Berlin zu riskieren. Noch einmal verfasste er mit Tedder und Cunningham eine Vorlage, in der er die Regierung auf den „alarmierenden“ Zustand der Streitkräfte aufmerksam machte. Und noch einmal verlangte er weit reichende Maßnahmen – von einem sofortigen Entlassungsstopp für die drei Teilstreitkräfte über die Einberufung von Reservisten und den Aufbau einer westeuropäischen Kommandostruktur bis hin zu grundlegenden wirtschafts- und industriepolitischen Weichenstellungen –, um wenigstens das Schlimmste bei einem Kriegsausbruch zu verhindern.1083

Dem öffentlichen Schlagabtausch zwischen Außenminister und Oppositionsführer folgte am nächsten Morgen das interne Kräftemessen im Verteidigungsausschuss des Kabinetts. Mitte der dreißiger Jahre hatte Attlee als Vorsitzender der Labour Party seine Gedanken über eine effiziente Regierungsführung im Allgemeinen und die Aufgaben des Premiers und seiner Minister im Besonderen zu Papier gebracht. „Die entscheidende Eigenschaft eines PM“, hatte er seinerzeit formuliert, „liegt darin, dass er ein guter Vorsitzender sein sollte, der sicherstellt, dass andere ihre Aufgaben erledigen. Wenn alle Stricke reißen, muss er in der Lage sein, zwischen widerstreitenden Grundsätzen zu entscheiden.“1084 Am 30. Juli 1948 musste Attlee, mittlerweile Premierminister, zwischen widerstreitenden Interessen entscheiden, die ganze Autorität seines Amtes in die Waagschale werfen und die Verantwortung für den Kurs seiner Regierung übernehmen. Er tat es in der gebotenen Deutlichkeit, wenn er die Mitglieder des Verteidigungsausschusses, darunter Verteidigungsminister Alexander und die Stabschefs, daran erinnerte,

that Ministers had approved the proposals for the demobilisation of the Armed Forces in the knowledge that during the period of transition before the Forces could be reorganised they would be in no fit state to embark on a major war. They had, however, accepted the risks involved in this because of the overriding need to restore the economic stability of the country. It was right that the Chiefs of Staff should warn Ministers about the state of preparedness of the Forces and should recommend measures to put them in a better position to fight with their available resources, but it must be the responsibility of Ministers to decide whether the general situation warranted the adoption of these measures. In particular, they must consider very carefully the timing of any measures, in relation both to what the United States Government were prepared to do and to the impending negotiations in Moscow. […] He fully appreciated the anxieties of the Chiefs of Staff and was grateful to them for their advice, but the responsibility for deciding whether to accept that advice must be taken by Ministers, in the light of the general situation.1085

Wie in einem Brennglas spiegelten sich in diesen wenigen Sätzen das politische Selbstverständnis und die inhaltliche Position des Premierministers wider. Es war seine und die Aufgabe seiner Minister, den Rat der Militärs einzuholen oder, wie geschehen, entgegenzunehmen. Die ihnen unterbreiteten Empfehlungen hatten sie ernst zu nehmen. Am Ende aber mussten sie unter Berücksichtigung kurzfristiger Interessen und langfristiger Konzeptionen, angesichts der bestehenden Risiken und unter Abwägung der Bandbreite von Optionen entscheiden, welcher Kurs aus ihrer Sicht der beste für das Land war. Während sich die Verantwortung der Militärs also darin erschöpfte, die politische Führung nach bestem Wissen zu beraten, konzentrierte sich die Verantwortung des Premiers und seiner Minister auf die Entscheidung an sich. Die dienende Funktion der Militärs fand somit ihre Ergänzung im gestalterischen Auftrag an die politische Führung.

Attlee war sich der Risiken, die mit der Krisenpolitik seiner Regierung verbunden waren, durchaus bewusst. Doch die Lage war aus seiner Sicht komplizierter als das Krisenszenario, das Montgomery unentwegt beschwor. Deshalb hielt er es noch zehn Jahre später für geboten, in einer pointierten Besprechung der allzu selbstgerechten Memoiren des Helden von El Alamein festzuhalten: „[T]he selfconfidence that inspired the 8th Army is not always useful in complicated affairs in which many of the factors are outside his ken.“1086 Für Attlee, dessen eigene Memoiren der Darstellung eines ereignisarmen Lebens gleichkamen, waren das deutliche Worte, die auch als rückblickende Rechtfertigung seiner Krisenpolitik gelesen werden konnten. Anders ausgedrückt und übertragen auf die konkrete Situation des Sommers 1948 hieß das: Noch rechtfertigte die Blockade keine außerordentlichen Maßnahmen, die nicht nur die wirtschaftliche Konsolidierung Großbritanniens und Westeuropas infrage gestellt, sondern auch zu einer ganz und gar unbeabsichtigten Verschärfung der Krise geführt hätten.

Eine politische Lösung war jedoch nach wie vor nicht in Sicht. Darüber hinaus gab es in Whitehall nur wenige, die an einen Erfolg der Luftbrücke glaubten. Gewiss, die ursprünglichen Erwartungen waren schon Ende Juli bei weitem übertroffen worden. Allein die Royal Air Force lag an einigen Tagen mit einer Leistung von 1350 Tonnen um 80 Prozent über der Prognose von Luftwaffenchef Tedder vom 28. Juni von 750 Tonnen. Spätestens mit dem im November einsetzenden Winter wurde aber mit einem Einbruch gerechnet. Zudem würde der Kohlebedarf noch einmal deutlich ansteigen. Gab es bis dahin keine Lösung, so die Befürchtung der Militärs, dann hätte man mehrere Monate verloren, in denen man die Streitkräfte auf den Ernstfall hätte vorbereiten können.1087

Wenn die zentralen politischen Vorgaben Bestand haben sollten, die Versorgung der Zivilbevölkerung und der Garnisonen in den Westsektoren mit der Luftbrücke auf Dauer aber nicht gewährleistet werden konnte, dann blieben aus Sicht der Planer im Verteidigungsministerium nur zwei Optionen: Entweder überließ man die Versorgung Berlins den Russen, oder man flog einen Teil der Bevölkerung aus, um den täglichen Bedarf zu reduzieren.1088

Mit großem propagandistischem Aufwand hatte die SMAD am 20. Juli mitgeteilt, jeder Bewohner der Westsektoren könne sich in einem Ost-Bezirk der Stadt für den Kauf von Lebensmitteln registrieren lassen.1089 Neben die Einschüchterung trat also der Versuch, die Autorität der Westmächte zu untergraben. Über den Magen, so das Kalkül, das sich gar nicht einmal fundamental von den auf das Frühjahr 1946 zurückgehenden Überlegungen General Clays unterschied, sollten die Köpfe der Deutschen gewonnen werden – zunächst in den Westsektoren und womöglich darüber hinaus in den westlichen Zonen. Die Gefahr, die mit dem Angebot prinzipiell verbunden war, wurde in Berlin und in London rasch erkannt. Während Robertson dafür warb, die Deutschlandpolitik zu überdenken, setzte Bevin unvermindert auf die Luftbrücke. Dabei kam ihm entgegen, dass es bislang keine gravierenden Versorgungsengpässe gegeben hatte; dass weder der Ostsektor noch die geplünderte östliche Zone als Landstrich galten, in dem Milch und Honig flossen; dass die SMAD gar nicht in der Lage war, weitere zwei Millionen Menschen zu ernähren; dass das Angebot an der Strom- und Kohleknappheit – im Vergleich zur Lebensmittelrationierung das größere Problem – nichts änderte; dass die sowjetische Blockade alles andere als lückenlos war;1090 und nicht zuletzt, dass sich Misstrauen und Verachtung der Berliner im westlichen Teil der Stadt gegenüber der östlichen Besatzungsmacht direkt proportional zu ihrer Bereitschaft verhielten, sich der Blockade zu widersetzen, solange die Westmächte sie nicht im Stich ließen.

Tatsächlich registrierten sich bis Monatsende gerade einmal 20 000 Menschen in einem der östlichen Bezirke, also weniger als ein Prozent der Gesamtbevölkerung der westlichen Sektoren; das entsprach 25 Prozent der 80 000 SED-Wähler des Jahres 1946. Selbst in den kältesten Monaten überstieg die Zahl nie die 5-Prozent-Marke.1091 Was für Moskau einer politischen Demütigung gleichkam, bedeutete für die Westmächte Vertrauensvorschuss und Verpflichtung in einem.

Unter den Militärs war die Skepsis, mehr als zwei Millionen Menschen langfristig aus der Luft versorgen zu können, allerdings ungebrochen. Nach Einschätzung des engsten Mitarbeiters des Verteidigungsministers blieb als letzter „Trumpf“1092 eine Teilevakuierung der Westsektoren. Neben rund 1 500 000 Berlinern samt Hab und Gut sollten gegebenenfalls auch ganze Teile der industriellen Infrastruktur ausgeflogen werden. Die Stellung halten sollten dagegen die eigene Militärregierung sowie deutsche Politiker, Gewerkschafter, Ingenieure und Wissenschaftler. Deren Versorgung, so die Überlegung, konnte langfristig aus der Luft sichergestellt und damit auch die Blockade erfolgreich unterlaufen, Berlin gerettet und ein Krieg vermieden werden. Vor allem aber meinte Hollis, mit seiner Idee die verloren geglaubte „politische Initiative zurückgewinnen“1093 zu können.

Allerdings stand er mit seiner Meinung alleine da. Bevin und Alexander waren nicht angetan. Schon unter logistischen Gesichtspunkten gab es erhebliche Bedenken. Mit den verfügbaren Transportkapazitäten konnten monatlich 100 000 Personen ausgeflogen werden, bis zum Winter also gerade einmal ein Fünftel der kalkulierten Gesamtzahl. Zudem war die Absorptionsfähigkeit der westlichen Zonen begrenzt. Während sich die französischen Behörden in den zurückliegenden Jahren weitgehend geweigert hatten, Flüchtlinge und Vertriebene aufzunehmen, waren mehr als sechs Millionen aus den ehemaligen Ostgebieten des Deutschen Reiches sowie aus den Siedlungsgebieten der ‚Volksdeutschen‘ in die von Zerstörung und Wohnungsnot geprägten Besatzungszonen der Amerikaner und Briten geströmt.1094 Mehr ließen sich nicht „hineinpressen“,1095 ohne die Gesundheit breiter Massen zu gefährden und die Produktion zu erschweren.

Ausschlaggebend für die Ablehnung des Vorschlags waren aber krisenspezifische Gründe, die sich aus der übergeordneten außenpolitischen Strategie ergaben. Denn kam eine groß angelegte Teilevakuierung der westlichen Sektoren Berlins nicht de facto jener Kapitulation gleich, die Außenminister Bevin am 30. Juni kategorisch im Unterhaus ausgeschlossen hatte? Sendete man damit nicht ein ganz und gar ungewolltes Signal, eine Mischung aus „Alarm und Mutlosigkeit“, an die Einwohner der Hauptstadt? Und wie würde ein solcher Schritt von den Deutschen im Westen aufgenommen? Schließlich kam der westlichen Stellung in der Stadt nach eigenen Aussagen doch die Bedeutung eines „strategischen Vorpostens“1096 zu – im Ost-West-Konflikt und ganz besonders im Ringen um die Einheit Deutschlands. Statt, wie Hollis festgehalten hatte, die politische Initiative zurückzugewinnen, musste befürchtet werden, mit einer Teilevakuierung Berlins die deutschlandpolitische Initiative überhaupt erst zu verlieren. Und das zu vermeiden, war ja gerade eines der zentralen Anliegen des Außenministers. Evakuierungen durften deshalb bis auf weiteres nur unter humanitären Gesichtspunkten durchgeführt werden.

Angetrieben von ihrer Skepsis gegenüber der Luftbrücke sowie aus Sorge vor einem weiteren Waffengang, auf den sie unzureichend vorbereitet waren, hatten die Militärs – von Robertson in Berlin bis zu den Stabschefs in London – den Regierungskurs in den zurückliegenden Wochen mehrfach infrage gestellt. Ende Juli war dieser Prozess keineswegs abgeschlossen. Bislang hatten die mit Verve vorgetragenen politischen und militärischen Alternativen aber weder den Außenminister noch, soweit er damit befasst worden war, den Premierminister zu überzeugen vermocht. Dennoch hatten die ganz unterschiedlichen Vorstöße eine wichtige Funktion erfüllt. Sie hatten die politische Führung gezwungen, ihre Krisenstrategie zu überprüfen. Dabei schaltete Premierminister Attlee sich erstmals mit klaren inhaltlichen Vorgaben in den regierungsinternen Entscheidungsprozess ein. Außenminister Bevin sah sich in seiner Haltung bestätigt. Strategische Anpassungen oder gar ein fundamentaler Kurswechsel standen nicht auf der Tagesordnung. Die Parole lautete: Weiter so! Das riskante Geduldspiel ging in eine neue Runde.

9. Weiter so! Das Geduldspiel der Politik

Parallel zu den regierungsinternen Beratungen über die militärischen Aspekte der Krise gewannen die Diskussionen über das weitere Vorgehen im westlichen Lager in der zweiten Julihälfte an Fahrt – unter den Vertragsstaaten des Brüsseler Pakts; in Washington mit weit reichenden Konsequenzen für die Politik der Westmächte; zwischen London und Washington; sowie stets im Anschluss daran im trilateralen Rahmen.

Dabei wurden einerseits bestehende Trends bestätigt. Mit dem Scheitern der Regierung Robert Schuman am 19. Juli trat Frankreich in eine Phase innenpolitischer Instabilität, die die außenpolitische Handlungsfähigkeit in den folgenden acht Wochen auf ein Minimum reduzierte. Frankreichs Einfluss auf den Kurs der Westmächte war marginal. Briten und Amerikaner waren vor allem darauf bedacht, Paris mitzuschleppen und damit die Fassade westlicher Einheit aufrechtzuerhalten. London wiederum war bemüht, das westliche Europa um sich zu scharen, auf Linie zu halten und zu beruhigen; wohl wissend, dass der politische Führungsanspruch auf tönernen ökonomischen und militärischen Füßen stand. Doch er wurde von den westeuropäischen Partnern nicht nur geduldet, sondern auch begrüßt, solange es dem Vereinigten Königreich gelang, die USA mit ihrem überlegenen Machtpotential an den Kontinent zu binden. Für die westliche Krisenpolitik behielt der anglo-amerikanische Bilateralismus seine konstitutive Bedeutung.

Andererseits kristallisierten sich machtpolitische Verschiebungen im westlichen Lager heraus. Während die britische Regierung in den ersten Wochen der Blockade als treibende Kraft der westlichen Krisenpolitik die entscheidenden Impulse gegeben hatte, beanspruchte die Truman-Administration, gestützt auf ihre materiellen Möglichkeiten und ihren ausgeprägten Machtwillen, zunehmend die Führungsrolle für sich. An der strategischen Ausrichtung änderte das freilich nichts. Was das taktische Vorgehen betraf, musste London sich jedoch Washingtons Präferenzen beugen. Schließlich galt es, amerikanische Alleingänge zu verhindern und sich selbst durch die fortwährende Einbindung der USA Gehör zu verschaffen, Mitsprache zu sichern und, soweit möglich, ein Mindestmaß an Einfluss zu bewahren.

Als der Beratende Ausschuss der Brüsseler Vertragsstaaten am 19. Juli in Den Haag tagte, dominierte die Berlinkrise die Diskussionen. Die Atmosphäre war gedrückt. Beredt beklagte Georges Bidault den riskanten Kurs, den er bislang hinter verschlossenen Türen mitgetragen hatte. Doch wer genau hinhörte, vernahm seine eigentliche, alles andere als neue Botschaft. Paris verlangte bedingungslose amerikanische Sicherheitsgarantien; und zwar sofort. Angesichts der soeben mit den Stimmen der Sozialisten im Verbund mit den Kommunisten beschlossenen Kürzung des französischen Verteidigungsetats um ein Fünftel war die Forderung nachvollziehbar. Nachvollziehbar war allerdings auch, dass die Belehrungen des Außenministers auf Abruf zu einem Zeitpunkt, da die Mehrheit der Volksvertreter der Grand Nation offenbar vorzeitig die Waffen streckte und auch Bidault selbst nichts Konstruktives beizusteuern hatte, nicht von jedem mit Begeisterung aufgenommen wurden.1097 Frankreichs Glaubwürdigkeit stand auf dem Spiel.

Ungeachtet dessen konnte jedoch niemand bestreiten, dass dem Brüsseler Pakt nur eine symbolische Wirkung zukam. Europa war nicht mehr Regulator des Staatensystems. Im Gegenteil, im freien Teil war man froh, wenn das ganze Ausmaß der eigenen Schwäche von der Flügelmacht auf der anderen Seite des Atlantiks erkannt und Maßnahmen ergriffen wurden, um die Freiheit diesseits des Eisernen Vorhangs zu garantieren. Das Lamentieren über das Verhalten Abwesender brachte indes wenig, zumal die entscheidenden Debatten ohnehin zeitgleich an Potomac und Themse geführt wurden.1098 Noch mochte sich die Regierung Truman zieren. Bevin war aber zuversichtlich, die Vereinigten Staaten über einen Atlantikpakt an den europäischen Kontinent binden zu können. Das gemeinsame Vorgehen in Berlin sollte insofern Katalysator und Indikator für die weiteren Entwicklungen in Deutschland und Europa sein.

Zuversicht verbreitete der britische Außenminister auch, als er den Kollegen die Krisenstrategie erläuterte. „Jedes weitere Vordringen der Slawen zu verhindern“, erklärte er zum Kern seiner Bemühungen. Konkret bedeutete das: Berlin musste gehalten und die Londoner Empfehlungen durften nicht infrage gestellt werden. Für die, die daran zweifelten, fügte er quasi als rückversichernde Rückfallposition hinzu, dass der Rhein „unsere Hauptverteidigungslinie“1099 sein werde. Mit anderen Worten: Großbritannien werde im Ernstfall nicht nur um den, sondern auf dem Kontinent kämpfen. Von den kontroversen regierungsinternen Debatten in der Heimat war keine Rede. Stattdessen erwähnte Bevin die amerikanischen Bomber, die soeben auf ihren britischen Stützpunkten eingetroffen waren. Weitere würden folgen. Und dazu kamen mehr als sechs Dutzend der modernsten amerikanischen Jagdflugzeuge.1100

Das aber war nur die eine Seite der Medaille. Um die verschreckten Seelen zu beruhigen, fügte Bevin hinzu, natürlich gehe es nicht darum, Krieg zu führen. Vielmehr gelte es, die Ausgangsposition des Westens zu verbessern, zu gegebener Zeit „den Russen mit neuen Waffen und neuer Stärke am Konferenztisch zu begegnen und nicht, wie in der Vergangenheit, […] Molotov auf Gedeih und Verderb ausgeliefert zu sein.“ Das hieß: Verhandlungen ja; Zeitpunkt und Inhalt sollte aber nicht der Kreml diktieren. Vielmehr war Bevin bereit, den Notenaustausch noch eine Weile fortzusetzen, um die „Macht des Westens weiter auszubauen“.1101 Das paradox anmutende Zeitspiel, in dem die sowjetische Seite sich in der Rolle des Taktgebers wähnte, die Westmächte aber ihren eigenen Rhythmus wählten, ging somit weiter. Und keiner im westlichen Lager verkörperte die Überzeugung, dieses Spiel letztlich gewinnen zu können – und zwar mit friedlichen Mitteln –, so sehr wie der britische Außenminister.

Woher aber nahm Bevin die Zuversicht? Der Schlüssel zum Verständnis liegt in dem in Diplomatenkreisen schon früh so bezeichneten „Spektakel der Luftoperation“,1102 mit dem Briten und Amerikaner die Westsektoren mehr schlecht als recht versorgten. Doch allein die Tatsache, dass sie es überhaupt wagten, resultierte in einer Eigendynamik, mit der weder die Sowjetunion noch die Westmächte noch die Deutschen zu Beginn der Blockade gerechnet hatten. Was ursprünglich als reine Verlegenheitslösung konzipiert worden war, um eine militärische Eskalation zu vermeiden und politischen Handlungsspielraum zu gewinnen, eröffnete plötzlich ungeahnte Optionen. Hätte die westliche Aufgabe am Morgen des 24. Juni 1948 darin bestanden, die Westsektoren langfristig aus der Luft zu versorgen, weil die Konfliktparteien sich schon nach wenigen Wochen im Schützengraben ihrer eingenommenen Positionen verschanzten, hätte sich niemand auf ein derart tollkühnes Unterfangen eingelassen. Erst das schrittweise Vorgehen zeigte Möglichkeiten auf, die bislang niemand in Betracht gezogen hatte.

Plötzlich erschien die Luftbrücke nämlich nicht nur als effektivste Maßnahme, um das Kriegsrisiko zu vermindern; nicht nur als kostengünstige Alternative zu einer kriegerischen Konfrontation; und nicht nur als Demonstration der Westmächte, sich scheinbar altruistisch auf eine Schicksalsgemeinschaft mit den Deutschen in dem von ihnen kontrollierten Teil einzulassen, um quasi im Gegenzug den Aufbau eines westdeutschen Staates und damit den Weg in die immer unvermeidbarer erscheinende, wenn auch – so das Versprechen – nur vorübergehende Teilung des Landes einzufordern. Plötzlich tat sich vielmehr eine ganz neue Option auf, die der britische Außenminister erstmals auf dem Haager Treffen ins Spiel brachte.

Möglicherweise, so erklärte er gegenüber seinen westeuropäischen Kollegen, lasse sich die Luftbrücke sogar über den Winter aufrechterhalten.1103 In seinen langen Ausführungen zur strategischen Lage mochte dieser Hinweis auf Anhieb in einem beiläufig formulierten Nebensatz untergehen. Doch es war Bevins wichtigste, im wahrsten Sinne des Wortes bahnbrechende Aussage, die er eine Woche später mit noch größerer Bestimmtheit gegenüber den Kabinettskollegen wiederholen sollte, ohne die Skepsis der Stabschefs zu verschweigen.1104 Denn wenn Amerikaner und Briten die Bevölkerung in den westlichen Sektoren tatsächlich langfristig aus der Luft versorgen konnten, dann verschoben sich die Ausgangsbedingungen fundamental zugunsten des Westens; dann musste die sowjetische Blockade geradezu zwangsläufig zum stumpfen Schwert verkommen; dann entpuppte sich das Mittel zur Linderung einer verfahrenen Situation als Lösungsansatz per se; dann mutierte die kurzfristig konzipierte Verlegenheitslösung zu einem Befreiungsschlag in Permanenz; und dann blieb Stalin in jener deutschlandpolitischen Defensive, in die er eigentlich die Westmächte mit der Blockade zu stoßen gedacht hatte.

Bevin griff damit einen Gedanken auf, den Staatssekretär Strang kurz zuvor in einer hausinternen deutschlandpolitischen Tour d’Horizon auf den Punkt gebracht hatte. Wenn ein Rückzug aus Berlin ebenso wenig in Betracht gezogen werden durfte wie eine Aufgabe des westdeutschen Programms und wenn darüber hinaus eine militärische Eskalation vermieden werden sollte, dann hing der Ausgang der Krise letztlich von einer einzigen Frage ab: „[W]ho can hold out the longest?“1105 Im Kern ging es also um nichts anderes als die Übertragung des übergeordneten außenpolitischen Konzepts der Eindämmung der Sowjetunion auf die spezifische Konfliktkonstellation in Berlin. Am Ende sollte auch hier die Bekehrung Moskaus durch Zermürbung stehen.

Allerdings musste auch Bevin klar sein, dass er mit seinen Überlegungen der Zeit vorauseilte. Dazu bedurfte es weder des Widerspruchs des Verteidigungsministers noch der erneuten Intervention Montgomerys.1106 In den ersten fünf Wochen der Blockade hatten die Luftstreitkräfte der USA und Großbritanniens nämlich gerade einmal 70 000 Tonnen nach Tempelhof und Gatow einfliegen können.1107 Der sich daraus ergebende Tagesdurchschnitt reichte für die Ernährung der Bevölkerung, nicht jedoch ansatzweise, um auch den Mindestbedarf an Kohle zu decken.

Wer die Zahlen genau analysierte, kam allerdings zu aussagekräftigeren Schlussfolgerungen: Der Trend der zurückliegenden Tage wies auf eine kontinuierliche Steigerung der Transportleistung hin. Die Wetterbedingungen hatten sich gebessert; in Tempelhof wurde eine zweite Start- und Landebahn gebaut; die Frequenz der Flüge wurde erhöht; und mehr Flugzeuge nutzten die Luftkorridore über der sowjetischen Zone: die USAF den südlichen von Frankfurt und Wiesbaden nach Tempelhof und zusätzlich ab August den nördlichen von Faßberg; die RAF den nördlichen von ihren Stützpunkten nach Gatow und von Gatow in die britische Zone; sowie beide den mittleren für die Rückflüge – und das alles in bis zu fünf Höhenstaffelungen und aufeinander abgestimmten Geschwindigkeiten. Täglich wurden rund 2400 Tonnen eingeflogen. Neben Nahrungsmitteln konnten die für das Überleben der Bevölkerung so wichtigen Rohstoffe befördert werden. Der britische Anteil an der Luftbrücke betrug mehr als vierzig Prozent, während das Leistungsvermögen der britischen Luftwaffe gemessen an dem der amerikanischen nur bei zwanzig Prozent lag. In den Zahlen spiegelte sich Bevins Krisenstrategie wider. Von Beginn an hatte er auf die Luftbrücke gesetzt und alle verfügbaren Ressourcen mobilisiert. Schon deshalb war absehbar, dass die Royal Air Force in Kürze an ihre Leistungsgrenze stoßen würde. Bereits Ende Juli mussten zivile Flugzeuge gechartert werden, um die Transportleistung zu steigern. Allein die USA verfügten über die erforderlichen Mittel, um die Luftoperation quantitativ und qualitativ auf ein neues Niveau zu heben. Deshalb hatte Bevin Außenminister Marshall unmittelbar nach Eingang der sowjetischen Antwortnote vom 14. Juli gebeten, die Luftbrücke „in den nächsten Tagen auf ein Maximum anzuheben“.1108

Der Fokus richtete sich also zunehmend auf Washington. Dabei hielten sich Erwartung und Argwohn die Waage. In Whitehall war man sich nämlich alles andere als sicher, ob die Truman-Administration den gemeinsamen Kurs weiterhin mittragen würde. General Clay, so viel war bekannt, hatte zwar seinerseits am 10. Juli bei seinen Vorgesetzten den Ausbau der Luftbrücke angemahnt, zeitgleich mit der Erneuerung seiner alten Forderung, die Blockade gewaltsam zu durchbrechen, aber auch Schockwellen von Berlin nach London gejagt. Mittlerweile wurde in Washington sogar die Möglichkeit eines Krieges ganz offen diskutiert.1109

Dass am Potomac um das weitere Vorgehen gerungen wurde, ließ sich schon daran erkennen, dass Clay nach Washington einbestellt wurde. Anders als noch Ende Juni war die Krise um Berlin unterdessen zum zentralen außenpolitischen Thema aufgerückt. Und anders als noch zu Beginn der Blockade wurde Clays militärische Option nicht umgehend auf dem Dienstweg zurückgewiesen.

Als Präsident Truman am späten Vormittag des 19. Juli Außenminister Marshall und Verteidigungsminister Forrestal im Weißen Haus empfing, war noch unklar, welche Richtung die Administration einschlagen würde. Militärs und Diplomaten hatten über das Wochenende die zur Verfügung stehenden Optionen in separaten Gremien gegeneinander abgewogen. Wie ihre Kollegen in London bezweifelten die Militärs in Washington, die westlichen Sektoren überhaupt halten zu können, während die Diplomaten nicht müde wurden, davor zu warnen, dass der Verlust Berlins nur der Auftakt zum Verlust ganz Deutschlands und Europas sein werde. Truman ließ sich die verschiedenen Argumente vortragen, um dann seine Entscheidung vom 28. Juni zu bekräftigen: „Die Vereinigten Staaten sind entschlossen, an ihrer Position in Berlin festzuhalten und alle zur Ausübung ihrer Rechte erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, einschließlich der Versorgung der Bevölkerung in ihrem Sektor.“1110 Zwei Tage später trat Marshall vor die Presse, um die Entscheidung öffentlich zu machen, mit der die Regierung ihr Prestige in die Waagschale warf und ihren Handlungsspielraum weiter einengte, weil sie die deutsche Hauptstadt fortan nur noch zum Preis des eigenen Gesichtsverlusts verlassen konnte.1111

Noch war freilich nicht entschieden, mit welchen Mitteln die Administration der fortwährenden sowjetischen Herausforderung zu begegnen beabsichtigte; ob sie bis auf weiteres an der Luftbrücke und damit an ihrer Politik der Deeskalation festhalten wollte oder ob sie bereit war, den Weg der militärischen Eskalation hier und jetzt einzuschlagen, um, wie von Clay noch am Vorabend der entscheidenden Sitzung im Weißen Haus im Gespräch mit Verteidigungsminister Forrestal behauptet,1112 Stalins Bluff zu entlarven und die Russen rasch in die Knie zu zwingen.

Am 22. Juli trat der Nationale Sicherheitsrat im Kabinettssaal des Weißen Hauses unter Trumans Vorsitz zusammen. Angesichts der Entscheidung vom 19. Juli ging es nur noch um eine Frage: Ausbau der Luftbrücke oder gewaltsame Eskalation mittels eines Militärkonvois?1113 Die Stabschefs hatten sich bereits gegen Clays Vorschlag ausgesprochen, fürchteten sie doch, nicht auf einen Waffengang vorbereitet zu sein. Truman bat Clay einleitend um eine Lagebeurteilung. Mit seinem Appell, Berlin nicht aufzugeben, lief der Militärgouverneur bei Truman, Marshall und Lovett offene Türen ein, war diese Frage doch bereits entschieden. Daher konzentrierte sich fortan alles auf die konkrete Umsetzung. Clay, der im Vorfeld der Sitzung erfahren hatte,1114 in welche Richtung der Wind in Washington wehte, setzte sich geschickt an die Spitze der Bewegung und bereitete die Entscheidung selbst vor. Er räumte nicht nur ein, dass der Rückgriff auf „bewaffnete Konvois natürlich […] zum Krieg führen könnte“, fügte vielmehr gleich noch hinzu: „Deshalb ist es wünschenswert, sie so lange nicht zum Einsatz zu bringen, bis alle anderen Wege beschritten und gescheitert sind.“1115 Von da an drehte sich die Diskussion um den Ausbau der Luftbrücke.

Am Ende stand eine doppelte Entscheidung. Rund 75 weitere C-54 Skymaster mit einer Ladekapazität von nahezu zehn Tonnen sollten in den Dienst der Luftbrücke gestellt werden. Darüber hinaus sollte schon am 5. August auf einem ehemaligen Artillerie- und Truppenübungsplatz im französischen Sektor mit dem Bau eines neuen Flughafens begonnen werden.1116 Das dazu erforderliche Baugerät musste zerlegt eingeflogen und vor Ort wieder zusammengeschweißt werden. Eine dritte Entscheidung wurde fast zeitgleich auf der operativen Stufe getroffen: William Tunner, stellvertretender Kommandeur des Militärischen Lufttransports (MATS), unter dessen Leitung die Luftbrücke über die östlichen Ausläufer des Himalaya im Herbst 1944 ihre entscheidende Wende zum Erfolg genommen hatte, wurde zum Kommandeur des neuen Hauptquartiers der Luftbrücke in Deutschland ernannt. Am 29. Juli traf er in Wiesbaden ein.1117

Was aber bedeutete die Entscheidung tatsächlich für die westliche Krisenpolitik? Zunächst einmal reflektierten die Beschlüsse des Nationalen Sicherheitsrates ein hohes Maß an Kontinuität. Die Regierung Truman hielt Kurs. Die von Clay und Murphy im Vorfeld der Sitzung präferierte militärische Eskalation war bis auf weiteres vom Tisch; auch und nicht zuletzt aus Rücksicht auf die eigene Bevölkerung und die Partner in London und Paris.1118 Doch sie blieb eine ernst zu nehmende Option; und zwar für den Fall, dass Berlin letztlich nicht mit friedlichen Mitteln gehalten werden konnte. Insofern waren die Beschlüsse als Entscheidung zu verstehen, die „den Weg für den möglichen Einsatz bewaffneter Konvois ebnen“1119 sollte.

Die mit dem Ausbau der Luftbrücke verbundene Absicht richtete sich also nach wie vor nicht etwa auf die Lösung der Krise. Zeitgewinn war nach wie vor das entscheidende Stichwort: „Zeit, um Verhandlungen […] zu führen“,1120 und „Zeit, um die Tragödie eines Krieges zu vermeiden“,1121 wie Clay und Marshall in ihren öffentlichen Stellungnahmen formulierten. Bei aller Unnachgiebigkeit in der Sache konnten ihre Aussagen auch als Angebot an die sowjetische Seite verstanden werden, den Konflikt unverändert mit friedlichen Mitteln beilegen zu wollen.

Der im engsten Umfeld des britischen Außenministers früh formulierte Gedanke, wonach womöglich die Seite den Sieg davontragen werde, die über den längeren Atem verfüge, kam den Mitgliedern des Nationalen Sicherheitsrates indes nicht in den Sinn. Geradezu zwingend hätten sie sonst dem britischen Beispiel folgen und ihre Lufttransportmöglichkeiten ausschöpfen müssen. Stattdessen mobilisierten sie gerade einmal ein Drittel der zur Verfügung stehenden Flotte, mit dem sich der von Militärgouverneur Clay definierte Mindestbedarf zunächst decken ließ. Dabei hatte der einem Ausbau aus militärischen Gründen skeptisch gegenüberstehende Luftwaffenchef Vandenberg dafür plädiert, „aufs Ganze zu gehen“, wenn „wir uns schon dafür entscheiden, dass die Operation noch einige Zeit weitergeht.“1122 Die damit potentiell verbundenen politischen Konsequenzen, also die Möglichkeit, Moskau langfristig zu zermürben und zur Aufgabe der Blockade zu bewegen, erkannte allerdings auch Vandenberg nicht. So blieb es Bevin vorbehalten, Marshall im Kontext der Entscheidung des Nationalen Sicherheitsrates auf ein Junktim zwischen dem Ausbau der Luftbrücke und der Lösung der Krise hinzuweisen.1123 Bis auf weiteres verhallte die Botschaft jedoch ungehört.

Der Beschluss zum Ausbau der Luftbrücke hatte also etwas Zögerliches. Er war dem Bemühen geschuldet, widerstreitende Interessen zur Deckung zu bringen. Wollten die Amerikaner ihre deutschlandpolitischen Ziele nicht zur Disposition stellen, die Versorgung der Westsektoren auch weiterhin garantieren und darüber hinaus zumindest vorerst die Verantwortung für eine militärische Eskalation nicht auf sich nehmen, dann war der Ausbau der Luftbrücke ihre einzige Option. Setzten sie aber bedingungslos auf die Luftbrücke und brachten das Gros ihrer militärischen Lufttransportflotte zum Einsatz, dann gingen sie wie die Briten, denen aufgrund ihrer eng begrenzten Möglichkeiten gar keine andere Wahl blieb, das Risiko ein, nicht nur Hunderte von Flugzeugen an einen einzigen weltpolitischen Krisenherd zu binden, sondern kurzfristig auch nicht auf andere Gefahren mit der erforderlichen Flexibilität reagieren zu können und im Fall einer kriegerischen Konfrontation den überwiegenden Teil der eigenen Transportflotte durch gezielte militärische Schläge des Gegners zu verlieren – mit verheerenden Konsequenzen für die strategische Kriegführung. Auch vor diesem Hintergrund war das halbherzige, auf kurzfristige Linderung zielende Vorgehen der Regierung Truman zu verstehen.

Langfristige Überlegungen bestimmten hingegen den Beschluss zum Bau eines weiteren Flugplatzes. Schließlich war absehbar, dass die Bauzeit mindestens drei Monate in Anspruch nehmen, mit einer Fertigstellung also nicht vor Einbruch der kalten Jahreszeit und damit just zu jener Zeit zu rechnen sein würde, zu der sich der Bedarf an Kohle selbst in einem relativ milden Winter mindestens verdoppeln würde. Niemand hätte den Bau eines neuen Flughafens unter den Bedingungen einer blockierten Stadt und damit Transporteinbußen bei Lebensmitteln und Kohle in Höhe einer Tagesleistung1124 in Betracht gezogen, wäre er von einem schnellen Ende der Krise oder aber von einer bevorstehenden militärischen Eskalation ausgegangen. Die Entscheidungsträger in Washington mochten in der Luftbrücke keinen Lösungsansatz erkennen. Dass sie ihnen Zeit brachte, wollten aber auch die Pessimisten nicht bestreiten, die noch über Monate die Oberhand behalten sollten. Ansonsten hätte der Bau des neuen Flugplatzes in Berlin-Tegel keinen Sinn gemacht.

Ein dritter Flughafen in den westlichen Sektoren konnte nicht nur Tempelhof und Gatow entlasten, sondern bei entsprechender Bereitschaft, weitere Flugzeuge zu einem späteren Zeitpunkt zum Einsatz zu bringen, die Transportkapazität noch einmal erheblich steigern. Selbst unter widrigsten Bedingungen ließen sich dann nach Einschätzung Vandenbergs 3620 Tonnen täglich einfliegen, an guten Tagen sogar 8160 Tonnen. Mit einem kalkulierten Durchschnitt von knapp 6000 Tonnen täglich hatte Vandenberg das Potential der Luftbrücke angedeutet.1125 Prinzipiell konnten die Westsektoren auch über den Winter aus der Luft versorgt und die Blockade unterlaufen werden. Die bislang gefassten Beschlüsse reichten dazu jedoch nicht aus. Zu weiter reichenden Entscheidungen war die Regierung Truman Ende Juli aber nicht bereit. Noch schien der Winter fern. Vorläufig sollten die nächsten diplomatischen Schritte abgewartet werden.

Als General Clay die Entscheidung zum Ausbau der Luftbrücke am 23. Juli vor seinem Rückflug nach Berlin vor der internationalen Presse im Pentagon bekanntgab, war die Erleichterung auch in London spürbar.1126 Schon in Kürze sollten, so Clays Ankündigung, bis zu 4500 Tonnen täglich nach Berlin eingeflogen werden, also nahezu das Doppelte der aktuellen Tonnage und fast das Dreifache dessen, was die Experten noch zu Beginn der Luftbrücke für möglich gehalten hatten.

Hinter den Kulissen trat derweil das Ringen um die Frage, wie die Westmächte auf die sowjetische Note vom 14. Juli reagieren sollten, in seine entscheidende Phase. Dabei verfolgten die Regierungen in Washington und London zwar dasselbe Ziel. Beide hielten einen Verzicht auf Berlin für ausgeschlossen. Beide waren nicht bereit, deutschlandpolitische Konzessionen einzugehen, um Moskau zur Aufgabe der Blockade zu bewegen. Und doch waren beide entschlossen, jede sich bietende Möglichkeit zu erkunden, die zu einer Verhandlungslösung führen konnte; ja, sie wollten es dem Gegner „leicht machen, sein Gesicht zu wahren“.1127 Das änderte allerdings nichts daran, dass sie de facto auf nichts anderes als die vollständige Kapitulation des Kremls hinarbeiteten. Stalin sollte die Blockade aufheben, ohne seinem Ziel einen einzigen Schritt näher gekommen zu sein. Vielmehr setzten sie darauf, selbst gestärkt aus der Konfrontation hervorzugehen. Denn die westdeutschen Pläne sollten ja nicht nur nicht infrage gestellt werden. In den westlichen Zonen sollte auch ein im Westen verankerter „deutscher Kernstaat“1128 etabliert werden, der eine Sogwirkung auf die östliche Zone entfalten sollte. Die westlichen Sektoren Berlins wiederum sollten nicht nur nicht in der sowjetischen Zone aufgehen. Sie sollten auch Schaufenster des Westens sein.

Über das weitere Vorgehen konnten Amerikaner und Briten sich aber zunächst nicht einigen. Fehlperzeptionen prägten die bisweilen bitter geführte Debatte. Als gäbe es tief greifende strategische Differenzen, bezichtigten sie sich gegenseitig, dem sowjetischen Druck nicht mit der erforderlichen Härte begegnen zu wollen. Dabei ging es ausschließlich um eine Frage der Taktik: Sollten die Westmächte mit einer weiteren Note oder mit einem mündlichen Vorstoß in Moskau vorstellig werden?

Um den Einfluss seiner Regierung geltend zu machen, hatte Bevin noch vor seiner Abreise nach Den Haag einen Notenentwurf von Strang, Douglas und Massigli erarbeiten lassen. Dabei setzte er auf eine Mischung aus Härte und Flexibilität. Entschieden wurde das Ende der Blockade gefordert. Der Hinweis auf künftige Gespräche über Deutschland und Europa verlor sich dagegen einmal mehr im Vagen. Dass er überhaupt Erwähnung fand, hatte im Wesentlichen drei Gründe: Zum einen sollte er als Lockmittel dienen, um mit Moskau über Berlin ins Gespräch zu kommen. Zum anderen zielte er auf die breite Öffentlichkeit. Ihr sollten sich die Westmächte nicht als Konflikt-, sondern als Friedenspartei präsentieren. Und schließlich wähnte Bevin die Westmächte mit dem Marshallplan, dem Brüsseler Vertrag sowie den laufenden Verhandlungen über einen westdeutschen Teilstaat und eine transatlantische Sicherheitspartnerschaft inzwischen „auf Augenhöhe mit der Sowjetunion, wenn nicht sogar in einer Position der Überlegenheit“,1129 die es ihm erlaubte, moderater aufzutreten.

In Washington gab es andere Überlegungen; Überlegungen, die an die alles andere als erfolgreiche Episode vom Mai desselben Jahres erinnerten, als US-Botschafter Smith im Auftrag seiner Regierung Außenminister Molotov aufgesucht hatte, um Bewegung in den Ost-West-Konflikt zu bringen. Dieses Mal sollte der Versuch unternommen werden, ohne Umwege den direkten Kontakt mit Stalin zu suchen, „um die sowjetischen Absichten zu ergründen und [die sowjetische] Bereitschaft zu einer friedlichen Lösung der gegenwärtigen Situation zu testen“.1130 Angesichts der schweren Verstimmungen, die der Alleingang seinerzeit im westlichen Lager ausgelöst hatte, war Marshall auf Bevins Zustimmung bedacht. Paris hingegen sollte warten, bis Washington und London sich bilateral geeinigt hatten, zumal die französische Regierungskrise den perfekten Vorwand lieferte, den Quai d’Orsay außen vor zu lassen. Wer die amerikanische Initiative genau analysierte, musste jedoch feststellen, dass die Vereinigten Staaten mehr denn je entschlossen waren, das Heft in die Hand zu nehmen und ein Mindestmaß an Handlungsfreiheit für sich zu beanspruchen. Alles in allem setzten sie auf einen Bilateralismus mit der Sowjetunion, dem sich die Partner an der Themse und erst recht an der Seine unterzuordnen hatten. Verpackt wurde das Ganze in dem Vorschlag, wonach der dienstälteste Botschafter in Moskau, also Walter Bedell Smith, die Gespräche im Namen der drei Regierungen führen sollte.1131

Dass Marshall und seine Diplomaten sich mit Rückendeckung des Präsidenten1132 für einen mündlichen Vorstoß und gegen eine schriftliche Note aussprachen, entsprang indes nicht allein machtpolitischem Kalkül. Sie erhofften sich zudem, bestehende Unklarheiten rasch zu beseitigen. Im direkten Gespräch sollte Stalin seine Karten auf den Tisch legen. Ein weiterer Notenwechsel, so die Überlegung, eröffnete ihm hingegen die Chance, auszuweichen und die Sache in die Länge zu ziehen. Den potentiell verheerenden Waffengang mochte er scheuen. Doch noch konnte er spekulieren, die Westmächte würden in Deutschland oder zumindest in Berlin nachgeben, weil sie die Blockade nicht langfristig mit der Luftbrücke zu umgehen vermochten und zugleich ihrerseits den Krieg fürchteten. Darüber hinaus bot der gewählte Ansatz nach amerikanischer Einschätzung ein höheres Maß an Flexibilität als ein schriftlicher Austausch. Schon mit Blick auf die Berliner und die Deutschen in den westlichen Zonen durften sich die Westmächte keine Blöße geben. Vielmehr mussten sie ihre Haltung unmissverständlich formulieren. Taten sie es nicht oder nicht in ausreichender Weise, dann liefen sie Gefahr, einer Politik der „Beschwichtigung“1133 geziehen zu werden. Umgekehrt galt allerdings: Legten sie ihre eigenen Absichten schonungslos offen, dann liefen sie Gefahr, die Tür für Gespräche von vornherein zu verschließen, die Krise zu verschärfen und damit den Konflikt um Berlin willentlich, unwiderruflich und vor aller Augen zu einer Frage des gegenseitigen Prestiges zu stilisieren.1134

Bislang hatten sich die Streitparteien zumindest auf der deklaratorischen Ebene eine Hintertür offengehalten: die Sowjetunion zuletzt mit der Beteuerung, „die Maßnahmen zur Beschränkung des Transportverkehrs zwischen Berlin und den westlichen Besatzungszonen Deutschlands [… allein] zum Schutze der Wirtschaft der sowjetischen Besatzungszone eingeführt“ zu haben und „eine möglichst rasche Beseitigung der Schwierigkeiten“1135 anzustreben; und die Westmächte mit den Erklärungen Marshalls und Clays, alles unternehmen zu wollen, um auf dem Verhandlungsweg zu einer Lösung zu kommen.

So nachvollziehbar die Argumente auch waren, so vehement stießen sie in London auf Ablehnung. Bevin wollte den direkten Kontakt mit Stalin verhindern; und die eigenen Interessen von dem Botschafter eines anderen, wenn auch befreundeten Landes vertreten zu lassen, kam für ihn schon gar nicht infrage. Das wankende Weltreich mochte finanziell ruiniert sein. Seine externen Angelegenheiten regelte es aber immer noch selbst!1136 Was von Botschafter Douglas in jenen Tagen als „gehöriges Maß an Bockigkeit und Wehleidigkeit“1137 des Repräsentanten eines Landes interpretiert wurde, „das gewohnt ist, die volle Kontrolle über sein nationales Schicksal zu haben“,1138 wurde in Whitehall als politische Reife und diplomatische Erfahrung empfunden, über die die mit Urgewalt auf die Weltbühne strebende Supermacht schlicht und einfach nicht verfügte, derer sie aber dringend bedurfte.

Bevin hielt den amerikanischen Vorschlag für einen schwerwiegenden taktischen Fehler. Dabei hatte er die volle Unterstützung Attlees, Morrisons, Alexanders und Cripps’.1139 Warum um alles in der Welt sollten die Westmächte „kleinlaut“1140 um eine Privataudienz bei Stalin bitten? Sollte der Plan Schule machen, dann würde künftig kein einziges Problem mehr gelöst werden. Würde Stalins Stellung damit nicht unnötig gefestigt? Ja musste nicht der Eindruck entstehen, es obliege ihm, Stalin, Ort und Inhalt künftiger Verhandlungen den Westmächten zu diktieren? Dabei war man sich im westlichen Lager doch einig gewesen, die mit der Krise verbundenen Fragen bewusst „auf der rein technischen Ebene“1141 zu halten, ohne deutschlandpolitische Gespräche der Außenminister zu einem späteren Zeitpunkt auszuschließen.

Man konnte es drehen und wenden, wie man wollte. Bevin vermochte der Idee nichts abzugewinnen, sah vielmehr sein Anliegen, „gelassen vorzugehen und jeden Anschein von Nervosität und übertriebener Besorgnis zu vermeiden“,1142 konterkariert. Mit einem erneuten schriftlichen Austausch ließ sich Zeit gewinnen; Zeit, um die Position der Westmächte weiter zu stärken. Ein Bittgang zu Stalin dagegen signalisierte nichts als „Schwäche“.1143

Bevin zog alle Register, um die amerikanische Regierung von ihrem Vorschlag abzubringen. Er mobilisierte seine Kabinettskollegen; spannte den französischen Botschafter ein, bei Douglas zu intervenieren; bat den amerikanischen Botschafter, die Sache nicht weiter zu verfolgen; erinnerte Douglas an die alles andere als glückliche Smith-Molotov-Episode; ließ der Presse Informationen zukommen; und zog kurzzeitig sogar einen Alleingang in Betracht1144 – bis er erkannte, dass er ein verlorenes Spiel spielte.

Die Truman-Administration hielt an ihrem Plan fest und war entschlossen, notfalls alleine in Moskau vorstellig zu werden. Mit Charles Bohlen schickte Marshall einen seiner engsten Berater nach London. Als Leiter einer im Anschluss an die Beschlüsse des Nationalen Sicherheitsrates eingesetzten Arbeitsgruppe, der so genannten Berlin-Gruppe, sollte Bohlen der amerikanischen Krisenpolitik mehr Kohärenz verleihen – von der Planung bis zur Umsetzung.1145 Damit reduzierte sich zugleich der Handlungsspielraum des britischen Außenministers, der das entscheidungspolitische Vakuum am Potomac in den ersten Krisentagen geschickt genutzt hatte, um der westlichen Politik seinen Stempel aufzudrücken.

Gemeinsam mit Douglas und Smith, der von seinem Moskauer Posten in die britische Hauptstadt gereist war, sollte Bohlen Bevin im direkten Gespräch umstimmen. Die amerikanischen Diplomaten mochten nicht die besseren Argumente haben; aber sie saßen am längeren Hebel. Wenn Bevin die Washingtoner Akteure schon nicht davon abhalten konnte, das Gespräch mit Stalin zu suchen, so war er doch entschlossen, zumindest Schadensbegrenzung zu betreiben; und das hieß: einen amerikanischen Alleingang zu verhindern und Art und Inhalt der diplomatischen Initiative bis ins Detail zu beeinflussen. Dabei setzte er sich mit fünf Forderungen durch. Zunächst sollte Außenminister Molotov kontaktiert werden und nicht Stalin. Damit ließ sich im Anschluss an den letzten Notenaustausch wenigstens der Anschein diplomatischer Routine wahren. Dann sollten London und Paris ihre Interessen durch ihre eigenen Diplomaten vertreten und nicht den amerikanischen Botschafter im Namen der Westmächte exklusiv vorsprechen lassen. Gegenüber den Vereinigten Staaten machten sie ihren Anspruch geltend, Gleicher unter Gleichen zu sein, während sie gegenüber der eurasischen Landmacht im Osten ihre Eigenständigkeit demonstrierten.

In der Sache durfte aber nicht der Eindruck entstehen, die Westmächte verträten unterschiedliche Positionen. Deshalb sollte noch in London der Wortlaut der Stellungnahme festgelegt werden, an den sich jeder der westlichen Vertreter in seiner Unterredung mit Molotov zu halten hatte. Mehr noch, um nicht erneut wie im Mai Opfer sowjetischer Staatspropaganda zu werden, sollte der Text Molotov in schriftlicher Form übergeben werden. Quasi durch die Hintertür kroch Bevins Vorschlag einer schriftlichen Note also, wenn auch in abgeschwächter Form, wieder auf die Agenda. Darüber hinaus wurde bereits der genaue Wortlaut der westlichen Stellungnahme für ein mögliches Gespräch mit Stalin festgelegt. Und schließlich war von Anfang an klar, dass die drei westlichen Vertreter nicht mit einem Verhandlungsmandat ausgestattet werden durften. Sie sollten lediglich das Terrain abtasten.1146 Bei alledem ging es Bevin vor allem um eines: Er wollte die amerikanische Regierung möglichst eng an sich binden, um die Kontrolle über die westliche Krisenpolitik nicht zu verlieren.

Viel versprach er sich aber nicht von den Sondierungsgesprächen in Moskau. Im Kern war nämlich alles gesagt: in der Warschauer Erklärung vom 24. Juni; in Sokolovskijs Erläuterungen gegenüber Clay, Robertson und Noiret vom 3. Juli; und in der sowjetischen Note vom 14. Juli. Entscheidend war deshalb allein die Frage, ob Moskau sich bewegen würde; und das hing wiederum davon ab, ob die sowjetische Seite überzeugt war, dass die Westmächte „es ernst meinten“ und tatsächlich in der Lage waren, die Westsektoren bis auf weiteres aus der Luft zu versorgen. Botschafter Peterson und die Mitarbeiter der Moskauer Botschaft waren nicht die einzigen, die Zweifel hegten. Noch, so ihre Vermutung, gingen die Sowjets wohl davon aus, dass „wir uns eher aus Berlin zurückziehen, als um den Verbleib dort kämpfen werden.“1147 Blieb es dabei, dann befürchteten die meisten Kabinettsmitglieder „gegen Ende September eine außerordentlich ernste Lage.“1148

Auch die vorab informierte Presse kommentierte die diplomatischen Bemühungen in Moskau mit großer Skepsis. „[T]he prospects of an agreed settlement“, notierte der Economist, „are small, and […] the talks are likely to end in deadlock. […] Negotiations may only give both sides breathing space.“1149 Und doch waren die bevorstehenden Sondierungsgespräche für die meisten Journalisten die einzige Hoffnung, um den großen Showdown zu verhindern. Nicht zuletzt deshalb hatte der New Statesman schon seit Wochen dafür plädiert, eine Lösung am Verhandlungstisch zu suchen. Denn im Kalkül der Kolumnisten spielte die Luftbrücke keine Rolle. „Jeder Experte“ wisse doch, dass Berlin im Winter nicht aus der Luft versorgt werden könne.1150 Letztlich, so die Befürchtung, würden die Westmächte wohl vor der „bitteren Wahl“ zwischen Krieg und Rückzug stehen.1151

Zunächst einmal herrschte aber „Erleichterung, dass die akute Phase der Krise vorüber zu sein“1152 schien. Im Königreich begannen die Sommerferien. Hunderttausende drängten sich in sengender Hitze an Londons großen Bahnhöfen, Victoria und Waterloo, Liverpool Street und King’s Cross, um einen Platz in den Sonderzügen zu den beliebten Badeorten im Süden, Westen und Osten des Landes zu ergattern.1153

Attlee freute sich auf drei Wochen an der irischen Westküste. Tagesausflüge mit der Familie sowie die eine oder andere Runde Golf standen auf dem Programm.1154 Morrison übernahm die Regierungsgeschäfte. Gelegentlich hielt er Kabinettssitzungen ab. Alles in allem aber führte er, geschützt vor den Blicken der Öffentlichkeit und der Neugier der Presse, ein zurückgezogenes Leben in 10 Downing Street. Er genoss es, „praktisch nichts zu tun zu haben“,1155 zumal auch die meisten Kabinettskollegen Whitehall verlassen hatten. Nur Bevin sagte seinen dreiwöchigen Urlaub auf Malta ab. „Übermüdet und krank, als hätte er einen Schlaganfall erlitten“,1156 widmete er sich den Moskauer Beratungen. Die Phase der Krisenbewältigung, die im Kern nichts anderes als eine Konfliktregulierung im Kontext des Kalten Krieges war, hatte begonnen.




VI. Krisenbewältigung und Konfliktregulierung

An dem Tage, an dem ihr Amerikaner die Geduld der Russen habt, werdet ihr nicht länger die Verlierer im Kalten Kriege sein. Und an dem Tage, an dem ihr gelernt habt, auch nur eine einzige Minute länger als die Russen auf dem Stuhl sitzen zu bleiben, werdet ihr anfangen, den Kalten Krieg zu gewinnen.

Kurt Schumacher1157

1. Schattenboxen

Am Nachmittag des 28. Juli machte Frank Roberts sich mit General Robertson auf den Weg nach Berlin. Noch am Morgen hatte der Militärgouverneur im Foreign Office vergeblich für sein Konzept eines deutschlandpolitischen Neubeginns geworben. Jetzt setzte er seine ganze Hoffnung auf die anstehenden Gespräche in Moskau, für die er sich schon nach Eingang der sowjetischen Note vom 14. Juli intern ohne Erfolg starkgemacht hatte. Der Kabinettsausschuss hatte am Vorabend grünes Licht für die Sondierungsgespräche gegeben. Bereits zuvor hatte sich abgezeichnet, dass Botschafter Peterson, der aus gesundheitlichen Gründen in London weilte, auf Anraten seiner Ärzte nicht in die sowjetische Hauptstadt zurückkehren konnte. Deshalb hatte Außenminister Bevin seinen engsten Mitarbeiter gebeten, die Gespräche in Moskau für die britische Regierung zu führen. In Berlin wartete schon Walter Bedell Smith, der sich im Anschluss an die bi- und trilateralen Beratungen in London mit Lucius D. Clay ausgetauscht hatte, der seinerseits erst wenige Tage zuvor von der Sitzung des Nationalen Sicherheitsrats aus Washington in die deutsche Hauptstadt zurückgekehrt war. Am 29. Juli flogen Smith und Roberts weiter nach Moskau.

Für Roberts hatte die bevorstehende Mission den Charakter eines Déjà-vu. Im Juni 1939 war er mit William Strang, seinerzeit Abteilungsleiter für Mitteleuropa im Foreign Office unter Außenminister Lord Halifax, nach Moskau gereist, um im Auftrag Premierminister Chamberlains die sich seit Monaten hinschleppenden Verhandlungen über einen britisch-französisch-sowjetischen Dreimächtepakt zu beschleunigen. Natürlich war die weltpolitische Konstellation im Juli 1948 eine ganz andere. In der Mitte Europas wartete niemand darauf, endlich Krieg führen zu können; und in Moskau spekulierte niemand darauf, erneut Hebamme eines Waffengangs der kapitalistischen Staaten zu werden. Parallelen waren aber gleichwohl vorhanden. Einmal mehr wähnte Stalins Sowjetunion sich in der Rolle des Umworbenen, hatten doch die Westmächte die Gesprächsinitiative ergriffen. Einmal mehr schienen nicht allein aus sowjetischer Perspektive in erster Linie die Westmächte auf eine Vereinbarung angewiesen zu sein, während der Kreml davon ausging, die Gegenseite Stück um Stück vor sich hertreiben und Konzession um Konzession einfordern zu können, ohne negative Rückwirkungen auf die eigene Position befürchten zu müssen. Einmal mehr waren die sowjetischen Akteure davon überzeugt, die Westmächte könnten sich ein Scheitern der Gespräche nicht erlauben. Einmal mehr waren die Westmächte einseitig Verpflichtungen gegenüber Dritten, dieses Mal gegenüber den Deutschen in den Westsektoren, eingegangen, die infrage zu stellen ihre Glaubwürdigkeit und ihre machtpolitische Stellung untergraben hätte. Einmal mehr sah sich die demokratisch legitimierte Führung in den westlichen Metropolen mit der Erwartung konfrontiert, alles zu unternehmen, um den Frieden in Europa, so brüchig er auch erscheinen mochte, zu bewahren. Und einmal mehr liefen die Westmächte angesichts ihrer nicht gerade hochrangig besetzten Delegation Gefahr, sich im Fall des Scheiterns dem Vorwurf ausgesetzt zu sehen, gar keine einvernehmliche Lösung angestrebt zu haben. Vor allem aber saß auf beiden Seiten des Tisches ein weiterer, unsichtbarer und doch jederzeit hellwacher Teilnehmer, der bereits im Vorkriegssommer 1939 nicht unwesentlich zum Scheitern der Verhandlungen beigetragen hatte: das grenzenlose Misstrauen ob der wahren Absichten der Gegenpartei.

Im Foreign Office hatte man die „demütigende Erfahrung“1158 der Verhandlungen nicht vergessen, zumal mit Außenminister Molotov der sowjetische Chefdiplomat jener Tage unverändert an Bord war. Britische Kerninteressen aufzugeben, nur um eine Vereinbarung zu erzielen, kam für die Mandarine in King Charles Street nicht infrage. Doch damit allein war es nicht getan. Mit seinen Analysen zur sowjetischen Außenpolitik hatte Frank Roberts im März 1946 zugleich eine Art Leitfaden für den Umgang mit sowjetischen Unterhändlern verfasst, an den sich in Whitehall nicht allein der Botschaftsrat von einst im Vorfeld seiner Moskauer Mission erinnerte. Kein anderer Staat, hatte Roberts nüchtern notiert, setze die Regeln der internationalen Diplomatie im Umgang mit Dritten einfach außer Kraft. Stalins Sowjetunion dagegen lasse noch nicht einmal ein „Minimum an Wohlwollen und Vertrauen“ erkennen; und von „redlichem Bemühen, den Standpunkt des anderen zu verstehen“,1159 könne schon gar nicht die Rede sein. Im Umkehrschluss hieß das:

In dealing with the Soviet Union, we should base ourselves firmly on the principle of reciprocity, and give nothing unless we receive a counter-advantage in return. This in turn implies great firmness in dealing with big matters and small alike.1160

Entsprechend fielen die Zielvorgaben für die diplomatische Mission aus. Mit den Botschaftern der Vereinigten Staaten und Frankreichs sollte Roberts die Westmächte „aus der Sackgasse in Berlin führen und so Verhandlungen zwischen der Sowjetunion und den Westmächten ermöglichen, ohne unsere fundamentalen Rechte und Prinzipien aufzugeben“.1161 Der „Eckpfeiler“1162 der westlichen Politik, das westdeutsche Programm, sollte also ebenso wenig angetastet werden wie der Viermächtestatus Berlins. Mehr noch: Stalin sollte die Blockade aufheben, bevor überhaupt verhandelt wurde. Und selbst dann sollte nicht in Moskau, sondern auf der rein technischen Ebene der Militärgouverneure in Berlin verhandelt werden. Als „Köder“,1163 mit dem die Russen gelockt werden sollten, sollte die Berliner Währung herhalten, ohne dabei den Viermächtestatus der deutschen Hauptstadt zu gefährden.

Der taktische Schachzug passte nahtlos in die westliche Krisenpolitik, ja in die übergeordnete Politik der Eindämmung. Um deutschlandpolitische Diskussionen zu vermeiden, sollte erneut auf jenen Aspekt eingegangen werden, den die Russen neben den vermeintlich technischen Störungen auf den Zugangswegen ihrerseits vorgeschoben hatten, um die Blockade zu rechtfertigen: die Währungsreform in Berlin. Drei Überlegungen sprachen jedoch gegen einen raschen Durchbruch. Zum einen hatte die sowjetische Militäradministration den auf Initiative der britischen und französischen Regierung eingebrachten Vorschlag, die Ostmark auch in ganz Berlin unter Aufsicht und Kontrolle der vier Mächte einzuführen, bereits am 22. Juni in der Finanzkommission abgelehnt. Zum anderen hatte die sowjetische Seite zwischen dem 24. Juni und dem 14. Juli mehrfach direkt und indirekt verlauten lassen, dass die Politik in den westlichen Zonen der eigentliche Stolperstein auf dem Weg zur Beilegung der Krise sei. Und schließlich musste sich jeder die Frage stellen, warum Stalin seinen Trumpf, die Blockade der Zugangswege von und nach Berlin, aus der Hand legen sollte, noch bevor sich die Streitparteien am Verhandlungstisch begegnet waren; warum er also, um einen britischen Gedanken aufzugreifen, seinerseits auf das Prinzip der Reziprozität verzichten und damit die Verhandlungsposition der Westmächte de facto stärken sollte.

Die sowjetische Hauptstadt empfing Bevins Sendboten in einer Stimmung, die so gar nichts gemein hatte mit der gespannten Ungewissheit, die sich seit Wochen in den Metropolen der westlichen Welt eingenistet hatte. Während man in Berlin, London, Paris und Washington hinter verschlossenen Türen und auf öffentlichen Plätzen über Atombomben und einen neuen Krieg diskutierte, fand die Krise in der Mitte Europas in den staatlich kontrollierten Medien des Sowjetreichs so gut wie keine Beachtung.1164 Auf Anhieb mochte das ein gutes Zeichen sein. Denn hätte der rote Zar nicht längst psychologisch zum Waffengang getrommelt, wenn er tatsächlich in die Schlacht ziehen wollte? Allein, auch eine ganz andere Sicht der Dinge war möglich. Vielleicht hatte man in Moskau den Ernst der Lage noch gar nicht erkannt. Dann war es höchste Zeit, den Eindruck zu korrigieren. Schließlich galten Fehlwahrnehmungen nicht nur als Treiber der Risikobereitschaft politischer Akteure, sondern auch als Ausgangspunkt nicht gewollter Kriege.

Allerdings bot sich westlichen Diplomaten, so hatte Roberts in seinen Moskauer Jahren feststellen müssen, kaum einmal die Gelegenheit, auf das Verhalten der sowjetischen Führung maßgeblich einzuwirken. Dafür eröffnete der Moskauer Posten dem Amtsinhaber die Chance, die Politik seiner eigenen Regierung weit stärker zu beeinflussen, als das in der zweiten Hälfte der vierziger Jahre üblicherweise der Fall war.1165 Smith und Roberts waren ehrgeizig genug, den Gesprächen ihren Stempel aufdrücken und zur friedlichen Beilegung der Krise beitragen zu wollen. Die spezifische Konstellation brachte es aber mit sich, dass die außenpolitischen Zentralen in London, Washington und Paris das Treiben in Moskau mit Argusaugen verfolgten und je nach Einschätzung der Lage die Zügel anzogen. Krisenzeiten erfordern alles andere als außenpolitische Routine, selbst wenn Konfliktparteien in der Regel bemüht sind, dem Krisenhaften den Anschein des Normalen zu verleihen. Londons Krisenmanagement der ersten Tage und Wochen spiegelte das Außergewöhnliche ebenso wie den Schein des Alltäglichen wider. Weit über die strategischen Leitlinien hinaus bestimmte Außenminister Bevin den westlichen Kurs. Seine Entscheidung, Roberts mit den Gesprächen in Moskau zu beauftragen, ließ erwarten, dass er weiterhin eng führen wollte. Auch deshalb hatte er die Partner vorab schriftlich auf eine gemeinsame Position verpflichtet.

In Moskau trafen Roberts und Smith umgehend mit ihrem französischen Kollegen zusammen. Yves Chataigneau hatte sich während des Krieges einen guten Ruf in Algier erworben. In der Résistance hatte er einen Sohn verloren. Auch deshalb ließ ihm die Erinnerung an das nationalsozialistische Deutschland keine Ruhe. Das undurchdringliche Russland zog ihn hingegen an; und so hoffte er wie die Mehrheit seiner Kollegen im Quai d’Orsay, den endgültigen Bruch doch noch verhindern zu können.1166 Denn solange die USA sich sicherheitspolitisch nicht an den Kontinent gebunden hatten, hielten sich die Furcht vor Russland und die Angst vor Deutschland in Paris die Waage.

Wie vereinbart, baten die Emissäre um eine Unterredung mit Außenminister Molotov. Doch wie in London erwartet, dachte man am Arbat gar nicht daran, den Westmächten die Rolle des Taktgebers zu überlassen. Molotov ließ sich mit dem Hinweis auf eine ferienbedingte Abwesenheit von seinem Sekretär verleugnen. Sein erster Stellvertreter, Andrej Vyšinskij, weilte in Belgrad. Allein der Dritte in der Rangfolge, der junge Valerian Zorin, stand für ein Gespräch zur Verfügung. Das „Schattenboxen“1167 hatte begonnen, noch bevor das erste Wort gewechselt war.

Am 30. Juli, einem Freitag, empfing Zorin die Botschafter Smith und Chataigneau sowie Roberts einzeln zwischen 18.00 und 23.00 Uhr. Dreimal bekam er dasselbe Dokument überreicht, dreimal dieselbe Botschaft zu hören, eine kurze Antwort auf die sowjetische Note vom 14. Juli. Der Fokus lag auf Berlin. Von Deutschland war keine Rede. Erneut betonten die westlichen Vertreter den völkerrechtlich verbürgten Viermächtestatus Berlins und beklagten beredt die destruktive Haltung Moskaus, ohne ihrerseits einen Lösungsvorschlag zu unterbreiten. Das gehörte zum Vorgeplänkel. Denn wer zu Stalin vorgelassen werden wollte, legte seine Karten nicht Molotovs Adlatus auf den Tisch – schon gar nicht, wenn er über kein vielversprechendes Blatt verfügte. Doch auch Zorin tat, was er zu tun hatte. Stalins „Fonograf“1168 blieb unnachgiebig, verwies auf die sowjetische Haltung, die sich aus der Note vom 14. Juli ergab, und legte dann den Finger in die westliche Wunde, wenn er konstatierte, inhaltlich habe der Westen offenbar nichts anzubieten, was eine Diskussion mit Stalin und Molotov sinnvoll erscheinen lasse.1169 Es war der trickreiche Versuch, die Westmächte aus der Reserve zu locken.

Schlechter hätte der Auftakt der Gespräche kaum verlaufen können. Bevin sah sich in seiner ursprünglich ablehnenden Haltung bestätigt. Doch das half jetzt auch nicht weiter, zumal Marshall seinerseits auf die Richtigkeit seines Ansatzes verweisen konnte. Denn auch wenn die Konfliktparteien in Deutschland keine gemeinsamen Interessen mehr verfolgten und damit die Basis für genuine Verhandlungen fehlte, kam den Gesprächen eine doppelte Bedeutung zu: Einerseits konnte die eigene Position noch einmal dargelegt und zugleich die Reaktion der Gegenseite ausgelotet werden. Andererseits mussten die Westmächte darauf bedacht sein, gegenüber der Öffentlichkeit ihren Willen zu einer friedlichen Streitbeilegung zu demonstrieren; und sei es, um zu einem späteren Zeitpunkt den Weg der militärischen Eskalation unter Hinweis auf die selbst initiierten, letzten Endes aber unverschuldet gescheiterten Gespräche als einzig verbleibende Option zu rechtfertigen.

Zunächst einmal mussten Roberts, Smith und Chataigneau aber den Weg in den Kreml finden; und der führte über Zorin. Um Bewegung in die Sache zu bringen, musste Zorin zumindest den Eindruck gewinnen, die Westmächte wollten sich tatsächlich bewegen. Die sich im Vagen verlierende Formel, man wolle nicht nur die aktuelle Lage in Berlin, sondern auch die damit verbundenen „weiteren Auswirkungen“1170 mit Stalin und Molotov erörtern, sollte den Diplomaten als Türöffner dienen. Wer wollte, der mochte darin einen Hinweis auf die Pläne zur Staatsgründung in den westlichen Zonen erkennen, zumal Botschafter Smith in seinen Ausführungen vieldeutig hinzufügte, die Haltung seiner Regierung werde im Verlauf der Gespräche „neu definiert und näher erläutert“.1171 Für den Augenblick mochte der Zweck die Mittel heiligen, die Neugier über das Misstrauen obsiegen und die westlichen Vertreter zu Stalin vorgelassen werden. Doch Smith bewegte sich auf dünnem Eis. Kam es nämlich zu Gesprächen oder zu Verhandlungen, dann musste auch Eisenhowers ehemaligem Stabschef, der wie fast alle Militärs den Kurs seiner Regierung mit Skepsis verfolgte, klar sein, dass „die eigentlichen Schwierigkeiten erst beginnen würden. Denn schon bald“, so erklärte Bevin gegenüber Botschafter Massigli am gleichen Tag bei einem Mittagessen in London, „würde sich herausstellen, dass wir nicht bereit sind, in der Substanz irgendwelche Konzessionen gegenüber der sowjetischen Regierung zu machen.“1172 Auch deshalb argumentierten Roberts und Chataigneau in ihrer Unterredung mit Zorin deutlich vorsichtiger.

Alles in allem ging das Kalkül auf. Stalin ließ zwar noch auf sich warten. Dafür bat Molotov die drei Diplomaten in den Abendstunden des 31. Juli zu separaten Gesprächen. Für kurze Zeit verkehrten sich die Vorzeichen auf paradoxe Weise in ihr Gegenteil. Nicht die Gäste, die von ihren Regierungen beauftragt waren, Optionen zur Krisenbewältigung im direkten Zwiegespräch auszuloten, sondern Molotov war bemüht, Genaueres über die Motive der Gegenseite in Erfahrung zu bringen. Ohne Umschweife kam er auf die sich im Vagen verlierende Schlüsselstelle des Zorin am Vorabend übergebenen Memorandums zu sprechen, bekräftigte ganz im Einklang mit der Note vom 14. Juli, Berlin nur im Kontext der deutschen Frage erörtern zu wollen, um schließlich in schonungsloser Offenheit den Weg aus der Krise zu skizzieren: „Ohne die Londoner Entscheidungen hätte es keine Schwierigkeiten […] in Deutschland gegeben und würde es keine geben.“1173

Nichts, aber auch gar nichts war an dieser Aussage neu. Folglich konnte auch niemand im westlichen Lager überrascht sein. Allerdings mussten sich die Emissäre gerade deshalb begriffsstutziger geben, als sie es tatsächlich waren. Alles andere hätte ihr Kernanliegen, zu Stalin vorgelassen zu werden und mit diesem ins Gespräch zu kommen, konterkariert. Am weitesten wagte sich einmal mehr Botschafter Smith vor, wenn er deutschlandpolitische Diskussionen im Nachgang der Moskauer Beratungen nicht ausschließen wollte.1174 Mit seiner gewundenen Formulierung konzedierte er freilich nichts; weder das faktisch existierende Junktim zwischen der Berlinkrise und der Deutschlandfrage noch eine zeitliche oder thematische Sequenz künftiger Verhandlungen noch eine Suspendierung oder gar Aufgabe der Londoner Empfehlungen. Im Gegenteil, alles schien möglich; und genau das war in der konkreten Situation ausschlaggebend, um Molotovs Interesse wachzuhalten.

Als die Diplomaten um Mitternacht ihre Gesprächsnotizen verglichen, waren sie optimistisch, ihr erstes Etappenziel in Kürze zu erreichen: eine Unterredung mit Stalin. Deshalb vereinbarten sie, den Sonntagmorgen zur „Generalprobe“1175 zu nutzen. Gleich im Anschluss erhielten sie für den späten Abend des 2. August eine Einladung in den Kreml. Stalins Basar war geöffnet.


2. Stalins Basar

Wie üblich empfing Stalin seine ausländischen Gäste um 21.00 Uhr, wie üblich in Uniform und wie üblich mit Molotov an seiner Seite. Es war eine ungewöhnliche Konstellation. Bislang hatte die sowjetische Regierung Wert darauf gelegt, die Vertreter der Westmächte nicht gemeinsam zu empfangen; und sei es, um dem öffentlichen Eindruck einer gegen die Sowjetunion gerichteten kapitalistischen Einheitsfront entgegenzutreten. Angesichts der Lage in Berlin ließ sich der Konflikt der Siegermächte jedoch nicht mehr leugnen. Darüber hinaus waren alle Versuche, einen Keil in das gegnerische Lager zu treiben, seit dem gescheiterten Londoner Außenministerrat im Dezember 1947 fehlgeschlagen. In den zurückliegenden Monaten waren die Westmächte verstärkt mit identischen Erklärungen in Erscheinung getreten, zuletzt in den Gesprächen mit Zorin und Molotov. Daran änderte sich auch in den Abendstunden des 2. August nichts. Wie in London vereinbart, übernahm Smith als Dienstältester die Rolle des Sprechers der Westmächte. Nicht nur für ihn, der die amerikanischen Interessen seit Anfang April 1946 in Moskau vertrat, war das eine Selbstverständlichkeit, verfügte doch allein sein Land über machtpolitische Mittel, die Sowjetunion in Schach zu halten. Auch im Kreml gehörte die Aufmerksamkeit primär der westlichen Flügelmacht. Das mochte nicht jedem in Whitehall gefallen, „aber Tatsachen [waren nun einmal] Tatsachen, und nirgendwo kam diesem Grundsatz eine größere Bedeutung zu als in Moskau“,1176 wie Roberts in seiner doppelten Rolle als Akteur und Beobachter in die Heimat berichtete. Wer deshalb jedoch wie Smith meinte, den Kurs der Westmächte eigenhändig vorgeben zu können, hatte die Rechnung ohne Außenminister Bevin gemacht.

Schnell kamen beide Parteien zur Sache. In seiner einleitenden Stellungnahme, die sich strikt an das am 26. Juli in London trilateral vereinbarte Dokument hielt, legte Smith die westliche Position in drei Schritten dar: von der Unantastbarkeit des Viermächtestatus Berlins und der Entschlossenheit der Westmächte, die damit verbundenen Pflichten unter allen Umständen erfüllen zu wollen, über die Bereitschaft zu einer friedlichen Konfliktregulierung bis hin zu der Aussage, nicht unter Druck verhandeln zu wollen.1177 Sämtliche Punkte waren in den ersten Krisenwochen in mündlicher oder schriftlicher Form direkt oder indirekt in Berlin, London, Paris und Washington an die sowjetische Seite herangetragen worden. Insoweit zeigten sich die Westmächte unnachgiebig, zumal ihre Ausführungen erneut ausschließlich auf die Lage in Berlin Bezug nahmen. Deutschlandpolitische Differenzen wurden bewusst ausgeblendet. Nur bei einem Punkt signalisierte Smith Entgegenkommen: bei der „Frage der Währung in Berlin[, die] auf vierseitiger Grundlage gelöst werden könnte.“1178 Was damit konkret gemeint war und ob und in welcher Beziehung die Lösung der Währungsfrage Berlins zum Viermächtestatus der deutschen Hauptstadt stehen sollte, blieb unklar.

Auch wenn niemand in Moskau hatte erwarten können, dass die Emissäre das Gespräch mit Stalin nur deshalb gesucht hätten, um im Auftrag ihrer Regierungen die weiße Fahne zu hissen, bot die von Smith abgegebene Erklärung doch weniger Ansatzpunkte, als die Gastgeber sich von jenen Aussagen versprochen haben mussten, mit denen sie in die nächtliche Unterredung gelockt worden waren. Zu allem Überfluss mussten sie jetzt auch noch vernehmen, dass Smith, Chataigneau und Roberts weder über ein umfassendes Verhandlungsmandat verfügten noch ermächtigt waren, im Namen ihrer Regierungen irgendwelche Verpflichtungen einzugehen.

Doch Stalin zeigte sich weder enttäuscht noch verärgert. Geschmeidig passte er sich in den verbleibenden Stunden jeder Wendung der Diskussion, jedem neuen Thema und jeder der drei ausländischen Persönlichkeiten an. Nichts war zu spüren von dem fanatischen Dogmatismus, der boshaften Grobheit oder der kalkulierten Launenhaftigkeit, mit der der Despot engen Weggefährten der kommunistischen Bewegung regelmäßig begegnete. Mit der „Raffinesse eines Borgia“1179 riss er die Initiative an sich und gab sie den Rest des Abends nicht mehr aus der Hand. Mal streng, mal schalkhaft, schlagfertig und vor allem siegesgewiss spielte der kühle Rechner sein Heimspiel zu Ende. Dass sein Reden und Handeln in Wirklichkeit darauf zielten, aus der deutschlandpolitischen Defensive zu kommen, trat dabei allzu leicht in den Hintergrund.

Selbst als Botschafter Smith en passant einwarf, die „amerikanischen Behörden könnten täglich den Transport von acht- bis zehntausend Tonnen Versorgungsgütern mit Flugzeugen sicherstellen“,1180 was vor dem Hintergrund der aktuellen Tonnage von nicht einmal 3000 Tonnen eine abenteuerliche Aussage war; selbst als Smith also die unverhohlen zur Schau gestellte Zuversicht des Georgiers entgegen seiner eigenen Überzeugung mit der Ende Juli erstmals intern geäußerten Idee des britischen Außenministers konterte, die Sowjetunion notfalls mit einer Politik der Zermürbung zu bekehren, ließ Stalin sich nicht aus der Ruhe bringen. Vielmehr bediente er sich erneut jener Metapher, mit der er schon Außenminister Marshall in der berüchtigten Nachtsitzung im Kreml im April 1947 ganz und gar ungewollt davon überzeugt hatte, der sowjetischen Politik der Verzögerung mit dem nach ihm benannten Plan zur wirtschaftlichen Gesundung Europas ein Aufbruchssignal entgegensetzen zu müssen. Jetzt, nahezu sechzehn Monate später, als er erneut auf Zeit spielte, ließ Stalin die Diplomaten wissen, er „sei schon immer zuversichtlich gewesen, dass sie [die Siegermächte, V.M.] nach so manchem Scharmützel am Ende zu einer Grundlage für eine Übereinstimmung zurückkehren könnten.“1181 Die eigenartige Sprachverwendung schien auch dieses Mal den Blick auf die Denkweise des Diktators offenzulegen. Die Blockade Berlins war nichts anderes als ein weiteres Scharmützel, an dessen Ende ein Kompromiss durch Erschöpfung stehen sollte. Doch nicht allein die Wortwahl erinnerte an die Aprilnacht im Kreml. Auch programmatisch wies der von Stalin aufgezeigte Weg zurück in die Zukunft, zurück zum Moskauer Außenministerrat, auf dessen Agenda sich fünf Punkte wiederfinden sollten: Reparationen als „die wichtigste Voraussetzung für die Demokratisierung Deutschlands“,1182 die Entmilitarisierung, die Bildung einer deutschen Regierung, ein Friedensvertrag für Deutschland und die Kontrolle über das Ruhrgebiet.

Wenn die sowjetische Deutschlandpolitik seit 1945 doppelgleisig angelegt war, dann hatte sich daran, wie die Unterredung am 2. August zeigte, nichts geändert. Immer noch richtete Stalin seinen Blick auf ganz Deutschland. Die Berlinfrage war untrennbar mit der Deutschlandfrage verbunden. Ganz offen bekannte er, den Hebel in Berlin angesetzt zu haben, um die separaten Pläne der Westmächte in den westlichen Zonen zu Fall zu bringen: „Suspendieren Sie die Umsetzung der Londoner Beschlüsse. […] Dann wird es keinerlei Schwierigkeiten geben.“1183 Doch das war nur die eine Seite der Medaille. Denn parallel trieb er die Konsolidierung der eigenen Zone voran. Mit seiner zeitgleich, aber unabhängig von einer Aufhebung der Pläne zur Staatsgründung in den westlichen Zonen erhobenen Forderung, die B-Mark in den Westsektoren durch die Währung der sowjetischen Zone zu ersetzen, bis sich die Siegermächte auf eine einheitliche Währung für ganz Deutschland geeinigt hätten, zielte Stalin auf eine schleichende Einbindung ganz Berlins in den sowjetischen Herrschaftsbereich. Das Kalkül lag auf der Hand: In der einen oder anderen Form würde er als Sieger aus der Konfrontation hervorgehen. Denn weigerten sich die Westmächte, sowohl die Londoner Beschlüsse als auch die B-Mark aufzugeben, dann konnte Stalin darauf hoffen, mit der Blockade die Kontrolle über Berlin zu gewinnen. Stellten die Westmächte ihr westdeutsches Programm nicht zur Disposition, zeigten sich aber bereit, die B-Mark durch die Währung der östlichen Zone zu ersetzen, dann war zu erwarten, dass Stalin über die wirtschaftliche auch die politische Kontrolle in Berlin erlangen würde. Gaben die Westmächte ihre Pläne in den westlichen Zonen auf, um freien Zugang nach Berlin zu erhalten, dann würde das deutschlandpolitische Spiel von vorne beginnen. In allen drei Fällen war mit einem Vertrauensverlust der Deutschen in die Fähigkeit, ja in den Willen der Westmächte zu rechnen, im Ringen um Deutschland langfristig zu obsiegen.

Beide Seiten hatten ihre Position abgesteckt. Was dann folgte, hatte der britische Botschafter in Paris bereits Monate zuvor auf den Punkt gebracht. Die Konfliktparteien verhielten sich „wie Schauspieler, die sich an einen Dialog erinnern, aber jeweils ein anderes Stück im Kopf haben.“1184 Für mehr als eine Stunde wurde die nächtliche Veranstaltung im Kreml zu einem Stück aus dem Theater des Absurden. Gerade weil beide Seiten sich der fundamentalen Unvereinbarkeit ihrer deutschlandpolitischen Ziele bewusst waren, redeten sie mit voller Absicht aneinander vorbei und waren doch ohne Unterlass bemüht, die andere Partei auf das jeweils eigene Skript zu verpflichten. Stalin und Molotov wurden nicht müde, ihre Hauptaussage im Viertelstundentakt wörtlich in Erinnerung zu rufen: „Wenn […] die Beschlüsse der Londoner Konferenz verwirklicht würden, dann gebe es nichts, worüber zu sprechen wäre. […] Die alliierten Mächte hätten sich [dann] des formellen Rechts beraubt, ihre Truppen in Berlin zu stationieren.“1185 Klarer hätten sie ihre Absicht nicht formulieren können. Doch genau darüber wollten die drei Emissäre unter keinen Umständen sprechen. Deshalb schlugen Smith und Roberts fortan einen Haken nach dem anderen. Mal gaben sie in bewusster Verkennung der Tatsache, dass die Aufgabe der westdeutschen Pläne für die sowjetische Seite höchste Priorität hatte, vor, mit der Währung und den Verkehrsbeschränkungen die dringlichsten Probleme zuerst lösen zu wollen; mal präsentierten sie die Konfrontation in Berlin als lokales Problem und bestritten damit die Existenz eines Junktims zwischen der Berlinkrise und der Deutschlandfrage; mal beteuerten sie, Moskau mit den Beschlüssen von London keineswegs vor vollendete Tatsachen stellen zu wollen; mal behaupteten sie, die Pläne zur Staatsgründung im Westen nicht etwa als Schritt zur Spaltung, sondern als Vorbereitung auf die Vereinigung Deutschlands zu verstehen;1186 mal erklärten sie, das separate Vorgehen in den westlichen Zonen erst diskutieren zu können, wenn die Blockade aufgehoben sei; mal versteckten sie sich hinter der Feststellung, mit einer Beratung über die Londoner Beschlüsse ihre Kompetenzen zu überschreiten; und immer wieder versuchten sie, die sowjetische Aufmerksamkeit auf die Berliner Währungsfrage zu richten, um den ersehnten Durchbruch zu erzielen.

Doch Stalin und Molotov ließen nicht locker. Sie verlangten eine klare Aussage, ob die Partner von gestern bereit waren, die Londoner Beschlüsse zu suspendieren und die Viermächtekontrolle Deutschlands jenseits der unveränderten rechtlichen Lage de facto wiederherzustellen. Erst dann wollten sie sich der spezifischen, aber untergeordneten Berlinfrage widmen. Bei aller diplomatischen Finesse mussten die westlichen Vertreter jetzt Farbe bekennen. Die Zeit des Lavierens war vorbei. Sie wussten, dass die Haltung ihrer Regierungen in dieser Frage in Stein gemeißelt war. Deshalb gab Smith im Namen seiner Regierung zu Protokoll, dass die Vereinigten Staaten „seiner Meinung nach [einen Aufschub der westdeutschen Pläne] nicht akzeptieren“ würden, zumal man „bei der Durchführung […] weit vorangeschritten sei und […] es äußerst schwierig wäre, ihre Erfüllung zu suspendieren“. Doch Smith wäre nicht Smith gewesen, hätte er nicht im selben Atemzug die bereits geschlossene Tür wieder einen Spalt geöffnet, als er hinzufügte: „Aber die Regierung der USA sei zu einer Erörterung dieser Frage bereit.“1187

Stalin hatte jedoch genau hingehört; vor allem hatte er gehört, was er nicht hatte hören wollen, von dem er aber wusste, es nicht einmal mit militärischer Gewalt herbeiführen zu können: einen Kurswechsel der westlichen Deutschlandpolitik. Rund zwei Stunden hatte sich das Gespräch um diese eine Frage gedreht. Nichts schien sich zu bewegen. Als Gastgeber konnte Stalin dem Treiben ein Ende setzen und sich, wenn er schon sein primäres Ziel nicht zu erreichen vermochte, unter Beibehaltung der Blockade auf seine Rückfallposition konzentrieren: die Integration der deutschen Hauptstadt in die sowjetische Zone, und zwar ohne dabei den Anspruch auf die Einheit des Landes unter östlichen Vorzeichen aufzugeben. Allerdings konnte er dasselbe Ziel womöglich auf einem weniger riskanten Weg erreichen: über die Berliner Währungsfrage. Die Reaktion der Diplomaten auf seine Ausführungen ebenso wie deren ungeduldiges Drängen auf eine rasche Beilegung der Krise ließ einen Versuch zumindest nicht aussichtslos erscheinen.

Deshalb gab Stalin der Unterredung eine von Smith, Roberts und Chataigneau zu diesem Zeitpunkt nicht mehr erwartete Wendung und regte an, den Konflikt noch am selben Abend einer Lösung zuzuführen. Dabei rückte er zwei Punkte ins Zentrum: Die Währung der sowjetischen Zone sollte die Sonderwährung in den westlichen Sektoren ersetzen und damit zur allein gültigen Währung in ganz Berlin werden. Zeitgleich sollten sämtliche Beschränkungen auf den Verkehrswegen nach und von Berlin aufgehoben werden. Außerdem sollte der „dringliche Wunsch der sowjetischen Regierung nach einem Aufschub der Londoner Beschlüsse“1188 festgehalten werden. Eine Verschiebung der westdeutschen Pläne war also keine Bedingung mehr für das Ende der Blockade Berlins.

Aus der Perspektive seiner Gesprächspartner schien Stalin plötzlich nachzugeben. Mehr noch, der ausgeworfene Köder, die Berliner Währungsfrage, schien den gewünschten Abnehmer gefunden zu haben. Schließlich hatte Smith sich in den zurückliegenden Stunden immer wieder erkundigt, ob die Abschaffung der B-Mark in den Westsektoren zur Aufhebung der Verkehrsbeschränkungen führen werde. Als Stalin nun seinen Vorschlag unterbreitete, griff Smith zu und ergänzte: „[W]enn er die Vollmacht hätte, umgehend einen Beschluss zu fassen, [würde er] dem Vorschlag von Generalissimus Stalin sofort zustimmen.“1189 Auch Roberts und Chataigneau erklärten, ihren Regierungen in London und Paris die Annahme des sowjetischen Vorschlags zu empfehlen. Die Diplomaten verließen den Kreml mit der Zusage, Molotov bald über die Antwort ihrer Regierungen in Kenntnis zu setzen.

Die Nacht war noch jung und die Arbeit nicht getan. In Washington, London und Paris warteten Außenminister und Fachexperten auf eine Rückmeldung aus Moskau. Deshalb trafen Smith, Roberts und Chataigneau sich um Mitternacht in der amerikanischen Botschaft. Auf der Grundlage der Notizen ihrer Dolmetscher verfassten sie ein gleich lautendes Gesprächsprotokoll. In separaten Berichten schilderten sie ihre Eindrücke.1190 Zufrieden mit sich und dem Ergebnis hielten sie ihre Mission für weitgehend erfüllt: Das Ende der Blockade schien bevorzustehen. Nun ging es nur noch um die Zustimmung ihrer Regierungen und den Wortlaut des Kommuniqués, mit dem die Vereinbarung bekanntgegeben werden sollte.

Doch die Euphorie trog. Gewiss, die Tatsache, dass Stalin seine ursprünglich zur Voraussetzung jedweder Lösung erhobene Forderung, die Londoner Beschlüsse zu suspendieren, zurückgenommen hatte, war als Erfolg zu werten. Dass er stattdessen den Wunsch seiner Regierung nach einer Verschiebung der westdeutschen Pläne festgehalten wissen wollte, mochte dem bekannten Bemühen geschuldet sein, die Verantwortung für die Teilung Deutschlands von sich zu weisen und einseitig den Westmächten zuzuschieben. Solange sich damit der freie Zugang nach Berlin erkaufen und der Status quo ante wiederherstellen ließ, sollte das ungeachtet der ungelösten Deutschlandfrage niemanden in den westlichen Hauptstädten weiter stören.

Damit allein war es aber gerade nicht getan. Stalin bestand zwar nicht länger darauf, die Aufhebung der Verkehrsbeschränkungen an die Suspendierung der Londoner Beschlüsse zu knüpfen. An seiner kategorischen Feststellung, wonach die Westmächte mit ihrem einseitigen Vorgehen in den westlichen Zonen ihre Rechte in Berlin verwirkt hätten, änderte das freilich nichts. Dem stand auch seine Aussage nicht entgegen, Moskau beabsichtige keineswegs, die westlichen Truppen aus Berlin zu verdrängen.1191 Vielmehr konnte er sich dieses Zeichen der militärischen Deeskalation erlauben, war er doch zuversichtlich, mit seinem Vorschlag, die B-Mark durch die Währung der sowjetischen Zone zu ersetzen, ganz Berlin zunächst wirtschaftlich und dann politisch in den eigenen Machtbereich zu ziehen und damit den westlichen Truppen den Boden unter den Füßen zu entziehen.1192 Aber woher kam diese Zuversicht?

Von einer Viermächtekontrolle der Währung war zu keinem Zeitpunkt die Rede gewesen. Smith hatte sie nicht eingefordert, hatte sogar mit seiner Ignoranz in Finanz- und Währungsfragen kokettiert, um dann hinzuzufügen, seiner Ansicht nach „müsse in Berlin die gleiche Währung eingeführt werden, die in der sowjetischen Zone verwendet wird.“ Was Stalin darunter verstand, hatte er bereits zuvor unwidersprochen so formuliert: „Die Sonderwährung in Berlin ist abzuschaffen, damit in der gesamten sowjetischen Zone eine Währung existiert, bis sich die vier Mächte auf eine einheitliche Währung für ganz Deutschland einigen.“ Als wäre das noch nicht deutlich genug gewesen, hatte Molotov ergänzt, „[m]an dürfe Berlin nicht von der sowjetischen Zone abtrennen.“1193 Spätestens hier hätte den Diplomaten klar werden müssen, welches Spiel gespielt wurde: dass Währungsfragen fundamentale Fragen der politischen Souveränität berührten.

Stalin hatte also genau so agiert, wie Frank Roberts es im März 1946 in seinen Moskauer Telegrammen beschrieben hatte.1194 Statt mit dem Kopf durch die Wand zu wollen, hatte er innegehalten, das Feld sondiert und, ohne an seinen langfristigen Zielen Abstriche vorzunehmen, kurzfristig einen Umweg eingeschlagen, den er, falls die Regierungen in London, Washington und Paris zustimmten, für sich als Etappensieg verbuchen konnte. Nur dem Anschein nach hatte er auf etwas verzichtet. Tatsächlich hatte er nämlich erkannt, dass die Suspendierung der westdeutschen Pläne für ihn außer Reichweite lag. Gingen die Westmächte auf seinen Vorschlag ein, dann hatte er sich mit Hilfe der Beschränkung der Zugangswege nach und von Berlin, also unter Rückgriff auf Zwangsmaßnahmen,1195 einen Vorteil verschafft, ohne sich dem verhandlungspolitischen Grundsatz des Quidproquo gebeugt zu haben. Über das Währungsmonopol sollte der Viermächtestatus Berlins nach und nach zu seinen Gunsten ausgehöhlt werden. Die politische Kontrolle über die deutsche Hauptstadt konnte dann als Sprungbrett für die Erweiterung des eigenen Einflussbereichs in ganz Deutschland dienen.

Grundlegend anders stellte sich die Lage aus Sicht der Diplomaten dar. Sie konnten für sich in Anspruch nehmen, in der für die westliche Politik zentralen Frage der Londoner Beschlüsse nicht nachgegeben zu haben. Ansonsten hatten sie sich an das Prinzip der Reziprozität gehalten. Die Blockade sollte aufgehoben, der freie Zugang nach Berlin wiederhergestellt werden. Im Gegenzug sollte die in den Westsektoren geltende B-Mark abgeschafft und durch die Währung der sowjetischen Zone ersetzt werden. Aber hatten die Emissäre wirklich verstanden, worauf sie sich im Kreml eingelassen hatten? Oder hatten sie Stalins Vorschlag allein schon deshalb ihre Zustimmung gegeben, weil er die Westmächte kurzfristig aus ihrem Berliner Dilemma befreite, die Gefahr einer militärischen Eskalation temporär beseitigte und ihnen darüber hinaus de facto, wenn auch widerwillig, weiterhin freie Hand in den westlichen Zonen Deutschlands gewährte?

Am nächsten Morgen, am 3. August, ließ Walter Bedell Smith Außenminister Marshall und Charles Bohlen seine persönliche Einschätzung der Geschehnisse zukommen. Seine Ausführungen waren weit mehr als eine Analyse des Gesprächs im Kreml, gewährten sie doch einen Einblick in das Selbstverständnis und die Denkweise des Botschafters. Ichbezogen und über jeden Selbstzweifel erhaben war Smith, so wollte es das eigene Drehbuch, aus der Schlacht der alten Generäle, in der die Kollegen nicht über die Rolle von Statisten hinausgekommen waren, als Sieger hervorgegangen. Nicht etwa bei sich selbst, sondern in der „liebenswürdigen Vernünftigkeit“ seiner russischen Gesprächspartner glaubte er ein von tiefer Sorge getriebenes Verlangen nach einer schnellen Lösung ausgemacht zu haben. Ganz in diesem Sinne freute sich der gestandene General a.D. wie ein in Ehrfurcht vor dem großen Generalissimus strammstehender Gefreiter über Stalins Einladung auf „ein paar Drinks“ zu dem sich abzeichnenden Ende seiner im Großen und Ganzen frustrierenden Moskauer Jahre.1196

Als er auf die Details des sowjetischen Vorschlags zu sprechen kam, vollzog er indes eine abenteuerlich anmutende Wende. Jedenfalls war es recht eigenwillig, sich von dem vermeintlich Besiegten die Bedingungen des Sieges diktierten zu lassen und dann das Ganze auch noch als Befreiungsschlag in eigener Sache zu deuten. Dabei hatte Smith zumindest partiell begriffen, worum es Stalin mit seinem Währungsvorschlag tatsächlich ging: Berlin sollte mit der sowjetischen Zone „vernietet“ werden. Da die Westmächte währungspolitisch aber ohnehin „in einem heillosen Durcheinander“ steckten, konnte man aus seiner Sicht auch versuchen, zu „sowjetischen Bedingungen“ aus der Situation herauszukommen. Hauptsache, so Smith, der „physische Druck“ auf die westliche Stellung in Berlin wurde rasch aufgehoben. Und um das zu erreichen, so seine bemerkenswerte Empfehlung an Marshall und Bohlen, sollte auch geprüft werden, ob die Umsetzung der Londoner Beschlüsse nicht doch hinausgezögert werden konnte.1197 Notabene ging es ihm dabei nur um taktisches Kalkül. Denn auch Smith stellte die westdeutschen Pläne zu keinem Zeitpunkt infrage.

Für die, die wie der stellvertretende britische Botschafter in Moskau eng mit Smith zusammengearbeitet hatten, waren die Aussagen keine Überraschung. Problematisch war allein, dass der Botschafter sich in der Unterredung im Kreml von seinen persönlichen Präferenzen hatte leiten lassen, die nur teilweise mit der offiziellen Regierungslinie übereinstimmten. Natürlich war der ehemalige General kein naiver Utopist. Nur zu gut wusste er, dass die Beziehungen zwischen der Sowjetunion und den Westmächten zerrüttet waren. Deshalb plädierte er seit geraumer Zeit dafür, die Konsolidierung in Westeuropa ebenso wie den Staatsaufbau in Westdeutschland voranzutreiben. Auf diese Weise sollte dem Kommunismus im eigenen Machtbereich ein Riegel vorgeschoben werden.

All das war nicht neu, deckte sich vielmehr mit dem strategischen Kalkül der politischen Entscheidungsträger in der Heimat. Smith allerdings ging weiter. Je deutlicher die Westmächte eine klare Trennlinie zwischen Ost und West zu ziehen vermochten, so seine Argumentation, umso mehr ließ sich auch das Kriegsrisiko reduzieren. Schließlich schien Moskau eine selbst initiierte militärische Aggression zu scheuen. Genau an dieser Stelle kamen nun Berlin und die westliche Präsenz in der deutschen Hauptstadt ins Spiel – und die militärisch geprägte Denkweise des Botschafters. Smith war davon überzeugt, dass die Exklave der Konsolidierung im Westen im Weg stand. Nach Belieben konnte der Kreml den Druck auf die Westmächte in Berlin erhöhen und damit seinen deutschlandpolitischen Interessen jederzeit Nachdruck verleihen; mit entsprechenden Konsequenzen für die westliche Politik in den westlichen Zonen oder eben in Berlin. Denn unter militärischen Gesichtspunkten schien die fortwährende Präsenz in den Westsektoren unvertretbar, eine dauerhafte Versorgung der Bevölkerung aus der Luft ausgeschlossen. Im besten Fall konnte man noch die eigene Garnison versorgen und damit eine rein symbolische Präsenz aufrechterhalten; im schlimmsten aber musste man sich unter demütigenden Umständen aus Berlin zurückziehen oder aber militärisch eskalieren.1198 War das wirklich im westlichen Interesse?

Hier nun brach Smith gedanklich mit seinen Vorgesetzten und sprach Berlin jede politische Bedeutung ab. Erst die Westmächte hätten der Stadt mit ihrem „hysterischen humanitären Gefühlsausbruch“ für die Deutschen eine symbolische Bedeutung beigemessen, die völlig überzogen sei. Dabei, so ergänzte er, „hätte man mich vor 3½ Jahren noch für einen Helden gehalten, hätte ich eben diese Deutschen erfolgreich mit Bomben vernichtet.“1199

In der konkreten Situation war der Kommentar nicht nur nicht zielführend. Als General Eisenhowers langjähriger Stabschef, der zu vorgerückter Stunde im Kreml kundtat, sich „schon seit sieben Jahren mit […] Deutschlandfragen zu befassen“,1200 hätte er auch wissen müssen, wie die alliierten Vereinbarungen über die gemeinsame Besetzung und Verwaltung Berlins während des Krieges tatsächlich zustande gekommen waren und warum die Siegermächte separate Abkommen für die deutsche Hauptstadt getroffen hatten. Aber selbst wenn er sich nicht an die jüngste Zeitgeschichte erinnern konnte, dann hätte er zumindest aus den tagtäglich über seinen Tisch gehenden Telegrammen und aus den vertraulichen Gesprächen mit seinen Kollegen herauslesen und -hören können, dass die von ihm kritisierte humanitäre Geste gegenüber den Einwohnern der Westsektoren in Wirklichkeit nichts anderes als Mittel zum Zweck war, also die Symbolik oder gar den Status Berlins nicht per se begründete. Im Gegenteil, mit der westlichen Präsenz an der Spree verbanden die führenden politischen Köpfe in Washington und London strategische Interessen, die ihren Ursprung in der Vergangenheit haben mochten, vor allem aber, auch wenn sie sich dem einseitig auf das Militärische Fokussierten offenbar nicht erschlossen, weit über die aktuelle Krise hinaus in eine noch völlig ungewisse Zukunft wiesen: die langfristige Transformation des Status quo durch Magnetisierung. Die hastig improvisierte Luftbrücke nach Berlin war also nicht etwa Ausdruck eines hysterisch-humanitären Gefühlsausbruchs, der die Sieger plötzlich überkommen hätte. In der spezifischen Konfliktkonstellation erschien sie ungeachtet der Ungewissheit über ihre tatsächliche Leistungsfähigkeit schlicht und einfach als wirksamstes Mittel, um die langfristig ausgerichteten strategischen Interessen kurzfristig zu wahren. Gelang das, dann taugte die Luftbrücke metaphorisch auch als Brücke von der reinen Konstruktion geglaubter Gemeinsamkeit hin zur Realität erlebter Partnerschaft, die Bindung und Selbstbindung zugleich bedeutete.

Smith indes hielt an seiner Sichtweise fest: Berlins politische Bedeutung war konstruiert. Ein Verbleib schadete den westlichen Interessen, weil Ressourcen, die dringend für die Konsolidierung Westeuropas benötigt wurden, in das Berliner Fass ohne Boden geworfen wurden. Fehlwahrnehmungen erhöhten das Kriegsrisiko. All dem setzte der Botschafter eine bestechend einfache Antwort entgegen: den freiwilligen Rückzug der Westmächte aus Berlin. Allerdings durfte ein solcher Schritt unter keinen Umständen als Reaktion auf die sowjetischen Zwangsmaßnahmen erscheinen, geschweige denn tatsächlich erfolgen. In ihrem Reden und Handeln mussten die Westmächte auf ihrer verbürgten Position beharren und die Aufhebung der Blockade einfordern. Parallel sollten sie sich aber um eine Lösung bemühen, die zwar nichts an der konfrontativen Konfliktkonstellation änderte, die ihnen aber unter vermeintlicher Wiederherstellung des Status quo ante die Chance eröffnete, sich selbständig aus ihrem Berliner Dilemma zu befreien und rechtzeitig „vor der nächsten [Krise]“1201 den Rückzug anzutreten. Das Kalkül lag auf der Hand: Stalin sollte ein für alle Mal der deutschlandpolitische Hebel genommen werden. Von der Berliner Last befreit, konnten die Westmächte sich dann umso energischer ungestört den westdeutschen Plänen widmen. Monate später, als die Lage endgültig festgefahren schien, rief der stellvertretende britische Botschafter in Moskau Smith’ Gedanken mit Sympathie in Erinnerung, ohne den Namen des in den Dienst der Armee zurückkehrenden Botschafters zu nennen:

[H]aving successfully demonstrated to the Russians and to the world that we are willing, whatever the cost and risk, to stand up against Soviet blackmail and aggression, we can now afford a settlement which, though we know it will probably lead eventually to the liquidation of our position in Berlin, will extricate us with honour from our immediate difficulties in that city and enable us to continue uninterruptedly with our Western German programme.1202

Erst vor diesem Hintergrund erschließen sich die rasche Zustimmung zu Stalins Vorschlag und die Zuversicht, die Smith mit der Unterredung verband. Ob er die finanz- und währungspolitischen Details tatsächlich durchschaute, ob er sich also bewusst war, dass Stalin ihn und seine Kollegen und nicht er Stalin ausmanövriert hatte, spielte angesichts der vermeintlichen Perspektive, Berlin in absehbarer Zeit erhobenen Hauptes verlassen und sich fortan der Konsolidierung Westeuropas und Westdeutschlands zuwenden zu können, nur eine nachgeordnete Rolle.

Auch für Roberts stand die kurzfristige Aussicht auf ein Ende der Blockade im Vordergrund. Als er sich am Morgen des 3. August in einem persönlichen Schreiben an William Strang wandte, war die Euphorie der Nacht jedoch einer nüchternen Einschätzung gewichen: „Natürlich“, schrieb er, ohne auf die Folgen des währungspolitischen Vorschlags einzugehen, „ist mir klar, dass die Grundlage für eine Vereinbarung, wie wir sie letzte Nacht diskutiert haben, in Wirklichkeit gar nichts regelt, sondern nur die direkten Spannungen verringert. Die eigentlichen Probleme liegen alle noch vor uns.“1203 Roberts ging also davon aus, zum Status quo ante zurückkehren zu können. Dass der auf dem Tisch liegende sowjetische Vorschlag darauf zielte, die westliche Position in Berlin systematisch zu untergraben, und deshalb die Wiederherstellung des freien Zugangs nicht mehr als ein Pyrrhussieg sein konnte, erschloss sich ihm erst einige Tage später.1204 Allerdings konnte auch er der offiziellen Linie, Berlin um jeden Preis halten zu müssen, nicht mehr viel abgewinnen. Schließlich hatte man doch selbst die temporäre Teilung in „zwei Welten“ nicht nur frühzeitig akzeptiert, sondern sogar vorangetrieben. Wer konnte da noch erwarten, die Russen würden den Westmächten erlauben, „dauerhaft […] einen Fuß im sowjetischen Lager zu halten“? Ohnehin war nicht einzusehen, warum der mit einem Rückzug verbundene Schock mehr als „vorübergehender Natur“ sein sollte. „Die Sicherheit und der Neuaufbau Westeuropas“ waren, so notierte Roberts in bemerkenswerter Übereinstimmung mit Smith, „zu wichtig, als dass man sie für irgendwelche sentimentalen Gefühle für die Berliner aufs Spiel setzen sollte.“1205

An der Themse hatten die maßgeblichen Entscheidungsträger die eingegangenen Telegramme mittlerweile gelesen. Herbert Morrison, der die Regierungsgeschäfte ad interim führte, ließ sich von der Euphorie des Augenblicks anstecken. „One fears to be over-optimistic“, schrieb er an Bevin, „but telegram No. 924 from Moscow of yesterday looks good and tends to confirm your hopes + the wisdom of your line + actions. Hoping I’m not premature.“1206 Morrison war ein begnadeter Parteifunktionär, der seit den zwanziger Jahren in verräucherten Londoner Hinterzimmern die Strippen gezogen, die Partei in den dreißiger Jahren organisatorisch neu aufgestellt und als Leiter der Wahlkampagne zu den Vätern des überwältigenden Sieges im Sommer 1945 gehört hatte. Seit drei Jahren hielt er nun die Parlamentsfraktion zusammen und sorgte dafür, dass die ambitionierten innenpolitischen Projekte von der Verstaatlichung ganzer Industriezweige über das Versprechen eines modernen Sozialstaates bis hin zum Aufbau des nationalen Gesundheitsdienstes, die das Land dauerhaft und tief greifend veränderten, im Unterhaus klare Mehrheiten fanden.1207 Allein von außenpolitischen Themen verstand er, der 1951 als Nachfolger Bevins in einer der kürzesten Amtszeiten des 20. Jahrhunderts an der Spitze des Foreign Office scheitern sollte, wenig. Seit Ausbruch der Krise hatte er zwar an jeder Sitzung des Kabinettsausschusses teilgenommen. Mit den spezifischen Details war er aber offensichtlich nicht vertraut.

Als Morrisons Zeilen den Außenminister erreichten, hatte der Wind bereits gedreht. In King Charles Street schwankte die Stimmung zwischen Staunen und Entsetzen. Ursprünglich hatte sich Bevin mit allen möglichen Argumenten gegen einen diplomatischen Vorstoß in Moskau ausgesprochen. Als er sich Ende Juli schließlich dem Druck der Amerikaner gebeugt hatte, hatte er eine ganze Reihe prozeduraler und inhaltlicher Forderungen durchsetzen können, die, so seine Überzeugung, eine Art engmaschiges Sicherheitsnetz formten, um die eigenen Interessen vis-à-vis Moskau und Washington zu wahren. Jetzt musste er mit Erschrecken feststellen, dass das Netz offenbar nicht eng genug gestrickt war. Deshalb erinnerte er Roberts an den ursprünglichen Auftrag.

Zum einen war vereinbart worden, keine Verhandlungen unter Druck zu führen. Erst wenn die Verkehrsbeschränkungen aufgehoben waren, sollte das Problem der Berliner Währung diskutiert werden. Jetzt aber musste unweigerlich der Eindruck entstehen, dass man sich bereits im Verhandlungsstadium befand; schlimmer noch: dass die sowjetischen Zwangsmaßnahmen mit der Aufgabe der B-Mark in den Westsektoren gleichsam belohnt werden sollten.

Zum anderen, und das war inhaltlich von größerer Bedeutung, hatte man sich im Vorfeld auf eine Viermächtekontrolle festgelegt, sollte es eine gemeinsame Währung für ganz Berlin geben. Hatten die Diplomaten stattdessen etwa „den Russen die ganze Währung in Berlin übergeben?“ Dann, so konstatierte der konsternierte Außenminister, „haben wir den Kampf wohl verloren, weil unsere Stellung unter wirtschaftlichen und politischen Gesichtspunkten unmöglich wäre, abgesehen von der schieren Präsenz unserer Truppen. Wir würden all die Berliner im Stich lassen, die uns unterstützt haben.“1208 Dabei hatte der eigene Nachrichtendienst schon vor der Blockade eindringlich davor gewarnt, dass die Währungsfrage „das Schicksal [Berlins] entscheiden könnte.“1209 Gerade deshalb hatten die westlichen Militärgouverneure just in dem Moment beschlossen, die Währung der westlichen Zonen in einer mit „B“ gestempelten Sonderform in ihren Sektoren einzuführen, als Marschall Sokolovskij am 22. Juni die währungspolitische Hoheit über ganz Berlin beanspruchte. Und gerade deshalb hatte Bevin am 30. Juni in seiner Rede im Unterhaus darauf hingewiesen, seine Regierung werde keine Viermächtefassade dulden, hinter der sich real nichts anderes als die Herrschaft einer einzigen Macht verberge.1210

Wie konnte man vor diesem Hintergrund nur auf die Idee kommen, Stalin mit der Kontrolle über die Berliner Währung auf dem Silbertablett anzubieten, was ihm bislang mit der Blockade der Zugangswege nach Berlin nicht gelungen war? Hatte man etwa unter enormem politischem, wirtschaftlichem und logistischem Aufwand eine Luftbrücke zur Versorgung der Bevölkerung in den Westsektoren aufgebaut und damit die sowjetischen Bemühungen ins Leere laufen lassen, um „den Russen [am Ende seinerseits] eine Waffe in die Hand zu geben, mit der sie uns aus Berlin werfen können“?1211 Das Gegenteil war der Fall! Deshalb wiederholte Bevin seine Kernaussage mit Nachdruck: Die Zukunft der Westmächte in Berlin hing letztlich von „der Frage der Viermächtekontrolle über die Ausgabe und die Verwendung der Berliner Währung ab.“1212

Roberts mochte der Adressat dieser Zeilen gewesen sein. Im Kern galten sie aber Smith, dem Sprecher der westlichen Gesandten. Der General a.D., so lautete das verheerende Urteil an der Themse, das sich in den kommenden Wochen weiter verfestigen sollte, hatte die „unglückliche Neigung, Zugeständnisse […] gleich am Anfang zu machen, statt erst dann, wenn alle Stricke reißen.“1213 Es kam hinzu, dass der Name des amerikanischen Botschafters seit dem diplomatischen Fiasko der Maitage1214 mit dem bösen Diktum der Amateurdiplomatie in Verbindung gebracht wurde, obwohl er sich seinerzeit strikt an die Vorgaben seiner Regierung gehalten, ja sogar im Vorfeld seines Treffens mit Molotov vor dem bilateralen Austausch gewarnt hatte. Dieses Mal jedoch war alles anders. Die Vorwürfe waren berechtigt. Smith hatte seine persönlichen, von der Regierungslinie abweichenden Präferenzen im Kreml zu erkennen gegeben und damit das Einmaleins des diplomatischen Unterhändlers ignoriert, das Harold Nicolson, Zeitzeuge und Chronist der Pariser Friedenskonferenz von 1919, einige Jahre zuvor in einer Art Leitfaden verfasst hatte.1215

Noch war das Kind allerdings nicht in den Brunnen gefallen. Denn Smith, Roberts und Chataigneau verfügten ja nicht nur über kein Verhandlungsmandat. Sie hatten dieses Handicap auch gleich zu Beginn ihrer Moskauer Mission gegenüber ihren Gesprächspartnern eingeräumt. Ihre als strikt persönlich deklarierte Zustimmung zu dem von Stalin unterbreiteten Angebot stand deshalb unter dem Vorbehalt des Prärogativs ihrer Regierungen. Das hieß jedoch nicht, dass ihre leichtsinnig vorgetragenen Äußerungen folgenlos geblieben wären. Vielmehr trugen die Diplomaten, auch wenn sie das Gegenteil beabsichtigt hatten, nicht unwesentlich dazu bei, dass sich das Klima der Moskauer Gespräche verschlechterte, und zwar gerade weil ihre den Interessen ihrer Regierungen zuwiderlaufende Zustimmung ungeachtet des erwähnten Vorbehalts im Kreml eine nachvollziehbare Erwartungshaltung geschürt hatte.

Der alles in allem misslungene Auftritt der Emissäre im Kreml hatte zwei Konsequenzen. Statt, wie erbeten, über einen möglichst großen Handlungsspielraum beim Abfassen der mit Molotov abzustimmenden Erklärung zu verfügen,1216 wurden die drei Diplomaten zu reinen Überbringern der bis auf das letzte Komma in den außenpolitischen Zentralen vorformulierten Stellungnahmen degradiert. Darüber hinaus war man in London bemüht, den entstandenen Schaden umgehend zu korrigieren. Eine Verschärfung der Krise nahm man dabei in Kauf. Letztlich, so lautete die Überzeugung, war „es allemal besser, in unserem Ringen, unsere Stellung in Berlin zu halten, geschlagen zu werden, als sich den [von Moskau gestellten] Bedingungen zu unterwerfen.“1217

Fortan diktierten die Mühen des Multilateralismus den diplomatischen Alltag. Während Marshall die Politik der Westmächte ursprünglich von den Diplomaten in Moskau koordinieren lassen wollte,1218 war Bevin daran gelegen, die Fäden in London in der Hand zu behalten, um der westlichen Politik den eigenen Stempel aufzudrücken. Strang und die Botschafter Douglas und Massigli standen in ständigem Austausch, meist bis spät in die Nacht; und das allein schon deshalb, weil die Zeitdifferenz zwischen den verschiedenen Schauplätzen und die Flut der rund um die Uhr eingehenden Telegramme es erforderten. Parallel zu und nicht immer abgestimmt mit den trilateralen Beratungen liefen die nationalen Koordinierungsprozesse, die von Partikularinteressen der beteiligten Akteure getrieben wurden. Unterschiedliche Wahrnehmungen, Interpretationen und Interessen führten zu Missverständnissen, Irritationen, Argwohn und Konfusion. Nicht selten wurde Beschlossenes wieder geändert oder zurückgenommen, weil sich kreuzende Telegramme zu einer Neueinschätzung der Situation führten. Zudem erschwerten separate Instruktionen der außenpolitischen Zentralen an ihre nationalen Repräsentanten in Moskau nicht nur die trilateralen Koordinierungsbemühungen in London, sondern auch die Arbeit der Diplomaten in der sowjetischen Hauptstadt.

Smith, Roberts und Chataigneau waren bemüht, ihre Berichte über die Gespräche mit Stalin und Molotov abzugleichen, so dass Washington, London und Paris ein möglichst einheitliches Bild zur Lage vor Ort erhielten. Ihrerseits waren sie aber nicht befugt, die an sie ergehenden Instruktionen abschließend zu koordinieren. So kam es zu Verzögerungen im multilateralen Entscheidungsprozess. Verzögerungen aber führten zur Verunsicherung bei denen, die zwar fast täglich „Verbundenheitstelegramme aus allen Ländern“ erhielten, aus den westlichen Hauptstädten aber unentwegt denselben Refrain zu den Moskauer Gesprächen hörten: „Kein Kommentar […] Kein Kommentar […] Kein Kommentar.“ So nachvollziehbar die „fatalvertrauten Formulierungen“1219 auch sein mochten, um den Erfolg der laufenden Gespräche nicht zu gefährden, das Vertrauen der verunsicherten Berliner, mit dem der Verbleib in der Stadt langfristig stand und fiel, konnten die Westmächte damit nicht gewinnen. Deshalb mussten sie darauf bedacht sein, die Beratungen zügig zu führen, ohne indes der sowjetischen Seite den Eindruck zu geben, auf eine rasche Beseitigung der Verkehrsbeschränkungen angewiesen zu sein.

Doch genau davon war Botschafter Smith überzeugt, und eben deshalb war er am Abend des 2. August auf Stalins Vorschlag eingegangen. Seine optimistische Einschätzung wurde zunächst in Washington geteilt, obwohl in seinem Entwurf einer Erklärung zur Beilegung der Krise an keiner Stelle von einer gemeinsamen Kontrolle der Berliner Währung die Rede war. Dennoch zeigte sich der Koordinator der amerikanischen Krisenpolitik im State Department, Charles Bohlen, mit dem Ergebnis der Moskauer Unterredung „hochzufrieden“, sprach am nächsten Morgen in kleinem Kreis sogar vom bevorstehenden Ende der Blockade, sah „die Russen dank der US-Propaganda […] möglicherweise unwiderruflich“1220 auf verlorenem Posten in Deutschland und glaubte bereits an einen grundlegenden Wandel der sowjetischen Außenpolitik.

Wenige Stunden später war alles Makulatur, der vermeintliche Durchbruch in weiter Ferne. Erleichterung schlug in Ernüchterung um. Botschafter Douglas, der in London kurz mit Bevin gesprochen hatte, und General Clay, der in Berlin von General Robertson über die konträre Auffassung des britischen Außenministers informiert worden war, warnten ihre Vorgesetzten davor, auf Stalins Angebot einzugehen, wollten sie in der deutschen Hauptstadt nicht schon bald „Mieter mit abgelaufenem Mietvertrag“1221 sein und „nichts mehr zu sagen haben.“1222 Wie zu Beginn der Blockade versuchte Bevin also, über den amerikanischen Botschafter und den amerikanischen Militärgouverneur die Politik der westlichen Supermacht zu beeinflussen; und das mit Erfolg. Denn erneut wurde den aus London und Berlin eintreffenden Meldungen in Washington eine herausragende Bedeutung beigemessen. Sogleich wies Außenminister Marshall Botschafter Smith an, die DM (Ost) als alleinige Währung in Berlin nur dann zu akzeptieren, wenn sie auch auf Dauer der strikten Kontrolle durch die vier Siegermächte unterlag.1223

Zu diesem Zeitpunkt hatte Smith bereits die gleich lautende, wenn auch pointierter verfasste und explizit auf die potentiell verheerenden Konsequenzen abstellende Weisung Bevins an Roberts gelesen. Während er gegenüber Marshall umgehend zurückruderte und vorgab, sich an den Auftrag gehalten und „lediglich die sowjetischen Absichten sondiert zu haben“, was mit dem selbst verfassten Gesprächsprotokoll allerdings nicht zur Deckung zu bringen war, beklagte Smith sich im gleichen Atemzug über Bevins „nicht sehr intelligente Mitteilung, die alles infrage stellte.“1224 Doch damit allein war es nicht getan. Mit einer Mischung aus gekränkter Eitelkeit und dem unerschütterlichen Selbstbewusstsein, für eine Weltmacht zu sprechen, die sich anschickte, mit missionarischem Eifer die eigenen Werte um den Globus zu tragen, beschwerte er sich zudem bei seinem britischen Kollegen über die Neigung der Londoner Zentrale, den Partnern mit imperialem Gehabe den eigenen „Willen […] bis in das letzte Detail eines jeden Entwurfs aufzuzwingen.“ Dabei, so ergänzte er, lag die „Hauptaufgabe doch darin, hier aus der Sackgasse herauszukommen.“1225

In London interessierte sich niemand für Smith’ persönliche Befindlichkeit. Angesichts der drohenden Gefahr, Berlin nicht etwa als Folge der sowjetischen Blockade, sondern aufgrund einer von den Westmächten sanktionierten währungspolitischen Vereinbarung zu verlieren, war man an der Themse vielmehr davon überzeugt, den unberechenbaren General a.D. an die Kette legen zu müssen. Bevin war unter keinen Umständen bereit, seine langfristig ausgerichteten Ziele in Deutschland und Europa um des kurzfristigen Erfolgs in Berlin, also der Aufhebung der Blockade, willen aufzugeben. Deshalb erinnerte er Roberts noch einmal daran, „bei den entscheidenden politischen Fragen standhaft zu bleiben.“ Weil er wusste, dass auch unter seinen engsten Mitarbeitern nicht wenige seinen Kurs mit Skepsis verfolgten, verließ fortan keine Weisung das Foreign Office, ohne dass Bevin nicht „persönlich“1226 Hand angelegt hätte.

Auch wenn Marshall umgehend auf Bevins Kurs einschwenkte,1227 reflektierte die Episode exemplarisch das enge und doch alles andere als spannungsfreie Verhältnis zwischen Washington und London: hier der amerikanische Gulliver, der seinen Führungsanspruch im westlichen Lager mit wachsender Ungeduld geltend machte, und bemüht war, sich der lästigen Fesseln des Multilateralismus zu entledigen, sowie stets darauf schielte, sich, wenn möglich, über die Köpfe der Partner hinweg bilateral mit dem großen Rivalen zu verständigen; dort die vom Wind des weltpolitischen Wandels auf den Boden der machtpolitischen Realität gedrückte Weltmacht, die sich ihrer materiellen Schwäche durchaus bewusst war, gerade deshalb nicht müde wurde, um Washingtons Unterstützung zu buhlen, und zugleich davon überzeugt war, dem unerfahrenen Koloss, gestützt auf ihre eigene Weitsicht, Weltkenntnis und Willenskraft, den Weg weisen zu müssen.

Vor diesem Hintergrund schickte Bevin am 4. August einen bis in das letzte Detail vorformulierten Entwurf für eine Stellungnahme der drei Diplomaten gegenüber Molotov sowie eine gemeinsame Erklärung der Konfliktparteien zur Beilegung der Krise nach Moskau mit der persönlich hinzugefügten Weisung, sich vor einer Verständigung mit den Russen erneut an ihn wenden zu müssen.1228 Unter keinen Umständen sollten die Emissäre erneut, und sei es unter Vorbehalt, einem Vorschlag zustimmen, der die Westmächte in Berlin in den politischen Abgrund reißen konnte. Damit war der Weg zu einem Treffen mit dem sowjetischen Außenminister geebnet. Es sollte nicht bei einer Sitzung bleiben; denn Molotov hatte seinen eigenen Minenriegel präpariert.


3. Molotovs Minenriegel

Mit dem dreistündigen Treffen im sowjetischen Außenministerium am Abend des 6. August ging das „Pokerspiel“1229 um Berlin in die nächste Runde. Bei genauer Betrachtung zogen sich beide Seiten auf ihre Ausgangsposition zurück: zunächst die Westmächte; dann die sowjetische Seite, die sich ursprünglich nur deshalb zu einem Austausch auf höchster Ebene bereitgefunden hatte, weil Zorin und Molotov den Eindruck gewonnen hatten, die Westmächte sähen sich gezwungen, in Berlin oder in ganz Deutschland auf Moskaus Forderungen einzugehen. Die Unterredung im Kreml am 2. August hatte sie darin bestärkt. Plötzlich aber sah alles ganz anders aus.

Wie bereits vier Tage zuvor betonten die drei Diplomaten den Viermächtestatus Berlins. Weder die Währungsreform noch die Beschlüsse der Londoner Sechsmächtekonferenz könnten die Maßnahmen der sowjetischen Besatzungsmacht rechtfertigen. Dann übergab Botschafter Smith dem sowjetischen Außenminister den Entwurf einer gemeinsamen Erklärung zur Beilegung der Krise und fügte mit gespielter Selbstverständlichkeit hinzu, die westlichen Regierungen „freuten sich, dass die sowjetische Regierung gewillt sei, […] die bestehenden Differenzen zu überwinden.“1230 Dabei knüpfte der Entwurf alles andere als nahtlos an das strikt konditionierte Angebot Stalins an. Im Gegenteil: Während sie den Entwurf ihrer Regierungen als konsequente Fortsetzung des Gesprächs im Kreml präsentierten, waren die Emissäre in Wirklichkeit bemüht, die Uhr zurückzudrehen, den spezifischen Kontext, in dem Stalins Vorschlag entstanden war, ebenso wie ihre individuelle Zustimmung möglichst rasch der kollektiven Vergessenheit anheimzugeben und Molotov vor vollendete Tatsachen zu stellen. Ganz bewusst kehrte der übergebene Text die sowjetischen Anliegen in das Gegenteil des ursprünglich Beabsichtigten um.

Stattdessen trieben die Westmächte ihre eigene Agenda voran. Der vorgelegte Entwurf war Minimal- und Maximalforderung zugleich, ließ also keinen Handlungsspielraum erkennen. Zunächst sollten sämtliche Verkehrsbeschränkungen mit sofortiger Wirkung aufgehoben werden. Darüber hinaus sollte die Sowjetunion den freien Zugang nach Berlin dauerhaft garantieren. Im Gegenzug würden die Westmächte die von ihnen als Reaktion auf die Blockade eingeführten Beschränkungen im Interzonenhandel aufheben. Reziprozität und Simultaneität konzentrierten sich also auf den engen Bezugsrahmen der Blockade und damit auf die Wiederherstellung des Status quo ante. Nicht einmal ansatzweise sollte der Eindruck entstehen, die Westmächte seien bereit, die sowjetische Seite für ihr Vorgehen mit einseitigen Zugeständnissen in Berlin oder ganz Deutschland zu belohnen.

Deshalb waren auch die beiden sich anschließenden Vorschläge nur scheinbar an die Aufhebung der sowjetischen Verkehrsbeschränkungen gekoppelt. Zum einen sollte zwar eine Viermächtekonferenz stattfinden, um noch ausstehende Fragen in Bezug auf Berlin und ganz Deutschland zu diskutieren. Zeit und Ort blieben aber bis auf weiteres unbestimmt; und auch inhaltlich waren damit keine Konzessionen verbunden. An der westlichen Haltung hatte sich grundsätzlich nichts geändert. Das westdeutsche Programm sollte unabhängig vom Geschehen in Berlin zügig umgesetzt werden.

Warum aber brachten die Westmächte überhaupt eine neue Deutschlandkonferenz ins Spiel, hatte Bevin doch noch im Juni darauf beharrt, den Sowjets erst aus einer Position westlicher Stärke wieder am Konferenztisch begegnen zu wollen? Im Großen und Ganzen gab es drei Gründe. Zunächst bot die Formulierung ausreichend Spielraum, um eine Viermächtekonferenz hinauszuzögern, wenn der freie Zugang nach Berlin erst einmal wiederhergestellt war. Nicht nur Zeitpunkt und Ort der Tagung galt es festzulegen, sondern in erster Linie musste die Frage geklärt werden, in welcher Zusammensetzung und mit welcher Agenda die vier Mächte aufeinandertreffen sollten. Darüber hinaus ging Bevin davon aus, sowohl wirtschaftlich als auch politisch Fortschritte gemacht zu haben. Den zentripetalen Kräften im Westen standen unübersehbar erste zentrifugale Tendenzen im östlichen Block gegenüber. Musste die sowjetische Führung ihre Konzentration aber erst einmal auf die Konsolidierung des eigenen Herrschaftsbereichs richten, dann, so die Überlegung an der Themse, konnte sie es sich letzten Endes nicht erlauben, zeitgleich eine rigorose Politik zur Ausdehnung des eigenen Einflusses Richtung Westen zu betreiben, ohne negative Rückwirkungen auf das Erreichte befürchten zu müssen. Wenn die Westmächte also unnachgiebig an ihrer Position festhielten, dann würde der Kreml die Krise nicht auf die Spitze treiben, sondern eine erneute Deutschlandkonferenz unabhängig von deren Ausgang als Chance für den gesichtswahrenden Abschluss seiner alles in allem gescheiterten Politik ergreifen.

Schließlich und in der konkreten Situation ausschlaggebend war Bevins Absicht, mit dem Angebot einer Viermächtekonferenz für sich in Anspruch nehmen zu können, eine konstruktive und kühl kalkulierte Antwort auf Stalins Wunsch nach einer Suspendierung der Londoner Beschlüsse gegeben zu haben: konstruktiv, weil er auf das eigentliche Problem, die deutschlandpolitischen Differenzen, einging, nicht jedoch auf die separaten Pläne in den westlichen Zonen, die für ihn nichts anderes als eine notwendige Reaktion auf das deutschlandpolitische Patt darstellten; kühl kalkuliert, weil er gerade mit der Fortsetzung des westdeutschen Programms seinerseits den Druck auf Moskau hochhalten wollte, sich im Rahmen einer Deutschlandkonferenz den inhaltlichen Forderungen der Westmächte zu beugen. Dabei hatte er „keinen Zweifel, dass wir [die Krise mit dem eingeschlagenen Kurs] überstehen werden“.1231

Der letzte Vorschlag bezog sich auf die Währung der Viersektorenstadt; konkret: auf die Einführung der in der sowjetischen Besatzungszone geltenden DM (Ost) als alleinige Währung für ganz Berlin. Eine gewisse Raffinesse war der Empfehlung gar nicht abzusprechen, griff sie doch das ursprünglich von Sokolovskij vorgeschobene Argument auf, die Interessen der Bevölkerung und der Wirtschaft der sowjetischen Zone und Groß-Berlins vor wirtschaftlichem Chaos schützen zu müssen. Mit der Einführung der Ostmark in ganz Berlin zeigten die Diplomaten eine scheinbar sachgerechte Lösung auf. Mit dem von Stalin unterbreiteten Angebot hatte der westliche Vorschlag allerdings nichts zu tun. Vielmehr führte er dessen Grundgedanken ad absurdum. Um Zeit zu gewinnen und um zu unterstreichen, dass die Einführung der DM (Ost) in Berlin kein Tauschgeschäft für das Ende der Blockade sein konnte, sollten die Verhandlungen über die währungspolitischen Details erst nach Aufhebung der Verkehrsbeschränkungen beginnen. Federführend sollten die Militärgouverneure sein. Die damit verbundene Botschaft war eindeutig: Die Berlinproblematik war unverändert eine rein lokale Angelegenheit, die separat und unabhängig von den deutschlandpolitischen Differenzen behandelt werden sollte. Mit der zeitlichen Entkoppelung hielt Bevin sich zudem die Option offen, je nach Verlauf der Währungsgespräche den Preis für eine Einigung in die Höhe zu treiben oder die Verhandlungen sogar vollständig scheitern zu lassen. In jedem Fall musste der Gefahr einer vollständigen Integration Berlins in die östliche Zone als Konsequenz der in Aussicht gestellten Währungsumstellung bereits im Vorfeld mit allen Mitteln entgegengewirkt werden. Von entscheidender Bedeutung war deshalb die unmissverständlich formulierte Erwartung der Westmächte, die in Berlin zirkulierende Einheitswährung dauerhaft der gemeinsamen Kontrolle aller vier Mächte zu unterwerfen.1232 Mit anderen Worten: Der Viermächtestatus Berlins durfte unter keinen Umständen durch die Hintertür ausgehebelt werden. Vielmehr sollte die Stadt an der Spree selbst dann noch als Viermächtefassade herhalten, wenn die deutschlandpolitischen Beratungen den scheinbar unaufhaltsamen Trend zur Teilung des Landes aufs Neue bekräftigten.

Der geschulte Blick des sowjetischen Außenministers erkannte sofort die Fallstricke des ihm vorgelegten Entwurfs. Auch wenn Molotov so gut wie die westlichen Vertreter wusste, dass am 2. August keine definitiven Entscheidungen getroffen worden waren, hatte es doch Anzeichen gegeben, dass sich die Westmächte dem sowjetischen Druck beugen würden. Moskau würde zwar keinen Fuß in die westdeutsche Tür bekommen, dafür aber über die Währungsfrage ganz Berlin in den eigenen Herrschaftsbereich ziehen können. Nur deshalb hatte Stalin am Ende der Unterredung auf die Suspendierung der Londoner Beschlüsse als Conditio sine qua non für die Aufhebung der Blockade verzichtet. Jetzt musste Molotov feststellen, dass die Diplomaten auf Weisung ihrer Regierungen die Spielregeln änderten. Während sie Stalins Zugeständnis für sich auf der Habenseite verbuchten, kassierten sie das Entgegenkommen in der Währungsfrage wieder ein, für das sie sich bei ihren Regierungen hatten starkmachen wollen und das aus Moskauer Sicht unverzichtbarer Bestandteil jeder Vereinbarung sein musste.

Für Molotov ergaben sich daraus zwei Konsequenzen: Zum einen wusste er nun, dass die westlichen Unterhändler bestenfalls zum Fonografen ihrer Außenminister taugten, dass sie nicht den geringsten Handlungsspielraum hatten und dass jedes Wort unter dem Vorbehalt stand, wieder zurückgenommen werden zu können. Das erschwerte den Austausch, konnte aber auch seinen Vorteil haben. Denn wenn sich die Westmächte nicht an ihre Aussagen gebunden fühlten, warum sollte sich die sowjetische Seite dann an jenen Teil des von ihr unterbreiteten Angebots halten, der ursprünglich im Mittelpunkt des eigenen Interesses gestanden und den Stalin als seinen Beitrag zu einem Deal zur Disposition gestellt hatte? Man würde also wieder an den Ausgangspunkt zurückkehren, bis auf weiteres auf Zeit spielen und einfach abwarten, bis die Westmächte sich unter dem Druck der Blockade in der einen oder anderen Form doch kompromissbereit zeigten. Denn auch wenn die sowjetischen Stellen vor Ort beunruhigt waren, „dass sich trotz aller […] unternommenen Anstrengungen bis[lang] nur 13 000 Personen aus den westlichen Sektoren für den Erhalt von Lebensmitteln im sowjetischen Sektor registrieren ließen“,1233 hielt man keineswegs nur aus propagandistischen oder gar autosuggestiven Gründen an der Überzeugung fest, dass die Luftbrücke letzten Endes nur eine „Bluffbrücke“1234 war.





Bevor Molotov den Rückwärtsgang einlegte, hakte er noch einmal nach. Wie stets gab sich der „kühle Rechner“1235 äußerlich gelassen. Allein sein heftiges Stottern verriet seinen Ärger.1236 Beides aber hielt ihn nicht davon ab, den ihm vorgelegten Entwurf nüchtern zu sezieren. Ganz bewusst beschuldigte er die Diplomaten, sich weder an das „mit Stalin vereinbart[e]“ Prinzip der Simultaneität zwischen der Aufhebung der Verkehrsbeschränkungen und der Einführung der Ostmark in ganz Berlin noch an die „vereinbarte Entscheidung“ über die künftige Berliner Währung zu halten. Für den, der noch zweifelte, worauf er hinauswollte, schob der Außenminister mit einer Offenheit, die ihm, dem Meister der ausweichenden Antwort, eigentlich fremd war und die auch Stalin wenige Tage zuvor gescheut hatte, hinterher:

[T]he three Western Allies […] could have no function whatever in connexion with the control of Berlin currency once the Soviet Zone mark had been accepted. This was no[t] a technical question but one of principle on which Soviet Government could not give way.1237

Bis zur Wortwahl deckte sich die Formulierung auf verblüffende Weise mit jener, mit der Bevin seinen Vertreter in Moskau angewiesen hatte, den sowjetischen Forderungen unter keinen Umständen nachzugeben. Bevin und Molotov stimmten also darin überein, dass die Berliner Währungsfrage alles andere als „eine rein technische Frage“ war. Ihre Schlussfolgerungen hätten indes nicht gegensätzlicher ausfallen können. Schließlich ging es – Währung hin, Währung her – um eine Angelegenheit von „größter politischer und praktischer Bedeutung“:1238 um die politische Kontrolle der deutschen Hauptstadt.

Während Bevin auf der gemeinsamen Kontrolle der Berliner Währung als Symbol des Viermächtestatus bestand, setzte Molotov auf die exklusive Kontrolle der Währung, um dem von den Westmächten vermeintlich verwirkten und deshalb erloschenen Viermächtestatus Ausdruck zu verleihen. Dass Molotov in diesem Kontext die westdeutschen Pläne überhaupt ins Spiel brachte und indirekt darauf drängte, die auf den 1. September terminierte konstituierende Sitzung des Parlamentarischen Rats zu verschieben,1239 war nicht etwa der Hoffnung oder gar der Erwartung geschuldet, die Partner von einst könnten es sich doch noch einmal anders überlegen. Vielmehr ging es ihm um eine Art rückblickender und vorwegnehmender Rechtfertigung für das eigene Handeln: Nicht die Sowjetunion, sondern die Westmächte hätten die Teilung Deutschlands betrieben. Als Verfechter der Einheit habe Moskau sich dann gezwungen gesehen, den Hebel in Berlin anzusetzen, um die Spaltungspläne zu torpedieren. Hielten die Westmächte gleichwohl an ihrem Kurs fest, dann müssten sie sich darüber im Klaren sein, die politische Kontrolle über Berlin letztlich zu verlieren; als Konsequenz eines von ihnen sanktionierten Währungsabkommens oder als Folge der anhaltenden Verkehrsbeschränkungen.

Auch nach Stunden gab es kein Anzeichen, dass Molotov von seinen Aussagen abrücken könnte. Ungeachtet dessen betonte er den Willen seiner Regierung zur friedlichen Konfliktregulierung. Beide Seiten, die Sowjetunion und die Westmächte, sollten ihr Gesicht wahren können.1240 Wer wollte, der mochte die Äußerung als Hinweis verstehen, wonach niemand in Moskau an einer militärischen Eskalation interessiert war, also auch ein gewaltsames Vorgehen gegen die Luftbrücke auszuschließen war. Zumindest ließ sich diese Interpretation mit der in Whitehall dominierenden Einschätzung zur sowjetischen Außenpolitik zur Deckung bringen. Weil Konfliktparteien in Krisenzeiten ihre Karten aber nie vollständig auf den Tisch legen, bedienten sich auch die westlichen Diplomaten einer Sprache, die nicht selten erst im Umkehrschluss den Wesenskern einer Botschaft freilegt. Das allerdings setzt voraus, dass die Gegenseite überhaupt aufnahmefähig, also dazu fähig ist, den Gedanken zu Ende zu denken, und nicht in bestehenden Denkmustern gefangen bleibt. Wenn Smith, Roberts und Chataigneau davon sprachen, ihre Regierungen würden, vor die Wahl gestellt, „in irgendeiner Weise“ auf ihre Berlinrechte zu verzichten oder aber den aktuellen Kurs fortzusetzen „und die Luftbrücke auszubauen“, die zweite Option wählen,1241 dann brachten sie damit eben nicht allein zum Ausdruck, was die Westmächte beabsichtigten zu tun, sondern auch, mit welchen Mitteln sie ihre Politik prioritär umzusetzen gedachten. Schließlich hätten sie den sowjetischen Außenminister auch im Unklaren über den angestrebten Mitteleinsatz lassen oder sogar damit drohen können, die Blockade zu einem vorgegebenen Zeitpunkt gewaltsam zu durchbrechen. Die militärische Option war damit zwar keineswegs vom Tisch. Mit ihrer Aussage ließen die Diplomaten aber ihrerseits die Präferenz ihrer Regierungen für die Beilegung der Krise mit friedlichen Mitteln erkennen.

Eskalationsvermeidung war also das entscheidende Stichwort, zugleich aber auch die einzige Gemeinsamkeit, die die Konfliktparteien noch miteinander verband. Gewonnen war damit freilich nichts. Denn selbst wenn beiden Seiten daran gelegen war, eine weitere Verschärfung der Lage zu vermeiden, dann ergab sich daraus noch keine Entschärfung der Krise. Im Gegenteil, solange beide sich im Schützengraben ihrer einmal eingenommenen Position verschanzten und davon überzeugt waren, den Gegner zum Nachgeben bewegen zu können, so lange liefen sie Gefahr, aufgrund gegenseitiger Fehlperzeptionen und eigener Fehlkalkulationen die Situation letztlich nicht mehr beherrschen zu können. Allzu leicht konnte die grundsätzliche Bereitschaft beider Seiten zur Eskalationsvermeidung dann mit dem Argument, weder nationales Interesse noch nationales Prestige aufs Spiel setzen zu dürfen, durch eine kaum noch zu kontrollierende Eskalationsdynamik verdrängt werden.

Nach zähem Ringen verließen die westlichen Vertreter Molotovs Amtssitz – mit dessen Zusage, schon in Kürze einen Gegenentwurf vorlegen zu wollen, aber ohne Aussicht auf eine Lösung. Statt die verfahrene Situation zu beklagen, sandte Bevin zu nächtlicher Stunde Glückwunschtelegramme mit Durchhalteparolen nach Moskau. Erleichtert, dass die Diplomaten sich dieses Mal an ihre Vorgaben gehalten hatten, skizzierte er das weitere Vorgehen:

This is no time to appeal to Molotov as your United States colleague seems too prone to do. The battle of wills is joined and it is Molotov and not we who must give way. […] If the Soviet counter-draft is totally unacceptable for reasons of fundamental principle it would be better […] to say that you will report to His Majesty’s Government than to get involved in fruitless argument. […] [T]he three Governments should instruct their representatives to see Stalin and tell him they have no more to say. I doubt whether the Russians would let the negotiations break down in this way.1242

Die für Bevin charakteristischen Zeilen machen exemplarisch deutlich, wie wenig sich seit dem 24. Juni geändert hatte, als der Außenminister den Kabinettskollegen zu später Stunde, mehr improvisiert als in allen Facetten abgewogen, die Eckpfeiler seiner Krisenstrategie dargelegt und den Verbleib in Berlin und die Versorgung der Zivilbevölkerung in den westlichen Sektoren zu einer Frage des Willens erklärt hatte. Nachdem er innerhalb kürzester Zeit intern das weitere Vorgehen skizziert hatte, bat er Botschafter Douglas zu sich in der Absicht, die amerikanische Regierung auf seinen Kurs zu verpflichten. Dieses Mal musste er aber keine Überzeugungsarbeit leisten. Mit gleich lautenden Formulierungen wies Außenminister Marshall seinen Botschafter in Moskau an, unter keinen Umständen nachzugeben. Parallel holte William Strang bei Botschafter Massigli die Zustimmung der französischen Regierung ein.1243

Bevin drückte aufs Tempo, und doch befand er sich in einem Dilemma. Einerseits war er auf einen raschen Abschluss bedacht. Denn je länger sich die Gespräche ergebnislos hinzogen, umso wilder sprossen die Spekulationen der auf der Suche nach dem auflagenstarken Aufmacher im Nebel der Informationssperre stochernden Journalisten; umso leichter vermochten die von interessierten Parteien gezielt gestreuten Gerüchte, gemäß deren die Westmächte die Deutschen letztlich fallen lassen würden, ihre giftige Wirkung zu entfalten und den Widerstandswillen der Berliner zu brechen; und umso schaler klang die von westlicher Seite stets aufs Neue vorgebrachte Behauptung, mit der sowjetischen Regierung nicht unter Druck verhandeln zu wollen. Letzteres war bereits in dem Moment Makulatur, in dem sich die Siegermächte an einen Tisch setzten und vorbereitete Lösungsvorschläge in mündlicher und schriftlicher Form austauschten.

Andererseits durften die Westmächte nicht den Eindruck erwecken, auf ein schnelles Ende der Blockade angewiesen zu sein. Allein der Anschein wäre einer Einladung an den Kreml gleichgekommen, die Angelegenheit in die Länge zu ziehen, um als Sieger aus der Konfrontation hervorzugehen. Vielmehr mussten sie ihrerseits unter Beweis stellen, über den längeren Atem zu verfügen. Auf das Verhalten der sowjetischen Regierung hatte Bevin ohnehin keinen direkten Einfluss. Deshalb war er gezwungen, seine Ungeduld zu zügeln und sich wie die Diplomaten vor Ort auf langwierige Gespräche einzustellen. Denn selbst wenn Stalin und Molotov darauf bedacht sein mochten, die Verhandlungen nicht scheitern zu lassen, so erweckten sie doch den Eindruck, es sich leisten zu können, die Entschlossenheit und das Durchhaltevermögen der Westmächte für einige Zeit zu testen.1244

Von seinen Gesprächspartnern wurde Molotov als außenpolitischer Falke wahrgenommen. Seine Rücksichtslosigkeit, Indifferenz und Ignoranz gegenüber Dritten, seine Verschlagenheit, seine Unnachgiebigkeit und seine Fähigkeit, in multilateralen Verhandlungsprozessen bis zur Erschöpfung Zeit zu schinden, waren so gefürchtet, wie sein Geschick für die ins letzte Detail gehende Routine und seine akribische Dossierkenntnis anerkannt waren.1245 Sollte er in Wirklichkeit „eine strategische Taube“1246 und somit der konzeptionelle Vordenker einer Politik der Entspannung zwischen Ost und West gewesen sein, dann gelang es ihm, diesen Wesenszug mit beachtlichem Aplomb zu verbergen, als er die westlichen Emissäre am Nachmittag des 9. August erneut empfing, um ihnen den mittlerweile vom Politbüro abgesegneten Gegenentwurf seiner Regierung zu präsentieren.1247

Roberts und, gestützt auf dessen Einschätzung, Bevin hatten mit einer Ablehnung des westlichen Lösungsvorschlags gerechnet. Eine Zurückweisung musste jedoch nicht zum Kollaps der Gespräche führen. Je nach Stoßrichtung des von Molotov unterbreiteten Vorschlags konnte eine Ablehnung auch den Auftakt für lösungsorientierte, wenn auch schwierige Verhandlungen bilden. Doch das war reine Theorie; die Praxis sah ganz anders aus. Denn mit dem sowjetischen Entwurf eines gemeinsamen Kommuniqués rückte ein rasches und vollständiges Scheitern der Gespräche eher in den Bereich des Wahrscheinlichen als nur des Möglichen.

Molotov gab vor, den westlichen Entwurf vom 6. August nur an den Stellen geändert zu haben, die eine Anpassung aus sowjetischer Sicht zwingend erforderten. Außer der Grundstruktur blieb jedoch kein Baustein unangetastet. In der Substanz gab es keine Überschneidungen mehr mit dem westlichen Vorschlag. Mehr noch, Molotov erhob ganz neue Forderungen, die eine einvernehmliche Lösung in weite Ferne rücken ließen.

Dass sein Entwurf das Ende der Blockade an die Einführung der DM (Ost) als einzige Währung für ganz Berlin koppelte, dass er also auf der Simultaneität und der Reziprozität zweier Prozesse beharrte, die die Westmächte eigentlich getrennt halten wollten, mochte nachvollziehbar sein, ja letztlich sogar die Zustimmung der Westmächte finden. Denn sosehr die ins Auge gefasste Währungsumstellung den Charakter einer Belohnung der sowjetischen Zwangsmaßnahmen angenommen hätte, so wenig hätte sie die Interessen der Westmächte grundlegend erschüttert. Doch darum ging es gar nicht. Entscheidend waren die Ausführungsbestimmungen. Der Kern des von der sowjetischen Seite geforderten Quidproquos bezog sich nämlich nicht etwa auf die Währungsumstellung an sich, sondern auf die postulierte Regulierung des Geldumlaufs durch die Deutsche Notenbank der sowjetischen Zone. An dieser entscheidenden Stelle machte Molotov sich das Schweigen der westlichen Diplomaten vom 2. August zunutze.

Die Westmächte sollten den freien Zugang nach Berlin also mit dem Kontrollverlust über die Berliner Währung bezahlen. Damit allein sollte es aber nicht getan sein. Denn ganz so frei sollte der Zugang gar nicht sein. Nur die Beschränkungen sollten aufgehoben werden, „die nach der Verkündung der Währungsreform in den westlichen Zonen hinsichtlich des Personen- und Güterverkehrs zwischen den westlichen Zonen Deutschlands und Berlin in beiden Richtungen eingeführt worden waren“. Von den vor dem 18. Juni einseitig vorgenommenen Zugangsbeschränkungen war nicht die Rede. Mit der Aussage, wonach „die Freiheit der Verkehrsverbindungen […] entsprechend dem erzielten Übereinkommen erhalten bleiben“ werde, legte der Entwurf vielmehr den Schluss nahe, dass die noch während des Krieges beziehungsweise danach geschlossenen Vereinbarungen der Siegermächte über Berlin ihre Geltung verlieren sollten. Tatsächlich reihte sich diese Bestimmung nahtlos in die mit schöner Regelmäßigkeit aufgestellte und nun von Molotov erneut vorgebrachte Behauptung ein, nach der die Westmächte ihre Rechte in Berlin durch ihr Vorgehen in den westlichen Zonen verwirkt hätten. Wollten sie ihre militärische Präsenz in Berlin gleichwohl aufrechterhalten, dann, so sah es der Entwurf vor, sollten „[d]ie Kosten für den Aufenthalt […] aus den Haushalten der jeweiligen Besatzungszonen von Deutschland bestritten“1248 werden.

Wer eins und eins zusammenzählen konnte, wusste, was die Stunde geschlagen hatte: Die Westmächte sollten ein Eintrittsgeld dafür bezahlen, dass ihre nicht etwa qua Siegerrecht, sondern von Stalins Gnaden in Berlin verbleibenden Truppen fortan zusehen durften, wie ihnen als Folge der von ihnen selbst sanktionierten Währungsvereinbarung die politische Kontrolle über die Stadt systematisch entglitt. Hatten sie aber erst einmal die Kontrolle verloren, dann, so das sowjetische Kalkül, würden Amerikaner, Briten und Franzosen sich auch vollständig und endgültig aus Berlin zurückziehen.

In aller Deutlichkeit skizzierte der Entwurf erstmals schriftlich das kurzfristige Ziel der sowjetischen Berlin- und Deutschlandpolitik: die Integration ganz Berlins in den sowjetischen Machtbereich. Das übergeordnete, langfristige Ziel Moskaus, den eigenen Einfluss auf ganz Deutschland auszudehnen, wurde dabei keineswegs aufgegeben. Weil die Westmächte aber hartnäckig an den Londoner Beschlüssen festhielten, erschien das ursprünglich mit der Blockade verfolgte Ziel, die Aufgabe der westdeutschen Pläne, vorübergehend außer Reichweite. Deshalb und nur deshalb optierte die Sowjetunion für die erstmals explizit von Stalin am 2. August ins Spiel gebrachte Rückfallposition, die sowohl zur Konsolidierung des eigenen Herrschaftsbereichs beitragen konnte als auch als Sprungbrett für weiter reichende Ziele in Deutschland und Europa dienen sollte. Dass der Blick langfristig auf ganz Deutschland gerichtet blieb, machte der von Molotov vorgelegte Entwurf klar. Nicht nur wiederholte er den von Stalin zuvor geäußerten „Wunsch […], die Umsetzung der auf der Londoner Konferenz getroffenen Entscheidungen […] zu verschieben.“ Mit der ergänzenden und den Aussagen der westlichen Vertreter zuwiderlaufenden Formulierung, „dass die Regierungen dieser Länder bisher nicht daran dächten, sich mit der Schaffung einer Regierung für Westdeutschland zu beschäftigen“,1249 sollte zudem das Vertrauen der Westdeutschen in die Politik der Westmächte erschüttert werden; und das zu einem Zeitpunkt, da sich 65 demokratisch gewählte Vertreter der Landtage der westlichen Besatzungszonen und weitere fünf nicht stimmberechtigte Abgeordnete aus Berlin anschickten, zur konstituierenden Sitzung des Parlamentarischen Rats zusammenzukommen, um das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in Bonn auszuarbeiten.

Bei den westlichen Diplomaten stieß der sowjetische Entwurf auf entschiedenen Widerspruch, sowohl was den auf Berlin bezogenen Währungsvorschlag als auch was die deutschlandpolitischen Fragen betraf. Molotov indes zeigte sich unbeeindruckt. Stattdessen hielt er sich an jene Verhandlungstaktik, die sich aus seiner Sicht schon im Sommer 1939 bewährt hatte und die er nach neun Jahren an der Spitze des Außenamts bis zur Perfektion beherrschte. Während Smith, Roberts und Chataigneau sich mit ihren Argumenten in Molotovs monotoner Endlosschleife verhedderten, wurde dieser nicht müde, seinen Standpunkt über Stunden wie ein „rücksichtsloser Roboter“1250 stets von neuem „hartnäckig und hölzern zu wiederholen“.1251

Wenn die dreistündige Sitzung überhaupt etwas Positives hatte, dann war es wohl die Offenheit, mit der sich die Streitparteien über weite Strecken begegneten. Molotov wich der Frage nach der Kontrolle der Berliner Währung nicht mehr aus. Vielmehr gab er sich überrascht, dass die Diplomaten den Wunsch ihrer Regierungen nicht bereits bei Stalin deponiert hatten; was so viel heißen sollte wie: Hätten die Emissäre ihren Standpunkt früher offengelegt, dann hätte man sich die Sitzungen vom 6. und 9. August auch sparen können. Molotov tat, was jeder gute Unterhändler am Anfang von Verhandlungen tut. Er steckte seine Maximalposition ab, zeigte sich zuversichtlich und beobachtete sein Gegenüber. Prinzipiell folgten auch die westlichen Diplomaten diesem Grundsatz. Nur in diesem einen Moment gab sich Botschafter Smith eine Blöße, die so gar nicht zu seiner zuvor und hernach mit Nachdruck vertretenen Position passen wollte, dafür umso mehr an seine misslungene Gesprächsführung im Kreml eine Woche zuvor erinnerte. Statt ganz einfach einen Bogen von der schriftlich fixierten und Stalin überreichten Stellungnahme der Westmächte über die Unantastbarkeit des Viermächtestatus Berlins zur Berliner Währung zu schlagen, erklärte er, als hätte er immer noch nicht verstanden, was auf dem Spiel stand, am 2. August sei es „um grundlegende, nicht aber um Detailfragen gegangen.“1252 Dabei ließ sich das eine gerade nicht vom anderen trennen.

Es war der einzige Lapsus, den Smith sich an jenem Abend leistete – und umgehend korrigierte. Als die Diplomaten sich wenig später von Molotov verabschiedeten, schienen die Konfliktparteien weiter denn je von einer Einigung entfernt. Aber immerhin durchschauten beide Seiten die Absicht des Gegners. Beide gingen davon aus, dass der andere ein Scheitern der Gespräche vermeiden wollte und deshalb sein letztes Angebot noch nicht auf den Tisch gelegt hatte. Beide pokerten in der Erwartung, das bessere Ergebnis für sich herausholen zu können. Und dennoch plante man bereits für den Tag danach.

4. Planen für den Tag danach

An der Themse fuhr Außenminister Bevin fortan zweigleisig. Zum einen ließ er sowohl regierungsintern als auch in enger Abstimmung mit der amerikanischen Regierung Handlungsoptionen für den Fall des Scheiterns der Viermächtegespräche prüfen. Zum anderen war er darauf bedacht, die Verhandlungen nicht selbst abzubrechen, wusste er doch, dass es am Ende einmal mehr darum gehen würde, wer wem öffentlichkeitswirksam die Schuld für das Scheitern in die Schuhe schieben konnte. Bevin wollte testen, ob die sowjetische Regierung sich nicht doch noch bewegen würde: zunächst bei einem erneuten Austausch mit Molotov; dann, soweit erforderlich, in einem zweiten Gespräch mit Stalin. Zudem sollte der Gesprächskanal möglichst lange offengehalten werden; ganz nach dem Motto: Solange miteinander gesprochen wird, wird nicht aufeinander geschossen. Doch allein schon der strikt formelle Charakter der Gespräche, der, wie so oft im Umgang mit der Sowjetunion, den ausländischen Vertretern keinen Spielraum für einen informellen Austausch am Rande ließ, setzte dem Bemühen um eine Verhandlungslösung enge Grenzen.

Um die Stärken und Schwächen der Konfliktparteien unter langfristigen Gesichtspunkten einschätzen zu können, wandte Außenminister Bevin sich am Nachmittag des 10. August mit drei Fragen an General Robertson. Er wollte wissen, wie es um die Luftbrücke bestellt war, konkret: ob die Westsektoren dauerhaft versorgt werden konnten, ob der britische Anteil an der Luftbrücke die heimische Volkswirtschaft auf Dauer überforderte und ob Washington deshalb seinen Beitrag aufstocken musste; wie sich die Währungslage vor Ort darstellte, konkret: ob der mit der Einführung der B-Mark eingeschlagene Weg einer eigenen Währung in den Westsektoren Berlins langfristig tragfähig war; und schließlich, ob die Sowjetunion über Mittel verfügte, über die Blockade hinaus Druck auf die Westmächte und die Berliner in den westlichen Sektoren auszuüben.1253

Bevin suchte nach Argumenten, die ihm ein Festhalten an der eigenen Strategie ermöglichten. Dass Großbritannien nicht über die erforderlichen Mittel verfügte, lag auf der Hand. Bevins Zuversicht beruhte auf der Überzeugung, das überlegene Potential der Vereinigten Staaten für die eigene Sache instrumentalisieren zu können. Nicht im Kompromiss mit dem Kreml, sondern in der Bekehrung Moskaus durch Zermürbung sah er die Chance, nicht nur die Krise einer friedlichen Lösung zuzuführen, sondern auch den übergeordneten Ost-West-Konflikt mittelfristig zu regulieren und langfristig zu überwinden.

Warum Bevin sich ausgerechnet an Robertson wandte, der die Krisenstrategie von Beginn an nur aus soldatischem Gehorsam mitgetragen hatte, bleibt rätselhaft, zumal die erbetenen Informationen en Detail in London verfügbar waren und Bevin parallel, also ohne auf die Antwort aus Berlin zu warten, Schritte zum Ausbau der Luftbrücke in die Wege leitete. Jedenfalls lag ihm keine fünf Stunden später ein Schreiben vor.

Als gäbe es kein Morgen und als hätte er sich seit Tagen für diesen Moment warmgelaufen, begann Robertson sein Antwortschreiben mit einem Paukenschlag: „Our position is fundamentally weak because we cannot stay in Berlin indefinitely in defiance of the Soviet.“1254 Die Aussage war eine Dublette, entsprach sie doch wörtlich jenen Ausführungen, mit denen er vier Wochen zuvor für einen deutschlandpolitischen Neubeginn geworben hatte. Statt Argumente für Bevins strategische Ausrichtung zu liefern, stellte Robertson die Strategie selbst infrage. Die Angaben zur Luftbrücke und zur Währungssituation in Berlin, die in kräftigen Molltönen folgten, dienten dazu, seine These zu untermauern und Bevin endlich von seinem riskanten Kurs abzubringen.

Die präsentierten Zahlen und Fakten ließen an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. Entgegen den noch Mitte Juli vorgelegten Einschätzungen war nun, keinen Monat später, von einem täglichen Minimalbedarf an Lebensmitteln, Kohle und sonstigen Gütern von 4800 Tonnen die Rede. Stichtag: Anfang August! Am 10. August, als Robertson seine Angaben nach London telegrafierte, lag die Tagesleistung mit 3000 Tonnen nicht einmal bei zwei Dritteln. Kein Wunder also, dass der Militärgouverneur „keinen Grund“ sah, seine Meinung, die, wie er mit einem Hang zur Selbstgerechtigkeit hinzufügte, er „schon immer vertreten“ habe, ändern zu müssen. Deshalb stellte er noch einmal kategorisch fest: „Berlin über den Winter aus der Luft zu versorgen, ist nicht möglich.“1255

Um den wenigen Optimisten in Whitehall keinen Hinterausgang offenzuhalten, beließ Robertson es nicht bei seiner kritischen Aussage zur Luftbrücke. In einem dialektischen Diskurs konzedierte er ihnen vielmehr für den Augenblick, dass der Minimalbedarf tatsächlich eingeflogen werden könne; nur um ihnen im Gegenzug die Sinnlosigkeit des Unterfangens mit anderen Argumenten vor Augen zu führen. In britischen Regierungskreisen hatte niemand je einen Zweifel daran gelassen, dass der eigene Erfolg, ob in Deutschland oder in Berlin, nicht zuletzt mit dem Vertrauen der Berliner in die westliche Politik stand und fiel. So gesehen war die Luftbrücke, die zumindest das Überleben in den Westsektoren sicherstellen sollte, zwar eine notwendige, nicht aber eine hinreichende Bedingung für den eigenen Erfolg. Über kurz oder lang würde sich nämlich die Frage stellen, ob die Bevölkerung auch dann noch bereit war, am Rande des Existenzminimums zu leben und sich dem sowjetischen Druck zu widersetzen, wenn sich noch nicht einmal eine Lösung abzeichnete. Vor dem Hintergrund der Moskauer Gespräche war die Frage alles andere als unberechtigt. Doch während Ernst Reuter noch den „eisernen Willen“ seiner „ausgemergelte[n] Bevölkerung“1256 beschwor, war Robertson sich bereits sicher, die Antwort vorwegnehmen zu können: „Mit den Wochen wird [das] Vertrauen wegbrechen.“1257

Für die, die immer noch nicht davon überzeugt waren, von dem eingeschlagenen Kurs ablassen zu müssen, hatte Robertson noch einen dritten Tiefschlag parat. Währungspolitisch, so ließ er seinen Außenminister wissen, bewege man sich auf dünnem Eis. Zudem sei der Unmut in den Westsektoren angesichts der Parallelwährungen jetzt schon groß. Nur wenn die D-Mark West in den Westsektoren eingeführt und zur alleinigen Währung erklärt werde, lasse sich die Situation verbessern. Noch aber sträubten sich die alliierten Finanzberater gegen ein solches Vorgehen.

Wem auch das noch nicht ausreichte, den verwies Robertson auf die zahlreichen Optionen der SMAD, mit Hilfe ihrer „deutschen Spießgesellen“1258 jederzeit den Druck auf die politisch gewählten Vertreter Berlins und auf die Bevölkerung zu erhöhen – und sei es in Form von Sabotageakten. Sollte es da etwa ein Trost sein, dass der Kreml aller Voraussicht nach weiterhin darauf verzichten würde, gegen das Personal der Westmächte in Berlin vorzugehen; dass sich die Wirtschaftslage in der östlichen Zone in den letzten Monaten markant verschlechtert hatte; dass die Währungsreform in Ostdeutschland negativ aufgenommen worden war; und dass Popularität und Prestige der SMAD und der SED auf ein neues Tief1259 gesunken waren? Das Gegenteil war der Fall, zumal kein Zweifel daran bestehen konnte, dass die Sowjetunion zivilen Ungehorsam in ihrem Machtbereich schon im Keim ersticken würde.

Bevins erster Mann in Berlin hatte jede Hoffnung aufgegeben, mit dem Kurs seiner Regierung ans Ziel zu kommen. Vielmehr sah er die Westmächte geradewegs auf einen Krieg zusteuern. Deshalb drängte er seinen Vorgesetzten innezuhalten, ein Scheitern der Gespräche abzuwenden, den Kollisionskurs zu verlassen, den Zug zur Staatsgründung in den westlichen Zonen vorübergehend zu stoppen und gemeinsam mit der Sowjetunion am Verhandlungstisch eine Lösung der deutschen Frage anzustreben.

Natürlich wusste Robertson um die Brisanz seiner Zeilen. Schließlich hatte Bevin ihm keine zwei Wochen zuvor persönlich dargelegt, was er von einem deutschlandpolitischen Neuaufbruch hielt: nichts! Und erst am Nachmittag hatte ihm Christopher Steel, sein politischer Berater, die alles in allem verheerende Einschätzung derer vorgelegt, die sich in den letzten Wochen im Foreign Office mit seinen alternativen Vorstellungen befasst hatten. Zwei magere Worte brachten den Befund auf den Punkt: „extrem negativ“!1260

Angesichts dessen hatte Robertson sein Schreiben gar nicht erst an den üblichen Verteiler adressiert. Bevin und Strang hatten ihrerseits kein Interesse, die Analyse einem großen Kreis zur Kenntnis zu bringen. Sie hatten genug damit zu tun, eine parallel geführte Diskussion unter hochrangigen Diplomaten über einen Rückzug aus Berlin möglichst rasch zu beenden.1261 Hätte Bevin gewusst, dass Robertson sich gegen seine Weisung und hinter seinem Rücken auch noch darum bemühte, General Clay für eine Verschiebung der konstituierenden Sitzung des Parlamentarischen Rats um einen Monat auf den 1. Oktober zu gewinnen,1262 und damit die Reputation der britischen Regierung unter den Partnern aufs Spiel setzte, dann wäre seine Reaktion gewiss anders ausgefallen. So ließ er Robertsons Kritik zunächst ins Leere laufen; und das nicht zum ersten Mal. Schließlich hatte er ihn um Zahlen und Fakten gebeten, nicht aber darum, die Krisenstrategie seiner Regierung zu kommentieren. Erst zwei Tage später sollte Strang das Schreiben beantworten. Da aber hatte Robertson die Kunde von Bevins Verärgerung bereits erreicht. Deshalb wandte er sich noch einmal an Strang. Sosehr er die inhaltlichen Differenzen bedauerte, so energisch rechtfertigte er seine Haltung, die, so ließ er gezielt einfließen, von allen britischen Regierungsvertretern, die in der deutschen Hauptstadt Rang und Namen hatten, geteilt wurde.1263 Es war ein letzter, fast schon verzweifelter Versuch, Bevin doch noch umzustimmen.

Selbst wenn Robertson den Minimalbedarf der Westsektoren bewusst höher veranschlagt hatte, um seinem Plädoyer Nachdruck zu verleihen oder aber die vorhandenen Vorräte aufzustocken und damit mehr Zeit für eine diplomatische Lösung zu gewinnen, an der Tatsache, dass die Luftbrücke unter den eigenen Erwartungen blieb und, sollte es nicht bald zu einer deutlichen Steigerung kommen, nicht annähernd ausreichen würde, um die Bevölkerung auch im Herbst und im Winter zu versorgen, vermochte auch Bevin nicht zu rütteln. Und doch sagte die Zahl von 3000 Tonnen pro Tag per se relativ wenig aus. Je nach Kontext ließ sie sich ganz unterschiedlich interpretieren.

Einerseits bedeutete der Transport von 3000 Tonnen bereits eine Steigerung um fast 70 Prozent gegenüber den Mitte Juli eingeflogenen 1800 Tonnen. Darauf ließ sich aufbauen. Mit 1600 Tonnen überstieg der britische Anteil am 9. August1264 die ursprünglich von Luftwaffenchef Tedder veranschlagte maximale Transportkapazität von 750 Tonnen um mehr als das Doppelte, auch dank gecharterter Flugzeuge. Bis zu 25 kommerzielle Unternehmen, deren Dienste sich die Regierung vertraglich gesichert hatte, steuerten zwar nicht die erhofften 400 Tonnen pro Tag1265 bei, aber immerhin doch zwischen 120 und 260 Tonnen.1266 Bevins Entschlossenheit, alle verfügbaren Ressourcen zu mobilisieren, zahlte sich aus, auch wenn die Koordination der Akteure allein auf britischer Seite rasch zu einer gewaltigen Herausforderung wurde und die Kosten explodierten.1267 Wenn sich die „Welt [aber mit der Luftbrücke] retten“ ließ, dann sollte sich niemand den Kopf über die Kosten der Operation zerbrechen. Nicht einmal „in der Summe“ würden die Kosten einer deutlich ausgebauten Luftbrücke nämlich so viel verschlingen wie „ein Krieg an einem Tag“.1268 Bevin wurde nicht müde, das Argument in den folgenden Wochen gegen die Bedenkenträger im eigenen Schatzamt anzuführen.1269 In erster Linie galt sein Appell aber der Regierung Truman.

Denn andererseits reichte die Tagesleistung von 3000 Tonnen kaum an den noch Ende Juli festgelegten Minimalbedarf von 3200 Tonnen heran.1270 Die Westsektoren lebten von der Hand in den Mund. Hätte die Sowjetunion von Beginn an eine totale Blockade über den westlichen Teil der Stadt verhängt, ein Großteil der Vorräte wäre bereits im August aufgebraucht gewesen. Die zugänglichen Akten sagen uns nicht, warum sie es nicht tat. Sprachen allein die Rahmenbedingungen dagegen? Schließlich war Berlin im Sommer 1948 noch nicht geteilt, schon gar nicht durch eine Mauer. War es das eigene Unvermögen, die Einfuhr von Gütern und Waren auf dem Landweg rigiden Kontrollen zu unterwerfen? Mangelte es den verantwortlichen Akteuren in Moskau und im östlichen Teil Berlins schlicht am Vorstellungsvermögen, dass die Westmächte eine Luftoperation in Gang setzen könnten mit dem abenteuerlich anmutenden Anspruch, nicht nur die Garnisonen, sondern auch die Zivilbevölkerung zu versorgen? Oder verzichteten sie, um eine Metapher des britischen Militärgouverneurs aus den Apriltagen aufzugreifen, bis auf weiteres ganz bewusst darauf „zuzudrücken“1271 – sei es, weil sie immer noch davon ausgingen, die Bevölkerung in den westlichen Sektoren und Zonen für sich gewinnen zu können; sei es, weil sie sich gezwungen sahen, den ihnen durch die Gegenblockade der Westmächte entstehenden wirtschaftlichen Schaden zumindest in Teilen zu kompensieren?

Wie dem auch sei, bis zu 700 Tonnen Lebensmittel aus dem östlichen Sektor und der östlichen Zone fanden in den ersten dreieinhalb Monaten der Blockade täglich den Weg in den Westteil der Stadt. Zudem machte Not erfinderisch. Täglich zog es Tausende zu Hamsterfahrten in das Umland Berlins, wo sie mit der begehrten Westmark ihre Rationen ergänzen konnten. In den Hinterhöfen und auf den Straßen und Plätzen der Hauptstadt blühte der Schwarzmarkt. Am Osthafen, in West-Berlin und im Umland florierte der Handel mit Kohle aus der östlichen Zone. Im Juli und August bahnten sich noch Hunderte Lastwagen mit bewusst falschen Lieferpapieren den Weg aus den westlichen Zonen in das westliche Berlin. Darüber hinaus entwickelten sich zwischen den Westsektoren und dem Ostsektor sowie der östlichen Zone offiziell und inoffiziell Handelsbeziehungen, die dazu führten, dass ein beachtlicher Teil des Rohstoffbedarfs von Betrieben in den Westsektoren aus östlichen Quellen gedeckt werden konnte.1272 Das alles heißt nicht, dass die Luftbrücke überflüssig oder die Not in den von den westlichen Zonen abgeschnittenen Sektoren Berlins nicht groß gewesen wäre. Im Gegenteil, ohne die Versorgung aus der Luft wäre die westliche Krisenstrategie innerhalb kurzer Zeit in sich zusammengebrochen und auf die radikale Alternative ‚Kapitulation oder Krieg‘ reduziert worden. Die Entbehrungen waren enorm. Die tägliche Pro-Kopf-Ration für Lebensmittel unterschritt den kargen Richtwert des Vorjahres um ein Drittel. Und doch hätte es noch schlimmer kommen können.

In Bevins Überlegungen spielten die Schlupflöcher keine Rolle. Schließlich musste er jederzeit damit rechnen, dass die Sowjetunion die Daumenschrauben anziehen würde. Sein Hauptaugenmerk galt deshalb der Frage, wie die Bevölkerung im Westen der Stadt über den Herbst und Winter und, soweit erforderlich, darüber hinaus mit dem Nötigsten aus der Luft versorgt werden konnte. 3000 Tonnen pro Tag würden unter keinen Umständen reichen. So viel war klar. Doch in der Zahl steckte eine weitere Erkenntnis, deren Tragweite sich dem erschließen musste, der die kombinierte Transportleistung in ihre Einzelteile zerlegte. Dass der britische Beitrag den amerikanischen um bis zu 15 Prozent überstieg, mochte nur eine Momentaufnahme sein; doch das reichte schon, um die Alarmsirenen in London schrillen zu lassen. Denn die Zahl vom 9. August, 1400 Tonnen, machte deutlich, wie weit die US-Luftwaffe noch von den Beschlüssen des Nationalen Sicherheitsrats vom 22. Juli entfernt war, die General Clay einen Tag später stolz den Medien mitgeteilt hatte: Fortan sollten 4500 Tonnen täglich nach Berlin eingeflogen werden. Kaum jemand war seinerzeit davon ausgegangen, dass das Vereinigte Königreich wie am 9. August 1600 Tonnen beisteuern könnte.1273

Alles in allem bedeutete das: Eine Aufstockung der Luftbrücke war nicht nur nötig. Angesichts des amerikanischen Potentials war sie auch möglich; und das innerhalb kurzer Zeit. Wie verwundbar und volatil das westliche Hilfskonstrukt zur Umgehung der sowjetischen Blockade war, ließ sich einmal mehr mitten im Hochsommer beobachten, als peitschender Regen, heftige Stürme und tief hängende Wolken die Luftbrücke am 13. August für Stunden weitgehend lahmlegten.1274 Natürlich war es zu früh, von Vorboten des Winters zu sprechen. Aber spätestens jetzt dürfte sich jeder an die mahnenden Worte der Fachexperten erinnert haben, wonach Schnee, Eis und Wind die Kapazitäten der Luftbrücke im Winter um ein Viertel reduzieren würden; und das bei gleichzeitig steigendem Bedarf. Sollten also die Moskauer Gespräche scheitern und wollten die Westmächte an ihrem Kurs festhalten, dann mussten sie alles daran setzen, nicht nur den aktuellen Anforderungen gerecht zu werden, sondern auch die vorhandenen Vorräte für den Winter aufzustocken.

Die britische Regierung hatte getan, was sie tun konnte. Mehr war angesichts der begrenzten Ressourcen nicht möglich. Weder verfügte sie über größere noch über mehr Transportflugzeuge. Auch die personellen Kapazitäten waren mittlerweile ausgeschöpft. Deshalb suchte Bevin erneut das Gespräch mit Vertretern der Regierung Truman; nicht etwa über Botschafter Franks in Washington, sondern direkt in London, das zur Drehscheibe westlicher Entscheidungsfindung geworden war. An drei aufeinanderfolgenden Tagen hatte er für seine Gesprächspartner nur eine Botschaft; und die lautete: Scheitern ist keine Option. Eher, so fügte er hinzu, „werde er bis zum bitteren Ende durchhalten […], als von sich aus nachgeben.“1275 Wer in der Aussage nichts als die britische Variante der bellizistischen Durchhalteparolen General Clays zu erkennen glaubte, die nicht wenigen am Potomac zu schaffen machten, wurde rasch eines Besseren belehrt. Denn sosehr Bevin strategische Fragen vom Ende her dachte, in der konkreten Situation ging es ihm um etwas anderes. Mal fordernd, mal bittend, war er bemüht, seine Gesprächspartner für den Ausbau der Luftbrücke auf geradezu fantastisch anmutende „7–8000 Tonnen pro Tag“1276 zu gewinnen; also just jene Tonnage, die die Westsektoren bis zum 24. Juni tagtäglich aus den westlichen Zonen auf dem Landweg erreicht hatte.

Bevin plante langfristig; und das mit Ressourcen, die ihm und seiner Regierung gar nicht zur Verfügung standen. Er konnte mahnen und warnen. Er konnte versuchen zu überzeugen, indem er in seinem Aufgabenbereich Worten Taten folgen ließ. Er konnte Entschlossenheit demonstrieren. Entscheiden konnte er nicht. Der Ball lag in Washington; und bislang gab es keine Anzeichen, dass die Administration ihre abwartende Haltung, die bereits die Beschlüsse des Nationalen Sicherheitsrats vom 22. Juli geprägt hatte, kurzfristig ändern würde. Zunächst sollte das Ergebnis der diplomatischen Beratungen abgewartet werden; und damit wertvolle Zeit verstreichen. Mit einem weiteren Ausbau der Luftbrücke befasste sich vorerst niemand, schon gar nicht auf der strategischen Ebene.

Nur General Clay nahm Bevins Haltung erleichtert auf. Seine Befürchtung, die Briten könnten weiche Knie bekommen, hatte sich zunächst einmal erledigt. Clay nutzte die Gelegenheit, um seinerseits gegenüber seinen Vorgesetzten die Umsetzung der Beschlüsse des Nationalen Sicherheitsrats einzufordern; wohlgemerkt: Es ging um die Umsetzung einer mehr als zwei Wochen zuvor getroffenen Entscheidung. Von einer erneuten Verdoppelung des amerikanischen Beitrags auf mehr als 6000 Tonnen pro Tag, wie sie Bevin vorschwebte, war keine Rede. Bislang war nicht einmal die Hälfte der am 22. Juli zugesagten C-54 Skymaster, die mit ihrer vierfachen Ladekapazität von rund zehn Tonnen die C-47 Skytrains ersetzen sollten, nach Deutschland verlegt worden.1277 Umgehend nahm Staatssekretär Draper sich der Sache an. Ende August lag die durchschnittliche Tagesleistung dann mit 3840 Tonnen zwar immer noch 17 Prozent unter der Zielmarke des Nationalen Sicherheitsrats von 4500 Tonnen.1278 Aber immerhin musste nicht bereits im Sommer mit dem Kollaps der Luftbrücke gerechnet werden. Von langfristigen Planungen, die in den Herbst oder Winter reichten, war auf amerikanischer Seite allerdings nach wie vor nichts zu erkennen.

Erst jetzt, nachdem Bevin mit seinem Appell an die US-Regierung das weitere Vorgehen skizziert hatte, wurde das vorbereitete Antwortschreiben an Robertson abgeschickt. Er werde, so ließ Bevin Strang ausrichten, „alle Punkte […] in Betracht ziehen und [sich] zu gegebener Zeit wieder mit [ihm] in Verbindung setzen“; ganz so, als wollte er den Bedenken des Militärgouverneurs mehr Zeit widmen, als das Lesen des Schreibens in Anspruch genommen hatte. Sollte der einleitende Satz beim Empfänger die noch so unbegründete Hoffnung genährt haben, sich endlich Gehör verschafft zu haben, so wurde er bitter enttäuscht. In Wirklichkeit bestrafte der Außenminister nämlich die von Sorge getriebene Ungeduld seines Militärgouverneurs mit einer Extraportion Monotonie. Mit keinem Wort ging er auf die Bedenken ein. Keinen Millimeter wich er von seiner bekannten Position ab. Als Ausdruck seiner Verstimmung antwortete er nicht einmal selbst. Er ließ antworten; und das mit einer Unerbittlichkeit, die sanftere Gemüter zusammenzucken lassen musste:

If the Moscow negotiations break down we shall be faced with a very grave situation. […] The struggle for Berlin […] may or may not last long but it will be severe. Much more than Berlin will be at stake and I think that the Secretary of State will be prepared to contemplate serious and even extraordinary measures within our power in order to win the day. 1279

Bevin wollte einen Schlussstrich unter die Diskussion über einen Kurswechsel ziehen. Widerspruch war nicht nur nicht erwünscht; er war auch vergebens. Robertson begriff, was die Stunde geschlagen hatte. Soldatischer Gehorsam war gefragt. Nach Wochen des Mahnens blieb ihm nichts anderes übrig, als sich dem Primat des Politischen zu beugen. Umgehend bat er Strang, Bevin zu versichern, der Minister könne auf ihn zählen; egal, welche Politik er verfolge; egal, welche Entwicklung die Krise auch nehme.1280

Damit allein war es freilich nicht getan. Das wusste auch Bevin. Ende Juli hatten er und Attlee noch die Forderung des Verteidigungsministers und der Stabschefs, Maßnahmen für den militärischen Ernstfall zu treffen, abgelehnt. Sie wollten die nächsten diplomatischen Schritte abwarten; vor allem aber wollten sie derart weit reichende Entscheidungen nur in enger Abstimmung mit der US-Regierung auf den Weg bringen. Angesichts des sich abzeichnenden diplomatischen Patts schienen ihnen nun die Argumente auszugehen. Das erkannten auch ihre Kritiker. Erneut griff Montgomery in die Tasten und rief dazu auf, das Potential der Luftbrücke ungeachtet gar nicht zu bestreitender Erfolge mit „gesundem Menschenverstand“ zu analysieren, um dann wörtlich den Befund Robertsons anzuführen: „Wir können nicht auf Dauer gegen den Willen der Sowjets in Berlin bleiben.“1281 Alexander wollte sich nicht länger mit den Bedenken aufhalten, so berechtigt sie auch sein mochten. Er wusste, dass sie bei Bevin auf taube Ohren stießen. Stattdessen nahm er seinen Kabinettskollegen in die Pflicht. „Wenn wir auf unseren jüngsten Vorstoß in Moskau eine kompromisslose Antwort erhalten, dann sollten wir keine Zeit verlieren und nicht nur auf der Ebene der Stabschefs, sondern auch auf Regierungsebene ein hochrangiges Treffen [mit den Amerikanern] vereinbaren“,1282 hatte er bereits zehn Tage zuvor festgehalten.

Als sich die Fronten in Moskau verhärteten, kontaktierten die Stabschefs ihre Vertretung in Washington. Unverbindlich und doch mit der Absicht, unter strengster Geheimhaltung ein Treffen beider Stabschefs in der zweiten Septemberhälfte in London abzuhalten, sollte die britische Mission die Stimmung vor Ort sondieren. Die Agenda ergab sich von selbst; und doch las sie sich wie das Drehbuch eines angekündigten Krieges. Natürlich sollte es vorrangig darum gehen, ob Berlin über den Winter hinaus zu halten war. Dann aber ging es rasch ans Eingemachte: Kriegsvorbereitungen und Fragen der strategischen und operativen Kriegführung.1283

Wenn das Anliegen der Stabschefs angesichts der kontroversen Diskussionen in London in der zweiten Julihälfte etwas Zögerliches hatte, dann änderte sich das innerhalb weniger Tage. Noch bevor die Militärs vor Ort überhaupt ihre Sondierungsgespräche aufnehmen konnten, wies Bevin Botschafter Franks an, unverzüglich das Gespräch mit Marshall zu suchen. Soeben war die zweite Verhandlungsrunde mit Molotov in Moskau ergebnislos zu Ende gegangen. Alles deutete auf ein Scheitern der Gespräche hin. Daher sollte Marshall grünes Licht für ein Treffen der US-Stabschefs mit den britischen Kollegen geben. Was dann folgte, kam einer sonderbaren Mischung aus Bittgang und Offenbarungseid gleich. Nur strategisch hatte Bevin noch nicht abgedankt. Franks, so lautete der Auftrag, sollte die Karten auf den Tisch legen und damit jenes Blatt, das bereits in London die Militärs um Montgomery auf den Plan gerufen hatte; ein Blatt ohne Trümpfe und Joker. Marshall und sein engster Mitarbeiterstab sollten wissen, wie es tatsächlich um die Schwesternation diesseits des Atlantiks und ihr einst so stolzes Weltreich bestellt war. Was bislang nur hinter verschlossenen Türen in Whitehall diskutiert worden war, sollte nun der Entscheidungsfindung in Washington dienen. London, so die Essenz, war schlicht und einfach nicht in der Lage, militärisch zu liefern, „sollte es in naher Zukunft zu einem Krieg“1284 mit der Sowjetunion kommen. Ohne Hilfe der amerikanischen Regierung war an Aufrüstung und Wiederbewaffnung nicht zu denken, stand die Kriegführungsfähigkeit per se auf dem Spiel, drohte der wirtschaftliche Aufschwung an der Heimatfront zu ersticken und waren die globalen Verpflichtungen nicht länger einzuhalten.

Mit seinem diplomatischen Vorstoß verfolgte Bevin drei Absichten. Zum einen wollte er der US-Regierung ihre herausragende Verantwortung vor Augen führen. Darüber hinaus wollte er sich Klarheit über die politische und militärische Interessenlage in Washington verschaffen. Die Depeschen, die ihn aus der amerikanischen Hauptstadt erreichten, blieben seltsam inhaltsleer. Franks hatte seinen Posten erst wenige Monate zuvor angetreten. Anders als Douglas in London hatte er nur selten direkten Zugang zur Spitze des Außenministeriums. Das sollte sich erst ändern, als Acheson im Januar 1949 den Stab von Marshall übernahm. Bis auf weiteres erfuhr Franks kaum etwas über die regierungsinternen Beratungen, was er an die Zentrale in London hätte berichten können. Selbst Bevin erschlossen sich die langfristigen Interessen der Regierung Truman, sofern es sie denn gab, trotz des regelmäßigen Austauschs mit Botschafter Douglas nur in Ansätzen. Zu sehr glichen die Unterredungen einer kommunikativen Einbahnstraße, auf der Bevin Douglas seine krisenspezifischen Vorstellungen zur geflissentlichen Weitergabe in den Notizblock diktierte. Douglas seinerseits musste nicht selten einräumen, nur unzureichend über den Stand der Washingtoner Beratungen informiert zu sein. Das ging so lange gut, solange die westliche Krisenpolitik den am späten Abend des 24. Juni in 10 Downing Street skizzierten Ideen des britischen Außenministers folgte. In dem Moment aber, in dem ein Ende der Krise in immer weitere Ferne rückte, die Abhängigkeit von den USA mangels eigener Ressourcen zunahm und Washington seine Karten vis-à-vis London nicht offenlegte, wuchs Bevins Sorge, die Kontrolle über die westliche Krisenpolitik verlieren zu können. Bereits Ende Juli, als er sich Marshalls Druck hatte beugen und dem diplomatischen Vorstoß in Moskau hatte zustimmen müssen, um einen amerikanischen Alleingang zu verhindern, hatte ihn der Gedanke nicht losgelassen, die USA könnten womöglich die Geduld verlieren und die Moskauer Gespräche gezielt als Sprungbrett für eine spätere militärische Eskalation nutzen. Halb im Ernst, halb im Scherz hatte er damals gegenüber Marshalls Krisenkoordinator Bohlen erklärt: „I know all of you Americans want a war, but I’m not going to let you ’ave it.“1285 Deshalb drängte er jetzt, und das war sein drittes Anliegen, auf einen bilateralen Gedankenaustausch über das weitere Vorgehen – auf militärischer ebenso wie auf politischer Ebene.

Tatsächlich hatte es, abgesehen von Clays früheren Überlegungen, die Blockade gewaltsam zu durchbrechen, und abgesehen von einer ganz und gar missverständlichen Zusammenfassung der Sitzung des Nationalen Sicherheitsrats vom 22. Juli durch die eigenen militärischen Vertreter vor Ort,1286 keine Anzeichen dafür gegeben, dass die Truman-Administration nur einen Vorwand suchte, um militärisch loszuschlagen. Im Gegenteil: Ob Anfang April, Ende Juni oder Ende Juli, jedes Mal hatten sich die maßgeblichen Akteure in Washington implizit oder explizit gegen eine vorzeitige militärische Eskalation ausgesprochen.

Richtig war allerdings auch: Die militärische Option war damit nicht vom Tisch. Im Anschluss an die Entscheidungen vom 22. Juli hatte Verteidigungsminister Forrestal seinen Kabinettskollegen im State Department gebeten, Kontakt mit den Regierungen in London und Paris aufzunehmen, um auf Empfehlung der eigenen Stabschefs trilateral den Einsatz bewaffneter Konvois zur Versorgung Berlins zu koordinieren; nicht etwa weil er sich gegen den Ausbau der Luftbrücke gewehrt und die militärische Option bevorzugt hätte, sondern weil er für den Fall der Fälle vorbereitet sein wollte.1287 Angesichts der instabilen politischen Lage in Frankreich wollte Marshall die Pariser Regierung erst gar nicht einbeziehen. Nicht zu Unrecht befürchtete man in Washington, Frankreich könnte sonst den westlichen Konsens in Berlin und Deutschland aufkündigen und damit Moskau in die Karten spielen. Deshalb sollten die Pläne auf der rein militärischen Ebene mit den Briten auf den Weg gebracht werden.

Während Clay bereits am 9. August aufgefordert wurde, „dringend Pläne für die Route eines bewaffneten Konvois nach Berlin vorzubereiten“,1288 ohne Robertson und Kœnig einzubeziehen, wurden die Vertreter der britischen Stabschefs in der amerikanischen Hauptstadt erst zehn Tage später kontaktiert. Demnach sollten die Oberbefehlshaber der amerikanischen und britischen Streitkräfte in Deutschland, Clay und Robertson, unverzüglich Pläne für einen bewaffneten Konvoi erarbeiten, ohne ihren französischen Kollegen zu konsultieren, allerdings in der Annahme, dass die Franzosen sich im Ernstfall beteiligen würden.1289

Whitehall wurde von hektischer Betriebsamkeit erfasst. Angesichts der alles in allem widersprüchlichen Signale stellte man sich im britischen Außenamt ebenso wie im Verteidigungsministerium die Frage, welche Ziele die Administration in Washington wirklich verfolgte. Warum kam ausgerechnet der Vorschlag eines bewaffneten Konvois wieder auf den Tisch? Schließlich hatte das britische Kabinett nie einen Zweifel daran gelassen, dass es das Instrument für ungeeignet hielt. Gewiss, auch die US-Stabschefs ließen in einer nachgeschobenen Erklärung wissen, ihre Einstellung habe sich grundsätzlich nicht geändert. Weder hielten sie eine solche Operation für wünschenswert noch für militärisch durchführbar. Dann aber folgte der entscheidende Satz, der reichlich Interpretationsspielraum bot: Die Rahmenbedingungen könnten sich mit der Zeit ändern.1290 Was damit tatsächlich gemeint war, blieb indes offen; und niemand hakte nach.

Die Verunsicherung in London war auch deshalb so groß, weil Bevin nach wie vor keine Antwort auf seinen Vorschlag erhalten hatte, die Luftbrücke noch einmal massiv aufzustocken. Stattdessen lag ihm eine Absage für ein baldiges Treffen der militärischen Spitzen beider Länder vor; und das mit einer Begründung, die im besten Falle bemüht wirkte, bei genauer Betrachtung aber einem diplomatischen Affront gleichkam. Auf Marshalls ausdrücklichen Wunsch sollten die Franzosen von Beratungen über einen bewaffneten Konvoi ferngehalten werden. Als Bevin aber, Marshalls Logik folgend, seinen Amtskollegen um bilaterale Gespräche der Stabschefs ersuchte, lautete die ablehnende Antwort, damit rufe man unweigerlich die französische Regierung auf den Plan. „Unter den gegebenen Umständen wäre es besonders schwierig, mit solchen Beschwerden […] umzugehen.“1291 Die Chuzpe, mit der Bevins Gesuch zurückgewiesen wurde, war so bemerkenswert wie eindeutig.

Dass die Regierung in Washington prinzipiell entschlossen schien, Berlin notfalls unter Anwendung militärischer Gewalt zu halten, deckte sich durchaus mit den Vorstellungen des britischen Außenministers. Sonst hätte er weder im vertrauten Kreis noch gegenüber den amerikanischen Partnern davon gesprochen, seinerseits bis zum bitteren Ende durchhalten und, sofern geboten, auch außergewöhnliche Maßnahmen in Betracht ziehen zu wollen. Für Irritation sorgten aber sowohl das von amerikanischer Seite ins Spiel gebrachte Instrument, ein militärischer Konvoi, als auch die mangelnde Transparenz der politischen Entscheidungsfindung gegenüber London. Plötzlich, so hatte es den Anschein, musste Bevin nicht mehr in erster Linie darauf bedacht sein, Washington an Bord zu halten. Vielmehr gewann er den Eindruck, mäßigend auf die Administration einwirken zu müssen.

Nach kurzer Beratung bekräftigten die britischen Stabschefs ihre Haltung. Jeder Versuch, die Blockade gewaltsam zu durchbrechen, erschien ihnen „militärisch unvertretbar und politisch unerwünscht.“1292 Deshalb ließen sie keinen Zweifel daran, sich weder jetzt noch zu einem späteren Zeitpunkt an der Ausarbeitung entsprechender Pläne zu beteiligen. Falls sie aber geglaubt hatten, damit die riskanten Gedankenspiele zu den Akten gelegt zu haben, dann hatten sie sich getäuscht. Unter strengster Geheimhaltung hielt Clay sich an seinen Auftrag vom 9. August. Einen Monat später legte er seinen Entwurf unter dem bezeichnenden Titel „Plan: Task Force Truculent“ vor.1293 Allein mit der Namensgebung erinnerte er seine politischen und militärischen Vorgesetzten in Washington noch einmal daran, wie die Regierung aus seiner Sicht mit den Russen verfahren sollte.

An der Themse gab es keine konkreten Vorstellungen, wie man einem politischen Kontrollverlust über die Westsektoren militärisch begegnen konnte. Stattdessen widmete man sich auf Drängen des Verteidigungsministers und der Stabschefs einmal mehr der Frage, welche Maßnahmen umgehend getroffen werden mussten, um auf einen militärischen Notfall vorbereitet zu sein.1294 Schließlich hatten Attlee und Bevin, ohne den Forderungen der Militärs an sich nachgegeben zu haben, in einer bislang folgenlos gebliebenen Erklärung zu Protokoll gegeben, die Streitkräfte müssten in „die bestmögliche Lage für einen Krieg in naher Zukunft“ versetzt werden; wenn auch unter der damit potentiell gleich dreifach konfligierenden Bedingung, weder die Sowjetunion provozieren noch die eigene Bevölkerung beunruhigen noch den wirtschaftlichen Wiederaufbau gefährden zu dürfen. Ungeachtet dessen konnten Alexander, Montgomery, Tedder und Cunningham Premier- und Außenminister in die Pflicht nehmen, denn beide hatten ihnen aufgetragen, ihre Planungen in der Annahme voranzutreiben, „dass es aufgrund der Situation in Berlin zum Krieg kommen könnte.“1295

Als die Stabschefs dem Verteidigungsausschuss des Kabinetts am 13. August ihre Pläne vorlegten, gab Bevin nicht nur den weitsichtigen Strategen, der seinen diplomatischen Kurs militärisch abzustützen gedachte. Mit einer gehörigen Portion Drama präsentierte er sich auch als kalter Krieger und Anwalt der Militärs. Der „entscheidende Machtkampf“ mit Moskau werde sich über „die nächsten sechs bis neun Monate hinziehen“. Wolle die Welt „nicht für viele Jahre mit der Angst eines Krieges“ leben, dann „dürften die Streitkräfte nicht in ihrem derzeit unvorbereiteten Zustand verharren“. Sollten die zu treffenden Maßnahmen an die Öffentlichkeit dringen, dann lasse ihn das kalt. Angesichts der „möglichen Auswirkungen auf die Gespräche in Moskau“ sei es allerdings „nicht ratsam“, in den kommenden Tagen selbst an die Öffentlichkeit zu gehen.1296

Im Kontext des zuvor Gesagten erschien diese Bemerkung als taktische Petitesse. In der Sache schien Bevin nämlich die Seite gewechselt und den Militärs den Rücken gestärkt zu haben. Von den Bedenken gegen ein überhastetes Handeln, die er mit Attlee im Juli über Wochen ebenso nuanciert wie dezidiert vorgetragen hatte, war scheinbar nichts geblieben. Wer jedoch genau hinschaute, der musste feststellen, dass Bevin sich eine Hintertür offengehalten hatte. An keiner Stelle war er konkret auf die Vorlage der Stabschefs eingegangen. Als Morrison dann dafür plädierte, angesichts des Dilemmas zwischen volkswirtschaftlicher Vernunft und verteidigungspolitischen Verpflichtungen nur Maßnahmen zu berücksichtigen, die das Land nicht zugleich in den wirtschaftlichen Ruin treiben würden, und sich ansonsten auf die Hilfe der amerikanischen Regierung zu verlassen; und als Schatzkanzler Cripps gleich im Anschluss den engen finanziellen Handlungsspielraum hervorhob, war von einem radikalen Kurswechsel keine Rede mehr. Daran änderte auch die Intervention von Kriegsminister Shinwell nichts, der den auf Zeit spielenden Kollegen vorwarf, die Diskrepanz zwischen Auftrag und Mitteln sehenden Auges zu ignorieren, damit ihrer staatspolitischen Verantwortung nicht gerecht zu werden und die Streitkräfte vor die Wand zu fahren.1297

Der Ausschuss vertagte eine Entscheidung – am 13. August ebenso wie zehn Tage später in seiner nächsten Sitzung. Derweil hatte der Verteidigungsminister sich die Vorschläge der Stabschefs zu eigen gemacht; und die hatten es in sich. Zum frühestmöglichen Zeitpunkt sollte ein genereller Entlassungsstopp in Kraft treten. Zehntausende gut ausgebildeter Soldaten sollten den drei Teilstreitkräften unter keinen Umständen verloren gehen. Doch das war nur als Auftakt konzipiert. Darüber hinaus sollten Zehntausende kriegserfahrener Reservisten einberufen und rund 60 000 Veteranen für den Dienst in lokalen Flugabwehreinheiten vorgemerkt werden.1298 Im Grunde hatte sich also nichts seit den Julitagen geändert. Allein die Forderungen der Militärs waren präziser geworden.

Mittlerweile hatte sich auch Morrison in die Sommerferien verabschiedet.1299 Bevin übernahm den Ausschussvorsitz. Er war bemüht, zwischen den widerstreitenden Interessen zu vermitteln. Ohne sich auf irgendwelche Details festzulegen, plädierte er erneut für eine Stärkung der Streitkräfte, um dann den wirtschaftlichen Argumenten Rechnung zu tragen, wenn er davon sprach, dass schon „moderate Maßnahmen das Blatt zu unseren Gunsten wenden“ könnten. Gleichsam zur Beruhigung der allseits blank liegenden Nerven verwies er auf eine vermeintlich enge Abstimmung mit der US-Regierung in militärischen Fragen.1300 Dabei hatte Marshall seine Bitte um Konsultationen der Stabschefs soeben zurückgewiesen. Auch bei den Washingtoner Beratungen über ein atlantisches Verteidigungsbündnis war bislang kein Durchbruch erzielt worden. Verbindliche Vertragsverhandlungen sollten weitere drei Monate auf sich warten lassen.1301

Wie am 30. Juli 1948 kam es einmal mehr auf den Premierminister an. Attlee war gerade erst aus den Ferien nach London zurückgekehrt. Einen Tag später musste er sich mit einem Zwölffingerdarmgeschwür in stationäre Behandlung begeben. Drei Wochen führte er die Regierungsgeschäfte vom Krankenbett. Drei Monate konnte er sein Amt nur eingeschränkt ausüben.1302 Die zurückliegenden acht Jahre in Regierungsverantwortung hatten nicht nur bei ihm Spuren hinterlassen. Auch Bevin, Cripps und Morrison waren gesundheitlich angeschlagen. Die Krise aber verlangte nach Entscheidungen. In einer Kabinettsvorlage ging Attlee auf die Vorschläge der Stabschefs ein und skizzierte das weitere Vorgehen. Drei Themen rückten in den Vordergrund: ein genereller Entlassungsstopp für die kommenden sechs Monate, die Anschaffung von 400 bis 500 Kampf- und Jagdflugzeugen über die nächsten zwei Jahre sowie der Ausbau von bis zu vier weiteren Stützpunkten zur Stationierung schwerer amerikanischer Bomber.1303

Mit der vom Kabinett zwei Tage später gebilligten Empfehlung, den personellen Aderlass der Streitkräfte ab dem 1. Oktober 1948 zu stoppen,1304 verabschiedeten Attlee und Bevin sich von ihrer rigiden Haltung, ohne allerdings den von Alexander und den Stabschefs befürworteten radikalen Kurswechsel zu vollziehen. Die Ausgangslage, so die der Entscheidung zugrunde liegende Logik, hatte sich in den letzten Wochen verändert. Ein Krieg mit Stalins Sowjetunion konnte, ohne unmittelbar bevorzustehen, nicht mehr grundsätzlich ausgeschlossen werden. Vor diesem Hintergrund wäre es fahrlässig gewesen, an der eigentlich eingeplanten Friedensdividende festzuhalten und bis Ende März 1949 mehr als 200 000 Soldaten in das zivile Leben zu entlassen. Mit der neuen Einschätzung änderten sich auch die Argumente. Hatten Attlee und Bevin noch im Juli einen pauschalen Entlassungsstopp mit der „Ausrufung des staatlichen Notstands“1305 verglichen, so sollte das plötzlich nur noch für die weiter reichenden Pläne der Militärs gelten, die sie unverändert ablehnten. In der aktuellen Situation wurde die Einberufung kriegserfahrener Reservisten nicht nur „als ein Schritt hin zur Mobilmachung“1306 interpretiert, an der niemandem gelegen sein konnte. Auch der sich daraus vermutlich ergebende Schaden für die britische Volkswirtschaft, den Schatzkanzler Cripps mit einem Produktionsrückgang im Gesamtwert von bis zu £200 Millionen veranschlagte,1307 galt angesichts der ohnehin angespannten Wirtschaftslage als nicht vertretbar.

Während der Beschluss zur Verlängerung der Dienstzeit also eine Anpassung an veränderte Wahrnehmungen reflektierte, reihten sich die anderen Entscheidungen nahtlos in die bisherige Krisenpolitik ein. In der Auseinandersetzung mit Moskau setzte London unverändert auf Luftüberlegenheit und das strategische Potential der Vereinigten Staaten, um die konventionelle Unterlegenheit zu kompensieren. Die auf rund £20.6 Millionen bezifferten Kosten1308 wurden als Wechsel auf eine sicherere Zukunft verstanden. Die USA sollten langfristig an das westliche Europa gebunden, die britischen Inseln zum vorgelagerten Stützpunkt der (atomaren) US-Bomberflotte ausgebaut werden. Nur so ließ sich die Fähigkeit zur Abschreckung vis-à-vis Moskau überhaupt denken, auch wenn sich die eigene Verwundbarkeit dadurch auf paradoxe Weise prinzipiell erhöhte. Zwischen Horse Guards Avenue und King Charles Street mochte manch einer immer noch davon überzeugt sein, die amerikanischen Ressourcen für die eigenen Ziele instrumentalisieren zu können. Die Politik jener Tage legte jedoch eine andere Schlussfolgerung nahe: Während die Abhängigkeit von Washington zunahm, nahm die Möglichkeit der Mitsprache tendenziell ab. Die Vorboten einer hegemonialen Ordnung inmitten des übergeordneten bipolaren Systems machten sich bemerkbar.

All das spielte sich unter strengster Geheimhaltung hinter den Londoner Kulissen ab, während die westlichen Diplomaten dreitausend Kilometer weiter östlich unverändert bemüht waren, einen Durchbruch in ihren Gesprächen zu erzielen. Doch auch Wochen später schienen die Moskauer Nächte kein Ende nehmen zu wollen.


5. Moskauer Nächte

Es war der Abend des 12. August, als Smith, Roberts und Chataigneau erneut mit Molotov zusammentrafen. Die Sitzungen wurden länger. Inhaltlich aber traten die Konfliktparteien auf der Stelle. Dazu passte die unterkühlte Atmosphäre. Erneut wies Smith den sowjetischen Entwurf vom 9. August zurück, ohne seinerseits einen neuen Vorschlag zu unterbreiten. Offenbar wollten die Unterhändler demonstrieren, dass ihr „Wille stärker [war] als der des Herrn Molotov.“1309 Ihr taktisches Kalkül ging auf die Erfahrung des Vorkriegssommers 1939 zurück. Vor diesem Hintergrund formulierte William Strang jenen Verhandlungsgrundsatz, der die Politik der Westmächte in den ersten Nachkriegsjahren ebenso prägen sollte wie während der gesamten Epoche des Kalten Krieges:

If you wish to put a proposal to the Russians, you must make sure that it is firmly based on a well-conceived policy; […] that you are well prepared to defend it against unrelenting Soviet criticism; that you have the patience to repeat it again and again in the same words, and the staying-power to go on defending it until you can tire your adversary out, for only by so doing will you convince him that you really mean what you say, and that he can take the risk of reporting to his government that he has failed to move you. Conversely, if you wish to move your Russian colleague from one of his positions, you must be prepared to hammer away at him till he gives up. Only after such a test of endurance will a Soviet negotiator make a concession, and only after such a test is it prudent for a Western negotiator to give up a point. 1310

In der Sache mochte man damit ad hoc nicht weiterkommen; auch nicht am Abend des 12. August. Aber immerhin signalisierten die westlichen Vertreter der sowjetischen Seite, auf dem eingeschlagenen Pfad nicht an das von ihr anvisierte Ziel gelangen zu können. Ungeachtet dessen zeigte Molotov sich unbeeindruckt von den westlichen Einwänden. Statt auf die zentralen Fragen, den Viermächtestatus Berlins und die gemeinsame Kontrolle einer einheitlichen Währung für Berlin, einzugehen, verlor er sich über Stunden in Nebensächlichkeiten: im Zeitpunkt der Währungsumstellung und der simultan zu vollziehenden Aufhebung der Verkehrsbeschränkungen; in der im Rahmen der Währungsumstellung in Umlauf zu bringenden Geldmenge sowie in der künftigen Verteilung der Besatzungskosten für Berlin.1311 Natürlich war das Ganze Teil einer Verhandlungstaktik. In dem Moment, in dem er sich auf nachrangige Details konzentrierte, insinuierte er nämlich, dass die entscheidenden Fragen abschließend geregelt waren und keiner weiteren Diskussion bedurften.

Molotov testete also die Standfestigkeit der westlichen Diplomaten. Das blieb auch Smith, Roberts und Chataigneau nicht verborgen. Weil Unterhändler sich aber in der Regel über den Erfolg ihrer Mission definieren und Misserfolg meist mit dem Scheitern von Verhandlungen gleichsetzen, suchten die Diplomaten nach jedem Anzeichen, das sich als Fortschritt in der Sache deuten ließ. Das hieß nicht, dass sie von der vorgegebenen Linie abwichen. Dafür saßen die ihnen von ihren Außenämtern angelegten Daumenschrauben zu fest. Stattdessen meinten sie, allein in der Tatsache, dass Molotov anders als noch am 6. und 9. August nicht explizit behauptet hatte, die Westmächte hätten ihre Rechte in Berlin verwirkt, Signale für ein Zurückweichen des Gegners erkennen zu können.1312 Dabei war Molotov den auf eine Bestätigung der bestehenden Rechtslage bedachten Diplomaten lediglich über Stunden ausgewichen. Warum auch nicht? Schließlich ging es ihm um den eigenen Entwurf. Angesichts dessen mussten „hinlänglich bekannte Standpunkte“1313 nicht aufs Neue dargelegt werden. Sie ergaben sich aus dem vorgelegten Text.

Aus Sicht der westlichen Unterhändler vor Ort schienen sich Beharrungsvermögen und Geduld jedoch langsam auszuzahlen. Deshalb wollten sie die vermeintliche Gunst der Stunde nutzen, den Druck aufrechterhalten und Molotov möglichst bald für ein weiteres Gespräch gewinnen. In London war man zwar skeptischer. An der Verhandlungsstrategie änderte das aber nichts.

Vier Tage und eine Sitzung später musste auch Roberts in den frühen Morgenstunden des 17. August einräumen, dass es „nicht die geringste Hoffnung“1314 auf eine Einigung gab. Nahezu drei Wochen waren verstrichen, seit er in Moskau gelandet war; und alles schien festgefahren wie am ersten Tag. Im Namen der Westmächte hatte Botschafter Smith einen neuen Entwurf vorgelegt; mit kosmetischen Korrekturen: ein Datum hier, um sicherzugehen, dass sämtliche Verkehrsbeschränkungen und nicht nur die mit der Währungsreform Ende Juni eingeführten dauerhaft beseitigt würden; ein Nebensatz dort, um Molotov nicht die Chance zu eröffnen, Textpassagen jetzt oder später zu seinen Gunsten auslegen zu können. Die Kernaussage, die gemeinsame Kontrolle aller Besatzungsmächte über die Ostmark als alleiniges Zahlungsmittel für ganz Berlin und damit zugleich als Symbol der fortwährenden Viermächtekontrolle der Stadt, versteckte sich in einer Parenthese und gewann gerade dadurch eine besondere Bedeutung: Das nebenbei Gesagte war zur Selbstverständlichkeit geworden, die keinen Widerspruch duldete. Reziprozität und Simultaneität bezogen sich nach wie vor auf den engen Kontext der Blockade, während die Währungsumstellung an Bedingungen geknüpft bleiben sollte. Sie konnte, musste aber nicht zeitgleich mit dem Ende der Blockade einhergehen. Smith mochte beteuern, alles unternommen zu haben, um die „eigenen und die sowjetischen Positionen in Einklang zu bringen.“1315 Der westliche Entwurf war indes ein klarer Beweis dafür, dass die jeweiligen Interessen nicht miteinander vereinbar waren.

Molotov hielt dagegen, beharrte auf seinem Vorschlag und brachte dann erneut die von Stalin unterbreitete Formel ins Spiel: Ende der Blockade gegen Einführung der Ostmark als alleinige Währung für ganz Berlin, um „die Stabilität und das Prestige […] der sowjetischen Währung“ zu bewahren.1316 Wie am 2. August blieb unerwähnt, wem die Währungshoheit obliegen sollte. Anders als am 2. August ließen die Diplomaten die sowjetische Seite aber nicht davonkommen. Aus Erfahrung klug geworden, entgegneten sie Molotov in kaum zu überbietender Deutlichkeit, schon „sehr dumm“ sein zu müssen, würden sie das sowjetische Angebot annehmen und „sich infolgedessen in Berlin in noch größere Schwierigkeiten bringen, als wenn die Verkehrsbeschränkungen aufrechterhalten würden, die […] schließlich kein so großes Handicap darstellten.“1317

Die Aussage war in mehrfacher Hinsicht bemerkenswert. Die Vertreter der Westmächte gaben zu verstehen, sich von Molotov nicht über den Tisch ziehen zu lassen, ihm also nicht über den Umweg der Währungsfrage einzuräumen, was die sowjetische Regierung bislang mit den Beschränkungen der Verkehrswege nicht hatte erreichen können: wenn schon nicht die Suspendierung des westdeutschen Programms, dann doch zumindest die wirtschaftliche und als deren Konsequenz die politische Einbindung ganz Berlins in den sowjetischen Herrschaftsbereich.

Ihre Replik kam einer endgültigen Ablehnung des sowjetischen Vorschlags gleich. Doch das war noch nicht alles. In dem Moment, in dem die drei Unterhändler die Blockade der Landwege nach Berlin entgegen ihrer persönlichen Überzeugung als lästige, aber eben auch als beherrschbare Störung herunterspielten, signalisierten sie nämlich, keineswegs auf ein Abkommen angewiesen zu sein. Vielmehr, so die Botschaft, waren die Westmächte willens und imstande, ihre Interessen in Berlin dauerhaft durchzusetzen.

Molotov erkannte, dass er nicht weiterkam. Die Pläne zur Staatsgründung in den westlichen Zonen hatte er erst gar nicht angesprochen. Jetzt schien ihm auch die noch am Abend des 2. August zum Greifen nahe Alternative zu entgleiten: die Kontrolle über Berlin mit Hilfe der DM (Ost). Allerdings sah er keinen Grund, die Segel zu streichen. Warum auch, schien er doch unverändert davon überzeugt zu sein, die Westmächte mit der Blockade im Würgegriff zu haben. Wenn sie sich derart hochmütig gerierten, dann, so das Kalkül, sollten sie doch unter Beweis stellen, ob sie tatsächlich in der Lage waren, ihre Sektoren über den Herbst und Winter aus der Luft zu versorgen. Die sowjetische Regierung hatte es jedenfalls nicht eilig, die Blockade aufzuheben.

Natürlich äußerte Molotov sich nicht ganz so unverblümt. Stattdessen verpackte er seine Reaktion in einen neuen Vorschlag; und der lautete: Fortan sollten sich die Militärgouverneure um die Angelegenheit kümmern, wobei jede Regierung ihrem Oberbefehlshaber den eigenen Entwurf als Verhandlungsgrundlage mit auf den Weg geben sollte.1318 Klarer hätte Molotov sein Desinteresse an einer raschen Beilegung der Krise nicht zum Ausdruck bringen können. Er mochte davor zurückschrecken, die Verantwortung für einen Abbruch der Gespräche zu übernehmen. Den Gesprächen selbst, die er ab sofort nach Belieben in die Länge ziehen konnte, schien er aber jenseits eines rein propagandistischen Zwecks keine Bedeutung mehr beizumessen. So verwunderte es kaum, dass das Stichwort vom „Zermürbungskrieg“1319 einmal mehr die Runde machte. Das Pokerspiel ging weiter. Nach außen zeigten sich die Konfliktparteien zuversichtlich, letztlich über den längeren Atem zu verfügen. Was aber war Fassade, was Realität? Wer würde zuerst nachgeben? Oder aber: Wer würde wann eskalieren?

Die westlichen Vertreter gaben erneut zu verstehen, Molotovs Kalkül durchschaut zu haben. Sie hatten Geduld, für sinnloses politisches Geplänkel aber keine Zeit. Deshalb lehnten sie den Vorschlag ab. Wenn Smith, Roberts und Chataigneau schon mit Molotov in Moskau keinen Konsens erzielen konnten, dann mutete die Vorstellung, Clay, Robertson und Kœnig könnten mit Sokolovskij, der seine Weisungen aus Moskau erhielt, in Berlin den Durchbruch schaffen, geradezu absurd an.

Die Emissäre hatten gesagt, was es zu sagen gab. Dann verabschiedeten sie sich in die Nacht; wie dreimal zuvor ohne Ergebnis; und dieses Mal auch ohne Illusionen. Möglicherweise, so ließen sie Molotov beim Aufbruch wissen, würden sie nach Rücksprache mit ihren Regierungen in Washington, London und Paris noch um „ein letztes Treffen“1320 nachsuchen. Die Betonung lag auf letztes, nicht auf Treffen. Auch das gehörte zur Verhandlungsstrategie, ging es in den Worten Strangs doch darum, dem jeweiligen sowjetischen Gesprächspartner die eigene Botschaft so lange einzuhämmern, bis er aufgibt.

Die in den Morgenstunden des 17. August im Foreign Office eingehenden Berichte aus Moskau stürzten niemanden in Resignation; schon gar nicht den Minister. Einmal mehr gratulierte er Roberts zu seinem Auftritt.1321 Ging es nach Bevin, dann sollte sich der Kreis bald schließen und ein weiteres Gespräch mit Stalin Klarheit schaffen. Dass der Georgier das „letzte Wort“1322 hatte, ja dass er „seine Deutschlandpolitik bis in operative Details hinein eigenhändig betrieb“,1323 war unter den Zeitgenossen und ist unter Zeithistorikern unbestritten. Wenn überhaupt noch Bewegung in die Verhandlungen kommen konnte, dann durch ihn. Stalin mochte ein „Diktator so absolut wie Hitler“ sein. Allerdings, so hatte Roberts im März 1946 nach London telegrafiert, schien er auch „flexibler als Hitler“ und zudem „in der Lage, [seine] Vorhaben anzupassen, wenn er auf Widerstand oder auf unerwartete Schwierigkeiten“1324 traf.





Ungeachtet dessen war die Hoffnung gering, auch wenn niemand ausschließen wollte, dass Stalin sich noch einmal für eine „nette Geste“1325 hergeben würde. Nachgeben würde er aber wohl nur, wenn er davon überzeugt wäre, dass die Westmächte tatsächlich bereit waren, ihre Stellung in Berlin unbedingt zu halten, also auch um den Preis eines Krieges. Setzte er dagegen auf die zweite Variante, also darauf, dass die Westmächte sich mit dem Verlust Berlins abfinden würden – sei es direkt, weil sie dem sowjetischen Vorschlag zustimmten; sei es indirekt, weil sie das Scheitern der Luftbrücke und den damit einhergehenden Vertrauensverlust der Berliner in ihre Versprechungen eingestehen mussten –, dann würde er auch unter Inkaufnahme eines beträchtlichen Risikos an Molotovs Linie festhalten.1326 Aus diesen Überlegungen ergab sich das weitere Vorgehen der Westmächte. Sie mussten am rechtlichen Status Berlins mit aller Konsequenz festhalten, damit die Sowjetunion die Kontrolle über die Stadt nicht am Ende durch die Hintertür an sich reißen konnte. Nur wenn Stalin die bestehende Rechtslage ausdrücklich bestätigen würde, durfte es zu einer Vereinbarung kommen. Weigerte er sich, dann war Bevin nicht nur bereit, sondern sogar entschlossen, die Moskauer Verhandlungen scheitern zu lassen1327 und, um seinerseits einer militärischen Eskalation aus dem Weg zu gehen, mit Hilfe der Amerikaner alles daran zu setzen, die Westsektoren so lange aus der Luft zu versorgen, bis Stalin nachgeben würde. Denn eines hatten die zurückliegenden Wochen immerhin bestätigt: dass die sowjetische Regierung davor zurückschreckte, mutwillig einen Krieg vom Zaun zu brechen.

Eine ganze Woche sollte vergehen, bis Bewegung in die Sache kam. Die Abstimmung unter den Westmächten gestaltete sich mühsam. Als es am 20. August immer noch keine gemeinsame Position gab, riss Bevin der Geduldsfaden. Bislang hatten die westlichen Medien lediglich berichtet, dass mehrere Treffen zwischen den Konfliktparteien stattgefunden hatten. Inhaltlich tappten sie jedoch im Dunkeln. Je länger aber die Intervalle zwischen den einzelnen Sitzungen wurden, umso größer war die Wahrscheinlichkeit, dass Unkenntnis in Verunsicherung und Verunsicherung in Misstrauen umschlagen würde, nicht zuletzt, und das war die größte Gefahr, unter den Deutschen in Berlin und in den westlichen Zonen. Dabei kam es gerade darauf an, der eigenen Klientel Zuversicht einzuimpfen. Deshalb forderte Bevin Roberts dazu auf, „ohne weitere Verzögerung und möglichst noch heute ein Treffen mit Stalin zu arrangieren.“1328 Er drängte auf eine Entscheidung; allerdings nicht ohne seinen Vertreter vor Ort erneut zu warnen, dass „ein schlechtes Abkommen nach all den Anstrengungen für uns katastrophal wäre.“1329 Die erste Sitzung im Kreml vom 2. August hatte bei Bevin Spuren hinterlassen.

Am Abend des 23. August war es so weit. Stalin und Molotov empfingen Smith, Roberts und Chataigneau. Die Bedeutung des Datums war allen bewusst. Neun Jahre zuvor war in Moskau Weltgeschichte geschrieben worden. Statt auf das „diplomatische Wunder“1330 anzustoßen, hatten Mitglieder der deutschen Delegation schon am Vorabend der Unterzeichnung des deutsch-sowjetischen Nichtangriffsvertrages in Königsberg „Abschied vom Frieden“1331 genommen. Zehn Tage später hatte Hitler den Zweiten Weltkrieg entfesselt und damit vertragsgemäß Stalin den Weg Richtung Westen geebnet. Dieses Mal sollte alles anders sein. In der konkreten Konstellation war keine der Konfliktparteien darauf bedacht, das sich einpendelnde Gleichgewicht in Europa unter Rückgriff auf einen Waffengang zu beseitigen. Vielmehr setzten Ost und West auf die Konsolidierung des eigenen Machtbereichs; nur verstanden sie darunter jeweils etwas ganz anderes.

Die Diplomaten waren auf alles vorbereitet. Mit fünf Dokumenten gingen sie in die Gespräche. Einleitend wollten sie die zurückliegenden Wochen Revue passieren lassen und den zentralen Streitpunkt in den Mittelpunkt rücken: die gemeinsame Kontrolle über die Ostmark in Berlin als Ausdruck des Viermächtestatus der Stadt. Der Entwurf eines Kommuniqués ebenso wie eine an die Militärgouverneure gerichtete Weisung zur Umsetzung der in Moskau erzielten Vereinbarung umschrieben dann die Eckpfeiler eines Abkommens zur Beilegung der Krise: Die Verkehrsbeschränkungen von und nach Berlin sollten umgehend aufgehoben, der freie Zugang nach Berlin dauerhaft wiederhergestellt werden. Zeitgleich sollte die Westmark B ihre Gültigkeit als Zahlungsmittel verlieren und die Ostmark als alleinige Währung unter permanenter Viermächtekontrolle in Berlin eingeführt werden. Die Londoner Beschlüsse sollten keine Erwähnung finden. Bestand die sowjetische Seite aber auf einer erneuten Diskussion, womöglich sogar auf einer Suspendierung der westdeutschen Pläne, dann lautete die unveränderte Vorgabe: weder Aufschub noch Aufgabe der Staatsgründung im Westen Deutschlands. Im Rahmen eines Außenministerratstreffens würden die Westmächte sich jedoch „ernsthaft darum bemühen, herauszufinden, ob es eine reale Chance auf eine Einigung unter den vier Mächten“1332 gab.

Die gewundene Diktion ließ unschwer die Stoßrichtung erkennen. Niemand rechnete ernsthaft damit, die deutsche Frage in absehbarer Zeit einer Lösung zuführen zu können. Wenn der Teilstaat im Westen Nukleus eines gesamtdeutschen Staates in der Mitte Europas sein sollte, dann musste Stalins Sowjetunion nämlich das Feld räumen und sich dem westlichen Diktat beugen. Realistisch war das nicht. Der in Aussicht gestellten Deutschlandkonferenz kam insofern nur eine Funktion zu: Unter Beibehaltung des Status quo sollte sie Stalin einen gesichtswahrenden Weg aus der Sackgasse ebnen, in die er sich mit der Blockade Berlins begeben hatte. Allerdings setzte das voraus, dass die sowjetische Führung sich tatsächlich in einer Sackgasse wähnte und einen Ausweg suchte. Bislang hatte Molotovs Verhandlungsführung kein Anzeichen dafür geliefert.

An der Substanz der westlichen Position hatte sich ungeachtet eines überarbeiteten Entwurfs also nichts geändert. Nach wie vor ging es darum, die Berlinkrise von der deutschen Frage zu trennen, den Handlungsspielraum in den westlichen Zonen zu wahren und zu einem späteren Zeitpunkt aus einer Position der von allen vier Mächten anerkannten Überlegenheit der Westmächte das Deutschland- und damit zugleich das Berlinproblem zu lösen. Bei alledem wurde dem Verhandlungstisch nur eine nachgeordnete Bedeutung beigemessen.

Dass die Westmächte nunmehr bereit waren, die Einführung der Ostmark als alleinige Währung in Berlin zeitlich an die Aufhebung der Blockade zu koppeln; dass sie also willens schienen, einen Preis für das Ende der Verkehrsbeschränkungen zu zahlen, stellte aus der Perspektive der handelnden Akteure keine genuine Konzession dar, gerade weil die eigene Zustimmung unverändert an die Viermächtekontrolle der Ostmark gebunden war. Nur wenn diese Bedingung erfüllt wurde, konnte es zu einer Einigung kommen. Ansonsten, so sah es das fünfte Dokument vor, mit dem die drei Diplomaten in die Unterredung im Kreml gingen, würden die Gespräche scheitern; allerdings mit dem klaren Hinweis, den Streitgegenstand fortan womöglich vor den „geeigneten Organen der Vereinten Nationen“ zu behandeln und, unabhängig davon, „solche Maßnahmen zu ergreifen, die erforderlich sein mögen, um unter den gegebenen Umständen die [westliche] Position in Berlin aufrechtzuerhalten.“1333 Ob diese Aussage primär als versteckte Drohung oder schlicht als formaler Hinweis auf das in Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen verankerte Recht zur individuellen und kollektiven Selbstverteidigung gemeint war, spielte keine Rolle. Die Botschaft war klar. Die Westmächte waren entschlossen, ihre Stellung in Berlin zu halten.

Smith, Roberts und Chataigneau betraten den Kreml in der Erwartung, mit ihrer Mission zu scheitern. Fünf Stunden später verließen sie Stalins Amtssitz in der Überzeugung, das Fundament für eine Beilegung der Krise gegossen zu haben, „ohne in einem einzigen Punkt nachgegeben zu haben.“ Dass Stalin und Molotov „darauf bedacht waren, zu einer Einigung zu kommen“,1334 war nicht von der Hand zu weisen. Dass sie sich aber in den wesentlichen Punkten den Forderungen der Westmächte gebeugt hätten, spiegelte mehr den Wunsch der Diplomaten als die Wirklichkeit ihrer Unterredung wider. Insofern ähnelte die Sitzung dem ersten Treffen im Kreml vom 2. August.

Des eng geschnürten Gängelbands ihrer politischen Vorgesetzten überdrüssig; zermürbt von dem Hin und Her diplomatischer Depeschen; beeindruckt von der Begegnung mit Stalin, dessen Wort anders als das seiner Schattenfigur, mit der sie sich in den letzten Wochen hatten herumschlagen müssen, zu zählen schien; und beseelt von der Sehnsucht, ein Scheitern abzuwenden, das sie als persönliches Versagen empfunden hätten, ließen sich die westlichen Emissäre von der Gesprächsführung des gerissenen Generalissimus blenden. Stalins Zusagen im Konjunktiv deuteten sie als Einlenken, dessen Bestreben, die Krise kleinzureden, als Kompromissbereitschaft in der Sache. Doch Stalins Ja war kein Ja. Seine Rhetorik verlor sich im Ungefähren. Sogar sein Nein schien Hintertüren offen zu lassen. Statt unerbittlich nachzuhaken, achteten die Diplomaten nicht einmal bei der schriftlichen Niederlegung der Ergebnisse darauf, dass zumindest das Gesagte Eingang in die an die Militärgouverneure gerichteten Direktive fand und damit einen interpretationsfreien Rahmen für deren Detailverhandlungen schuf.

So verwunderte es kaum, dass General Clay Ende August „stürmische“ Tage heraufziehen sah und „keine Hoffnung“ hatte, auf Basis der Moskauer Vorgaben die Gespräche in Berlin unter Wahrung der westlichen Interessen abschließen zu können.1335 Aus seiner Verachtung für die Verhandlungsführung seines ehemaligen militärischen Konkurrenten machte Clay keinen Hehl. Fortan setzte er alles daran, das Moskauer Ergebnis zu torpedieren; mit dem Ziel, die sowjetische Absicht zu konterkarieren, ganz Berlin in den östlichen Machtbereich zu ziehen. Aber der Reihe nach.

Die Diplomaten hatten sich kaum gesetzt, als Stalin einen neuen Vorschlag unterbreitete. Nach Wochen des Stillstands baute er darauf, die westlichen Vertreter wie am späten Abend des 2. August mit einer unerwarteten Volte zu überraschen. Schon nach wenigen Minuten ging die Taktik auf. Nach Durchsicht des sowjetischen Entwurfs erklärte Botschafter Smith, „dass [der] Entwurf in einer erheblichen Zahl von Punkten dem Entwurf der drei Mächte überaus ähnlich sei.“1336 In Wirklichkeit handelte es sich, wie General Robertson vorausgesagt hatte, nur um ein „temporäres Zugeständnis, das die Katze der Maus macht“,1337 um unter Beibehaltung ihrer Ziele ihre wahren Absichten zu verschleiern. Worum also ging es?

Der von Stalin unterbreitete Entwurf eines gemeinsamen Kommuniqués wich in einem wichtigen Punkt von der bisherigen sowjetischen Verhandlungsposition ab. Die Ostmark der sowjetischen Zone sollte zwar unverändert als einzige Währung für Berlin akzeptiert und die Westmark B gleichzeitig aus dem Umlauf genommen werden. Auch die „Regulierung des Geldumlaufs in Berlin“ sollte nach wie vor „durch die Deutsche Notenbank der sowjetischen Zone“ erfolgen. „Zur Kontrolle der praktischen Umsetzung der finanziellen Maßnahmen im Zusammenhang mit der Einführung einer einheitlichen Währung in Berlin [sollte aber zusätzlich] eine Finanzkommission aus Vertretern der vier Oberkommandierenden gebildet“1338 werden. In diesem Satz glaubte Smith den Kern der von den Westmächten als Conditio sine qua non jedweder Zustimmung geforderten Viermächtekontrolle der künftigen Währung für ganz Berlin erkennen zu können. Bestärkt sah er sich in seiner Auffassung, als Stalin ihm auf Nachfrage bestätigte, „dass die Finanzkommission nach ihrer Bildung während des Währungsumtauschs auch weiterhin tätig sein werde und die Kontrolle der praktischen Umsetzung der finanziellen Maßnahmen ausüben werde.“1339

Noch bevor die Konfliktparteien die von beiden Seiten vorgelegten Entwürfe im Detail diskutierten, schob Stalin eine Aussage nach, die im sowjetischen Entwurf nicht auftauchte und auch in der letzten Unterredung mit Molotov keine Rolle mehr gespielt hatte: „[W]enn“, so führte er aus, „das Kommuniqué in dieser oder in leicht geänderter Form angenommen würde, [dann wäre] es gut […], wenn in ihm in Form einer Verpflichtung davon gesprochen würde, dass die Londoner Beschlüsse hinsichtlich der Bildung einer Regierung in Westdeutschland ausgesetzt würden.“1340 Wie verbindlich der Satz gemeint war, ließ sich ad hoc nicht sagen. Mit seiner Formulierung im Optativ schien Stalin eine Festlegung vermeiden zu wollen. Dem entgegen stand jedoch der verpflichtende Charakter, den er einem Aufschub, wenn nicht sogar einer vollständigen Aufgabe der westlichen Pläne beizumessen schien. Anders als noch in den späten Abendstunden des 2. August war also nicht mehr von dem „dringlichen Wunsch“ Stalins nach einer Suspendierung der Pläne zur Staatsgründung im Westen die Rede. Stattdessen schien die sowjetische Seite die Aufhebung der Blockade wieder an die Aussetzung des westdeutschen Programms zu knüpfen.

Angesichts des bisherigen Verlaufs der Gespräche, der interpretationsbedürftigen Aussage Stalins und der Überzeugung der Westmächte, unbedingt an den eigenen Plänen festhalten zu müssen, war es verständlich, dass Smith mit keinem Wort auf die Londoner Beschlüsse einging. Stattdessen beteuerte er im gespielten Dialog der Schwerhörigen, die „drei Westmächte interessierten sich im Grunde nur für Berlin“,1341 also nicht für den von Moskau besetzten Teil Deutschlands. Kurzfristig mochte das zutreffen. Schließlich ging es London, Washington und Paris primär um ein Ende der Blockade. Langfristig verfolgten die drei aber ein ganz anderes Ziel: eine im Westen fest verankerte, alle Zonen umfassende, föderal organisierte deutsche demokratische Republik. Nur deshalb pochten sie auf den Fortbestand ihrer Rechte in Berlin. Stalins Konter ließ nicht lange auf sich warten. „[W]enn“, so führte er aus,

die deutsche Einheit unter Bestätigung der Beschlüsse früherer Viermächtekonferenzen wiederhergestellt werde, [würde Berlin] die Hauptstadt Deutschlands bleiben. […] [A]lsdann sei kein Einwand gegen den Verbleib der Streitkräfte und der Befugnisse der drei westlichen Besatzungsmächte in Berlin und gegen ihre Teilnahme an der Kontrolle der deutschen Regierung in Berlin neben der Sowjetunion zu erheben. Träte diese nicht ein, dann würde Berlin seine Stellung als Hauptstadt Deutschlands verlieren.1342

Die Ambivalenz des zuvor Gesagten war mit einem Mal verflogen. Es konnte kein Zweifel bestehen: Stalin beharrte auf einem Junktim zwischen dem Fortbestand des Viermächtestatus Berlins und der Suspendierung der Londoner Beschlüsse. Das bedeutete allerdings nicht, dass die sowjetische Regierung die Verkehrsbeschränkungen nur dann aufheben würde, wenn die Westmächte ihren westdeutschen Alleingang abbrechen würden. Aus Moskauer Sicht war ein Ende der Blockade auch dann vorstellbar, wenn ganz Berlin in die ostdeutsche Zone eingebunden werden konnte, der Viermächtestatus der Stadt also erlöschen und die Westmächte die Konsequenzen ihres Handelns in den westdeutschen Zonen in Form einer Vereinbarung über die Berliner Währung unter sowjetischer Kontrolle sanktionieren würden. Vor diesem Hintergrund ist nachvollziehbar, warum Stalin der Fortsetzung der Diskussion der vorliegenden Entwürfe nicht aus dem Weg ging. Nach Smith’ einleitender Bemerkung, wonach die auf dem Tisch liegenden Entwürfe weitgehend übereinstimmten, war nämlich nicht auszuschließen, dass die sowjetische Seite ihr Minimalziel doch noch erreichen konnte, um von dieser Position aus „den Kampf für die Eroberung ganz Deutschlands“1343 zu führen.

Die Unbedingtheit, die mit der Aussage Stalins verbunden war, schien sich Smith nicht zu erschließen. Zwar scheute er weder Zeit noch Mühe, seinen Gesprächspartnern die Vorgeschichte der Besetzung der deutschen Hauptstadt in allen Details darzulegen. Als Stalin sich aber unbeeindruckt zeigte, trat Smith unverrichteter Dinge, also ohne die sowjetische Bestätigung des Viermächtestatus Berlins, den Rückzug an.

Wie zu erwarten, rückte die von beiden Seiten, wenn auch aus unterschiedlichen Gründen, angestrebte Vereinbarung über die Regulierung und Kontrolle einer einheitlichen Währung für Berlin in den Fokus der Beratungen. Stalin bestand darauf, die Regulierung des Geldumlaufs in der sowjetischen Zone und in Berlin einer Institution, der sowjetisch kontrollierten Deutschen Notenbank, zu unterstellen. Aus seiner Sicht war ein solches Konstrukt zwingend geboten. Schließlich sollte, wie er freimütig einräumte, „Berlin im Sinne der Währung mit der sowjetischen Besatzungszone fest verbunden sei[n].“1344 Hätten die Westmächte Zugriff auf die Geldpolitik der Ostmark gehabt, dann hätten sie die Bemühungen der Moskauer Führung, die ostdeutsche Zone westlichem Einfluss zu entziehen, konterkarieren und quasi durch die Hintertür den vor allem von der SED forcierten „Übergang zur Volksdemokratie“1345 osteuropäischer Prägung torpedieren können. Stalin und Molotov fürchteten kaum etwas mehr als den Kontrollverlust über das eigene Handeln. So unterschiedlich die Konstellation auch sein mochte, eine Parallele zur sowjetischen Politik im Kontext der Marshallplankonferenz ein Jahr zuvor drängte sich auf. Wenn Stalin die auf Berlin ausgedehnte Ostmark zum Schutz des eigenen Machtbereichs sowjetischer Kontrolle unterwerfen wollte, dann hieß das im Umkehrschluss, dass er über die Kontrolle der Währung die politische Kontrolle über die gesamte Stadt anstrebte. Der Trick, mit dem die eigene Absicht kaschiert werden sollte, bestand in der Ankündigung, eine Finanzkommission aus Vertretern der vier Oberkommandierenden zu bilden, um die Arbeit der Deutschen Notenbank zu kontrollieren und „einen Missbrauch ihrer Operationen zu vermeiden.“1346 Und doch ließ der Diktator für den, der genau hinhörte, keinen Zweifel daran, „wer die Sache in den Händen“1347 haben sollte: die sowjetisch kontrollierte Deutsche Notenbank.

Nach anfänglichen Bedenken gab Smith sich rasch mit Stalins Aussagen zufrieden. Dabei hatte Stalin offengelassen, in welcher Beziehung die Finanzkommission zur Deutschen Notenbank stehen sollte; ob ihr die Kompetenzen eines Aufsichtsrats mit weitgehenden Kontroll- und Eingriffsrechten eingeräumt werden sollten; ob sie, was für die Westmächte von zentraler Bedeutung gewesen wäre, mit Mehrheitsbeschluss entscheiden oder aber ob jeder der vier Vertreter über ein Vetorecht verfügen sollte. In diesem Fall wäre das Gremium angesichts der bestehenden Interessendivergenzen von Beginn an beschlussunfähig gewesen; und Stalins Notenbank hätte Carte blanche gehabt. Keiner der westlichen Diplomaten hakte nach, witterten sie doch in Stalins Angebot den seit Wochen ersehnten Ausweg aus der Sackgasse. Noch in der Nacht berichtete Smith nach Washington, alles sei „so glatt“ über die Bühne gegangen, dass er „ein wenig beunruhigt war und sich an Stalins Spruch erinnerte, wonach ‚ein liebenswürdiger Bär gefährlicher ist als ein feindlich gesinnter‘“.1348

Unruhig wurden die Diplomaten erst wieder, als Außenminister Molotov auf die von Smith bis dahin bewusst ignorierte Frage Stalins zu den westdeutschen Plänen zurückkam und eine Antwort einforderte. Smith hielt sich an die vereinbarte Sprachregelung: Ein Aufschub der Londoner Beschlüsse kam nicht infrage. Nach längerem Hin und Her erkannte Stalin, dass das westliche Nein ein Nein war. Zu unnachgiebig hatten sich die westlichen Diplomaten in den zurückliegenden Wochen in dieser Frage gezeigt. Aufgeben war für ihn aber keine Option. Stattdessen setzte er darauf, sein Ziel auf einem Umweg zu erreichen. Das Abschlusskommuniqué sollte zumindest auf die westdeutschen Pläne eingehen, mit der Absicht, das Vertrauen der Deutschen im Westen in die Westmächte zu erschüttern. Wenn er schon, so das Kalkül, die Westmächte mit der Blockade Berlins nicht dazu zwingen konnte, den westdeutschen Alleingang abzubrechen und wieder auf einen gesamtdeutschen Kurs nach seinen Vorstellungen einzuschwenken, dann sollten es die Deutschen zwischen Flensburg und Konstanz richten, indem sie sich der Staatsgründung im Westen in letzter Minute verweigerten, weil ihre Angst, von den Westmächten doch noch im Stich gelassen zu werden, am Ende größer war als ihr Vertrauen in deren Zusagen.

Der Keim des Misstrauens, der als vergiftete Saat aufgehen sollte, steckte in der von Stalin für die Öffentlichkeit bestimmten Formulierung, die Konfliktparteien hätten „auch Fragen der Londoner Übereinkunft […], darunter auch die Frage der Bildung einer Regierung für Westdeutschland, […] in einer Atmosphäre des gegenseitigen Verständnisses“1349 besprochen. Mit seiner Volte überforderte der sowjetische Diktator den amerikanischen Botschafter. Walter Bedell Smith, der pensionierte General, sprach die Sprache der Militärs: klar, schnörkellos, unmissverständlich. Die Diktion der Diplomatie war ihm hingegen in all den Jahren auf dem wichtigsten Außenposten des State Department seltsam fremd geblieben. Nichts ahnend gab er seine Zustimmung in der Hoffnung, die Diskussion über die Londoner Beschlüsse rasch zu beenden und den vermeintlichen Erfolg des Abends nicht zu gefährden. Gewiss, substantiell wich Smith keinen Millimeter von der von ihm zuvor dargelegten Haltung ab. In dem Moment, in dem das Schlusskommuniqué aber von gegenseitigem Verständnis bei der zentralen Streitfrage sprach, war der Spekulation, dass die Westmächte sich im Gegenzug für die Aufhebung der Blockade Berlins womöglich doch bereit erklärt hätten, ihre westdeutschen Pläne aufzugeben, Tür und Tor geöffnet, zumal Stalin sich weigerte, öffentlich einzuräumen, dass die westlichen Vertreter sein Anliegen abgelehnt und auf der Umsetzung des westdeutschen Programms beharrt hatten. Beide Seiten mochten die Position des Gegners durchaus verstehen. Verständnis aber brachten sie der Gegenseite gerade nicht entgegen.

Roberts erkannte, welches Spiel gespielt wurde. Bislang hatte er Smith die Gesprächsleitung überlassen. Um „in einer schwierigen Lage […] keinen Anlass zu Missverständnissen [zu] geben“1350, ergriff er nun das Wort und setzte den kurzzeitig aus der Bahn geworfenen Smith wieder aufs Gleis. Wider besseres Wissen argumentierten die westlichen Vertreter fortan, die Viermächtekonfrontation in Berlin nicht mit der deutschen Frage verwechseln zu dürfen, während Stalin auf einem Junktim bestand und damit zu verstehen gab, dass er sich längst noch nicht mit der, und sei es nur temporären, Teilung Deutschlands abgefunden hatte.

Immerhin gab es aus Sicht beider Parteien ein Verhandlungsergebnis, auch wenn, wie sich später herausstellen sollte, beide etwas ganz anderes darunter verstanden. Um keine weitere Zeit zu vergeuden, drängten die westlichen Diplomaten darauf, das Resultat noch in der Nacht in einer Weisung an die Militärgouverneure sowie in einem für die Öffentlichkeit bestimmten Kommuniqué festzuhalten. Stalin zog sich zurück und überließ Molotov das Feld. Weitere drei Stunden wurde um jedes Wort gerungen, bis die Emissäre den Kreml schließlich am 24. August um 2.00 Uhr verließen.

Es war ihnen gelungen, den Entwurf der Direktive sowie des Kommuniqués zur Beilegung der Krise auf Berliner Themen zu verdichten. Die Londoner Beschlüsse wurden mit keinem Wort erwähnt. Allerdings hatte das Ganze seinen Preis. Zuerst mussten ihre eigenen Regierungen das Verhandlungsergebnis gutheißen. Taten sie es nicht, dann gingen die Verhandlungen in eine neue Runde oder aber sie scheiterten mit noch unabsehbaren Konsequenzen für alle Beteiligten. Auch deshalb baten Smith und Roberts ihre Vorgesetzten, ihnen nur „unbedingt erforderliche Änderungen umgehend“1351 mitzuteilen. Aber selbst wenn die Außenminister ihnen grünes Licht gaben, war ein Scheitern der Verhandlungen nicht auszuschließen, und zwar dann, wenn sich die Militärgouverneure bei ihren Beratungen zu den Ausführungsbestimmungen nicht einigen konnten oder aber wenn die eine oder die andere Partei plötzlich gezielt mit neuen Forderungen aufwartete, um die sich vermeintlich abzeichnende Lösung in letzter Minute zu unterbinden.

Der eigentliche Preis war jedoch inhaltlicher Natur. Bis zum Schluss hatte sich Molotov geweigert, den Viermächtestatus Berlins explizit anzuerkennen und den entscheidenden Begriff der Viermächtekontrolle über die künftige Währung Berlins, die Ostmark, in die Vereinbarung aufzunehmen. Wenn er stattdessen durchsetzte, dass „die Deutsche Mark der sowjetischen Zone […] auf der Grundlage, die zwischen den vier Militärgouverneuren vereinbart [wurde], als einzige Währung für Berlin anerkannt“1352 werden sollte, dann hieß das: Die neue Vereinbarung sollte außerhalb des bestehenden rechtlichen Rahmens geschlossen werden. Damit aber hätte Berlin seine Stellung als Hauptstadt Deutschlands verloren.

Den Diplomaten war der Unterschied in der Wortwahl bewusst. Sonst hätten sie in ihren Depeschen an ihre außenpolitischen Zentralen nicht darauf hingewiesen. Die inhaltlichen Konsequenzen erschlossen sich ihnen aber nur unzureichend. Dabei zitierten sie die von Molotov vorgetragene Begründung, wonach dessen Regierung den Begriff der Viermächtekontrolle ablehne, weil damit „eine direkte Anerkennung unseres Falles und ein diplomatischer Sieg für uns verbunden wären.“1353 Hätte der sowjetische Außenminister klarer zum Ausdruck bringen können, dass es ihm um machtpolitische Interessen und nicht etwa um reine Semantik ging? Dennoch ließen sich die Diplomaten auf Formulierungen ein, die schon für sich betrachtet im besten Fall einen breiten Interpretationsspielraum erlaubten, vor dem Hintergrund des Gesagten aber sämtliche Alarmglocken hätten schrillen lassen müssen. An keiner Stelle machten die drei Nägel mit Köpfen, die dem Kreml selbst unter dem Vorwand vermeintlicher Missverständnisse den Ausweg dauerhaft versperrt hätten: nicht bei der Frage des Viermächtestatus Berlins; nicht bei der konkreten Ausgestaltung der Kontrollfunktion der Finanzkommission über die Deutsche Notenbank; nicht bei den künftigen Handelsbeziehungen zwischen Berlin und Westdeutschland; und nicht einmal bei der Frage des Zugangs nach Berlin, obwohl Molotov anders als Stalin erneut zu verstehen gegeben hatte, nur die Verkehrsbeschränkungen aufheben zu wollen, die nach der Währungsreform in den westlichen Zonen verhängt worden waren.

Der Erleichterung folgte wenige Stunden später die Ernüchterung. Im Kokon ihrer eigenen Welt gefangen, die sich, von der Außenwelt ihres Gastlandes weitgehend isoliert, über Wochen auf einem Quadratkilometer zwischen Sofiiskaya, Kreml und Arbat sowie Bergen von Telegrammen abspielte, mussten die Unterhändler vernehmen, dass der vermeintliche Erfolg ihrer diplomatischen Mission in Washington zunächst ganz anders interpretiert wurde.

Ursächlich dafür war die Einschätzung General Clays. Von Beginn an hatte er die Verhandlungen argwöhnisch aus dem fernen Berlin verfolgt und bereits nach dem ersten Treffen der westlichen Vertreter mit Stalin die Frage aufgeworfen, ob Smith, Roberts und Chataigneau ihrer Aufgabe überhaupt gewachsen waren.1354 Jetzt, drei Wochen später, sah er sich in seiner Skepsis bestätigt. Die am Morgen des 24. August eingehenden Berichte nahm er mit Erstaunen und Entsetzen zur Kenntnis. Als er wenige Stunden später in einer Schaltkonferenz mit hochrangigen Repräsentanten des Armee- und des Außenministeriums konferierte, brach die Kritik nur so aus ihm heraus: „Ich bin mir des Wunsches aller, zu einer Vereinbarung zu kommen, bewusst. […] Vielleicht ist ein Abkommen zu wichtig, aber ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, dass wir unsere eigenen grundlegenden Prinzipien in dieser Sache aufgegeben haben.“1355

Clay setzte alles daran, um nicht am Ende in die absurde Lage zu geraten, für den Verlust der Westsektoren verantwortlich gemacht zu werden. Konkret bedeutete das: Entweder wurde der Entwurf der Direktive an die Militärgouverneure zur Umsetzung der Rahmenvereinbarung an den zentralen Stellen überarbeitet, oder aber die Verhandlungen scheiterten bereits in Moskau. Schließlich, so ließ Clay Royall und Draper wissen, „entspricht es nicht sowjetischem Brauch, im Feld mehr zu geben als in Moskau.“1356

Die Rivalität zwischen Diplomaten und Militärs hatte den Entscheidungsprozess in Washington in den zurückliegenden Monaten bisweilen ins Stocken gebracht. Zwar saßen die eigentlichen Tauben vor allem im Pentagon. Im State Department gab es aber nicht wenige, die von der Sorge erfasst wurden, „ein amerikanischer Hitzkopf in Deutschland könnte etwas Unbesonnenes tun.“1357 Gemeint war General Clay. Die Befürchtung hatte unverändert Bestand; und sie sollte bis weit in den Herbst anhalten. Das änderte freilich nichts an der Tatsache, dass Clay mit seiner Kritik an dem Moskauer Ergebnis in Washington offene Türen einrannte. Auch am Potomac verfestigte sich nunmehr der Eindruck, dass Smith mit seiner Aufgabe überfordert war.1358

Noch am selben Tag wandte Marshall sich mit drei Telegrammen an seinen Botschafter in Moskau. Die vorliegenden Entwürfe seien mit den Interessen der Vereinigten Staaten nicht vereinbar. Dann folgten zwei vollständig überarbeitete Entwürfe, die den eigenen Anliegen Rechnung trugen: dem Viermächtestatus Berlins und der gleichberechtigten Teilnahme der Westmächte an der Verwaltung der Stadt.1359

Die Kritik aus Washington traf Smith unvorbereitet. Persönlich gekränkt sah er seine diplomatischen Bemühungen nicht hinreichend gewürdigt. Umgehend nahm er Kontakt mit Roberts auf, um zu retten, was zu retten war. Dabei half ihm, dass Bevin sich dieses Mal moderat gab. Ihm war zwar nicht entgangen, dass beide Textentwürfe auf eine klare Bestätigung der bestehenden Rechtslage verzichteten. Anders als Marshall hielt er eine detaillierte Änderung der Dokumente zum gegebenen Zeitpunkt aber nicht für zielführend,1360 wenn auch aus ganz anderen Gründen als Smith und Roberts. Für die Diplomaten waren die Gründe jedoch von nachrangiger Bedeutung. Was zählte, war das Ziel. Beide witterten ihre Chance, die Entwürfe doch noch durchzubekommen; und zeigten sich entschlossen, über Bande zu arbeiten, und das hieß: über Bevin.

Allerdings hatte Clay seinerseits mittlerweile Douglas und Robertson unterrichtet. Mit dem einen verband ihn seit drei Jahren ein enges Vertrauensverhältnis. Den anderen hielt er zwar für einen Weichling, der wie Kœnig „fast jedes Abkommen begrüßen“1361 würde. Solange Robertson aber wie Douglas seine Einwände an Bevin weiterleiten würde, wähnte er sich auf der sicheren Seite. Denn auf den britischen Außenminister schien Verlass zu sein.

Roberts wiederum wusste frühzeitig, was Clay im Schilde führte. Deshalb bat er seinen Außenminister zugleich im Namen seines amerikanischen Kollegen, „Clay, Douglas und das State Department in Schach zu halten“. Offenbar, so schrieb Roberts nach London, hatten die Experten „ihren Sinn für die Realität verloren und vergessen, was es heißt, mit der sowjetischen Regierung zu verhandeln.“1362 Oder wollten sie womöglich gar kein Abkommen mit Moskau? Roberts’ über Wochen aufgestauter Ärger über die Besserwisser in den westlichen Metropolen brach sich Bahn. Allerdings war er klug genug, seine Kritik auf die US-Regierung und deren Repräsentanten zu beschränken. Schließlich brauchte er die Hilfe seines Außenministers. „Wenn“, so wetterte er gegen Clay, „das tatsächlich seine Einstellung ist, dann haben wir unsere Zeit hier im letzten Monat vergeudet; denn natürlich kann es ohne ein gewisses Geben und Nehmen keine Vereinbarung mit den Russen geben.“1363

Mit dem zweiten Teil seiner Aussage lag Roberts zweifellos richtig. Der erste Teil aber verriet mehr über das Selbstverständnis des Unterhändlers in der konkreten Konfliktkonstellation des Sommers 1948 als über das Wesen von Verhandlungen im Allgemeinen. Roberts ließ nämlich außer Acht, dass Sinn und Zweck von Verhandlungen nicht etwa ein Abkommen ist. Vielmehr sollten die drei Diplomaten sondieren, welche Optionen sich den Westmächten boten, die Krise auf dem Verhandlungsweg beizulegen, ohne die eigenen Interessen über Bord zu werfen. Mit anderen Worten: Es konnte, musste aber nicht zu einer Einigung mit der sowjetischen Regierung kommen. Scheiterten die Gespräche, dann hatten die Unterhändler ihre Zeit keineswegs vergeudet. Im Gegenteil, mit ihren Sondierungen hatten sie dazu beigetragen, ihren Regierungen einen besseren Einblick in die Politik des Gegners zu verschaffen.

Roberts’ sich im Abstrakten verlierender Hinweis, wonach es ohne ein Geben und Nehmen nicht zu einer Verhandlungslösung kommen konnte, ging also am Kern des eigentlichen Problems vorbei. Die entscheidende Frage war nämlich eine ganz andere; und die lautete: Wie viel waren die Westmächte bereit zu geben? Und vor allem: Wie viel war zu viel? Je nach Einschätzung der Lage konnte die Frage ganz unterschiedlich beantwortet werden. Letztlich, so ließ Smith seinen Außenminister wissen, müsse man sich entscheiden, ob ein Ausharren unter den Bedingungen der Blockade einem partiellen Verlust der Kontrolle über das Leben in den westlichen Sektoren bei gleichzeitiger Wiederherstellung des freien Zugangs nach Berlin vorzuziehen sei.1364

Für Smith und Roberts hatte ein rasches Ende der Blockade unverändert Priorität. Mit dem vorliegenden Entwurf mochten sich die Westmächte auf einen riskanten Weg begeben. Das musste sich auch denen, die noch einen Tag zuvor behauptet hatten, in keinem einzigen Punkt nachgegeben zu haben, mittlerweile erschließen. Gleichwohl folgte ihr Plädoyer, den vorliegenden Text anzunehmen, einer ganz anderen, eigenen Logik. Denn beide Diplomaten hielten den Verbleib der Westmächte in Berlin unter langfristigen Gesichtspunkten weder für möglich noch für erstrebenswert.1365 Wenn sich nun eine Einigung abzeichnete, mit der die Blockade schnell beendet und vordergründig der Eindruck erweckt werden konnte, die Westmächte hätten sich dem sowjetischen Druck nicht gebeugt, dann wäre es aus Sicht der Diplomaten geradezu fahrlässig gewesen, nicht zuzugreifen, zumal die im Entwurf vorliegende Vereinbarung den Westmächten zugleich die Chance eröffnete, sich in absehbarer Zeit und aus freien Stücken von der Berliner Last zu befreien und sich fortan voll und ganz dem Aufbau Westdeutschlands und Westeuropas zu widmen.

Vor diesem Hintergrund warnte Roberts davor, „des Guten zu viel zu tun“1366 und weitere Konzessionen von Molotov zu erwarten. Nahezu wortgleich hatte Smith wenige Tage zuvor in Washington dafür geworben, die Angelegenheit in Moskau zum Abschluss zu bringen und den Militärgouverneuren in Berlin die Detailfragen zu übertragen. So unvergleichbar die historische Konstellation der ausgehenden Augusttage 1948 auch mit jener des Sommers 1938 sein mochte, so vergleichbar war das Verhalten der Unterhändler. Fast zwei Dekaden später sollte sich Samuel Hoare, Chamberlains Innenminister der beiden Vorkriegsjahre, als Zeitzeuge an jene Wochen und Monate erinnern, die das Vereinigte Königreich bis dahin nicht losgelassen hatten:

Je mehr sich [die Verhandlungen] in die Länge gezogen hatten und je ernster die Auseinandersetzung geworden war, umso stärker hatte ich um den Erfolg gebangt. Das geht bei fast allen Verhandlungen so. Während des Verlaufs werden die Parteien immer mehr von dem Gedanken besessen, ihr endgültiges Scheitern verhindern zu müssen.1367

Dass plötzlich auch Bevin dafür plädierte, den vorliegenden Entwurf zu akzeptieren und die Militärgouverneure zu beauftragen, die für die Durchführung der Vereinbarung erforderlichen Regelungen zu treffen, sorgte im State Department für Unruhe. Angesichts der kritischen Fragen, die auf dem Spiel standen, sah Außenminister Marshall keinen Grund, irgendetwas über das Knie zu brechen, zumal er inzwischen davon überzeugt war, die eigene Bevölkerung wie „in keiner anderen Frage […] in Friedenszeiten“1368 hinter sich zu haben.

In der Tat drückte Bevin aufs Tempo. Mit einem strategischen Kurswechsel hatte das jedoch nichts zu tun. Sein Drängen war rein taktisch motiviert. Dass er dabei sein eigenes Credo, mit dem er Roberts über Wochen auf Trab gehalten hatte,1369 ignorierte, war das eine. Von größerer Bedeutung war indes, dass er seine Motive gegenüber Marshall und dem State Department nicht offenlegte und damit Missverständnissen über seine wahren Absichten Tür und Tor öffnete.

Die zurückliegenden Wochen hatten bei allen Beteiligten Spuren hinterlassen: Die Anzahl der Telegramme, die zwischen Moskau, London, Washington, Berlin und Paris ausgetauscht worden waren, war „Legion“;1370 die Abstimmung unter den westlichen Regierungen gestaltete sich mühsam; die Nerven lagen blank; und die körperliche Erschöpfung der nicht selten rund um die Uhr mit der Krise befassten Akteure zeigte Wirkung. Während Smith, um seinem Anliegen Gehör zu verschaffen, die Lage überzeichnete und sich dabei jener Metapher bediente, mit der sein Außenminister Ende April 1947 vor der Weltöffentlichkeit den Bruch mit Stalin und den Aufbruch im Westen rechtfertigt hatte, schrieb Bevin an seinen Statthalter in Moskau in sarkastischem Unterton: „I agree with General Bedell-Smith that the patient is dying. I am the patient and am nearly dead with no holidays and answering all the telegrams every night.“1371

So, das war Bevins Überzeugung, durfte es nicht weitergehen. Natürlich konnten die Diplomaten noch Wochen mit Molotov um jedes Wort ringen. Am Ende würden sie aber wohl erneut feststellen müssen, dass sie sich in einer Situation wie beim Ausparken in der Großstadt befanden: Ob sie nun vor- oder zurücksetzten, sie würden entweder Blechschaden anrichten oder nicht vom Fleck kommen. In Bevins Worten klang das so: „We stand a chance of wrecking the agreement if we put up a long series of amendments“, notierte er, um abschließend festzuhalten: „But there comes a point in every negotiation when a decision must be taken.“1372

Dass damit ein gewisses Risiko verbunden war, war dem Außenminister bewusst. Nach Rücksprache mit Premierminister Attlee und Schatzkanzler Cripps war er aber bereit, das Risiko einzugehen. Denn mit der Überweisung des Entwurfs war ja noch nichts entschieden, also auch noch nichts verloren. Sollte die Sache doch „einen Haken haben […] und sollten die Russen in böser Absicht handeln“, würde sich das rasch herausstellen. Schließlich hatte Bevin mit Marshall vorgesorgt. Mehr als eine Woche sollte den Militärgouverneuren nicht zur Verfügung stehen, um die entscheidenden Details vor Ort in Berlin zu klären. Nicht zuletzt deshalb drängte Bevin darauf, einen Schnitt in Moskau zu machen, zumal Roberts ihm nicht zum ersten Mal signalisierte, wie seine Kollegen nicht über das erforderliche Fachwissen zu verfügen, um die Angelegenheit zu einem definitiven Abschluss zu bringen. Je früher die Westmächte wussten, woran sie waren, umso besser. Nur so konnten sie sich aus dem Zustand der Ungewissheit befreien und ihre „Planungen entsprechend ausrichten.“1373 Mit anderen Worten: Die Westmächte durften die Initiative nicht aus der Hand geben, mussten vielmehr den Druck, also auch den zeitlichen Druck, hochhalten und die sowjetische Seite dazu bringen, ihre Karten endgültig auf den Tisch zu legen.

Doch Bevin hatte noch zwei weitere Aspekte im Blick: die öffentliche Meinung und die sich ihm nur unzureichend erschließende Haltung der Regierung Truman. Wenn er dafür plädierte, möglichst bald Klarheit über Moskaus langfristige Absichten zu gewinnen, dann hieß das im Umkehrschluss, dass er sich nicht in der Lage sah, einen Abbruch der Gespräche mit den vorliegenden Texten zu rechtfertigen.1374 Der Interpretationsspielraum sprach nämlich nicht nur gegen eine abschließende Vereinbarung mit der Sowjetunion. Er erschwerte es auch, die eigene Position überzeugend, vor allem aber in deutlicher Abgrenzung zu jener der sowjetischen Regierung öffentlich darzulegen. Gerade das aber würde von ihm erwartet, sollte seine Regierung nach Konsultationen mit Washington und Paris die Verhandlungen mit Moskau abbrechen, und zwar von den Berlinern, deren Lebensbedingungen sich im Winter weiter verschlechtern würden; und von der eigenen Bevölkerung, der sich die Notwendigkeit, allenfalls eine dramatische Zuspitzung der Lage in Berlin in Kauf nehmen zu müssen, aus einem zweiseitigen, vage formulierten diplomatischen Text ad hoc nicht erschließen würde.

Bevins größte Sorge galt jedoch unverändert der amerikanischen Krisenpolitik. Er wusste nicht, welche Ziele die Administration in Washington wirklich verfolgte. Zu vielstimmig war der Chor der beteiligten Akteure, zu widersprüchlich die ihn erreichenden Signale. Zu allem Überfluss schien der erbittert geführte Kampf um das Weiße Haus die Handlungsfreiheit des Präsidenten einzuschränken und die gesamte Administration in seinen Bann zu ziehen. Manches deutete auf eine Politik der Verzögerung hin. Von einer Aufstockung der Luftbrücke, die Bevin zwei Wochen zuvor angemahnt hatte, war jedoch nicht die Rede. So gesehen wäre eine Politik der Verzögerung geradezu kontraproduktiv gewesen. Andererseits gab es Anzeichen dafür, dass General Clay sich in Washington durchgesetzt haben könnte. Warum sonst sollten die Planungen für einen Militärkonvoi just zu dem Zeitpunkt forciert werden, als ein Scheitern der Verhandlungen näher zu rücken schien, während Bevins Bitte um militärische und politische Konsultationen negativ beschieden wurde beziehungsweise unbeantwortet blieb? Nicht einmal auf Douglas, so der Eindruck im Außenamt, war mehr Verlass, schien der Botschafter doch zunehmend die Nähe General Clays zu suchen.

Vor diesem Hintergrund schien eine Fortsetzung der Verhandlungen in Berlin in doppelter Hinsicht sinnvoll. Zum einen ließ sich auf diese Weise innerhalb einer Woche eine definitive Klärung herbeiführen. Zum anderen würde die Klärung zeitlich mit der wenige Wochen später zu ihrer Jahrestagung in Paris zusammentretenden Generalversammlung der Vereinten Nationen zusammenfallen. Sollten die Beratungen bis dahin tatsächlich gescheitert und eine Verhandlungslösung in weite Ferne gerückt sein, dann wollte Bevin das weitere Vorgehen am Rande der Vollversammlung im persönlichen Gespräch mit Marshall und Schuman abstimmen und damit einen amerikanischen Alleingang verhindern.

Noch aber bestand Marshall darauf, die Schlüsselpassagen der Direktive klarer zu formulieren.1375 Innerhalb Wochenfrist kam es deshalb zu zwei weiteren Treffen der Emissäre mit Molotov und dessen Stellvertreter Vyšinkij. Die Atmosphäre war „unangenehm“. Mit gespielter Gleichgültigkeit folgte Molotov den Ausführungen der Diplomaten. Sein fahles Gesicht verschwand im Qualm der in endlosen Zügen verglühenden Zigaretten1376 – und mit ihm die eigentliche Botschaft der beiden Nächte. Gewiss, mündlich bestätigte Molotov Stalins Aussagen vom 23. August: Ja, sämtliche und nicht nur die im Anschluss an die Währungsreform verhängten Verkehrsbeschränkungen würden aufgehoben. Ja, eine Finanzkommission werde künftig die Tätigkeit der Deutschen Notenbank kontrollieren. Als es dann aber darum ging, die einschlägigen Passagen der an die Militärgouverneure schriftlich ergehenden Weisung entsprechend anzupassen, wies Molotov das westliche Ansinnen weit von sich. Ein „neues Dokument“1377 zu diskutieren oder gar in Betracht zu ziehen, kam für ihn nicht infrage.

Molotovs Wortwahl hätte die drei Diplomaten aufhorchen lassen müssen. Denn in dem Moment, in dem er sich weigerte, das Gesagte unmissverständlich in den Entwurf der Direktive aufzunehmen, gab er zu verstehen, dass zwischen den Konfliktparteien eben keine Einigung in der Sache bestand. Doch die Sehnsucht nach einer Lösung fraß den Zweifel an der Tragfähigkeit des Erreichten. Roberts war nach wie vor davon überzeugt, den westlichen Militärgouverneuren „eine faire Chance“1378 für eine Vereinbarung mit ihrem sowjetischen Widerpart eröffnet zu haben. Robertson fieberte den Verhandlungen in Berlin bereits seit Tagen entgegen und gab sich zuversichtlich, die Einwohner der Stadt, also nicht nur der westlichen Sektoren, dauerhaft vor den Sowjets schützen zu können.1379 Bevin wiederum warnte seinen Militärgouverneur vor „einem harten Kampf mit Sokolovskij“. Dennoch war er sich „sicher, dass die Russen die ganze Sache nicht in Berlin scheitern lassen wollen.“1380 Endgültige Entscheidungen müssten aber ohnehin auf Regierungsebene und könnten nicht in Berlin getroffen werden.

Dass die Verhandlungen tatsächlich in eine neue Phase übergingen, lag an einem Meinungswandel in Washington. Charles Bohlen, Marshalls Krisenkoordinator, war noch einmal über die Protokolle der letzten Gespräche mit Stalin, Molotov und Vyšinkij gegangen. Plötzlich sprach er von einem „erheblichen Zugeständnis“ der sowjetischen Seite und ergänzte, dass das „Prinzip der Viermächtekontrolle über den Umlauf und Gebrauch der sowjetischen Mark in Berlin klarer herausgestrichen wurde.“1381 Dass Molotov sich strikt geweigert hatte, die Direktive zu ändern, war Bohlen indes keine Erwähnung wert. Immerhin hütete er sich davor, von einem Durchbruch zu sprechen. Noch konnte alles in Berlin scheitern.

Alles in allem wurde die Lage im State Department positiver eingeschätzt als noch wenige Tage zuvor. Die Vorbereitungen für ein Treffen des Außenministerrats, mit denen Lovett und Bohlen Kennan und den Planungsstab bereits Anfang Juli beauftragt hatten, konnten also vorangetrieben werden.1382 Im Weißen Haus wurde eine kurze Rede vorbereitet, mit der Präsident Truman das Ende der Berlinkrise verkünden sollte.1383 Kam es wirklich zu einem erfolgreichen Abschluss der Verhandlungen, dann durfte Truman sich die Chance nicht entgehen lassen, sich dem Wahlvolk als ebenso hartnäckiger wie besonnener Krisenmanager zu präsentieren. In Umfragen lag er weit hinter seinem Hauptkontrahenten Dewey. Die Meinungsforscher hatten ihn bereits abgeschrieben.1384

Am 30. August lag mit der Direktive der Besatzungsmächte an ihre Repräsentanten in Berlin eine Rahmenvereinbarung vor, die „vorbehaltlich einer Einigung der vier Militärgouverneure über ihre praktische Durchführung“1385 einen einvernehmlichen Weg aus der Krise vorzuzeichnen schien. Manche Maxime, die sie Anfang August noch als essentiell erachtet hatten, hatten die Westmächte, diktiert von machtpolitischen Realitäten, mittlerweile aufgegeben: Aus reinen Sondierungsgesprächen waren ernst zu nehmende Verhandlungen geworden, die sie eigentlich hatten vermeiden wollen, bis der Kreml die Blockade aufgehoben hatte. Dem Eindruck eines ungleichen Tauschhandels hatten sie ursprünglich aus dem Weg gehen wollen und deshalb in einem ersten Schritt nur die Verkehrsbeschränkungen aufheben wollen, die sie ihrerseits als Reaktion auf die sowjetische Blockade eingeführt hatten. Erst danach sollte über die Einführung der Ostmark als alleiniges Zahlungsmittel für ganz Berlin verhandelt werden, auch wenn sie diesen Köder gleich zu Beginn der Gespräche ausgeworfen hatten.

Der vorliegende Entwurf reflektierte stattdessen ein klassisches Tauschgeschäft. Mit dem Ende der Blockade sollte die Westmark B aus dem Verkehr gezogen und die Deutsche Mark der sowjetischen Zone als alleiniges Zahlungsmittel für alle Sektoren eingeführt werden. Solange die bevorstehenden Verhandlungen in Berlin ihre Interpretation der Direktive bestätigten, sahen die entscheidenden politischen Akteure in Washington und London den Kern westlicher Interessen in Berlin und Deutschland nicht gefährdet. So verstanden waren Simultaneität und Reziprozität, wie sie sich in der Rahmenvereinbarung wiederfanden, für sie nichts anderes als eine Geste, die Moskau den gesichtswahrenden Rückzug erlauben sollte.

Doch es gab auch ganz andere Stimmen. Clay und Douglas warnten ihre Vorgesetzten vor dem Ausverkauf westlicher Interessen.1386 Churchill verglich Stalins Pläne nicht zum ersten Mal mit jenen Hitlers.1387 Eden zeigte sich „erstmals wirklich besorgt um die Zukunft“.1388 Und Bevins Staatssekretär Sargent wähnte „England am Ende“. „Der Krieg“, so stimmte er der These seines Gesprächspartners, des Journalisten, Bestsellerautors, ehemaligen Geheimagenten und Diplomaten Sir Robert Bruce Lockhart, zu, „ist schon im Gange. Propaganda und Subversion sind die offensiven Waffen, während die Streitkräfte als strategische Reserve in der Hinterhand verbleiben, um einen wirklichen Krieg zu vermeiden.“1389 Schon bald sollten sich die Skeptiker in ihren Einschätzungen bestätigt sehen. Denn als die sowjetische Seite mit gar nicht zu verkennender Zuversicht, die Krise zu ihren Gunsten entscheiden zu können, ihre Karten in Berlin auf den Tisch legte, ging nichts mehr.

6. Rien ne va plus

Die Lage in Berlin hatte sich in den späten Augusttagen weiter verschärft. Robertsons Prognosen schienen sich zu bewahrheiten. In den Westsektoren war die Industrieproduktion um mehr als 40 Prozent eingebrochen, die Arbeitslosigkeit um mehr als 80 Prozent gestiegen. 4679 Betriebe mit mehr als 37 000 Beschäftigten waren mittlerweile stillgelegt, während mehr als 7100 Betriebe mit knapp 60 000 Beschäftigten zur Kurzarbeit übergegangen waren. Der städtische Haushalt geriet in Schieflage. Einnahmen brachen weg, Ausgaben stiegen abrupt an. Ausgewählte Industrie-, Handels- und Handwerksunternehmen durften Strom nur noch mit Bewilligung der Militärregierung verbrauchen. In der Zeit von 21.00 bis 5.00 Uhr wurde der Gasdruck auf ein Minimum gedrosselt, die Gasbeleuchtung in den Straßen stillgelegt und das Kochstromkontingent für private Haushalte noch einmal um die Hälfte gesenkt. Lastwagen, die bislang den Weg mit falschen Lieferpapieren aus den westlichen Zonen über die sowjetische Zone in den westlichen Teil der Stadt gefunden hatten, wurden an sowjetischen Kontrollpunkten abgefangen; und im östlichen Sektor wurde verstärkt gegen den Schwarzhandel vorgegangen.1390 Die Blockade, so das nicht zu übersehende Signal Moskaus an die Westmächte, ließ sich jederzeit enger schnüren.

Immerhin war es William Tunner, dem stellvertretenden Kommandeur des Militärischen Lufttransports der US Air Force, ansatzweise gelungen, aus „einer echten Cowboyoperation“1391 einen durchgeplanten Einsatz zu machen. Die Grundregel lautete: Je kürzer sich die Transportflugzeuge am Boden aufhielten, desto mehr Fracht konnte nach Tempelhof und Gatow eingeflogen werden. Zudem waren die Maßnahmen zum Bau eines neuen Flugplatzes im französischen Sektor angelaufen. Rund um die Uhr sorgten tausende Berliner dafür, dass das erste Transportflugzeug bereits am 5. November, gerade einmal drei Monate nach Baubeginn, in Tegel landen konnte. Dennoch behielt die Luftbrücke auch in den späten Augusttagen ihren Ad-hoc-Charakter. Nach wie vor wartete die Regierung in Washington das Ergebnis der Verhandlungen ab.

Die Blockade war jedoch nur ein Mittel, um die Autorität der Westmächte zu untergraben. Andere, so das Kalkül, hatten den zusätzlichen Vorteil, die Bevölkerung einzuschüchtern. Bereits seit Ende Juli existierten de facto zwei Polizeiapparate: einer, der sich der sowjetischen Besatzungsmacht verpflichtet fühlte; ein anderer, der den Weisungen des demokratisch gewählten Magistrats Folge leistete. In den Westsektoren kam es zu Übergriffen und willkürlichen Verhaftungen durch die Polizei des Ostsektors und die sowjetische Militärpolizei. Am 26. und 27. August ließ der sowjetische Stadtkommandant dann, wie von Robertson zwei Wochen zuvor prognostiziert, seine ‚Puppen‘, die „deutschen Spießgesellen“1392 der Sozialistischen Einheitspartei, tanzen. An beiden Tagen musste die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, die seit 1946 im Neuen Stadthaus im Ostsektor zusammenkam, vertagt werden. Die Vertreter der demokratischen Parteien fürchteten um ihre Sicherheit, während kommunistische Demonstranten sich mit Hilfe sowjetischer Offiziere und SED-Stadtverordneter Zugang zum Gebäude verschafften und den Plenarsaal besetzten. Manch einer sah im Sturm auf die Stadtverordnetenversammlung bereits den Beginn eines von langer Hand geplanten Putsches à la Prag.1393 Andere wähnten gar „die Barbaren vor der Tür“.1394 Natürlich hingen die laufenden Viermächteverhandlungen mit den Unruhen vor Ort zusammen. An der Themse war man aber bemüht, im Vorfeld der Berliner Beratungen kein Öl ins Feuer zu gießen.

Berlin mochte eine „Stadt ohne Illusionen“ sein.1395 Doch als sich die Nachricht von der Fortsetzung der Moskauer Verhandlungen wie ein Lauffeuer verbreitete, machte sich angesichts der Ereignisse der zurückliegenden Tage unter den Einwohnern kurzzeitig ein Gefühl der Erleichterung breit. Die Konfliktparteien hatten sich zwar nicht auf ein Kommuniqué über den Stand ihrer Beratungen einigen können. Die Eckpunkte der Rahmenvereinbarung waren aber rasch durchgesickert. Die vermeintliche Banalität „technischer Voraussetzungen“, die es noch zu klären galt, wurde von der Sehnsucht nach Normalität weggespült; und die hieß nun einmal: „Keine Trockenkartoffeln mehr. Kein Eipulver, keine Stromsperren.“ Manche „illuminier[t]en“ ihre Wohnung am Abend des 1. September bereits „mit vier Kerzen statt mit einer.“ Schließlich lautete die Parole: „Die Blockade wird aufgehoben.“ Nur einen Tag später saß man schon „wieder bei einer Kerze und warte[te] auf Strom.“1396

Es waren ebenjene Hoffnungen, Erwartungen und Befürchtungen der Einwohner, die die Entscheidungsträger in London umtrieben. Gingen die Berliner in den Westsektoren von Bord, dann war nicht nur die Hauptstadt verloren, sondern womöglich auch die eigene Stellung im Westen des Landes gefährdet. Gerade deshalb wies Bevin seinen Militärgouverneur an, bei der Erörterung technischer Details nie die politischen Fragen aus dem Auge zu verlieren. Nur dann werde es gelingen, die Öffentlichkeit für sich zu gewinnen, sollten die Gespräche am Ende scheitern.1397

Seinerseits war Bevin bemüht, dem Kreml keinen Vorwand für den Abbruch der Verhandlungen zu liefern. Umso mehr beunruhigten ihn Meldungen, die ihn von den Vorgesprächen der westlichen Militärgouverneure erreichten. Clay wehrte sich vehement gegen die Direktive. Arbeitete er etwa darauf hin, die Verhandlungen eigenmächtig vor die Wand zu fahren?1398 Richtig war, dass Clay schon seit Tagen den Verlust von „Stolz und Prestige“1399 beklagte. Richtig war zudem, dass Clay sich, anders als Smith in Moskau, nicht in der Rolle des Bittstellers einzurichten gedachte. Er wollte anklagen und das Ende der Blockade einfordern, ohne den Viermächtestatus Berlins in irgendeiner Weise infrage zu stellen.1400 Richtig war allerdings auch, dass Clays unnachgiebige Haltung letztlich ebenso wenig ursächlich das Scheitern der Verhandlungen herbeiführte wie die Tatsache, dass Bevin in der ersten Septemberwoche und damit für den gesamten Zeitraum der Gespräche der Militärgouverneure nur eingeschränkt handlungsfähig war; wie Attlee, der seine Amtsgeschäfte vom Krankenbett führte, und wie dessen Stellvertreter Morrison, der in den Ferien weilte. Auf Anraten seiner Ärzte hatte Bevin sich Anfang September nach Cornwall zurückgezogen.1401 William Strang hielt ihn auf dem Laufenden und in London die Fäden in der Hand.

Derweil musste General Robertson bereits nach wenigen Tagen konstatieren, dass nur noch „ein Wunder“1402 die Verhandlungen retten konnte. Sein Optimismus der letzten Augusttage war verflogen. Sokolovskij unternahm nicht einmal den Versuch, seine Kollegen auf die Probe zu stellen. Vielmehr tat er das, was zum Markenkern sowjetischer Diplomatie während des Kalten Krieges werden sollte:1403 Verwegen, kühn und alles andere als clever; dreist, schamlos und alles andere als schlau schätzte er die Lage völlig falsch ein, überreizte sein Blatt, sattelte drauf und stellte Forderungen, von denen zuvor nie die Rede gewesen war. Am Ende der Woche stand er mit leeren Händen da und einem Gegner gegenüber, der die eigenen Reihen als Konsequenz der jedes Maß vermissenden Verhandlungsstrategie der sowjetischen Seite fester geschlossen hatte.

Als die Militärgouverneure am Abend des 31. August zusammenkamen, um sich vorab den organisatorischen Fragen zu widmen, warf jenes Ereignis seine Schatten voraus, das die Krisenstrategie der Konfliktparteien bereits seit Monaten beeinflusst hatte: die konstituierende Sitzung des Parlamentarischen Rats und damit die Rückkehr der Deutschen auf die Bühne der Handelnden. Die westlichen Militärgouverneure verzichteten zwar darauf, an dem Festakt teilzunehmen, um die anlaufenden Verhandlungen in Berlin nicht weiter zu belasten. Doch was wirklich zählte, waren weder Paspelierung noch goldene Sterne auf den Schulterklappen der zahlreich erschienenen Militärs, sondern allein die Tatsache, dass die Westmächte an ihrem Fahrplan für Westdeutschland festgehalten hatten; ja mehr noch, dass die zentrale Botschaft der ersten Plenarsitzung, das „Bekenntnis zur Einheit Deutschlands“,1404 nicht nur von den Westmächten just in dem Augenblick mitgetragen wurde, in dem sie die Teilung des Landes vorantrieben, sondern dass die Deutschen im Westen ohne Rücksicht auf sowjetische Empfindlichkeiten für sich reklamierten, „als Vertreter des ganzen deutschen Volkes“1405 zu handeln.

Der doppelte Anspruch auf Wiedervereinigung und Alleinvertretung, der in dem Konzept des westdeutschen Kernstaates seinen Ausdruck fand, war ein politischer Grundsatz, ohne den der verfassungsrechtliche Rahmen, das Grundgesetz, nicht denkbar gewesen wäre. Insofern war es nur konsequent, dass die Delegierten des Parlamentarischen Rats die fünf nicht stimmberechtigten Vertreter Berlins als „symbolische Vertreter aller Deutschen“1406 willkommen hießen und beschlossen, Jakob Kaiser, Paul Löbe, Hans Reif, Ernst Reuter und Otto Suhr „als Gäste mit beratender Stimme“ in ihren Reihen Platz nehmen zu lassen. Diese wiederum reklamierten für sich, nicht nur für die Berliner Bevölkerung in den Westsektoren, sondern für ganz Berlin zu sprechen; ja, sie gingen noch weiter. Denn ihre zentrale Aufgabe sahen sie darin, für diejenigen ihrer Landsleute ihre Stimme zu erheben, „die heute nicht die Freiheit haben, es selber zu tun“1407 – also für die Deutschen in der sowjetischen Zone –, und dabei zugleich auf den Tag hinzuarbeiten, an dem das „Provisorium von Bonn in ein Definitivum des ganzen deutschen Volkes verwandelt“1408 werden sollte.

Inhaltlich deckten sich die Aussagen mit den konzeptionellen Vorstellungen der außenpolitischen Strategen an der Themse. „Deutschland als Ganzes vom Westen her wiederzuvereinigen“,1409 umschrieb unverändert ihr langfristiges Ziel, solange, und das war die damit einhergehende Bedingung, Deutschland fest an den Westen gebunden blieb. Dass es nach der ersten Plenarsitzung dennoch zu Verstimmungen zwischen Vertretern der Londoner Regierung und Delegierten des Parlamentarischen Rats kam, hatte andere Gründe. Schließlich hatten sich die alliierten Verbindungsoffiziere nur einen Tag zuvor gegen eine aktive Teilnahme der Berliner Vertreter ausgesprochen. Einerseits sollte damit dem Status Berlins als Stadt unter fortwährender Viermächteverwaltung und damit zugleich als nichtkonstitutivem Teil des westdeutschen Teilstaates im Werden Rechnung getragen werden. Andererseits befürchteten die britischen Vertreter, eine allzu prononcierte Positionierung der Berliner Delegierten könnte im Vorfeld der Beratungen der Militärgouverneure „ungünstige Wirkungen haben und den Berlinern mehr schaden als nützen.“1410 Ihre Bedenken resultierten somit primär aus Erwägungen reiner Opportunität. Dass sie in der aktuellen Krise und weit darüber hinaus im Ringen um Deutschland auf die Berliner zählten und dass sie ihnen stets von neuem den Eindruck vermitteln mussten, zum Westen zu gehören, war indes unbestritten. Nicht zuletzt deshalb ließen sie deren Repräsentanten öffentlich unwidersprochen agieren.

Den sowjetischen Vertretern, die das Treiben am Rhein genau verfolgten, mussten die Äußerungen der westdeutschen und Berliner Abgeordneten als Provokation vorkommen, zumal sie offenbar mit Billigung, zumindest aber doch mit Duldung der Westmächte erfolgten. Die westlichen Unterhändler hatten in den Moskauer Verhandlungen zwar zu keinem Zeitpunkt einen Zweifel an der Umsetzung der Londoner Beschlüsse gelassen. Die Bedeutung ihrer Aussage vom 2. August, nach der die Pläne zur Staatsgründung im Westen nicht etwa als Schritt zur dauerhaften Teilung, sondern als Vorbereitung für die Vereinigung Deutschlands zu verstehen seien1411 und damit als nationalpolitischer Revisionismus interpretiert werden konnten, schien sich den sowjetischen Akteuren in ihrer ganzen Tragweite allerdings erst jetzt, im Kontext der ersten Plenarsitzung des Parlamentarischen Rats, zu erschließen. Noch stärker als bislang mussten sie sich deshalb in die deutschlandpolitische Defensive gedrängt sehen.

Umso verbissener klammerte Sokolovskij sich an den von Stalin vorgegebenen Kurs, um zumindest ganz Berlin als Preis davonzutragen und auf diese Weise den sowjetischen Herrschaftsbereich zu konsolidieren in der Hoffnung, Deutschland später vom Osten her zu vereinigen, also spiegelverkehrt zu den Plänen der Westmächte.1412 Seine Verhandlungsführung erinnerte an das Prinzip einer Matrjoschka, der ineinander schachtelbaren russischen Holzpuppe: Egal, was er vorlegte, der Kern seiner Aussagen veränderte sich nicht; und den hatte Stalin Anfang August im Kreml definiert: „Wenn die Beschlüsse der Londoner Konferenz verwirklicht würden, dann gebe es nichts, worüber [noch] zu sprechen wäre. […] Alle würden vor vollendete Tatsachen gestellt sein.“1413 Nun war es so weit. Dem Begriff der vollendeten Tatsachen kam freilich eine doppelte Bedeutung zu. Schließlich hatte Stalin nicht ohne Hintergedanken von allen beteiligten Parteien und nicht nur von seiner eigenen Regierung gesprochen. Vor diesem Hintergrund erschließt sich, warum sämtliche Vorschläge, die Sokolovskij unterbreitete, auf die vollständige Kontrolle der Viersektorenstadt durch die östliche Besatzungsmacht hinausliefen. Alles andere war taktisches Geplänkel: vom kalkulierten Zeitspiel über die mit scheinbarer Gleichgültigkeit geführten Beratungen bis hin zu den wegen vermeintlicher Müdigkeit vertagten Sitzungen.1414

Dabei hatte man sich am Vorabend der ersten Verhandlungsrunde noch relativ schnell auf eine Verfahrensordnung einigen können. Die zentralen Fragen – die Aufhebung der Verkehrsbeschränkungen, die Einführung einer gemeinsamen Währung für Berlin und die künftigen Handelsbeziehungen zwischen Berlin und den Westzonen – sollten vormittags in Expertenausschüssen beraten werden, bevor die Oberkommandierenden nachmittags definitive Entscheidungen zur praktischen Umsetzung der Direktive treffen sollten. Damit war der Gipfel der Einigkeit aber auch schon erklommen. Von nun an ging es steil bergab. In allen drei Bereichen, Transport und Verkehr, Finanzen und Währung sowie Handel und Wirtschaft, gab es unüberbrückbare Differenzen.

Gleich am ersten Tag ließ Sokolovskij die Katze aus dem Sack. Dass er den Interpretationsspielraum, den ihm die schriftliche Weisung vom 30. August bot, bis an die Grenze des Vertretbaren nutzen würde, hatte man in London befürchtet. Daher zeigte sich niemand überrascht, als er ungeachtet mündlicher Zusagen Stalins und Molotovs erklärte, nur die Verkehrsbeschränkungen aufheben zu wollen, die nach der Währungsreform verhängt worden waren, zumal er sich auf den Wortlaut der Direktive berufen konnte, die von „kürzlich auferlegten Beschränkungen“ sprach. Dass er aber mit einer neuen Forderung, der Einführung von Beschränkungen im Luftverkehr, aufwartete, die jeder Grundlage entbehrte, konnte nicht mehr als verhandlungstaktisches Kalkül gedeutet werden, mit dem der Preis für eine Einigung nach oben getrieben werden sollte.1415 Vielmehr zeigte sich hier der strategische Kurswechsel der sowjetischen Führung, der ursprünglich als Reaktion auf die Londoner Beschlüsse konzipiert, Anfang April einer Art Testlauf unterzogen und dann im Anschluss an die Währungsreform mit der Blockade der Westsektoren auf die Schiene gesetzt worden war.

In dem Moment, in dem die Westmächte ihre Pläne in den westlichen Zonen eins zu eins umsetzten, präsentierte Sokolovskij die sowjetische Rechnung – eine Rechnung freilich, die den Unterhändlern, wenn auch verklausuliert und weniger rigide in den Details, mit identischer Stoßrichtung bereits in Moskau als Entwurf vorgelegt worden war. Mit ihrem einseitigen Vorgehen, so die Logik, hatten die Westmächte ihre Rechte in Berlin verwirkt. Bestehende Vereinbarungen sollten ihre Gültigkeit verlieren. Wenn sie wollten, dann konnten sie sich weiterhin in Berlin aufhalten; allerdings nur noch als geduldete Gäste. Von nun an würde Moskau die Hausregeln vorgeben bis hin zu der Frage, wer und was wann und auf welchem Weg Zutritt erhalten sollte. Nach dieser Lesart hatten die Gespräche nur einen Sinn und Zweck: Clay, Robertson und Kœnig sollten das von Sokolovskij diktierte Berlinregime schriftlich absegnen. Neben den neu festzulegenden Zugangsrechten zu Lande, auf dem Wasser und aus der Luft gehörte die sowjetische Kontrolle über die Berliner Währung und den Handel mit Dritten, also auch mit den westlichen Zonen, dazu.

Das Drehbuch der Verhandlungen wollte es, dass beide Seiten sich auf die kollektiv verabschiedete Direktive ebenso beriefen wie auf das in Moskau gesprochene Wort, um entweder, wie die Westmächte, die Wiederherstellung des Status quo ante einzufordern oder aber, wie die Sowjetunion, den Beginn einer neuen Ära zu reklamieren. Allein mit der Forderung nach einer Neuregelung des Luftverkehrs verließ Sokolovskij vertrautes Terrain. Schließlich hatten sich die Gespräche seit Wochen um die Aufhebung bestehender, nicht aber um die Einführung neuer Beschränkungen auf den Verkehrswegen von und nach Berlin gedreht.

Ansonsten aber rächte sich die Verhandlungsführung der Westmächte. Die Angst vor dem Scheitern und die damit einhergehende Ungewissheit über den weiteren Verlauf der Krise waren ein schlechter Ratgeber gewesen. Hätte Bevin sich an seinen eigenen Grundsatz gehalten und schon beim Abfassen der Direktive darauf geachtet, „den Russen unter keinen Umständen eine Waffe in die Hand zu geben, mit der sie uns am Ende doch noch aus Berlin werfen können“,1416 dann wären die Verhandlungen bereits in Moskau gescheitert. So aber war das eigentliche Problem nur aufgeschoben. Die Sollbruchstellen waren schon in der Direktive angelegt. Nur deshalb konnte Sokolovskij die von den westlichen Vertretern beanspruchte Auslegung, wonach der alliierten Finanzkommission eine umfassende und dauerhafte Kontrollfunktion über die Deutsche Notenbank und damit zugleich über die Berliner Währung zukommen sollte, als jeder Grundlage entbehrende Interpretation zurückweisen.1417 Und nur deshalb konnte er darauf bestehen, dass „den sowjetischen Militärbehörden das ausschließliche Recht auf Genehmigung der betreffenden Handelsabkommen und zur Ausstellung von Im- und Exportlizenzen zugestanden werden müsse.“1418

Über Tage kam keine Bewegung in die Verhandlungen. Wie beim Mikado hielten sich beide Seiten an den Grundsatz: Wer zuerst zuckt, hat verloren. Also zuckte keiner. Während die westlichen Vertreter tagaus tagein die ihnen unterbreiteten Vorschläge zurückwiesen, ließ der sowjetische Militärgouverneur sich von der in Moskau unverändert vorherrschenden Überzeugung leiten, dank der Blockade und des den Westmächten unterstellten Widerwillens, im Fall der Fälle militärisch zu eskalieren,1419 am längeren Hebel zu sitzen. Mehr noch, als sich das von den Konfliktparteien gemeinsam definierte Zeitfenster, innerhalb Wochenfrist eine Verhandlungslösung herbeizuführen, allmählich schloss, erhöhte Sokolovskij den Druck. Dabei griff er auf Maßnahmen zurück, die bereits Anfang April und Ende August erfolglos zum Einsatz gekommen waren: Mit der ersten, potentiell weit gefährlicheren Variante zielte er auf den westlichen Rettungsanker, die Luftbrücke; mit der zweiten, subtileren sollte den Westmächten die Grundlage ihrer Berliner Präsenz entzogen werden, ohne sie dabei direkt zu attackieren.

Ab dem 6. September, also einen Tag vor dem vereinbarten Ende der Verhandlungen, so Sokolovskij am Abend des 4. September, werde die sowjetische Luftwaffe für mehrere Tage ihre „umfangreichen“ jährlichen Manöver abhalten, die sich „unausweichlich“ auch auf die Luftkorridore und den Luftraum über Berlin erstrecken würden. Was wirklich hinter der Ankündigung steckte, vermochten Robertson und Clay auch auf Nachfrage nicht zu erkunden: nur ein Bluff in der Hoffnung, dass die Westmächte doch noch kalte Füße bekämen, oder nahm die Sowjetunion die militärische Eskalation plötzlich billigend in Kauf, um Berlin möglichst rasch vollständig unter Kontrolle zu bekommen? Beides schien möglich. Denn einerseits war Sokolovskij offenbar bemüht, seiner Ankündigung jede Dramatik zu nehmen. Schließlich sprach er von „normalen Manövern zu dieser Jahreszeit“, denen „keine andere Bedeutung“ beizumessen sei.1420 Andererseits bestand er darauf, dass die Manöver, die schon deshalb alles andere als normal waren, weil sie in den zurückliegenden Jahren gar nicht stattgefunden hatten, auch in den Luftkorridoren abgehalten werden müssten, von denen er genau wusste, dass sie rund um die Uhr von amerikanischen und britischen Transportflugzeugen zur Versorgung der westlichen Sektoren genutzt wurden.

Robertson und Clay antworteten mit dem Hinweis auf die einschlägigen Vorschriften für alle „Luftfahrzeuge in den Korridoren und in der Kontrollzone Berlin“,1421 auf die die Besatzungsmächte sich zwei Jahre zuvor verständigt hatten. Damit bündelten sie drei Botschaften in einer Aussage: London, Washington und Paris waren entschlossen, an ihrer Berliner Präsenz festzuhalten. Ungeachtet der sich zuspitzenden Situation setzten sie unvermindert auf eine friedliche Beilegung der Krise. Dafür stand die Luftbrücke. Sollte die sowjetische Seite aber gegen geltende Vorschriften verstoßen und damit zu verstehen geben, sich nicht länger an die nach Kriegsende getroffenen Abkommen gebunden zu fühlen, dann waren die Westmächte bereit, ihr übergeordnetes Ziel notfalls mit militärischen Mitteln zu verteidigen. Und dafür gab es einen Präzedenzfall aus den frühen Apriltagen, der der Aussage in der konkreten Situation Glaubwürdigkeit verlieh: Robertsons Entscheidung vom 5. April, den britischen Flugverkehr nach Berlin just zu dem Zeitpunkt unter den Schutz von Kampfflugzeugen zu stellen, als das Manöver eines sowjetischen Jak-Piloten zum Absturz einer britischen Passagiermaschine geführt hatte.1422

Die sowjetischen Luftmanöver fanden statt, die Störung der Luftbrücke aber blieb aus. Stattdessen ging das Pokerspiel am Boden in eine neue Runde. Für den 6. September rief der Vorsteher der Stadtverordnetenversammlung, Otto Suhr, die Abgeordneten zusammen, um zwei Geschäfte auf den Weg zu bringen: die Wahl der Berliner Vertreter für den Parlamentarischen Rat und die Festlegung eines Termins für die nächsten Wahlen. Beide Tagesordnungspunkte liefen den Interessen der SMAD und der SED fundamental zuwider. Denn längst war bei ihnen die Erkenntnis gereift, demokratische Wahlen nicht gewinnen zu können. Während die einen um ihre Kriegsbeute fürchteten, machte sich bei den anderen die Sorge breit, doch nicht an die Schalthebel der Macht zu gelangen. Die Erkenntnis allein brachte sie allerdings nicht weiter. Vielmehr waren sie davon überzeugt, „den Ostsektor […] von gegnerischen Kräften [reinigen]“, den „Sturz des Magistrats“ vorantreiben und „gegen Neuwahlen“1423 vorgehen zu müssen, um nicht noch mehr in die Defensive zu geraten. Weil sie wussten, im politischen Wettstreit nicht bestehen zu können, schickten sie sich an, ihren Machtanspruch mit Gewalt zu untermauern; und das hieß: „die antidemokratischen u[nd] offen reaktionären Elemente“ auszuschalten und durch einen „provis[orischen] Gesamt-Magistrat“1424 zu ersetzen, um auf diese Weise die Kontrolle über die ganze Stadt zu gewinnen. Alles Weitere folgte dem Regelwerk der Tscheka.





In der Tat lag ein Hauch des 5. Januar 1918 über dem Tagungsort. Seinerzeit hatten die Roten Garden im Katharinensaal des Taurischen Palais die Geschichte der demokratischen Zitadelle Russlands beendet. Mehr als dreißig Jahre später versammelten sich eine Stunde vor Sitzungsbeginn mehrere Tausend Menschen vor dem Neuen Stadthaus. Auf Plakaten und Spruchbändern forderten sie den Sturz des Magistrats. Am Mittag rissen einige Hundert die Absperrgitter nieder, schlugen die verglasten Türen ein, überwältigten die von Bürgermeister Friedensburg zum Schutz der Parlamentarier aus den Westsektoren abgeordneten Polizisten in Zivil und stürmten die Zuschauertribüne und den Sitzungssaal. An einen geordneten Sitzungsverlauf war nicht zu denken. Deshalb verließen die Parlamentarier der SPD, der CDU und der LDP das Stadthaus, während die SED unter dem Beifall ihrer randalierenden Gesinnungsgenossen die Ablösung des Magistrats verlangte. Am Nachmittag wurde das Gebäude auf Anweisung sowjetischer Offiziere von Polizeikräften des Ostsektors, die dem Treiben am Vormittag noch tatenlos zugesehen hatten, abgeriegelt. Mit Einbruch der Dunkelheit drangen sie gewaltsam in die Räumlichkeiten der westlichen Verbindungsoffiziere ein, in denen Magistratsangestellte, Polizisten aus den Westsektoren und Journalisten Zuflucht gefunden hatten. Obwohl der sowjetische Stadtkommandant den Beteiligten freies Geleit zugesichert hatte, wurden in den folgenden Tagen Dutzende verhaftet und in Schnellgerichten zu mehrmonatigen Haftstrafen verurteilt.1425

Zum dritten Mal innerhalb von zehn Tagen hatte die sowjetische Besatzungsmacht unter Beweis gestellt, wer im östlichen Sektor über die uneingeschränkte Fähigkeit zur Herstellung des Ausnahmezustandes verfügte; mehr aber auch nicht. Denn sosehr der Oberkommandierende der amerikanischen Streitkräfte in Deutschland sich angesichts der ihm von Washington auferlegten Zurückhaltung auch beklagen mochte, von den Sowjets wie der Vertreter einer „viertklassigen Nation herumkommandiert zu werden“,1426 so unbeeindruckt gab sich die große Mehrheit der gewählten Vertreter Berlins. Der Pyrrhussieg des Tages wurde für die Kommunisten auf Jahre zum Bumerang.

Mit einem Stimmenanteil von 80 Prozent bei einer Wahlbeteiligung von mehr als 92 Prozent konnten die Abgeordneten der SPD, der CDU und der LDP für sich in Anspruch nehmen, als Avantgarde des Volkswillens Teil einer Massenbewegung zu sein, die sich im Herbst 1946 gegen das sowjetische und für das westliche Modell ausgesprochen hatte. Suhr war entschlossen, den Wählerauftrag auch ohne Befragung des Ältestenrats ungeachtet aller Widrigkeiten umzusetzen. Deshalb beschloss er noch am Nachmittag des 6. September, die am Mittag abgebrochene Sitzung am selben Abend in der im Krieg unzerstört gebliebenen ehemaligen Mensa der Technischen Universität im britischen Sektor fortzusetzen.

Die damit einhergehende Botschaft war ebenso klar wie vielfältig, richtete sie sich doch an ganz verschiedene Zielgruppen: zunächst an die Sowjetunion und die ostdeutschen Kommunisten; dann an die Westmächte; und nicht zuletzt an die Berliner Bevölkerung. Der SMAD und der SED sollte vor Augen geführt werden, dass ihr Einschüchterungsversuch ins Leere lief und die demokratischen Institutionen der Stadt handlungsfähig waren. In der spezifischen Situation des Berliner Sommers 1948 war Handlungsfähigkeit gleichbedeutend mit Handlungswillen. Denn allen Besatzungsmächten und nicht nur Moskau sollte signalisiert werden, dass die Berliner wie schon die Deutschen in den Westzonen sich keineswegs als willfähriges Objekt fremder Mächte verstanden, sondern entschlossen waren, ihren Handlungsspielraum als eigenständige politische Kraft zu nutzen. Der Neuaufbruch am Rhein fand in den turbulenten Ereignissen an der Spree sein die Nation auf Jahrzehnte prägendes Pendant. Die Konfrontation zwischen Ost und West beschränkte sich längst nicht mehr auf das Verhältnis der vier Besatzungsmächte. Bereits im Juni 1947 war der Funke auf die innerdeutschen Beziehungen übergesprungen. Jetzt war der Konflikt auch auf der innerstädtischen Ebene angekommen.

Mit ihrem Entschluss stellten Sozialdemokraten, Christdemokraten und Liberaldemokraten die Kommunisten auf die Probe. Nun mussten sie zeigen, ob sie bereit waren, sich dem politischen Wettstreit nach demokratischen Spielregeln zu stellen. Unter den obwaltenden Umständen hieß das nichts anderes, als sich so lange dem Mehrheitsvotum zu beugen, bis sie in der Lage waren, in freien Wahlen eine eigene Mehrheit hinter sich zu scharen. Verweigerten sie sich, dann verweigerten sie sich nicht nur dem demokratischen Prozess, sondern boten ihren politischen Gegnern auch eine Steilvorlage, um ihr wortreich beschworenes Bekenntnis zur Einheit Berlins und zur Einheit Deutschlands ad absurdum zu führen und dabei sie, die Einheitssozialisten, als Exponenten der Teilung der Stadt und des Landes bloßzustellen. Tatsächlich blieben die Abgeordneten der SED der Sitzung fern. Die Partei folgte ihrer eigenen Logik. Die Kontingenz der Umstände wurde mit ihrem Geschichtsverständnis kurzgeschlossen. Denn die „Legitimation des Sozialismus“, so hat der Historiker Ulrich Herbert festgestellt, „ergab sich für sie nicht aus der mehrheitlichen Zustimmung durch das Volk, sondern durch die historische Richtigkeit der Idee.“1427 Einschüchterungs- und Gewaltpolitik, Diversion und Subversion waren Teil ihres Selbstverständnisses, Mittel zum Zweck, um ihrer historischen Mission zum Durchbruch zu verhelfen.

Dabei war der ohne Rücksprache mit den Westmächten getroffene Beschluss, den Versammlungsort der Stadtverordnetenversammlung nach Charlottenburg zu verlegen, schon ein Bekenntnis für sich; ein Bekenntnis zum Primat der Freiheit gegenüber der Einheit. Diejenigen, die die Selbstbehauptung der demokratischen Institutionen in den Mittelpunkt ihres politischen Handelns rückten, nahmen die temporäre Teilung Berlins wenn nicht leichtfertig, so doch billigend in Kauf.1428 Allein in ihren Reden ging es noch darum, die Verantwortung für die Spaltung der Stadt öffentlichkeitswirksam der gegnerischen Seite zuzuschieben. All das war nicht neu. Rhetorik und Symbolik knüpften nahtlos an hinlänglich Bekanntes an. Das sich teilende Berlin befand sich unübersehbar im Modus des Nachvollzugs – und das in seiner ganzen Absurdität: als geteiltes Deutschland im Kleinformat inmitten der sowjetischen Besatzungszone.

Mit der Verlegung der Stadtverordnetenversammlung war zudem eine doppelte Erwartung verbunden. Zum einen mussten die Berliner zeigen, ob sie hinter der Entscheidung ihrer gewählten Vertreter standen und sich ungeachtet des ungewissen Ausgangs im politischen Wettstreit zwischen Diktatur und Demokratie prinzipiell auf die Seite der Freiheit schlugen und damit der Selbstbehauptung den Vorzug gegenüber der Einheit der Stadt einräumten. Freiheit gab es jedoch nicht ohne Sicherheit. Deshalb kam die Entscheidung zum anderen einer Aufforderung an die Westmächte gleich, ihren Worten Taten folgen und sie, die Bevölkerung in den Westsektoren, nicht im Stich zu lassen. Im Ostsektor hatten die Westmächte, getreu ihrem Grundsatz, nur dann zu eskalieren, wenn alle anderen Optionen ausgeschöpft waren, die offene Konfrontation mit Moskau gescheut und damit unausgesprochen zu erkennen gegeben, dass sie den Ostsektor wie schon die östliche Zone bis auf weiteres de facto abgeschrieben hatten und sich allenfalls auf die Konsolidierung des eigenen Machtbereichs konzentrieren wollten. Langfristig und rein rechtlich mochte es also unverändert um ganz Berlin gehen. Kurzfristig und unter politischen Gesichtspunkten stand aber nur noch der Schutz West-Berlins auf der Agenda, auch wenn sich alle Beteiligten redlich bemühten, die Einheit der Stadt zu beschwören, und bis zum 13. August 1961 Erwartungen weckten, die sie angesichts der militärischen Realitäten weder erfüllen konnten noch wollten.

Wenn der Kalte Krieg nicht nur ein Kampf um Macht und Einflusssphären war, sondern auch eine Konfrontation, die mit symbolischen Aktionen, Reden und Gesten geführt wurde,1429 dann zählt die Kundgebung vom Nachmittag des 9. September 1948, zu der die demokratischen Parteien und die Unabhängige Gewerkschaftsopposition (UGO)1430 die Bevölkerung Berlins unter Einsatz aller verfügbaren Mittel aufgerufen hatten, zum Inventar einer ganzen Epoche. Ein Ort, eine Person, eine Stimme, vor allem aber ein Satz haben sich unwiderruflich in das kollektive Gedächtnis ganzer Generationen eingebrannt.

Ort und Kulisse, der Platz der Republik und die Ruine des Reichstags unweit der Sektorengrenze, waren von den Organisatoren bewusst, allerdings auch gegen die Bedenken der auf Deeskalation bedachten britischen Militärregierung ausgewählt worden.1431 Die Botschaft war eindeutig: Es ging um das Gemeinwesen, die Sache der Deutschen, aller Deutschen, um Einigkeit und Recht und Freiheit, im Kern um den Wertekanon der gesamten westlichen Welt, auch wenn die offizielle Losung der Kundgebung, „Freiheit für den Ostsektor!“, auf die Berliner Verhältnisse und die lokalen Ereignisse zugeschnitten war. Das konnte nicht anders sein. Zunächst mussten die Berliner gleichsam abgeholt werden. Waren sie einmal vor Ort, und am Ende waren es nahezu 300 000, dann mutierte das kurzfristig Gebotene zur Projektionsfläche, um das langfristig Erwünschte in den Mittelpunkt des Aufrufs an „die ganze Welt“1432 zu rücken. Die massenhaft Mobilisierten sollten ihrerseits mobilisieren, die Regierenden auf die Agenda der Regierten verpflichtet werden.

Wenn die Kundgebung vom 9. September der Einbruch Berlins in die Weltpolitik war, dann war Ernst Reuter, der Stadtrat für Verkehr, ihr Türöffner. Als „Wanderredner“1433 war der junge Sozialdemokrat vor dem Ersten Weltkrieg durch die Lande gezogen. Als kurzzeitiger Generalsekretär der KPD hatte er in den frühen Jahren der Weimarer Republik gelernt, wie man seine Anliegen unter das Volk brachte: mit kurzen, einfachen Sätzen, bildhafter Sprache und nicht zuletzt mit dem Hang zur radikalen Vereinfachung. Der Zweck heiligte die Mittel, und am 9. September 1948 war dem „schwere[n] Mann mit dem großen Schädel und dem schütteren Haar“1434 jedes Mittel recht. Berlin suchte in jenen Tagen einen Volkstribun und fand ihn in Ernst Reuter. Für gerade einmal zehn Minuten schlüpfte er in die Rolle des charismatischen Anführers, dem die Aufgabe als Koordinationsinstanz zuzufallen schien, über die er in Wirklichkeit gar nicht verfügte.

So kurz die Ansprache zum Ende der Kundgebung auch sein mochte, so vollgestopft war sie mit fünf Aussagen, die sich in einer Art Endlosschleife durch den Redetext zogen. Drei Jahre nach Kriegsende reklamierte Reuter für die Deutschen, als „mündiges […] Volk […] im Bunde gleicher […] Völker […] sein Wort mitzusprechen.“1435 Die allgemeine Forderung reichte weit über den konkreten Anlass hinaus. Ihren aktuellen Bezug fand sie in der Kritik an den sich über Wochen hinziehenden Geheimverhandlungen der Konfliktparteien. Reuters eigentliche Mahnung aber galt den Westmächten, war er doch besorgt, diese könnten versucht sein, den „Appetit des russischen Bären“ vorübergehend dadurch zu stillen, dass sie ihm Berlin faktisch als „Tauschobjekt“ für den westlichen Teil Deutschlands anboten und damit die „alte Weltstadt“ zur „russische[n] Garnisonstadt“1436 verkommen ließen – mittels einer Währung, die Berlin „einseitig in den ökonomischen Bann der Ostzone“ ziehen, „jede wirtschaftliche Betätigung eines jeden Berlinerns“ beenden und den Einwohnern „Schritt für Schritt Freiheit und Eigentum“1437 nehmen würde. Dass sämtliche Bestrebungen der Westmächte darauf ausgerichtet waren, die gemeinsame Kontrolle über eine einheitliche Währung unter keinen Umständen aus der Hand zu geben, weil sie die Währungsfrage stets als Frage der politischen Souveränität verstanden hatten, und dass die Verhandlungen der Militärgouverneure zwei Tage zuvor nicht zuletzt an dieser Frage gescheitert waren, erwähnte Reuter mit keinem Wort. Er konnte es gar nicht. Denn während er den Russen mit seiner Aussage einmal mehr wie das Sprachrohr der Westmächte erscheinen musste, spiegelte seine Mahnung neben einer gar nicht zu übersehenden Grundskepsis vor allem eines wider: Über das Schicksal der Deutschen entschieden nach wie vor andere, die Siegermächte des Zweiten Weltkriegs. Nicht einmal am Katzentisch war Platz für die Besiegten.

Das hieß freilich nicht, dass sie, machtlos unter den Mächtigen, ohne Einfluss gewesen wären. Im Gegenteil, im Kalkül der Sieger wurde ihnen eine wachsende Bedeutung beigemessen. Sie wurden gebraucht. Das wusste Reuter. Und gerade deshalb setzte er darauf, den Westmächten die langfristigen Konsequenzen eines Wegbrechens Berlins als Eckstein der westlichen Politik im Kalten Krieg aufzuzeigen. Spiegelverkehrt zur sowjetischen Politik der letzten Monate sollte Berlin, so seine zweite Aussage, als „Vorposten der Freiheit“ zum „Hebel der deutschen Nachkriegsentwicklung“1438 werden. Frei von persönlicher Schuld präsentierte er sein Versprechen für die Zukunft als konstruierte Gegenwart: Lange bevor die Nation die nationalsozialistische Gewaltherrschaft nicht mehr als unverschuldeten Einbruch des Bösen in die eigene Lebenswelt begriff, sondern sich den in ihrem Namen begangenen Menschheitsverbrechen stellte, warb der ehemalige Häftling des Konzentrationslagers Lichtenburg für sein Volk, das sich – „neu geworden, neu gewandelt und neu gewachsen“ – den „gemeinsamen Idealen“ der westlichen Welt verpflichtet fühlte.

Seit den Maitagen 1946 hatte die Konstruktion von geglaubter Gemeinsamkeit zu den Konstanten der britischen Deutschlandpolitik gehört. Insofern setzte Reuter mit seinem Bekenntnis zum Westen ein wichtiges Zeichen: als Seismograf für künftige Entwicklungen. Und doch gab es unter den britischen Diplomaten und Militärs nicht wenige, die die Aussagen deutscher Politiker just in jenen Tagen und Wochen mit Argwohn verfolgten – sei es, weil sie in ihnen neben anderem die hässliche Fratze des „deutschen Nationalismus“ zu erkennen glaubten; sei es, weil sie die Deutschen verdächtigten, „dem Reiz des Totalitären“ am Ende doch nicht widerstehen zu können.1439 Zweifellos hatten Reuters Worte etwas Abstraktes. So gesehen bedurfte die Selbststilisierung der Deutschen als Verteidiger der westlichen Freiheit des konkreten Beweises oder, wie Reuter einige Wochen zuvor selbst erklärt hatte, einer „wirkliche[n] Bewährungsprobe“.1440

Mit den gescheiterten Viermächteverhandlungen und dem bevorstehenden Winter rückte diese näher. Wie seine Magistratskollegen wusste Reuter um die tief sitzende Skepsis unter den Vertretern der westlichen Militärregierungen, ob die Berliner tatsächlich bereit waren, die mit der Blockade einhergehenden Entbehrungen über einen längeren Zeitraum bei ungewissem Ausgang auf sich zu nehmen. Deshalb wiederholte er vor Hunderttausenden, was er General Clay und einigen amerikanischen Offizieren in den ersten Tagen der Luftbrücke hinter verschlossenen Türen gesagt hatte: „Wir haben unsere Pflicht getan, und wir werden unsere Pflicht tun.“ Als wäre das noch nicht genug gewesen, erklärte er seine dritte Aussage zur „Aufgabe, die zu erfüllen die Geschichte von uns verlangt.“1441 Moralisch überhöht und mit dem Pathos des Heroischen überzogen, wurde der Bevölkerung ihre Bereitschaft, „Mühsal und Elend […] mit standhafter Ausdauer“ zu ertragen, als eine Art Purgatorium, als Vorstufe für die vermeintlich feststehende Belohnung am „Tag des Sieges“ verkauft. Unter diesem Blickwinkel avancierten Durchhaltewille und Durchhaltevermögen der Berliner, die General Robertson stets infrage gestellt hatte, gleich im doppelten Sinn zur „moralischen Streitkraft“:1442 im Kontext der asymmetrischen Konfliktkonstellation vis-à-vis Moskau und im Rahmen des asymmetrischen Abhängigkeitsverhältnisses zu den Westmächten.

So wichtig Reuters Erklärung auch sein mochte, um die bestehenden Zweifel an der Zuverlässigkeit der Deutschen auszuräumen, im Kern ging es ihm um etwas anderes: Mit der Entbehrung signalisierenden Selbstverpflichtung sollten die Westmächte ihrerseits in die Pflicht genommen werden. Ihre Interessen und ihre „Ideale“ und damit nicht weniger als ihre „Zukunft“, so die vierte Aussage, standen auf dem Spiel, also weit mehr als das Wohl von ein paar Millionen Berlinern. Zugespitzt heißt das: Nicht deutsche oder lokale Nabelschau, nicht die kurzfristige Bewältigung einer Krise um eine daniederliegende Stadt, sondern die langfristige Überwindung des Konflikts der Systeme stand im Mittelpunkt des Appells an die „Völker der Welt“, der sich ungeachtet der Komplexität der Aufgabe auf einen einzigen Satz reduzieren ließ: „Schaut auf diese Stadt und erkennt, daß ihr diese Stadt und dieses Volk nicht preisgeben dürft und nicht preisgeben könnt!“ Dass Reuter sich ganz unmittelbar an die Völker und nicht an die Regierungen wandte, dass er sich als Primus inter Pares und nicht als gewählter Repräsentant gerierte, verlieh seinem Aufruf eine besondere Dramatik, machte das Außergewöhnliche, ohne zum Alltäglichen zu werden, zum Anliegen eines jeden und verstärkte den Druck von unten nach oben.

Je dramatischer er die Lage zeichnete, umso mehr lief er allerdings auch Gefahr, die Versammelten zu verschrecken. Vor diesem Hintergrund gerieten seine abschließenden Worte zur moralischen Aufrüstung,1443 bei der schon die mit Verve vorgetragene Überzeugung, auf der richtigen Seite der Geschichte zu stehen, zum Garanten des Sieges erklärt wurde. Negativ aufgeladene Narrative und Metaphern, mit denen sich eine historisch fragile Brücke von der Vergangenheit in die Gegenwart schlagen ließ, dienten ihm dabei als Verstärker, um seine Zuhörer gedanklich abzuholen und inhaltlich auf den vorgegebenen Kurs einzuschwören. Ein plakatives Schwarz-Weiß schien das Gebot der Stunde zu sein. Also kämpfte das kultivierte Europa immer noch – oder wieder – gegen den Bolschewismus; war Stalins Sowjetunion die „Macht der Finsternis“, der mit ihrer „rücksichtslosen, brutalen Unterdrückungsmaschinerie“ alles Humane fremd war und die, wie die nationalsozialistische „Bestie“, nicht „durch gutes Zureden zu besänftigen“ war. „München und der Regenschirm“, so die ausgerechnet von einem Deutschen in die britische Wunde geriebene Botschaft, mochten daher etwas für „wohlmeinende, friedlich gesinnte Illusionisten“1444 gewesen sein. Zehn Jahre später, so die Erwartung, hatte man an der Themse aber hoffentlich die Lektion gelernt.

So kalkuliert Reuter seine Worte auch wählte und so bewusst er die Übertreibung als Mittel zur Durchsetzung seiner Ziele einsetzte, beides demonstrierte zugleich, wie wenig sich ihm die Haltung der britischen Regierung bis in den Spätherbst 1948 erschlossen hatte.

Dass Berlin und die westliche Berlin- und Deutschlandpolitik in jenen Tagen an einer Wegscheide standen, war allerdings unbestritten. Auch deshalb fiel Reuters Appell auf der Suche nach Vergewisserung und Rückversicherung so dramatisch aus. Die damit einhergehende persönliche Skepsis gegenüber den Westmächten korrespondierte jedoch nicht mit der vorherrschenden Stimmung im Westteil der Stadt. Im Gegenteil: Das Vertrauen der West-Berliner in die westliche Politik war in den ersten Monaten der sowjetischen Blockade weiter gewachsen. Hatten sich im Oktober 1947 bereits rund drei Viertel der Einwohner zuversichtlich über den Verbleib der Westmächte in Berlin geäußert, war der Anteil im Juli und August 1948 auf fast 90 Prozent gestiegen. Fünf von sechs Befragten gingen mittlerweile davon aus, dass die westlichen Sektoren aus der Luft versorgt werden könnten. Nahezu acht von zehn hielten sogar eine Versorgung über den Winter für möglich. Wenn zwischen Juli und Oktober 1948 eine auf rund ein Drittel wachsende Minderheit die Meinung vertrat, die Westmächte könnten mehr tun, um die Lebensumstände in ihren Sektoren zu verbessern, dann hieß das zwar auch, dass Ungewissheit und Unzufriedenheit mit dem Ausbleiben einer Lösung zugenommen hatten. Vor allem aber zeigte es, wie groß das Vertrauen in das Potential der Luftbrücke prinzipiell war und, damit einhergehend, wie sehr sich die Wahrnehmung der Westmächte aus West-Berliner Sicht mittlerweile verschoben hatte: weg von reinen Besatzungs-, hin zu Schutzmächten.1445

Wenn der Begriff der Schutzmacht gleichbedeutend mit dem eines Rettungsankers war, dann waren die auf dem Platz der Republik versammelten Menschenmassen die Hand, die danach griff. Über die Verhandlungen der Militärgouverneure war nichts an die Öffentlichkeit gedrungen. Deshalb hatten die Berliner die lokalen Verhältnisse, die Unruhen rund um das Stadthaus, als Gradmesser für den Stand der Beratungen herangezogen. Und der verhieß nichts Gutes. „Möglich“, so lautete der Tagebucheintrag einer Berlinerin vom Abend des 6. September, „daß wir schon ab morgen zwei Stadtregierungen und eine chinesische Mauer mit Wehrgang und Wachttürmen längs der Sektorengrenze haben. Vielleicht braucht man dann wirklich ein Auslandsvisum, um von Charlottenburg nach den Linden zu fahren.“1446 Ganz so schnell sollte es zwar nicht gehen. Doch allein der Gedanke zeigte, wie sehr die Vorstellung von einem geteilten Berlin in einem geteilten Deutschland inmitten der sowjetischen Zone in den Köpfen der Einwohner mittlerweile präsent war. Die Teilung an sich hatte ihren Schrecken verloren. Wichtiger war der überwältigenden Mehrheit der Berliner in den Westsektoren, dass die Stadt nicht als Ganzes unter die Kontrolle der SED und damit der Sowjetunion geriet.1447

Im historischen Rückblick erscheint der 1. September, als in Bonn das Fundament für einen westdeutschen Teilstaat gelegt wurde, als der Tag, an dem der endgültige Bruch zwischen den vier Besatzungsmächten vollzogen wurde. Tatsächlich aber klammerte Außenminister Bevin sich weitere zwei Wochen an die Illusion einer vermeintlich bevorstehenden Einigung. „This week“, schrieb er noch in den frühen Morgenstunden des 13. September an Frank Roberts in Moskau, „we have a chance to get through this blockade, if ever we are to do so.“1448 Dabei hatte er eine Woche zuvor selbst darauf gedrängt, die Berliner Gespräche unter keinen Umständen zu verlängern.1449 Unabhängig vom Stand der Beratungen sollten die Militärgouverneure ihren Regierungen am 7. September einen gemeinsamen Bericht vorlegen. Die Westmächte, so das Kalkül, durften nicht zu Getriebenen werden, mussten vielmehr Treiber des Prozesses bleiben und damit unter Beweis stellen, dass sie auch vor den Konsequenzen eines Scheiterns der Verhandlungen nicht zurückschreckten. Gerade indem sie nach außen weder Furcht noch Schwäche zeigten, sollte einerseits das Vertrauen der eigenen Klientel in den westlichen Kurs gestärkt werden, während andererseits Stalin und Molotov den Eindruck gewinnen sollten, nur verlieren zu können, wenn sie nicht doch noch nachgaben: im besten Fall ihr Prestige; im schlimmsten, als Konsequenz einer militärischen Niederlage, sogar ihre Macht.

Hinter den Londoner Kulissen sah es freilich ganz anders aus. Als das Ausmaß der Differenzen am Abend des 7. September sichtbar wurde, zeichnete sich jene Lage ab, die das Kabinett Ende Juli für den Fall eines Scheiterns der Verhandlungen als außerordentlich ernst bezeichnet hatte. Nicht nur die Aufgaben der Finanzkommission, insbesondere deren Verhältnis zur Deutschen Emissionsbank, waren ungeklärt. Auch die sowjetische Forderung nach einer Kontrolle des Berliner Handels stand unverändert wie ein Elefant im Raum. Vor allem aber hatte Sokolovskij bis zum Ende darauf bestanden, neue, einschränkende Maßnahmen im Luftverkehr einzuführen. Nicht einmal auf einen gemeinsamen Bericht hatten sich die Unterhändler verständigen können. Stattdessen informierten Clay, Robertson und Kœnig ihre Regierungen in einer separaten Mitteilung über die erfolglos verlaufenen Gespräche. Ihr Fazit glich einer Kopie jener Protokollnotiz, die sie am 3. Juli, zehn Tage nach Beginn der Blockade, in ihre Hauptstädte geschickt hatten. „Wir haben keinerlei Anzeichen dafür gefunden“, schrieben sie einmal mehr, „daß Marschall Sokolowski […] nachzugeben bereit ist, und wir sehen keine Möglichkeit, einen wirklichen Fortschritt […] zu erzielen, bis eine Klärung […] zwischen den Regierungen selbst herbeigeführt wird.“1450

Der Versuch, den Konflikt auf der technischen und lokalen Ebene beizulegen, war somit gescheitert. ‚Alles zurück auf Anfang‘ lautete deshalb die neue Losung. Die Parameter hatten sich jedoch verschoben. Zum einen war die Option einer Verhandlungslösung bis auf weiteres vom Tisch. Zum anderen stand der Herbst vor der Tür.

Fortan waren es zwei Fragen, die Bevin und seine engsten Mitarbeiter umtrieben: die Frage nach Stalins Kalkül und die Frage nach den Plänen der US-Regierung. Die erste Frage war rasch beantwortet. Gestützt auf sämtliche verfügbaren Informationen, hielt Bevin an jener Einschätzung fest, die er dem Kabinett bereits am Vormittag des 25. Juni vorgelegt hatte: Stalin wollte keinen Krieg. Deshalb würden „die Russen davor zurückschrecken, sich zu weit aus dem Fenster zu lehnen. […] Sie werden es nicht wagen, mit Gewalt gegen uns vorzugehen.“1451 Das mochte so sein. Numerisch war die Rote Armee den Westmächten zwar überlegen. Ungeachtet einer Reduzierung der Truppenstärke um 70 Prozent in den ersten drei Nachkriegsjahren hielt sie immer noch rund drei Millionen Soldaten unter Waffen, davon alleine 1,2 Millionen in Europa, mit denen sie nach amerikanischen Einschätzungen den westlichen Teil des Kontinents innerhalb von sechs Wochen überrennen konnte. Dennoch sprach wenig für ein offensives Vorgehen Moskaus. Die Streitkräfte waren materiell und moralisch ausgezehrt; die strategische Reichweite der Luftwaffe war begrenzt, die Luftverteidigung in einem schlechten Zustand, die Marine abgesehen von ihrer U-Boot-Flotte weitgehend untauglich; und unter strategischen Gesichtspunkten waren die US-Streitkräfte der Roten Armee nicht zuletzt aufgrund ihres nuklearen Monopols überlegen.1452

Daraus aber wie Bevin und seine Berater den Schluss zu ziehen, Stalin werde das mit einem Scheitern der Verhandlungen verbundene Risiko nicht eingehen,1453 war alles andere als zwingend. Denn das eine, einen Krieg zu vermeiden, war mit dem anderen, den Abbruch der Beratungen in Kauf zu nehmen, durchaus vereinbar – zumindest aus sowjetischer Perspektive. Offenbar war Stalin unverändert davon überzeugt, die Krise aussitzen und den Sieg davontragen zu können; und das, obwohl seiner Regierung das Sitzungsprotokoll des britischen Kabinetts vom 10. September vorlag, in der Bevin keinen Zweifel an der Entschlossenheit der Westmächte gelassen hatte.1454

Allerdings hatte Bevin auch davon gesprochen, die sowjetische Regierung sei an einer Einigung interessiert, was im Kreml wiederum so ausgelegt werden konnte, dass die westliche Haltung zur Disposition stehe, wenn man nur hart bleibe, weil, so die Annahme, Washington, London und Paris ihrerseits nicht bereit waren, für Berlin zu kämpfen. Schon vor Beginn der Moskauer Beratungen hatte Botschafter Peterson auf entsprechende Überlegungen im Kreml hingewiesen. Auch deshalb hatte Bevin Ende Juli im Gespräch mit Marshalls Abgesandten gegen Verhandlungen und für einen massiven Ausbau der Luftbrücke plädiert. Taten, nicht Worte hatten Stalin zur Einsicht bringen sollen. Doch Marshall und seine Diplomaten hatten nicht mitgespielt. Auch in den vergangenen Wochen hatten sie nichts unternommen, was den Kreml zu einem Kurswechsel hätte bewegen können. Im Gegenteil, sie wurden nicht müde, regierungsintern darauf hinzuweisen, „dass die Zeit für die Russen arbeite.“1455 Wenn nicht einmal die Amerikaner von ihrer Strategie überzeugt waren, warum sollte sich dann die sowjetische Regierung beeindruckt zeigen?

Der Ball lag also bei den Westmächten. Bislang war es ihnen gelungen, die Vereinbarkeit potentiell unvereinbarer Ziele zu gewährleisten: Ihre westdeutschen Pläne hatten sie vorangetrieben, ihre Stellung in Berlin behauptet und bei alledem eine militärische Eskalation verhindern können. Und jetzt? Plötzlich, so der Eindruck in London, lief alles auf die Beantwortung einer zweiten Frage hinaus; und die lautete: Was will Washington?

7. Was will Washington?

Nie zuvor war Bevin sich der Abhängigkeit seines Landes von den Vereinigten Staaten so bewusst wie in den zwei Wochen zwischen dem Abbruch der Verhandlungen in Berlin und den Beratungen der westlichen Außenminister im Vorfeld der Jahrestagung der UN-Generalversammlung in Paris. „Wie Odysseus und die Seinen […] besitzt dieses Land nicht mehr die Kraft, die einst Himmel und Erde bewegte“,1456 schrieb der Manchester Guardian in jenen Tagen, Tennyson zitierend, mit einem Anflug von Melancholie. Neu war diese Erkenntnis nicht. Sonst hätten die Londoner Akteure ihre Kollegen in Washington nicht seit geraumer Zeit dazu gedrängt, ihr machtpolitisches Gewicht vermehrt in die europäische Waagschale zu werfen. Neu war etwas anderes: das Bevin „zutiefst widerstrebende Gefühl“, von der Regierung Truman „herumkommandiert“ und womöglich auf einen Kurs verpflichtet zu werden, der das Vereinigte Königreich „willkürlich“ in den nächsten großen Krieg treiben konnte.1457

Konkrete Anhaltspunkte dafür gab es keine. Von der hektischen Betriebsamkeit, die das offizielle Washington in der zweiten Septemberwoche fest im Griff hatte, drang ebenso wenig nach außen wie von den Kriegsplänen, die Verteidigungsminister Forrestal und die Militärs Außenminister Marshall und Präsident Truman vorlegten. Auch Trumans Entscheidung, atomar zu eskalieren, falls die Situation es erforderte, machte in höchsten britischen Regierungskreisen erst im Oktober die Runde. Aber selbst wenn Bevin mit den Details der inneramerikanischen Debatte vertraut gewesen wäre, hätte es keinen Anlass zur Besorgnis gegeben, ging es doch ausschließlich um Pläne für den militärischen Notfall. Und für diesen setzten auch die britischen Planer auf die nukleare Option.1458 Von einer Abkehr von der bislang verfolgten Krisenstrategie war zwischen Pennsylvania Avenue, Foggy Bottom und Arlington County jedenfalls nicht die Rede.

Bevins Wahrnehmung war indes eine ganz andere. Ausschlaggebend dafür waren drei Gründe: zunächst und einmal mehr die Erkenntnis, die eigenen Lufttransportkapazitäten ausgeschöpft zu haben. Zudem war absehbar, dass Wartungs- und Reparaturarbeiten, personelle Engpässe und das einsetzende Herbst- und Winterwetter zu einer Minderung der täglichen britischen Tonnage führen würden; und das zu einer Zeit, als der Bedarf zu- und nicht abnehmen würde. Wenn überhaupt, dann konnte die Lücke nur durch ein verstärktes amerikanisches Engagement geschlossen werden.

Bislang, und das war die zweite Überlegung, die Bevin in Betracht ziehen musste, hatte die Regierung Truman allerdings offengelassen, ob sie ihren Beitrag deutlich erhöhen und sich Bevins Kalkül zu eigen machen würde, die Blockade nicht nur temporär mit der Luftbrücke zu umgehen, um Zeit für eine diplomatische Lösung zu gewinnen, sondern dauerhaft auszuhebeln und damit Stalin zum Nachgeben zu zwingen. Auf Anhieb schien wenig dafür zu sprechen. Immer wieder hatte Bevin die Amerikaner in den letzten Wochen zu einem weiteren Ausbau der Luftbrücke gedrängt, um den Aussagen der westlichen Unterhändler in den Gesprächen mit Stalin und Molotov Glaubwürdigkeit zu verleihen. Auf eine Antwort wartete er auch noch am Abend des 7. September. Stattdessen erklärte Truman zwei Tage später gegenüber der Presse, seine Regierung werde weiterhin für ihre Rechte in Berlin eintreten1459 – mit welchen Mitteln, blieb ungesagt.

Vor diesem Hintergrund kam ein dritter Faktor ins Spiel: die wachsende Ungeduld der amerikanischen Verhandlungsseite. „By temperament“, so fasste Oliver Franks die Eindrücke seiner Botschafterjahre in Washington im Rahmen der BBC Reith Lectures im November 1954 zusammen,

most Americans are men of action. Faced with a situation they feel frustrated unless they are doing something about it. Time for them is an enemy to be overcome, not, as we British tend to think, an ally to work with. They find release in action, in getting over and done with it[,]

um dann hinzuzufügen:

Since the war […] we have felt increasingly uncomfortable about our relationship with the United States [… and] disturbed about what the Americans were doing or might do.1460

Treffender lässt sich Bevins Gemütslage in der zweiten Septemberwoche des Jahres 1948 kaum zusammenfassen. Schon am 4. September war es ihm nur mit Mühe gelungen, seinen amerikanischen Amtskollegen von einem vorzeitigen Abbruch der Gespräche abzuhalten. Mit Ablauf der vereinbarten Wochenfrist ging Marshall dann in die Offensive. 72 Stunden, so ließ er Bevin über Douglas wissen, wollte er Molotov einräumen, um die Verhandlungen doch noch zu einem erfolgreichen Abschluss zu bringen und die gezielt provozierten Übergriffe auf die demokratisch gewählten Organe in Berlin zu beenden. Kam es zu keiner Einigung, dann sollte der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen unter Rückgriff auf Artikel 39 der UN-Charta unverzüglich mit dem Streitgegenstand befasst werden.1461

Welche Absicht Marshall mit seinem Vorschlag tatsächlich verfolgte, blieb bis auf weiteres unklar. Sollte die Sowjetunion vor den Richterstuhl der Weltorganisation gezerrt werden in der Erwartung, dass das „Parlament der Menschheit“1462 die Blockade Berlins mit überwältigender Mehrheit als barbarischen Akt gegen eine hilflose Zivilbevölkerung verurteilen würde? Zielte der Plan also primär darauf ab, den öffentlichen Druck auf Moskau zu erhöhen? Das allein hätte wenig gebracht, um die Krise einer Lösung zuzuführen. Eine Bloßstellung des Krisenverursachers vor den Augen der Weltöffentlichkeit taugte lediglich als flankierende Maßnahme, nicht jedoch als Blockadebrecher per se.

Deshalb war nicht auszuschließen, dass Marshall ein anderes Ziel verfolgte. Greift ein Staat auf Artikel 39 der UN-Charta zurück, dann liegt aus seiner Sicht nicht nur eine Bedrohung oder ein Bruch des Friedens oder eine Angriffshandlung vor. Vielmehr soll der Sicherheitsrat auch Maßnahmen ergreifen, „um den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren oder wiederherzustellen.“1463 Suchte Marshall also nach Mitteln und Wegen, um die Blockade gewaltsam zu durchbrechen? Und sollte der vorgeschlagene Kurs angesichts der sich abzeichnenden Handlungsunfähigkeit des Sicherheitsrats nur eine Blaupause sein, um den Knoten ohne Mandat des Exekutivorgans der Vereinten Nationen mit dem Schwert zu durchschlagen?

Vordergründig war nur so viel klar: Die US-Regierung hatte es eilig. Mehr noch, sie erwog sogar, so wurde Bevin zugetragen, sich der lästigen Fesseln ihrer britischen und französischen Partner zu entledigen und den Alleingang zu wagen.1464 Genau das hatte Bevin seit der Smith-Molotov-Episode im Mai befürchtet. Aus Angst vor dem Sprung ins Dunkle wurde die Wahrnehmung intensiver – und schuf sich ihre eigene Wirklichkeit. Mit der Wirklichkeit hatte sie nur wenig gemein. Wahrnehmungen aber diktieren das Denken und Handeln politischer Akteure in ganz entscheidender Weise.1465

Im Bewusstsein der eigenen machtpolitischen Schwäche und aus Furcht, von der westlichen Führungsmacht in einen Krieg gezogen zu werden, redete Bevin sich, seinen Kabinettskollegen und Washington die Lage schön, wenn er entgegen allen Anzeichen unterstellte, die Sowjetunion arbeite auf eine Kompromisslösung hin. Ob er tatsächlich an einen unmittelbar bevorstehenden Verhandlungserfolg glaubte, ist indes fraglich. Weit mehr spricht dafür, dass dem internen Hinweis auf Stalins vermeintliche Kompromissbereitschaft eine andere Funktion zukam: Washington sollte zurückgebunden werden. Deshalb setzte er erneut alle Hebel in Bewegung, um die Regierung Truman auf einen gemeinsamen, seinen Kurs zu verpflichten. Botschafter Douglas wurde einbestellt. Um den Ernst der Lage zu unterstreichen, bat er, weil Premierminister Attlee nach wie vor kürzertreten musste und Morrison in den Ferien weilte, Schatzkanzler Cripps, die Autorität seines Amtes in die Waagschale zu werfen und der Unterredung mit Douglas am 10. September ebenso beizuwohnen wie einen Tag später aus Anlass einer ohnehin anstehenden Dienstreise persönlich bei Außenminister Marshall vorstellig zu werden. Parallel sollte Botschafter Franks das Gespräch mit Marshall suchen, Robertson mäßigend auf Clay einwirken und Strang bei Botschafter Massigli Frankreichs Unterstützung einholen. Und als wäre all das noch nicht genug gewesen, drohte er damit, sich öffentlich von der US-Regierung zu distanzieren.1466

Die Vehemenz, mit der Bevin den amerikanischen Vorschlag ablehnte, verärgerte nicht wenige in Washington – und irritierte zugleich. Natürlich konnte man sich einmal mehr dem Zerrbild hingeben, wonach der britische Patient den Schmerz über den machtpolitischen Niedergang seines Landes mit Starrsinn und Stolz zu kompensieren suchte. Doch damit allein mochte sich niemand abfinden. Plötzlich machten ganz andere Gedanken die Runde; und die Unruhe, die damit einherging, stand der Dramatik, mit der der britische Außenminister eine Aufkündigung des transatlantischen Grundkonsenses an die Wand malte, in nichts nach.

Was Marshall in seinen Depeschen als „bedeutende politische Differenz“1467 interpretierte, umschrieb Forrestal in seinen privaten Notizen mit drastischeren Worten. Eine gar nicht zu übersehende „Kriegsmüdigkeit“1468 hatte sich nach Einschätzung des Verteidigungsministers der nationalen Psyche des engsten Partners bemächtigt. Von da war es nicht mehr weit zu dem von General Clay mit schöner Regelmäßigkeit geäußerten Vorwurf, London neige zu einer Politik der Beschwichtigung vis-à-vis Moskau.

Mit der Realität britischer Krisenpolitik hatte diese Einschätzung jedoch nichts gemein. Denn sosehr die Protagonisten auf beiden Seiten des Atlantiks vorübergehend auch vom Gegenteil überzeugt sein mochten, ihr Dissens war ein Streit um Methoden, nicht um außenpolitische Grundsätze. Weder suchte die US-Regierung den kurzen Weg in den Krieg, noch dachte man in Whitehall daran, den Russen in der Sache entgegenzukommen. Vielmehr machte Premierminister Attlee dem zu Konsultationen in London weilenden amerikanischen Verteidigungsminister klar, dass „es in der britischen Bevölkerung keine zwei Meinungen über den Einsatz der Atombombe gebe – [im Ernstfall] sei sie dafür. Sogar die Kirche habe sich jüngst öffentlich dazu bekannt.“ Und Schatzkanzler Cripps hatte schon Wochen zuvor keinen Zweifel daran gelassen, dass sein Land zum „Hauptstützpunkt […] amerikanischer Macht“ in Europa werden müsse.1469 Beide Aussagen waren ein klares Bekenntnis zur Wehrhaftigkeit der westlichen Demokratien – und das schonungslose Eingeständnis, sowohl zur militärischen Abschreckung als auch im Kriegsfall auf die USA angewiesen zu sein.

Worum also ging es Bevin? Zwei Überlegungen waren von zentraler Bedeutung. Zum einen war er darauf bedacht, jeden bündnispolitischen „Automatismus“,1470 jede Art von Blankoscheck, zu vermeiden. Die Erinnerung an den Sommer 1914 hatte Spuren hinterlassen. Auch deshalb wollte Bevin sich nicht an die amerikanische Politik ketten, ohne sie kontrollieren zu können, und nicht den zweiten vor dem ersten Schritt tun. Erst wenn das Scheitern der Verhandlungen nach einem letzten Vorstoß in Moskau besiegelt war, wollte er sich im Gespräch mit Marshall und Schuman auf den nächsten Schritt festlegen. Was die Chefs der Teilstreitkräfte drei Jahre später ebenso prägnant wie verbittert auf den Punkt brachten, als sie von ihren Kollegen am Potomac verlangten, vor einem von britischem Boden lancierten atomaren Angriff auf sowjetische Ziele konsultiert zu werden, galt mutatis mutandis bereits im Spätsommer 1948:

The United Kingdom is not an American aircraft carrier conveniently anchored off the coast of Europe. We are their only really solid Ally – in the long run as indispensable to them as they are to us – and we intend to be treated as such.1471

Die Forderung nach und der Anspruch auf gleichberechtigte Mitsprache in der kurzzeitig alles andere überlagernden Frage von Krieg und Frieden war jedoch nur das eine. Mit gleicher Entschiedenheit verwies Bevin auf seine Verantwortung gegenüber Parlament, Partei, Kabinett und Volk.1472 In der Sache wusste er bislang alle vier hinter sich. Selbst die einst schärfsten Kritiker der Labour Party hatten sich spätestens nach dem Umsturz in Prag auf seine Seite geschlagen. Einige wie Richard Crossman, Kopf der Keep Left Bewegung und einer der führenden Linksintellektuellen des Landes, rührten nun öffentlich die Werbetrommel für einen Verbleib in Berlin – komme, was wolle. Andere wie der redselige Kabinettskollege, Gesundheitsminister Nye Bevan, der sich in den ersten Nachkriegsjahren mit prorussischen, anti-amerikanischen und deutschfeindlichen Parolen hervorgetan und regelmäßig von Bevins Außenpolitik distanziert hatte, plädierten hinter verschlossenen Türen sogar für ein militärisches Vorgehen gegen die sowjetische Blockade.1473 Allein die beiden kommunistischen Abgeordneten sowie vier isolierte Vertreter der Labour Party, die sich dem Kommunismus zunehmend verschrieben hatten und die Parlamentsfraktion schon bald verlassen sollten, bezichtigten Bevin einer Politik der „Kriegstreiberei“ im Schlepptau der Vereinigten Staaten.1474 Doch sie repräsentierten nicht einmal ein Prozent der 640 Abgeordneten des Unterhauses.

Die größte Oppositionsfraktion, die im Juli 1945 um die Hälfte geschrumpfte Fraktion der Tories, hatte sich gleich zu Beginn der Krise hinter den Kurs der Regierung gestellt. Kritik kam allein von ihrem Vorsitzenden. Anders als seinem Vorgänger, Chamberlain, konnte Churchill seinem Nachfolger, Attlee, zwar nicht vorwerfen, sich, von der Sehnsucht nach Frieden getrieben, den Forderungen des Aggressors zu beugen, um am Ende nichts als Krieg zu ernten. Gleichwohl erinnerten seine Breitseiten bis hin zur Wahl seiner Worte an jene, mit denen er Baldwin und Chamberlain vor sich hergetrieben hatte. Hinter der Pose der Entschlossenen wähnte er eine Posse der Unentschlossenheit, hinter der zur Schau gestellten Hartnäckigkeit einen Hang zur Ziellosigkeit. Vor allem aber erschien ihm die mangelhafte Vorbereitung auf den militärischen Ernstfall einmal mehr als politische Verantwortungslosigkeit. Dass seine Kritik bislang weder in den Medien noch in der breiten Öffentlichkeit, ja nicht einmal in der eigenen Partei auf Zustimmung gestoßen war, lag nicht zuletzt daran, dass die von ihm noch vor Beginn der Krise in Betracht gezogene Alternative als das entlarvt werden konnte, was sie tatsächlich war: eine ebenso halt- wie verantwortungslose Kriegsrhetorik. Der Vorschlag, die sowjetische Regierung ultimativ aufzufordern, sich aus Berlin und dem östlichen Teil Deutschlands zurückzuziehen, und ihr ganz offen damit zu drohen, bei Zuwiderhandeln „ihre Städte auszuradieren“,1475 entsprang einer Gedankenwelt, die die Grundpfeiler der abendländischen Zivilisation bis in ihre Fundamente erschütterte und gerade deshalb in ihrer Radikalität keine Unterstützung finden konnte.

Das hieß freilich nicht, dass die britische Öffentlichkeit den kriegerischen Konflikt um Berlin grundsätzlich gescheut hätte. Im Gegenteil, im Herbst 1948 sprachen sich zwei Drittel der Bevölkerung für einen Verbleib der Westmächte in Berlin selbst um den Preis einer militärischen Konfrontation aus.1476 Das Ergebnis der Umfrage spiegelte die hohe Zustimmung wider, auf die Bevin sich seit dem Herbst 1946 in der Öffentlichkeit verlassen konnte. Zudem reihte es sich nahtlos in längerfristige Trends ein. Nur kurzzeitig war der traditionelle britisch-russische Antagonismus nämlich von dem gemeinsamen Interesse überlagert worden, das nationalsozialistische Deutschland niederzuringen. Die fürchterlichen Verluste unter der sowjetischen Zivilbevölkerung und der heroische Kampf der Roten Armee hatten zweifellos ihre Spuren in der britischen Öffentlichkeit hinterlassen. Bis in das Frühjahr 1946 glaubten rund zwei Fünftel, in Stalins Außenpolitik nichts anderes als ein allzu verständliches Bedürfnis nach Sicherheit erkennen zu können. Zwei Jahre später hatte sich die Einschätzung aber grundlegend geändert. Nicht Sicherheit, sondern hemmungsloses Streben nach Weltherrschaft schien nach dem Urteil von 54 Prozent der Briten den Herrscher im Kreml anzutreiben. Damit einher ging die Erwartung an die eigene Regierung, Moskau entschieden Einhalt zu gebieten – und sei es mit militärischen Mitteln.1477

Noch aber war es aus Bevins Sicht zu früh für diesen letzten Schritt. Noch hatten die Westmächte nicht alles getan, um eine militärische Eskalation zu rechtfertigen.1478 Die Möglichkeit eines Krieges hatte er seit Beginn der Blockade nicht ausgeschlossen. Konkret dafür zu plädieren, kam für ihn aber erst dann in Betracht, wenn er auch von der Notwendigkeit überzeugt war. Nach den Verheerungen der letzten Jahrzehnte konnte die kriegerische Konfrontation kein normales „Glied in Gottes Weltordnung“1479 sein. London, so mahnte Bevin Botschafter Douglas, lag „an der Front“.1480 Wer mit den konzeptionell weitgehend deckungsgleichen, wenn auch nicht abgestimmten Kriegsplänen diesseits und jenseits des Atlantiks vertraut war, wusste, was Bevin meinte. Schon deshalb war er nicht bereit, va banque zu spielen.

Moskaus konventionelle Überlegenheit diktierte das militärstrategische Denken. Westliche Vorteile in den Bereichen Aufklärung, Logistik, Kommunikation und Mobilität konnten das Defizit bei der Truppenstärke unmöglich wettmachen. Im Kriegsfall war deshalb mit einem zügigen Vorstoß der sowjetischen Truppen bis zu den Pyrenäen zu rechnen. Somit würde es darauf ankommen, wenigstens die britischen Inseln zu halten. Denn nicht zuletzt von dort sollten die amerikanischen Luftstreitkräfte ihre massiven konventionellen und atomaren Angriffe auf zwei Dutzend sowjetische Städte fliegen, um früher oder, was als wahrscheinlich galt, später Stalins Willen und das Rückgrat der sowjetischen Kriegsindustrie zu brechen. Ob das Kalkül der militärischen Planer letztlich aufgehen würde oder nicht, eines war noch vor dem ersten Schuss absehbar: Der nächste Krieg würde so total geführt werden wie keiner zuvor.1481 Gerade deshalb galt es innezuhalten, ohne dabei die eigenen Interessen zur Disposition zu stellen. Mit anderen Worten: Bevin war bemüht, die ganz unterschiedlichen Lehren der beiden Weltkriege in Einklang zu bringen.

Seine Unnachgiebigkeit zeigte in Washington Wirkung, zumal es ihm gelungen war, die französische Regierung auf seine Seite zu ziehen. Allem Ärger zum Trotz war Marshall das geschlossene Auftreten nach außen zu wichtig, als dass er ein Zerwürfnis mit London in Kauf nehmen wollte.1482 In wenigen Tagen, wenn auch der letzte diplomatische Vorstoß in Moskau gescheitert war, würden, so sein Kalkül, Briten und Franzosen ohnehin Farbe bekennen müssen. So kam es auch.

Als die westlichen Emissäre einmal mehr um eine Unterredung im Kreml baten, ließ Stalin sich wie Ende Juli verleugnen. Anders als zuvor sollte sich daran auch nichts mehr ändern. Alles war gesagt, bisweilen verklausuliert, letztlich aber unmissverständlich. Nur Smith bat den sowjetischen Außenminister, noch einmal schriftlich darzulegen, was mit der Rahmenvereinbarung vom 30. August „eigentlich gemeint war“.1483 Hier, in diesem einen Satz, spiegelte sich ganz und gar ungewollt das vernichtende Urteil über die eigene Verhandlungsführung; ein Urteil, das Molotov bestätigte, als er am 14. September erklärte, Sokolovskij habe „in strikter Übereinstimmung mit der Direktive gehandelt“.1484

Nach sechs Wochen direkter Gespräche war den Sowjets also der „Berliner Spatz in der Hand mehr wert als die Taube auf dem westdeutschen Dach“.1485 Mit anderen Worten: Die rigide Haltung der Westmächte schien eine Verhandlungslösung auszuschließen, mit der Moskau auf absehbare Zeit einen Fuß in die westdeutsche Tür hätte stellen können. Auch die Integration Berlins in den eigenen Herrschaftsbereich war den Westmächten offenbar nicht auf dem Verhandlungsweg abzuringen. Wenn also weder das primäre noch das sekundäre Ziel in direkten Gesprächen zu erreichen war, dann würde die sowjetische Führung sich eben wieder auf ihre alte, gewiss riskantere Strategie verlegen und die Kontrolle über Berlin auf dem Weg der Blockade der Westsektoren anstreben. Dass ihr die alte Reichshauptstadt letztlich wie eine reife Frucht in den Schoß fallen würde, davon war sie auch nach Einschätzung derer überzeugt, die in den vergangenen Wochen mit ihr verhandelt hatten.1486

Alle Hoffnungen auf eine rasche Beilegung der Krise zerplatzten wie eine Seifenblase. Jetzt sah Bevin sich in seinem ursprünglichen Urteil bestätigt. Zu unterschiedlich waren die deutschlandpolitischen Interessen, als dass der Streit auf dem Verhandlungsweg hätte beigelegt werden können. Somit verblieben den Westmächten zwei Optionen. Entweder hielten sie an der Strategie der Zermürbung fest und setzten neben der Luftbrücke auch auf den Behauptungswillen der Berliner, oder aber sie votierten für einen Kurswechsel und wählten die militärische Eskalation. Ein Rückzug war für sie nach wie vor keine Option. Das wurde schnell deutlich.

Noch bevor die Diplomaten am frühen Abend des 14. September in Moskau mit Molotov zusammengetroffen waren, hatten sich am Nachmittag die Abgeordneten in London versammelt. Die Sommerpause war vorbei. Geblieben war die Krise um Berlin. Mit einer kurzen Erklärung zog Herbert Morrison ganz Großbritannien in seinen Bann. „[T]he House“, so begann er seine Ausführungen,

will have appreciated from the public Press that there is tension in many parts of the world, and that, despite all the efforts being made to reach a solution of the many problems which have arisen as a consequence of the late war, the position gives cause for anxiety.1487

So bemüht er auch war, die Bedeutung seiner Stellungnahme herunterzuspielen, so rasch wurde jedem klar, dass es hier nicht um Routine ging. Sonst hätte nicht er, stellvertretend für und unter ausdrücklicher Bezugnahme auf den abwesenden Premierminister, sondern der zuständige Ressortchef gesprochen. Sonst hätte er, um jeder Kritik vorab den Wind aus den Segeln zu nehmen, die Opposition nicht beim Warmlaufen zur Generaldebatte daran erinnert, den Rückbau der Streitkräfte ebenso wie die Einsparungen im Verteidigungsetat nach Kriegsende aus wirtschafts- und finanzpolitischen Gründen mitgetragen zu haben. Und schon gar nicht hätte er sich in allgemeinen Ausführungen zur weltpolitischen Lage verloren, um die konkreten verteidigungspolitischen Maßnahmen zu rechtfertigen, die das Kabinett bereits Ende August beschlossen, vor der Öffentlichkeit zunächst aber noch zurückgehalten hatte: vom Entlassungsstopp für alle Wehrpflichtigen über den Erwerb zusätzlicher Kampf- und Jagdflugzeuge und den unverzüglichen Ausbau der Luftverteidigung bis hin zu einer besseren Ausrüstung des Heeres. Morrison mochte bewusst darauf verzichtet haben, die Berlinkrise auch nur mit einem Wort zu erwähnen. Dem aufmerksamen Beobachter blieb aber gerade deshalb nur eine Schlussfolgerung: Die Verhandlungen der vier Mächte mussten gescheitert sein.

Ebendiesen Eindruck hatte Bevin ursprünglich vermeiden wollen, solange die Hoffnung auf eine Verhandlungslösung noch intakt war. Auch deshalb hatte die Regierung Ende Juli eine Nachrichtensperre über die laufenden Gespräche verhängt; und auch deshalb hatte Bevin sich entschieden, den Abgeordneten erst in der zweiten Sitzungswoche, also nach Abschluss der Verhandlungen, wieder Bericht zu erstatten. Wenn Morrison nun wenige Stunden vor der letzten Runde in Moskau neue verteidigungspolitische Maßnahmen bekanntgab, die sich zwar nahtlos in die westliche Krisenstrategie fügten, aber eben auch auf eine Verschärfung der Lage hindeuteten, dann konterkarierte er das zuvor mit Nachdruck gegenüber den amerikanischen und französischen Partnern vertretene Anliegen, nichts zu unternehmen, was den Erfolg der Verhandlungen gefährden konnte.

Und doch war der Zeitpunkt der Bekanntgabe den Kabinettskollegen wenige Tage zuvor von keinem anderen vorgeschlagen worden als von Bevin. Im Widerstreit zwischen innen- und außenpolitischem Kalkül obsiegte der Grundsatz, dass Außenpolitik zu Hause beginnt.1488 Bislang war es der Regierung gelungen, das unkontrollierte Einbrechen der demokratischen Öffentlichkeit in die außenpolitische Domäne zu verhindern. Doch es rumorte. Denn je länger sich die Verhandlungen hinzogen, umso schwerer fiel es der Regierung, der Eigendynamik der ins Kraut schießenden Gerüchte einen Riegel vorzuschieben, und umso mehr verfestigte sich der Eindruck eines bevorstehenden Scheiterns. Damit aber würde jene Frage mit voller Wucht auf die Tagesordnung zurückkehren, die Churchill bereits Ende Juli im Unterhaus aufgeworfen hatte: War das Land angemessen auf den militärischen Ernstfall vorbereitet? Vor diesem Hintergrund beschloss das Kabinett, trotz der entscheidenden Gespräche in Moskau in die Offensive zu gehen, um den bohrenden Fragen der Opposition zuvorzukommen und damit frühzeitig die innenpolitische Flanke abzudecken, vor allem aber, um der Öffentlichkeit den Eindruck zu vermitteln, ebenso entschlossen wie vorausschauend zu handeln und unverändert alles im Griff zu haben.1489

Zunächst schien das Kalkül aufzugehen. Die Opposition verzichtete auf Nachfragen. Erst am nächsten Tag griffen die Konservativen Morrisons Erklärung auf; und hielten sich doch zurück. Während Eden im Sinne der Regierung „das zynische Verhalten“ des Kremls geißelte, begrüßte Macmillan die verteidigungspolitischen Maßnahmen als ersten Schritt auf dem Weg zu einer Reform des „gesamten Verteidigungssystems“, um dann im Sinne seines Mentors, des einmal mehr abwesenden Oppositionsführers, hinzuzufügen: „I do not understand why they were not taken before.“1490 Die Kritik war nicht zu überhören, auch nicht in der Generaldebatte am 23. September. Von einer Abrechnung mit dem Kurs der Regierung konnte aber nicht einmal ansatzweise die Rede sein.

Zwei Wochen später schien der Wind plötzlich zu drehen. Fernab von Whitehall und Westminster versammelten sich die Konservativen zu ihrem Parteitag in der walisischen Provinz. Im beschaulichen Seebad Llandudno suchte Churchill die große Bühne, die er in der Metropole seit Jahren vermisste. Noch einmal schlüpfte er in die Rolle Kassandras. Noch noch einmal brachte er sich als Retter der Nation in Erinnerung. Das Klein-Klein der Innenpolitik ließ er rasch hinter sich. Sein Interesse galt den großen Fragen der Weltpolitik, strukturellen und personellen Faktoren: Hegemonie und Gleichgewicht, Demokratie und Diktatur, Macht und Legitimität, den Schurken, Mediokritäten und vermeintlich überforderten Kabinetten. Für alles hatte er eine Erklärung, für jeden eine Note.

Dass er den Kurs der Labour-Regierung in der Krise um Berlin prinzipiell unterstützte, war ihm gerade einmal ein Nebensatz wert. Denn sein Leitthema war ein ganz anderes: die Diskrepanz zwischen politischen Zielen und militärischen Mitteln. Wenn die Westmächte sich schon nicht dazu durchringen konnten, „die 14 Männer im Kreml“ unter Androhung des Einsatzes der Atombombe zum Einlenken zu bewegen, dann sollten sie zumindest alles daran setzen, um auf den „unbarmherzig näher rückenden Dritten Weltkrieg“ vorbereitet zu sein. Doch das Gegenteil schien der Fall zu sein, zumindest in der britischen Heimat. Labours Verteidigungspolitik, so Churchills Vorwurf, der sich unverändert mit der internen Kritik der Chefs der Teilstreitkräfte deckte, lebte „von der Hand in den Mund“, hangelte sich „von Monat zu Monat, von Woche zu Woche“, um sich letztlich mit „ernsthaften Halbheiten“ zufriedenzugeben. Und dann rief er das Parteivolk dazu auf, den „Schuldigen“ Beine zu machen.1491

„Guilty Men“ war der Titel jener polemischen Streitschrift, mit der die politisch aktiven Journalisten Michael Foot, Frank Owen und Peter Howard im Sommer 1940 unter dem Pseudonym „Cato“ gnadenlos mit der Appeasementpolitik Neville Chamberlains und all der anderen abgerechnet hatten. Jahrzehnte sollte ihre Argumentation den öffentlichen und den wissenschaftlichen Diskurs beeinflussen. Wenn Churchill den bitterbösen Titel des nationalen Bestsellers in seiner Parteitagsrede bemühte, dann schwang unweigerlich auch jener Satz mit, mit dem die Autoren des Pamphlets einst jene Minister aufgefordert hatten, zu ihrer Verantwortung zu stehen, die trotz ihrer Rolle in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre in den ersten beiden Kriegskabinetten einen Platz gefunden hatten: „Let the guilty men retire.“1492

Man war also wieder inmitten der großen Diskussionen des letzten Jahrzehnts. Obwohl die Ausgangslage eine ganz andere war, zur Instrumentalisierung für die eigenen Interessen taugten sie allemal. Ließ man die Invektiven und den maßlosen historischen Vergleich indes beiseite, dann war der Kritik des Oppositionsführers, auch wenn sie letztlich zu kurz griff, eine gewisse Berechtigung gar nicht abzusprechen. Losgelöst vom spezifischen Kontext, fügten sich die neuen Maßnahmen in die bestehenden Vorgaben. Zu einer radikalen Abkehr kam es erst einige Jahre später, als das Kabinett während des Koreakrieges unter veränderten Voraussetzungen ein massives Aufrüstungsprogramm auf den Weg brachte und die Fähigkeit zur Kriegführung in den Mittelpunkt rückte. Im Herbst 1948 hielt die Regierung jedoch an ihren langfristigen Plänen fest; und das hieß: Während die Armee „von der Substanz lebte“,1493 setzte die politische Führung – in der Hoffnung, von einem großen Krieg verschont zu bleiben – auf eine Strategie der militärischen Abschreckung.1494

Wenn Churchill seinem Nachfolger verteidigungspolitische Halbheiten vorwarf, dann entsprach das durchaus der Realität. Paradoxerweise hätte ihm nicht einmal Attlee widersprochen. Schließlich hatte sich der Premierminister gemeinsam mit seinem Außenminister bewusst dazu entschieden, auf halbem Weg stehen zu bleiben und die Forderungen der führenden Militärs nach einem Kurswechsel zurückzuweisen; und das aus nachvollziehbaren Gründen. Erstens beruhte ihre Entscheidung, anders als die Überlegung des Oppositionsführers, auf der Prämisse, einen Krieg vermeiden und deshalb ein aus subjektiver Perspektive überschaubares militärisches Risiko eingehen zu können. Zweitens waren sie nach lang gehegten Bedenken nunmehr davon überzeugt, dass die Vereinigten Staaten, sollte es gleichwohl zum Krieg kommen, dieses Mal nicht nur von Beginn an an ihrer Seite kämpfen, sondern auch die militärische Last tragen würden. Drittens schließlich mussten sie sich, anders als der Premier im Wartestand, jeden Tag von neuem dem zentralen Dilemma der britischen Verteidigungspolitik stellen, also der Frage, wie sich ein angemessenes Gleichgewicht zwischen dem militärisch Erforderlichen und dem wirtschaftlich Vertretbaren herstellen ließ.

Ihr Handlungsspielraum war dabei begrenzt. Würden sie das Ruder herumreißen und den Haushalt zugunsten des Verteidigungsressorts umschichten, dann würden sie angesichts der damit zwingend einhergehenden personellen und materiellen Ressourcen nicht nur den wirtschaftlichen Wiederaufbau abrupt zum Stillstand bringen, sondern auch die finanzpolitischen Fundamente ins Wanken bringen, auf denen ihre Fähigkeit beruhte, militärische Macht überhaupt und vor allem dauerhaft zu generieren. Und das war noch nicht einmal alles. Denn eng verbunden mit den wirtschaftlichen waren weit reichende gesellschaftspolitische Überlegungen.

Öffentlich wollte sich kein Kabinettsmitglied dazu bekennen, weder in der außen- noch in der verteidigungspolitischen Generaldebatte vom 22./23. September. Zu groß waren die Bedenken, dem Oppositionsführer in die Karten zu spielen, zu groß aber auch die inhaltlichen Differenzen zwischen Attlee und Bevin auf der einen und Alexander und Shinwell auf der anderen Seite. Während es den einen bereits schwergefallen war, neue Maßnahmen auf den Weg zu bringen, gingen den anderen die Beschlüsse nicht weit genug. Nach außen präsentierten sie jedoch ein einheitliches Bild. Sie rechtfertigten ihr Handeln. Sie begründeten es nicht. Und von einem verteidigungspolitischen Dilemma war schon gar nicht die Rede1495 – ganz so, als fürchteten sie, im Wettstreit um das bessere Argument unterliegen zu können; oder, schlimmer noch, als wären sie gezwungen, die Fassade imperialer Größe aufrechtzuerhalten, um der Bevölkerung den ernüchternden Blick hinter die maroden machtpolitischen Kulissen zu ersparen.

Das änderte sich, als Richard Crossman das Wort ergriff. Leidenschaftlich mahnte er die „Stammtischstrategen“ auf beiden Seiten des Hauses, die Forderung nach einem Ultimatum an die Adresse Moskaus nicht länger zu erheben und das Gerede von der Unvermeidbarkeit eines Krieges einzustellen. Weil er die Schlachten der Vergangenheit nicht erneut schlagen wollte, erklärte er kurzerhand alle Abgeordneten zu überzeugten Anti-Appeasern; und nebenbei kassierte er die zentrale Forderung des von ihm mit verfassten Keep Left Pamphlets aus dem Vorjahr: ein sozialistisches Europa als eigenständige Kraft zwischen den USA und der Sowjetunion. Entschiedener hätte Crossman sich kaum von seiner früheren Haltung distanzieren können. Damit war der Blick frei auf sein eigentliches Thema, das zentrale Dilemma der britischen Verteidigungspolitik.

The problem is how to undertake military rearmament without militating against the provision of weapons for winning the ‚cold‘ war. The weapons for winning the cold war are the things required for social reconstruction in Europe. There is no other way of defeating Communism. […] If we rearm we shall have Communists in this country. The people will not take it. […] The real difficulty is that we cannot have the weapons both for the hot and for the cold war. […] [T]his dilemma […] is insoluble in terms of a national economy.

Doch statt zu resignieren, für eine Strategie des Rückzugs zu votieren und den sozialistischen Idealen zu frönen, folgte ein ganz anderes Plädoyer:

We cannot achieve our socialist objectives, as some of us hoped we could, by any policy of neutrality. […] We cannot responsibly do that, and I want to say bluntly that I believe it is necessary for some of us here to change our views. […] In order to have the diplomatic strength we require, we must have military strength. [… We must be] strong economically and strong militarily – and our job in the next five years is to retain our military strength, while keeping our military commitments to a minimum, and making the Americans pay for them. And that is possible. A year ago nobody believed the Marshall Plan was possible. Why should not this be possible, too? Why should we believe we cannot get it? If we cannot get that, there is no way out of our dilemma.1496

Im Grunde tat Crossman nichts anderes, als die Argumente Attlees und Bevins in die Öffentlichkeit zu tragen;1497 und das mit einer entwaffnenden Offenheit, die, gerade weil sie den fehlenden Handlungsspielraum des Vereinigten Königreichs so schonungslos aufzeigte, der Kritik des Oppositionsführers vorzeitig den Wind aus den Segeln nahm. Ausgerechnet einer Ikone der Linken gelang es, die Debatte zu versachlichen und die überwältigende Mehrheit der Abgeordneten hinter den Kurs der Regierung zu scharen; also auch die Parteilinke und die Parteigänger Churchills, denen er, der radikale Pazifist und Wortführer eines subtilen Antiamerikanismus von gestern, sich heute als geläuterter Realpolitiker präsentierte.

Dazu gehörte freilich auch die Erkenntnis, dass das europäische Gleichgewicht, das London einst im Konzert mit anderen europäischen Mächten geprägt hatte, zu einem Teilaspekt der globalen Strategie externer Mächte geworden war. Das eigene Streben war jetzt primär darauf ausgerichtet, die Vereinigten Staaten zu verpflichten, den freien Teil des europäischen Kontinents als Teil ihrer selbst zu betrachten. Die hegemoniale Stellung Washingtons wurde, wenn auch zunächst noch zögerlich, als eine Art Tauschgeschäft dafür akzeptiert, dass die USA bereit waren, Europa militärisch zu schützen. Ihre eigene Militärmacht, so hat Henry Kissinger pointiert festgehalten, bauten die europäischen Staaten weniger zur Stärkung der gemeinsamen Verteidigungsfähigkeit als vielmehr dazu aus, die Entscheidungen des Verbündeten zu beeinflussen; also quasi als Eintrittskarte zur Diskussion über den Einsatz des amerikanischen Abschreckungspotentials. So gesehen untermauerte sogar der Aufbau einer eigenen britischen nuklearen Streitmacht, der für das globale Kräftegleichgewicht letztlich irrelevant war, primär den Anspruch, am Tisch der beiden Großen sitzen und mitentscheiden zu dürfen.1498

Churchills Alternativrezepte fanden Erwähnung, aber kein Gehör – nicht in der eigenen Partei, nicht in der Bevölkerung und auch nicht in den Kommentarspalten von Fleet Street. Vielmehr suchten Regierung und Opposition, Politik und Militär demonstrativ den Schulterschluss. An vier aufeinanderfolgenden Tagen riefen Alexander, Eden, Montgomery und Tedder die Bevölkerung vom Balkon des Mansion House in der ersten Oktoberwoche dazu auf, sich für das freiwillige Reserveheer zur Landesverteidigung (Territorial Army) registrieren zu lassen.1499

Eröffnet hatte die landesweite Kampagne der Daily Mirror. Auf zwei martialisch gestalteten Sonderseiten hatte das neben Beaverbrooks Daily Express auflagenstärkste Massenblatt des Landes an die patriotische Pflicht der nach 1945 aus den Streitkräften entlassenen Landsleute appelliert: „The sensible thing is to be prepared, to get ready in time and to take no chances. Will YOU help? […] IT’S YOUR EXPERIENCE AND YOUR SKILL THE COUNTRY NEEDS NOW!“1500 Von einer generellen Mobilmachung konnte jedoch nicht einmal ansatzweise die Rede sein. Penibel achtete die Regierung darauf, das Taktische vom Strategischen zu trennen. Anders als vor dem Ersten Weltkrieg sollte die Militärplanung der Diplomatie nicht davoneilen.

Am Ernst der Lage änderte das freilich nichts. Im Gegenteil: In dem Moment, in dem Morrison die Abgeordneten über die neuen Maßnahmen informierte, veränderte sich die Tonlage in den Tages- und Wochenzeitungen. „The international outlook is desperately serious. […] This will be an anxious autumn“, schrieb der liberale Manchester Guardian und ergänzte: „We are moving beyond the war of nerves into something far more dangerous and acute.“1501 Fast wortgleich notierte der liberale Economist : „With information came indignation and fear, for the first time something resembling a war scare.“1502 Wenige Tage später sekundierte die konservative Times: „On all sides to-day there is the deepest anxiety. Although no one thinks that open war is probable, the danger of it is sensed for the first time“,1503 während der linke Daily Mirror festhielt: „War is unthinkable – but that does not mean it is impossible.“1504 Das Leib- und Magenmagazin der Linksintellektuellen, der New Statesman, ergänzte schließlich in tiefen Molltönen: „Unacknowledged anxiety, indistinguishable from apathy, has now given way to the undisguised talk of war. […] [W]e face the possibility of a struggle leading to world-wide destruction which, almost in passing, would obliterate civilization in this country and throughout Western Europe.“1505

So besorgt die Presse die Verschärfung der internationalen Lage auch verfolgte, so entschieden befürwortete sie den Kurs der Regierung. „Twelve months ago“, kommentierte der Manchester Guardian stellvertretend für viele,

we might have found plausible excuses for leaving Berlin; we can find none now, for with Western Germany recovering and with the extraordinary rise in Berlin’s faith in the West the fate of Western democracy has become indissolubly bound up with resistance to Russian aggression at this point.1506

Bevin sah sich in seiner Haltung bestätigt. Mit einem breit abgestützten Mandat reiste er am 20. September zu den Gesprächen über das weitere Vorgehen der Westmächte nach Paris. Am Vortag hatte er Douglas zu sich gebeten, um schon vorab Einfluss auf die amerikanische Position zu nehmen. In den ersten Krisenwochen hatte sich dieser Ansatz bewährt. Douglas war für ihn Resonanzboden und Transmissionsriemen in einem. Jetzt, da die Verhandlungen gescheitert waren, wollte er die US-Regierung auf eine „langfristig ausgerichtete Politik“1507 verpflichten und damit der in Washington vorherrschenden Neigung entgegenwirken, nicht zuletzt aufgrund der bevorstehenden Präsidentschafts- und Kongresswahlen allenfalls in Wochen, wenn nicht sogar nur in Tagen zu denken.

Zunächst erklärte er sich bereit, die Weiterleitung des Streitgegenstandes an den Sicherheitsrat oder die Generalversammlung der Vereinten Nationen in Betracht zu ziehen. Auch über einen erneuten Notenaustausch mit Moskau als Teil einer Schlacht um die Deutungshoheit in der Öffentlichkeit und über die von Clay ins Spiel gebrachte Einführung der D-Mark in den Westsektoren konnte gesprochen werden, also über eine Teilung des Berliner Währungs- und Wirtschaftsgebiets als Konsequenz der sich immer deutlicher abzeichnenden politischen Teilung der Stadt.1508

Allerdings hielt er all das für Quisquilien, mit denen er sich nicht lange aufhalten wollte. Mit keiner der genannten Maßnahmen würden die Westmächte nämlich ihrem Ziel, dem Ende der Blockade, näher kommen. Bevins eigentliches Anliegen war ein ganz anderes: der Ausbau der Luftbrücke. Seit der zweiten Krisenwoche hatte er dieses Anliegen wie eine Zauberformel stets von neuem vorgetragen; zunächst nur intern und eher zögerlich, dann optimistischer im Gespräch mit den Kollegen der Brüsseler Vertragsstaaten und schließlich mit wachsender Ungeduld im Austausch mit der US-Regierung. Im Kabinett hatte er zehn Tage zuvor erklärt, die Vorbereitungen für eine Fortsetzung der Luftbrücke im Winter seien bereits angelaufen.1509 Mit der Realität hatte das zwar wenig zu tun. Doch es zeigte noch einmal, in welche Richtung Bevin dachte. Bereits Mitte August hatte Strang die Überlegungen seines Ministers in wenigen Sätzen zusammengefasst:

He thinks that we are going to pull through this crisis by sitting tight in Berlin, increasing the air lift, strengthening our position in the Western sectors, building up Western Germany, and by going on arguing stoutly with the Russians on a Four Power basis. […] He thinks that it is by such methods that we shall eventually convince the Russians that they cannot bluff or bully us out of Berlin, and when they do realise this it may be easier to reach a settlement with them about the German problem as a whole.1510

Von alternativen Optionen war erst gar nicht die Rede gewesen; auch jetzt nicht, da Bevin dem amerikanischen Botschafter seine Vorstellungen zur Weitergabe an Marshall diktierte.

Das war die eine, die inhaltliche Seite seiner Überlegungen. Auch die andere, die prozedurale, folgte einem bekannten Muster. Denn einmal mehr wollte Bevin über den Entscheidungsprozess Einfluss auf die Entscheidung selbst nehmen. Deshalb regte er an, die bislang an den Verhandlungen beteiligten westlichen Akteure nach Paris einfliegen zu lassen, so dass neben den Außenministern auch die Vertreter des Londoner Koordinierungsausschusses, die Moskauer Unterhändler und die Militärgouverneure in die Beratungen eingebunden werden konnten.

Dabei ließ er sich von vier Gedanken leiten. Zunächst sollten die in den Verhandlungen gewonnenen Sachinformationen und die persönlichen Eindrücke zu einer umfassenden Bestandsaufnahme gebündelt werden. Saßen alle Akteure erst einmal an einem Tisch, dann ließ sich auch der zeitintensive Austausch von Telegrammen vermeiden, der die Beteiligten in den letzten Wochen rund um die Uhr auf Trab gehalten hatte. Die mit den Mühen multilateraler Entscheidungsprozesse einhergehenden Begleiterscheinungen hatten Spuren hinterlassen. Mangelnde Transparenz war zum Treibsatz für Fehlwahrnehmungen, Fehlwahrnehmungen zum Auslöser für Missverständnisse, Missverständnisse zum Impulsgeber für Irritationen und Irritationen zum Motor wachsenden Misstrauens geworden. Dieser negativen Spirale wollte Bevin Einhalt gebieten. Doch damit allein war es nicht getan. Mit seinem Vorstoß sollten auch die Fliehkräfte im westlichen Lager gebändigt und alle auf einen Kurs verpflichtet werden. Seine letzte Überlegung zielte schließlich auf die sowjetische Regierung. Die geballte Präsenz westlicher Außenminister, Militärgouverneure, hoher Ministerialbeamter und diplomatischer Unterhändler an ein und demselben Ort unmittelbar vor Eröffnung der Generalversammlung der Vereinten Nationen sollte Stalin und Molotov „auf dramatische Weise“1511 den Ernst der Lage vor Augen führen.





Noch vor seiner Abreise aus Washington gab Marshall seine Zustimmung. Auch Schuman schloss sich den prozeduralen Vorstellungen seines britischen Kollegen an.1512 Dass der amerikanische Außenminister darüber hinaus mit einem klaren inhaltlichen Konzept, das einer Selbstverpflichtung gleichkam, in die französische Hauptstadt reiste, wusste Bevin nicht.

8. Marshalls Selbstverpflichtung

Das Treffen der Außenminister und ihrer Stäbe im Quai d’Orsay am frühen Abend des 21. September war das erste seit dem Londoner Außenministerrat im Dezember 1947. Wie keines zuvor war es zugleich ein Spiegelbild der machtpolitischen Verhältnisse: hier der Repräsentant der über scheinbar unbegrenzte Ressourcen verfügenden Supermacht, der keinen Zweifel daran ließ, wer das Sagen hatte; dort der strategische Kopf einer Weltmacht im Niedergang, der schon regierungsintern bei Schatzkanzler Cripps um jedes Pfund Sterling für die Begleichung der Rechnungen der gecharterten Fluggesellschaften kämpfen und sich nun extern in die Rolle des Juniorpartners fügen musste, weil „die Russen […] uns in eine engere Verbindung mit den Amerikanern gezwungen haben, als wir das wollten“;1513 für die gastgebende Nation schließlich ein bis auf weiteres noch verkannter Visionär, der angesichts der inneren Zerrissenheit und der äußeren Schwäche seines Landes froh war, überhaupt noch gehört zu werden.

Als Marshall das Wort ergriff, waren die Irritationen der letzten Wochen plötzlich verflogen. Mit einer Selbstverständlichkeit, die den eigenen Willen zum Gesetz erhebt, und einer Gelassenheit, die jeden Zweifel bereits im Keim erstickt, verkündete er seinen Kollegen: „Wir befinden uns auf dem Weg zum Sieg.“1514 Überall, vor allem aber in Deutschland, verlören die Russen an Boden, während die Westmächte große Fortschritte machten.1515

Dann widmete er sich dem weiteren Vorgehen der Westmächte in Berlin. Auch hier hätte der Leitsatz nicht kategorischer formuliert sein können: „Wir haben die Blockade mit der Luftbrücke gebrochen.“ Es gebe „absolut keinen Zweifel“, die Operation fortsetzen und den Bedarf der Westsektoren decken zu können – auch im Winter, selbst bei schlechtem Wetter, mehr noch: „solange wir das wollen.“ Nicht einmal die finanziellen Aufwendungen bewegten sich in einem Rahmen, den man eigentlich erwarten müsse.

Seit Wochen hatte Bevin auf diese Nachricht gewartet. Deshalb hakte er lieber noch einmal nach und erkundigte sich nach genauen Zahlen. Doch auch darauf war Marshall vorbereitet. 7000 Tonnen täglich, lautete die Antwort, ab sofort; und 8000 Tonnen, sobald die C-54 die C-47 ersetzt hätten, was in absehbarer Zeit der Fall sein werde. Wenn dann auch noch der neue Flugplatz im französischen Sektor zur Verfügung stehe, werde sich die Lage vor Ort „erheblich entspannen.“1516 7000 bis 8000 Tonnen pro Tag – das war exakt jene Zahl, auf die der britische Außenminister die Vertreter der US-Luftwaffe und Botschafter Douglas im August hatte verpflichten wollen; und zugleich jene Tonnage, die die Westsektoren bis zum Beginn der Blockade täglich aus den westlichen Zonen auf dem Landweg erreicht hatte. Wer wollte da ad hoc noch Bedenken anmelden?

Im historischen Rückblick markiert die Beratung vom 21. September 1948 eine Zäsur. Während die strategischen Ziele – vom Aufbau eines westdeutschen Teilstaates über den Verbleib in Berlin bis zur Vermeidung einer militärischen Eskalation – unangetastet blieben, gewann die Luftbrücke eine neue Bedeutung. Bislang hatte die amerikanische Regierung ihr nur eine Funktion beigemessen: Sie sollte Spielraum für eine diplomatische Lösung schaffen. Der eigentliche Durchbruch sollte also auf dem Verhandlungsweg erzielt werden. Für nicht wenige in Washington hieß das im Umkehrschluss: Waren die Gespräche erst einmal gescheitert, dann hatte auch die Luftbrücke ausgedient. Diese Prämisse wurde jetzt, da die Verhandlungen tatsächlich in eine Sackgasse geraten waren, verworfen. Stattdessen setzte Marshall fortan, wie Bevin bereits zuvor, darauf, Stalins Willen mit der Luftbrücke und der Moral der Bevölkerung in den Westsektoren zu brechen.

Die Politik der Zermürbung wurde somit zur langen Bank, auch und nicht zuletzt aus Mangel an zielführenden Alternativen. So betrachtet war Marshalls Zusage, der Luftbrücke künftig höchste Priorität einzuräumen, bis auf weiteres auch eine Absage, mit militärischen Mitteln gegen die sowjetische Blockade vorzugehen.1517 Deshalb, aber auch nur deshalb, fiel es Bevin am Ende leicht, dem wochenlangen amerikanischen Drängen nachzugeben und den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen mit der Krise zu befassen – also nicht etwa, weil er sich davon plötzlich einen diplomatischen Durchbruch erhofft hätte, sondern weil er, anders als in den zwei Wochen zuvor, nicht mehr befürchten musste, die Regierung Truman suche den kurzen Weg in den Krieg.

Ein Ende der Krise stand damit zwar nicht bevor. Stalin würde wohl und nicht zum ersten Mal auf die kalte Jahreszeit setzen und den „starken psychologischen Einfluss“,1518 den die täglich in geringer Höhe über die Stadt fliegenden schweren Transportmaschinen selbst nach Einschätzung eines Vertreters der SMAD auf die Berliner Bevölkerung ausübten, möglichst lange ignorieren.

Letztlich arbeite die Zeit in ganz Deutschland aber für die Westmächte.1519 Wenn das so war, dann war es nur konsequent, die Verhandlungen zu beenden, ohne dabei den Kontakt abreißen zu lassen. Schließlich bot die Weltorganisation als eine Art Schallverstärker des Krisenbewusstseins nicht nur den Westmächten eine willkommene Plattform, um die Sowjetunion an den Pranger zu stellen. Auch dem Krisenverursacher hielt sie eine Hintertür offen, um zu einem ihm geeignet erscheinenden Zeitpunkt auf informeller diplomatischer Ebene einen Ausweg aus der Krise zu sondieren, ohne dabei sogleich das eigene Gesicht zu verlieren.

Nur musste der Kreml zunächst einmal zu der entsprechenden Einsicht gelangen; und das konnte dauern. Aus westlicher Sicht war das jedoch unerheblich. Denn der eigentliche Zauber der Strategie der Zermürbung lag ja gerade darin, dass Zeit keine Rolle mehr spielen sollte. Ausschlaggebend für den Erfolg waren vielmehr die zur Verfügung stehenden Ressourcen, mit denen der Gegner künftig überall in die Schranken gewiesen werden sollte, und zwar prinzipiell so lange, bis er unter der Last der seinerseits aufzubringenden Ressourcen zusammenbrechen und im Konflikt der Systeme seine Niederlage einräumen würde.

Insofern reichte Marshalls Zusage vom Abend des 21. September 1948 über den Kontext der Krise hinaus. Konsequenterweise erklärte sich seine Regierung wenige Wochen später bereit, verbindliche Vertragsverhandlungen über ein transatlantisches Bündnis auf- und damit die Rolle als Führungsmacht der westlichen Welt anzunehmen.1520 Bis auf weiteres ketteten die Vereinigten Staaten also ihr eigenes Schicksal an das des europäischen Kontinents. Allen gegenteiligen Beteuerungen zum Trotz gaben sie damit zugleich zu verstehen, dass sie zur Wahrung des Friedens und der internationalen Sicherheit nicht auf die hehre Doktrin der kollektiven Sicherheit, sondern auf das einst so verpönte Konzept des machtpolitischen Gleichgewichts setzten. Dem skeptischen Kongress mochte die Regierung wenige Monate später den Washingtoner Vertrag als nachgeordnetes Mittel zum übergeordneten Zweck, zur Umsetzung des Prinzips der kollektiven Sicherheit, verkaufen. An der Tatsache, dass die westliche Allianz als Antwort auf einen Konflikt konzipiert wurde, den der „Verband der Nationen“ (Woodrow Wilson) gerade nicht zu lösen vermochte, weil seine führenden Vertreter zugleich Konfliktpartei waren und nicht zuletzt deshalb keine Verständigung über die Auslegung und Anwendung der drei Jahre zuvor gemeinsam verabschiedeten Regeln und Normen erzielen konnten, änderte das freilich nichts.

Was im Rückblick von Jahrzehnten als Zäsur identifiziert werden kann, war aus der Objektivität ausschließenden Nähe persönlicher Erfahrung, also aus der zeitgenössischen Perspektive, mit Unsicherheit verbunden. Dabei wussten Marshalls Gesprächspartner gar nicht, dass sich der amerikanische Außenminister mit seiner Erklärung, die Westsektoren ab sofort mit einer täglichen Luftfracht von 7000 bis 8000 Tonnen zu versorgen, nicht einmal auf einen Kabinettsbeschluss stützen konnte. Der Nationale Sicherheitsrat hatte zwar just an dem Tag, an dem die Militärgouverneure ihre Verhandlungen in Berlin abgebrochen hatten, empfohlen, 75 weitere und damit insgesamt 200 C-54 Skymaster für die Operation Vittles zur Verfügung zu stellen. Allerdings stand der Vorschlag unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Stabschefs; und deren Skepsis war hinlänglich bekannt. Über Wochen zögerten sie die Entscheidung hinaus. Und selbst dann bewilligten sie zunächst nur 40, später 50 der empfohlenen 75 Flugzeuge. Noch am 23. September wartete General Clay auf deren Eintreffen in Deutschland.1521

Dass die Westsektoren prinzipiell dauerhaft aus der Luft versorgt werden konnten, daran bestand auch unter den führenden Militärs im Pentagon kein Zweifel mehr. Wenn sich die Stabschefs gleichwohl bis weit in den Oktober hinein gegen einen weiteren Ausbau der Luftbrücke wehrten, dann hatte das andere Gründe. Es waren dieselben sicherheitspolitischen Bedenken, die ihre britischen Kollegen zu Beginn der Blockade ins Feld geführt hatten. Konzentrierten sie bis zu 60 Prozent ihrer Lufttransportflotte an einem einzigen Krisenherd, dann gingen sie das Risiko ein, im besten Fall kurzfristig nicht auf andere Gefahren mit der erforderlichen Flexibilität reagieren zu können und im schlimmsten Fall das Gros der eigenen Transportmaschinen durch gezielte militärische Schläge des Gegners zu verlieren. Sogar von der Gefahr „eines zweiten ‚Pearl Harbor‘“1522 war kurzzeitig die Rede.

Wenn Marshall sich am 21. September auf eine tägliche Leistung von mindestens 7000 Tonnen festlegte, dann nahm er also nicht nur eine Entscheidung vorweg, die der Nationale Sicherheitsrat gegen die Empfehlung der Stabschefs erst einen Monat später treffen sollte.1523 Er nahm auch das Risiko, das die führenden Militärs scheuten, in Kauf, und zwar primär, weil er davon überzeugt war, dass die sowjetische Regierung allein schon aus Furcht vor dem Einsatz der amerikanischen Atombombe einer militärischen Konfrontation mit dem Westen aus dem Weg gehen werde.1524 Richtig daran war folgendes: In dem Moment, in dem das westliche Berlin tatsächlich aus der Luft versorgt werden konnte, lag die Last der militärischen Eskalation erneut auf Stalins Schultern; und dann kam die Glaubwürdigkeit der westlichen Abschreckungsdoktrin ins Spiel. Auch deshalb hatte die Regierung Truman bereits in den ersten Augusttagen die bis dahin in der amerikanischen Zone stationierte dritte Gruppe der B-29 Bomber nach England verlegt. Zu exponiert erschienen ihr die Stützpunkte im Westen Deutschlands.1525 So aber hatten die militärstrategischen Planer jederzeit eine Bomberflotte mit einem enormen Zerstörungspotential und einer großen Reichweite in der Hinterhand. Unverändert folgte Washington also jener strategischen Logik, die George Kennan im Februar 1946 vorgegeben hatte:

[I]f the adversary [i.e., the West, V.M.] has sufficient force and makes clear his readiness to use it, he rarely has to do so.1526

Das aber war nur die eine Seite der Medaille. Ad hoc von größerer Bedeutung war die Frage, wie realistisch die in Aussicht gestellte Tonnage tatsächlich war. Marshall hatte zwar davon gesprochen, seine Zahlen seien das Ergebnis sorgfältiger Beratungen. Alle Mitglieder der britischen Delegation kannten aber auch die Luftfracht des laufenden Monats; und die reichte kaum an 4500 Tonnen pro Tag heran, also an jene Zahl, die Clay bereits zwei Monate zuvor für die letzten Julitage in Aussicht gestellt hatte. Selbst nach Clays Einschätzung entsprach ein Tagesansatz von 4500 Tonnen aber gerade einmal dem „absoluten Minimum“,1527 um das Überleben der Westsektoren im Winter zu garantieren. Wenn man dann auch noch in Betracht zog, dass der Herbst vor der Tür stand und bislang keine zusätzlichen Vorräte hatten angelegt werden können, dann musste jedem klar sein, wie angespannt die Lage in Wirklichkeit war.

Wie also ließ sich vor diesem Hintergrund die geradezu abenteuerlich anmutende Zusage Marshalls erklären? Über Wochen hatte Clay seine Vorgesetzten gedrängt, mehr und vor allem größere Flugzeuge in den Dienst der Luftbrücke zu stellen. Manche Mahnungen wurden ignoriert, andere auf die lange Bank geschoben, wieder andere positiv aufgenommen. Aber selbst dann blieben die Zusagen unter den Erwartungen, und meist trafen die Flugzeuge mit Verzögerung am Krisenschauplatz ein. Um der in Washington vorherrschenden Skepsis entgegenzutreten, gab es aus Clays Sicht nur eine Möglichkeit: Er musste die politische Führung davon überzeugen, dass die sowjetische Blockade mit der Luftbrücke gebrochen werden konnte.

In diesem Kontext kam dem 18. September, Air Force Day, eine besondere Bedeutung zu. Ein Jahr zuvor war die USAF als eigenständige Teilstreitkraft aus der Taufe gehoben worden. Jetzt verschmolzen Symbolik und Substanz, Entschlossenheit und Ehrgeiz zu einem Gemisch, das zum Treibstoff jener Entscheidung wurde, die Marshall drei Tage später im Kreis seiner Amtskollegen in Paris verkündete. Unter Einsatz aller verfügbaren Mittel flog die US-Luftwaffe bei guten Wetterbedingungen rund um die Uhr mehr als 5000 Tonnen nach Berlin, nahezu siebzig Prozent mehr als an normalen Tagen. Die Royal Air Force und die britischen Chartermaschinen übertrafen ihren Tagesschnitt des laufenden Monats um 100 Tonnen und kamen auf 1250 Tonnen. Nie zuvor waren mehr als 800 Transportflugzeuge innerhalb von 24 Stunden in Tempelhof und Gatow gelandet. Mehr als 6000 Tonnen an einem einzigen Tag – das war eine Leistung, die Ende Juni niemand für möglich gehalten hatte.

Die amerikanischen Verantwortlichen in Deutschland hatten die Aktion nicht mit ihren britischen Kollegen abgestimmt, wussten sie doch, dass das Vereinigte Königreich seine Kapazitäten schon seit Wochen ausgeschöpft hatte. Für sie gab es nur einen Adressaten: die eigene Regierung. Umgehend nahm Clay Kontakt mit Staatssekretär Draper auf: „This proves that we can last indefinitely in Berlin. […] Let’s do it.“1528 Noch am selben Tag sorgte sein Pressestab dafür, dass sich die Nachricht über die Transportzahlen wie ein Lauffeuer in der Stadt verbreitete; und damit es auch alle glaubten, erhielt jeder Haushalt in den Westsektoren eine Sonderzuteilung an Kohle. Zeitgleich lud die Militärregierung an ihren Stützpunkten Frankfurt Rhein-Main und Wiesbaden-Erbenheim zu einem „Tag der offenen Tür“ mit 15 000 Besuchern.

Ob am Ort des Krisengeschehens oder aus der vermeintlich sicheren Distanz – die Botschaft war klar und als solche eine unmissverständliche Antwort auf Reuters Appell an die „Völker der Welt“: Berlin war nicht Prag. Besetzte und Besatzer saßen in einem Boot. Bindung und Selbstbindung waren zwei Seiten einer Medaille. Und die Währung, mit der auf beiden Seiten bezahlt wurde, hatte einen Namen: Vertrauen. Doch das Ganze hatte auch seinen Preis. Denn mit jedem Flugzeug, das in Berlin landete, mit jeder Tonne Lebensmittel und Kohle, die die Stadt erreichte, und mit jedem Kaugummi und jedem Schokoladenstück, das an kleinen Fallschirmen aus Papiertaschentüchern auf eine wartende Kinderschar herabschwebte, schürten die Besatzer auch die Erwartungshaltung der Besetzten.1529

Ebendiese Erwartungshaltung konnte Clay sich in Kombination mit der Tonnage des 18. September aber zunutze machen, um den Druck auf seine Regierung zu erhöhen. Anders als im britischen Fall gingen die entscheidenden Impulse also einmal mehr vom Zentrum des Geschehens in Berlin aus und wirkten auf das Zentrum der Entscheidungsfindung in Washington.

Dabei wusste Clay, dass das außergewöhnliche Ergebnis eines Tages keine Extrapolation erlaubte. Im Gegenteil, mit den zur Verfügung stehenden Mitteln konnten, wie er zwei Tage nach Marshalls Zusage konstatierte, auf Dauer nicht einmal die eigenen Zielvorgaben eingehalten, geschweige denn Vorräte für den Winter angelegt werden.1530 Im Kontext der Pariser Beratungen hatte sich das noch ganz anders angehört. Marshall aber musste für den Ausbau der Luftbrücke gewonnen werden. Differenzierungen, Einschränkungen oder gar Bedenken hätten da nur gestört. Also rückte Clay die Tonnage des 18. September in den Vordergrund. Alles andere fiel unter den Tisch – und Marshall übernahm die ihm zugedachte Rolle.

Das gefiel nicht jedem, schon gar nicht denen, die bereits vor Wochen vor einem Kollaps der Luftbrücke gewarnt hatten. Unmut machte sich vor allem unter Bevins Beratern breit. Paradoxerweise sahen sie sich durch Marshalls optimistische Aussagen in ihrer pessimistischen Grundhaltung bestätigt. Denn niemand konnte sich die Zahl von 7000 Tonnen erklären. Deshalb machte die bange Frage die Runde, ob Clay und, gestützt auf dessen Rat, Marshall nicht nur mit verdeckten Karten spielten, sondern ihre Zahlen auch bewusst manipuliert hatten, um die Partner ruhig zu stellen. Stadtkommandant Herbert, der seit geraumer Zeit mit seinem US-Kollegen Howley über Kreuz lag, sprach nach einer ersten Schätzung von „grob falschen“1531 Angaben. Wenige Tage später korrigierte Robertson Clays Zahlen nach unten.1532

Tatsächlich entbehrte die von Marshall ad hoc in Aussicht gestellte Tonnage unter den gegebenen Umständen jeder seriösen Analyse. Einerseits fehlte es an Personal und Material. Andererseits war eine tägliche Luftfracht von 7000 bis 8000 Tonnen selbst dann unrealistisch, wenn die von Clay geforderten Flugzeuge und Crews kurzfristig zur Verfügung gestanden hätten. Schließlich rechneten alle Beteiligten damit, dass die Luftbrücke schon in wenigen Wochen, definitiv aber mit Einbruch des Winters, allenfalls zwei Drittel ihrer maximalen Leistungsfähigkeit erreichen würde.1533

Vor diesem Hintergrund verließen sich Bevins Berater auf das, was sie sahen und kannten. Das Versprechen auf eine Zukunft, die es nach ihrer Überzeugung nicht geben würde, blieb ihnen suspekt. Als der Außenminister jene Mitarbeiter, die seine Politik in den zurückliegenden Wochen in London, Moskau und Berlin vertreten hatten, in einer kurzfristig einberufenen Sitzung in Paris um ihre Einschätzung bat, hätte die Stimmung kaum gedrückter sein können. Jeder machte auf seine Weise deutlich, dass er Marshall und Clay für Hasardeure hielt, die alles auf eine Karte setzten, von der sie ihrerseits überzeugt waren, dass sie nicht stechen würde. Mit jedem Finger, der auf die Amerikaner zeigte, wiesen allerdings drei auf den eigenen Minister zurück. Über Bande spielen war in diesen Monaten eine verbreitete Praxis, um die eigene politische Führung doch noch von ihrem Kurs abzubringen.

William Strang hielt sich an sein Credo: Die Luftbrücke mochte Linderung versprechen, zu einer Lösung der Krise konnte sie jedoch nichts beitragen. Wie so häufig im direkten Gespräch mit seinem Minister blieb er gedanklich auch dieses Mal auf halber Strecke stehen und scheute davor zurück, die Konsequenzen seiner Überlegungen aufzuzeigen. Umso entschiedener äußerte sich Frank Roberts. Noch ganz unter dem Eindruck seiner Moskauer Mission gab er zu Protokoll, früher oder später werde es Stalin ohnehin gelingen, die Westmächte aus Berlin zu drängen.1534 War es unter diesen Voraussetzungen nicht allemal besser, so hatte er bereits zehn Tage zuvor angeregt, Berlin Berlin sein zu lassen und sich voll und ganz auf die westlichen Zonen zu konzentrieren?1535

Strang und Roberts hatten den Vorhang gehoben. Jetzt war die Bühne frei für den schärfsten Kritiker: General Robertson. Wochenlang hatte er seine letzte Hoffnung auf die Viermächteverhandlungen gesetzt. Spätestens am Abend des 21. September wurde ihm aber klar, dass neben Attlee und Bevin auch Marshall nicht bereit war, Stalin mit fadenscheinigen Kompromissen das Feld in Berlin zu überlassen. Mit voller Wucht kehrte das Trauma, sehenden Auges in einen fürchterlichen Krieg zu schlittern, das ihn seit Mitte Juli nicht losgelassen hatte, zurück. Wie kein anderer hatte er sich deshalb auf die Unterredung mit seinem Minister vorbereitet. Klar strukturiert und ganz bewusst mit zahlreichen Repetitionen versehen, hämmerte er seine schriftlich vorbereitete Botschaft in einem scheinbar nicht enden wollenden Monolog gleichsam nach Hause:

It is indeed a fact that the air-lift can provide no permanent answer to the blockade. It must fail in the end. Whether the morale of the people will collapse early or late is difficult to predict, but we must expect that it will fail eventually. […] What we should endeavour to do […] is so to represent matters that withdrawal when it comes appears in the light of a dignified and orderly conclusion to a well thought out policy. […] We must therefore watch the situation very carefully, recognising honestly that a withdrawal in the end is inevitable and judging our time for it well in advance.1536

Die Kernaussage war nicht neu. Doch Robertson setzte gerade auf die Konsistenz seiner Mahnungen, die bis in das Frühjahr zurückreichten. Zeitgleich ließ er keine Gelegenheit aus, innerhalb des Regierungsapparats nach Verbündeten und damit nach Multiplikatoren für sein Anliegen zu suchen.1537

Dabei gab es selbst in seinem engsten Umfeld Stimmen, die sich hinter vorgehaltener Hand von seinem penetranten Pessimismus distanzierten und davon überzeugt waren, die Luftbrücke auch im Winter aufrechterhalten zu können.1538 Das hielt ihn allerdings nicht davon ab, Anfang Oktober einen letzten Versuch zu unternehmen, Bevin doch noch umzustimmen. Bei genauer Betrachtung stand sein von Rastlosigkeit getriebener Rat für nichts anderes als Ratlosigkeit. Seine Interpretation der verfahrenen Verhandlungssituation folgte einer eigenwilligen Logik. Während er sich verbittert über die vermeintlich destruktive Haltung der Amerikaner beklagte, gab er sich zuversichtlich, mit der sowjetischen Regierung zu „einer durchaus zufriedenstellenden Vereinbarung“1539 kommen zu können. Damit widersprach er nicht nur seinem Minister, der das „Verhandlungskapitel“, ohne sich eine Hintertür offengehalten zu haben, zwei Wochen zuvor in seinem Beisein unmissverständlich für „geschlossen“1540 erklärt hatte. Er konterkarierte auch die zentralen Passagen jenes Berichts, den er selbst im Anschluss an die Berliner Verhandlungen mit Clay und Kœnig verfasst hatte.

In politischen Krisenzeiten ist Autosuggestion selten ein guter Ratgeber und schon gar kein überzeugendes Argument, andere für sich zu gewinnen. Tatsächlich stand Robertson mit seiner Einschätzung alleine da. Seine Glaubwürdigkeit in den eigenen Reihen war erschüttert, seine Rolle als ernst zu nehmender Ratgeber infrage gestellt. Doch es kam noch schlimmer. Denn nicht nur sein strategischer, auch sein taktischer Kompass war denkbar schlecht justiert: Ausgerechnet über die französische Regierung wollte er sondieren, ob Stalin nicht doch noch „zu einem Geschäft bereit“1541 war. Dabei galt Frankreich ob seiner „Irrationalität“1542 nicht nur in Londoner Regierungskreisen seit geraumer Zeit als unsicherer Kantonist. Bislang war es gelungen, Paris an Bord zu halten. Doch just Anfang Oktober, als die französische Regierung mit dem dritten Wechsel im Hôtel Matignon seit Ende Juli nach Monaten der politischen Paralyse wieder handlungsfähig war, war eine beunruhigende Nachricht im Foreign Office eingegangen.

Jean Chauvel, der Generalsekretär des Quai d’Orsay, hatte Oliver Harvey, den britischen Botschafter in Paris, um eine Unterredung gebeten. Rasch wurde klar, worauf Chauvel hinauswollte: einen Kurswechsel in der westlichen Berlin- und Deutschlandpolitik. Zwar plädierte er dafür, kurzfristig alles daran zu setzen, die westlichen Sektoren aus der Luft zu versorgen. Weil die Westmächte Berlin aber nicht dauerhaft halten könnten, sollten sie einen Rückzug bereits jetzt ins Auge fassen und sich fortan auf die westlichen Zonen konzentrieren. Dabei warb er für ein Tauschgeschäft: Die Westmächte würden Berlin aufgeben. Im Gegenzug sollte die sowjetische Regierung die Deutschen, die besonders eng mit den Westmächten in Berlin zusammengearbeitet hatten, ausreisen lassen und zudem den Weg für eine Viermächtevereinbarung über Österreich freimachen.1543

Chauvel ging es also nicht primär darum, die Verwundbarkeit der Westmächte vis-à-vis Moskau kurzfristig zu reduzieren. Vielmehr war er bemüht, die Krise zu nutzen, um eine langfristig tragfähige Konstellation zwischen den Konfliktparteien herbeizuführen. Dass er dabei offensichtlich sachfremde Inhalte miteinander zu verknüpfen gedachte, war das eine. Brisanter war der eigentliche Kern seines von machtpolitischen Überlegungen motivierten Vorstoßes, auf den er explizit mit keinem Wort einging: Der Verzicht auf Berlin war konzipiert als westlicher Beitrag zur Lösung der deutschen Frage auf der Grundlage einer dauerhaften Teilung des Landes.

Trotz gegenteiliger Beteuerungen spiegelte der Vorstoß alles andere als die rein persönliche Meinung eines Diplomaten wider. Tatsächlich hatte Chauvel einen Testballon steigen lassen. Das wurde klar, als Marshall, Schuman und Bevin wenige Tage später erneut zusammenkamen, um das weitere Vorgehen zu koordinieren. Wie sein Generalsekretär gab der französische Außenminister zu verstehen, dass er die Luftbrücke bestenfalls für ein fragiles Konstrukt hielt. Deshalb wollte er mit seinen Kollegen „mögliche Entwicklungen“ in Deutschland in Betracht ziehen, die über den Status quo und über den Verbleib in Berlin hinausreichten.1544

Wenn Robertson, der den Beratungen der Außenminister in Paris beigewohnt hatte, vor diesem Hintergrund die französische Regierung mit einer Sondierungsmission beauftragen wollte, dann begab er sich angesichts der ihm bekannten Haltung seines Außenministers zwingend auf Konfrontationskurs. Nichts lag Bevin ferner, als ausgerechnet Paris eine Schlüsselrolle zu geben. Denn was hätte Stalin mehr ermutigen können, „den Preis [für eine Einigung] in die Höhe zu treiben“, als noch so vage Anzeichen für westlichen Wankelmut?1545 Und was hätte den Anschein westlicher Selbstzweifel nachdrücklicher demonstrieren können, als ausgerechnet das schwächste Glied in der eigenen Kette alleine in Moskau vorsprechen zu lassen? Gerade weil Konfliktparteien stets das Kalkül des Gegners in Betracht zu ziehen haben, stieß Robertsons Vorschlag im Foreign Office auf breite Ablehnung. Noch bevor die Diskussion eine kaum zu kontrollierende Eigendynamik entfalten konnte, hatte der Außenminister dem Ansinnen seines Statthalters in Berlin eine ebenso knappe wie deutliche Absage erteilt.1546

Bevin war entschlossen, jede Diskussion über einen Kurswechsel bereits im Keim zu ersticken; zunächst im Kreis seiner Mitarbeiter, dann im Gespräch mit seinen Kollegen. Unerbittlich und im wahrsten Sinne des Wortes unbelehrbar bediente er sich dabei unter ausdrücklicher Bezugnahme auf bestehende Risiken einmal mehr jenes Arguments, das, moralisch aufgeladen und geschichtsmächtig zugleich, alle anderen in den Schatten stellte: die diskreditierte Politik des Appeasement.1547 Wenn es ihm sinnvoll erschien, beherrschte er die Fähigkeit, jede Tiefe an der Oberfläche zu verstecken. In der konkreten Situation hieß das freilich auch: Wo alles Gegenwart war, entstand kein Bogen, der die Tiefe der Zeit überspannen konnte. Wenn die Vergangenheit aber Gegenwart war, dann verdiente der Einspruch, selbst wenn er von genuiner Sorge gespeist wurde, keine moralische Schonung. Im Gegenteil, schon der leiseste Zweifel mutierte zum Verrat.

[…] dictatorial in manner and exuberant in utterance, with a streak of ferocity and a fund of native shrewdness, with every human instinct alive and unblunted, rollicking in his jollity and surly in ill-humour, as cunning as a peasant and yet, withal, as genuine as nature itself.1548

So hatte der Observer Bevin im Mai 1948 in einem der treffendsten zeitgenössischen Porträts charakterisiert; und genau so verhielt Bevin sich in den späten September- und frühen Oktobertagen. Von den Ängsten, die ihm noch Wochen zuvor die Nächte zum Tag hatten werden lassen und im State Department die Befürchtung mangelnder Verlässlichkeit genährt hatten,1549 war nichts mehr zu spüren. Jetzt, da Marshall mit dem Ausbau der Luftbrücke das weitere Vorgehen in seinem Sinne skizziert hatte, ging es darum, die Zweifel an seiner eigenen Entschlossenheit auszuräumen, Marshall seinerseits in die Pflicht zu nehmen, die französische Regierung an sich zu binden, den Deutschen im Westen und in Berlin den Rücken zu stärken und auf der Grundlage all dessen Stalins Kalkül zumindest langfristig zu verändern. Vor diesem Hintergrund konnte es ihm gar nicht schnell genug gehen, die neuen Erkenntnisse nach London und von dort in die Welt zu tragen. Einmal mehr hieß Kommunikation Kampf um die Köpfe.


9. Der Kampf um die Köpfe

Kommunikation war das entscheidende Stichwort, also die Frage, wie die vorliegenden Informationen in die gewünschte Richtung gelenkt werden konnten. Kabinettsintern nutzte Bevin seinen Informationsvorsprung als Herrschaftswissen; und Herrschaftswissen war, weil er die Rückendeckung seines Premierministers hatte, gleichbedeutend mit Kontrolle. Allein Attlee wurde von ihm detailliert auf dem neuesten Stand gehalten.1550 Der zu Beginn der Krise eingesetzte Kabinettsausschuss, der in den ersten Wochen regelmäßig getagt hatte, kam nur noch zusammen, um den Wortlaut diplomatischer Noten zu billigen.1551 Im Kabinett selbst war der Außenminister nicht selten ein redender Schweiger. Meist beschränkte er sich auf die Eckpunkte westlicher Krisenpolitik. Auch nach dem Scheitern der Berliner Verhandlungen war Bevin bemüht, der Krise jede Dramatik zu nehmen: kein Wort von einer Zuspitzung der Lage, kein Wort zur Skepsis seiner engsten Berater, kein Wort zu den diplomatischen Spannungen mit Washington und schon gar kein Wort über seine eigenen Sorgen und Ängste. Stattdessen spielte er auf Zeit; und das, obwohl den Westmächten die Zeit davonzulaufen schien.

Vor diesem Hintergrund war es nur konsequent, dass Bevin das Ergebnis seiner Pariser Gespräche den Kabinettskollegen am späten Vormittag des 22. September nicht etwa als Befreiungsschlag, sondern als Selbstverständlichkeit präsentierte, die sich nahtlos in seine bisherigen Darlegungen einfügte:

[A] realistic assessment of the resources available for supplying Berlin by air showed that supplies could be maintained at a reasonable level throughout the winter.1552

Bemerkenswert war sein Kernsatz in dreifacher Hinsicht. Erstens konnte er auf Aussagen verweisen, die bereits mehrere Monate zurückreichten.1553 Damit gab er zu verstehen, nicht nur vorausschauend gehandelt zu haben, sondern, was weit wichtiger war, nach wie vor Herr der Lage zu sein. Zweitens verließ er sich auf Marshalls Zusage, alles daran zu setzen, die Westsektoren weiterhin aus der Luft zu versorgen. Stillschweigend distanzierte er sich also von den Bedenken seiner Berater. Anders als Marshall, und das war der dritte Aspekt, legte er sich jedoch nicht auf konkrete Zahlen fest. Entscheidend war, dass die Luftbrücke aufrechterhalten werden konnte, und nicht, ob die Tonnage tatsächlich, wie Marshall in Aussicht gestellt hatte, an jene Fracht heranreichen würde, die die Stadt bis zum Beginn der Blockade aus den westlichen Zonen auf dem Landweg erreicht hatte. Bevin musste das Kabinett also nicht mit alternativen Szenarien befassen. Vielmehr billigten die Kollegen seine Ausführungen. Fragen gab es keine und schon gar keine Kritik.

Komplexer gestaltete sich die Kommunikation nach außen, galt es doch, unterschiedliche Zielgruppen zu berücksichtigen: neben den Hauptakteuren, also den Konfliktparteien und den Deutschen, auch und gerade im Hinblick auf eine mögliche Internationalisierung der Krise im Rahmen der Vereinten Nationen bislang nicht beteiligte staatliche Akteure; dann die Abgeordneten auf beiden Seiten des Unterhauses; darüber hinaus die Öffentlichkeit, primär, aber nicht nur, im eigenen Land; und schließlich die Medien, vor allem die nationalen Tages-, Wochen- und Sonntagszeitungen, die nicht als Spiegel der öffentlichen Meinung, wohl aber als Transmissionsriemen der öffentlichen Meinungsbildung von mehr als neunzig Prozent der Briten gelesen wurden.

Die späten vierziger und frühen fünfziger Jahre des 20. Jahrhunderts markieren die Blütezeit des britischen Zeitungsmarktes. Nie wieder sollten bis zu siebzehn Millionen Exemplare pro Tag verkauft werden.1554 Die populären Massenblätter hatten ihre Auflage seit den späten dreißiger Jahren noch einmal rasant steigern können. „Catering for short tea-breaks and even shorter attention spans“,1555 wie das Bonmot eines Beobachters lautet, lagen sie in der Lesergunst weit vor der traditionellen Qualitäts- und politischen Richtungspresse. 1948 machte ihr Marktanteil fast neunzig Prozent aus. Während ihre kurzen Leitartikel schriller daherkamen, räumten sie der eigentlichen politischen Berichterstattung weit weniger Raum ein als die kaum umfangreicheren Traditionsblätter. Selbst die bedeutenden Parlamentsdebatten, die in der Times spaltenweise im Wortlaut wiedergegeben wurden, wurden oft nur gestreift. Die internationale Berichterstattung erreichte mit vierzehn Prozent am Gesamtumfang gerade einmal die Hälfte dessen, was die Qualitätspresse auf ihren Seiten berücksichtigte.1556 Auch deshalb gehörte Letzterer die besondere Aufmerksamkeit der politischen Akteure. Stärker als die kommerziellen Massenmedien beeinflusste sie den außen- und sicherheitspolitischen Diskurs der Eliten, der sich seinerseits weitgehend auf das Londoner Biotop beschränkte.

Anders als das Radio mit rund elf Millionen Lizenzen war das Fernsehen in den späten vierziger Jahren noch kein Massenmedium, auch wenn es sich wachsender Beliebtheit erfreute. Während sich die Hälfte der Bevölkerung zu den Abendnachrichten der BBC um das Radio versammelte, erreichte das Fernsehen keine fünf Prozent der erwachsenen Bevölkerung. Erst in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre „saß [der Fernseher immer häufiger] wie eine Kröte in der Küchenecke“1557 – mit weit reichenden Folgen für das Informationsverhalten, für das politische, das kulturelle und das familiäre Leben.

„Moderne Öffentlichkeiten“, das bestätigen jüngere Untersuchungen, „definieren ein Spektrum von akzeptierten Handlungsmöglichkeiten, das nicht jede Einzelentscheidung festlegt, sicher auch selbst Wandlungen unterworfen ist, gegen das über einen längeren Zeitraum hinweg aber nicht verstoßen werden kann.“1558 Das gilt auch für das Krisenjahr 1948/49. So waren es eben nicht nur strukturelle Bedingungen des internationalen Systems, in deren Kontext sich die Regierung bewegte, sondern auch Weltbilder, Wahrnehmungsmuster und Wertvorstellungen, an deren Ausprägung die Öffentlichkeit beteiligt war: angelsächsischer Zivilisationsauftrag und special relationship; englisch-russischer Weltgegensatz und aggressiver deutscher Nationalcharakter;1559 die umstrittene und doch verbreitete These vom allgemeinen „Hineinschlittern in den brodelnden Kessel des Krieges“1560 und das nationale Trauma ‚München‘.

Wenn sich die Regierung mit ihrer Krisenstrategie in einem von der Öffentlichkeit weithin akzeptierten Rahmen bewegte, dann heißt das allerdings nicht, dass sie eine Erwartungshaltung bediente, weil die Informationsgesellschaft das von ihr gefordert hätte. Attlee und Bevin waren nicht Getriebene einer imaginierten oder medial determinierten Erwartungshaltung. Umgekehrt stützten sie ihre Argumente ganz bewusst auf wirkmächtige Narrative und Metaphern, um einerseits in einem Akt der politischen Rückversicherung der eigenen Nation den Puls zu fühlen und andererseits die Alternativlosigkeit ihres Kurses unter Beweis zu stellen.

Bevins dominante Stellung im politischen Entscheidungsprozess fand ihr Pendant in der zentral gesteuerten Krisenkommunikation nach außen. Nur in Ausnahmefällen äußerten sich Attlee und Morrison öffentlich zu spezifischen Aspekten der britischen Krisenpolitik. Das eigentliche Sprachrohr der Regierung war ihr Außenminister. Im Mittelpunkt stand dabei weniger die Information der Öffentlichkeit an sich als vielmehr die gezielte Beeinflussung des öffentlichen Diskurses.

Spätestens seit Januar 1948 war der Kalte Krieg auch ein „Krieg der Worte“1561 und der Krieg der Worte ein „Kampf um die Köpfe“.1562 Öffentlich ausgetragen und institutionell verankert, wurde er partiell mit verborgener Hand geführt. Nach dem Londoner Außenministerrat hatte Bevin dem Kabinett den Vorschlag unterbreitet, die Öffentlichkeit gezielt gegen den Kommunismus in Stellung zu bringen und dabei selbst in die Offensive zu gehen. Gestützt auf eine staatlich organisierte und gelenkte, wenn auch verdeckte Kampagne, sollte die Moral der antikommunistischen Kräfte in Europa, im Nahen Osten und in Asien gestärkt und der Einfluss Moskaus systematisch zurückgedrängt werden. Eine zunächst noch kleine Abteilung im Foreign Office mit dem unverdächtigen Namen Information Research Department (IRD), die in jedem Organigramm auftauchte, über deren eigentliche Tätigkeit aber nur Eingeweihte Bescheid wussten, sollte für drei Jahrzehnte zu Whitehalls Schaltzentrale der antikommunistischen Öffentlichkeitsarbeit werden.1563

Ivone Kirkpatrick wurde mit der Rekrutierung geeigneter Mitarbeiter beauftragt. Bereits im März 1948 bezogen die ersten ihre Büros im Dachgeschoss von 12 Carlton House Terrace, wenige Fußminuten von Downing und King Charles Street entfernt. Fünf Monate später bildeten sechzehn Mitarbeiter den Kern des IRD. Weitere wurden nach Bedarf hinzugezogen. Wie der erste Abteilungsleiter, Ralph Murray,1564 verfügten die meisten Mitarbeiter, unter ihnen Emigranten aus Osteuropa, über jahrelange Erfahrung in den Bereichen Nachrichtenbeschaffung und Propaganda, waren journalistisch versiert und sprachbegabt.

Auf der Basis nachrichtendienstlicher Erkenntnisse und diplomatischer Quellen stellten sie wöchentlich Dossiers zusammen, verfassten Hintergrundberichte für Zeitungen und Magazine, schrieben Sprechzettel für Mandatsträger und Texte für Radiosendungen – mit einer einzigen Stoßrichtung: „to systematically expose the myths of the Soviet paradise [… as] a gigantic hoax“.1565 Dabei hielten sie sich an den Grundsatz, dass öffentliche Kampagnen in demokratisch verfassten Staaten nur dann erfolgreich sein können, wenn der Kampagnenführer sich bei aller gezielt einseitigen Darstellung an überprüfbare Fakten hält, zumal dann, wenn er sich zur Erhöhung der Glaubwürdigkeit renommierter Vermittler als Multiplikatoren seiner Kernanliegen bedient, die nicht nur auf ihre eigene Reputation bedacht sein müssen, sondern sich im demokratischen System eo ipso als Kontrollinstanz verstehen.

Minister und andere Mandatsträger mit Analysen und Sprechzetteln zu versorgen und die Zweifler im linken Spektrum der Labour Party und in den Gewerkschaften mit erschütternden Dossiers über den real existierenden Kommunismus auf Trab zu bringen, war das eine. Etwas ganz anderes war es, die „Massen“,1566 die eigentliche Zielgruppe, zu erreichen, ohne dabei selbst offiziell in Erscheinung zu treten. Deshalb setzte das IRD auf die vertrauliche Kooperation mit als Katalysatoren identifizierten Multiplikatoren: mit sorgfältig ausgewählten Journalisten in Radioanstalten und Redaktionsstuben.

Eine zentrale Rolle kam dabei der BBC zu, insbesondere ihren Auslandsdiensten. 1926 zur öffentlichen Einrichtung geworden, war sie nicht nur „Soundtrack“,1567 Stimme, kreativer Geist und Aushängeschild einer ganzen Nation. Als verlässliche Nachrichtenzentrale, Forum politischer Debatten und Lehrstube für die Massen war sie auch die Rundfunkanstalt, der die Welt ihr Ohr und ihr Vertrauen schenkte. Bush House hatte einen guten Krieg gehabt und nebenbei die Nation zusammengeschweißt. Schon deshalb setzte Bevin zur Verbreitung der hausinternen Erkenntnisse und Anliegen auf die BBC.

Die Zusammenarbeit zwischen Foreign Office und BBC war seit Jahren institutionell verankert. Persönliche Netzwerke taten ihr übriges. Als kooptiertes Mitglied des Russland-Ausschusses des Foreign Office war der Chef der BBC-Auslandsdienste, Ian Jacob, seit Herbst 1946 mit sämtlichen Facetten der sowjetischen Politik vertraut. Während des Krieges hatte er Churchills Kabinett und im ersten Nachkriegsjahr den Verteidigungsausschuss militärisch beraten. Wie Ivone Kirkpatrick, sein wichtigster Ansprechpartner im Außenamt, der zeitweilig den European Service der BBC geleitet hatte, war Jacob Teil von Whitehalls Maschinenraum. Beide hatten früh erkannt, dass die BBC als medialer Leuchtturm der freien Welt im Kampf um die Köpfe einmal mehr eine wichtige Rolle übernehmen konnte, ohne dabei die Unabhängigkeit des Senders grundsätzlich infrage zu stellen. Jeder Rat, jede Empfehlung, jede Information und jedes Detail aus offizieller Quelle wurde in Bush House aufgesogen. Letztlich musste die BBC aber selbst entscheiden, auf welche der zur Verfügung gestellten Inhalte sie in ihrer Berichterstattung tatsächlich zurückgreifen wollte.1568 Dass die Trennlinie zwischen willkommener Information und gezielter Manipulation porös war, ergab sich allein schon aus den personellen Konstellationen, also aus den doppelten Hüten, die manche Akteure trugen. Das mochte problematisch sein; gewollt war es allemal.

Wenn die BBC weltweit zum wichtigsten Boten der Kernbotschaften des IRD wurde, dann übernahmen Journalisten der schreibenden Zunft diese Rolle an der Heimatfront. Nahezu alle großen Zeitungen, ob Massenblatt oder Qualitätspresse, ob Tages- oder Sonntagszeitung, ob im linken, liberalen oder rechten politischen Spektrum verortet, fanden sich auf dem Verteiler des IRD.1569 Allerdings lief der Kontakt nicht über die Redaktionsbüros, sondern auf der rein persönlichen Ebene. Sämtliche Dokumente und Hintergrundinformationen wurden den Adressaten in neutralen Briefumschlägen an ihre Privatanschrift geschickt. Nach außen gab der Absender seine Identität nicht preis. Diskretion war das oberste Gebot.

Um die Wirkung der eigenen Tätigkeit nicht zu konterkarieren, wurden die mit dem IRD kooperierenden Journalisten angehalten, unter keinen Umständen die Quelle ‚ihrer‘ Recherche offenzulegen. Natürlich kannten sie ihre Kontaktperson. Auch die Existenz des IRD war ihnen keinesfalls fremd. Dessen eigentliche und einzige raison d’être, die Beeinflussung der Öffentlichkeit, wurde jedoch selbst im persönlichen Gespräch nicht thematisiert.1570 Im Gegenteil: Unter dem Deckmantel strikter Verschwiegenheit wurde den meisten der Eindruck des privilegierten Zugangs zu vertraulichen Regierungsdokumenten vermittelt. Das Kalkül lag dabei nicht nur auf der Hand; es ging auch auf. Exklusivität generierte Loyalität, und Loyalität garantierte Verschwiegenheit. Doch damit allein war es nicht getan. Erst in der Kombination mit einem weitgehend identischen Weltbild zwischen Stichwortgeber, dem IRD, und Empfänger, dem Journalisten, das bei der Auswahl des als Multiplikator Identifizierten eine zentrale Rolle gespielt hatte, konnte der Plan auch aufgehen: die Publikation jener Inhalte, die unter staatlicher Ägide einzig und allein produziert wurden, um den öffentlichen Diskurs zu beeinflussen, ohne dabei selbst in Erscheinung zu treten. Erst in den siebziger Jahren, als der Kalte Krieg ein entspannungspolitisches Intermezzo erlebte und der Antikommunismus als vermeintliches Lebenselixier der Ewiggestrigen dem gesellschaftspolitischen Fortschritt und der ‚friedlichen Koexistenz‘ im Weg zu stehen schien, wurde die Tätigkeit des IRD einer breiten Öffentlichkeit bekannt.

Mit einiger Berechtigung lässt sich also konstatieren, dass zahlreiche Journalisten zum verlängerten Arm der staatlichen Öffentlichkeitsarbeit wurden. Ob sie sich dessen bewusst waren oder nicht, ist bei genauer Betrachtung jedoch nur von sekundärer Bedeutung. Denn als Kenner der Verhältnisse hinter dem Eisernen Vorhang waren viele nicht nur in der Lage, Qualität und Validität der ihnen zugeleiteten Dossiers zu beurteilen. Sie nahmen den nicht selten wie ein Mantra vor sich hergetragenen Anspruch, kritische Begleiter der politischen Zeitläufte zu sein, auch ernst, also auch den Umgang mit amtlichen Informationen.1571 Vor dem Hintergrund ihrer eigenen Weltsicht hieß das allerdings auch, dass sie sich gleichsam dazu berufen fühlten, ihre Leser über Wesen und Gefahren des Kommunismus im Allgemeinen und Stalins Sowjetunion im Besonderen aufzuklären. So gesehen waren sie überzeugte Komplizen der Regierung Seiner Majestät.

Problematisch war die fehlende Transparenz gegenüber der Öffentlichkeit. Quellenschutz gehört indes zum Selbstverständnis journalistischer Arbeit. Von zentraler Bedeutung war deshalb der verantwortungsvolle Umgang mit den Quellen. Bei aller kalkulierten Zuspitzung, bei aller gar nicht zu verkennenden volkspädagogischen Absicht wird man nicht von einer gezielten inhaltlichen Irreführung der Öffentlichkeit durch die von einer vermeintlich hegemonialen Staatsideologie getriebenen Eliten im Foreign Office sprechen können.1572 „Nachrichten“, hatte Lord Reith, Gründer und erster Generaldirektor der BBC sowie ehemaliger Informationsminister, bereits 1940 lapidar festgestellt, „sind [nun einmal] die Stoßtruppen der Propaganda.“1573 Und davon gab es wahrlich genug.

Entscheidend war vor diesem Hintergrund, dass die Fakten dem eigenen Weltbild nicht untergeordnet wurden. Bestätigten sie es hingegen, und das taten sie, dann konnten die mit dem IRD kooperierenden Journalisten sogar für sich in Anspruch nehmen, die Öffentlichkeit mit ebendiesen Fakten konfrontieren zu müssen: mit der Realität des Alltags, der Unterdrückung jedweder Opposition, der Brutalität von Zwangskollektivierung und Arbeitslagern, dem Aufbau von Polizeistaaten in Osteuropa und nicht zuletzt mit dem prinzipiell expansiven Charakter der sowjetischen Außenpolitik1574 – mit einer Realität also, in der nicht mehr Verführung, sondern nur noch Gewalt das Signum eines neuen Imperiums war. Denn längst hatte die Revolution begonnen, ihre Kinder zu fressen.

Von einem staatlich konstruierten Antikommunismus, so lässt sich bilanzieren, konnte nicht die Rede sein.1575 Richtig ist vielmehr, dass die partiell vom IRD angestoßene mediale Berichterstattung bereits bestehende und sich seit 1947 beschleunigende Trends verstärkte, also nicht per se generierte. Im April 1946 hatte nur ein Viertel der Briten Stalins Außenpolitik als grundsätzlich expansiv gedeutet. Selbst fünfzehn Monate später, vor Beginn der Pariser Marshallplankonferenz, hatte sich nur ein knappes Drittel der Bevölkerung darauf festlegen wollen, dass der Kreml in Wirklichkeit darauf aus war, die Welt zu beherrschen. Wenige Monate nach dem Prager Umsturz und in den ersten Wochen der Blockade Berlins hatte sich der Anteil nahezu verdoppelt. Bereits im April 1948, also nach der Machtübernahme der Kommunisten in Prag, aber noch vor der sowjetischen Eskalation in Berlin, konnte 62 Prozent der Briten die Außenpolitik ihrer Regierung gegenüber Moskau gar nicht hart genug sein. Nicht einmal sechs Prozent mahnten zur Mäßigung.1576

Ausschlaggebend für die Verankerung eines breit abgestützten antikommunistischen Grundkonsenses in der britischen Gesellschaft waren also die politischen Entwicklungen und nicht etwa eine über die Medien orchestrierte Kampagne der Regierung Attlee. Sehr wohl aber verstanden es die Kommunikationsexperten in Whitehall, auf der Klaviatur bestehender antikommunistischer Ressentiments zu spielen und die Öffentlichkeit nahezu geschlossen hinter den außenpolitischen Kurs der eigenen Regierung zu scharen.

Das antikommunistische Rauschen im Blätterwald und über den Äther bildete eine Folie, auf der sich die mediale Berichterstattung über Berlin vollzog. Doch damit allein war es nicht getan. Erst in Kombination mit den sehr präsenten Erfahrungen der späten dreißiger Jahre ergab sich die Antwort auf die sowjetische Herausforderung quasi von selbst. Wie in Whitehall wollte auch in Fleet Street niemand erneut des Appeasements bezichtigt werden. Schon deshalb plädierten sämtliche Leitmedien für ein Festhalten an Berlin. Das entledigte die Regierung freilich nicht ihrer Aufgabe, die Öffentlichkeit und die Medien bei der Stange zu halten. Schließlich stand, je nach Entwicklung der Lage, nichts weniger auf dem Spiel als die Frage von Krieg und Frieden.

Anders als sein Vorgänger pflegte Attlee keine engen Kontakte zu Medienvertretern. „As you know, Francis, I am allergic to the press“,1577 hatte er seinem Pressesprecher gleich zu Beginn der Zusammenarbeit im Herbst 1945 mit auf den Weg gegeben. Der Bedeutung der Medien als Akteur sui generis war er sich allerdings bewusst. Dazu bedurfte es nicht der Erfahrung des Zweiten Weltkriegs, in dem ein eigens eingerichtetes Ministerium als zentrale Koordinations- und Kontrollinstanz die Informationspolitik gesteuert hatte. Das Ministry of Information war zwar im März 1946 aufgelöst worden. Um die mediale Berichterstattung weiterhin zu beeinflussen, hielt die Regierung jedoch an einem staatlichen Apparat für die Informationspolitik fest. Attlee verließ sich auf Francis Williams, den ehemaligen Chefredakteur des Daily Herald, der während des Krieges als Mitarbeiter des Informationsministeriums engen Kontakt zu nationalen und internationalen Medienvertretern gehalten hatte. Auch wenn der erfahrene Journalist offiziell das Amt des Regierungssprechers bekleidete, lag die eigentliche Macht über die Informationspolitik bei den Presseabteilungen der Ministerien. Darauf achtete nicht zuletzt der auf Kontrolle bedachte Außenminister. Zudem entsprach die subsidiäre Struktur dem Führungsstil des Premiers, der seine Minister an der langen Leine führte, ohne seine Richtlinienkompetenz zur Disposition zu stellen.1578

Attlees Ansatz deckte sich mit jenem ausgeprägten Hang zur Verschwiegenheit, dem sich die Vertreter des Foreign Office seit Jahrzehnten verschrieben hatten. Öffentlichkeit und Diplomatie, so die Überzeugung, waren keine natürlichen Verbündeten. Noch in Teheran, Jalta und Potsdam war die Presse weitgehend außen vor geblieben.1579

Punktuell konnte die Regierung zwar immer noch Nachrichtensperren verhängen; und das, wie die Moskauer und Berliner Verhandlungen zeigten, mit Erfolg. Vor allem die Boulevardblätter tappten wochenlang im Dunkeln.1580 Und doch rief das wachsende öffentliche Interesse an außenpolitischen Ereignissen nach einer Anpassung der staatlichen Informationspolitik. Als informelle Informationsbörsen für Journalisten mochten persönliche Netzwerke und Gentlemen’s Clubs nach wie vor eine wichtige Funktion erfüllen.1581 Um die mediale Berichterstattung durch gezielt gestreute Informationen in die gewünschte Richtung zu lenken, bedurfte es jedoch institutionell abgestützter Prozesse.

Zentrale Anlaufstelle für in- und ausländische Korrespondenten war die Pressestelle des Foreign Office. Hier wurden Journalisten mit offiziellen Erklärungen versorgt. Einfluss auf die Berichterstattung ließ sich damit aber kaum nehmen. Vielmehr öffneten die kurzen Texte bisweilen Tür und Tor für Spekulationen. Um dieser Tendenz entgegenzuwirken, bat das News Department regelmäßig eine handverlesene Gruppe zu vertraulichen Hintergrundgesprächen. Eine Sonderbehandlung erfuhr seit jeher der diplomatische Korrespondent der Times. Er wurde fast wie ein Mitglied des Foreign Office behandelt, was in der Regel einen Einblick in die diplomatische Korrespondenz mit sich brachte.1582

Dass aus Privilegierung Loyalität und aus Loyalität Verantwortung erwuchs, war ebenso kalkuliert wie selbstverständlich. Wichtiger war allerdings etwas anderes. Denn in dem Moment, in dem der diplomatische Korrespondent die Welt durch die Brille des Foreign Office betrachtete, schlüpfte er nicht nur in die Rolle des gut informierten Welterklärers, sondern neigte auch zu einer regierungskonformen Berichterstattung. Kooptation resultierte also nicht selten in Affirmation.

Bevin selbst hielt sich an ein Prinzip, das George Kennan seinem Minister Anfang 1948 noch vergeblich nahegelegt hatte:

[H]e should never speak unless there is something highly important, and reasonably new, to be said. We should cultivate a state of affairs where every word he speaks will be not only read but studied eagerly by the entire world.1583

Medial inszenierte Auftritte waren ihm fremd, zumal im Rahmen laufender diplomatischer Verhandlungen. Für Pressekonferenzen und Interviews stand er nicht zur Verfügung. Stattdessen setzte er auf die öffentliche Rede als Resonanzboden für die Akzeptanz seines Kurses und das Unterhaus als Forum der Nation. Hier konnte er seine zentralen Anliegen platzieren, auf Kritik reagieren und so den Verlauf der Debatte beeinflussen, noch bevor seine Aussagen von den Parlamentskorrespondenten in die Redaktionsstuben und durch deren Filter in die Öffentlichkeit gespült wurden. Es waren also mehrere Zielgruppen, die er zeitgleich und wechselseitig zu seinen Gunsten zu beeinflussen suchte.

Bevins Reden waren eine Mischung aus Berichterstattung, Rechtfertigung und politischem Appell. Dabei arbeitete er mit Narrativen, die sich in das kollektive Gedächtnis der Nation eingegraben hatten. Ob positiv oder negativ konnotiert, als emotionale Mobilisierungsressource ließen sie sich aktivieren. Erinnerung sollte Gestaltungsmacht entfalten und, weil sich Vergangenheitsbindung mit Zukunftsorientierung wandelt, Lernfähigkeit und Lernbereitschaft des politischen Personals demonstrieren. Nur wenige, maximal drei bis vier Kernbotschaften fanden sich in seinen Reden. Die aber wurden gleich mehrfach wiederholt. Und nicht nur das: Stets schlug er einen Bogen zu früheren Stellungnahmen, um die Konsistenz seiner Gedanken und Aussagen zu unterstreichen. Klar und kohärent formuliert, erlaubten sie in ihrem Kern keinen Interpretationsspielraum; ganz so, als ginge die Gewissheit der historischen Sendung von ihnen aus. Weder die eigene Klientel noch die Unentschlossenen noch gar der Gegner durfte den Eindruck gewinnen, hier wäre sich jemand seiner eigenen Sache nicht sicher. Jahre später sollte Isaiah Berlin, der dem Außenminister alles andere als eng verbundene politische Philosoph, in seiner privaten Korrespondenz festhalten, Bevins nach außen gekehrtes „inneres Vertrauen“ in seine eigenen Überzeugungen sei die entscheidende Voraussetzung für das öffentliche Vertrauen in seine Fähigkeit zur politischen Führung gewesen.1584

Tatsächlich wählte Bevin den Zeitpunkt seiner Reden mit Bedacht. Erst wenn er Klarheit über das weitere Vorgehen hatte, trat er an die Öffentlichkeit. Um seinen Reden Nachdruck und Glaubwürdigkeit zu verleihen, begleiteten Taten seine Worte. Schon deshalb waren ihm kurzfristig angesetzte Fragestunden ein Graus. Dann konnte er, wie am zweiten Tag der sowjetischen Blockade, abweisend und schroff reagieren und sich ganz bewusst im Ungefähren verlieren. Später, im Juli und erneut im September, suchte er das Gespräch mit Anthony Eden, um die größte Oppositionspartei unter Hinweis auf das nationale Interesse für eine Verschiebung der Unterhausdebatte zu gewinnen.1585 So betrachtet markierten seine Reden stets einen Einschnitt in den Konjunkturen der Krise: am 30. Juni, als die Westmächte sich auf eine Krisenstrategie festgelegt hatten; am 29. Juli, vor dem ersten Sondierungsgespräch mit der sowjetischen Regierung; und jetzt, am Nachmittag des 22. September, nach dem Scheitern der Verhandlungen in Berlin.

Wenn die Skepsis seiner Berater ein Vorgeschmack auf die Stimmung unter den Abgeordneten war, dann musste Bevin, gerade weil er ihnen und der Öffentlichkeit keinen Verhandlungserfolg verkünden konnte, sein Festhalten an dem eingeschlagenen Kurs als zielführende Alternative präsentieren, ohne sich in Durchhalteparolen zu verlieren. Zuversicht bedarf der Begründung, zumal in Krisenzeiten. Deshalb setzte er mit Zahlen und Fakten auf die Kraft des Arguments. Dem kurzen Rückblick auf drei Monate Luftbrücke mit einer eingeflogenen Fracht von 200 000 Tonnen und einem britischen Anteil von vierzig Prozent folgte umgehend der Blick nach vorn. Wie wenige Stunden zuvor im Kabinett lautete der entscheidende Satz vor den Abgeordneten im Unterhaus und den Medienvertretern auf der Pressetribüne:

[W]e are confident, after careful examination of all the factors, and basing our calculations on the most pessimistic estimate of the weather – that by a combination of the two Air Forces, augmented, I am happy to say, by a tremendous effort on the part of the United States, we shall be able to see the winter through, although there will be some discomfort for the Berlin people.1586

In diesem gewundenen Satz steckten gleich mehrere Aussagen: Die Blockade sollte mit der Luftbrücke, also mit friedlichen Mitteln gebrochen werden. Deshalb würden die Vereinigten Staaten ihr Engagement verstärken. Ungeachtet dessen würden die Berliner in den Westsektoren auf eine harte Probe gestellt werden. Keine vierundzwanzig Stunden nach den Pariser Beratungen in vertraulicher Runde nahm Bevin also nicht nur Marshall öffentlich beim Wort und die amerikanische Regierung in die Pflicht. Auch die Berliner erinnerte er an ihre mit tosendem Beifall bekundete Bereitschaft, allen Widrigkeiten zu widerstehen, die Ernst Reuter zwei Wochen zuvor beschworen hatte, um die Westmächte seinerseits in die Pflicht zu nehmen.

Weil Bevin aber davon ausgehen musste, dass die sowjetische Regierung nach wie vor auf den Kollaps der Luftbrücke und ein damit einhergehendes westliches Nachgeben spekulierte, ließ er so deutlich wie nie zuvor den Willen erkennen, auf der militärischen Eskalationsleiter notfalls eine Sprosse nach oben zu steigen. Wie stets war er bemüht, den Anschein eines militärischen Ultimatums zu vermeiden: „I am not […] saying that we are committed to war […] – we have not reached that stage yet.“1587 Kriegsvermeidung blieb das Gebot der Stunde. Dafür stand der weitere Ausbau der Luftbrücke. Zeitgleich musste er Moskau aber noch einmal signalisieren, einer militärischen Konfrontation nicht aus dem Weg zu gehen, sondern vielmehr bereit zu sein, zur Durchsetzung seiner Interessen ein höheres Risiko einzugehen als der Gegner. Dafür standen die eine Woche zuvor angekündigten verteidigungspolitischen Maßnahmen, vor allem aber die Öffnung britischer Stützpunkte für amerikanische B-29 Bomber. Diese Demonstration aus Entschlossenheit und Wehrhaftigkeit sollte letztlich zu einer politischen Lösung der Krise beitragen.

Wie diese Lösung konkret aussehen sollte, blieb, weil er mit keinem Wort auf die Substanz der Verhandlungen einging, vorerst unklar. „[K]ein weiteres München“,1588 die mantramäßig wiederholte Geschichtslektion, richtete sich primär an die Heimatfront. Sie konnte aber auch als diplomatisches Ultimatum an die Adresse Moskaus verstanden werden, das auf dem Tisch liegende Angebot zum geregelten Miteinander wenn nicht in Deutschland, so doch in Berlin in letzter Minute anzunehmen. Dass er in Wirklichkeit über den Tag hinaus dachte, wurde erst am Ende seiner Ausführungen deutlich:

I believe East and West have to live together. I am ready to live together. I am ready to say: ‚You live in peace […] in the area you have got.‘1589

Plötzlich wurde mit Händen greifbar, wie eine Gegenwart, die sich als Übergang verstand, schon aus der Perspektive der Zukunft betrachtet wurde. Es ging um den Versuch, ungeachtet fundamentaler Gegensätze einen Ausgleich zu finden, ohne die fortbestehende Rivalität zu leugnen und ohne den rechtlichen Rahmen infrage zu stellen, mithin um ein „zeitlich begrenztes Nebeneinander“1590 im Wissen um das ideologische Gegeneinander und in der Absicht, einem militärischen Konflikt zu entgehen.

Konkret bedeutete das: In Europa, in Deutschland und in Berlin sollte der Status quo auf unbestimmte Zeit eingefroren werden. Sofern das Recht der Westmächte auf Präsenz in ihren Sektoren, das Zugangsrecht zur ehemaligen Reichshauptstadt und die Wahrung der Sicherheit und der Rechte der Bürger in den Westsektoren durch die westlichen Besatzungsmächte garantiert waren, ließ sich die Krise beilegen. Die deutsche Frage und der Ost-West-Konflikt blieben hingegen ungelöst. Auf der historischen Zeitachse wurde ihre Behandlung auf irgendwann geschoben. Daran konnte kein Zweifel bestehen. Denn es ging ja nicht um einen westlichen Rückzug auf Raten. Im Gegenteil: Während Bonn, der Sitz „einer provisorischen westdeutschen Regierung“,1591 gerade nicht als „die letzte Ausfahrt deutscher Geschichte“1592 konzipiert wurde, sollte das westliche Berlin zum „Symbol des Widerstands“1593 auf dem Weg zur Einheit unter westlichen Vorzeichen werden.

Bevins Aussage stand weder für eine Jahre später beklagte Indolenz der Alliierten noch für eine gegenüber den Deutschen gezielt geschürte Illusion. Vielmehr reflektierte sein Plädoyer für strategische Geduld die Erkenntnis, dass das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen nicht in einem Akt, sondern nur im Verlauf eines Prozesses verwirklicht werden konnte, an dessen Beginn die bewusst betriebene Teilung, an dessen Ende aber die Transformation durch Magnetisierung bei fortwährender Eindämmung durch Integration stehen sollte.

Dass die über den Tag hinausweisenden Überlegungen in der sich anschließenden Debatte vom 22. September nicht von einem einzigen Abgeordneten aufgegriffen wurden, hatte vor allem einen Grund: Die Erinnerung an die Vergangenheit hatte die Gegenwart fest im Griff. Für die Zukunft schien kein Platz zu sein. Kaum ein Redner verzichtete darauf, Klio als Ratgeberin zu bemühen, um seinen Handlungsempfehlungen den Anstrich von Autorität zu verleihen. Das galt für die Kritiker nicht weniger als für die Befürworter des Regierungskurses. Die auf die Julikrise 1914 gemünzte und an David Lloyd George angelehnte Mahnung, nicht unbedacht „in einen Krieg zu schlittern“,1594 ging jedoch in einer vom Fluidum des Heroischen geprägten Debatte unter. Dominant war eine andere These, und die lautete: Großbritannien hat etwas gutzumachen. Denn wenn Stalin Hitler war, dann durfte Attlee nicht Chamberlain sein. Rhetorisch hatte Bevin die Steilvorlage gegeben. Richard Butler versenkte sie als Hauptredner für die Opposition: „I think the whole House was behind the right hon. Gentleman in his peroration. […] [W]e are equally determined so to comport ourselves that in the event of Russian policy leading to a clash we are ready.“1595

Über mangelnde Rückendeckung konnte Bevin sich also nicht beklagen. Und doch wuchs mit jedem Redebeitrag die Sorge, dass den Westmächten in Berlin der Boden unter den Füßen weggezogen werden könnte: „Die Ernte ist vorüber, der Herbst ist vorbei, / uns aber ist nicht geholfen worden“,1596 zitierte Butler mahnend, warnend, Unheil ahnend den Propheten Jeremia. Implizit brachte er damit zugleich zum Ausdruck, in welchen Kategorien nicht wenige Abgeordnete den Ost-West-Konflikt interpretierten: als moralischen „Kreuzzug“1597 für die freie Welt und keineswegs nur als geopolitischen Kampf um die Grenzen des sowjetischen Imperiums. Wie verbreitet diese Auffassung selbst in höchsten Regierungskreisen war, machte der für seine Besonnenheit geschätzte und nicht zuletzt deshalb von Attlee zum Nachfolger des unbeherrschten Montgomery bestimmte Sir William Slim wenige Monate später in einer Besprechung deutlich:

We have got to remember that we are back in the wars of religion. Communism is for that purpose a religion, and if we want to fight it properly we ought to strengthen our religion, our belief in Democracy and our belief in Christianity, because that is the only thing we can hold up against it.1598

Die Rollen waren also klar verteilt. Wer das noch nicht begriffen hatte, der konnte es, weil Politik und Presse sich die Klinke in die Hand gaben, in den Kommentarspalten der Tages- und Wochenzeitungen nachlesen. „This is not a time for sentiment and vague dreams about the unity and brotherhood of man. It is a time to face facts“,1599 mahnte der Daily Mirror seine Leser. Und wem das noch nicht genug war, den belehrte der Manchester Guardian: „[Stalin’s] tactics in Berlin are Hitler over again.“1600 Da wollte selbst der Economist nicht nachstehen und erklärte Berlin kurzerhand zum „westlichen Stalingrad des Kalten Krieges“.1601

Der Kampf um die Deutungshoheit über das Krisengeschehen, also die gezielt geknüpfte Verbindung zwischen den politischen Interaktionsprozessen auf der einen und denen der Öffentlichkeit auf der anderen Seite war somit entbrannt. Bevins Rede und die Debatte im Unterhaus waren jedoch nur der erste von insgesamt vier Schritten. Der zweite folgte noch am selben Abend. In identischen Noten forderten die Westmächte die sowjetische Regierung auf, die Blockade umgehend aufzuheben und den freien Zugang nach Berlin wiederherzustellen. Das war der Beginn einer sich über zehn Tage hinziehenden Notenschlacht. In immer kürzeren Abständen wurden immer längere Texte zwischen den westlichen Hauptstädten und Moskau ausgetauscht.1602

Anders als in den Wochen zuvor hatte jedoch keine Seite auch nur das geringste Interesse, ihre Position der Öffentlichkeit vorzuenthalten. Vielmehr ging es darum, den Gegner vor ein imaginäres Weltgericht zu zerren. Recht zu haben, jener Anspruch, den die Konfliktparteien in jedem Abschnitt jeder diplomatischen Note mit größter Selbstverständlichkeit für sich reklamierten, war das eine; Recht zu bekommen indes das eigentliche Ziel – und zwar nicht in einem juristischen Verfahren, sondern als Ergebnis eines moralisch aufgeladenen Diskurses, in dem es ausschließlich darum ging, der anderen Seite die Schuld für die Zustände in Deutschland und Berlin zu geben,1603 in der Annahme, dass der angestrebte Preis, die Unterstützung der Deutschen, letzten Endes über den Ausgang der Ost-West-Konfrontation entscheiden würde. Recht war vor diesem Hintergrund, was dem eigenen politischen Ziel nutzte.

Dass die jeweiligen Ziele miteinander unvereinbar waren, wurde schnell deutlich. Überraschend war lediglich, dass die Konfliktparteien plötzlich mit vertauschten Rollen operierten. Über Monate hatte der Kreml sich in der Öffentlichkeit als Anwalt der deutschen Einheit präsentiert. Jetzt gab er zu erkennen, dass es ihm, wenn auch als Reaktion auf die Deutschlandpolitik der Westmächte, primär um die Kontrolle über ganz Berlin ging. Diese Haltung spielte den Westmächten in die Karten. Schließlich konnten sie der Öffentlichkeit nicht nur die sowjetische Regierung als Schurken präsentieren, der von Beginn an ein falsches Spiel gespielt habe, sondern vielmehr sich selbst als Vorkämpfer für die deutsche Einheit in Erinnerung rufen. Dass nicht zuletzt London seit dem 24. Juni alles daran gesetzt hatte, die deutschlandpolitische Büchse der Pandora nicht erneut zu öffnen, fiel dabei unter den Tisch.

Noch während der Notenwechsel an Dynamik gewann, legten Amerikaner und Briten in ihrem Kampf um die Deutungshoheit nach. In einem dritten Schritt veröffentlichten sie ein Weißbuch, in dem sie die Genese der Krise aus ihrer Sicht detailliert nachzeichneten.1604 Geheimhaltung war gestern; jetzt war Transparenz Trumpf. Weißbücher dienten britischen Regierungen als Instrument, um der Öffentlichkeit Orientierung in politischen Fragen von nationaler Bedeutung zu geben, das eigene Handeln zu rechtfertigen und den Gegner in die Defensive zu drängen. Im konkreten Fall hieß das: Die Schuldzuweisung an die Adresse Moskaus sollte zum Unschuldsbeweis in eigener Sache werden.

Die breite Kampagne verfehlte ihre intendierte Wirkung nicht. Als selbsternannter Agent der britischen Öffentlichkeit sprach der Manchester Guardian das von der Regierung erhoffte Urteil: „It would be hard to find in the history of diplomacy so shameful a piece of fraud. […] The Russians have been playing with us.“1605 Nicht weniger apodiktisch ergänzte die Times: „The [western] record was one of patience and restraint under great provocation […], born out of justice, not out of weakness.“1606 Die Neigung zum Extrem, die aus der Phrase eine Offenbarung macht, war ebenso unschwer zu erkennen wie der Hang, die Welt mit der Beweisführung der Inquisition in Freund und Feind einzuteilen.

Mit nationalem Rückenwind machte die Regierung Attlee nun den vierten Schritt, der zugleich ein neues Kapitel der Berlinkrise einläutete. Gemeinsam mit ihren Partnern in Washington und Paris unterbreitete sie den Streitgegenstand dem Generalsekretär der Vereinten Nationen zur Weiterleitung an und Behandlung durch den Sicherheitsrat. Gegenüber seinen Kabinettskollegen hatte Bevin bereits am 22. September das dem Vorstoß zugrunde liegende Kalkül mit schonungsloser Offenheit benannt: Niemand erwarte, dass mit Hilfe der Vereinten Nationen eine Vereinbarung erzielt werden könne. Vielmehr gehe es darum, die Sowjetunion vor der Weltöffentlichkeit an den Pranger zu stellen.1607 Während die Westmächte also zu ihrer Ausgangsposition zurückkehrten und fortan alles daran setzten, Taten am Himmel über Berlin sprechen zu lassen, begann eine Art Maskenspiel1608 mit den Vereinten Nationen.


10. Das Maskenspiel mit den Vereinten Nationen

Schon am 29. Juni hatte sich die Berliner Stadtverordnetenversammlung mit den Stimmen der SPD, der CDU und der LDP in einem Schreiben gemeinsam mit dem Magistrat an die Vereinten Nationen gewandt und darum gebeten, den Sicherheitsrat oder die Vollversammlung mit der Krise zu befassen. Das Werben um die Weltöffentlichkeit ging einher mit dem in der Präambel der Charta der Weltorganisation verankerten Appell, die internationale Sicherheit zu wahren und Streitigkeiten durch friedliche Mittel beizulegen. Noch am selben Tag hatte Bevin den Vorschlag in London aufgegriffen – um ihn sogleich zu verwerfen.1609 Das Ziel, die Wahrung des Weltfriedens, war unbestritten. Das Instrument, die Weltorganisation, schien ihm und den Mitgliedern des Kabinettsausschusses hingegen denkbar ungeeignet.

Damit brachten sie vor allem das Ausmaß der Desillusionierung auf den Punkt, die das Land, neben Roosevelts Amerika einst treibende Kraft bei der Gründung eines besseren Völkerbundes, seit der Unterzeichnung der Charta Ende Juni 1945 ergriffen hatte. Gewissen triumphierte nicht über Gewalt, Recht nicht über Macht und internationale Verpflichtungen nicht über nationale Interessen. Wer nach absoluter Sicherheit strebte, suchte sein Heil lieber in regionalen Bündnissen als in dem Ideal einer internationalen Gemeinschaft, die ihm nicht einmal relative Sicherheit zu offerieren schien.

„We are all in this movement idealists, but we are also realists“,1610 hatte Attlee seinen Genossen, die Internationale im Ohr und den Wahlsieg vor Augen, bereits vor dem Schlussakkord von San Francisco zugerufen. Dass sich die Waage derart rapide zugunsten der Realisten neigen würde, hatte aber selbst die personifizierte Euphoriebremse der Labour Party nicht für möglich gehalten.

Sollte internationalen Institutionen tatsächlich eine „regulative Eigendynamik innewohn[en], die den Handlungsrahmen der Staaten über den ursprünglichen Regelungsbereich hinaus einschränkt“,1611 dann war davon zumindest in den ersten Nachkriegsjahren nichts zu spüren – schon gar nicht bei Streitfragen, die die Interessen der Vetomächte berührten. Die Vereinten Nationen thronten nicht als unabhängiger Anwalt des Rechts der Völker über den Mitgliedstaaten. Sie waren Abbild der Machtverteilung in der Welt, nicht mehr und nicht weniger. Selbst auf Labour-Parteitagen wurde die „Idee einer Weltregierung“ nur noch sporadisch wiederbelebt, um die Seele der Delegierten zu wärmen. In der realen Welt fehlte die „richtige Atmosphäre“.1612





Zweiundzwanzig Mal hatte die sowjetische Regierung seit dem Frühjahr 1946 von ihrem Veto im Sicherheitsrat Gebrauch gemacht und damit noch die schlimmsten Befürchtungen der britischen Delegation von Dumbarton Oaks übertroffen. Auf dem Landgut im Washingtoner Stadtteil Georgetown hatten Amerikaner und Briten im Spätsommer 1944 zunächst mit den Sowjets, dann mit Vertretern der nationalchinesischen Regierung den ersten Entwurf der Charta erarbeitet. Bis zum Ende offen geblieben war das Abstimmungsverhalten im Sicherheitsrat. Stalins Emissäre hatten auf der Festschreibung einer unabhängigen Machtposition ihres Landes bestanden. Majorisierungen durch die kapitalistische Staatenwelt sollte ebenso ein Riegel vorgeschoben werden wie sämtlichen Aufsichts- und Eingriffsbefugnissen einer internationalen Autorität. Unüberhörbar schwang der einst gegen den Völkerbund gerichtete Vorwurf mit, Werkzeug des westlichen Imperialismus zu sein – dieses Mal unter Einbezug der Vereinigten Staaten. Das beanspruchte absolute Vetorecht im Sicherheitsrat hatte demnach vor allem eine Funktion: Wann immer erforderlich sollte es als „Mittel der Selbstverteidigung“1613 eingesetzt werden.

Als Moskaus eigentlicher Gegenspieler auf der Konferenz von Dumbarton Oaks hatte die britische Delegation für eine generelle obligatorische Aussetzung des Stimmrechts einer streitbeteiligten Partei im Sicherheitsrat plädiert. Alles andere, so das Argument, hätte „die moralische Autorität der neuen Organisation von Beginn an untergraben“.1614 Dass das Foreign Office noch vor Jalta und endgültig in San Francisco die Segel streichen musste, hatte im Wesentlichen drei Gründe. Zunächst fiel der eigene Premier dem bis dahin federführenden Außenministerium in den Rücken. Beeinflusst durch den südafrikanischen Regierungschef Smuts, schlug Churchill sich im September 1944 vorübergehend auf die Seite Moskaus. Weil darüber hinaus die amerikanische Delegation über Monate keine klare Linie verfolgte, hatte Stalin wiederum keinen Grund, seine Haltung auch nur im Ansatz zu ändern. Der im Februar 1945 von Präsident Roosevelt unterbreitete und nach heftigem Ringen im Juni von allen Parteien angenommene Kompromissvorschlag war nicht nur der Versuch, zu retten, was noch zu retten war, sondern vor allem der Preis, den es zu entrichten galt, um das Projekt nicht als Ganzes vorzeitig vor die Wand zu fahren.1615

Gewiss, aufgrund ihrer Zusammensetzung konnte die neue Weltorganisation ein höheres Maß an Legitimität für sich beanspruchen als ihr Vorgänger 1919. In der Sache aber blieb die Charta der Vereinten Nationen mit der Kompromissformel von Jalta noch hinter der Völkerbundsatzung zurück. Konfliktparteien mussten sich zwar fortan im Rahmen der friedlichen Streitbeilegung der Stimme enthalten. Ging es aber um den Beschluss von Zwangsmaßnahmen, um den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren oder wiederherzustellen, so hatte sich die Sowjetunion mit ihrer Forderung nach Einstimmigkeit unter den ständigen Mitgliedern des Sicherheitsrats durchsetzen können.

Vor diesem Hintergrund war es keine Überraschung, dass der langjährige Staatssekretär des Foreign Office bereits im Herbst 1945 meinte, in der neuen Weltorganisation lediglich eine „bescheidene Parodie des Völkerbundes“1616 erkennen zu können. Was zunächst der Vertraulichkeit des persönlichen Tagebuchs vorbehalten blieb, fand fünf Monate später Eingang in die diplomatische Korrespondenz. Soeben erst hatte Cadogan seine neue Aufgabe als Ständiger Vertreter des Vereinigten Königreichs bei den Vereinten Nationen übernommen, da ließ er auch schon seinem Ärger über das Verhalten seines sowjetischen Kollegen in einem Schreiben an Außenminister Bevin freien Lauf:

It seems to me plainer than ever that the Council is being used solely as a sounding board for mischievous propaganda. […] It has not yet […] been able to prove its value in remedying unsatisfactory situations or averting the danger of threats to the peace. […] It has a purely negative role. It can do nothing constructive. […] It is degenerating into a tiltyard, and I see little chance of it being used for any other purpose.1617

Dass der Weg von der diplomatischen Korrespondenz in die Öffentlichkeit nicht weit war, machte Premierminister Attlee in einer Stellungnahme im Unterhaus deutlich:

The use of the Security Council as a propaganda instrument is to be regretted. […] [It] raise[s] doubts about its value as an instrument for preserving international peace and security. [… Indeed, it] is reducing to a nullity the usefulness of the Security Council.1618

Bis in den Sommer 1948 hatte sich der Befund weiter verfestigt. Die Vereinten Nationen waren zur Bühne des Ost-West-Konflikts verkommen, auf der die Vetomächte entschieden, ob sie sich an die Regeln, die sie drei Jahre zuvor selbst aufgestellt hatten, halten wollten oder nicht. Nichts schien dafür zu sprechen, dass Stalin sich plötzlich einem die westlichen Interessen wahrenden Verdikt beugen würde, nur weil es ihm nicht von den Westmächten, sondern vom Vorsitzenden des Sicherheitsrats, vom Präsidenten der Generalversammlung oder vom Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt wurde, ihm also die Chance eröffnete, ohne größeren Prestigeverlust aus der Sache herauszukommen.

Dass sich ungeachtet dessen gleich mehrere Abteilungen im Foreign Office über Monate mit dem Für und Wider einer Weiterleitung des Streitgegenstandes an die Weltorganisation befassten, hatte vor allem einen Grund: den wachsenden Druck der Regierung Truman. Unter Bevins Beratern hingegen fand sich kein einziger, der den Gang nach New York befürwortete; nicht in der Rechts-, nicht in der UN- und auch nicht in der Deutschlandabteilung und schon gar nicht in der Ständigen Vertretung am Hauptsitz in Lake Success. Erfolg war ein Begriff, den man nicht mit den Vereinten Nationen in Verbindung brachte. Allerdings gab es noch andere Gründe für die ablehnende Haltung.

Zunächst einmal war die Berlinkrise Ausdruck der ungelösten deutschen Frage. Das Deutschlandproblem aber lag im Zuständigkeitsbereich der Siegermächte. Schon deshalb war die britische Regierung darauf bedacht, ihre Machtposition nicht dadurch zu schwächen, dass sie weiteren Akteuren ein Mitspracherecht einräumte. Dass die Legitimität politischer Prozesse mit der Einbindung möglichst vieler Parteien prinzipiell erhöht werden kann, war jedem in Whitehall geläufig. Nur änderte das nichts an der Tatsache, dass Multilateralismus kein Selbstzweck ist. Kosten und Nutzen mussten auch in diesem Fall sorgfältig gegeneinander abgewogen werden. Mitte August stand das Ergebnis fest. „If the Four Powers“, so brachte Botschafter Cadogan die unter den beteiligten Akteuren vorherrschende Auffassung auf den Punkt,

cannot agree amongst themselves in any conference that they may be able to arrange, they will not agree any more in the framework of the U.N. There is, as I am always at pains to argue, no magic in the U.N. [… W]e really must not kid ourselves into thinking that reference to the U.N. will produce any result.1619

Tatsächlich waren die Aussichten alles andere als rosig. Den Sicherheitsrat konnte die sowjetische Regierung mit ihrem Vetorecht lahmlegen, sobald es um die Feststellung der Voraussetzungen des Kapitels VII ging. Und die Generalversammlung verfügte über keine Legislativgewalt. Selbst wenn es den Westmächten gelang, eine Resolution mit Zweidrittelmehrheit zu verabschieden, blieb die darin zum Ausdruck kommende internationale Missbilligung durch die in der Generalversammlung vertretene Weltöffentlichkeit letztlich ein stumpfes Schwert.1620

Rechtlich hatte Moskau also keine Konsequenzen zu befürchten, und politisch würde der Weg nach New York bestenfalls im Nirgendwo enden. Es konnte aber auch noch schlimmer kommen. Als Außenminister Bevin Botschafter Douglas vor einem „Reinfall“1621 warnte, hatte er weniger die sich abzeichnende Blockade des Sicherheitsrats und die fehlende Rechtsetzungsbefugnis der Generalversammlung im Blick als vielmehr die Sorge, dass der Appell an die Weltgemeinschaft sich als Bumerang erweisen könnte; und zwar in dem Moment, in dem eine bislang unbeteiligte Drittpartei oder Drittperson, die mit den deutschlandpolitischen Details nicht vertraut war, sich dazu berufen fühlte, das Heft des Handelns an sich zu reißen und in die Rolle des Friedensstifters zu schlüpfen. Wird der Frieden aber zum Selbstzweck und das der Einigung im Weg stehende Argument zur Quantité négligeable, dann gerät derjenige, der seine ablehnende Haltung mit allen sich daraus ergebenden Konsequenzen in der Öffentlichkeit zu begründen hat, gegenüber dem in die Defensive, der seiner Bevölkerung keine Rechenschaft schuldet, weil er den Informationsfluss kontrolliert und den öffentlichen Diskurs unterbindet. Waren die Vereinten Nationen aber erst einmal zum Ort der Regulierung des bestehenden Interessenkonflikts geworden, dann hätten sich die Westmächte dem normativen und öffentlichen Rahmen, den sie selbst geschaffen hatten, kaum mehr entziehen können. Vor diesem Hintergrund plädierte Bevin dafür, den noch bestehenden Handlungsspielraum nicht leichtfertig zu verspielen.

In Washington schien man das anders zu sehen. Die Begründung blieb allerdings aus. Und so rätselte man im Foreign Office, welche Ziele die Kollegen im State Department tatsächlich verfolgten. Ging es in erster Linie darum, den moralischen Druck auf Moskau mit Hilfe der Weltorganisation zu erhöhen? Das bereits in den Tagen des Völkerbundes vergeblich bemühte Argument vermochte nur wenige der im Umgang mit Diktatoren geübten Diplomaten zu überzeugen. „When you talk about the power of ‚moral pressure‘“, fasste Cadogan das Gedankenspiel unter Gleichgesinnten zusammen,

what you mean is that you can get a people to ask their Government what they are playing at. I needn’t tell you that there can be no question of this in the case of Russia. […] Where you have an iron curtain and a completely controlled Press and no shimmer of an Opposition, the Soviet Government go on their way unashamed and unembarrassed.1622

Aber selbst wenn das Argument im Außenministerium auf Zustimmung gestoßen wäre, dann wäre die Generalversammlung als Vertretung der Weltöffentlichkeit und nicht der Sicherheitsrat das geeignete Forum gewesen.1623 Wenn Botschafter Douglas nun für seine Regierung darauf drängte, das Exekutivorgan und nicht die Generalversammlung mit der Krise zu befassen und sich auf Kapitel VII zu berufen, dann lag das mit dem Vorschlag einhergehende Kalkül auf der Hand: Weil die Bemühungen „um eine Beilegung [der Streitigkeit] durch […] friedliche Mittel eigener Wahl“, also durch die Verhandlungen in Moskau und Berlin, aus amerikanischer Sicht ausgeschöpft waren, sollte der Sicherheitsrat feststellen, dass „eine Bedrohung […] des Friedens vorliegt“.1624

Dass der Frieden durch die sowjetische Blockade der Westsektoren gefährdet war, war unter den Westmächten unbestritten; dass die internationale Sicherheit möglicherweise mit militärischen Mitteln wiederhergestellt werden musste, nicht minder. Nichts anderes hatte man Moskau wieder und wieder mit Worten und Taten signalisiert. Der Weg in den Sicherheitsrat konnte die eigene Haltung also noch einmal unterstreichen. Angesichts der Vorgeschichte konnte er aber auch ganz anders interpretiert werden: als Ende der westlichen Geduld und damit als Startbahn für den militärischen Befreiungsschlag.

Auch wenn Artikel 39 in Verbindung mit den Artikeln 41 und 42 der Charta der Vereinten Nationen keinen Automatismus zur Gewaltanwendung gegen den die internationale Sicherheit gefährdenden Staat vorsieht, so ergibt sich doch aus der Struktur und der Systematik der Charta, dass im Anschluss an die Feststellung der Voraussetzungen des Kapitels VII auch Maßnahmen zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung des Friedens und der internationalen Sicherheit empfohlen oder beschlossen werden.1625 Im Umkehrschluss bedeutet das: Wer den Sicherheitsrat anruft, um eine Bedrohung des Friedens unter ausdrücklicher Bezugnahme auf Artikel 39 festzustellen, der strebt letztlich nach einem Mandat, um gegen den Störenfried vorzugehen, und zwar nicht irgendwann, sondern möglichst bald. Davon konnte im Sommer 1948 aber keine Rede sein, auch nicht in Washington. Selbst der als sicherheitspolitischer Falke weit über die Hauptstadt hinaus bekannte Berater des republikanischen Präsidentschaftskandidaten Thomas Dewey, John Foster Dulles, den Außenminister Marshall gelegentlich zu Konsultationen ins State Department bat, warnte hinter verschlossenen Türen vor kopflosem Aktionismus: „We want peace, not a legal basis for war.“ Wie Bevin und dessen Diplomaten hielt der gewiefte Stratege, wenn überhaupt, die Generalversammlung für die geeignete Plattform: „[The problem] is not ‚action‘ but to educate and consolidate public opinion regarding Soviet methods.“1626

Wenn die US-Regierung ungeachtet dessen und in vollem Bewusstsein, aufgrund des zu erwartenden sowjetischen Vetos kein völkerrechtlich abgestütztes Mandat zur Sanktionierung der Politik Moskaus vom Sicherheitsrat zu erhalten, an ihrem Vorschlag festhielt, dann musste es einen Grund dafür geben. Tatsächlich ging es Marshall um ein Signal; und der Hauptadressat saß nicht etwa im Kreml, sondern verfolgte das Krisengeschehen vor der Haustür: die westliche Öffentlichkeit. Ihr sollte vor Augen geführt werden, dass ihre Regierungen nichts unversucht ließen, sondern alle ihnen zur Verfügung stehenden Mittel zur friedlichen Streitbeilegung nutzten – mit dem Sicherheitsrat also auch jenes Organ, dem die Mitglieder der Vereinten Nationen in ihrer Charta im Sommer 1945 die Hauptverantwortung für die Friedenssicherung übertragen hatten.

Was auf den ersten Blick und durchaus gewollt als rein legalistisches Argument daherkam, hatte in Wirklichkeit gar nichts damit zu tun. Im Gegenteil: Weil die Administration eine militärische Eskalation zu einem späteren Zeitpunkt nicht ausschließen konnte, setzte sie „für mögliche künftige Notfälle“ auf eine Art Vorratsbeschluss des Sicherheitsrats, der durch eine gleich lautende Resolution der Generalversammlung abgesichert werden sollte.1627 Dass die Regierung dabei einen genuin politischen Ansatz verfolgte, der die völkerrechtlichen Prinzipien der Charta ad absurdum führte, weil ein rechtswirksamer Beschluss voraussehbar gar nicht zustande kommen würde, war ebenso offensichtlich wie die Tatsache, dass sie den Sicherheitsrat nicht als Mittel zur Konfliktlösung einzusetzen gedachte, sondern primär als Propagandainstrument in eigener Sache. Schließlich nahm sie vorab für sich in Anspruch, im Fall der Fälle nicht nur anstelle, sondern auch im Sinne des blockierten Sicherheitsrats, vor allem aber im Namen einer höheren Moral, nämlich mit der „moralischen Unterstützung“1628 der Weltöffentlichkeit zu agieren, die gegenüber der eigenen Öffentlichkeit wiederum als eine das westliche Handeln legitimierende Autorität ins Feld geführt werden sollte.

Alles in allem litt der amerikanische Vorschlag also an einem doppelten Paradox. Zum einen sollte der Sicherheitsrat eine Bedrohung des Friedens konstatieren. Die sich aus der Charta ergebende Konsequenz, Maßnahmen gegen den Aggressor zu ergreifen, wollte in Washington aber niemand ziehen, weil man bis auf weiteres über eine angemessene Alternative verfügte. Zum anderen berief man sich zwar auf die Zuständigkeit des Sicherheitsrats, war angesichts des sich abzeichnenden sowjetischen Vetos allerdings a priori entschlossen, im Fall eines Scheiterns der Luftbrücke das rechtsverbindliche Votum des Exekutivorgans zu ignorieren und den Verbleib in Berlin auf eigene Faust unter Anwendung von Gewalt sicherzustellen. Kurzum: Recht sollte einmal mehr sein, was dem politischen Ziel nutzte.

An der Themse waren die Bedenken gegen den Gang in den Sicherheitsrat nicht verflogen, aber wie bereits im Vorfeld der Moskauer Gespräche beugte Bevin sich Marshalls Druck. Um fast jeden Preis wollte er einen amerikanischen Alleingang verhindern; zum einen, weil er die damit einhergehende Außenwirkung eines gespaltenen Westens fürchtete; zum anderen, weil er den Hegemon einbinden und damit seinen Einfluss auf den Krisenverlauf nicht verlieren wollte. Ausschlaggebend für seine Zustimmung war jedoch etwas anderes: Marshalls Zusage, auf die Luftbrücke zu setzen – kam sie doch einer Absage an eine bevorstehende militärische Eskalation gleich, die, so die ursprüngliche Sorge, mit dem Gang in den Sicherheitsrat hätte vorbereitet werden können.1629 Vor diesem Hintergrund war es nur konsequent, dass die Westmächte den Sicherheitsrat zwar darum baten, sich „zum frühestmöglichen Zeitpunkt“ mit „dem Verhalten der sowjetischen Regierung“ zu befassen, ihn aber nicht dazu aufforderten, auch Maßnahmen gegen Moskau zu ergreifen. Vielmehr wiesen sie explizit darauf hin, sich „alle Rechte […] zur Aufrechterhaltung ihrer Position in Berlin vorzubehalten.“1630

Die Bühne der Vereinten Nationen war somit als Nebenschauplatz konzipiert, wichtig allein für den Kampf um die Deutungshoheit über das Krisengeschehen. Für das kühl kalkulierte Maskenspiel hätten sich die Westmächte, wie der amerikanische Chefunterhändler Jahrzehnte später einräumte, keinen besseren Ort aussuchen können: “During the debate on the Berlin blockade we had what the theatre world would call ‚a good house.‘“1631 Weit weniger euphemistisch gab sich mancher Zeitgenosse; nicht zuletzt weil das glückliche Ende im Herbst 1948 nicht abzusehen war. „[W]hat should be the majestic centre of world security and later on of world co-operation“, ließ Winston Churchill aus der walisischen Provinz verlauten,

has been reduced to a mere cockpit in which the representatives of mighty nations and ancient States hurl reproaches, taunts and recrimination at one another, to marshal public opinion.1632

Tatsächlich nutzten die Außenminister der Siegermächte die Bühne des Palais de Chaillot noch bevor der Sicherheitsrat sich mit dem westlichen Antrag befasste, um der in der Vollversammlung vertretenen Weltöffentlichkeit ihr ideologisches Marschgepäck zu präsentieren. Während Marshall noch bemüht war, die zentralen Prinzipien der Charta mit der Sendungsidee der Freiheit zu verknüpfen, verabschiedete Bevin sich bereits von der „Traumwelt“1633 der Vereinten Nationen. Anders als Attlee zwei Jahre zuvor vermied er jeden Ausdruck des Bedauerns. Ob die raison d’être der Organisation auf den Kopf gestellt wurde, wie einer ihrer Architekten angesichts des Schauspiels auf der Weltbühne verbittert bemerkte,1634 interessierte ihn nicht. Sie war nun einmal nicht in der Lage, die ihr ursprünglich zugewiesene Aufgabe wahrzunehmen. Und weil das so war, vor allem aber, weil das übergeordnete Ziel, die eigene Sicherheit, akuter denn je bedroht schien, suchten ihre Mitglieder fortan Halt in „regionalen Vereinbarungen“.1635 Daran ließ Bevin keinen Zweifel und gab damit zu verstehen, welche Rolle er der Organisation bis auf weiteres im Rahmen der internationalen Friedenssicherung einzuräumen gedachte: keine.

Der Schaden, den die Vereinten Nationen langfristig nahmen, ließ sich schon bald in Meinungsumfragen ablesen. Nur ein Fünftel der britischen Bevölkerung zeigte sich im Januar 1949 mit der Arbeit der Weltorganisation zufrieden, während die Hälfte zwei Monate später die Gründung eines „Atlantischen Pakts“ für „eine gute Idee“ hielt.1636 Mächtegleichgewicht statt Gemeinschaft der Mächte lautete die gar nicht so neue, wenn auch auf die veränderten Umstände zugeschnittene Lösung. Die in Kauf genommene Diskreditierung der Vereinten Nationen ging einher mit der gezielt geschürten Sehnsucht nach der bündnispolitischen Alternative.

In London hatte man das Drehbuch für den Sicherheitsrat schon Wochen zuvor geschrieben. Taktische und strategisch-inhaltliche Überlegungen hielten sich dabei die Waage. Die Sowjetunion und deren Vasall, die Ukraine, in zwei aufeinander folgenden Abstimmungen zu isolieren, war das zentrale Anliegen.1637 9:2 hieß die magische Formel. Dazu mussten die sechs „Neutralen“ gewonnen werden, von denen zwei, Belgien und Kanada, alles andere als neutral waren. Belgien gehörte zu den Mitbegründern des Brüsseler Pakts; und Kanada spielte bei den Beratungen über ein transatlantisches Bündnis eine herausgehobene Rolle. An der Themse befürchtete man indes, China und Syrien könnten sich der Stimme enthalten. Auch Argentinien und Kolumbien galten als Wackelkandidaten. Manch einer zog sogar die Verlässlichkeit Frankreichs in Zweifel.1638 Schließlich sollte der Sicherheitsrat sich nach angelsächsischen Vorstellungen gar nicht mit den inhaltlichen Details der Krise befassen, sondern schlicht das sowjetische Vorgehen verurteilen und den Kreml dazu auffordern, die Blockade unverzüglich aufzuheben. Verhandlungen unter Druck wie noch in Moskau und Berlin waren ausgeschlossen. In der Regieanweisung des britischen Botschafters bei den Vereinten Nationen an den Präsidenten des Sicherheitsrats klang das so: „(1) the blockade must first be lifted […] (2) the other members of the Council must not complicate our task by butting in with silly and possibly embarrassing resolutions.“1639

Frankreich aber schien bereit zu sein, die in Berlin gescheiterten Verhandlungen im Rahmen der Vereinten Nationen wieder aufzunehmen, die Moskauer Direktive als Ausgangspunkt für neue Gespräche zu akzeptieren und dem Sicherheitsrat eine Vermittlerrolle zuzubilligen. Jedenfalls erweckte der von Außenminister Schuman mit den Beratungen beauftragte Botschafter Parodi diesen Eindruck.1640 Ob er dabei die Linie seines Ministers vertrat, war nicht nur den britischen Akteuren nicht klar. Auch Marshall vermutete, Schumans Diplomaten hielten sich nicht an ihre Vorgaben; ganz zu schweigen von ihrer Neigung, „die Position der USA gegenüber der Presse zu untergraben“.1641 Neu war dieses Phänomen nicht. Schon General Kœnig hatte Bidaults Weisungen nach Gutdünken ausgelegt.

Doch auch die Abstimmung mit der US-Regierung verlief nicht reibungslos. Mit der neuen Bühne rückten neue Akteure ins Rampenlicht. Dass andere dabei in die Kulissen geschoben oder, wie im Fall von Botschafter Smith, ganz aus dem Spiel genommen wurden, sorgte in London für Erleichterung. Anders als Smith verfolgte der von Marshall mit dem UN-Dossier beauftragte Philip Jessup keine eigene Agenda. Allerdings war der renommierte Völkerrechtler als Quereinsteiger nur unzureichend mit den deutschlandpolitischen Details vertraut. Noch Mitte Oktober, als der Sicherheitsrat sich bereits zehn Tage mit dem Streitgegenstand befasst hatte, musste Charles Bohlen dem von der Columbia University freigestellten Professor eine Nachhilfelektion erteilen.1642

Jessup war nicht der einzige Neuling auf dem diplomatischen Parkett. Täglich traf ein neuer amerikanischer Experte am Tagungsort der Vereinten Nationen in Paris ein – zum Bedauern der britischen Delegation meist „legalistisch ausgerichtete Professoren ohne Kenntnis der Berliner Verhältnisse“,1643 dafür „mit vielen Ideen“.1644 Kein Wunder also, dass die Meinungen innerhalb der US-Delegation auseinandergingen. „What disorganisation!“,1645 schrieb Alexander Cadogan in sein Tagebuch. Dabei hatte er nicht die geringste Ahnung, welche Nachricht ihn und die britische Delegation am nächsten Tag aus den USA erreichen sollte.

Gerade erst hatte der Sicherheitsrat gegen die Stimmen der Sowjetunion und der Ukraine beschlossen, die Berlinkrise auf seine Tagesordnung zu setzen. Vyšinskijs Argumente, wonach es weder eine Blockade der westlichen Sektoren noch ein Versorgungsproblem in Berlin noch eine Bedrohung des Weltfriedens und schon gar keine Zuständigkeit des Sicherheitsrats gebe, weil der nach Kriegsende eigens eingesetzte Außenministerrat für das Deutschlandproblem verantwortlich zeichne, waren ins Leere gelaufen. Zudem verfügte die sowjetische Delegation über kein Veto, weil es sich um eine rein prozedurale Frage handelte. Stattdessen fand sie sich auf der Anklagebank wieder. Das öffentliche Tribunal konnte beginnen.

Just in diesem Moment verbreitete die Nachrichtenagentur AP eine Geschichte, mit der die Chicago Tribune am Vorabend aufgemacht hatte. Präsident Truman, wusste das gut informierte Blatt, hatte sich drei Tage zuvor, am 5. Oktober, entschieden, Frederick Vinson, den Präsidenten des Obersten Bundesgerichts, zu Gesprächen mit Stalin nach Moskau zu senden. Weil er bei Marshall und Lovett auf Widerspruch gestoßen war, war der Plan noch am selben Tag zu den Akten gelegt worden. Einmal veröffentlicht, warf die Geschichte gleichwohl hohe Wellen. Sosehr Präsident und Außenminister sich auch um Schadenbegrenzung bemühten, das internationale Presseecho war einhellig, einhellig negativ.1646

Für die britischen Akteure kam Trumans Alleingang in der konkreten Situation völlig überraschend. Allerdings spiegelte er langfristige Trends wider. „I have always been warning our People of this danger of the two Big Powers joining up“,1647 notierte Bevin. Dabei steckte den meisten noch das diplomatische Fiasko der Molotov-Smith-Episode aus den Maitagen in den Knochen. Und erst vor wenigen Wochen hatte Frank Roberts William Strang im Anschluss an ein strikt vertrauliches Gespräch mit Botschafter Smith gewarnt: „The Americans are, of course, unpredictable, but […] I should certainly not put it beyond them to act unilaterally.“1648

Tatsächlich warf Trumans Vorgehen Fragen auf, die Bevin und seine Diplomaten schon seit einiger Zeit beschäftigt hatten. Und die Antworten, die sich Stück für Stück herauskristallisierten, waren alles andere als beruhigend. Wusste die rechte Hand in Washington eigentlich, was die linke tat? Offenbar nicht. Denn der Präsident hatte nicht nur am State Department vorbei entschieden, einen langjährigen Freund, der sein Leben lang nicht mit außenpolitischen Fragen in Berührung gekommen war, nach Moskau zu senden. Sein Pressesprecher hatte auch noch mehrere Radiostationen kontaktiert, um eine halbe Stunde Sendezeit für den Präsidenten zu reservieren, und dabei Details über das Vorhaben ausgeplaudert, bevor Truman den in Paris weilenden Marshall und dessen Stellvertreter vor Ort über seine Entscheidung informiert hatte.1649 Zwar gelang es Marshall, Truman die Idee postwendend auszureden. Als er am Morgen des 9. Oktober zu Konsultationen in Washington eintraf, hatte das Unglück aber bereits seinen Lauf genommen. Die Geschichte war auf dem Schreibtisch eines in der Hauptstadt bestens vernetzten Journalisten gelandet.

Der Präsident stand als außenpolitischer Dilettant da, dem jedes Mittel recht zu sein schien, seiner vermeintlich verlorenen Wahlkampagne auf den letzten Metern neues Leben einzuhauchen. Anwalt des Friedens statt kalter Krieger ließ sich in einem Land, das Henry Wallace, dem Kandidaten der Progressiven Partei, große Aufmerksamkeit schenkte, bestens vermarkten. Dazu passte, dass Truman sich auf den Rat zweier Redenschreiber verließ, von denen einer wenige Jahre später als Werbefachmann Karriere machen sollte.1650 Mit außenpolitischen Fragen hatten sie sich allerdings noch nie befasst; und schon gar nicht mit Stalins Sowjetunion. Weit gravierender war indes die Tatsache, dass der rastlos mit der Eisenbahn von Bundesstaat zu Bundesstaat reisende Präsident nur in Grundzügen über die Krise informiert war und das auch noch einräumte.1651 Umso abenteuerlicher erschien der unüberlegte Schachzug.

Derweil stellte man sich an der Themse noch ganz andere Fragen: Wie würde die Nachricht aus Washington von den Mitgliedern des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen in Paris aufgenommen? Welche konzeptionellen Ideen bestimmten das außenpolitische Denken des Präsidenten? Spielte das diplomatische Desaster womöglich dem Kreml in die Karten? Und nicht zuletzt: Was bedeutete das alles für die eigene Rolle in der Welt?

Wie die amerikanische so hatte auch die britische Delegation in Paris schon seit Tagen in Hintergrundgesprächen für den eigenen Standpunkt geworben. Jetzt musste sie befürchten, dass die neutralen Mitglieder sich vor den Kopf gestoßen fühlten und ihr künftiges Abstimmungsverhalten im Sicherheitsrat grundlegend überdenken könnten; kurzum: dass der von Bevin befürchtete Reinfall Realität werden würde. Schließlich ließ Trumans Verhalten zwei Interpretationen zu: Zum einen schien der plötzlich zu Tage tretende Hang zum Bilateralismus den offiziell betriebenen Multilateralismus als Feigenblatt zu entlarven. Zum anderen sollte die Weigerung, mit der sowjetischen Regierung unter Druck zu verhandeln, offenbar nur so lange Bestand haben, bis das Weiße Haus einen bilateralen Gesprächskanal mit dem Kreml etabliert hatte.

Dabei war die Neigung, das Politische auf das Persönliche zu reduzieren, ebenso unverkennbar wie der Wunsch, die großen Probleme mit relativ kleinem Aufwand zu lösen: mit Gipfeldiplomatie nach dem Vorbild der Kriegskonferenzen oder, in Anlehnung an die erfolgreiche Hopkins-Mission aus dem Sommer 1945, mit Sonderbotschaftern.1652 Nach dieser Lesart saßen die Hardliner im Politbüro. Mit Stalin aber ließen sich Geschäfte machen. Just diesen Eindruck hatte Botschafter Smith in seinen Drahtberichten aus Moskau vermittelt. Und ausgerechnet er, der mit dem Kurs seiner Regierung unzufrieden war, hatte Truman Ende September bei einem Eisenbahnstopp in San Antonio über die Verhandlungen mit Stalin informiert.1653

Wenn Stalin also nur ein Gefangener seines Politbüros war, dann ließ sich auch der Auftrag rechtfertigen, mit dem Vinson in den Kreml geschickt werden sollte. Denn er deckte sich mit jenen Instruktionen, die Smith Ende April im Vorfeld seiner Unterredung mit Molotov erhalten hatte. Dieses Mal sollte der „russische Diktator“ persönlich von „unseren friedlichen Absichten gegenüber der ganzen Welt“ überzeugt werden.1654 Dass Stalin und Molotov nur mit verteilten, inhaltlich aber abgestimmten Rollen operierten, dass der Weltfrieden also auch im Oktober 1948 aller Wahrscheinlichkeit nach nicht ausbrechen würde, hatte keiner der Berater dem Präsidenten erklärt. Stattdessen mussten sie das Gegenteil des Beabsichtigten befürchten: eine Verhärtung der sowjetischen Haltung. Schließlich bot die Nachricht aus Washington – unabhängig davon, dass der Plan sofort zu den Akten gelegt worden war – den Moskauer Akteuren eine Projektionsfläche, auf der sie genau das entdecken konnten, was sie ohnehin sehen wollten: einen uneinigen und unsicheren Westen, der an seiner Strategie zweifelte und deshalb erneut, wie bereits Ende Juli, im Bittgang nach Moskau einen Ausweg suchte. Im Umkehrschluss hieß das für die sowjetische Seite: Die Strategie der Zermürbung zeigte Wirkung; die Blockade war erfolgreich; der Westen würde nachgeben; Kompromisse waren überflüssig.

Dabei hatten Bevins Sowjetexperten ausdrücklich vor einer Wiederholung jenes Fehlers gewarnt, den die amerikanische Diplomatie aus ihrer Sicht schon einmal gemacht hatte: „Our haste in Moscow for a quick settlement must have confirmed the Russians in their belief that we cannot hold out.“1655 Jetzt sahen sie sich gleich in doppelter Hinsicht als Leidtragende der amerikanischen Politik. Denn einerseits konterkarierte Trumans Initiative die trilateralen Vereinbarungen von Paris und leistete damit Fehlwahrnehmungen auf sowjetischer Seite Vorschub. Andererseits desavouierte der Präsident seine europäischen Partner, die sich trotz erheblicher Bedenken erst kürzlich dem Druck des State Department gebeugt hatten. Für jeden erkennbar waren sie wenig mehr als Bauern auf dem Schachbrett amerikanischer Machtpolitik: gelegentlich von Nutzen, aber nicht wirklich wichtig, wenn es darum ging, die großen Fragen der Weltpolitik in konfrontativer Kooperation mit der Sowjetunion einer Lösung zuzuführen.

Natürlich verstanden es die amerikanischen Unterhändler, von Bohlen über Smith bis Jessup, das Schreckgespenst eines Bilateralismus der Supermächte als disziplinierenden Faktor einzusetzen, um die europäischen Partner auf Linie zu bringen. Nur änderte das nichts an der Tatsache, dass die gezielt gesendeten Signale stets einen realen Hintergrund hatten. Keine zwei Monate nach dem Fiasko der Vinson-Mission schrieb Frank Roberts im Anschluss an ein Treffen mit Marshalls Berlin-Beauftragtem an seinen Minister:

Mr. Bohlen thought […] there was always present in American thinking a desire to reach a direct settlement with the Soviet Union, and […] that […] as the months passed there would be increasing demand for an attempt to reach a direct settlement with the Soviet Union.1656

Wenn es aus britischer Sicht überhaupt etwas Positives zu berichten gab, dann die Erkenntnis, dass Marshall Truman zurückgebunden und in seiner Pressekonferenz die Geschlossenheit der Westmächte betont hatte. Deshalb ging man im Foreign Office davon aus, die US-Regierung kurzfristig auf den zuvor vereinbarten Kurs verpflichten zu können. Der Illusion, dem sich abzeichnenden langfristigen Trend dauerhaft Einhalt gebieten zu können, mochte sich allerdings niemand hingeben.

Jetzt aber galt es, keine Zeit zu verlieren. Schließlich stand die Berlinkrise auf der Agenda des Sicherheitsrats. Jede Stimme zählte. Deshalb intensivierte die britische Delegation noch einmal ihre Bemühungen um die Gunst der neutralen Mitglieder. Für den Außenminister wurde Alexander Cadogan zum Glücksfall. Im Februar 1946 hatte Bevin den eitlen Spross einer wohlhabenden Adelsfamilie noch gegen dessen Wunsch auf den Posten des ersten Botschafters bei den Vereinten Nationen abgeschoben. Jetzt konnte er sich auf die Erfahrung und Loyalität Cadogans verlassen.1657 Nach vierzig Jahren im diplomatischen Dienst war er mit allen Akteuren, deren Strategien und Tricks vertraut. Im Gespräch führte und lernte, argumentierte und konspirierte, warb und brüskierte er. Anders als der relativ junge Roberts begegnete er seinem amerikanischen Pendant auf Augenhöhe. Und anders als Robertson lag er inhaltlich auf der Linie seines Ministers.

Zwischen den Streitparteien gab es keine direkten Gespräche und schon gar keine Verhandlungen. Juan Bramuglia, der Präsident des Sicherheitsrats, bewegte sich als wandelnder Untersuchungsausschuss zwischen den Konfliktlinien, ohne dabei die Rolle des Vermittlers für sich zu beanspruchen. So gewann er nicht nur die Anerkennung der separat tagenden neutralen Delegationen, zu denen er in seiner Funktion als argentinischer Außenminister gehörte, sondern auch den Respekt der Konfliktparteien.

Von größerer Bedeutung für die britische Regierung war jedoch die Kooperation mit der kanadischen Delegation. Ob Informant oder Lobbyist, Weichensteller oder Warnmelder, Schwert oder Schild – für London war Ottawa alles zugleich, mit einem Wort: unverzichtbar. Ursächlich dafür waren vier Faktoren: die traditionell engen bilateralen Beziehungen;1658 informelle und doch bewährte Netzwerke sowie persönliche Freundschaften;1659 Kanadas dezidiert antikommunistische Außenpolitik; und nicht zuletzt Ottawas weithin anerkanntes Engagement im Rahmen der Vereinten Nationen.1660

Bereits am Abend des 11. Oktober informierte der kanadische Delegationsleiter McNaughton Alexander Cadogan, die sogenannten Neutralen, mit der möglichen Ausnahme Syriens, seien sich einig, dass die Blockade aufgehoben werden müsse, bevor die Gespräche über Berlin und Deutschland wieder aufgenommen werden könnten.1661 Nach den Turbulenzen der letzten Tage war das eine gute Nachricht für die britische Delegation. Schließlich unterstützten neben Kanada und Belgien auch Argentinien, China und Kolumbien eine ihrer zentralen Forderungen. Und es sollte noch besser kommen. Wie die britische Delegation aus derselben Quelle erfuhr, legte der chinesische Vertreter dem Gremium der Sechs eine Woche später einen Resolutionsentwurf vor, der nicht nur sämtliche Bedingungen des Foreign Office für eine Beilegung der Krise erfüllte, sondern auch die Zustimmung der übrigen Delegationen fand, also auch des syrischen Vertreters. Konkret bedeutete das: In einem ersten Schritt sollte die Sowjetunion die Blockade der Westsektoren unverzüglich beenden. Zeitgleich sollten die Westmächte ihre Gegenmaßnahmen aufheben. Sodann sollten die Siegermächte ihre Beratungen zur Einführung der Ostmark in ganz Berlin „auf der Grundlage der Direktive vom 30. August“ wieder aufnehmen und innerhalb eines Monats abschließen. Um Missverständnisse zu vermeiden, präzisierte der Entwurf den Passus und hielt fest: „Währungseinheit in Berlin […] unter Viermächtekontrolle“. Der Text machte sich also die westliche Interpretation der Moskauer Direktive zu eigen. Erst nach erfolgreicher Umsetzung sollte der Außenministerrat zusammentreten, um „das deutsche Problem als Ganzes zu beraten.“1662

Somit spiegelte der chinesische Resolutionsentwurf jene Verhandlungsposition wider, mit der die Westmächte Anfang August in die Sondierungsgespräche mit Stalin und Molotov gegangen waren: Reziprozität konnte es nur im Hinblick auf die Blockade und die unmittelbar aus ihr resultierenden Gegenmaßnahmen geben. Um den Eindruck einseitiger westlicher Konzessionen zu vermeiden, musste zunächst der Status quo ante wiederhergestellt werden. Erst dann konnten Verhandlungen über eine Kompromisslösung beginnen. Ein ungleicher Tauschhandel, also die Simultaneität zwischen dem Ende der Blockade und der Einführung der Ostmark als alleiniges Zahlungsmittel für ganz Berlin, war damit, anders als in der Moskauer Direktive, ausgeschlossen. Mehr noch: Die Aufhebung der Blockade war nicht einmal zwingend an einen Erfolg der Währungsgespräche gebunden. Conditio sine qua non eines Verhandlungsergebnisses war vielmehr, dass die Siegermächte ihrer Verantwortung für Berlin als Ganzes in Form der gemeinsamen Kontrolle einer Einheitswährung für die Stadt gerecht würden. Und schließlich: Die Beilegung der Krise um Berlin wurde von der Lösung der deutschen Frage abgekoppelt. Zwischen der Blockade und dem Staatsaufbau im Westen, der eigentlichen Ursache für das sowjetische Vorgehen in Berlin, wurde in dem Entwurf kein kausaler Zusammenhang hergestellt. Das avisierte Treffen des Außenministerrats war als Trostpflaster für die unterlegene Partei, den Krisenverursacher, konzipiert. Von einem Verhandlungsauftrag war nicht einmal ansatzweise die Rede.

Besser hätte es aus britischer Sicht gar nicht laufen können. Doch offenbar hatten Bevins Diplomaten die Rechnung ohne den französischen Botschafter gemacht. Alexandre Parodi wurde von den Ereignissen überrascht. Zu groß war das Misstrauen gegenüber der französischen Regierung, zu marginal deren Engagement, als dass die Partner sie über ihre Bemühungen informiert hätten. Allerdings hatten sie vergessen, dass der Störenfried umhegt sein will, und sei es nur, um ihm den Eindruck von Wichtigkeit zu vermitteln.

Als Jessup, der seinerseits von McNaughton auf dem Laufenden gehalten worden war, Cadogan und Parodi den chinesischen Entwurf vorlegte, sah Letzterer seine Stunde gekommen. Wie Pflöcke rammte er seine vier zentralen Aussagen in den Boden. Der Resolutionsentwurf sei „zu gut“. „Bestimmt“ werde die Sowjetunion ihr Veto einlegen. Zudem sei es „keineswegs sicher, ob eine solche Resolution die erforderliche Mehrheit erhalten werde“. Vor allem aber „komme der Sicherheitsrat seiner Pflicht nicht nach, wenn er sich nicht um eine Schlichtung bemühe.“1663

Cadogan und Jessup wähnten sich im falschen Film.1664 Hatten sich die westlichen Außenminister nicht erst vor wenigen Wochen auf einen Plan geeinigt? Hatte in diesem Kontext auch nur ein Minister oder ein Berater, darunter Parodi, von einer Vermittlungsaktion der Vereinten Nationen gesprochen? War der wahre Grund für den Gang in den Sicherheitsrat nicht vielmehr, Moskau als Krisenverursacher bloßzustellen und die Weltöffentlichkeit hinter sich zu scharen? War die Provokation des sowjetischen Vetos nicht Teil des Maskenspiels mit den Vereinten Nationen, in dem sogar die ursprünglich als Wackelkandidaten eingestuften Akteure die ihnen zugedachte Rolle spielten? Konnte ein Resolutionsentwurf, zumal aus der Feder einer als neutral geltenden Partei, vor diesem Hintergrund allen Ernstes zu gut sein? Oder wollte Parodi sich schlicht aus der Verantwortung stehlen, als wäre sein Land nicht selbst Streitpartei?

Nicht zum ersten Mal fiel das britische Verdikt über den französischen Partner wenig schmeichelhaft aus. „Total kläglich“,1665 notierte selbst der dem Kurs seiner eigenen Regierung kritisch gegenüberstehende Ivone Kirkpatrick. Und Alexander Cadogan fühlte sich gar an den Defätismus einer überwunden geglaubten Epoche erinnert. „[I]f the French were given a chance, they would do anything to get a ‚settlement‘“,1666 schrieb er in sein Tagebuch.

Weil Parodi sich sämtlichen Argumenten verweigerte, ja weil er damit drohte, die Sechs im Alleingang an ihren vermeintlichen Auftrag zu erinnern, ließ Bevin, um Schaden von den Westmächten abzuwenden, keine Zeit verstreichen, sondern bat seinen Botschafter in Paris, umgehend das Gespräch mit Schuman zu suchen. Das Ergebnis war eindeutig. Parodi hatte seine Kompetenzen überschritten. Schuman hingegen bekräftigte seine Zusage, an der Seite der Amerikaner und Briten zu stehen. Allerdings gab er auch zu erkennen, in welchem Kontext die französische Regierung operierte. „Leidenschaftlich besorgt um den Frieden“, wie Schuman die innenpolitische Stimmung zusammenfasste, war er darauf bedacht, „den Russen keine in der öffentlichen Wahrnehmung unfair erscheinenden Bedingungen“1667 zu diktieren. Dabei schien er zu übersehen, dass seine Partner zwar danach strebten, Moskau im Sicherheitsrat zu isolieren, nicht jedoch daran interessiert waren, eine Situation herbeizuführen, in der aus Sicht des Kremls die Flucht nach vorn in den Krieg der einzige Ausweg blieb. Dass sie schon gar nicht auf eine Resolution hinarbeiteten, die ihnen ihrerseits den Weg in den Krieg ebnete, dürfte Schuman, obwohl von Bevin Wochen zuvor in den trilateralen Beratungen klargestellt, spätestens nach seinem Gespräch mit dem britischen Botschafter erkannt haben. An einer sich bereits seit Monaten abzeichnenden Tendenz änderte das allerdings nichts: Nach wie vor erzeugte die aufgeheizte Atmosphäre bei den Pariser Akteuren eine Grundhaltung, wonach die Beilegung der Krise zwangsläufig mit einer Veränderung des Status quo einhergehen müsse. Damit aber wollte sich in London zunächst niemand befassen.

Denn mit Schumans Zusage war der weitere Weg geebnet. Am 22. Oktober legten die ‚Neutralen‘ dem Sicherheitsrat den von der chinesischen Regierung eingebrachten und nur unwesentlich überarbeiteten Resolutionsentwurf vor. Gegen die Stimmen der Sowjetunion und der Ukraine, also mit der magischen Formel 9:2, befürwortete der Sicherheitsrat drei Tage später die Annahme des Entschließungsantrags.1668 In der Konsequenz ergab sich ein doppeltes Paradox. Ungeachtet des sowjetischen Vetos markierten Inhalt und Abstimmungsverhalten einen Triumph für die Westmächte. Der Schuldige war nicht nur identifiziert; er war auch isoliert. Der Kampf um die Deutungshoheit über das Krisengeschehen war entschieden, die Zielvorgabe erfüllt. Substantiell gewonnen war damit freilich nichts. Denn der Sicherheitsrat war blockiert oder, in den Worten des neuen kanadischen Premiers Louis St Laurent: „frozen in futility and divided by dissension“.1669 So betrachtet war der Triumph nicht mehr als ein Pyrrhussieg. Denn die Blockade ging weiter, und das Patt hatte Bestand.

Mit etwas anderem hatte aber auch niemand in King Charles Street gerechnet. Im Gegenteil: Ein Patt, so die bereits Anfang Oktober intern formulierte Überzeugung, würde den Westmächten Zeit geben, um die Konsolidierung Westdeutschlands voranzutreiben.1670 Deshalb war es nur konsequent, wenn Bevin gleich nach dem Votum von einer grundsätzlich „gesunden Situation“ sprach. Dank der harten Haltung sei man „in den letzten Tagen einer Lösung viel näher gekommen als [in den Wochen] zuvor“, ohne ihr bereits nahe zu sein.1671 Natürlich ging es auch darum, die Zweifler bei der Stange zu halten, saßen sie nun in Paris oder im eigenen Haus. Von Zweckoptimismus konnte aber nicht die Rede sein. Ob öffentlich oder hinter verschlossenen Türen, ob offiziell oder privat – Bevins Botschaft war stets dieselbe: Die Zeit arbeitet für die Westmächte.1672 Und was hieß das konkret für das weitere Vorgehen?

Zunächst einmal waren sich alle einig, den Streitgegenstand auf der Agenda des Sicherheitsrats zu belassen; als eine Mischung aus Makel und Menetekel gerichtet an die Adresse Moskaus. Neue Vorstöße im Rahmen der Weltorganisation waren jedoch nicht vorgesehen. Zu groß war das Risiko, dass der Streitfall von bislang unbeteiligten Dritten neu aufgerollt und die in der Resolution festgelegte Position aufgeweicht würde. Selbsternannte Vermittler waren in London unerwünscht. Deshalb sollte die Generalversammlung, ursprünglich als Lautverstärker in eigener Sache ins Visier genommen, nicht auch noch mit der Krise befasst werden. Beim Sicherheitsrat wusste man, mit wem man es zu tun hatte; in der Vollversammlung aber würde das Werben von neuem beginnen – mit ungewissem Ausgang. Klarer als das Votum des Exekutivorgans konnte eine nicht bindende Resolution der Weltversammlung ohnehin nicht ausfallen.

Geduld war also gefragt, mithin das Gegenteil präsidentieller Schnellschüsse. Erst handeln, dann verhandeln blieb Bevins Motto. Stalin „hinterherzulaufen“, wie er Marshall und Schuman mokant erinnerte, würde den Diktator nur ermuntern, seinen „Preis in die Höhe zu treiben“.1673 Gelang es hingegen, die sowjetische Regierung mit ihren eigenen Waffen, jenen der Zermürbung, zu schlagen und fortan nicht mehr den Eindruck zu erwecken, auf eine rasche Lösung angewiesen zu sein, dann war die Beilegung der Krise nur eine Frage der Zeit. Regierungsintern wurde mit neuen Gesprächen ab Februar 1949 gerechnet.

Sämtliche Überlegungen beruhten auf zwei zentralen Annahmen, die sich wechselseitig bedingten. Erstens: Die Westsektoren konnten über den Winter aus der Luft versorgt werden. Zweitens: Die Berliner waren bereit, dem sowjetischen Druck standzuhalten. Dass der Durchbruch, so er denn erzielt werden konnte, bis auf weiteres mit dem Bruch, der Teilung Deutschlands und der Teilung Berlins, einhergehen würde, daran gab es in London kaum noch Zweifel.

11. Durchbruch und Bruch

Marshalls Zusage, die Luftbrücke umgehend auf eine Tagestonnage von 7000 bis 8000 Tonnen anzuheben, war folgenlos geblieben. Auch im Oktober reichte die tägliche Fracht nicht einmal an die ursprüngliche Vorgabe von 4500 Tonnen heran. Kein Wunder also, dass sich in britischen Luftwaffenkreisen Skepsis breitmachte.1674 Clays telegrafische Bemühungen hatten in Washington keine Kettenreaktion ausgelöst.1675 Nach wie vor blockierten die Stabschefs die Freigabe mehrerer Dutzend C-54. Erst ein Besuch Clays im Weißen Haus sollte die Wende bringen. Am 21. Oktober gab Präsident Truman grünes Licht.1676 Anders als seine höchsten Militärs akzeptierte er das Risiko, das mit der Konzentration eines großen Teils der Transportflotte an einem einzigen Krisenherd einherging. Mehr als siebzig Prozent der amerikanischen C-54 sollten fortan im Dienst der Operation Vittles stehen. Das erhöhte zwar die militärische Verwundbarkeit und reduzierte den Handlungsspielraum für ad hoc auftretende Krisen. Ausschlaggebend war aber die andere Seite der Medaille. Denn mit seinem Votum für eine Verlegung weiterer Skymaster nach Deutschland ersparte der Präsident sich, seiner Regierung und seinen europäischen Partnern eine Entscheidung von größerer Tragweite: Musste er militärisch eskalieren, oder sollte er für den Rückzug aus Berlin plädieren? Der mit dem Beschluss vom 21. Oktober gewonnene Handlungsspielraum in der aktuellen Krise sollte diese Frage ein für alle Mal ad acta legen.

Aber kam die Entscheidung nicht zu spät? „At least until January the airlift will be unable to fulfil the hopes placed in it“,1677 notierten die britischen Experten vor Ort und schickten gleich noch eine zweite Warnung hinterher: Die Stimmung in der Bevölkerung drohe zu kippen.1678 Das entsprach zwar nicht den Trendumfragen. Doch als Momentaufnahme war die Nachricht ernst zu nehmen.

Tatsächlich hinterließ das unberechenbarste Element bei der Planung und Durchführung der Luftbrücke, das Wetter, gleich am 1. November seine Spuren. Dichter Nebel legte Tempelhof lahm. In der ersten Novemberwoche fiel die Tonnage um zwanzig Prozent gegenüber der letzten Oktoberwoche, in der zweiten um weitere fünf Prozent. Als am 30. November wegen widriger Wetterbedingungen gerade einmal zehn Flugzeuge mit einer Gesamtfracht von 83 Tonnen in Berlin landen konnten, griff Ernüchterung um sich. Zu allem Überfluss informierte auch noch ein französischer Mitarbeiter der Presseabteilung der Vereinten Nationen ein sowjetisches Delegationsmitglied der Generalversammlung über die Bedenken im westlichen Lager, die Luftbrücke über den Winter aufrechterhalten zu können.1679 Die Monatsbilanz war die schlechteste seit Juli. Die Lebensmittelvorräte reichten noch für 23 Tage, die Kohlevorräte für fünfzig Tage; und das auch nur, weil die Temperaturen bislang nicht unter den Gefrierpunkt gesunken waren. Wie ernst Stadtkommandant Herbert die Lage einschätzte, machte er in einem Schreiben vom 20. November deutlich:

[S]tocks must NOT fall below 21 days. […] Food is the basic commodity. In emergency we can make considerable cuts in electricity, gas, and heating, but it is virtually impossible to make any considerable cuts in food. […] Stocks in food should, therefore, be higher than coal. […] I would like to see them about a month higher.1680

Wie meist im Leben orientierte sich die Wirklichkeit nicht an den Wünschen. Zwar reichte die eingeflogene Tonnage im Dezember an das Oktoberniveau heran, nicht aber an den kalkulierten Minimalbedarf. Immer wieder hielt der nebligste Winter seit achtzig Jahren Dutzende Flugzeuge am Boden, so dass General Robertson sich bestätigt sah:

[T]he air lift is producing results much closer to our forecast than to that of the Americans. […] Such figures as are available to me at present for the capacity of the air lift in January and February indicate a further serious weakening of the position. […] I can only say that unless the weather is exceptionally good […] we shall be compelled to introduce further economy measures such as the virtual cessation of industry, reduction of transport and harsher conditions in hospitals and schools.1681

Als die Lebensmittelvorräte in Berlin in den ersten Januartagen 1949 tatsächlich unter die als kritisch eingestufte Marke fielen,1682 begannen auch die kühnsten Optimisten, die noch verbleibenden Winterwochen zu zählen.

Nur eine Woche später sah alles ganz anders aus: „Short of abnormal weather and other factors interfering with the airlift, there is no reason for doubting that stocks will remain adequate“,1683 notierte ein Mitarbeiter der Militärregierung. Angemessen war freilich ein dehnbarer Begriff, verharrten die Lebensmittelvorräte doch bis Ende Februar unter der Marke von dreißig Tagen. Davon war aber schon gar nicht mehr die Rede, als Robertson sich zwei Wochen später in einem Schreiben an Bevin geradezu euphorisch gab. Nicht nur konnte er berichten, dass die durchschnittliche Tagesfracht mit mehr als 5000 Tonnen in den letzten drei Wochen erstmals die Zielvorgabe überschritten hatte. Vielmehr richtete er seinen Blick bereits in die Zukunft: Ab Juli 1949 dürfe mit einer täglichen Tonnage von mindestens 7000 Tonnen gerechnet werden, so dass man sogar ausreichend Kohlereserven für den nächsten Winter anlegen könne.1684

Zwei Wochen später legte Bevin dem zum vorletzten Mal tagenden Krisenausschuss des Kabinetts ein neunseitiges Memorandum vor, das sich vom ersten bis zum letzten Satz wie eine Bestätigung seiner Krisenstrategie las:

We can safely say that we have passed the crisis of the present winter at least one month earlier than we had expected. […] The last six months have shown a marked improvement in our position in Berlin and in Germany generally.1685

Je nach Lesart lag die Betonung auf passed oder present. In jedem Fall war ein wichtiges Etappenziel erreicht; mehr aber auch nicht. Deshalb war es nur konsequent, wenn Bevin den Auftrag erteilte, die Luftbrücke auf eine langfristige Planungsgrundlage zu stellen.1686 Zudem sollte die Öffentlichkeit über die jüngsten Entwicklungen informiert werden, um Stalin zu zermürben, die innenpolitische Zustimmung zu konsolidieren und nicht zuletzt um die Verbundenheit mit den Berlinern und den Deutschen zu betonen in der Hoffnung, sie langfristig an den Westen binden zu können. More of the same! lautete also der Grundsatz, von dem der Außenminister sich leiten ließ.

Der Stimmungsumschwung innerhalb weniger Wochen hatte zahlreiche Gründe: das Wetter; die große Zahl der zur Verfügung stehenden Flugzeuge und Flugplätze; die auf die spezifischen Bedürfnisse zugeschnittene Infrastruktur; technische Innovationen; und eine deutlich verbesserte Koordination der Abläufe.

1948/49 war nicht nur der nebligste, sondern auch der mildeste Winter des Jahrhunderts. Dabei hatten nicht wenige Meteorologen bitterkalte Monate wie 1946/47 prognostiziert, als ganze Dörfer über Wochen von der Außenwelt abgeschnitten, Kohlevorräte innerhalb kürzester Zeit aufgebraucht und die heimische Industrieproduktion fast zum Erliegen gekommen war. Dieses Mal war alles anders: Winter fühlte sich wie Frühling an; der Frost kam spät und blieb nicht lang; Schnee fiel erst Ende Februar. Dass die meisten Berliner sich ungeachtet dessen „wie zu einer Grönlandreise“ anzogen, wenn sie „zu Bett“ gingen, hatte im Wesentlichen zwei Gründe. Einerseits waren nur die wenigsten Wohnungen winterfest. Schäden in Dächern und Mauerwerk gehörten immer noch zum Straßenbild wie „Pappscheiben“, die die in den Bombennächten zerstörten Glasfenster notdürftig ersetzt hatten.1687 Andererseits war Kohle strikt rationiert; gerade eine Einkaufstasche stand jeder Familie zur Verfügung – für den ganzen Winter. Die für Ostmark gegen Verkaufsscheine im Ostsektor zu erwerbende Kohle mochte Linderung versprechen; in einem kalten Winter hätte aber auch das kaum geholfen. Geheizte Sammelräume standen zwar für Zehntausende, nicht aber für Millionen zur Verfügung.

Das milde Wetter hatte aber nicht nur erhebliche Auswirkungen auf das private, sondern auch auf das öffentliche Leben. Weil Eis und Frost, Schnee und Stürme den Winter weitgehend verschliefen, weil der Flugverkehr nur bei dichtem Nebel eingestellt werden musste und weil Firmen immer noch einen Teil der Rohstoffe aus dem Umland bezogen, konnte der Kohlebedarf vieler Industriebetriebe in den Westsektoren gedeckt werden. Clays riskantes und gegen britische Bedenken durchgesetztes Kalkül,1688 dem befürchteten Stillstand des öffentlichen Lebens durch Einschränkungen im Privaten entgegenzutreten, ging auf. Für viele, wenn auch bei weitem nicht für alle, herrschte deshalb inmitten des Ausnahmezustandes so etwas wie Normalität: Sie konnten ihrer gewohnten Arbeit nachgehen. Zwar stieg die Arbeitslosigkeit zwischen Juli 1948 und März 1949 von sieben auf mehr als dreizehn Prozent; insgesamt lag die Erwerbsquote aber weit über den ursprünglichen Erwartungen. Das galt in besonderer Weise für den Industriesektor, der nach einem Einbruch in den ersten beiden Blockademonaten über den Winter auf einem Niveau von 65 Prozent im Vergleich zum Juni 1948 produzierte und sogar 94 Prozent der Arbeitskräfte halten konnte.1689 Dass ein nicht unerheblicher Teil der Absatzmärkte unverändert im Ostsektor und in der sowjetischen Zone lag, dass also Stalin de facto zehntausende Arbeitsplätze in den Westsektoren garantierte und damit die Moral der Einwohner stützte und nicht, wie ursprünglich beabsichtigt, unterminierte, um die Berliner gegen die Westmächte in Frontstellung zu bringen, gehört zu den erstaunlichsten Paradoxien jener Monate. Doch es war nicht die einzige.

Im Westteil der Stadt wurde die Luftbrücke „zur beruhigenden Lärmkulisse, mit der man lebte und schlief. Man wachte nachts auf, wenn es still wurde, weil die Flüge aus irgendeinem Grund unterbrochen worden waren.“1690 Nach dem 4. Januar 1949 gab es keine ruhige Minute mehr. Allein in Gatow startete oder landete alle neunzig Sekunden eine Maschine. Tempelhof war zum meistfrequentierten Flughafen der Welt geworden. Und in Tegel, das Gatow und Tempelhof seit einem Monat nicht nur entlastete, sondern die große Aufnahmekapazität vor Ort erst ermöglichte, hatte Stadtkommandant Ganeval mit der Sprengung des Sendeturms eines sowjetisch kontrollierten Radiosenders ein nicht unerhebliches Risiko für die Flugsicherheit beseitigt.1691

Mittlerweile waren die von Truman zugesagten C-54 Skymaster nach Deutschland verlegt worden. Fortan waren 225 von ihnen rund um die Uhr im Einsatz. Bereits im November 1948 hatte die Royal Air Force sieben Handley Page Hastings, das erste Transportflugzeug, das nach dem Krieg entwickelt worden war, in den Dienst der Luftbrücke stellen und dank der Kapazität von bis zu acht Tonnen den wetterbedingten Ausfall der Flugboote kompensieren können. Erstmals verfügten die Verantwortlichen über ein gewisses Maß an Planungssicherheit.

Die systematische Erhöhung der Gesamttonnage war aber nicht allein auf die Zahl und die Größe der Flugzeuge zurückzuführen, sondern auch auf die optimierte Nutzung der vorhandenen Ressourcen. Weil der nördliche Flugkorridor nicht einmal halb so lang wie der südliche war, verlegte die US Air Force die Hälfte ihrer Skymaster in die britische Zone, nach Faßberg und Celle. Auf diese Weise konnte sie ihre Tonnage um fünfzig Prozent steigern. Die Royal Air Force musste auf andere Stützpunkte ausweichen. Insgesamt standen in der britischen Zone sieben Flugplätze zur Verfügung. Angefangen hatte alles mit dem Stützpunkt Wunstorf, der bis zum Ende der Luftbrücke auch der wichtigste Standort für die Royal Air Force blieb. Zwischen Juli und Dezember 1948 konnte jeden Monat ein neuer Flugplatz in Betrieb genommen werden: von Faßberg und Lübeck-Blankensee über Schleswigland und Celle bis zu Hamburg-Fuhlsbüttel. Hamburg-Finkenwerder nahm eine Sonderstellung ein: als Starthafen für die acht Flugboote der britischen Küstenwache. Die Amerikaner konzentrierten sich auf Wiesbaden-Erbenheim, Sitz des Hauptquartiers ihrer Luftstreitkräfte in Europa, und Frankfurt/Main, ihren zentralen Flugplatz auf dem Kontinent.

Fast ununterbrochen wurde an der Infrastruktur gearbeitet. Ungenutzte Flugfelder wurden zu Flugplätzen ausgebaut, neue Start- und Landebahnen aus Asphalt oder Beton angelegt, vorhandene Pisten verstärkt und verlängert, Verladerampen mit Gleisanschlüssen aus dem Boden gestampft, Standplätze zum Entladen der Flugzeuge hinzugefügt, Zugangsstraßen für die Lastwagen gebaut und unterirdische Lagertanks angelegt. Gepaart mit einem effizienten Personaleinsatz und bis in das letzte Detail festgelegten Arbeitsprozessen, resultierten diese Maßnahmen, die ab Mitte Oktober 1948 unter einem einheitlichen Kommando (Combined Airlift Task Force) koordiniert wurden, an den drei Berliner Flugplätzen in einer Umschlagzeit von nicht einmal zwanzig Minuten. Operatives Lernen entpuppte sich als wichtiger Schlüssel zum Erfolg.1692

Darüber hinaus wirkte die Krise als Innovationsbeschleuniger. Um die Flughäfen auch bei schlechter Sicht und nachts anfliegen zu können, wurden den Piloten die Richtung und der Anflugwinkel mit der Installation von Landelichtern signalisiert. Durch neu entwickelte Natriumdampflampen konnte deren Wirkungsgrad deutlich erhöht werden. Von herausragender Bedeutung für den Erfolg der Luftbrücke waren zwei aufeinander abgestimmte Radarsysteme. Mit Hilfe von CPS-5, das ab Dezember in Tempelhof, Tegel und Gatow installiert wurde, konnten Flugzeuge bis zu einer Entfernung von 140 Kilometern auf dem Radarschirm lokalisiert und die Distanzintervalle der Maschinen von ehemals achtzig auf sechzehn Kilometer reduziert werden. Das radargesteuerte, bodengeführte Blindanflugverfahren (Ground Control Approach) erlaubte sichere Landungen auch bei tief über der Stadt hängenden Wolken und Sichtverhältnissen von einer Meile in Tempelhof und siebenhundert Metern in Gatow und Tegel.1693 Der Nebel hatte damit einen Teil seines Schreckens verloren.

Gemessen an der Gesamttonnage der Luftbrücke sank der britische Anteil in den ersten sechs Monaten kontinuierlich. Hatte er im Juli 1948 noch mehr als vierzig Prozent betragen, lag er im Dezember 1948 unter zwanzig Prozent, bevor er bis Mai 1949 dank des verstärkten Einsatzes gecharterter Flugzeuge auf rund ein Viertel gesteigert werden konnte. „The R.A.F“, so konstatierte ein Mitarbeiter des Foreign Office, als die größten Sorgen der Vergangenheit angehörten, „in making their contribution had been forced to live from hand to mouth.“1694 Neben der Material- war vor allem die Personalknappheit ein Problem. Durch den Rückgriff auf Besatzungen aus den Commonwealth-Staaten Australien, Südafrika und Neuseeland konnten Engpässe behoben werden. Als die Planer im April 1950 Bilanz zogen, ergab sich folgendes Bild: Das Vereinigte Königreich hatte mehr als dreißig Prozent aller Transportflüge durchgeführt und dabei rund ein Viertel der Tonnage nach Berlin eingeflogen: 45 Prozent der Lebensmittel, den gesamten flüssigen Treibstoff und zehn Prozent der Kohle, die rund siebzig Prozent der Gesamtfracht ausmachte.1695

Doch die Luftbrücke war nicht der einzige Erfolgsfaktor. Der Durchhaltewille der Bevölkerung war von vergleichbarer Bedeutung. Von zivilem Ungehorsam, den Robertson noch Ende September kategorisch prognostiziert hatte, konnte nicht einmal ansatzweise die Rede sein. Im Gegenteil, die Moral verharrte, wie der General Ende Januar 1949 verblüfft feststellte, auf einem konstant hohen Niveau.1696 Auch dafür gab es eine Reihe von Gründen.

Das selbst im Winter nur selten unterbrochene „Donnern der Flugzeugmotoren“1697 hatte eine nicht zu unterschätzende psychologische Wirkung auf die Einwohner. Als tönendes Versprechen der Westmächte, ihre Sektoren nicht den Sowjets zu überlassen, gab es dem verbalen Versprechen, dem Strom öffentlicher Stellungnahmen, Sinn und Bedeutung. Berechenbarkeit schuf Vertrauen, und Vertrauen mutierte zum Schmiermittel der Moral, weil jeder seine zugesagte Lebensmittelration erhielt. Als diese am 1. November nach langem Drängen der britischen Stellen um zehn Prozent auf durchschnittlich 2000 Kalorien pro Person und Tag angehoben werden konnte,1698 ließ sich die Nachricht von beiden Seiten instrumentalisieren: als Belohnung für Geleistetes und, in einer Art Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit, als Ansporn für Kommendes. Grundsätzlich aber waren Tonnageangaben tabu – es sei denn, ein neuer Rekord mit der Aussicht auf Nachhaltigkeit konnte verkündet werden. So gesehen gab es während der Blockade Berlins ausschließlich gute Zahlen.

Objektiv bot sich indes ein anderes Bild. Nach Einschätzung der Experten des britischen Gesundheitsministeriums wies ein „signifikanter Teil der Bevölkerung Zeichen von Unterernährung“ auf.1699 Besonders betroffen waren Kinder und Jugendliche, alte und kranke Menschen. Die bestehenden Rationen, „ein Dauermenü von Trockenkartoffeln, Trockengemüse, und Büchsenfleisch“,1700 vermochten den für das geistige und körperliche Wohl erforderlichen Bedarf nicht zu decken. Grundsätzlich neu waren diese Erfahrungen allerdings nicht. Denn in der „Zusammenbruchsgesellschaft“1701 der frühen Nachkriegsjahre gehörten Lebensmittelbewirtschaftung und Bezugsscheinsystem, Versorgungseinschnitte und Ernährungskrisen, Zerstörung und Not zum Alltag, zumal in den Städten. Mehr noch: Die meisten konnten sich an schlechtere Zeiten erinnern, vor allem an den Hungerwinter 1946/47, in dem allein in Berlin 2000 Menschen gestorben waren. Vor diesem Hintergrund waren die subjektiven Erfahrungen der ersten Monate der Luftbrücke von entscheidender Bedeutung. Im Alltag der Blockade wuchs die Zuversicht, durchhalten zu können1702 – und die politisch motivierte Entschlossenheit, durchhalten zu wollen.

Im Familiären Schutz und Unterstützung zu suchen und sich auf das tägliche Überleben zu konzentrieren, mochte in weiten Teilen Deutschlands alles andere in den Hintergrund drängen; im Berlin der sowjetischen Blockade ging das nicht. Politik gehörte zum Alltag. Politik bestimmte den Alltag. Politik war der Alltag. Und im Alltag entschied sich die Zukunft. So wurden aus Objekten alliierter Befehlsgewalt Subjekte aus eigenem Verlangen, die nicht nur über ihr Schicksal, sondern in mancher Hinsicht auch über das Schicksal der Alliierten in Berlin, ja in ganz Deutschland mitentschieden: als Werbende und Umworbene, mithin als prospektive „Verbündete der Verbündeten“.1703

Dabei rückte vor allem ein Begriff in den Mittelpunkt des politischen Alltags: der der Freiheit. Sieben Mal befragten die Demoskopen der amerikanischen Militärregierung die Bevölkerung in den Westsektoren zwischen Februar 1947 und November 1948, ob sie eine Regierung präferiere, die ihr Freiheit garantiere, oder eine, die für ökonomische Sicherheit sorge. Mit 54 Prozent war der Zustimmungswert für die Freiheit im November 1948 so hoch wie nie zuvor; und das zu einer Zeit, als die Freiheit der Stadt akut bedroht und der finanzielle Status der meisten Berliner erbärmlich war.1704 Bei genauer Betrachtung ging die von den Demoskopen ins Spiel gebrachte Alternative allerdings an der Realität vorbei. Die eigentliche Frage, denen sich die Berliner im Westteil der Stadt im Spätherbst 1948 zu stellen hatten, lautete nämlich: Freiheit oder Einheit?

Just zu dieser Zeit ging das Ringen um den politischen Einfluss in eine neue Runde. Die letzte hatten die sowjetische Militärregierung und die SED Anfang September verloren. Doch das musste nicht so bleiben, jedenfalls nicht nach Einschätzung der britischen Nachrichtendienste. Noch im November, spätestens aber mit Beginn des neuen Jahres erwarteten sie einen Umsturzversuch.1705 Hintergrund waren die für den 5. Dezember angesetzten Wahlen zur Stadtverordnetenversammlung, deren altes Mandat am 17. November endete. Umfragen prognostizierten der SED ein Desaster an der Wahlurne. Nicht einmal ein Fünftel der Wahlberechtigten und damit noch weniger als bei den Wahlen vom 20. Oktober 1946 wollte für die Einheitssozialisten stimmen.

Weil demokratische Wahlen und kommunistischer Machtanspruch nicht zueinander finden wollten, wurde der SED-Führung bereits Mitte September ein fünfstufiger Maßnahmenplan der SMAD zur „Gründung eines provisorischen gesamtstädtischen Magistrats im Ostsektor als einziger legitimer Institution der Stadtverwaltung“ übermittelt.1706 Zwei Monate später wurde er vom Zentralkomitee der Kommunistischen Partei der Sowjetunion beschlossen: Wahlen im Ostsektor wurden untersagt, die SED angehalten, nicht an den Wahlen in den Westsektoren teilzunehmen, die Bevölkerung zum Wahlboykott aufgerufen, der amtierende Magistrat fünf Tage vor dem Urnengang für abgesetzt erklärt und an seiner statt ein „provisorischer demokratischer Magistrat“ mit dem Anspruch, für ganz Berlin zu sprechen, im Admiralspalast eingesetzt.1707

Im Namen des demokratischen Fortschritts betrieben Stalin und seine Statthalter die radikale „Umgestaltung im gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben“ hin zur Diktatur; und im Namen des „Kampfes für die Einheit“ trieben sie die Teilung voran. Der Umsturzversuch aber scheiterte, weil ihr Gewaltmonopol an der Sektorengrenze endete. Statt politisch endlich in die Offensive zu kommen, blieben sie in der Defensive. Allen öffentlichen Durchhalteparolen zum Trotz mussten sie sich eingestehen, dass es ihnen nicht gelungen war, „das Ansehen des Westmagistrats zu untergraben“; dass „die Unterstützung, die die Amerikaner dem Westmagistrat gewähr[t]en, von den Einwohnern als ein stabiler und realer Faktor angesehen“ wurde; dass die „SED-Stadtorganisation […] es nicht vermocht[e], der Bewegung für Frieden und Einheit Massencharakter zu verleihen“; ja dass es nicht einmal in der SED das „Vertrauen in die Fähigkeit der Partei [gab], eine […] breite nationale Bewegung der Deutschen zu organisieren, durch die die Politik der Besatzungsmächte beeinflusst werden und die eigenen Ziele […] verwirklicht werden könnten“.1708

Derweil feierte der britische Boulevard „unsere Deutschen“1709 für ihre Standhaftigkeit. Tatsächlich wurden die Wahlen zum Plebiszit für die Demokratie. 86,3 Prozent der Wahlberechtigten nahmen an dem Urnengang teil. Implizit vor die Wahl zwischen Freiheit und Einheit gestellt, votierten sie für die Freiheit; und das hieß für die Person und die Partei, die sich am schärfsten von der Sowjetunion und der SED abgegrenzt hatten: Ernst Reuter und die Berliner Sozialdemokratie. 64,5 Prozent der Stimmen konnte die SPD auf sich vereinen, während die CDU fast drei Prozentpunkte auf 19,4 Prozent verlor. Anders als Reuter hatte deren Spitzenkandidat, Bürgermeister Friedensburg, sich darum bemüht, die Brücke gen Osten nicht abzureißen. Reuter, der kompromisslose Anwalt der Freiheit, wurde hingegen, auch wenn seine Rhetorik das Gegenteil beschwor, in der Frage der Einheit Deutschlands zum „Anwalt der Ernüchterung“1710 – wie, tief im Westen, Konrad Adenauer, der Präsident des Parlamentarischen Rats, und ganz anders als Kurt Schumacher, sein Parteivorsitzender in den westlichen Zonen.

Wenn der britische Boulevard ‚seine‘ Deutschen feierte, dann ging es ihm vor allem um das Gewicht, das die Deutschen zugunsten der Westmächte auf die Waage zu bringen vermochten. In der Sache aber ging es um weit mehr: nämlich, mit dem Abschied vom Pathos der Mitte und der politischen und kulturellen Hinwendung zum Westen, um einen grundlegenden Neuanfang, einen Traditionsbruch mit der deutschen Geschichte.

Doch der öffentliche Diskurs über das westliche Deutschland im Werden kannte auch andere Stimmen, zumal der Traditionsbruch mit der deutschen Geschichte sich allenfalls als Tendenz abzeichnete. In den Faltenwürfen der Gesellschaft hatte sich das neue Denken noch nicht eingenistet. Auch deshalb hatte Kingsley Martins New Statesman seine Leser bereits Mitte Juli 1948 vor einem „unverantwortlichen Pro-Germanismus“1711 gewarnt. Sein von Skepsis durchzogener Zwischenruf war wie die Sympathiebekundung des Daily Mirror Ausdruck einer Debatte, die in der Labour Party weit kontroverser und weniger pragmatisch geführt wurde als bei den Tories.

Kontrovers und pragmatisch wurde auch hinter den Mauern von Whitehall über die künftige Ausrichtung der britischen Deutschlandpolitik gestritten. Während die einen primär unter realpolitischen Gesichtspunkten bereits das nächste Kapitel aufschlagen wollten, warnten die anderen unter Verweis auf das historische Exempel vor unüberlegten Schnellschüssen. Niemand aber stellte das bislang Erreichte infrage.

Auch Robertson hatte sich mittlerweile mit den Vorgaben aus der Londoner Zentrale abgefunden; und nicht nur das. Denn ausgerechnet er war es, der die deutschlandpolitischen Überlegungen seines Ministers am konsequentesten zu Ende dachte. Wenn, so argumentierte er, die Deutschen schon bereit waren, „die Schlacht um Berlin“ anzunehmen; wenn sie „den Feldzug der Demokratie gegen die Tyrannei“ anführten; und wenn die Westdeutschen sich mit der temporären Teilung ihres Landes arrangierten und dem sowjetischen Einheitsgeklimper widerstanden, dürften die Westmächte sich dann noch mit der „Attitüde eines Herrenvolks“ aufführen? Oder mussten sie nicht ihrerseits bereit sein,

to treat the new Western Government, not as something which we are graciously permitting to happen, but as a German creation which we are glad to acknowledge and anxious to encourage, and which we intend to treat on terms as nearly as possible equal to those on which we deal with other European governments1712?





Zwei Minister, Lord Pakenham und Aneurin Bevan, die das Heu in der Regel nicht auf derselben Bühne hatten, trugen Robertsons Vorschlag mit Argumenten in das Kabinett, die dem Lehrbuch der Machtpolitik entstammten, mit der moralisierenden Art, mit der sie gewöhnlich Politik machten, aber so gar nicht vereinbar schienen. Ihnen konnte das westliche Deutschland, ob „militärisch oder ökonomisch“, gar nicht stark genug sein: natürlich nicht als neue alte Macht der Mitte, sondern als „unverzichtbares Element im westlichen Verteidigungssystem“ und „bessere Barriere gegen den Kommunismus als die Franzosen“.1713

Wenn Bevin die Kollegen bremste, dann hatte das vor allem einen Grund: Die Deutschen sollten zunächst einmal unter Beweis stellen, dass sie es verdienten, als Partner behandelt zu werden. „My experience of Germany“, so hatte Kirkpatrick die Richtung vorgegeben,

leads me to believe that if we go too fast we may defeat our own ends. [… W] hat we should seek to achieve is to make the Germans believe that we sincerely welcome them into the European family of nations, but not that we regard them as an essential and indispensable ingredient. Once a German believes that he is indispensable to you, he believes that he holds all the trumps. And when he holds the trumps he becomes impossible to deal with.1714

Es ging also um Vorleistungen und politische Bewährung. Noch stritten Föderalisten mit Zentralisten am Rhein und beide zusammen mit den Alliierten. Eile schien für sie ein Fremdwort zu sein.1715 Schon jetzt lag der Parlamentarische Rat weit hinter dem Zeitplan, und ein Ende der Beratungen zeichnete sich nicht einmal ab. Dabei war die Gründung eines westdeutschen Teilstaats zentraler Bestandteil jener Strategie, mit der Bevin die Sowjets in Berlin in die Knie zwingen wollte.

Aber galt der Grundsatz der Vorleistungen auch für die Berliner in den Westsektoren? Hatten sie nicht soeben erst bewiesen, wem ihre Loyalität gehörte? Dürften sie deshalb nicht ihrerseits ein klares Zeichen der politischen Unterstützung von den Westmächten erwarten, zumal „die Spaltung der Stadt in zwei Teile“ nach dem Urteil aller Besatzungsmächte „besiegelt“ zu sein schien?1716

Jedenfalls drängten Magistrat und Stadtverordnetenversammlung darauf, die Währungs- und Wirtschaftsverhältnisse durch die Einführung der DM (West) als alleiniges Zahlungsmittel in den Westsektoren neu zu ordnen. Dass das unkontrollierte Nebeneinander zweier ungleicher Währungen de facto die Brücke war, die den Handel zwischen West und Ost und damit auch den Arbeitsmarkt im westlichen Teil der Stadt unter den prekären Bedingungen der Blockade nicht vollständig zusammenbrechen ließ, rückte in den Hintergrund. Wichtiger war etwas anderes: Während die Westmächte und der Magistrat keine Kontrolle über die DM (Ost) hatten, konnte die SMAD die finanzielle Situation in den Westsektoren durch die Betätigung der Notenpresse manipulieren, die wirtschaftliche Stabilität unterminieren und Unzufriedenheit in der Bevölkerung schüren. Die Währungsfrage hatte also eine doppelte Dimension: eine soziale und eine politische.

Abhängig von Arbeitssektor und Arbeitgeber wurden Löhne in den Westsektoren bis zu hundert Prozent in B-Mark oder Ostmark gezahlt – bei einem durchschnittlichen Kursverhältnis von 1:4. Wer im Westen der Stadt lebte, aber im Ostsektor arbeitete, wurde ohnehin in DM (Ost) bezahlt. Das Notwendigste konnte zwar in beiden Währungen beglichen werden. Für alle anderen Produkte, darunter Kleidung, Schuhe und sogar Medikamente, durfte der Verkäufer aber B-Mark verlangen. Wenn das Nebeneinander ungleicher Währungen für soziale Spannungen sorgte, dann schürte die Aussicht auf die DM (Ost) als alleiniges Zahlungsmittel in ganz Berlin die Furcht, auf absehbare Zeit auch politisch von Moskau dominiert zu werden.1717

Vor diesem Hintergrund hatten Clay und Robertson frühzeitig für eine Währungsreform in den Westsektoren plädiert – zunächst unter Umgehung, dann gegen den Willen Kœnigs.1718 Wie in Washington war man auch in London nicht abgeneigt, einen entsprechenden Beschluss auf den Weg zu bringen. Anders als in Washington wollte man diese Entscheidung aber nicht losgelöst von den internationalen Entwicklungen treffen. Und anders als am 25. Oktober gehofft, war das Kapitel ‚Berlin und die Vereinten Nationen‘ eben nicht abgeschlossen. Das Maskenspiel ging in die Verlängerung.

Wie von Bevin Ende August befürchtet, meldeten sich nun jene zu Wort, die im Federkleid der Friedenstaube das Heft des Handelns für sich reklamierten und dabei die Parteien, die die Bühne der Weltorganisation zum Tribunal pro domo umfunktioniert hatten, an den Zweck der Vereinten Nationen erinnerten: Streitigkeiten durch friedliche Mittel beizulegen, Maßnahmen zur Festigung des Weltfriedens zu ergreifen und nicht zuletzt „Mittelpunkt zu sein, in dem die Bemühungen der Nationen zur Verwirklichung dieser gemeinsamen Ziele aufeinander abgestimmt werden“.1719 Dass die von den Mitgliedstaaten gewählten Vertreter es ihrerseits verstanden, auf der Klaviatur der Medien zu spielen, machte es aus Sicht des Foreign Office unmöglich, ihre Initiativen zu ignorieren. Denn wenn sie, wie der Präsident der Generalversammlung, eine Lösung der Krise innerhalb weniger Wochen in Aussicht stellten, weil alles nur „eine Frage der Zeit und nicht des Prinzips“1720 sei, dann reduzierten sie nicht nur den dem Konflikt zugrunde liegenden Interessengegensatz auf eine vermeintliche Petitesse und die führenden Akteure der Streitparteien auf politische Dilettanten. Sie schürten auch eine öffentliche Erwartungshaltung, die den Handlungsspielraum derer einzuschränken drohte, die für ihr politisches Handeln Rechenschaft abzulegen hatten.

Konkret ging es um zwei zunächst voneinander unabhängige Initiativen, die kurze Zeit später in einem gemeinsamen Vorstoß gebündelt wurden. In separaten Gesprächen mit Andrej Vyšinskij, dem sowjetischen Delegationsleiter, und Philip Jessup, Marshalls Unterhändler, regte UN-Generalsekretär Trygve Lie direkte Verhandlungen der Streitparteien über die Umsetzung der Direktive vom 30. August unter seiner Vermittlung an. Alternativ bot er an, im Generalsekretariat einen Plan für eine Berliner Einheitswährung auszuarbeiten. Erst nachdem er bei den Supermächten prinzipiell auf Zustimmung gestoßen war, kontaktierte er Alexander Cadogan.1721 Die privilegierte Behandlung Moskaus und Washingtons kam an der Themse gar nicht gut an. Allerdings hatten die Mandarine ihr Urteil über den ehemaligen Außenminister der norwegischen Exilregierung bereits wenige Tage nach dessen Wahl zum Generalsekretär im Januar 1946 gefällt. „[P]olitician first, last, and all the time“, war noch die freundlichste Variante, gefolgt von „exceedingly vain“ und dem vernichtenden Fazit: „Like practically all Norwegians he has a very limited and provincial outlook and has had little experience of international affairs.“1722 An dieser Einschätzung hatte sich nichts geändert, und Cadogan zögerte nicht einmal, Lie das wissen zu lassen.1723

Nicht anders erging es Herbert Evatt, dem Präsidenten der Generalversammlung. „He is an arrogant and aggressive fellow“, hatte Lester Pearson, seinerzeit kanadischer Botschafter in den USA, im April 1945 in seinem Tagebuch notiert, als Evatt, schon damals australischer Außenminister, ihn im Sonderzug nach San Francisco über die „Unzulänglichkeiten von Dumbarton Oaks“ belehrt und sich über die Neigung der Großen, die „Vereinten Nationen zu [ihrer] Privatangelegenheit“ zu machen, beschwert hatte.1724

Dreieinhalb Jahre später richtete sich der Zorn des britischen Kabinetts gegen Evatts Einmischung in Viermächteangelegenheiten. Dass er sich qua Amt seiner internationalen Aufgabe verpflichtet fühlte, nahm ihm niemand in Whitehall ab. Vielmehr unterstellte man ihm, seinen doppelten Hut, den internationalen und den nationalen, für ein doppeltes Spiel zu missbrauchen und den Westmächten aus persönlichen Gründen, zur Mehrung seiner internationalen Reputation, in den Rücken zu fallen.1725 Denn während er gemeinsam mit Lie die Regierungschefs der Besatzungsmächte schriftlich – und gleich auch noch für die Welt zum Nachlesen in den internationalen Gazetten – aufforderte, unter Vermittlung der Vereinten Nationen Gespräche zur Lösung der Berlinkrise aufzunehmen und damit zugleich den Weg für eine Regelung des Deutschlandproblems zu ebnen,1726 befürwortete er am heimischen Kabinettstisch, also fernab des medialen Scheinwerferlichts, die Entsendung australischer Piloten nach Deutschland, um an der Seite der Briten und Amerikaner den maximalen Erfolg der Luftbrücke nach Berlin und damit der Krisenstrategie der Westmächte zu garantieren.

Zorn allein half aber nicht weiter. Zwar waren Premierminister Attlee und sein Kabinett entschlossen, inhaltlich nicht auf die Initiative einzugehen. Andererseits wollten sie Evatt nicht öffentlich brüskieren, um nicht selbst in jene „ungünstige taktische Position zu geraten“,1727 in die sie mit Hilfe der gescheiterten Resolution soeben erst die sowjetische Regierung gestoßen hatten. „Governments“, so hat Fred Iklé bereits vor Jahrzehnten festgestellt,

are reluctant to refuse negotiation, no matter how unlikely or undesirable an agreement. They fear that such refusal would impair the good will of groups important to them. […] Governments that negotiate in order to win public approval value the act of negotiating as the Pharisee values prayer. It is not the thoughts behind the prayer that matter, or the purpose pursued, or the deeds before and after – what counts is that the ceremony be performed with the proper gestures.1728

Deshalb beschlossen sie, ihrerseits in die Offensive zu gehen und den Joker zu ziehen, den Cadogan seiner Regierung auf Anregung der kanadischen Delegation bereits am 19. Oktober als Rückfalloption unterbreitet hatte: die Einsetzung eines Expertenausschusses der ‚neutralen‘ Mitglieder zwecks Vorlage von Empfehlungen zur Einführung einer einheitlichen Währung in Berlin – unter kanadischem Vorsitz, aber auf Vorschlag des Präsidenten des Sicherheitsrats.1729

Die Vorteile gegenüber den von Lie und Evatt lancierten Initiativen lagen auf der Hand. In der öffentlichen Wahrnehmung konnte der Eindruck entstehen, die Westmächte seien darauf bedacht, an dem Ende September eingeschlagenen Weg der Internationalisierung der Krise festzuhalten und gemeinsam mit der Weltorganisation konstruktiv an einer Lösung zu arbeiten. Bei genauer Betrachtung ergab sich jedoch ein anderes Bild. Denn die Vereinten Nationen sollten gerade nicht zur Spinne im Netz werden, die die Fäden, an denen die Streitparteien hingen, immer enger zog, und damit eine bindende Wirkung entfalten, die mit dem ursprünglich von den Westmächten gezielt gesuchten öffentlichen Forum zwischenstaatlicher Konfliktaustragung, bei dem sie im Hintergrund die Fäden zogen, nichts mehr zu tun hatte.

Wenn also der Generalsekretär und der Präsident der Generalversammlung außen vor bleiben sollten, dann ging es vor allem darum, den westlichen Handlungsspielraum zu wahren. Die Einsetzung eines Expertenausschusses lief dem nicht zuwider. Denn erstens würden Wochen, wenn nicht Monate verstreichen, bis das Gremium seinen Bericht vorlegen würde. Damit verschwand das Thema aus den Schlagzeilen – und mit ihm der öffentliche Druck. Zweitens konnte weiteren Aktivitäten auf UN-Ebene ein Riegel vorgeschoben werden, bis der Ausschuss seine Arbeit abgeschlossen hatte. Drittens war nicht auszuschließen, dass die Experten vor ihrer Aufgabe kapitulieren würden, weil die zum Zeitpunkt ihrer Mandatierung bestehende Geschäftsgrundlage nicht mehr gegeben war. Viertens konnten sich die Westmächte den von Lie und Evatt geforderten direkten Verhandlungen mit der Sowjetunion entziehen und damit auf ihrem Standpunkt beharren, erst nach dem Ende der Blockade wieder zu verhandeln – einem Standpunkt, den wiederum die ‚Neutralen‘, die die Experten des Ausschusses stellen sollten, sich mit ihrem Abstimmungsverhalten vom 25. Oktober zu eigen gemacht hatten. Insofern ließ sich die Einsetzung des Expertengremiums als konsequente Fortsetzung der Beratungen des Sicherheitsrats verkaufen. Und Attlee konnte in seiner Antwort an Lie und Evatt öffentlichkeitswirksam darauf verweisen, dass der Sicherheitsrat nicht nur mit den Details des Disputs vertraut sei, sondern auch das Gremium sei, das die Beratungen zu Ende führen solle, zumal, so der Zusatz wider besseres Wissen, „wir doch nahe an einer Lösung sind“.1730 Fünftens schließlich ging man in London davon aus, anders als bei einem von Generalsekretär Lie eingesetzten Gremium über die kanadische Regierung Einfluss auf die Arbeit der Experten nehmen zu können1731 – und das nicht zu Unrecht. „The Canadian delegates“, hieß es in einem Vermerk des Außenministeriums in Ottawa, „have striven to see that nothing emerged from the negotiations which would embarrass [the Western Powers].“1732

Aber selbst wenn der Bericht die eigenen Interessen konterkarieren würde, bestand keine Verpflichtung, sich den nicht bindenden Empfehlungen eines in der Charta nicht vorgesehenen Gremiums zu beugen – schon gar nicht, wenn die Luftbrücke bis dahin die erhoffte Perspektive eröffnete, Moskau ohne Konzessionen zum Einlenken zu bewegen. Sollte die Luftbrücke allerdings scheitern, dann konnten die Empfehlungen eines als neutral etikettierten Expertengremiums womöglich den gesichtswahrenden Ausweg aus einer Situation ebnen, die den Westmächten anderenfalls nur die Wahl zwischen Rückzug und Eskalation ließ.

Nach mehrwöchigen Sondierungen setzte der Präsident des Sicherheitsrats am 30. November 1948 eine Währungskommission aus Finanz- und Wirtschaftsexperten der sechs nicht am Konflikt beteiligten Mitgliedstaaten ein. Innerhalb von dreißig Tagen sollte das Gremium Empfehlungen zur Einführung einer einheitlichen Währung in Berlin vorlegen. Der Maßstab war ebenso klar wie ambivalent formuliert: „to consider […] the most equitable conditions […] for an agreement among the Occupying Powers which would constitute appropriate trade and financial arrangements for Berlin“.1733

Noch am selben Tag veränderte sich die Geschäftsgrundlage des Mandats. Denn mit dem politischen Putsch im Ostsektor und dem damit verbundenen Anspruch der neu ernannten ‚Volksvertreter‘, für ganz Berlin zu sprechen, ließ Moskau die Maske fallen: Das einseitige Diktat war das neue Gemeinsam! Ungeachtet dessen nahm die Kommission ihre Arbeit auf – als ginge es um einen Streit über technische Details einer städtischen Währungsordnung und nicht um einen genuin politischen Konflikt, der in Berlin um ganz Deutschland ausgetragen wurde.

Dieser Farce wollte die amerikanische Regierung nicht tatenlos zusehen. Deshalb drängte sie, den Bühnenzauber zu beenden und die DM (West) als alleiniges Zahlungsmittel in den Westsektoren einzuführen.1734 Obwohl man auch im Foreign Office und in Robertsons Stab die Beratungen des Ausschusses unter den veränderten Vorzeichen für reine Zeitverschwendung hielt, plädierte man aus taktischen Gründen dafür, sich in Geduld zu üben: aus Fairness gegenüber der Weltorganisation, die schließlich die Westmächte auf Betreiben Washingtons und gegen Londons Bedenken angerufen hatten; aus Rücksicht auf die kanadische Regierung, die sich bislang hinter den Kulissen für die Westmächte in die Bresche geworfen hatte; aber auch zum Selbstschutz, denn niemand wollte sich öffentlich dem Vorwurf ausgesetzt sehen, von Anfang an ein falsches Spiel gespielt zu haben. Und nicht zuletzt sollte Moskau kein Vorwand für weitere Turbulenzen in Berlin geliefert werden, solange die Luftbrücke noch auf wackligen Pfeilern stand.1735 Der Magistrat, die Stadtverordnetenversammlung und die Bevölkerung in den Westsektoren mussten also warten.

Um Washington für das taktisch motivierte Geduldspiel zu gewinnen, gab Bevin, gestützt auf einen Kabinettsbeschluss, seinem Militärgouverneur zeitgleich grünes Licht, mit Clay und Kœnig einen Plan zur Währungsreform in den Westsektoren auszuarbeiten, ohne sich jedoch vorab auf ein Datum zur Aktivierung desselben festzulegen. Damit hoffte er, weitere Wochen Zeit zu gewinnen. Greifen sollte der Vorratsbeschluss nur, wenn die Empfehlungen der Sachverständigen nach übereinstimmender Auffassung der Westmächte auf einen wirtschaftlichen und politischen Kontrollverlust in Berlin hinausliefen.1736

Unmittelbar vor den Weihnachtstagen ging der Entwurf des Expertenberichts in Whitehall ein.1737 Wenn nicht schon die kurze Frist zur Kommentierung den mit der Krise befassten Akteuren das Fest verdorben hätte, dann tat es zumindest der Inhalt. Immerhin handelte es sich nicht um die finale Fassung. Die politische Brisanz des Papiers war indes für jeden, der auch nur ein wenig mit den Berliner Verhältnissen vertraut war, mit Händen greifbar. Nur die Finanz- und Wirtschaftsexperten hatten sich über Wochen in ihrer eigenen Welt bewegt. „It appears“, so stellte die Europaabteilung im kanadischen Außenministerium zerknirscht fest, „that the Technical Committee on Berlin Currency and Trade has, in fact, produced a document […] which promises to be a source of considerable embarrassment.“1738 Tatsächlich schien der Joker zum Schwarzen Peter zu werden. Der kanadische Wachhund hatte versagt.

Dabei waren die inhaltlichen Leitlinien klar formuliert. Ob in der Währungs-, Geld-, Kredit-, Haushalts- oder Handelspolitik: Überall wurde nicht nur die Eigenständigkeit Berlins gegenüber der Ostzone betont, sondern auch die Pflicht der Besatzungsmächte, stets im Sinne der wirtschaftlichen Gesundung Berlins zu kooperieren.

Wichtiger waren jedoch die Organisationsstruktur und die Entscheidungsverfahren. Denn mit ihnen konnte die Sowjetunion die inhaltlichen Leitlinien aushebeln. Als zentrale Aufsichtsbehörde war eine Alliierte Finanzkommission nebst vier Unterausschüssen mit weit reichenden wirtschafts- und währungspolitischen Entscheidungs- und Kontrollbefugnissen vorgesehen. Sämtliche Beschlüsse, darunter die Verabschiedung des jährlichen Stadtetats, mussten von den vier Vertretern der Militärgouverneure einstimmig getroffen werden. Jede Beschlussvorlage, die Moskau nicht passte, konnte also blockiert werden – mit fatalen Konsequenzen für die Lebensfähigkeit der Millionenstadt. Über kurz oder lang drohte Berlin somit eine Art Tod durch unterlassene Hilfeleistung.

Noch schlechter sah es bei der geplanten Berliner Zentralbank aus, deren Leitung und Kontrolle einem aus Vertretern der Finanzkommission zusammengesetzten Verwaltungsrat obliegen sollte. Die Geschäfte sollte ein Direktorium führen, das laut Statut neben dem Notenprivileg auch weitgehende Autonomie im Bereich der Geldpolitik für sich beanspruchen durfte – allerdings nur in der Theorie. In der Praxis sah es ganz anders aus. Vier der acht Direktoriumsmitglieder sollten von der sowjetisch dominierten Deutschen Notenbank ernannt werden, die übrigen vier von den Besatzungsmächten. Weil sämtliche Entscheidungen mit einfacher Mehrheit getroffen werden sollten, konnte von einer Unabhängigkeit des Gremiums keine Rede sein. Vielmehr würde die Deutsche Notenbank der Ostzone, die laut Statut gerade keine direkte Zuständigkeit in Berlin haben sollte, mit Unterstützung des von Moskau bestellten Vertreters aus dem Ostsektor die Fäden ziehen.

Allein im Bereich des Handels konnten die Westmächte temporär auf Mitsprache hoffen. Im Auftrag der Finanzkommission sollte eine Behörde den Handel Berlins beaufsichtigen und koordinieren, ein sechsköpfiges Direktorium die Geschäfte führen. Jeweils drei Mitglieder sollten von den Westmächten und der Sowjetunion entsandt, Entscheidungen mit einfacher Mehrheit getroffen werden. Bei Stimmengleichheit entschied der Vorsitzende, der im Dreimonatsrhythmus wechseln sollte. Unter den gegebenen Umständen würde also auch die Direktoriumsmehrheit jedes Quartal alternieren.

Dass der Kommissionsvorsitzende in seinem Begleitschreiben an die Währungsexperten der Streitparteien im Sinne des Auftrags von „Elementen einer fairen und durchführbaren Regelung“1739 sprach, sorgte in London für Unverständnis. Doch noch bevor die Ressortabstimmung beginnen konnte, hatte der für den erkrankten Marshall die Geschäfte des State Department leitende Robert Lovett Botschafter Franks mündlich und das Foreign Office schriftlich über die Haltung seiner Regierung informiert. Mit der überraschenden Wiederwahl Trumans am 2. November schien die Zeit des Wankelmuts vorbei zu sein. Die USA schickten sich an, den Partnern und der Welt ihr Urteil zu diktieren: „raffiniert“, aber auch „unrealistisch“, lautete der Tenor. Und weil die Experten die „wahre Bedeutung“ des sowjetischen Vorgehens in Berlin vom 30. November nicht begriffen hätten, erübrige sich jede weitere Diskussion. Sie wäre, so das Fazit, „zeitraubend und sinnlos“. Stattdessen sollten mit der Einführung der DM (West) als alleiniges Zahlungsmittel in den westlichen Sektoren vollendete Tatsachen geschaffen werden.1740

Mit London war das nicht zu machen. Dabei gab es im Schatzamt und in der Bank of England wichtige Stimmen, die sich dem amerikanischen Verdikt ohne Wenn und Aber anschlossen. Selbst Robertson räumte ein, dass der Plan in der vorliegenden Fassung zu einer schleichenden Absorption der Berliner Wirtschaft durch die Wirtschaft der sowjetischen Zone führen würde.1741 Wenn Bevin und seine Diplomaten dennoch dafür plädierten, den Expertenentwurf als Diskussionsgrundlage zu akzeptieren und darüber hinaus Verbesserungen und Ergänzungen anzuregen, dann mochte das einmal mehr taktischen Überlegungen geschuldet sein. „Periodical bouts of fish-bowl diplomacy“1742 waren demnach ein notwendiges Übel, um die Vereinten Nationen und die Weltöffentlichkeit bei Laune zu halten und dem Kreml nicht in die Karten zu spielen.

Wenn Bevin sich allerdings wenige Tage später in nichtssagenden Phrasen verlor und bar jeder Realität den Wunsch aller Streitparteien nach einer Vereinbarung beschwor, um die amerikanische Regierung von ihrer Haltung abzubringen; wenn er darüber hinaus seinen Premierminister gezielt einseitig informierte, den Entwurf schönredete und die massiven Bedenken des Schatzamtes und der Zentralbank nicht einmal erwähnte,1743 dann musste es dafür andere, substantielle Gründe geben; und in der Tat gab es die. Denn fast täglich erreichten ihn Nachrichten aus Berlin, wonach die Tragfähigkeit der Luftbrücke nicht gesichert war. Deshalb wollte er die Hintertür, die ihm ein überarbeiteter Expertenbericht als Notausgang bieten konnte, nicht zuschlagen. Dass der Kreml unter keinen Umständen hinter den 30. November zurückgehen, also seinerseits jeden Plan ablehnen würde, der den Westmächten eine Mitsprache im Ostsektor garantieren würde, und dass eine sowjetische Ablehnung des UN-Expertenberichts wiederum nur taktische Vorzüge gehabt, die Westmächte substantiell aber nicht weitergebracht hätte, schien er außer Acht zu lassen. Im Umkehrschluss hieß das allerdings auch: Je mehr die Luftbrücke sich als stabile Konstruktion erwies, umso weniger musste Bevin auf den Notausgang schielen.1744

Bereits Ende Dezember zeichnete sich somit ein zähes diplomatisches Ringen um den weiteren Weg ab. Die Frist zur Kommentierung des Expertenentwurfs wurde verlängert; das Zeitspiel nahm seinen Lauf. Mit separaten Stellungnahmen gingen London und Paris auf der einen und Washington auf der anderen Seite getrennte Wege. Inhaltlich aber lagen sie gar nicht weit auseinander. Während die einen ihre Kritik als Ergänzung zu einem bestehenden Entwurf verpackten, obwohl sie kaum einen Stein auf dem anderen ließen, lehnten die anderen den Entwurf als Fazit ihrer Detailkritik explizit ab. Zeitgleich aber unterbreiteten sie den Experten einen Gegenvorschlag. Darin zogen sie einerseits die Konsequenz aus dem sowjetischen Vorgehen vom 30. November und beanspruchten das exklusive Recht, Währung und Handel in den Westsektoren zu kontrollieren. Weil sie die DM (Ost) aber prinzipiell als alleiniges Zahlungsmittel akzeptierten, gaben sie andererseits zu verstehen, dass es sich nur um eine vorübergehende Übereinkunft handeln sollte, und zwar bis zu dem Zeitpunkt, zu dem Moskau die volle Viermächtekontrolle Berlins wiederhergestellt hatte.1745

Als Bevin Ende Januar davon überzeugt war, die Westsektoren dauerhaft aus der Luft versorgen zu können; als er zudem erfuhr, dass die sowjetische Regierung nicht nur den amerikanischen Gegenvorschlag ablehnte, sondern in Verkennung ihrer guten taktischen Ausgangslage ihrerseits Änderungen des Expertenentwurfs anmahnte, die eindeutig auf die wirtschaftliche Kontrolle Berlins hinausliefen, machte er sich mit Schuman die Haltung Washingtons zu eigen. Gemessen an den Moskauer Forderungen erschien die Idee eines temporären Modus Vivendi plötzlich als sinnvoller Kompromiss. Denn auch ohne das Berlin-, geschweige denn das Deutschlandproblem zu lösen, versprach er ein Ende der akuten Krise und damit jenen „ersten Schritt“, den Evatt und Lie von den „Führern der großen Nationen“ gefordert hatten, um „die Gefahr für den Frieden zu beseitigen“.1746

Wenn die Währungsexperten der Westmächte sich nun unter strengster Geheimhaltung bemühten, die UN-Kommission über deren kanadischen Vorsitzenden zur Annahme ihres Gegenvorschlags zu bewegen,1747 dann verfolgten sie ein doppeltes Kalkül: Machte sich das Gremium die westliche Idee zu eigen, dann war die sowjetische Regierung wie bereits am 25. Oktober isoliert. Hielt es den Vorschlag angesichts der sowjetischen Position für nicht zielführend, dann war davon auszugehen, dass es seine Tätigkeit mangels Erfolgsaussicht früher oder später einstellen würde. In jedem Fall würden die Washington, London und Paris gewogenen Vertreter eine Verurteilung der Westmächte verhindern.

Tatsächlich gab der in mehrere Fraktionen zerfallene Ausschuss sein Mandat am 11. Februar zurück, ohne dem Präsidenten des Sicherheitsrats Empfehlungen zur Lösung der Währungsfrage zu unterbreiten.1748 Das Maskenspiel war beendet, die Sachverständigenkommission bekam ein „anständiges Begräbnis“,1749 und in Whitehall war die Erleichterung groß, der Anklagebank entkommen zu sein. Die wichtigste Erkenntnis aber wäre im Eifer für alles Taktische fast untergegangen: Währungsfragen berühren den Kernbereich politischer Souveränität.

Insofern kam der bereits am 7. Februar getroffenen Entscheidung, im März eine Währungsreform in den westlichen Sektoren durchzuführen,1750 eine erhebliche strategische Bedeutung zu: Die Westmächte gaben Berlin nicht preis. Allerdings verzichteten sie darauf, ihren Viermächteanspruch mit Gewalt durchzusetzen. Mit anderen Worten: Während sie den militärischen Status quo akzeptierten, zielten sie auf eine Veränderung des politischen Status quo. Eine stabile, an den Westen gekoppelte Währung sollte das Fundament für eine starke Wirtschaft legen; und eine starke Wirtschaft sollte „als Magnet fungieren, um die östliche Zone in den westlichen Machtbereich zu ziehen“.1751

Bis auf weiteres blieb das reine Theorie. Denn anders als in den westlichen Zonen löste die Währungsreform in den Westsektoren keinen Wirtschaftsboom aus. Im Gegenteil: Weil die traditionellen Beschaffungs- und Absatzmärkte wegfielen, stürzte das westliche Berlin nach dem Ende der Blockade in eine tiefe Strukturkrise. Die Industrieproduktion brach ein, die Arbeitslosigkeit stieg, jeder dritte Einwohner war direkt oder indirekt auf staatliche Hilfsleistungen angewiesen, der städtische Etat geriet in Schieflage, und die Moral fiel auf einen Stand, den nicht einmal die dunkelsten Tage der Blockade gesehen hatten.1752 Noch im Rückblick hatte Bevins Geduldspiel also seine Vorzüge. Denn unter den Bedingungen der Blockade wäre die Unzufriedenheit großer Teile der Bevölkerung schwerer zu kanalisieren gewesen als im Sommer 1949. Das eigentliche Paradox bestand allerdings darin, dass im Winter 1948/49 niemand in London die wirtschaftspolitischen Konsequenzen einer Währungsreform ernsthaft in Betracht gezogen hatte.

Im März aber richtete Bevin den Blick zuversichtlich nach vorn. Es ging aufwärts im westlichen Europa, und die Luftbrücke vermeldete fast täglich neue Rekorde. Früher oder später würde Stalin sich bewegen müssen. Oder hatte er sich bereits bewegt? In Washington war man davon überzeugt und hatte schon deshalb kein Problem, London in die Rolle eines Juniorpartners wider Willen zu stoßen.

12. Juniorpartner wider Willen

Der Anfang vom Ende der Blockade Berlins begann mit einem Interview. Am 30. Januar antwortete Stalin schriftlich auf vier Fragen des Leiters des europäischen Büros des amerikanischen International News Service. Bot ihm die journalistische Plattform die willkommene Gelegenheit, ein verschlüsseltes Signal an die Westmächte zu senden, um die Blockade zu beenden? So will es die amerikanische Memoirenliteratur und in ihrem Fahrwasser die zeithistorische Forschung.1753 Dass das Interview eine Dynamik in Gang setzte, die nach mehr als drei Monaten in die Viermächtevereinbarung über die Aufhebung der Blockade Berlins mündete, ist unbestritten. Ob Stalins Aussagen aber tatsächlich als Signal an die Westmächte gedacht waren, erscheint vor dem Hintergrund der heute verfügbaren Quellen bestenfalls fraglich. Weit mehr spricht dafür, dass das Interview der amerikanischen Regierung die Chance eröffnete, ihrerseits die Initiative zur Beilegung der Krise zu ergreifen und nebenbei der Tendenz zum Bilateralismus der Supermächte zum Durchbruch zu verhelfen. Davon überzeugt, dass die Blockade den Interessen Moskaus schadete, war sie seit geraumer Zeit „auf der Suche nach einem Signal der Sowjets“.1754 Dabei lief sie Gefahr, Wunsch und Wirklichkeit über einen Kamm zu scheren – und schien zu vergessen, dass die subjektive Wahrnehmung, auch wenn sie objektiv zutreffen mochte, sich keineswegs mit der Wahrnehmung des Kremls decken musste. Worum also ging es?

Joseph Kingsbury Smith telegrafierte Suggestivfragen nach Moskau; eine bezog sich auf die Berlinkrise. Ob, so wollte er wissen, Stalin bereit sei, die Verkehrsbeschränkungen zwischen den Westzonen und Berlin aufzuheben, wenn die Westmächte im Gegenzug die Gründung eines westdeutschen Staates bis zur Einberufung einer Tagung des Außenministerrats zur Erörterung der deutschen Frage verschöben. Die Antwort lautete: Ja, wenn auch die von den Westmächten eingeführten Beschränkungen aufgehoben würden.1755 Dass Stalin den Berliner Währungsstreit, der die Konfliktparteien seit Monaten beschäftigt hatte, nicht erwähnte, deutete Charles Bohlen, auch unter Dean Achseon, George Marshalls Nachfolger, Krisenkoordinator im State Department, als Signal an die Westmächte.

Bohlen, der sich Ende November noch von den regierungsinternen Befürwortern eines Bilateralismus der Supermächte distanziert hatte, wurde nun zur treibenden Kraft einer von Washington aufgegleisten und im vertraulichen Dialog mit Moskau vorgezeichneten Vereinbarung der vier Mächte. Rasch gewann er Außenminister Acheson und Präsident Truman für seine Idee, in der wöchentlichen Pressekonferenz des State Department detailliert auf das Stalin-Interview einzugehen, um das vermeintliche Signal aus dem Kreml aufzunehmen und seinerseits Gesprächsbereitschaft zu signalisieren. „All channels are open for any suggestions“, lautete Achesons Refrain, der im finalen Crescendo in einen kaum zu überhörenden Appell an die Adresse Moskaus überging: „I would choose some other channel than the channel of a press interview.“1756

Moskau aber wählte keinen anderen Kanal. Es schwieg – und handelte, und zwar an dem Ort, an dem die Berlinkrise auf Betreiben der Westmächte seit Monaten verhandelt wurde: bei den Vereinten Nationen. Stalin nutzte also unterschiedliche Spielfelder, um sein deutschlandpolitisches Ziel noch einmal in Erinnerung zu rufen. Priorität hatte ganz Deutschland. Berlin war nur der Hebel. Als Preis kam die Stadt erst dann in Betracht, wenn die Westmächte an ihren Plänen festhielten und ihm den Einfluss auf ganz Deutschland verwehrten. Nichts anderes hatte er Clay, Robertson und Kœnig im Juli über Sokolovskij in Berlin und die westlichen Unterhändler im August persönlich in Moskau wissen lassen. Und nichts anderes kommunizierte er jetzt über die ihm gebotene journalistische Plattform und das Antwortschreiben an die UN-Expertenkommission. Dass er die Blockade Ende Januar für gescheitert hielt, erscheint unwahrscheinlich, zumal seine Statthalter vor Ort die Verkehrsbeschränkungen immer noch als Erfolg werteten und deshalb zu einer Fortsetzung der Maßnahmen rieten.1757

Truman, Acheson und Bohlen gaben aber nicht auf. Anders als Attlee und Bevin, die die Krise nach den gescheiterten Verhandlungen aussitzen wollten, bis die sowjetische Regierung die weiße Fahne hisste, waren sie darauf bedacht, den abgerissenen Gesprächsfaden wieder aufzunehmen, um dem vermeintlich zur Aufgabe bereiten Kontrahenten im diplomatischen Dialog über die letzte Hürde zu helfen – mit einem Selbstbewusstsein, dem der Gedanke, vom Gegner in sein Gegenteil verkehrt und als Schwäche interpretiert zu werden, völlig fremd war. Deshalb unternahmen sie einen neuen Versuch. Philip Jessup, soeben zu Achesons Sonderbotschafter ernannt, sollte sich so informell wie möglich bei Jakov Malik, dem sowjetischen Ständigen Vertreter bei den Vereinten Nationen, erkundigen, ob Stalin die Frage einer einheitlichen Währung in Berlin in seinem Interview rein zufällig nicht erwähnt habe.

Lake Success, der Hauptsitz der Vereinten Nationen, wurde am 15. Februar 1949 zur Plattform für eine kurze, am Rande einer Sicherheitsratssitzung stattfindende Begegnung der Diplomaten.1758 Malik wurde von Jessups Frage überrascht, maß ihr keine Bedeutung bei, verwies auf die Moskauer Direktive, beklagte sich über Clay und Dulles und berichtete den Vorgang in die Heimat. Nach Rücksprache mit Stalin sah Molotov keinen Handlungsbedarf.1759 Hätte Stalin, auf der Suche nach einem Ausweg aus der deutschlandpolitischen Sackgasse, diese Gelegenheit wirklich ungenutzt verstreichen lassen?

Erst einen Monat später kam Bewegung in die Sache. Die Rahmenbedingungen hatten sich für die sowjetische Regierung verschlechtert: Die Versorgung der Westsektoren schien gesichert, die Sachverständigenkommission hatte ihre Arbeit eingestellt, die Währungsreform stand bevor, die Verhandlungen über ein transatlantisches Verteidigungsbündnis waren abgeschlossen, und in Bonn hatte der Hauptausschuss des Parlamentarischen Rats nach monatelangem Ringen im Föderalismusstreit den Entwurf des Grundgesetzes in dritter Lesung angenommen. Allein der Konflikt um die Vereinbarkeit des Dokuments mit den ursprünglichen Vorgaben von London und Frankfurt, den Robertson anders als Clay und Kœnig erst gar nicht austragen wollte, um den Anschein eines Diktats der Westmächte zu vermeiden,1760 schien dem Verfassungsprojekt und damit der Staatsgründung im Westen noch im Weg zu stehen.

Vor diesem Hintergrund erinnerte man sich in Moskau an Jessups Vorstoß. Auf Weisung Vyšinskijs, der das Außenamt Anfang März von Molotov übernommen hatte, sollte Malik das Gespräch mit Jessup suchen und den Ball zurück in dessen Feld spielen, um zu sehen, ob und gegebenenfalls was hinter der ursprünglichen Kontaktaufnahme steckte.1761 Malik tat, wie ihm geheißen. Am 15. März teilte er Jessup mit, die in Stalins Interview „fehlende Erwähnung einer einheitlichen Währung in Berlin [sei] kein Zufall gewesen“. Sie könne im Außenministerrat besprochen werden, „wenn dort die Deutschland-Frage insgesamt erörtert werde“.1762

So weit, so unspektakulär – oder doch nicht? Schließlich fügte sich die Aussage nicht nur nahtlos in sämtliche Stellungnahmen der sowjetischen Regierung zur Berlin- und Deutschlandpolitik, was ihr jede Besonderheit nahm, sondern passte auch in das Prisma derjenigen, die in Stalins Interview partout ein Signal an die Westmächte hatten erkennen wollen. Alles andere, also der unspektakuläre Kern der Aussage, schien sie nicht zu interessieren. Sonst hätte Jessup am 15. März nicht in Maliks Büro an der Park Avenue in New York gesessen. Vor allem aber hätte er dem Gespräch nicht seinerseits eine Wende gegeben, die an das diplomatische Geschick eines Walter Bedell Smith erinnerte.

Dass Jessup seinen sowjetischen Kollegen um gelegentliche inoffizielle Treffen bat, „um Fragen zu diskutieren, die helfen, das Berlin-Problem zu lösen“, ließ sich noch als Höflichkeitsfloskel eines besorgten Diplomaten interpretieren. Als er aber just in diesem Kontext unvermittelt auf die „Frage eines westdeutschen Staates“ zu sprechen kam, musste Malik hellhörig werden, zumal Jessup hinzufügte:

Eine westdeutsche Regierung gibt es noch nicht. Deshalb ist diese Frage gegenwärtig belanglos. Wenn wir zum Beispiel morgen mit der Arbeit des Rats der Außenminister beginnen könnten, würde diese Frage entfallen, da eine westdeutsche Regierung noch nicht gebildet worden ist. Ich bitte Sie, Herrn Vyšinskij hiervon zu unterrichten.1763

Wenn angesichts der laufenden deutschlandpolitischen Bestandsaufnahme in Achesons State Department1764 schon fraglich war, ob sich das Gesagte mit dem Gemeinten deckte, dann konnte es kaum verwundern, dass man an dem Ort, an dem es eigentlich keinen Zweifel an der westlichen Haltung geben durfte, nämlich in Moskau, nur eines hörte: das Gewünschte. Also waren die Westmächte doch bereit, ihre westdeutschen Pläne zu suspendieren, wenn es im Anschluss an die Aufhebung der Blockade zu einem Treffen der Außenminister kam.1765 Im State Department wähnte man sich seinerseits auf dem richtigen Weg und war davon überzeugt, die Russen an der Angel zu haben, obwohl man gar nicht daran dachte, den westdeutschen Zug vor oder während, sondern allenfalls als Ergebnis einer erfolgreichen Außenministerkonferenz anzuhalten.1766 Kognitive Konsistenz, ob als Grundhaltung oder als Reaktion auf das Verhalten des Gegners, gehörte zum Kernbestand östlicher wie westlicher Krisenpolitik. Man sah und man hörte, was man sehen und hören wollte.

Noch bevor es am 21. März zu einem weiteren Treffen der beiden Diplomaten kam, informierte Jessup die britischen und französischen Vertreter bei den Vereinten Nationen über seinen Austausch mit Malik. Mit der Wahrheit nahm er es nicht allzu genau. Trotz Nachfrage Terence Shones, Cadogans Stellvertreter, legte er nicht offen, dass es sich um einen von Truman und Acheson initiierten Vorstoß handelte. Und von seinen ambivalenten Bemerkungen über eine westdeutsche Regierung war schon gar nicht die Rede.1767

An der Themse war das Echo verheerend. Dabei stand nicht einmal der erneute Versuch Washingtons, aus den bündnispolitischen Zwängen auszubrechen und im Alleingang nach einer Lösung zu suchen, im Mittelpunkt der Kritik. Nach der abgebrochenen Vinson-Mission hatte man fast schon damit gerechnet. Stattdessen brachen sich sämtliche Vorurteile über die amerikanische Diplomatie Bahn. „To ask Malik ‚whether he had anything to say on the blockade‘ seems a decidedly amateur way of doing business with the Russians“, kommentierte ein Beamter, der seit dem ersten Tag mit der Krise befasst war; und ein anderer ergänzte mit diplomatischem Understatement: „I think it is a little unfortunate that the Americans have […] asked these questions, which the Russians will doubtless interpret as showing that they still hanker after a settlement despite brave words in public.“ Bevin selbst war noch Wochen später verärgert, dass Acheson ausgerechnet dem Völkerrechtsprofessor, so angesehen der unter seinesgleichen auch sein mochte, das diffizile Dossier anvertraut hatte. „Jessup clearly does not know anything about the position in Germany“, schrieb er an Cadogan, während sein Staatssekretär dem in Whitehall bestens vernetzten Robert Bruce Lockhart in den Notizblock diktierte: „[I]t will be fifty years before U.S. learn diplomacy.“1768 Es war die Stimme einer Weltmacht, die im Kater nach dem Rausch mit ihrem Schicksal haderte und doch nicht müde wurde, ihren Anspruch geltend zu machen.

Natürlich war Stalins Interview auch den Londoner Mandarinen nicht entgangen. Nur hatten sie ganz andere Schlussfolgerungen gezogen; und die lauteten: Das Währungsthema war für Stalin von sekundärer Bedeutung. Seine primäre Sorge galt der Gründung eines westdeutschen Staates. Darin aber konnte man im Foreign Office nun wahrlich kein Signal an den Westen erkennen; und ebenso wenig im Wechsel an der Spitze des Außenministeriums. Eine Person veränderte noch keine Position, schon gar nicht, wenn sie als „Gefangener Stalins […] dem Terrorapparat mit unerschütterlicher Hundetreue“1769 gedient hatte. Niemand kam auf die Idee, in Vyšinskij einen neuen Litvinov zu sehen, eine Art Dacapo im Rückwärtsgang zur kollektiven Sicherheit der dreißiger Jahre. Wenn ein strategischer Kurswechsel ausgeschlossen war, dann musste es sich um ein taktisch motiviertes Störmanöver handeln, um in letzter Minute einen Keil in das westliche Lager zu treiben und die Gründung eines westdeutschen Staates doch noch zu verhindern.1770

Aus Londoner Sicht ergaben sich daraus zwei Konsequenzen. Zum einen musste der westdeutsche Plan endlich umgesetzt werden.1771 Und was den Umgang mit dem Kreml betraf, so galt zum anderen unverändert jener Grundsatz, den Frank Roberts seinem Minister drei Jahre zuvor nahegelegt hatte: „[W]e should […] cease to feel that it is always our task to make an early gesture to break the deadlock.“1772

Mit diesen Überlegungen ging Bevin am 25. März in Southampton an Bord der Queen Mary. Fünf Tage später erreichte er New York. Der ursprüngliche Anlass der Reise war die Unterzeichnung des Washingtoner Vertrags zur Gründung der Atlantischen Allianz. Dominieren sollten die Beratungen der drei westlichen Außenminister zwischen dem 31. März und dem 8. April aber die Berlinkrise und das Deutschlandproblem.

Erst hier erfuhr Bevin Details aus dem letzten Gespräch Jessups mit Malik. Dass die Blockade vor einem Treffen des Außenministerrats aufgehoben werden sollte, entsprach den westlichen Forderungen. Dass Jessup aber seinerseits just in diesem Kontext die Frage einer westdeutschen Regierung aufgeworfen und damit auf sowjetischer Seite womöglich den Eindruck einer Aufgabe der westlichen Pläne erweckt hatte, sorgte für erhebliche Verstimmung. Denn wenn es eine Konstante in der westlichen Krisenstrategie der letzten neun Monate gegeben hatte, dann doch wohl, dass die Ereignisse in Berlin von jenen in Westdeutschland entkoppelt wurden.

Kaum hatte Acheson dafür plädiert, die sich bietende Chance zu ergreifen, um die Blockade möglichst schnell hinter sich zu lassen, trat Bevin auf die Bremse. Warum nur diese Eile? War es denn wirklich so schwer, für einmal über den Tag hinauszudenken? Seine eigene Position, abgesichert durch Attlee und den Berlinausschuss des Kabinetts in London, glich einem widerwilligen Ja und einem entschiedenen Aber. Ja zu einer Fortsetzung der informellen Gespräche zwischen Jessup und Malik, solange jedes Detail vorab mit London und Paris abgestimmt wurde. Aber unter der Bedingung, dass die westlichen Pläne nicht nur nicht zur Disposition gestellt wurden, sondern dass die Gründungsakte des westdeutschen Teilstaats noch vor Beginn des Außenministerrats in Kraft trat. Zuvor aber mussten die Westmächte ihre Hausaufgaben erledigen und sämtliche noch offenen Streitfragen ausräumen: vom Grundgesetz bis zur Regelung der Befugnisse und Verantwortlichkeiten zwischen der künftigen Alliierten Hohen Kommission und der künftigen Bundesregierung.1773 Eile in Washington, Weile in New York, lautete die Devise.

Dabei verfolgte die britische Regierung ein doppeltes Kalkül. Zum einen sollte Stalin jede Illusion genommen werden, den westdeutschen Zug noch aufhalten zu können. Zum anderen musste gegenüber den Deutschen der fatale Eindruck eines „Ausverkaufs an die Russen“1774 vermieden werden. Wenn die Westmächte von den Deutschen in ihrem Einflussbereich verlangten, den Staatsaufbau zum Preis der vorübergehenden Teilung des Landes voranzutreiben, dann konnten sie nicht zeitgleich eine Viermächtekonferenz abhalten, die nicht nur den eingeforderten Fortschritt zumindest implizit infrage stellte, sondern möglicherweise auch noch die westdeutschen Politiker dem Vorwurf aussetzte, die eigentlichen Verräter der Einheit ihres Landes zu sein. Dann aber würde das gesamte Projekt in sich zusammenbrechen; der Kreml hätte sein Ziel erreicht; und kein deutscher Politiker wäre bereit, jemals wieder mit den Westmächten in ein Boot zu steigen.

Ganz in diesem Sinne zerrupfte Bevin eine von Jessup für das nächste Treffen mit Malik vorbereitete Erklärung. Die Zeit für juristische Spitzfindigkeiten und missverständliche Formulierungen war vorbei. Der vollständig überarbeitete und von den Außenministern genehmigte Text betonte den informellen Charakter der Gespräche; drängte Moskau in die Rolle des Initianten und Bittstellers, dem an einer Aufhebung der Blockade gelegen war; stellte ein Treffen des Außenministerrats in Aussicht, ohne sich auf ein Datum festzulegen und ohne die Büchse der Berliner Währungsfrage erneut zu öffnen; legte Wert auf die laufenden Vorbereitungen zur Etablierung einer westdeutschen Regierung; ergänzte kategorisch: „These preparations will continue“;1775 und schloss mit dem Angebot, auf dieser, aber auch nur auf dieser Grundlage das weitere Vorgehen zur Beilegung der Krise besprechen zu wollen.

Das Kalkül ging auf. Nachdem Jessup Malik die vorbereitete Stellungnahme am 5. April vorgelesen hatte, legte Stalins „Briefkasten“1776 die Karten auf den Tisch. Die erste war ziemlich vergilbt, bestätigte sie doch die bekannte Erwartungshaltung, die Aufhebung der Blockade an eine Suspendierung der Pläne zur Bildung einer westdeutschen Regierung knüpfen zu können. Hatte Jessup dem nicht am 15. März zugestimmt? Und sagte er jetzt nicht etwas ganz anderes? Offenbar nicht. Jedenfalls hielt Jessup sich an die schriftliche Vorgabe. Und was tat Malik? Auf Weisung Vyšinskijs zog er beim nächsten Treffen am 10. April die zweite Karte – verglichen mit Stalins Blatt Anfang August 1948 wahrlich kein Joker. Die sowjetische Regierung war bereit, die Blockade zu beenden, um kurze Zeit später eine Tagung des Außenministerrats abhalten zu können; ein Quidproquo also, allerdings eines, das den Westmächten keinen Kurswechsel in Westdeutschland abverlangte. Und doch hatte kein anderes Thema die bilateralen Gespräche so sehr beherrscht wie die Frage nach dem Zeitpunkt der Bildung einer westdeutschen Regierung.1777

Drei Schlussfolgerungen drängten sich auf. Zunächst und für die Westmächte von großer Bedeutung: Stalin hatte eingesehen, seine deutschlandpolitischen Ziele nicht mit einer Blockade der Westsektoren erreichen zu können. Berlin taugte nicht zum Hebel, die Blockade war gescheitert. Darüber hinaus war ihm aber auch seine Rückfalloption weggebrochen, die Einbindung Berlins in die sowjetische Zone. Die politischen und wirtschaftlichen Drohungen waren ins Leere gelaufen, die Westmächte hatten Berlin nicht verlassen, die Berliner in den Westsektoren die Seite nicht gewechselt. Obschon geteilt, hatte der Viermächtestatus der Stadt Bestand. Als Sprungbrett für weiter reichende Ziele in Deutschland kam Berlin nicht infrage. Schlimmer noch, mit dem westlichen Außenposten inmitten der östlichen Zone war sogar die Konsolidierung des eigenen Herrschaftsbereichs auf absehbare Zeit gefährdet. Und doch schien nicht alles verloren. Noch gab es einen letzten Strohhalm. Mit den Washingtoner Vereinbarungen vom 8. April hatten Acheson, Bevin und Schuman zwar sämtliche Hürden auf dem Weg zu einem Weststaat aus dem Weg geräumt und damit in drei Tagen mehr erreicht als in den letzten zwei Jahren.1778 Aber immerhin blieben noch, das hatte Jessup soeben erst bestätigt, Wochen, wenn nicht Monate, bis eine westdeutsche Regierung gebildet würde; genügend Zeit also, um mit direkten Appellen an die Deutschen und einer frühzeitig einberufenen Tagung des Außenministerrats doch noch eine Wende in Deutschland herbeizuführen. Die Ungeduld, mit der die sowjetische Regierung plötzlich für ein Ende der Blockade plädierte, war allein vor diesem Hintergrund zu verstehen.

Gar nicht schnell genug gehen konnte es auch der Regierung Truman. Kaum war die Tinte unter dem künftigen Besatzungsstatut getrocknet und das letzte Treffen mit Malik vorbei, drängte sie darauf, den informellen Austausch zu formalisieren. Dabei konnte sie auf die Unterstützung des französischen Außenministers bauen. Ganz anders sah man die Sache in London. Bevin befand sich noch auf See, seine Diplomaten plagten Bedenken, Attlee war die Ruhe selbst, und ohne seinen Minister entschied er ohnehin nichts. Vor dem Osterwochenende würde die Mauretania aber nicht in Southampton anlegen.1779 Also geschah zunächst einmal nichts.

Substantiell änderte sich daran wenig, als Bevin am 20. April in sein Büro zurückkehrte. Nur die Zahl der Telegramme, die über den Atlantik gejagt wurde, nahm exponentiell zu. Während Jessup täglich bei Cadogan nachfragte, schickte Bevin ein „non possumus“1780 nach dem anderen. Dieses Mal war er entschlossen, sich dem amerikanischen Druck nicht vorzeitig zu beugen:

I should like to draw your attention once again to the history of this whole business […], which shows that the inability of the Americans to sit back and refrain from making new gestures towards the Russians has […] caused us a lot of unnecessary trouble,

schrieb Bevin an Cadogan unter Anspielung auf die Moskauer Verhandlungen, den Gang vor den Sicherheitsrat, das Missgeschick der Vinson-Mission und „Dr. Jessups Initiative“.1781 Ausgerechnet jetzt hinter den Russen herzulaufen, wo sie doch versuchten, die in Deutschland verlorene Initiative zurückzugewinnen, hielt er für einen schweren Fehler. Dass sie sich überhaupt bewegten, war für ihn ein klares Zeichen für den Erfolg der Strategie der Zermürbung. Und angesichts der jüngsten Rekordzahlen – zwischen Ostersamstag, 12.00 Uhr, und Ostersonntag, 12.00 Uhr, war fast jede Minute ein Flugzeug in Gatow, Tegel oder Tempelhof gelandet, die Gesamtfracht reichte an 12 000 Tonnen heran, der Tagesdurchschnitt für den laufenden Monat überstieg 7000 Tonnen1782 – konnten es sich die Westmächte doch leisten, Moskau noch ein wenig zappeln zu lassen, auf einen offiziellen schriftlichen Vorschlag der sowjetischen Regierung zur Aufhebung der Blockade warten und zwischenzeitlich in Bonn Nägel mit Köpfen machen.1783 Doch genau daran haperte es.

In der Frage der föderalistischen Ausgestaltung der Gesetzgebungszuständigkeit und der Finanzverfassung beharrten Clay und Kœnig auf einer Änderung des Entwurfs des Grundgesetzes, während die Vertreter des Parlamentarischen Rats, angetrieben von Schumachers Sozialdemokratie, an ihrem parteiübergreifenden Kompromiss festhielten. Dabei hatten die drei Außenminister auf Betreiben der britischen Regierung am 8. April für ein Einlenken plädiert. Allein den Zeitpunkt der Übergabe ihres Schreibens an den Rat hatten sie den Militärgouverneuren überlassen. Diesen Spielraum nutzte Clay, um den Druck auf die SPD hochzuhalten,1784 freilich ohne etwas von den Geheimgesprächen am Hudson zu wissen. Dass die Zeit drängte, hatte ihm niemand gesagt. Dabei waren Bonn und New York zwei Seiten ein und derselben Medaille, zumindest aus britischer Sicht. Wenn also Clay aus Gründen, die sich Bevin nicht erschlossen, den Abschluss in Bonn blockierte, ohne dass Washington intervenierte, dann gab es seinerseits keinen Grund, einer Forcierung der Gespräche in New York zuzustimmen.

Tatsächlich reichte Bevins Argwohn viel tiefer. Denn just am Tag seiner Abreise aus Washington hatte George Kennan, nach wie vor Chef des Planungsstabs im State Department, einigen seiner Mitarbeiter die Grundzüge einer Lösung des Deutschlandproblems skizziert.1785 „Program A“, urspünglich im August 1948 entworfen und drei Monate später überarbeitet, war als großer außenpolitischer Wurf und radikale Abkehr vom Londoner Programm konzipiert, mit dem nicht nur die Teilung Deutschlands und selbstverständlich die Spaltung Berlins, sondern langfristig auch die Teilung Europas überwunden werden sollte. Die Jahre der Militärregierung sollten beendet, die Truppen der Siegermächte zunächst an die Peripherie verschoben werden. Entmilitarisiert und entwaffnet, sollte Deutschland eine unabhängige gesamtdeutsche Regierung erhalten.1786

Nicht die Existenz des Arbeitspapiers an sich sorgte für Unruhe. Planungsstäbe sind dazu da, Alternativen aufzuzeigen und über den Tag hinaus zu denken. Was Bevin und seine Diplomaten vielmehr aufhorchen ließ, war eine Aussage Kennans, die als Testballon verstanden werden konnte: „The view taken by the Planning Department had prevailed, though there was still a good deal of opposition to it.“1787 Bahnte sich hier ein deutschlandpolitischer Kurswechsel an? Waren Clays Verzögerungen am Rhein und Jessups semantische Pirouetten in New York, dessen intellektuelle Nähe zu Marshalls einstigem Vordenker bekannt war,1788 die ersten Vorboten?

Dass Acheson mit der Rückkehr ins State Department alles auf den Prüfstand stellen und auf eine „Détente mit Russland“ hinarbeiten würde, statt im Hier und Jetzt zu verharren, hatte Botschafter Franks im Januar vermutet.1789 Kennan aber erweckte den Eindruck, weiter zu sein, als es den Tatsachen entsprach. „Program A“ war zwar wieder im Spiel, mehr aber auch nicht. Nur wusste das niemand in London. Inhaltlich, so viel hingegen war klar, stellte das Konzept die Parameter der letzten Jahre auf den Kopf. Allein der analytische Ausgangspunkt, wonach die Teilung Deutschlands auf Dauer nicht aufrechtzuerhalten sei, fand in London Zustimmung. Alles andere aber lief den eigenen Interessen zuwider.

Wenn Bevin am 26. April dennoch grünes Licht für ein weiteres informelles Treffen Jessups mit Malik gab, dann hatte das weniger mit Achesons Intervention vom Vortag1790 als vielmehr mit zwei Ereignissen zu tun, die er zur Conditio sine qua non für die Fortsetzung der Gespräche erklärt hatte. Zum einen hatten die Militärgouverneure und der Parlamentarische Rat am 25. April in allen Fragen Einigkeit erzielt. Der Weg zur Staatsgründung im Westen war endgültig frei, und Kennans alternative Gedankenspiele erhielten einen Dämpfer. Zum anderen hatte die sowjetische Nachrichtenagentur TASS einen Tag später über die New Yorker Gespräche berichtet.1791 Frei von Polemik und Propaganda bestätigte sie in offizieller und schriftlicher Form das Interesse des Kremls an einem Ende der Blockade.

Das war die gute Nachricht, eine Art weiße Fahne im Kontext der Krise, nicht jedoch im Ringen um Deutschland. Denn natürlich erschien die Meldung nicht ohne Hintergedanken. Allein der Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung, unmittelbar nach der Einigung am Rhein, ließ keinen Zweifel daran. Stalin lief die Zeit davon. Deshalb drängte er auf einen Abschluss in New York. Je schneller er die Blockade hinter sich ließ, umso eher konnte er die deutsche Frage auf der zeitgleich angekündigten Außenministerkonferenz wieder in den Mittelpunkt der öffentlichen Aufmerksamkeit rücken. So gesehen waren die Deutschen, vor allem die Deutschen im Westen der eigentliche Adressat der Agenturmeldung – und der britische Blätterwald schüttelte sich aus Furcht vor einem neuen Rapallo.1792 In seiner Maßlosigkeit war der Vergleich überzogen. Und doch unterstrich er mehr als nur den auf eine Chiffre reduzierten Nutzen historischer Narrative für den politischen Alltag, nämlich die reale Wirkkraft der jüngeren Vergangenheit auf die Gegenwart.

Im Foreign Office hatte man die sowjetische Stoßrichtung sogleich erkannt. Noch am selben Abend veröffentlichte die Presseabteilung eine Erklärung. Sie hatte nur einen Satz:

As was clearly understood between the three Foreign Ministers during their discussions in Washington, in no circumstances would the holding of any meeting of the Council of Foreign Ministers be allowed to interfere with or deflect the three Governments from their plans to establish a German Government in Western Germany.1793

Dieser Satz war zugleich als Kritik an der amerikanischen Regierung zu verstehen. Denn gestützt auf einen Entwurf aus Jessups Schublade, hatte das State Department wenige Stunden zuvor mit einer Stellungnahme zu den New Yorker Gesprächen auf die TASS-Meldung reagiert, ohne auf die westdeutschen Pläne einzugehen;1794 und das, obwohl sich in den letzten Wochen in New Yorks Park Avenue und im transatlantischen Streit alles um dieses eine Thema gedreht hatte.

Doch es gab noch einen weiteren Adressaten: die Deutschen im Westen. Für sie war die Erklärung Zusage und Ansporn zugleich: Zusage, nicht fallen gelassen zu werden, und Ansporn, das Grundgesetz rasch zu verabschieden und den Ratifikationsprozess noch vor dem Außenministerrat abzuschließen. Diese Botschaft wurde den führenden Vertretern des Parlamentarischen Rats auch persönlich von Robertson und Bevin übermittelt, ergänzt um die Zusicherung, sie nicht nur während der Viermächteverhandlungen auf dem Laufenden zu halten, sondern auch keiner Vereinbarung zuzustimmen, die nicht auch ihr Wohlgefallen fand.1795 Wie eine Vereinbarung aussehen sollte, skizzierten Jakob Kaiser, der politische Brückenbauer aus Berlin, und Konrad Adenauer, der rheinische Anwalt eines kompromisslosen Westkurses, am 8. Mai, nachdem der Parlamentarische Rat das Grundgesetz als „Bürgschaft […] für den Zusammengehörigkeitswillen unseres gesamten Volkes“ angenommen hatte: „Wir wünschen die Einheit Deutschlands […]. Wir wünschen ein freies Deutschland […]. [W]ir möchten, daß die Ostzone zu den gleichen Zuständen gelangt, in denen wir leben.“1796 Bevins Mandarine hätten es nicht anders formuliert. Von der Konstruktion geglaubter Gemeinsamkeit war in den Korridoren von Whitehall deshalb immer seltener die Rede. Der Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit schien zu funktionieren.

Die Entwicklungen am Rhein hatten den Gesprächen am Hudson einen letzten Schub gegeben. Offenbar ging es Moskau nur noch darum, den Außenministerrat einzuberufen, bevor eine westdeutsche Regierung im Amt war. Alle anderen Themen, mit denen sie die Westmächte über Monate traktiert hatte, spielten keine Rolle mehr. Nachdem Jessup und Malik in zwei weiteren Treffen eine Rahmenvereinbarung abgesteckt hatten, wurden die Details unter Beteiligung Cadogans und Chauvels formalisiert. Ein Kommuniqué, datiert auf den 4. Mai 1949, zog, keine halbe Seite lang, einen Strich unter die erste große Krise des Kalten Krieges. Sämtliche Verkehrs-, Transport- und Handelsbeschränkungen, die seit dem 1. März 1948 zwischen Berlin und den westlichen Zonen sowie zwischen der Ostzone und den westlichen Zonen beziehungsweise zwischen Berlin und der Ostzone sowie zwischen den Westzonen und der Ostzone verhängt worden waren, sollten am 12. Mai aufgehoben werden. Elf Tage später sollten die Außenminister in Paris zusammenkommen, „um Deutschland berührende Fragen sowie die Probleme zu erörtern, die sich aus der Situation in Berlin ergeben“.1797

Demütigungen und Demutsgesten suchte man vergeblich. Prestige war immer noch die Währung der internationalen Politik. Umso lauter und in Einklang mit ihrem Bekenntnis zum „Sensationsjournalismus“1798 bliesen die Massenblätter die Siegestrompete: „Yes! Yes! Yes! Yes!“, titelte der Daily Mirror am 5. Mai und ließ damit vergessen, dass Großbritannien im letzten Abschnitt nicht in der ersten Reihe gespielt hatte, wie der Daily Express kurz zuvor im postimperialen Moll unter Hinweis auf die Geheimdiplomatie der Supermächte beklagt hatte.1799

Davon aber ließ sich niemand beeindrucken, als das Unterhaus am Nachmittag des 5. Mai zusammenkam. Bevin verlas das Kommuniqué, dankte allen, die zum Erfolg der Luftbrücke beigetragen hatten, den Berlinern für ihren Mut und ihre Mäßigung und den Abgeordneten für ihre Unterstützung, um am Ende die Glückwünsche und die Anerkennung der Opposition entgegenzunehmen. Für die unfreiwillige Pointe des Tages sorgte Winston Churchill mit seiner Bemerkung: „We are very glad that we never faltered in [our] steady support of the policy of His Majesty’s Government.“1800 Schließlich war er es gewesen, der, Kassandra und Kriegsheld a.D., in den zurückliegenden Monaten manchen Hieb gegen die Regierung Seiner Majestät verteilt hatte.

Die Erleichterung war groß, das Misstrauen aber blieb. Und die Ungewissheit, was die nächsten Wochen wohl bringen würden, fraß sich in den politischen Planungsprozess. Fest stand bislang nur, dass die Luftbrücke mindestens bis zum Abschluss des Außenministerrats aufrechterhalten werden sollte.1801 Immerhin hielt Stalin sich an den ersten Teil der Vereinbarung. Pünktlich um 0.01 Uhr lieferte das Kraftwerk Klingenberg am 12. Mai wieder Strom in die Westsektoren. In den Straßen gingen die Laternen an, in den Häusern spielten Erwachsene mit Lichtschaltern, und in Helmstedt rollten die ersten Lastkraftwagen und Züge Richtung Berlin. Sie rollten in eine politisch, administrativ und wirtschaftlich geteilte Stadt, in eine ungewisse Zukunft. Eigentlich sollte das Ende der Blockade nur „ein Anfang sein“,1802 ein Anfang nach dem Ende. Doch in mancher Hinsicht wurde es ein Ende ohne Ende.




VII. Ende ohne Ende

I don’t think we have failed. We have just found another way that doesn’t work.

Andy Elson1803

Mit der Umsetzung der Vereinbarung vom 4. Mai 1949 war die Berlinkrise acht Tage später beigelegt. Das Berlinproblem aber, das mit der gezielt betriebenen Spaltung der Stadt erst im Verlauf der Krise entstanden war, ließ sich nicht separat von der deutschen Frage lösen. Wer die deutsche Frage löste, beendete also auch den Streit um Berlin. Insofern war es nur konsequent, dass die Außenminister der vier Siegermächte erneut zusammenkamen, um Optionen einer Lösung des Deutschlandproblems auszuloten. Und doch schien alles schon vor Beginn der Tagung auf ein Scheitern hinauszulaufen.

„Wenn alles fertig sei, gebe es nichts zu verhandeln. [Vielmehr] seien diese Verhandlungen von vornherein zum Misserfolg verurteilt“,1804 hatte Außenminister Molotov die Botschafter der Westmächte am 2. August 1948 im Kreml belehrt. Mit „alles fertig“ war die Bildung einer westdeutschen Regierung gemeint. Die war neun Monate später zwar noch nicht im Amt. Gewählt wurden die Abgeordneten des Deutschen Bundestags erst am 14. August 1949; die Wahl des Bundeskanzlers folgte am 15. September. Doch just an dem Tag, an dem der Außenministerrat in Paris zusammentrat, am 23. Mai, wurde mit der Verkündung des Grundgesetzes die Gründung der Bundesrepublik Deutschland vollzogen. Gewiss, der westdeutsche Teilstaat war auch nach dem Selbstverständnis seiner Väter und Mütter nur als Staat auf Zeit konzipiert. Er war offen für den Beitritt anderer Teile Deutschlands. Doch in dieser Formel, die den Wunsch nach Vereinigung mit dem Recht auf Selbstbestimmung und dem Anspruch auf Alleinvertretung verband und zugleich als Einladung zum friedlichen Wettstreit um das attraktivere Deutschland verstanden werden konnte, lag für Stalin eine Gefahr. Denn nichts musste er mehr fürchten als den demokratischen Wettstreit. Das hatten schon die Ereignisse in Berlin gezeigt. So betrachtet kam die Konferenz für die sowjetische Regierung zu spät. Zur Gesichtswahrung nach einer Niederlage, von der sie sich im Ringen um das ganze Deutschland nie wieder erholen sollte, mochte sie noch taugen; zu mehr aber auch nicht.

Was für Moskau zu spät kam, erschien London noch zu früh. Dabei hatte die politische, sicherheitspolitische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Realität des Frühlings 1949 die einst im Winter 1947/48 formulierten Erwartungen bei weitem übertroffen. Ob im westlichen Europa oder im westlichen Deutschland: es ging voran. Konsolidierung und Stabilisierung waren mehr als nur Schlüsselbegriffe eines außenpolitischen Konzepts. Die Eindämmung Deutschlands durch Integration steckte indes noch in den Anfängen. Und von einer Transformation der europäischen Staatenordnung durch Magnetisierung wagte an der Themse schon gar niemand zu sprechen. Die Lösung der deutschen Frage, die dem Außenministerrat aufgegeben war, konnte aber nur im europäischen Kontext erfolgen.

Wenn die Pariser Tagung aus britischer Sicht zu früh kam, dann hieß das freilich nicht, dass Bevin und seine Delegation unvorbereitet in die französische Metropole gereist wären. Im Gegenteil: Die Berlinkrise und die von der sowjetischen Regierung bereits im Sommer 1948 erhobene Forderung nach einem Außenministerrat hatten sie gezwungen, ihre Deutschlandpolitik regelmäßig auf den Prüfstand zu stellen. Doch stets von neuem fühlten sie sich in ihren Plänen, die bis in das Frühjahr 1946 zurückreichten, bestätigt. Nicht einmal für Anpassungen sahen sie einen Grund. „[W]e know what we cannot afford to lose, i.e. West Germany and the Ruhr, and a West German Government“,1805 lautete die generelle Devise im November 1948; und was das konkret bedeutete, legte Bevin dem Kabinett drei Monate später noch einmal mit einer Offenheit dar, die er, allein schon um der sowjetischen Regierung nicht in die Karten zu spielen und die Deutschen nicht gegen sich aufzubringen, in der Öffentlichkeit um jeden Preis vermeiden musste: „[T]he division of Germany, at all events for the present, is essential to our plans.“1806

Aus dieser Bemerkung und dem damit einhergehenden Handeln aber einen politischen Selbstzweck abzuleiten,1807 wird den Motiven und Zielen der verantwortlichen Akteure nicht gerecht. Schließlich wussten sie nur zu genau, dass die Teilung Deutschlands auf Dauer keine Lösung darstellen konnte. Sie würde für „eine lange Zeit“ fortbestehen, Bestand haben würde sie aber nicht.1808 Sie war und sie blieb Mittel zum Zweck, Station auf dem Weg zum Ziel; und das Ziel lautete: ein demokratisches Deutschland, geeint, integriert und fest im Westen verankert – nichts anderes also als jenes Deutschland, das das Foreign Office im Mai 1946 am außenpolitischen Reißbrett entworfen und soeben mit seinen Partnern und den Deutschen im Westen ganz und gar unvollendet ins Leben gerufen hatte, nur um einiges größer.

Wenn Whitehall bis auf weiteres an der Teilung Deutschlands festhielt, während es sein langfristiges strategisches Ziel noch einmal bekräftigte, dann hatte das vor allem einen Grund: Stalins Sowjetunion mochte geschwächt aus der Krise hervorgehen, aber sie war nicht schwach genug, als dass sie sich den westlichen Plänen, das westdeutsche Modell auf ganz Deutschland zu übertragen, gebeugt hätte. Dass Bevin ungeachtet dessen sein gesamtdeutsches Konzept in Paris präsentieren wollte, beruhte primär auf taktischem Kalkül, und zwar in doppelter Hinsicht: Zum einen konnte er gegenüber den Deutschen demonstrieren, einen Vorschlag zur Vereinigung zu unterbreiten, der das Land in eine gemeinsame und selbstbestimmte Zukunft und nicht zurück in die Vergangenheit führen würde und darüber hinaus bereits die Zustimmung der Mehrheit der Deutschen hatte. Zum anderen war er zuversichtlich, die sowjetische Deutschlandpolitik im öffentlichen Wettstreit der Siegermächte um das attraktivere Konzept in ihrer ganzen „Falschheit“1809 bloßstellen zu können.

Einmal mehr rückte also der Kampf um die Deutungshoheit in den Mittelpunkt. Ganz in diesem Sinne stimmte die britische Botschaft in Moskau die Zentrale in London auf die sowjetische Konferenzstrategie ein: „[T]he whole emphasis will be on propaganda, propaganda to the German people and propaganda to world public opinion.“1810 Substantiell, so der Umkehrschluss, durften die Westmächte sich deshalb nicht der Illusion hingeben, Stalin wäre zu einem grundlegenden Kurswechsel in Deutschland bereit. „It looks to me like a typical example of Russian policy – […] reculer pour mieux sauter“,1811 notierte der konservative Unterhausabgeordnete Cuthbert Headlam, als Bevin die Parlamentarier über die Viermächtevereinbarung zur Beilegung der Berlinkrise informierte.

Allerdings schien das nicht jeder so zu sehen. In der Labour Party gab es Stimmen, die in der sowjetischen „Friedensoffensive“ tatsächlich die Vorboten des Weltfriedens zu erkennen glaubten.1812 Und aus Berlin und Washington erreichten das Foreign Office Berichte, die kurzzeitig für erhebliche Unruhe sorgten, weil so konträre Köpfe wie Clay und Kennan, deren Einfluss auf den Entscheidungsprozess ihrer Regierung nur wenige an der Themse realistisch einzuschätzen vermochten, einen dramatischen Kurswechsel Stalins nicht ausschließen wollten. Während Clay von taktischen Anpassungen sprach, in deren Verlauf die sowjetische Regierung das Grundgesetz und das Besatzungsstatut für ganz Deutschland akzeptieren werde, um zumindest die Westintegration des Landes zu verhindern,1813 ging Kennan deutlich weiter. „It might be“, ließ der Planungsstabschef die Nummer zwei an der britischen Botschaft in Washington wissen, „that the Russians had really decided to call off their ‚cold war‘ in Germany“.1814 Als er eine Woche später auch noch die Vorzüge einer Truppenreduzierung in Deutschland ins Spiel brachte und damit nahtlos an frühere Aussagen anknüpfte,1815 schrillten in London die Alarmglocken. Dabei wussten Bevin und seine Diplomaten nicht einmal, dass er „Program A“ bereits Mitte April seinem Minister als westliche Verhandlungsgrundlage für einen künftigen Außenministerrat empfohlen hatte1816 – allerdings auch nicht, dass sich Kennans Stern im Sinkflug befand.

Bevin brauchte keine zwölf Stunden, um über seinen Botschafter bei Acheson vorstellig zu werden. „I would ask you most earnestly“, brachte er sein zentrales Anliegen auf den Punkt,

to reflect carefully upon where we are going and to join with me in preventing the spread of an air of easy optimism about Russian intentions. I fear there is too much readiness in some quarters to believe that merely because the Russians have shown some readiness to raise the blockade the rest will be plain-sailing.1817

Als er drei Tage später noch keine Antwort hatte, legte er nach: „I trust […] that the State Department will do their best to ensure that any Soviet offer which may now materialise is regarded by the American Press with the utmost circumspection.“1818 Die Offenheit, mit der Bevin eine derart sensible Frage gegenüber dem Außenminister einer anderen Regierung adressierte, war ungewöhnlich genug. Vor allem aber spiegelte sich in ihr eine Denkweise, die die Funktion nationaler Medien in Krisenzeiten darauf reduziert, Sprachrohr der eigenen Regierung zu sein.

Dabei hatte sein Vorstoß einen realen Hintergrund. Bereits in der letzten Märzwoche hatte es im Foreign Office Stimmen gegeben, die der sich abzeichnenden sowjetischen ‚Friedensoffensive‘ mit einer westlichen Propagandaoffensive zu begegnen gedachten und sich neben der BBC auch der gedruckten Medien bedienen wollten: „It could all be written up in quite a big way […] so as to prepare [public] opinion“, notierte Robin Hankey und fügte dann im Namen seiner Abteilung hinzu: „Northern Department will be glad to assist in preparing the brief so far as Russian aspects are concerned.“1819

Dass Politik und Medien sich im Hintergrund nach wie vor die Klinke in die Hand gaben, wurde im Vorfeld des Pariser Außenministerrats deutlich, als Massenblätter und Qualitätspresse vor Moskauer Schalmeienklängen warnten. Zwei Tage nach dem Ende der Blockade erschien im Economist ein dreiseitiger Beitrag, dessen Schlusssentenz, abgesehen von der Prosa, ebenso gut aus der Feder des IRD oder der Presseabteilung des Foreign Office hätte stammen können:

As they travel to Paris, the western representatives might do well to remind themselves of Aesop’s fable of the North Wind and the Sun. Each claimed that he was stronger and agreed to see which could soonest strip a traveller of his cloak. The North Wind tried first, but the harder he blew, the more closely the man wrapped his cloak around him. Then came the turn of the Sun, who by beaming on him, soon persuaded him to relax all his precautions against bad weather. In the Russian version of the fable, the traveller died of sunstroke.1820

Zu diesem Zeitpunkt benötigte das State Department selbst aus britischer Sicht keine Nachhilfe mehr. „Program A“ war zur historischen Fußnote verkommen. Dazu bedurfte es weder der massiven Kritik der britischen Stabschefs noch der ablehnenden Haltung westdeutscher Politiker und schon gar nicht des Sargnagels, den James Reston mit seiner Berichterstattung in der New York Times am 12. Mai 1949 setzte.1821 Acheson selbst hatte die Richtung bereits am 2. Mai vorgegeben und wenige Tage vor Beginn der trilateralen Vorgespräche am 11. Mai noch einmal bekräftigt. Mit großer Erleichterung stellte man im Foreign Office fest: „An extremely satisfactory degree of unity had been found.“1822 Konkret bedeutete das: Während jeder, aber auch wirklich jeder Vorschlag der sowjetischen Regierung abgelehnt werden sollte, wurde die Integration Deutschlands in ein freies und demokratisches Europa zur westlichen Minimal- und Maximalforderung zugleich.1823 Letztlich verlangten die Westmächte von Stalin also nichts anderes als die bedingungslose Kapitulation seiner deutschlandpolitischen Position; ja im Grunde noch mehr. Denn in dem Moment, in dem sie ihm die Mitsprache in deutschen Fragen nur einräumen wollten, wenn er so wurde, wie sie waren, nahmen sie für sich in Anspruch, die wahren sicherheitspolitischen Interessen Moskaus nicht nur zu kennen, sondern sie auch besser vertreten zu können als die sowjetische Führung selbst. Damit aber stellten sie, ob gewollt oder nicht, das Daseinsrecht des sowjetischen Staates an sich infrage.

Unter den gegebenen Umständen kam der westliche Vorschlag einer Zementierung des Status quo gleich. Der Konflikt der Systeme wurde bis auf weiteres als Normalzustand akzeptiert – und damit auch ein geteiltes Deutschland in einem geteilten Europa. Lange bevor George Kennan zum penetranten Propheten der nuklearen Apokalypse wurde, identifizierte er im melancholischen Selbstgespräch drei Wege zur Transformation des Status quo: „a Russian collapse, a disintegration of our own position, or a terrible war“.1824

Vor diesem Hintergrund konnten die Londoner Akteure dem Pariser Außenministerrat einen Sinn sui generis abgewinnen. Denn wenn seine Protagonisten schon nicht in der Lage waren, das Deutschlandproblem einer einvernehmlichen Lösung zuzuführen, dann sollten sie zumindest auf eine Rahmenvereinbarung hinarbeiten, in deren Kontext sie den Konflikt der Systeme nicht nur akzeptieren, sondern auch regulieren, also Krisen vermeiden, Spannungen reduzieren und die Folgen der Teilung für die Betroffenen abmildern konnten. „Wenn sich die Teilung nicht überwinden ließ, dann musste man versuchen, wenigstens die Trennung zu durchbrechen, um die Verbindung zwischen den Menschen zu bewahren. Wenn sich doch noch einmal eine Chance für eine Vereinigung ergab, dann musste noch etwas da sein zum Vereinigen.“1825 Als der streitbare Publizist Peter Bender diese Zeilen im Herbst 2008 schrieb, bezog er sich auf die konzeptionellen Grundlagen der Neuen Ostpolitik der Bundesrepublik der späten sechziger und frühen siebziger Jahre. Der Gedanke selbst findet sich indes viel früher: in den Arbeitspapieren der britischen Delegation zum Pariser Außenministerrat 1949;1826 zu einer Zeit also, da es noch keine zwei Staaten in Deutschland mit „Beziehungen […] von besonderer Art“1827 gab, geschweige denn Grenzen aus Mauern und Stacheldraht.

Modus Vivendi nannte man das im Mai 1949 und unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die Pariser Konferenz erneut im Juni 1966, als Willy Brandt sich auf Parteitagen mit dem Thema seiner Regierungsjahre für das Bonner Kanzleramt warmlief.1828 „Paris“, so hatte Bevin bei seinem Besuch in Deutschland am Ende der ersten Maiwoche erklärt, „wird ein Anfang sein“. Anfang hieß Regulierung, und sei es für „20, 30, ja 50 Jahre“, nicht Lösung.1829 In dem Moment aber, in dem eine Lösung der deutschen Frage außer Reichweite schien, rückte eine Regulierung des Berlinproblems auf die Agenda. Dabei sollte das Zugangsrecht der Westmächte nach Berlin in einer schriftlichen Vereinbarung erstmals umfassend geregelt und, um die humanitären Folgen der Teilung zu mildern, das Leben in der Stadt soweit wie möglich „normalisiert“ werden.1830

„If it was dull to those who took part in it, to read about it would be infinitely duller, and we can only pity the professional historian whose duty it will be to do so“,1831 hat der stets etwas exaltierte Duff Cooper über den Außenministerrat geurteilt; und Nicholas Henderson, der schon als junger Diplomat die Konferenzdiplomatie des Kalten Krieges aus nächster Nähe verfolgte, notierte Jahrzehnte später: „There is a set pattern to the play, which would be like a giant poker game were it not all so predictable. […] [I]t is no better than other such meetings, except perhaps that among most of the participants there are no illusions about this most unchanging of all trades.“1832

Tatsächlich zeigten beide Seiten kein Interesse, den Gordischen Knoten zu entwirren. Dass sie mit ihren Maximalforderungen in die Verhandlungen gingen und zeitgleich die Medien mit ihren Vorschlägen fütterten, war ganz normal. Ganz und gar unnormal war jedoch der Umstand, dass sie sich anschließend nicht einmal die Mühe gaben, in eine Sachdiskussion einzusteigen und Lösungsoptionen zu prüfen. Das Ergebnis war kein Kompromiss und doch auf paradoxe Weise ein Erfolg. Denn als die Konfliktparteien am 20. Juni 1949 auseinandergingen, räumten sie zwar ein, in keinem einzigen Punkt übereinzustimmen. Zugleich beteuerten sie aber, ungeachtet des Gegeneinanders miteinander im Gespräch bleiben zu wollen. Während sie unvermindert an ihren deutschlandpolitischen Zielen festhielten, gaben sie somit zu erkennen, ihre Interessen nicht mit Gewalt durchsetzen zu wollen.

Vyšinskij hatte die Konferenz mit seinem deutschlandpolitischen Vorschlag eröffnet. Defensiver und unattraktiver, so das erleichterte Urteil in britischen Delegationskreisen, hätte er sein Land nicht präsentieren können: mit seinem Postulat zur Wiederherstellung des Kontrollratsregimes auf der Grundlage des Einstimmigkeitsprinzips, der Einsetzung eines gesamtdeutschen Wirtschaftsrats, dem Vertreter der in den Zonen bestehenden Wirtschaftsbehörden angehören sollten, und der Einrichtung einer Viermächtekontrolle über das Ruhrgebiet. Sämtliche Vorschläge waren darauf ausgerichtet, den sowjetischen Besitzstand in Deutschland unter keinen Umständen preiszugeben.1833 Das galt auch für Berlin. Hier empfahl Vyšinskij die Wiedererrichtung der Alliierten Kommandantur zur Koordinierung der gesamtstädtischen Maßnahmen, die Wiederherstellung des Berliner Magistrats und die Einführung der DM (Ost). Ein Ende der Besatzungsherrschaft in Deutschland und Berlin war nicht abzusehen.1834

Als die Moskauer Vorschläge publik wurden, sprach auch in Fleet Street niemand mehr von Äsops Fabel, eher schon von fallengelassenen Masken.1835 Die britische Delegation hatte sich auf eine Propagandaveranstaltung vorbereitet. Dass Vyšinskij ihr derart in die Karten spielen würde, hatte sie nicht erwartet. „The Russians have put us on an excellent propaganda wicket and every effort should be made to take advantage of this circumstance.“1836 Noch am selben Tag nutzte Bevin die Steilvorlage. Wenn er die sowjetischen Pläne als rückwärtsgewandt geißelte, zielte er primär auf die eigene Klientel, die Deutschen im Westen. Ihnen galt auch der Vorschlag, den er am 28. Mai im Namen der Westmächte präsentierte. Dem Zurück nach Potsdam der sowjetischen Regierung, also der Vergangenheit, stellte er die Zukunft, die Bundesrepublik Deutschland im Großformat gegenüber; und das hieß: die deutsche Einheit unter dem Dach des Grundgesetzes und des Besatzungsstatuts mit einer Hohen Kommission, deren Entscheidungen mit Stimmenmehrheit getroffen werden sollten.1837

Freiheit, Demokratie, Einheit waren auch die Schlüsselbegriffe des Berlin-Vorschlags der Westmächte, den der amerikanische Außenminister am 1. Juni vorlegte. Er enthielt das Albtraum-Szenario der SED, freie Wahlen, und ihres Patrons, eine Kommandantur ohne Veto. „The proposals“, hatte Patrick Dean bereits im November 1948 empfohlen, „should be so drafted that they are reasonable, but unacceptable to the Russians.“1838

Londons Deutschland war ein Deutschland, in dem für die Sowjetunion kein Platz war. Dieses Deutschland konnte aber nicht das ganze Deutschland sein, sondern bis auf weiteres nur ein Teilstaat. Umso wichtiger war es, dass die Deutschen nicht nur dessen Staatsform, die Demokratie, bejahten, wozu Währungsreform und Wirtschaftswunder als „gründungsmythischer Kern“1839 einen entscheidenden Beitrag leisteten, sondern auch die Teilung selbst. Denn nie wieder sollte der radikale Nationalismus als Kompensation einer defizitären Tradition nationaler Einheit in Deutschland Fuß fassen. Stattdessen erwuchs aus der Abgrenzung zur deutschen Diktatur im Osten und damit zugleich aus der Negation des Anderen eine neue, identitätsstiftende Kompensation der außer Reichweite liegenden Einheit. Dabei gewann die sowjetische Bedrohung einen geradezu konstitutiven Charakter. Ob real, perzipiert oder geschürt, erst sie verschaffte der deutschen Teilung eine Legitimation, die ihr in der Breite bislang gefehlt hatte. Je größer sie war, umso notwendiger erschien die Abgrenzung; und je notwendiger die Abgrenzung, umso unvermeidbarer wurde die Teilung.

In diesem Kontext etablierte sich die westdeutsche Demokratie. Eingebunden und eingehegt vertrieb sie die Dämonen des Nationalismus, ohne dabei zu einer „postnationalen Demokratie unter Nationalstaaten“1840 zu werden. Ohne den Nationalgedanken war sie zumindest in ihrer frühen Phase gerade nicht denkbar. Auch das wurde am 8. Juni 1949 deutlich, als die Westmächte noch einmal das Gespräch mit führenden westdeutschen Politikern in Frankfurt suchten, bevor sie einen Strich unter die ersten vier Jahre der deutschen Nachkriegsentwicklung zogen.1841

Während Robertson am Main um die Unterstützung der Deutschen im Westen warb, reiste Bevin nach Blackpool, um sich des Rückhalts der eigenen Partei zu versichern. Als er vor die Delegierten trat, nahm er nicht nur stehende Ovationen entgegen, sondern auch das Ergebnis des Pariser Außenministerrats vorweg:

I have been forced to the conclusion that the only thing we can really do is this, if we cannot agree how we shall live, at least we should agree to live together. I cannot see that we can do any more than that.1842

Es war dieselbe Botschaft, die am 22. September 1948 im Kontext seiner Unterhausrede noch untergegangen war und die vier Jahre zuvor niemand hätte hören wollen, schon gar nicht in der Labour Party. Wenn der Tagungsleiter des Parteitags, der Gewerkschafter Samuel Watson, Außenminister Bevin mit den Worten „Thank you and God speed in your great work“ verabschiedete, war auch dem Letzten klar, wie es um die internationale Ordnung bestellt war. Nur noch ein Drittel der Briten rechnete mit einer Verbesserung der internationalen Lage, während jeder zweite einen weiteren Krieg in einer Generation für wahrscheinlich hielt.1843 Vor diesem Hintergrund erschien der von Bevin ins Spiel gebrachte Modus Vivendi als die beste aller möglichen Welten.

Mit der Rückendeckung aus Frankfurt und Blackpool begann am 12. Juni die finale Phase des Außenministerrats. Sie endete am 20. Juni mit einem Kommuniqué, dessen Formel Hans-Georg Gadamer, der Philosoph der Hermeneutik, in einem ganz anderen Kontext einmal als „menschliche Grundaufgabe“ umschrieben hat, „die im kleinsten wie im größeren Maßstab“ gilt: „mit dem Anderen leben, als der Andere des Anderen leben, […] auch wenn die anderen anders sind.“1844 Absichtserklärungen, die darauf zielten, die „Auswirkungen der Teilung Deutschlands und Berlins abzuschwächen“ und eine „weitestmögliche Normalisierung des Lebens in der Stadt“ herbeizuführen,1845 machten indes noch kein Miteinander. Genau betrachtet setzten sie nicht einmal den Rahmen für ein geregeltes Nebeneinander. Denn geregelt hatte der Außenministerrat gerade nichts. Eine schriftliche Neuregelung des Zugangs der Westmächte nach Berlin hatte Vyšinskij abgelehnt. Und die Gespräche der stellvertretenden Militärgouverneure über eine Ausdehnung des Handels zwischen Berlin und den Zonen sowie zur Erleichterung des Personen- und Güterverkehrs wurden wenige Wochen später einvernehmlich ohne Ergebnis abgebrochen. Regulierung hieß Selbstverpflichtung, war also freiwillig. Von Frieden sprach keiner.

Ausdrücklich bestätigt wurde indes das New Yorker Abkommen vom 4. Mai 1949 und damit das Ende der sowjetischen Blockade Berlins. Deshalb empfahl Außenminister Bevin dem Kabinett, die Luftbrücke Ende September einzustellen. Die Vorräte sollten sich dann auf 1,1 Millionen Tonnen belaufen – genug, um die Westsektoren bei einer erneuten Blockade über einen Zeitraum von fünf Monaten zu versorgen. Notfallpläne sahen zudem vor, die Luftbrücke innerhalb von drei Monaten mit einer Kapazität von bis zu 8000 Tonnen pro Tag wieder aufnehmen zu können.1846

Indirekt bestätigt wurde auch der Viermächtestatus Berlins, also der rechtliche Status quo ante. Der politische Status quo hatte sich jedoch fundamental verändert. Status-quo-Mächte unter den veränderten Bedingungen waren die Konfliktparteien damit aber nicht geworden. Ost wie West reklamierten ihren Anspruch auf ganz Deutschland und ganz Berlin, auch wenn sie ihn nicht wahrzunehmen vermochten. Konsolidierung lautete das Gebot der Stunde, und das hieß: Abgrenzung, Teilung und – darin lag der Widerspruch zu der im Vorfeld des Pariser Außenministerrats formulierten Absicht – Entfremdung. Solange beide Seiten an ihrem Ziel festhielten, war prinzipiell der im Vorteil, der warten konnte, weil Zermürbung langfristig wirkt, und jener im Nachteil, der, um dem befürchteten Verlust vorzubeugen, ein höheres Risiko eingehen musste. In diesem Kontext bedeutete Modus Vivendi Beruhigung auf Zeit, nicht mehr und nicht weniger. „The Berlin question“, hatte Robin Hankey bereits nach Moskaus Veto im UNO-Sicherheitsrat im November 1948 vermutet, „will in any case be with us for a long time to come. We cannot look forward to anything but trouble.“1847 Im zwischenstaatlichen Legitimitätskonflikt war nach der Krise vor der Krise.

Ungeachtet dessen sprach in Whitehall niemand von einem Scheitern der Konferenz; und das nicht nur, weil die Regierung ihre krisenspezifischen Ziele erreicht hatte: Berlin zu halten, eine militärische Eskalation zu vermeiden und einen westdeutschen Staat auf die Beine zu stellen. Vielmehr richtete sich der Blick bereits in die Zukunft. Und hier waren es ausgerechnet die einst schärfsten Kritiker und Skeptiker des Regierungskurses, die den Weg wiesen. „Since the success of the air lift we have […] raised our target. […] I do not complain that we have become more ambitious. Indeed this is very right and proper“, zeigte sich Ivone Kirkpatrick, mittlerweile Staatssekretär für deutschlandpolitische Fragen, mit Blick auf das langfristige Ziel der Regierung, die „friedliche Integration ganz Deutschlands in das westliche System“,1848 ungewohnt zuversichtlich.

Dass das Vereinigte Königreich in der zweiten Hälfte der vierziger Jahre „langfristig […] auf eine Integration der beiden deutschen Staaten in die zwei Blöcke [hoffte]“,1849 gehört mithin zu den langlebigen Mythen der zeithistorischen Forschung, die noch 1989 darauf bedacht war, Kontinuitätslinien aufzuzeigen, wo es keine gab. Daran hat sich bis heute wenig geändert. In der Realität des Sommers 1949 hatte der Kontinuitätsbegriff aber eine ganz andere Bedeutung. Denn die deutschlandpolitischen Grundsätze, die man im Foreign Office drei Jahre zuvor aufgestellt hatte, wurden nun zu einer Art Stufenplan ausgearbeitet. In einem ersten Schritt sollte die junge Bundesrepublik konsequent zum attraktiven Gegenmodell des östlichen Deutschland ausgebaut werden. Attraktivität für die einen, die Deutschen im Osten, verlangte Großzügigkeit gegenüber den anderen, den Deutschen im Westen. Diesen Hebel wusste die westdeutsche Politik für sich zu nutzen. Aber es war ein Hebel, der ihr alles andere als ungewollt in die Hand gegeben wurde. Einbindung, das erkannte man an der Themse, gab es nur mit der „Mitgliedschaft im westlichen Club, und zwar zu einem vernünftigen Maß an Gleichberechtigung“.1850 Aus dem ersten Schritt sollte sich der zweite gleichsam von selbst ergeben: „das Aufsaugen Ostdeutschlands in das westliche System“. Das so entstandene „westlich gesonnene“, im Westen integrierte Deutschland sollte seinerseits eine unwiderstehliche Sogwirkung auf die Staaten Ostmitteleuropas ausüben und diese in einem dritten und letzten Schritt für den Westen gewinnen.

West-Berlin kam dabei eine besondere Funktion zu. Militärgouverneur Robertson, wie Kirkpatrick nach dem Erfolg der Luftbrücke bekehrt, lieferte die zentralen Stichworte: „westlicher Außenposten hinter dem Eisernen Vorhang“ und „nachrichtendienstliche Zentrale“; „Krebsgeschwür im Herzen des sowjetisch dominierten Europas“ und „Schaufenster der westlichen Welt“; vor allem aber, und das war die eigentliche Pointe des sowjetischen Fehlschlags, westlicher Hebel, um die östliche Zone nach Westen zu ziehen.1851

„Die letzte Klammer für ganz Deutschland“1852 konnte Berlin nach der Blockade nicht mehr sein, dafür als geteilte Stadt in einem geteilten Land umso mehr das Symbol der ungelösten deutschen Frage. Gerade deshalb verzichtete die Regierung Attlee darauf, die westlichen Sektoren als zwölftes Land zum konstitutiven Teil der Bundesrepublik und damit zum „Sargnagel der Vereinigung Deutschlands“ zu machen.1853 Zugleich aber erwartete sie, dass die Bundesrepublik und nicht die Westmächte das Schaufenster der westlichen Welt mit reichen Gaben bestückte und damit erst zum westlichen Hebel und magnetischen Angelhaken, also zur Bedingung der Möglichkeit, werden ließ – koste es, was es wolle, und notfalls auch für Jahrzehnte. Wenn die Deutschen im Westen aber über Abgaben und Steuern auf das westliche Berlin verpflichtet wurden, dann heißt das auch, dass sie über ihre finanziellen Zuwendungen als Teilhaber sui generis ein politisches Mitspracherecht beanspruchen konnten, wenn dereinst über die Zukunft der Stadt entschieden wurde.

Bei aller Zuversicht machte man sich im Foreign Office indes keine Illusionen über die sowjetische Außenpolitik. In der konkreten Lage hatte Stalin seine „Ohnmacht“1854 in Berlin erkannt. Von einer Kapitulation konnte aber nicht die Rede sein. „[A]fter losing an important battle“, bilanzierte Bevin, „but only a battle, in Germany, Russia is now suing for an armistice in order to gain time, though not yet for peace“.1855 Daraus ergaben sich zwei Konsequenzen. Einerseits würde die sowjetische Regierung alles daran setzen, hinter dem Eisernen Vorhang einen eisernen Käfig zu etablieren. Dazu gehörte auch der Aufbau eines eigenen Staates in der sowjetischen Zone, der in den bitterbösen Worten Willy Brandts „weder deutsch noch demokratisch noch eine Republik“1856 war. Andererseits würde der Kreml dieser prinzipiell defensiven eine offensive Komponente hinzufügen und den eigentlich nicht gewollten ostdeutschen Teilstaat als Sprungbrett für die Ausweitung seines Einflusses auf ganz Deutschland nutzen – getreu dem ein Jahr zuvor in Warschau propagierten Grundsatz des sowjetischen Außenministers: „Wir müssen alles tun, um Deutschland zu gewinnen. Wenn uns das nicht gelingt, haben wir Europa verloren.“ Schon deshalb gingen Whitehalls Sowjetexperten davon aus, dass Moskau einen „neuen Versuch unternehmen [werde], uns aus Berlin zu werfen.“ Darin sahen sie sich nicht zuletzt durch Aussagen eines Überläufers, des ehemaligen Leiters der tschechoslowakischen Militärmission in Berlin, bestätigt.1857

Tatsächlich bedurfte es einer zweiten Berlinkrise, um dem Schlusskommuniqué von Paris und der Idee eines als Miteinander deklarierten Nebeneinanders im Wissen um das ideologische Gegeneinander – wenn auch nicht umgehend, so doch einige Jahre später – zum Durchbruch zu verhelfen. Anders als die erste stand die zweite Berlinkrise von 1958 bis 1963 im Schatten der nuklearen Symmetrie.1858 Und anders als zehn Jahre zuvor nutzte Moskau Berlin nicht als Hebel, um Zugriff auf das westliche Deutschland zu gewinnen, sondern um mit der Anerkennung der DDR den eigenen Herrschaftsbereich zu stabilisieren und die staatliche Teilung zu besiegeln.1859 Die Zementierung des Status quo am 13. August 1961 war ein Zeichen sowjetischer Schwäche. Fast drei Millionen Menschen hatten die DDR seit 1949 Richtung Westen verlassen. Wenn Deutschland eine Nation ohne Haus war, dann mutierte die DDR zunehmend zu einem Staat ohne Volk. Immer weniger wollten noch in ihr leben, wenn sie nicht in ihr leben mussten. Die Botschaft des 13. August 1961 aber lautete: sie mussten.

Aus Londoner Perspektive trug der Tag des Mauerbaus somit einen Januskopf: Erfolg und Scheitern der Politik des goldenen Angelhakens hielten sich die Waage. Denn der letzte Schritt, die Transformation, blieb den Westmächten so lange verwehrt, bis der Kreml auf Zwangsmaßnahmen und die Anwendung von Gewalt verzichtete und den Deutschen im Osten die Freiheit der Wahl zugestand. Das tat er am 13. August 1961 so wenig, wie er es am 17. Juni 1953 getan hatte.

Allerdings hatte man an der Themse gelernt, nicht nur mit der Bombe, sondern auch mit der Teilung zu leben, und das nicht erst seit der Entspannungspolitik der späten sechziger Jahre. „Nobody is going to fight about it“, rief Harold Macmillan der Pressemeute auf dem 18. Grün von Gleneagles zu, als in Berlin die Mauer hochgezogen wurde.1860 Großbritannien, hieß das, respektierte die sowjetische Einflusssphäre, solange Moskau sich reziprok verhielt. Gerade deshalb kam dem Viermächteabkommen über Berlin vom 3. September 1971 eine besondere Bedeutung zu, denn es bestätigte nicht nur das Recht der Westmächte auf Anwesenheit in ihren Sektoren, sondern garantierte ihnen auch den Zugang nach West-Berlin. Damit aber wurde die Vereinbarung auch zur Verpflichtung. Bestätigung bedeutete Bindung – so wie es Patrick Dean im Herbst 1948 festgehalten hatte: „By remaining in Berlin we keep alive the idea that we are trying for [German] unity.“1861

Anders als die Sowjetunion, die sich wie die SED Ende der sechziger Jahre von dem Bekenntnis zu einer deutschen Nation löste, hielten die Westmächte auch dann noch an ihrem deutschlandpolitischen Revisionismus fest, als sie den Alleinvertretungsanspruch der Bundesrepublik längst aufgegeben hatten. Im Generalvertrag von 1952, der als Teil der Pariser Verträge 1955 in Kraft trat, hatten sie sich verpflichtet, ihr gemeinsames Ziel mit friedlichen Mitteln zu verwirklichen: „ein wiedervereinigtes Deutschland, das eine freiheitlich-demokratische Verfassung, ähnlich wie die Bundesrepublik, besitzt und das in die europäische Gemeinschaft integriert ist.“ Es war die Formel, die Ernest Bevin im Namen der Westmächte auf dem Pariser Außenministerrat Ende Mai 1949 zur Lösung der deutschen Frage präsentiert hatte. Seither gehörte sie als Endlosband, das bei jeder sich bietenden Gelegenheit abgespielt werden konnte, zur Grundausstattung britischer Premier- und Außenminister: „[R]eal and permanent stability in Europe will be difficult to achieve so long as the German nation is divided against its will.“1862 Dass sie mit den Jahren zum Ritual verkam, störte eigentlich niemanden. Im Gegenteil: Je unrealistischer die Vereinigung der beiden deutschen Staaten erschien, umso leichter ging die Formel den verantwortlichen Akteuren über die Lippen.

Erst im Herbst seines Lebens bekannte Harold Macmillan gegenüber seinem offiziellen Biographen: „[W]e always had to talk about it [i.e., the reunification of Germany] […] but it was something of a fraud.“1863 Er hätte noch viel deutlicher werden können. Denn erstens war keine britische Regierung seit den fünfziger Jahren an einer grundlegenden Veränderung des europäischen Koordinatensystems interessiert. Vielmehr wurde man an der Themse immer dann nervös, wenn die Deutschen Anstalten machten, Dynamik in eine weitgehend statische Deutschlandpolitik zu bringen.1864 „A reunited Germany“, so die Befürchtung, „might dominate Europe, and emotionally we are all of us, including the Russians, fairly content to see the division persist.“1865 Zweitens war Macmillan wie kein anderer Premier der britischen Nachkriegsgeschichte bestrebt gewesen, sich von den deutschlandpolitischen Parametern zu lösen. Dazu hatte ihm Gladwyn Jebb, der schon während der Blockade Berlins für eine „saubere Teilung“ Deutschlands plädiert hatte, kurz vor seiner Moskauer „Entdeckungsreise“1866 im Februar 1959 unter strengster Geheimhaltung die Blaupause geschrieben. „We must do our best to make the European ‚status quo‘ work“, lautete das Fazit, das erst durch den Zusatz, wonach ein „‚Grossdeutschland‘“ in der westlichen Allianz nicht im britischen Interesse liege, seine eigentliche Bedeutung gewann.1867 Aus Bevins weitgehend isoliertem ‚Mr. Minority‘1868 war unter Harold Macmillan ‚Mr. Majority‘ geworden. Die neue Formel, nach der erst die permanente Teilung Deutschlands dauerhafte Stabilität in Europa verspreche, bedeutete konzeptionell nicht nur die Umkehr der alten und nach wie vor öffentlich propagierten Formel, sondern vor allem die Abkehr von der Politik der Regierung Attlee, wonach die Freiheit der Kern der deutschen Frage war und Europa- und Deutschlandpolitik zwei Seiten derselben Medaille zu sein hatten.

Und doch schien Endgültigkeit für einmal die Sprache der Politik zu sein. Denn drittens musste Macmillan just in dem Moment, in dem er hinter den Kulissen für die Aufgabe eines zentralen Axioms westlicher Nachkriegspolitik plädierte, erkennen, „Gefangener“1869 der auf die späten vierziger Jahre zurückgehenden Entscheidungen seiner Vorgänger zu sein. Ungeachtet aller Ambivalenzen blieb ihm wie seinen Nachfolgern deshalb nichts anderes übrig, als sich an jenen Leitsatz zu halten, den ihm sein Außenminister, gestützt auf Bevins Jahre in King Charles Street, Anfang Januar 1958 hatte zukommen lassen: „In whatever manner reunification may eventually come about we must act now in such a way as to make it very difficult for the new Germany to cut its ties with the West.“

Als die ostmittel- und osteuropäischen Revolutionen sich im Sommer und Herbst 1989 ihren Weg bahnten und die Nachkriegsordnung auf den Kopf stellten, hätte man in London mit einiger Berechtigung auf die eigene Rolle in den späten vierziger Jahren verweisen können. Denn vieles folgte dem deutschlandpolitischen Skript, das Bevin und seine Diplomaten zwischen 1946 und 1949 geschrieben hatten. Domestiziert, integriert und demokratisiert, entfaltete die Bundesrepublik die erhoffte Sogwirkung auf die moribunde DDR. Wie bereits im Sommer 1961 wollten immer weniger Menschen in ihr leben; 1989 mussten sie es auch nicht mehr. „German reunification“, schrieb der Sunday Telegraph deshalb am 3. September 1989, „looks like an idea whose time has come.“1870

In Whitehall aber stellte man mit Schrecken fest, dass öffentliche Bekundungen in der Politik, zumal wenn sie über Jahrzehnte wiederholt werden, selten folgenlos bleiben. Wie durch ein umgedrehtes Fernglas wurden die Epochen der Vergangenheit klein und schoben sich ineinander, während der Betrachter das Gefühl für den eigenen Standort zu verlieren schien. „I am not surprised that many people feel lost and unable to decide what to hold on to and what to discard“, lautete ein Kernsatz der Fernsehansprache von Königin Elizabeth II. aus der Long Library in Sandringham. Am ersten Weihnachtstag 1957 war das gewesen1871 – und hätte doch die Außenpolitik der Regierung Ihrer Majestät im Winter 1989/90 nicht treffender charakterisieren können.

Denn plötzlich erwiesen sich Mentalitäten als „Gefängnisse von langer Dauer“1872 und historische Analogien als Zufluchtsort von zweifelhafter Reputation. Für mehr als fünf Monate wurde Margaret Thatcher zur Stimme der britischen Außenpolitik, bevor das Außenamt ab Mitte Februar 1990 den außenpolitischen Prozess in geordnete Bahnen lenkte.1873 Da aber hatte der Zug zur deutschen Einheit längst Fahrt aufgenommen. Die Weichen hatten andere gestellt. Mit bemerkenswerter Offenheit räumte Thatcher im Rückblick ein, mit ihrer Deutschlandpolitik in jenen Monaten auf ganzer Linie gescheitert zu sein.1874 Von der Preisgabe ihrer politischen Gestaltungsfähigkeit sprach sie nicht. Doch genau darum ging es. Sie überschätzte ihren außenpolitischen Handlungsspielraum und verspielte den, den sie noch hatte, in kürzester Zeit. Ihr Weg mochte nicht in die außenpolitische Isolation führen. Als Fremde in Europa,1875 als Getriebene andernorts getroffener Entscheidungen und als Gefangene ihrer Astigmatismen gelang es ihr aber zu keinem Zeitpunkt, gestaltenden Einfluss auf die Neuordnung des Kontinents zu nehmen. Der Kontrast zu 1948/49 hätte nicht größer sein können.

„The 1990s ought to be a decade of hope. We must not let it become a decade of fear“, war die Premierministerin sich am 20. Januar 1990 mit dem französischen Präsidenten Mitterrand einig,1876 nur um zwei Monate später die Gespenster der Vergangenheit gleich reihenweise aus ihrer Handtasche hüpfen zu lassen: ein Deutschlandbild, das sich auf einen von Angst und Aggressivität, Selbstbezogenheit und Selbstmitleid, Egoismus und Rücksichtslosigkeit sowie Sentimentalität und Minderwertigkeitskomplexen geprägten Nationalcharakter stützte;1877 ein Weltbild, in dem der deutsche Nationalismus des 19. Jahrhunderts, die deutsch-französischen Kriege, der doppelte Griff nach der Weltmacht, Weltkriege, Rapallo, Herr Hitler, kurz: Deutschland über alles die Meilensteine der europäischen Nachkriegsentwicklung mühelos in den Schatten stellten;1878 und nicht zuletzt persönliche Animositäten, die eine nachgeordnete, nicht aber zu vernachlässigende Rolle spielten.

Vor diesem Hintergrund brach Thatcher als erste öffentlich mit der Deutschlandpolitik ihrer Vorgänger. Sie war fundamental gegen die Einheit und ließ das jeden wissen, der es hören wollte.1879 Mit einem Mal schien die deutsche Teilung zu dem zu degenerieren, was sie in den Augen ihrer Planer gerade nicht hatte sein sollen: Selbstzweck. Freiheit, so verstanden, hieß nicht Freiheit der Wahl. Ihre Grenzen ergaben sich vielmehr aus den Grenzen. Konnte die Premierministerin die Vereinigung Deutschlands nicht verhindern, dann war sie entschlossen, sie zu verzögern. Und konnte sie sie nicht verzögern, dann musste Deutschland eingehegt werden – nicht jedoch, wie seit jeher vorgesehen und mit der Bundesrepublik erfolgreich praktiziert, primär im Kontext der Organisationen des Westens, sondern, weil sie Deutschland „vom Wesen her eher [für] eine destabilisierende als eine stabilisierende Kraft im europäischen Gefüge“1880 hielt, mit den Mitteln einer klassischen Gleichgewichtspolitik, und das hieß, je nach Gemütszustand, mal mit einer britisch-französischen Achse, mal mit der fortwährenden Stationierung amerikanischer Truppen und Nuklearwaffen in Europa und mal mit der Sowjetunion und deren Truppen in Ostdeutschland.1881 Anders als in der kühnen Ordnung eines Ernest Bevin blieb in der rückwärtsgewandten Ordnung Margaret Thatchers kein Stein auf dem anderen.

Mit Beginn des Jahres 1990 machte sich unter den erfahrenen Diplomaten wachsender Unmut über den instinktiven Dogmatismus der Premierministerin breit. Dabei hatten die Entwicklungen des vorhergehenden Sommers auch sie völlig unvorbereitet getroffen; und auch sie hatten sich im europäischen Status quo eingerichtet. „Twice bitten, thrice vigilant“,1882 lautete der allzu verständliche deutschlandpolitische Grundsatz auch noch am Abend des 2. Oktober 1990. Eine konstruktive außenpolitische Idee mochte daraus nicht erwachsen. Allerdings änderte das nichts an der Tatsache, dass Außenminister Hurd und seine Diplomaten zunächst pragmatisch, dann analytisch und schließlich mit Überzeugung den deutschen Einigungsprozess begleiteten, ohne ihn noch entscheidend beeinflussen zu können. Von einer zweigleisigen Deutschlandpolitik konnte aber zu keinem Zeitpunkt die Rede sein, von einer obstruktiven und einer konstruktiven Phase allerdings sehr wohl.

Während Thatcher ihren Außenminister noch im Januar 1990 davor warnte, die Wiedervereinigung als „unvermeidlich“ hinzunehmen, hatte der politische Direktor des Foreign Office bereits drei Monate zuvor dafür plädiert, rasch auf den fahrenden Zug aufzuspringen: „[W]hether we like it or not, events are on the move and I do not think it is in our power to stop them. […] If we tried to stand against this tide, we should enter into fundamental political conflict with the FRG and with many of our allies, including the United States.“1883 Weil die Premierministerin sich weitere vier Monate gegen den Strom stellte, beklagte vor allem Botschafter Mallaby in seinen Berichten aus Bonn den öffentlichen Ansehens- und außenpolitischen Einflussverlust.1884

Dabei hatte man in King Charles Street mittlerweile erkannt, dass das in der zweiten Hälfte der vierziger Jahre unter Außenminister Bevin entwickelte Konzept aufzugehen schien: die Integration Ostdeutschlands in das Ordnungsgefüge der Bundesrepublik. Und nicht nur das: In angepasster Form eignete es sich auch für die Zukunft. Denn nach wie vor galt, dass jede denkbare Alternative, etwa ein neutrales Deutschland, schlechter war als ein fest in den westlichen Strukturen verankertes Deutschland.1885

Schon früh gab es in Hurds Umfeld Stimmen, die für eine eigene „positive Vision“1886 warben. Wenn das Vereinigte Königreich mittlerweile bessere bilaterale Beziehungen nach Moskau als nach Bonn unterhielt, Deutschland fortan aber „das wichtigste Land in Europa“ und „für uns langfristig vielleicht wichtiger als die Vereinigten Staaten“1887 sein würde, dann war es nur konsequent, möglichst früh die Kurve zu kriegen und sich mit eigenen Vorschlägen an die Spitze einer Bewegung zu setzen.1888

Bewährtes mit Neuem zu verbinden, dabei den eigenen Einfluss zu mehren sowie langfristig das Wohlwollen der Deutschen zu gewinnen, umschrieb die Eckpfeiler einer Strategie, die nie über das Stadium eines hausinternen Vermerks hinauskommen sollte. Letztlich liefen die konzeptionellen Überlegungen darauf hinaus, nicht nur die bilateralen Beziehungen zu intensivieren, sondern als britisch-deutsches Tandem fortan die Politik der Europäischen Gemeinschaft und der Atlantischen Allianz entscheidend zu beeinflussen.1889 Das aber setzte zweierlei voraus: Zum einen musste Deutschland als Partner wahrgenommen werden, der zwar über eine starke wirtschaftliche Stellung verfügte, aber nichts mit dem Deutschland längst vergangener Epochen zu tun hatte. Zum anderen musste die Mitgliedschaft im europäischen Staatenverbund mehr sein als rein negative Projektionsfläche für einstige nationale und imperiale Größe, nämlich Vehikel, um Partner und Verbündete in einem permanenten Prozess des Aushandelns davon zu überzeugen, dass britische europäische Interessen sind. Dazu bot die Europäische Gemeinschaft einen geeigneten Rahmen, den durch weitere Integrationsschritte zu stärken nicht unbedingt erforderlich war, weil, anders als die französische Regierung behauptete, der deutsche Einfluss dadurch nicht geschwächt werden konnte, den zu schwächen aber auch eine Schwächung des eigenen Einflusses nach sich gezogen hätte.1890

Ob der Vorschlag eines britisch-deutschen Tandems in Bonn auf Zustimmung gestoßen wäre, ist so müßig wie fraglich, erreichte er doch nicht einmal das britische Kabinett. Zumindest aber hätte er den eigenen außenpolitischen Handlungsspielraum erweitert, Bonn eine neue Option eröffnet und dadurch zugleich Frankreichs europapolitischen Hebel geschwächt. Wie in der zweiten Hälfte der vierziger Jahre hätte das Vereinigte Königreich damit als europäische (Mit-)Führungsmacht einmal mehr seinen Einfluss auf die Politik des Kontinents geltend machen können. So aber ging sogar die Erinnerung an eine Regierung, die auch, aber nicht nur in den Monaten der sowjetischen Blockade Berlins die Bedingungen der Möglichkeit des 9. November 1989 wie des 3. Oktober 1990 mitgeschaffen hatte, in der öffentlichen Wahrnehmung verloren. Sie fand sich in dem Bericht eines Diplomaten, dessen Mission am Abend des 2. Oktober 1990 ihr Ende fand:

What we are celebrating is one of the great, albeit quiet successes of Britain’s post-war foreign and defence policy. […] The opening of the Wall on 9 November 1989 was a vindication of all we had stood for in Berlin.1891




VIII. Zusammenfassung

The essence of ultimate decision remains impenetrable to the observer – often, indeed, to the decider himself. […] There will always be the dark and tangled stretches in the decision-making process – mysterious even to those who may be most intimately involved.

John F. Kennedy1892

Erleichtert verabschiedete der Economist am 31. Dezember 1949 „ein schreckliches Jahrzehnt“.1893 Als die Kommentatoren eine Woche später den Blick in die Zukunft wagten, war anders als noch zwei Jahre zuvor keine Rede mehr von einem neuen Völkerfrühling. Der Blick richtete sich auch nicht mehr nach außen, sondern nach innen. Angesichts der dramatischen Wirtschaftslage und der von Schatzkanzler Cripps Mitte September 1949 verkündeten massiven Abwertung des Pfund Sterling gegenüber dem US-Dollar, die am Selbstwertgefühl einer ganzen Nation nagten, war das kein Wunder. „Loss of power“, so das nüchterne Fazit, „is never easy to accept gracefully. After a century of domination, the British are no longer the powerful centre of world order. However, no power has ever been so fortunate in its successor. […] [And] the British partner […] has an independent contribution to make and a vital part to play.“1894

In diesen wenigen Sätzen spiegeln sich zwei Aspekte der britischen Außenpolitik in den Monaten der ersten großen Krise des Kalten Krieges, die zu den zentralen Ergebnissen der vorliegenden Studie gehören: zum einen die Rolle als treibende strategische Kraft im westlichen Lager in den entscheidenden Wochen zu Beginn der sowjetischen Blockade Berlins; zum anderen die unwiderrufliche Ablösung der Pax Britannica durch die Pax Americana, symbolisiert durch die Etablierung militärischer Stützpunkte der Vereinigten Staaten auf den britischen Inseln und den amerikanischen Alleingang zur Beilegung der Krise im Februar 1949.

In einem breiteren Sinn deutet die Untersuchung die Politik der Regierung Attlee vor und während der Berlinkrise 1948/49 als Prozess der Anpassung, in dem außenpolitisches Selbstverständnis, politischer Wille und diplomatische Erfahrung als Hebel eingesetzt wurden, um angesichts schwindender wirtschaftlicher und militärischer Ressourcen eine überlegene Macht, die neue Welt- und westeuropäische Hegemonialmacht USA, alles in allem erfolgreich für die eigenen Interessen und Ziele in Berlin, Deutschland und Europa zu instrumentalisieren.

Damit nimmt sie in Abgrenzung zur Memoiren- und frühen Forschungsliteratur sowie in erheblicher Erweiterung jüngerer Studien nicht nur eine Neugewichtung, sondern sowohl im Ganzen als auch in den Details eine Neubewertung vor. Zugleich bestätigt sie für das Krisenjahr, was Paul Kennedy für die Weltkriegsjahre unlängst so beschrieben hat:

If the British did it rather better, it is perhaps because they had been juggling their global obligations for more than two hundred years and their decision-making systems had become reasonably good at it […]. Throughout the war British leaders knew they were overstretched […]. [And that] explains why they attached such importance to getting their American allies to see things the British way, and were alarmed at the occasions when their more powerful and confident (and sometimes more ignorant) cousins brushed them away.1895

Ohne ihre Vorgeschichte ist die britische Politik während der Blockade Berlins jedoch nicht zu verstehen. Denn nicht die auf das Frühjahr 1946 zurückgehende außenpolitische Strategie hatte sich an der Krise auszurichten, sondern die Krise musste mit Mitteln reguliert und beigelegt werden, die die Umsetzung der übergeordneten Strategie nicht infrage stellten. Das heißt nicht, dass es keine klar identifizierbare Krisenstrategie gegeben hätte. Es gab sie. Allerdings war sie eingebettet in den breiteren Kontext der britischen Deutschlandpolitik. Deutschlandpolitik aber hieß Westeuropapolitik und folgte ihrerseits dem Grundsatz der Gleichgewichtspolitik als Organisationsmodell der internationalen Politik. Konsolidierung durch Gegenmachtbildung, Stabilisierung durch Teilung, Eindämmung durch Integration und Transformation durch Magnetisierung umschrieben die tragenden Säulen einer Westeuropapolitik, die zugleich Deutschlandpolitik war und als Ergebnis der sowjetischen Blockade auch Berlinpolitik wurde. Damit aber wird verständlich, warum Londons Deutschlandpolitik weder in Berlin beginnen noch enden konnte.1896

Wenn die Teilung Deutschlands von britischer Seite nicht nur in Kauf genommen, sondern durchaus bewusst betrieben wurde, um die Konsolidierung und Stabilisierung des westlichen Europa und als Teil dessen des westlichen Deutschland zu ermöglichen, dann war sie unter Beibehaltung der Integrationsstrategie a priori als Vorstufe konzipiert, um die Transformation des europäischen und als Teil dessen des deutschen Status quo durch politische und wirtschaftliche Magnetisierung herbeizuführen. Mit anderen, pointierteren Worten: Londons Politik der temporären Teilung Deutschlands zielte langfristig auf die Überwindung der Teilung Europas. Das westeuropäische und darin eingebettet das westdeutsche Modell sollten Vorbild für eine gesamteuropäische Friedensordnung sein.

Im Umkehrschluss bedeutet das: Zu keinem Zeitpunkt suchte die Regierung Attlee die Lösung der deutschen Frage in der Spaltung Deutschlands. Die Einheit blieb ihr Ziel, nicht nur, aber vor allem weil die Deutschen in West und Ost an der Idee der Einheit festhalten würden. Sosehr die Konsolidierung des westlichen Deutschland und damit die deutsche Teilung also Mittel zum Zweck sein sollte, so wenig durfte die Einheit zum Selbstzweck degenerieren. Die Verankerung Deutschlands im Westen als außenpolitische Orientierung sowie Freiheit und Stabilität als tragende Säulen der inneren Ordnung waren Minimal- und Maximalforderung in einem und damit Voraussetzung für die Überwindung der Teilung.

Daraus ergibt sich eine grundlegende Korrektur der bisherigen Forschungsliteratur. Denn als Ergebnis einer gegenwartsbezogenen Rückprojektion hat sie seit den achtziger Jahren die britische Politik der Teilung Deutschlands in der zweiten Hälfte der vierziger Jahre als gezielten Beitrag zur Lösung der deutschen Frage gedeutet und das Bekenntnis zur deutschen Einheit zur „Legende“1897 deklariert. Dass die vorübergehende Teilung aus Sicht des britischen Außenministeriums ihre „Vorzüge“1898 hatte, weil die Integration eines Teils fürs Erste stets leichter ist als die Aufnahme des Ganzen, ist zweifellos richtig. Richtig ist auch, dass die Intensivierung des Ost-West-Konflikts im Allgemeinen und die von Stalin „bewusst herbeigeführte Machtprobe mit den Westmächten“1899 in Berlin im Besonderen der britischen Regierung sogar in die Karten spielte, weil die Teilung des Landes damit wie eine Notwendigkeit erschien. Nur ändert das nichts an der Tatsache, dass die als Selbstbindung empfundenen Konsequenzen des eigenen Handelns ebenso in Kauf genommen wurden, wie die als Einhegung verstandene Bindung der Deutschen an den Westen gewollt war. Angesichts dessen wirkt die über Jahrzehnte postulierte Diskrepanz zwischen Gemeintem und Gesagtem als Konstrukt der zeithistorischen Forschung, das für den Zeitraum der Untersuchung einem Abgleich mit den Quellen nicht standhält.

Mit der Frage der deutschen Teilung rückte im Mai 1946 erstmals auch die Frage zur Zukunft Berlins auf die Agenda des britischen Kabinetts. Handlungsbedarf ergab sich allerdings erst, als die Stadt mit eigenem Viermächtestatus zunehmend zum Instrument der sowjetischen Deutschlandpolitik wurde. Bis dahin hatten sich im Foreign Office zwei Lager gegenübergestanden, deren zentrale Argumente die hausinternen Debatten noch im Spätsommer 1948 bestimmten: Geographie versus Strategie. Während die einen die Berlinproblematik vom Ende her dachten, also unter Berücksichtigung des sowjetischen Eskalationspotentials, und deshalb früher oder später einen Rückzug in Betracht ziehen wollten, dachten die anderen die deutsche Frage vom Ende her. Gerade deshalb kam für sie ein Verzicht auf Berlin unter keinen Umständen infrage.

Die Nachricht über die sowjetische Blockade traf die Entscheidungsträger in Whitehall am 24. Juni 1948 überraschend und unvorbereitet,1900 und das obwohl Militärgouverneur Robertson über Monate vor einer Zuspitzung der Lage gewarnt hatte. Doch genau darin lag paradoxerweise auch ein Grund für die fehlende Vorbereitung. Denn Robertsons Warnungen waren stets mit sowjetischen Maßnahmen zur Störung der westlichen Zugangswege nach Berlin einhergegangen, die zwar, kurzfristig eingeführt, auf eine Eskalation hinzudeuten schienen, dann aber, von Signalen der Deeskalation begleitet, ebenso kurzfristig wieder aufgehoben wurden, ohne die Westmächte wirklich in Bedrängnis gebracht zu haben. Darüber hinaus passte eine Blockade Berlins nicht in das im Außenamt vorherrschende Wahrnehmungs- und Deutungsmuster der sowjetischen Deutschlandpolitik. Stalin mochte auf die Abschottung und die absolute Kontrolle seiner Besatzungszone bedacht sein. Prioritär, so die Lesart, richtete sich sein Blick aber unverändert auf ganz Deutschland. Und wenn das so war, dann konnte er eine Blockade Berlins nicht ernsthaft in Betracht ziehen, würde sie seinen deutschlandpolitischen Interessen doch allein schon deshalb schweren Schaden zufügen, weil sie die Deutschen, um deren Gunst seit Jahren gerungen wurde, in die Arme der Westmächte treiben würde. Dass auch der Wunsch, sich lieber nicht mit der Frage befassen zu müssen, ob Berlin einen kriegerischen Konflikt wert war, das eigene Denken und Handeln bestimmte, zumal Robertson schon die Versorgung der britischen Garnison aus der Luft für nahezu unmöglich erklärt hatte, wollte sich niemand in Whitehall so recht eingestehen. Und so war es eine Mischung aus Absichten und Annahmen, Wunsch und Wahrnehmung, die am 24. Juni 1948 der Wirklichkeit zu weichen hatte.

Allerdings hatte Außenminister Bevin bereits in den Monaten zuvor drei Entscheidungen getroffen, die während der Krise zur Richtschnur des Regierungshandelns wurden. Nur mit einer der drei, der Gründung eines westdeutschen Teilstaates, hatte sich das Kabinett nach der gescheiterten Londoner Außenministerkonferenz im Winter 1947/48 befasst. Die anderen waren im außenpolitischen Tagesgeschäft untergegangen: die drei Wochen nach dem kommunistischen Umsturz von Prag ebenso instinktiv wie bewusst getroffene Entscheidung, an Berlin festzuhalten; sowie die bereits im Kontext der sowjetischen Zugangsbeschränkungen Anfang April 1948 demonstrierte Absicht, eine militärische Eskalation wenn möglich, aber nicht um jeden Preis zu vermeiden.

Während die Regierung Truman noch, abgelenkt durch den Parteitag der Republikaner und beeinträchtigt durch regierungsinternes Kompetenzgerangel, nach einer Antwort auf die sowjetische Blockade Berlins suchte, verfügte die britische Regierung bereits am 25. Juni 1948 über eine kohärente Krisenstrategie, die sich nahtlos in die außenpolitische Gesamtstrategie fügte.1901 Entschlossenheit, Deeskalation und Abschreckung formten die tragenden Pfeiler einer Strategie, die bis zur Aufhebung der Blockade am 12. Mai 1949 konsequent durchgehalten wurde.

Wenn die Regierung Attlee von Beginn an keinen Zweifel daran ließ, die eigene Präsenz in Berlin aufrechtzuerhalten, dann verfolgte sie damit das Ziel, Moskau in die Schranken zu weisen, Washington und Paris auf einen gemeinsamen Kurs zu verpflichten und die Deutschen für den Westen zu gewinnen. Alles andere als ein Retter wider Willen ging sie ihrerseits Verpflichtungen ein, die weit über die kurzfristig erhoffte Konsolidierung des westlichen Europa hinausgingen, sie vielmehr langfristig binden würden. Doch weil der Verbleib in Berlin nicht als Selbstzweck, sondern als Mittel zum Zweck, nämlich als Mittel zur Transformation der bestehenden europäischen Ordnung konzipiert war, entsprach auch die Selbstverpflichtung einer bewussten strategischen Wahl. Nur vor diesem Hintergrund ist zu verstehen, dass sie just in dem Moment, in dem sie ihr Engagement in Berlin und damit ihr Bekenntnis zur deutschen Einheit bekräftigte, den Aufbau eines separaten Staates in Westdeutschland und damit die Spaltung des Landes vorantrieb. Sie nutzte also den Druck auf die westliche Stellung in Berlin für eine neue Dynamik in den westlichen Zonen, um im Konflikt der Systeme langfristig und im Sinne des Konzepts der Transformation durch politische und wirtschaftliche Magnetisierung Gegendruck zu erzeugen und dabei, was für das Gelingen von entscheidender Bedeutung sein sollte, den Deutschen im Westen nicht nur Verantwortung zu geben, sondern sie auch in die Verantwortung zu nehmen. Weit davon entfernt, das Deutschlandproblem zu lösen, sollte die Krisenstrategie dazu beitragen, die deutsche Frage offen zu halten.

Wenn das Festhalten an Berlin Härte signalisierte, dann sandte London mit dem Aufbau einer Luftbrücke ein Zeichen der Deeskalation. Schließlich kam die Entscheidung für eine Luftbrücke bis auf weiteres einer Entscheidung gegen eine militärische Eskalation gleich. Die Blockade mit einem bewaffneten Konvoi zu durchbrechen, wurde wie bereits im April verworfen, weil die von General Clay ursprünglich präferierte Option nicht nur keinen Erfolg versprach, sondern darüber hinaus das Risiko mit sich brachte, eine kaum zu kontrollierende militärische Eskalationsspirale in Gang zu setzen. Eine Luftbrücke in Verbindung mit den in Berlin gelagerten Vorräten garantierte dagegen zunächst einmal Zeit; und Zeit war gleichbedeutend mit Handlungsspielraum. Je mehr Zeit London und seinen Partnern zur Verfügung stand, umso größer war auch ihr Handlungsspielraum, umso geringer das Erfordernis, im Rahmen diplomatischer Verhandlungen vorschnell Kompromisse eingehen zu müssen, und umso unwahrscheinlicher die Notwendigkeit, letztlich doch auf die militärische Karte setzen zu müssen. In der Summe ergab sich aus alledem die Erkenntnis, so schnell wie möglich so viele Transportflugzeuge wie möglich nach Deutschland zu verlegen und in den Dienst einer Luftbrücke nach Berlin zu stellen. Ungeachtet der vorherrschenden Ungewissheit über ihr tatsächliches Leistungsvermögen schien sie das wirksamste Mittel zu sein, um die langfristig ausgerichteten strategischen Interessen kurzfristig zu wahren. Darüber hinaus taugte eine Luftbrücke als Brücke von der reinen Konstruktion geglaubter Gemeinsamkeit hin zur Realität einer erlebten Schicksalsgemeinschaft mit den Berlinern und den Deutschen im Westen, die Bindung und Selbstbindung zugleich bedeutete. „It will do more to gain the real support of the German people“, lautete die Überzeugung in britischen Regierungskreisen schon nach wenigen Wochen, „than any other measure of any kind – bringing food instead of bombs has powerfully affected the imagination of the people.“1902

In dem Moment, in dem die Blockade erfolgreich mit einer Luftbrücke ausgehebelt werden konnte, wurde die Last einer militärischen Eskalation wieder der Sowjetunion übertragen – verbunden mit der von den militärischen Planern bestätigten Erwartung, dass Stalin die kriegerische Konfrontation scheute. Darauf allein wollte sich aber niemand verlassen. Eingedenk der Erkenntnis, dass das Ausmaß einer Bedrohung nicht allein von der Partei abhängt, von der die Gefahr ausgeht, sondern auch von dem unter Beweis zu stellenden Willen und der Fähigkeit des Bedrohten, die Herausforderung anzunehmen, setzte die Regierung Attlee deshalb ergänzend auf eine Politik der Abschreckung, die, ohne mit militärischen Ultimaten zu operieren, Moskau als Ergebnis einer nüchternen Kosten-Nutzen-Abwägung zur Zurückhaltung mahnen, wenn nicht sogar zur Aufgabe bewegen sollte.

So konsequent und kohärent die Strategie auch daherkam, eines war nicht zu übersehen: Whitehall plante mit Ressourcen, über die es gar nicht oder nur teilweise verfügte. Aber selbst vor dem Hintergrund der bekannten wirtschaftlichen Schwäche und der begrenzten militärischen Fähigkeiten hatten die führenden Akteure die Kraft zu einer eigenen Zielsetzung und damit auch ihre Überzeugungskraft nicht verloren. Nicht als Verwalter des Niedergangs, sondern als Gestalter des Umbruchs verstanden sie sich und gedachten, entsprechend zu handeln. Wille und Zuversicht, gepaart mit diplomatischer Erfahrung, wurden zu Fermenten des Wandels. „If we are to win and we cannot afford to lose we and the Americans must put out our maximum possible effort. Berlin is a really big issue to meet which big measures only will suffice“,1903 lautete die Devise, mit der kurzfristige Interessen, die gezielte Instrumentalisierung des strategischen Potentials der Vereinigten Staaten zur Krisenbewältigung, mit langfristigem Kalkül, der Bindung der westlichen Supermacht an den freien Teil des europäischen Kontinents zur Überwindung des Ost-West-Konflikts, zur Deckung gebracht werden sollten.

Strategisch-konzeptionell übernahm die britische Regierung die westliche Führungsrolle. Dabei bewegte sie sich auf dem schmalen Pfad zwischen Können, das es letztlich zu beweisen, und Wollen, das es zunächst nur zu bekunden gilt, auch wenn seine Wirkung in hohem Maße von der Kraft seiner Überzeugung abhängt. Entschiedener und schneller als Washington setzte London auf die Umsetzung der eigenen Krisenstrategie, schoss dabei wie im Fall einer vorgetäuschten Truppenverstärkung in der britischen Zone bisweilen über das Ziel hinaus und ging mit der Konzentration eines großen Teils der eigenen Transportflotte an einem einzigen Krisenherd ein Risiko ein, das die Regierung Truman bis auf weiteres scheute. Gemessen an den verfügbaren Ressourcen übertraf der britische Anteil an der Luftbrücke mit vierzig Prozent der Gesamttonnage den amerikanischen in den ersten zehn Wochen bei weitem. Wenn der eigene Beitrag London langfristig ein Mitspracherecht vis-à-vis Washington sichern sollte, dann zielte er kurzfristig darauf, die amerikanische Regierung für die Krisenstrategie zu gewinnen.

Eingespielte und neu etablierte Konsultationsmechanismen dienten Außenminister Bevin dazu, den Prozess der Entscheidungsfindung am Potomac frühzeitig zu beeinflussen und darüber hinaus London zum Beratungs- und Entscheidungszentrum und damit zur Schaltzentrale der westlichen Politik in den ersten fünf Krisenwochen zu machen. Dabei nutzte er den Handlungsspielraum, der sich kurzzeitig aus dem entscheidungspolitischen Vakuum in Washington ergab. Während er im Gespräch mit US-Botschafter Douglas in allen Details bis hin zur Verlegung einer großen Bomberflotte der US Air Force auf englische Stützpunkte für die dreiteilige Krisenstrategie warb, versuchte er, General Clay über Militärgouverneur Robertson sowie hochrangige Vertreter des State Department und des amerikanischen Armeeministeriums, die in London weilten, für den raschen Aufbau einer massiven Luftbrücke zur Versorgung der Zivilbevölkerung zu gewinnen. Die Luftbrücke diente ihm als eine Art Einfallstor, um quasi durch die Hintertür frühzeitig eine strategische Entscheidung zugunsten der fortwährenden westlichen Präsenz in Berlin herbeizuführen. Ein ad hoc etabliertes Beratergremium, besetzt mit Bevins Staatssekretär für Deutschlandfragen und den Botschaftern Frankreichs und der Vereinigten Staaten, sollte die westliche Krisenpolitik auf der Arbeitsebene fortlaufend koordinieren. Während bei der britischen Regierung die strategischen Impulse also vom Zentrum der Entscheidungsfindung in London ausgingen und sich ganz unmittelbar auf das Zentrum des Geschehens in Berlin auswirkten, verliefen sie bei der amerikanischen Regierung, weil Bevins und Robertsons Gesprächspartner sich den britischen Standpunkt zu eigen machten, in umgekehrter Richtung: vom Zentrum des Geschehens in Berlin und von der Botschaft in London auf das Zentrum der Entscheidungsfindung in Washington – mit der Folge, dass die britische Krisenstrategie am 28. Juni 1948 zur Krisenstrategie der Westmächte wurde.

Bis zum 21. September 1948, als US-Außenminister Marshall sich zuversichtlich zeigte, die sowjetische Blockade mit der Luftbrücke brechen zu können, blieb die britische Regierung die treibende Kraft im westlichen Lager. Bevin hatte bereits am 19. Juli auf dieses Szenario gesetzt, in dem es nicht mehr darum ging, mit der Luftbrücke Zeit für eine diplomatische Lösung zu gewinnen. Angesichts der vorhandenen Ressourcen sollte Zeit gerade keine Rolle mehr spielen. Stattdessen rückte die Zermürbung des Gegners in den Vordergrund. Solange die Regierung Truman aber nicht bereit war, ihren Anteil an der Luftbrücke deutlich zu erhöhen, also mehr zu tun als unbedingt erforderlich, dabei strategisch zu denken, langfristig zu planen und ein größeres Risiko einzugehen, so lange war an eine Zermürbung Moskaus gar nicht zu denken. Vielmehr liefen die Westmächte Gefahr, letzten Endes doch auf einen die eigenen Interessen gefährdenden Kompromiss angewiesen zu sein oder sogar militärisch eskalieren zu müssen. Im Binnenverhältnis zu Washington hieß das für die britische Regierung: Sie konnte mahnen und warnen; sie konnte versuchen zu überzeugen, indem sie in ihrem Aufgabenbereich Worten Taten folgen ließ; sie konnte Entschlossenheit demonstrieren; entscheiden konnte sie nicht. Sie war abhängig.

Das ganze Ausmaß der Abhängigkeit spiegelte sich in der Verlegung von sechzig US-Langstreckenbombern auf Stützpunkte in Norfolk und Lincolnshire wider. Wie beim Aufbau der Luftbrücke ging die Initiative dazu allerdings von der Regierung Attlee aus. Dabei folgte sie der Logik eines Tauschgeschäfts: Stützpunkte und Stationierung, die für die amerikanischen Kriegspläne von zentraler Bedeutung waren, gegen militärischen Schutz, den sie selbst nicht gewährleisten konnte, und politische Mitsprache, die sie sich langfristig erhoffte. Freilich verpasste sie es, die Eintrittskarte zur Mitsprache über den Einsatz des amerikanischen Abschreckungsarsenals mit einem Stationierungsabkommen zu lösen. Die bilaterale Vereinbarung des Sommers 1948 blieb strikt informell1904 – und die Regierung Truman nutzte die Gunst der Stunde, die ein „Empire by Invitation“1905 jenseits der Selbstbindung mit sich bringt.

Machtpolitische Abhängigkeit geht stets einher mit begrenzter Einflussmöglichkeit; und begrenzte Einflussmöglichkeit resultiert nicht selten in Unsicherheit. Auch deshalb waren Bevin und seine Diplomaten davon überzeugt, dem unerfahrenen Koloss, gestützt auf Weitsicht, Weltkenntnis und Willenskraft, den Weg weisen zu müssen. Wenn sie schon, anders als noch zu Beginn der Krise, den westlichen Kurs nicht mehr gestalten konnten, so waren sie doch entschlossen, als Washingtons Nemesis von Zeit zu Zeit korrigierend eingreifen zu müssen, um Schlimmeres zu verhindern. Je mehr die USA sich aber als eigentlicher Gegenspieler der Sowjetunion verstanden, umso weniger Gewicht hatte die britische Stimme und umso größer war die Befürchtung, die Konfliktregulierung könnte Formen annehmen, die den eigenen Interessen zuwiderliefen. Als das Foreign Office seine Rolle als Schaltzentrale der westlichen Krisenpolitik längst verloren hatte, mutierte mangelnde Transparenz in multilateralen Entscheidungsprozessen zum Treibsatz gegenseitiger Fehlwahrnehmungen, Fehlwahrnehmungen zum Auslöser für Missverständnisse, Missverständnisse zum Impulsgeber für Irritationen und Irritationen zum Motor wachsenden Misstrauens. In diesen Momenten gewann man in Whitehall den Eindruck, anders als noch zu Beginn der Krise mäßigend auf die amerikanische Administration einwirken und den notorisch kurzen Aufmerksamkeitsspannen eine Extradosis Geduld entgegensetzen zu müssen. Doch sosehr beide Seiten zeitweise auch vom Gegenteil überzeugt sein mochten, ihr Dissens bezog sich nie auf die strategische Ebene.

Gravierende strategische Differenzen gab es dagegen zwischen Außenminister Bevin und seinem engsten Mitarbeiter in Deutschland, dem britischen Militärgouverneur. General Robertson hielt sich an die Vorgaben seines Ministers, ohne den Kurs seiner Regierung mitzutragen. Und damit war er nicht allein. Selbst in Bevins engstem Beraterkreis fand sich kaum jemand, der die Krisenstrategie für langfristig tragfähig hielt. Robertson aber war der einzige, der ein alternatives Konzept vorlegte und von Mitte Juli bis in die erste Oktoberwoche daran festhielt. Ausschlaggebend dafür war eine grundsätzlich andere Lagebeurteilung. Mit einer Luftbrücke konnte, so die Überzeugung, eine Millionenstadt nicht versorgt werden; die Moral der Berliner würde früher oder später kollabieren; und gegen den Willen Moskaus ließen sich die Westsektoren ohnehin nicht halten. Kurzum: Im Schraubstock der Krise wähnte Robertson sein Land in einer schier ausweglosen Abwärtsspirale, die geradewegs ins Verderben, also in den dritten großen Krieg des Jahrhunderts führen würde. Ob aus persönlicher Erfahrung oder aus erzählter Erinnerung – wie bei den meisten Militärs seiner Generation hatten die Ereignisse des Sommers 1914 tiefe Spuren hinterlassen. Deshalb empfahl er, den westlichen Zug zu stoppen, bevor es zu spät war; und das hieß: Großbritannien sollte einen deutschlandpolitischen Neubeginn wagen und dabei die Pläne zur westdeutschen Staatsgründung zur Disposition stellen. Intellektuelle Stringenz und strategische Kohärenz waren in den diversen Arbeitspapieren kaum zu erkennen. Nur ein Gedanke zog sich wie ein roter Faden durch jeden Text: der unbedingte Wille, Europa und die Welt vor einem Krieg zu bewahren. Robertson ging es also nicht darum, die Teilung Deutschlands, die er wie Bevin für unvermeidlich gehalten hatte, um am Ende nicht in Deutschland und Europa mit leeren Händen dazustehen, per se zu verhindern.1906 In der spezifischen Konfliktkonstellation des Sommers 1948 sollten seine Vorschläge zur Verhinderung der deutschen Teilung vielmehr Mittel zum Zweck, nämlich Mittel zur Vermeidung eines Krieges, nicht aber Selbstzweck sein. Sonst hätte er nicht just zu dem Zeitpunkt, als sich der Erfolg der Luftbrücke abzeichnete und ein Krieg um Berlin in weite Ferne gerückt war, für eine unverzügliche Integration des westlichen Deutschland in die westlichen Strukturen plädiert.

Im Foreign Office wurden Robertsons Stellungnahmen beachtet, ausführlich diskutiert und kommentiert – und strikt abgelehnt. Gewicht hatten sie allein deshalb, weil er das Amt des britischen Militärgouverneurs bekleidete. Mit seinen erratischen Interventionen katapultierte er sich für die Zeit der Krise aus der Reihe der „einflussreichsten Berater“1907 des Außenministers. Sein penetranter Pessimismus passte nicht in Bevins Welt, barg aber die Gefahr, in einem von Unsicherheit geprägten Umfeld ansteckend zu wirken. Deshalb beschränkte sich die Diskussion auf die diplomatische Fachebene. Der Krisenausschuss des Kabinetts wurde, anders als vom Außenminister ursprünglich erwogen, nicht mit den Vorschlägen befasst.

Dieses Vorgehen entsprach Bevins Neigung, Inhalte über den Entscheidungsprozess zu steuern. Britische Außenpolitik war primär Bevins Außenpolitik. Sämtliche Fäden liefen bei ihm im Foreign Office zusammen. Anders als Clay, der Armeeminister Royall unterstand und dadurch im Regierungssystem rivalisierender Machtzentren einen erheblichen Handlungsspielraum gewann, berichtete Robertson direkt an Bevin. Informationen und Einschätzungen aus Berlin erreichten den Außenminister ungefiltert. Missverständnissen und Fehlwahrnehmungen im regierungsinternen Kommunikationsprozess waren somit enge Grenzen gesetzt. Zeitaufwändige interministerielle Konsultationen konnten, sofern keine militär- oder finanzpolitischen Aspekte berührt waren, vermieden werden. Bevin selbst, notorisch argwöhnisch, führte eng, zumal er um die Skepsis seiner engsten Berater wusste.

Anders als die meisten seiner Vorgänger und Nachfolger überließ Premierminister Attlee die Außenpolitik seinem Fachminister. Er saß im Führerhaus, Bevin war Lokführer und stellte die Weichen. Das Kabinett hatte der Premier bereits zu Beginn seiner Amtszeit auf zwei Funktionen reduziert: Es war Entscheidungsmaschine und Informationsempfänger, nicht jedoch Diskussions- oder Konsultationsforum. Vorentschieden wurden die meisten Regierungsgeschäfte in kleinen Kabinettsausschüssen, so auch während der Krise. Bereits am 24. Juni wurde ein Sonderausschuss eingesetzt, dem neben dem Premier und dessen Stellvertreter, der die Verbindung zur Parlamentsfraktion hielt, die Minister für Auswärtiges und Verteidigung sowie die Chefs der Teilstreitkräfte angehörten. Je nach Bedarf wurden weitere Fachminister und Fachbeamte hinzugezogen. Auch hier diktierte Bevin die Agenda in enger Abstimmung mit Attlee. Der Ausschuss diente ihm primär als Instrument der regierungsinternen Rückversicherung seiner Krisenstrategie.

Während Robertsons politische Alternative schon im Keim erstickt wurde und schon gar nicht die Öffentlichkeit erreichte, galt das nicht für die militärischen Aspekte der Krise; und das aus gutem Grund. Denn letztlich ging es nicht nur um die zentrale Frage der internationalen Politik, Frieden oder Krieg, sondern auch um die Frage der Fähigkeit zur Kriegsführung. „We were walking on a knife edge on one side of which was economic disaster and on the other grave military risks“,1908 fassten die Chefs der Teilstreitkräfte die über mehr als zehn Wochen erbittert geführte Debatte zusammen, die das Vertrauen der Militärs in die Kompetenz der politischen Führung und das Vertrauen der politischen Führung in die Loyalität der Militärs erschütterte. Während Premier- und Außenminister das militärische Risiko in Kauf nahmen, weil sie es für kalkulierbar hielten und darüber hinaus befürchteten, anderenfalls die wirtschafts- und finanzpolitischen Fundamente ins Wanken zu bringen, auf denen ihre Fähigkeit beruhte, militärische Macht überhaupt und vor allem dauerhaft zu generieren, verlangten die Stabschefs und der von ihnen getriebene Verteidigungsminister Netz und doppelten Boden, um die politischen Zielvorgaben erfüllen zu können. Lord Nelsons am Vorabend der Seeschlacht von Trafalgar geäußertes Diktum, „something must be left to chance“,1909 war ihnen nach zwei verheerenden Weltkriegen zutiefst suspekt.

Die Bereitschaft zum Krieg entsprach der ultimativen Logik der Krisenstrategie. Doch als die Militärs die politische Führung mit der Frage konfrontierten, war das Ja, das sie zu hören meinten, nicht das Ja, das sie hören wollten, weil die Mitte September nach dem Scheitern der Viermächteverhandlungen verabschiedeten verteidigungspolitischen Maßnahmen sich in durch und durch nachvollziehbaren Halbheiten verloren, die Winston Churchill, der Oppositionsführer, den Generalstabschef Montgomery über die regierungsinternen Debatten ins Bild gesetzt hatte, mit historisch getränkten Worten in seiner Paraderolle als Kassandra der dreißiger Jahre öffentlich geißelte.

Allerdings war die Regierung von Beginn an darauf bedacht, die vielfältigen politischen Interaktionsprozesse konsequent mit denen der Öffentlichkeit zu verknüpfen und auf diese Weise die Deutungshoheit über das Krisengeschehen für sich zu reklamieren. Ihr eigentliches Sprachrohr war der Außenminister, das Unterhaus Forum der Nation und Resonanzboden für die Akzeptanz ihres Kurses. Im Mittelpunkt stand dabei weniger die Information der Öffentlichkeit an sich als vielmehr die gezielte Beeinflussung des öffentlichen Diskurses.

Auch wenn sie ihre Botschaften auf unterschiedliche Zielgruppen zuschneiden musste, die explizit oder implizit ein Spektrum akzeptierter Handlungsmöglichkeiten definierten, wurde sie nicht zur Getriebenen einer imaginierten oder medial determinierten Erwartungshaltung. Vielmehr stützte sie ihre Argumente bewusst auf wirkmächtige Narrative, um einerseits in einem Akt der politischen Rückversicherung der eigenen Klientel den Puls zu fühlen und sich andererseits unangreifbar zu machen. Dabei verschwand die Metapher vom „Hineinschlittern in den brodelnden Kessel des Krieges“1910 hinter dem mehr und mehr zur Chiffre verkommenden polit-pädagogischen Narrativ von ‚München‘. Erinnerung lebt von Bildern. Je stärker sie überzeichnet werden, umso mächtiger ist ihre Wirkung. Dass Bevin und die Mandarine in King Charles Street nur allzu gut zwischen Stalin und Hitler zu unterscheiden wussten, war für den öffentlichen Diskurs in einem Land, in dem jeder Anti-Appeaser zu sein hatte und die Sehnsucht nach Exkulpation für unwiederbringlich Vergangenes keine Grenzen zu kennen schien, eher hinderlich. „The former ‚men of Munich‘ in this country“, kommentierte der New Statesman, „now parade their conversion: the greater the readiness to conciliate Hitler ten years ago, the more determined the resolve to resist the Russians now.“1911 Erinnerung, heißt das, sollte Gestaltungsmacht entfalten und, weil sich Vergangenheitsbindung mit Zukunftsorientierung wandelt, Lernfähigkeit und Lernbereitschaft demonstrieren. Narrative wurden zur Mobilisierungsressource, die dem öffentlichen Bedürfnis nach Komplexitätsreduktion in Krisenzeiten entsprach. Zugleich musste die Regierung aber darauf bedacht sein, dass der gezielte Rückgriff auf die jüngste Vergangenheit nicht vom Fluidum einer öffentlichen Empörung fortgespült wurde, das ihre Handlungsfähigkeit gefährlich einschränkte. Dabei half ihr ausgerechnet Winston Churchill, der sich zwar derselben historischen Narrative bediente, um die Regierung für ihre Verteidigungspolitik zu kritisieren, sie aber mit einer bellizistischen Rhetorik verknüpfte, die die Grundpfeiler der abendländischen Zivilisation erschütterte, ihn selbst isolierte und die Politik der Regierung in der öffentlichen Wahrnehmung als angemessen und durch und durch vernünftig erscheinen ließ.

Wenn Journalisten Transmissionsriemen der öffentlichen Meinungsbildung und „aktive Mitgestalter von Wahrnehmungsmustern [und] Deutungsangeboten“1912 sind, dann war es nur konsequent, dass die Regierung die vertrauliche Kooperation mit als Katalysatoren identifizierten Multiplikatoren der eigenen Botschaft, also mit ausgewählten Journalisten in Radioanstalten und Redaktionsstuben suchte – und fand. Dass zahlreiche von ihnen zum verlängerten Arm der staatlichen Öffentlichkeitsarbeit wurden, weil gezielt betriebene Kooptation in der erhofften und erwünschten Affirmation resultierte, ändert freilich nichts an der Tatsache, dass die partiell von einer kleinen Propagandaabteilung im Foreign Office, dem Information Research Department (IRD), angestoßene mediale Berichterstattung bereits bestehende und sich seit 1947 rasant beschleunigende Trends lediglich verstärkte, sie also nicht generierte. Spätestens seit dem Umsturz von Prag im Februar 1948 konnte sich die Regierung auf einen gesellschaftlich breit abgestützten antikommunistischen Grundkonsens verlassen, der längst auch die Labour Party und das Unterhaus ergriffen hatte. Vor diesem Hintergrund wurde die sowjetische Blockade Berlins zur self-fulfilling prophecy, die ihre Wirkung weit über Westminster hinaus entfaltete. Denn auf ungeahnte Weise half sie der Regierung Attlee in ihrem seit dem Frühjahr 1946 verfolgten Bestreben, den Deutschen im Westen die „nach Westen gerichtete Expansion […] des Kommunismus“ als letztlich existentielle Gefahr vor Augen zu führen und sich selbst als Macht zu präsentieren, die entschlossen war, „sie vor den Russen zu retten“.1913 So wurde aus den britischen Beziehungen zu den Deutschen in ihrem Einflussbereich ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit, der die Monate der Blockade überdauerte und den Traditionsbruch mit der deutschen Geschichte vorantrieb.

Die Berlinkrise wurde nicht auf dem Verhandlungsweg beigelegt, aber Verhandlungen, konkret: der Abbruch der Verhandlungen durch die Westmächte im September 1948, trugen dazu bei, dass die Sowjetunion im Mai 1949 nach Sondierungsgesprächen mit der US-Regierung zermürbt aufgab.

Die britische Krisenstrategie hatte zunächst keine Verhandlungen vorgesehen. Inhaltlich gab es zwischen den Konfliktparteien jenseits des gegenseitig unterstellten Interesses, einer militärischen Konfrontation aus dem Weg gehen zu wollen, keine Schnittmenge, aus der sich ein einvernehmlicher Kompromiss hätte schmieden lassen. Vor allem ein verhandlungspolitisches Junktim zwischen der Blockade und der Deutschlandfrage sollte vermieden werden. Und unter Druck zu verhandeln, kam für die Regierung schon gar nicht infrage. Deshalb konzentrierte sie ihre Bemühungen auf Proteste und Sondierungen auf der lokalen Ebene der Militärgouverneure in Berlin; wie erwartet ohne Erfolg. Aber zum einen kannte sie danach den bereits vermuteten Grund für die sowjetische Blockade: Moskau nutzte Berlin als Hebel, um die Westmächte zur Aufgabe ihrer westdeutschen Pläne zu zwingen. Zum anderen sah Bevin seit dem 19. Juli in der Bekehrung Moskaus durch Zermürbung die Chance, die Krise einer friedlichen Lösung zuführen zu können.

Wenn er sich unter massivem Druck der amerikanischen Regierung Ende Juli dennoch auf Sondierungsgespräche mit Stalin einließ, dann tat er das nicht etwa, weil er sich von den Gesprächen einen Durchbruch erhofft hätte, sondern weil er einen Alleingang der US-Regierung verhindern, den britischen Einfluss auf das Krisengeschehen wahren, eine einheitliche Front der Westmächte präsentieren und gegenüber der Öffentlichkeit unter Beweis stellen wollte, seinerseits alles für eine friedliche Streitbeilegung getan zu haben, sollte es am Ende doch auf eine militärische Eskalation hinauslaufen.1914 Die Moskauer Gespräche, als Sondierungsgespräche konzipiert, wurden zum Lehrbeispiel schlechter Verhandlungsführung. Unzureichend vorbereitet, ließen sich die westlichen Unterhändler unter Federführung des US-Botschafters in Moskau von Stalin in Verhandlungen ziehen, die sie ursprünglich nicht führen sollten, für die ihnen die erforderliche Sachkenntnis fehlte und in denen sie sich primär von persönlichen Präferenzen leiten ließen, wonach der Verhandlungsabschluss unabhängig vom Inhalt schon als Erfolg gewertet und der gesichtswahrende Rückzug aus Berlin billigend in Kauf genommen wurde. Damit schürten sie bei Stalin und Molotov eine Erwartungshaltung, die wenige Tage später, nachdem zunächst Bevin und dann Marshall rigoros interveniert hatten, zu einer Verhärtung der sowjetischen Position führte. Während die Unterhändler jeglichen Handlungsspielraum verloren, zogen fortan die außenpolitischen Zentralen die Strippen. Zwischen Moskau, Berlin, London, Paris und Washington konkurrierten nationale Entscheidungsprozesse, zum Teil von Partikularinteressen getrieben, mit trilateralen Koordinierungsbemühungen, die im Wechselspiel unterschiedlicher Wahrnehmungen, Interpretationen und Interessen vor allem eines produzierten: Konfusion.

Die Ende August erzielte Rahmenvereinbarung war derart vage formuliert, dass beide Seiten die Deutungshoheit für sich beanspruchen konnten. Bei genauer Betrachtung war sie ein Strohhalm der Hoffnung, an den Bevin, Robertson und seine Diplomaten sich klammerten, solange die Zukunft der Luftbrücke unklar war. Doch die Sollbruchstellen waren schon in der Direktive an die vier Militärgouverneure angelegt. Spät, aber nicht zu spät, erkannten die Westmächte, dass die für ganz Berlin und die östliche Zone ins Auge gefasste Währung nach sowjetischen Vorstellungen gerade keiner Viermächtekontrolle unterworfen sein sollte. Wenn Berlin schon nicht Hebel für weiter reichende deutschlandpolitische Ambitionen sein konnte, dann sollte es zumindest der Preis sein, den die Westmächte für ihr separates Vorgehen in den westlichen Zonen zu zahlen hatten.

Das Scheitern der Verhandlungen mochte aus Londoner Sicht konsequent sein, Bevins Zaudern und Zögern, das ihm folgte, war es allerdings auch: ein Ausdruck der völligen Abhängigkeit von den Entscheidungen der Regierung Truman. Nach wie vor war er von der Richtigkeit seiner Strategie überzeugt. Alles aber stand und fiel mit der Luftbrücke. Gerade deshalb kam Marshalls Zusage zum massiven Ausbau der Luftbrücke vom 21. September 1948 einer Erlösung gleich. Und nur deshalb fiel es Bevin am Ende leicht, dem wochenlangen amerikanischen Drängen nachzugeben und den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen mit der Krise zu befassen – also nicht etwa, weil er sich davon plötzlich einen diplomatischen Durchbruch erhofft hätte, sondern weil er, anders als in den zwei Wochen zuvor, nicht mehr befürchten musste, Amerika suche den kurzen Weg in den Krieg.

Ob die Vereinten Nationen eine Organisation waren, deren Zeit noch nicht gekommen oder aber schon wieder vorbei war,1915 interessierte im Herbst 1948 nur die wenigsten in Whitehall. Stattdessen wussten sie, wozu sie die Weltorganisation nutzen wollten: als Schallverstärker des öffentlichen Krisenbewusstseins, wichtig allein für den Kampf um die Deutungshoheit über das Krisengeschehen. Die damit einhergehende Diskreditierung der Vereinten Nationen nahmen sie billigend in Kauf. Moskaus Veto war geradezu willkommen, um die sowjetische Regierung öffentlich bloßzustellen.

Ende Januar 1949 herrschte endlich Klarheit. Die Luftbrücke und der Durchhaltewille der Berliner hatten die sowjetische Blockade gebrochen. Zeit spielte keine Rolle mehr. Die Westmächte konnten abwarten, bis Stalin das Handtuch warf. Deshalb hielten Bevin und seine Diplomaten den amerikanischen Alleingang zur Beendigung der Krise für das falsche Signal. In der Kritik schwang indes noch etwas anderes mit: die schmerzhafte Erkenntnis, nur noch Juniorpartner der Vereinigten Staaten zu sein.

Und doch konnte die britische Regierung am 12. Mai 1949 für sich reklamieren, alles erreicht zu haben, worauf sie, alles andere als williger Komplize, vom 24. Juni 1948 an hingearbeitet hatte. Selbst das Abschlusskommuniqué des Pariser Außenministerrats trug ihre Handschrift. Es wies den Weg in eine Zukunft, die erst in den späten sechziger Jahren anbrechen sollte.

Basierend auf den zugänglichen Quellen hat die Fallstudie zur britischen Außenpolitik während der Blockade Berlins unter Berücksichtigung ihrer komplexen Vorgeschichte die verschiedenen Analyseebenen miteinander verbunden, das Wechselverhältnis von inneren und äußeren Rahmenbedingungen beleuchtet, die vielschichtigen Entscheidungsprozesse in ihrer Interdependenz rekonstruiert und dabei die Antriebskräfte, die Interessen, die Handlungszwänge und Gestaltungsspielräume der Hauptakteure jenseits der Vorstellung von der strukturellen Determiniertheit politischer Prozesse systematisch herausgearbeitet. Die Krisenmonate aus den Bezügen der Zeit zu deuten, um Gewolltes von Gewordenem zu unterscheiden beziehungsweise miteinander in Beziehung zu setzen, heißt immer auch, der Vergangenheit, die einst Gegenwart war, ihre offene Zukunft zurückzugeben.1916 Was so kam, wie es gekommen ist, hätte auch ganz anders kommen können. Das hat die Studie anhand der zeitgenössisch diskutierten Alternativen, der beträchtlichen Abhängigkeiten, der zeitweiligen Ungewissheiten und nicht zuletzt am Beispiel der unverhofften Zufälle aufzeigen können.
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Abstract

The Berlin blockade of 1948–1949 was a decisive moment in the Cold War division of Europe. While the nature and extent of Britain’s role in the origins of the East-West conflict have been the subject of research since the late 1970s, the scholarly debate on the first real showdown of the Cold War remains dominated by the image of a confrontation between the superpowers, the United States and the Soviet Union, with the position of the United Kingdom being relegated to one alternating between complicity with the American hegemon and defeatism.

By utilizing the widest possible array of government documents, private papers and parliamentary records as well as the vast body of secondary literature, Victor Mauer for the first time systematically examines the decision-making process in Whitehall during the crucial stage that shaped the contest over Cold War Berlin. The period preceding the onset of the crisis forms the first part of the book. How did the Attlee Government view the world at the start of the Cold War? How did it end up in a hazardous situation that entailed a risk of war that none of the conflicting parties desired? Did it really stumble into the crisis? This period, it is argued, is of critical importance when it comes to understanding the Labour Government’s actual response to the Soviet challenge. The study then looks at the key actors, their motives, objectives and perceptions during the crisis months, their scope of action as well as structural constraints originating from both the international system and the limited resources available to a world power in decline. Was really no one making strategic choices, as both earlier and more recent accounts of the crisis claim? Did the West really have no strategy? Was it drift rather than choice that defined a commitment that would last as long as the Cold War itself? Was Britain even a reluctant saviour of Berlin? What then were London’s negotiating strategies and tactics? Mauer highlights conflicting political, diplomatic, economic and military calculations and concerns, investigates the role of parliament, the public and the media, identifies the use and misuse of powerful historical narratives as part of Britain’s crisis strategy, and analyses the ups and downs of the Anglo-American relationship.

In sum, the study results in a considerable reassessment of Britain’s, and for that matter, Western policy during the Berlin blockade. Contrary to conventional wisdom, it argues that the Attlee Government, while being heavily dependent on U.S. military capabilities, took the strategic lead and thereby shaped Western policy during the crucial crisis months. It also sheds new light on Britain’s policy towards the German question. Decisions consciously and deliberately arrived at in the second half of the 1940s came to haunt successive British governments from the late 1950s onwards and yet set the framework for putting to rest the German question when the world turned on its head in 1989/90.
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